Google 


This  is  a  digital  copy  of  a  book  that  was  prcscrvod  for  gcncrations  on  library  shclvcs  bcforc  it  was  carcfully  scannod  by  Google  as  pari  of  a  projcct 

to  make  the  world's  books  discoverablc  online. 

It  has  survived  long  enough  for  the  Copyright  to  expire  and  the  book  to  enter  the  public  domain.  A  public  domain  book  is  one  that  was  never  subject 

to  Copyright  or  whose  legal  Copyright  term  has  expired.  Whether  a  book  is  in  the  public  domain  may  vary  country  to  country.  Public  domain  books 

are  our  gateways  to  the  past,  representing  a  wealth  of  history,  cultuie  and  knowledge  that's  often  difficult  to  discover. 

Marks,  notations  and  other  maiginalia  present  in  the  original  volume  will  appear  in  this  flle  -  a  reminder  of  this  book's  long  journcy  from  the 

publisher  to  a  library  and  finally  to  you. 

Usage  guidelines 

Google  is  proud  to  partner  with  libraries  to  digitize  public  domain  materials  and  make  them  widely  accessible.  Public  domain  books  belong  to  the 
public  and  we  are  merely  their  custodians.  Nevertheless,  this  work  is  expensive,  so  in  order  to  keep  providing  this  resource,  we  have  taken  Steps  to 
prcvcnt  abuse  by  commcrcial  parties,  including  placing  technical  restrictions  on  automatcd  qucrying. 
We  also  ask  that  you: 

+  Make  non-commercial  use  ofthefiles  We  designed  Google  Book  Search  for  use  by  individuals,  and  we  request  that  you  use  these  files  for 
personal,  non-commercial  purposes. 

+  Refrain  from  automated  querying  Do  not  send  aulomated  queries  of  any  sort  to  Google's  System:  If  you  are  conducting  research  on  machinc 
translation,  optical  character  recognition  or  other  areas  where  access  to  a  laige  amount  of  text  is  helpful,  please  contact  us.  We  encouragc  the 
use  of  public  domain  materials  for  these  purposes  and  may  be  able  to  help. 

+  Maintain  attributionTht  GoogX'S  "watermark" you  see  on  each  flle  is essential  for  informingpcoplcabout  this  projcct  andhclping  them  lind 
additional  materials  through  Google  Book  Search.  Please  do  not  remove  it. 

+  Keep  it  legal  Whatever  your  use,  remember  that  you  are  lesponsible  for  ensuring  that  what  you  are  doing  is  legal.  Do  not  assume  that  just 
because  we  believe  a  book  is  in  the  public  domain  for  users  in  the  United  States,  that  the  work  is  also  in  the  public  domain  for  users  in  other 
countries.  Whether  a  book  is  still  in  Copyright  varies  from  country  to  country,  and  we  can'l  offer  guidance  on  whether  any  speciflc  use  of 
any  speciflc  book  is  allowed.  Please  do  not  assume  that  a  book's  appearance  in  Google  Book  Search  mcans  it  can  bc  used  in  any  manner 
anywhere  in  the  world.  Copyright  infringement  liabili^  can  be  quite  severe. 

Äbout  Google  Book  Search 

Google's  mission  is  to  organizc  the  world's  Information  and  to  make  it  univcrsally  accessible  and  uscful.   Google  Book  Search  hclps  rcadcrs 
discover  the  world's  books  while  hclping  authors  and  publishers  reach  new  audiences.  You  can  search  through  the  füll  icxi  of  ihis  book  on  the  web 

at|http  :  //books  .  google  .  com/| 


Google 


IJber  dieses  Buch 

Dies  ist  ein  digitales  Exemplar  eines  Buches,  das  seit  Generationen  in  den  Realen  der  Bibliotheken  aufbewahrt  wurde,  bevor  es  von  Google  im 
Rahmen  eines  Projekts,  mit  dem  die  Bücher  dieser  Welt  online  verfugbar  gemacht  werden  sollen,  sorgfältig  gescannt  wurde. 
Das  Buch  hat  das  Urheberrecht  überdauert  und  kann  nun  öffentlich  zugänglich  gemacht  werden.  Ein  öffentlich  zugängliches  Buch  ist  ein  Buch, 
das  niemals  Urheberrechten  unterlag  oder  bei  dem  die  Schutzfrist  des  Urheberrechts  abgelaufen  ist.  Ob  ein  Buch  öffentlich  zugänglich  ist,  kann 
von  Land  zu  Land  unterschiedlich  sein.  Öffentlich  zugängliche  Bücher  sind  unser  Tor  zur  Vergangenheit  und  stellen  ein  geschichtliches,  kulturelles 
und  wissenschaftliches  Vermögen  dar,  das  häufig  nur  schwierig  zu  entdecken  ist. 

Gebrauchsspuren,  Anmerkungen  und  andere  Randbemerkungen,  die  im  Originalband  enthalten  sind,  finden  sich  auch  in  dieser  Datei  -  eine  Erin- 
nerung an  die  lange  Reise,  die  das  Buch  vom  Verleger  zu  einer  Bibliothek  und  weiter  zu  Ihnen  hinter  sich  gebracht  hat. 

Nu  tzungsrichtlinien 

Google  ist  stolz,  mit  Bibliotheken  in  partnerschaftlicher  Zusammenarbeit  öffentlich  zugängliches  Material  zu  digitalisieren  und  einer  breiten  Masse 
zugänglich  zu  machen.     Öffentlich  zugängliche  Bücher  gehören  der  Öffentlichkeit,  und  wir  sind  nur  ihre  Hüter.     Nie htsdesto trotz  ist  diese 
Arbeit  kostspielig.  Um  diese  Ressource  weiterhin  zur  Verfügung  stellen  zu  können,  haben  wir  Schritte  unternommen,  um  den  Missbrauch  durch 
kommerzielle  Parteien  zu  veihindem.  Dazu  gehören  technische  Einschränkungen  für  automatisierte  Abfragen. 
Wir  bitten  Sie  um  Einhaltung  folgender  Richtlinien: 

+  Nutzung  der  Dateien  zu  nichtkommerziellen  Zwecken  Wir  haben  Google  Buchsuche  für  Endanwender  konzipiert  und  möchten,  dass  Sie  diese 
Dateien  nur  für  persönliche,  nichtkommerzielle  Zwecke  verwenden. 

+  Keine  automatisierten  Abfragen  Senden  Sie  keine  automatisierten  Abfragen  irgendwelcher  Art  an  das  Google-System.  Wenn  Sie  Recherchen 
über  maschinelle  Übersetzung,  optische  Zeichenerkennung  oder  andere  Bereiche  durchführen,  in  denen  der  Zugang  zu  Text  in  großen  Mengen 
nützlich  ist,  wenden  Sie  sich  bitte  an  uns.  Wir  fördern  die  Nutzung  des  öffentlich  zugänglichen  Materials  für  diese  Zwecke  und  können  Ihnen 
unter  Umständen  helfen. 

+  Beibehaltung  von  Google-MarkenelementenDas  "Wasserzeichen"  von  Google,  das  Sie  in  jeder  Datei  finden,  ist  wichtig  zur  Information  über 
dieses  Projekt  und  hilft  den  Anwendern  weiteres  Material  über  Google  Buchsuche  zu  finden.  Bitte  entfernen  Sie  das  Wasserzeichen  nicht. 

+  Bewegen  Sie  sich  innerhalb  der  Legalität  Unabhängig  von  Ihrem  Verwendungszweck  müssen  Sie  sich  Ihrer  Verantwortung  bewusst  sein, 
sicherzustellen,  dass  Ihre  Nutzung  legal  ist.  Gehen  Sie  nicht  davon  aus,  dass  ein  Buch,  das  nach  unserem  Dafürhalten  für  Nutzer  in  den  USA 
öffentlich  zugänglich  ist,  auch  fiir  Nutzer  in  anderen  Ländern  öffentlich  zugänglich  ist.  Ob  ein  Buch  noch  dem  Urheberrecht  unterliegt,  ist 
von  Land  zu  Land  verschieden.  Wir  können  keine  Beratung  leisten,  ob  eine  bestimmte  Nutzung  eines  bestimmten  Buches  gesetzlich  zulässig 
ist.  Gehen  Sie  nicht  davon  aus,  dass  das  Erscheinen  eines  Buchs  in  Google  Buchsuche  bedeutet,  dass  es  in  jeder  Form  und  überall  auf  der 
Welt  verwendet  werden  kann.  Eine  Urheberrechtsverletzung  kann  schwerwiegende  Folgen  haben. 

Über  Google  Buchsuche 

Das  Ziel  von  Google  besteht  darin,  die  weltweiten  Informationen  zu  organisieren  und  allgemein  nutzbar  und  zugänglich  zu  machen.  Google 
Buchsuche  hilft  Lesern  dabei,  die  Bücher  dieser  Welt  zu  entdecken,  und  unterstützt  Autoren  und  Verleger  dabei,  neue  Zielgruppcn  zu  erreichen. 
Den  gesamten  Buchtext  können  Sie  im  Internet  unter|http:  //books  .  google  .corül  durchsuchen. 


Bundesverfassung 

der 

/ 

Schweizerischen  Eidgenossenschaft, 


Kommentar  mit  Einleitung 


Dr.  J.  Schollenberger, 

Profeasoran  der  Universität  ZUrlcli. 


Berlin. 

Verlag  von  O.  Häring. 
1905. 


l  i»^ 


y^ 


Bundesverfassung 


Schweizerischen  Eidgenossenschaft, 


Kommentar  mit  Einleitung 


Dr.  J.  Schollenberger, 

Proreisor  an  der  Universität  Züricli. 


Berlin. 

Verlag  von  O.  Häring. 
1905. 


l  ^ 


r    - 


All*  BMht«  TorUbalMn. 


MAY  19  1923 


VOEEEDE. 


Ein  Kommentar  zar  sciiweizerischen  BnndeiiverfaMnDg  — 
der  erst«  nach  mehr  ah  balbhandertjabrigem  Bestände  der 
schweizerischen  Bundes  Verfassung. 

Und  zwar  eine  eystemattsche  Exegese.  Dos  ist  die 
Signatur  des  vorliegenden  Kommentars.  Statt  blofBer  Wortinter- 
pretatiosen  eine  Darstellung,  die  auch  dem  Ganzen  eines  Artikels 
gerecht  wird,  seine  Verbindung  mit  anderen  Artikeln  und  der 
einzelnen  Teile  des  Artikels  untereinander  herstellt,  ohne  die 
EiDEelerkIfirungen  preiszugeben ;  dadurch  erhalten  diese  erst  ihr 
rechtes  Relief.  Die  Ei  nzelerklH  rangen  geviuneo  aber  auch  fUr 
sich  dnrcb  die  Systematik:  die  Systematik  sichert  am  ehesten 
die  Voll  Bindigkeit  und  die  Richtigkeit  der  Einzel  erklSruugea. 
Diese  erheben  sich  damit  Uber^ttie  Sammlung:',  blofser  Präjudizien, 
die  nur  die  wirklich  vorgekommenen,  nicht  die  Überhaupt  mög- 
lichen Falle  enthalten  und  auch  nicht  immer  zutreffend,  ja  nicht 
einmal  konsequent  sind,  —  Wenn  bei  der  Kommentierung  die 
formale  Seite  besonders  markiert  erscheint,  wie  auch  tu  den 
früheren  Bachern,  so  geschah  es  in  bewnrster  Absicht,  Die  formale 
ErkUrnng  nOtigt,  den  Dingen  auf  den  Grund  zu  gehen  (remm 
cognoscere  causa«),  und  nur  das  ist  Wissenschaft^  und  sie  ver- 
treibt auch  das  grßfst«  Unkraut  aller  Wissenschaft  —  die  Phrase. 

Die  Literaturangaben,  die  sich  immerhin  auf  das 
Wichtigste  beschrKnken,  mögen  beweisen,  dafs  auch  mir  die 
Literatur  nicht  unbekannt  ist,  so  wenig  als  denjenigen,  die  in  der 
Schaustellung  derselben  ihre  Wissenschaft  sehen.  „Der  Hanpt- 
swock  der  Bildung  liegt  nicht  darin,  dab  wir  den  Geist  mit 
den  Gedanken  anderer  Leute  ausfüllen",  sagt  Smiles,  und  ich 
ftlge  hinzu:  ein  Buch,  das,  wie  es  zum  gelehrten  Tone  gehört, 
eich  Satz  für  Satz  auf  andere  Bücher  (auTser  Quellen  sehr  iften)  be- 
ruft, erklärt  sich  selbst  für  Überflüssig.     Die  Angabe  von  Bücher- 


IV  Vorrede, 

titeln  aber  ist  das  Verdienst  eines  Kataloges,  Die  Literatur  soll 
nur  angegeben  werden,  wo  man  von  ihr  entlehnt  oder  sich  mit  ihr 
streitet. 

Die  Quellenangaben  ihrerseits  bilden  in  der  Weise,  wie  sie 
bei  den  entsprechenden  Artikeln  der  Bundesverfassung  gesammelt 
und  geordnet  sind,  zusammen  eine  vollständige  Überaicbt 
der  gesamten  geltenden  Bnudesgesetzgebung,  wie 
sie  noch  nicbt  esistiert.  Die  Zusammenstellung  l&Tst  im  Lanfe 
der  Zeit  sich  leicht  TervollstSndigen.  Übrigens  wäre  es  geboten, 
ein  offizielles  Verzeichnis  dieser  Art  herauszugeben,  das  periodisch 
zu  revidieren  wHre;  mit  den  „ General registern"  zu  den  einzelnen 
Serien  der  BnodesgesetzeBsammlung  ist  es  nicht  getan,  weil  sie 
nach  einzelnen  Serien  ohne  Rücksicht  aufeinander  und  zu  ganz 
verschiedenen  Zeiten  hergestellt  worden  sind  —  abgesehen  davon, 
dafs  diejenigen  der  neueren  Serien  die  aufgehobenen  Erlasse  als 
solche  nicbt  bezeichnen  und  auch  sonst  nach  Anlage  und  Inhalt 
nicbt  fehlerfrei  erscheinen.  Oder  noch  besser  wUrden  von  Amtes 
wegen  einmal  die  noch  gültigen  Erlasse  der  früheren  Serien, 
vielleicht  bis  zum  X.  Band  der  Neuen  Folge,  geBammelt  beraus- 
gegeben,  wie  solche  Sammel  ausgaben  in  den  Kantonen  längst  gute 
Gewohnheit  sind;  eine  Privatsammluug  leistet  nicht  den  gleichen 
Dienst. 

Es  freut  mich,  dafs  mein  „Bundesstaatsrecht  der  Schweiz"  ein 
Buch  nach  dem  Herzen  der  schweizerischen  akademischen  Jugend 
zu  seint  scheint.  Das  Buch  ISfet  sich  vielleicht  in  seinem  syste- 
matischen Teile  hie  und  da  noch  etwas  erweitem  oder  vertiefen. 
Immer  aber  gilt  das  Wort  des  Alexandriners  Eallimachos:  „Groke 
Btlcber  sind  ein  grofses  Übel."  —  Möge  der  Kommentar  die  gleiche 
Aufnahme  wie  das  Bundesstaatsrecht  finden! 
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EINLEITUNG. 


Schollenbergar,  Sctiireiz.  BaadeiTertMaung. 


I.   Vom  Verfassungsrecht  im  allgemeinen 

and   der   Aufgabe   der   gegenwärtigen   Darstellung   speziell. 


„VerfaBgaag",  Begriff  nnd  Gegenstand. 

Begriff.  Verfassang  scblecbthln  ist  ein  Zastand,  in 
velctem  eine  Sache  oder  Person  sich  befindet;  im  rechtlichen 
Sinn  ist  es  die  Ordnung,  durch  welche  PeTsonenverblLnde  (Ge- 
sellschaften, Vereine,  Korporationen)  sich  konstituieren,  und  im 
staatsrechtlichen  nnd  eigentlichen  Sinn  ist  es  die  Konstitntion 
des  Staates  —  diejenige  Ordnung,  dnrch  die  der  Staat  sich  kon- 
stituiert, als  solcher  sich  einrichtet. 

Gegenstand  der  Verfassung  ist  also  jedenfalls  ein  Wesen 
für  sich,  im  rechtlichen  Sinn  speziell  ein  Bechtssnbjekt,  nud  iwar 
ein  ans  einer  Mehrheit  von  physische  u  Personen  (communio 
personarum)  bestehendes,  einziges  Rechtssubjekt,  eine  Korpo- 
ration, im  staatsrechtlichen  Sinn  speziell  der  Staat  als  Korpo- 
ration. —  In  dieser  Beziehung  steht  Verfassung  im  GegensatE 
KU  Vertrag:  Vertrag  ist  eine  Willen s ein ignng  zwischen  zwei 
oder  mehreren  Personen  als  sedchen,  hat  also  znm  Gegenstand 
rerschiedeue  Rechtsstibjekte.  So  auch  speziell  in  staatsrecht- 
licher bezw.  Tölkerrechtl  icher  Beziehung.  Zwischen  verschiedenen 
Staaten  gibt  es  als  Verbindung  nur  den  Vertrag,  Staatsvertrag: 
selbst  die  engste  Verbindung  unter  verschiedenen  Staateu  beruht 
noch  auf  Vertrag,  nicht  auf  Verfassang:  der  Staatenbund;  die 
Ordnung  des  Staatenbundes  ist  der  Bundesvertrag,  und  so 
hieb  auch  die  Ordnung  des  schweizerischen  Staatenbundes  der 
Restanration  vom  Jahre  1815,  —  Wo  dagegen  die  Verbindung 
von  Staaten  so  geschlossen  ist,  dafs  ein  neuer  Staat  entsteht, 
auch  wenn  die  verbundenen  Staaten  als  solche  noch  fortbestehen, 
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beruht  sie  nicht  mehr  anf  Vertrag,  Bondein  aaf  Verfassong; 
die  Ordnung  den  Bnudesstaatee  also  bezv.  des 
Bundes  im  Bundesstaat  ist  Verfassnng,  Bandes- 
verfassung. Verfassung  heifsea  denn  auch  die  Ordnungen 
der  heutigen  Bundesstaaten:  der  Schweiz  (Schweiz.  Bundes- 
verfassung), des  Deutschen  Reiches  (Verfassung  des  Deutschen 
Reiches),  der  nordamerikanischen  Union  asw. 

„Verfassuagsrecht "  ist  das  Recht  mit  Bezug  auf  die 
Verfassung,  das  die  Verfassung  bildende  Recht,  Es  gibt  aber, 
wie  es  Recht  überhaupt  in  doppeltem  Sinne  gibt,  ho  auch  Vet^ 
fassnngsrecht  in  doppeltem  Sinne:  1.  als  Inbegriff  der  Qrusd- 
sfttze  der  Ordnung,  durch  welche  der  Staat  sich  konstituiert, 
kurz  als  Verfossongsordnnng,  und  2.  als  Lehre  oder  Wissen- 
schaft von  diesen  Grundsätzen,  also  als  Verfasstmgslehre. 

Ä,   Die  Verfassimgsordiiung. 

1.  Arten  von  Verfassnugsrecht  im  Sinne  von  Verfassungs- 
ordnnng.  Der  Verfassungsordnung  nach  nuterscheidet  man  for- 
melles und  materielles  Verfassungsrecht. 

Formelles  Verfassungsrecht  umfafst  alles,  was  in  das  Ver- 
fassungsgesetz tatsächlich  aufgenommen  ist;  in  der  Regel  unter- 
liegt auch  dessen  Bildung  besonderen,  von  der  gewöhnlichen 
Gesetsgebnng  abweichenden,  strengeren  Formen. 

Materielles  Verfassungsrecht  ist  dasjenige  Recht,  das 
sachlich,  seinem  Gegenstande  nach,  in  das  Verfassungsgesets  ge- 
hört, d.  h.  was  znr  Konstituierung  eines  Staates  notwendig  er- 
scheint. Was  aber  gehSrt  in  ein  Verftssungsgesetz  nnd  was 
nicht?  Das  ist  kontrovers.  —  Zur  Ronstituiemng  des  Staates 
gehOii:  1.  jedenfalls  die  Festsetzung  des  TrUgen  der  Staatsgewalt 
(ob  eine  einzelne  Person  oder  eine  Mehrheit  von  Personen  oder 
die  Gesamtheit  des  Volkes)  bezw.  der  Staatsform  (ob  Mon- 
archie, Aristokratie  oder  Demokratie),  in  der  Meinung  immerhin, 
da£s,  wenn  nicht  eine  bestimmte  Person  bezw.  Dynastie  oder  eine 
Mehrheit  als  Triger  festgesetzt  ist^  die  Gesamtheit  des  Volkes 
als  Trllger  bezw.  als  Staalsform  die  Demokratie  anzunehmen  ist; 
2.  sodann  die  Bestimmung  der  Organe  zur  Ausübung  der  Staats- 
gewalt, der  Staatsorgane,  darunter  und  vor  allem  das  Volk 
mit  seinen  politischen  Rechten;  3.  weiter  kommt  dazu  gewöhn- 
lich  die   Festsetzung  der  Rechte  des   Volkes   als  Untertan,   der 
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sog.  Froibeitsrechte,  als  Schutzrechte  der  Individuen  vor 
Vergewaltigung  durch  die  Staatsgevalt;  i.  in  den  nenesten  Ver- 
faasangen  der  Schweiz  auch  di«  Festsetzung  dei  hauptsächlichsten 
Aufgaben  des  Staates,  namentlich  sozialpolitischtir  (vgl.  die  Ver- 
fassungen von  Aai^n  Art.  85,  Solotbnm  Art.  87  usw.:  mein 
Gmudrife  des  Staats-  und  VerwaltongBrecbts  der  schweizerischen 
Kantone  I,  22),  als  Programmpnnkte  der  Staatsverwaltting 
in  dieser  Richtung.  _ —  Zur  Konstituierung  des  Staates  gehören 
dagegen  nicht:  1.  die  Bestimmung  von  Organen,  die,  im  Gegen- 
satz zn  den  obigen  unter  2.,  nicht  Organe  üur  Ausübung  der 
Staatsgewalt  selbst  sind,  sondern  nur  dienende  Organe, 
untergeordnete  Funktionllre  —  die  also  kein  wesentliches  Glied  . 
des  StaatsorganismuB  bilden ;  2.  Aufstellung  von  gewöhnlichen 
Normen  der  Verwaltung  oder  Rechtspflege,  von 
Normen  also,  die,  verschieden  von  den  oben  unter  4.  bezeich- 
neten, nicht  dasu  dienen,  der  Staatsverwaltung  eine  bestimmte 
charakteristische  Richtung  zn  geben. 

2.  Bedeutung  des  materiellen  ßlr  das  formelle  Ver- 
fassungsrecbt.  Das  materielle  Verfassungsrecht  (soweit  überhaupt 
feststeht,  was  dazu  gehört)  bildet  den  Uafsstab  fUr  die  Be- 
arteilnng,  ob  eine  bestimmte  Verfassung  alles  materielle  Ver- 
fassnngsrecht  enthält,  b«zw.  negativ  ausgedrückt,  ob  sie  nicht 
alles  enthält,  was  sachlich  in  eine  Verfassung  gehört,  oder  mehr, 
als  was  in  eine  Verfassung  gehCrt,  und  nach  diesem  HaTestab  bat 
sich  dann  das  Recht  und  die  Pflicht  der  Aufnahme  von  Ver- 
fassungsgrundsfttzen  in  die  Verfassung  zu  richten;  entweder  sind 
mehr  GmndsStze  aufzunehmen,  oder  es  ist  die  Aufnahme  weiterer 
Bestimmungen,  die  nicht  in  eine  Verfassung  gehören,  zu  unter- 
lassen bezw.  zn  verweigern,  mit  anderen  Worten;  der  Mabstab  des 
materiellen  Verfassungsrechtes  wird  für  das  formelle  Verfassungs- 
recht zum  Gebot  der  Aufnahme  oder  Weglassang  von  Grund- 
sätzen.  —  Beispiele  nach  der  ersteren  Seite,  wonach  zn  wenig 
Grundsätze  aufgenommen  worden  sind,  bilden  die  Verfassungen 
beider  Basel.  Sie  bestimmen  nichts  Über  die  unteren  Oi^^e, 
die  eine  wie  die  andere  Verfassung  bestimmt  nichts  Über  die  Ge- 
meinden, diejenige  von  Baselland  auch  nichts  über  die  Bezirks- 
oTganisation ;  sie  überlassen  die  bezügliche  Bestimmung  dem  ge- 
wChnlicbeu  Gesetz.  Daher  sollte  die  bezügliche  Gesetzgebung 
nicht  weniger  als  die  Verfassung  selbst  der  Genehmigung  des 
Bundes  unterliegen,   weil    nach  Art.  6    der  Bundesverfassung  die 
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kantonalen  Verfassnugen,  und  xwar  Vflrfitssujag  im  materiellen 
Sinn  genommen,  vom  Bund  genehmigt  sein  mUseen  (vgl.  nnteit 
„Kommentar")  und  die  OesMzgebnng  aber  die  Gemeinden  und 
Bezirke  in  der  Hauptsache  wesentlich  Verfasanngsgesetzgebiuig' 
ist.  —  Ein  Beispiel  nach  der  anderen  Seite,  dafUr,  dafs  anfser  den 
materiell  Terfaesangarechtlichen  Bestimmungen  gelegentlich  auch 
andere  BesUmmnogen  in  eine  Verfassung  hineingeUngea,  bildet 
das  SchlchtTerbot  (Art.  25''")  der  Bundesverfassang.  Daa 
SchSchtverhot  ist  eine  einzelne  und  dazu  gewöhnliche  Terwaltangs- 
bestimmong  der  Lebensmittelpolizei ,  spesiell  der  Metzgerei' 
kontrolle  beEW.  der  Polizei  gegen  Tierquälerei,  aber  keine  grund- 
slltsliche  Bestimmung  der  Yerwaltnngspolitik,  weder  nach  der 
sozialpolitischen  noch  nach  einer  anderen  Bichtang.  Es  hatte 
daher  die  Volks verfaasungsinitiative,  durch  welche  dieses  Verbot 
in  die  Bundesverfassung  eingeführt  worden  ist,  von  den  Bnndes- 
bebOrden  zurflckgewieseti  werden  kUnnen  und  sollen.  Es  haben 
aber  beide  schon,  die  Bundesversammlung  wie  das  Volk,  in  der 
Aufnahme  von  Bestimmungen  in  die  Bundesverfassung  gefehlt: 
die  Bundesversammlung  dadurch,  dats  sie  Bevisionen  als  Partial- 
revisionen beantrag^  die  ihrem  Wesen  nach  Total re Visionen  sind, 
und  das  Volk  eben  insofern,  als  es  GrundsKtze,  die  überhaupt 
keine  Verfassungsgmndsätze  sind,  in  die  Verfassung  aufgenommen 
wünschte  (vgl.  unten). 

ß.  Die  Verfassnngslehre. 

Im  allgemeinen.  Das  Verfasgungsrecht  als  Verfaasungs- 
lehre  bildet  eine  Disziplin  der  Staatswissenschaften.  Die  Staats- 
wissenschaften  teilt  man  sonst  ein  in:  1.  Staatslehre  (betreffend 
die  Fragen:  was  der  Staat  ist^  wie  er  entsteht  und  untergeht 
usw.  —  alles  Fragen,  deren  Beantwortung  nicht  Sache  von 
RecfatssBtzen  ist);  2.  Staatsrecht  (sc.  Staatsrechtslehre,  d.  h. 
Lehre  von  den  RecbtssKtzen  betrefiisRd  den  Staat,  seine  Ein- 
richtung und  Tätigkeit),  das  seinerseits  in  Staatsrecht  im 
engeren  Sinne  (betreffend  die  Einrichtung  des  Staates)  und 
Verwaltungsrecbt  (betreffend  seine  Txtigkeit  tür  die  Volks- 
genossen schaft  im  ganien,  betreffend  also  die  Verwaltung  der 
öffentlichen  Interessen)  «erftllt;  3.  Völkerrecht  (Inbegriff  der 
Normen  von  der  Völkergemeinschaft)  und  4.  Politik  (betreffend 
die  Frage,   wie   der  Staat  sich  einrichten   soll,   d.  h.  die  Lehre 
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von  der  Knoat  der  EweckmUTsigsten  Gestaltung  des  Staates  und 
der  zweckmUfBigsten  Schafinng  nnd  Aawendnng  des  Bechtea).  — 
Das  VerfaBsnngsrecht  als  Yerfassun^lebre  nmfafat  nnn  ent- 
sprecbend  dem  VerfaarangBrecIit  als  Verfassungsordnung  von  den 
genannten  Diseiplinen  nur  das  Staatsrecht,  und  zwar  hauptsäch- 
lich das  Staatsrecht  i,  e.  S.,  fällt  aber  mit  dem  Staatsrecht  weder 
in  dem  einen  noch  im  anderen  Sinn  zusammea,  insofern  als  es 
einerseits  nicht  alles  Staatsrecht,  anch  nicht  «lies  Staatsrecht 
i.  e.  8.,  nnd  andererseits  anch  noch  anderes  Recht  anfserhalb  des 
Kreises  der  Staats wissenscbaften  enthält.  1.  Das  Verfassungs- 
recht  enthält  nicht  alles  Staatsrecht,  anch  nicht  alles 
Staatsrecht  i.  e.  S.;  es  enthält  uKmlich  als  Lehre  vom  Grund- 
gesetz nur  die  grundsätzlichen  Bestimmungen,  betr.  den  Staat, 
seine  Einrichtung  -bezw.  Tätigkeit,  während  die  weiteren 
Nonnen  durch  die  gewSbnlicbe  Ge8et2gebnng  aufgestellt  werden, 
mit  deren  Inhalt  wie  mit  der  Verfassung  sich  wohl  das  Staats- 
recht zu  befassen  hat,  nicht  aber  das  Verfassungsrecht.  2.  Das 
Verfassungsrecht  enthält  noch  anderes  Recht  anfser- 
halb des  Kreises  der  Staatswissenschaften,  Es  enthält  nämlich 
mitunter  auch  Bestimmungen  der  Rechtsordnung  (des  Privat- 
rechts,  Stra&echts,  Prozesses),  aber  sofern  Überhaupt  wieder  nur, 
dem  Charakter  der  Verfassung  als  Grundgesetz  entsprechend, 
Haupt-  oder  Gmndbflstimmungen,  um  der  weitereu  Gesetzgebung 
auf  diesen  Gebieten  oder  um  der  Rechtsprechung  bestimmte 
Direktiven  su  geben;  die  weiteren  Bestimmungen  aber  bleiben 
um  so  mehr,  noch  mehr  als  beim  Staatsrecht,  der  gewShnlichen 
Gesetsgebnng  Überlassen.  —  Immerhin  ist  f^r  die  Lehre  eines 
positiven  Verfassnngs rechtes  die  spezielle  Verfassnugsurkunde 
malsgebend  in  der  Weise,  dafs  auch  diejenigen  Bestimmungen 
darzustellen  sind,  die  materiell  gar  kein  Verfassungs recht  ent- 
halten. 

Das  Bundesverfassungsrecht  speziell.  Ganz  so  wie  beim 
Verfessungsrecht  Überhaupt  ist  es  beim  Bundesverfassungsrecht 
bezw.  bei  der  Lehre  vom  Bundesverfassungsrecht;  sie  beschränkt  sich 
auf  die  Sätze  der  Verfassung,  befafst  sich  nicht  mit  der  Gesetz- 
gebung, erstreckt  sich  aber  auch  auf  diejenigen  Sätze,  die  nicht 
speziell  staatsrechtlicher  Natnr  sind  —  und  erstreckt  sich  bei 
einer  positiven  Bandes  Verfassung,  wie  hier  bei  der  schweizerischen 
Bundesverfassung,  auch  auf  die  materiell  nicht  bnndesverfassungs- 
mäfsigen   Sätze.   —   Danach   bestimmt   sich   denn  anch   die  Auf- 
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gäbe  der  folgenden  Daretellnng ,  geschichtlich  and  dogm»tisch. 
1.  Geschichtlich  ist  eine  Darstetlung  nnr  der  BundesTerfaseang 
bezw.  des  Bundesstaates  za  geben,  und  zwar  des  hentigen 
Bundesstaates  seit  1848,  nicht  auch  der  früheren  Bundesformen,  die 
auch  (auEser  der  Hediation)  andere  waren  (BUndnisse  vor  1798, 
Staatenbund  ron  1815 — 1848),  wahrend  das  geschichtliche  Bnndes- 
staatsrecht,  im  Gegensatz  zum  Bundesverfassungsrecht,  eine 
Geschichte  des  Bundes  Überhaupt,  der  eben  nicht  nur  in  einer 
Bundesverfaaenng ,  sondern  zuerst  in  Bündnissen  und  dann  im 
Staatenbund  bestand,  zu  geben  hat.  Dafttr  ist  nm  so  näher  auf 
Entstehung  und  Entwickelung  der  Bundesverfassung  einzugehen, 
mehr  als  es  im  Bundesstaatsrecht  der  Fall  ist,  fUr  das  diese  Ent- 
stehung und  Bntwickelung  nar  eine  Episode  in  der  Geschichte  der 
schweizerischen  Eidgenossenschaft  Überhaupt  bildet.  —  2.  Dog- 
matisch bat  die  Darstellung  alle  Bestimmungen  der  VeHasaung 
zu  kommentieren ,  aber  nnr  diese  Bestimmungen;  es  entfallen 
also  diejenigen  bundesstaatsrechtlichen  Partien,  die  nicht  im  Ver- 
faesnngsrecht ,  sondern  lediglich  im  Gesetzes-  oder  Vertragsrecht 
enthalten  sind ;  speziell  bleibt  antser  Betracht  die  völkerrechtliche 
Stellung  der  Schweiz,  die  durch  kein  inneres  Becht,  auch  nicht 
durch  das  Terfassnngsrecht,  sondern  durch  Völkerrecht  und  Staats- 
vertrKge  bestimmt  wird.  Immerhin  sollen  auch  die  Gesetze,  durch 
welche  die  Verfassung  ihren  Ausbau  erhalten  hat,  und  sollen  auch 
die  Vertrage  der  Schweiz  nach  auEsea  im  Anschluls  an  die  be- 
züglichen Artikel  der  Bundesverfassung  namhafl:  gemacht  werden.  — 
Wie  aber  der  bisherige  Abschnitt  nur  als  Einftlhrung  in  das 
positive  Bundesverfaseungsrecht  der  Schweiz  dient,  so  die  ge- 
schichtliche Darstellung  nur  als  Einfuhrung  in  dieses  Recht,  so- 
weit es  zurzeit  gültig  ist;  die  Darstellung  dieses  positiven 
und  zurzeit  gUltigen  Secbtes  ist  Aufgabe  des  Kommentars  selbst. 


II.  Zur  Geschichte  der  Schweiz.  Bundesverfassung. 

Es  kommt  vor  altem  die  Entstehung  der  heutigen  Bundes- 
Verfassung  bezw,,  da  sie  noch  die  Grnndzttge  derjenigen  von  1848 
enthalt,  des  heutigen  Bundesstaates  überhaupt  in  Betracht;  sodann 
die  weitere  Entwickelung  desselben,  znuHchst  in  der  Partialrevision 
von   1866   und  darauf  in  der  Totalrevision  von  1874  nnd  deren 
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seitherigen  Fartialrevisioaen.  —  Danach  denn  die  Einteilung: 
A.  Entstehungsgeschichte  des  heutigen  Buudesetaatea ;  B.  die 
Partialrevision  von  1866;  C.  die  heutige  Bundeaverfasenng;  D.  die 
Partialrevisionen  seit  1874. 

A.  Entstehung  des  heutigen  Bundesstaate». 

Der  heutige  Bnndeaetaat  ist  anf  den  Staatenbund,  die  Bnndea- 
▼erfassung  von  1848  anf  den  Bundesvertrag  von  1615  gefolgt. 
Wie  das  aber  geschehen  ist,  das  ist  die  Frage.  ZunSchst  der 
tatsKcbliche  Hergang  und  dann  die  rechtliche  Konstruktion  der 
Entstehung. 

1.   Der  tateäehliehe  Hei^ng. 

Vgl.  Blumer-Uorel  I  (2.  Aufl.)  69  ff.  u.  124  ff.,  und  Reper- 
torinm  der  Abschiede  von  1814—1848,  I,  364  ff. 

Es  sind  zwei  Unternehmungen  der  Beviston  des  Bnndes  von 
1815  EU  unterscheiden:  ein  erster  Versuch  anfangs  der  30er  Jahre, 
der  mifslungen  war,  und  die  Bandesreform,  die  1847  noch  vor 
dem  Sonderbandskriege  eingeleitet  und  nach  demselben,  1848, 
zu  Ende  geführt  wurde. 

a.  Die  mifsluagene  Bundearevision  von  1831  bis 
1885;  sie  bildet  eine  Unternehmung  der  sogen.  Regeneration. 

ZunKchst  erfolgte  die  Regeneration  in  den  Kantonen. 
Gregen  die  politische  und  kirchliche  Reaktion,  die  in  den  Kan- 
tonen durch  die  kantonalen  Verfassungen  um  die  gleiche  Zeit 
wie  in  der  Eidgenossenschaft  durch  den  Bundesvertrag  von  1815 
veraalafst  worden  war,  erhob  sich  anfangs  der  20er  Jahre  eine 
immer  mehr  wachsende  Opposition  im  Volke ,  die  scblierslicb  in> 
folge  des  Beispiels  der  franztSsischen  Julirevolution  (30.  VI.  1830) 
snm  Ausbruche  kam.  In  zwölf  Kantonen  (Thnrgau,  Zürich, 
Aargan,  Lusem,  St.  Gallen,  Sotothnm,  Basel,  Waadt,  Freiburg, 
Schaffhausen,  Appenzell  a.  Rh.  und  Bern)  wurden  von  1830  anf 
1831,  innerhalb  eines  Jahres,  die  Verfassungen  geändert  im 
Sinne  der  Einfuhrung  der  VolkssouveränetSt  and  der  Volksrechte, 
und  zwar  der  Freiheits-  und  politischen  Rechte  des  Volkes. 

Uit  diesen  regenerierten  kantonalen  Verfassungen  erschien 
der  Bund  nicht  mehr  im  Einklang,  und  es  erfolgte  der  Versuch 
der  Bundesrevision.  Dieselbe  nahm  vttrschiedene  Anlftnfe,  und  es 
machte    der    erste    auch    verschiedene  Stadien    durch :    schliefslich 
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kam  daa  Jahr  1847   nnd   mit  ihm  dann  die  erfolgreiche  Bandes- 


L  Anlauf,  seine  verschiedeuea  Stadien.  1.  Die  Initiative  zam 
Anlauf  ging  anch  hier,  wi«  bei  der  Revision  der  kantonalen  Ver- 
fassangen,  von  Thargan  ans:  Die  Abordnung  dieses  Kantons 
brachte  tn  der  ordentlichen  Tagsatznng  (Juli)  des  Jahres  1881 
die  Revision  des  fiundesvertrages  znm  erstenmal  in  Auregnng, 
oaterBtntzt  namentlich  von  Zürich,  Freibnrg  and  St.  Gallen;  der 
Gegenstand  wurde  mit  Mehrheit  ad  referendtun  genommen  tüi 
die  ordentliche  Tagsatsung  von  1832,  —  2.  Inzwischen  erschien 
ein  halboffizieller  „Entwurf  einer  schweizerischen 
BundeBverfasanng",  aasgearbeitet  nämlich  von  Baumgartner, 
St.  Gallen ,  Karl  Schnell  von  Bern  und  Kasimir  Pfyfier  von 
Luzern  im  Auftrag  der  Tagsatzangsgesandten  der  regenerierten 
Kantone.  —  3.  An  der  ordentlichen  Tagsatzung  1832,  den 
17.  VII.,  wird  die  Bundesrevision  grundsätzlich  be- 
schlossen, von  13'/>  Ständen,  und  zur  Ausarbeitung  eine  Kom- 
mission bestellt.  —  4.  Versamminng  und  Beratung  der  Kom- 
mission vom  29.  X.  bis  20.  XII.  1832.  Nach  den  Be- 
schlüssen der  Kommission  wird  von  Baumgartner  ein  Revisions- 
entwurf  ausgearbeitet  nnd  derselbe  von  Fellegrino  Rossi,  damals 
Professor  in  G^nf  und  Gesandter  Genfs  an  der  Tagsatznng,  mit 
einem  berühmt  gewordenen  Berichte  begleitet  (Rossi  war  gebür- 
tiger Italiener;  nachmals  Minister  des  Papstes  Pius  IX.,  wurde 
er,  beauftragt  mit  der  EtnfUhrung  des  konstitutionellen  Systems 
im  Kirchenstaat,  daselbst  den  15.  XI.  1848  ermordet).  Das  ist 
der  erste  offizielle  Entwurf  einer  Bundesrevision 
vom  20.  Xn.  1832.  —  5.  Im  März  1833  kommt  der  Entwurf 
vor  die  Tagsatznng,  wird  von  ihr  einer  anderen  Kommission  Über- 
wiesen, und  ans  deren  Beratung  geht  der  zweite  abge- 
änderte Entwurf  vom  15.  V.  1833  hervor.  Vergl.  die  syo- 
optische  Zusammen  Stellung  beider  Entwürfe  im  Reperturium  der 
Abschiede  von  1814 — 1848,  IT,  704  fr.  —  6.  Der  Entwurf  wurde 
dann  ohne  weiteres,  ohne  dafs  eine  Abstimmung  darüber  in  der 
Tagsatznng  stattgefunden  hätte,  den  Ständen  mitgeteilt;  von 
diesen  aber  nahmen  nur  9'/«  (Zürich,  Solothnrn,  Luzern,  Bern, 
St.  Gallen,  Baselland,  Freibarg,  Thnrgau  nnd  Scbaffhaosen)  den 
Entwurf  unbedingt  an,  GranbHnden  nnd  Genf  nnr  bedingt,  und 
von  den  anderen  Kantonen  erfolgte  teils  Verwerfung ,  '  teils  Ver- 
schiebung des  Entscheides,  teils  Ablehnung  jeder  Revision. 


Zar  Geschichte  der  Schweiz.  Bundes  Verfassung.  H 

II.  Anlauf.  Der  Vorort  Zürich  regt  durch  Kreissclireibeii 
vom  16.  XI.  1883  ein  neneg  Eintreten  auf  die  Bevision  an,  wo- 
bei er  als  einen  der  Wege  die  Beratung  durch  einen  besonderen 
Verfassnngsrat  hezeichtiet.  Die  Tagsatznng  beschliebt  dagegen 
am  4.  VIII.  1834,  dafs  die  Reviitiou  durch  die  Tagsatzung  selbst 
vorzunehmen  sei,  und  ernennt  eine  Kommission  zur  Ausarbeitung 
neuer  Antrüge,  gelangt  dann  aber  scbliefslicb  zu  keinem  anderen 
Resultat,  als  dafs  sie  die  AntrSge  der  Kommission  ad  referendttm 
nimmt. 

III.  Nachdem  sich  so  die  Unfähigkeit  der  Tagsatzung  zur 
Bevision  herausgestellt  hatte,  stimmten  dann  an  der  ordentlichen 
Tagsatzung  1835:  6Vi  Stande  für  einen  Verfassuugsrat ,  fUr  die 
Revision  tlberhaupt  ergab  sieb  aber  nur  noch  eine  Minderheit 
von  neun  Stimmen. 

IV.  Der  Ausgang  der  mi&lnngenen  Bnndesrevision :  all- 
jährlich wurde  zwar  die  Frage  der  Bundesrevision  uoch  in  der 
Tagsatzung  beraten,  allein  diese  Verhandlungen  -waren  gänzlich 
erfolglos  —  bis  1847.  Immerhin  verknflpfte  sich  so  die  mife- 
Ittugene  Bnndesrevision  mit  der  folgenden  erfolgreichen  Bnndes- 
reform. 

b.  Die  Bundesreform  vom  Jahre  1848,  ihr  tatsäch- 
licher Hergang.  Derselbe  war  viel  einfacher  als  der  der  roits- 
lungenen  Bnudeerevirion ;  er  .besteht  ans  zwei  Akten,  die  durch  den 
Souderbundskrieg  getrennt  sind,  nämlich : 

I.  Am  20.  Juli  1847  hatte  die  Tagsatzung  den  Sonderbnud  der 
ultramoutanen  Kantone,  weil  mit  den  BeBtimmungeu  des  Bundee- 
vertrages  unvereinbar,  als  aufgelöst  erklärt  Dabei  war,  entgegen 
dem  Antrag  der  sonderfa Und  1er i sehen  Minderheit,  bereits  das  Recht 
des  Bundes  gewahrt  worden ,  auch  ohne  ihre  Mitwirkung  den 
Bnndesvertrag  amzuSndern.  —  Am  16.  VIII.  wird  in  aller  Form  mit 
Hehrheit  (18  Suinde,  auTser  den  7  sonderbtlndlertschen  Kantonen 
und  Neuenbürg  und  Appenzell  a.  Rh.  wie  i.  Rh.)  die  Revision 
beschlossen  und  eine  Kommission  zur  Ausarbeitung  von  Out- 
achten und  Anträgen  bestellt  nach  dem  Grundsatz,  dals  in  dieser 
Kommission  sämtliche  Kantone,  die  zu  einer  Revision  die  Hand 
bieten,  vertreten  sein  sollen.  —  Dann  aber  kam  der  Sonder- 
bnndskrieg  (vom  4.  XI.,  dem  Tag,  an  welchem  die  Vollziehung 
des  BeschluBses  vom  20.  VII.  mit  Waffengewalt  beschlossen 
wurde ,  bis  zum  29.  XI. ,  Tag  der  Kapitulation  von  Wallis)  da- 
zwischen. 
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II.  Nach  Beendigang  des  Sonde rbundskriegea  erSffuete  die 
Kommission  ihre  Arbeit,  am  17.  II.  1848,  und  zwar  waren 
in  der  EommissioD  nun  sämtliche  Kantone,  anfser  Innerrhoden  und 
Neuenbu)^,  vertreten,  indem  seither  auch  die  ehemaligen  Sonder- 
bundskantone  nebst  AnCserrhoden  ihre  Teilnahme  au  der  Bundes- 
revision erklärt  hatten.  —  Die  Kommission  trat  sofort  selbst,  in 
pleno,  in  die  Revision  ein,  bestellte  aber  zur  näheren  Ausarbei- 
tung der  von  ihr  ang:enoramenen  Grundsätze  und  in  diesem  Sinn 
also  als  Redaktoren  des  Bundesentwurfea :  Dr.  Kern  von  Thui^au, 
den  nachmaligen  schweizerischen  Gesandten  in  Paris,  und  Staats- 
rat Druey  von  Waadt,  —  Am  8.  IV.  vollendete  sie  ihre  Be- 
ratungen, und  darauf  wurde  der  Entwurf  den  Kantonen  zur  In- 
struktion ihrer  Gesandten  flir  die  nächste  Tagsatzung  mitgeteilt 
und  mit  einem  beleuchtenden  Berichte  der  beiden  Redaktoren 
veröffentlicht.  —  Am  15.  V.  trat  die  Tagsatzung,  auf  welcher 
nunmehr  sämtliche  XXII  Kantone  vertreten  waren,  in  die  Be- 
ratung des  Bundes  Verfassungsentwurfes  ein,  und  am  27.  Juni  1848 
schi-itt  sie  zur  Abstimmung  über  denselben,  mit  dem  Resultat, 
dals  die  Gesandtschaften  von  13Vs  Ständen  (Zflrich,  Luzem, 
Glarus,  Zug,  Freiburg,  Solothnrn,  Schaffhaunen,  St.  Gallen,  Gran- 
btlnden,  Aargan,  Thni^au,  Wallis,  Genf,  Baselland)  fllr  denselben 
stimmten.  —  Gemäfs  dem  Entwürfe  selbst  (Übergangsbeatim- 
mnngen,  Art.  1)  hatten  sich  Ober  die  Annahme  noch  die  Kantone 
nach  HaTsgabe  ihrer  Verfassungen'),   eventuell,  bei  Uanget  einer 


')  DiebezQgl.  kaoton.  yerfassungsbestimmungeu  lauteten:ZÜTich, 

Verf.  V.  20.  m.  1831,  Art.  93:  „. . .  Wird  alsdann  der  Vorschlag  ganz 
oder  mit  Abänderungen  angenommen,  so  ist  das  dicHßllige  Gesetz  noch 
der  gcBamten  Bürgerschaft  zur  Annahme  oder  Verwerfuug  vor- 
zulegen." —  Bern,  Verf.  v.  13.  VII.  1846,  §  6:  ,Die  politischen  Ver- 
sammlungen stimmen  ab:  ...  2.  über  die  Veränderungen  der  Bundes- 
verfaHBung."  —  Luzern,  Verf.  v.  1.  V.  1841,  §34:  „Jede  Verände- 
rung des  schweizerischen  Bnndesvertrages  muls  dem  souveränen 
Volk  in  den  Gemeinden  zur  Annahme  oder  Verwerfung  vorgelegt 
werden."  —  Uri,  Erklärung  über  die  Verf.  des  Kautons  Uri  v.  7:  V. 
1820;  Beschlufs,  betr.  Verfassungsänderung  v.  19.  X[I.  1847,  g  17: 
„Nach  erfolgter  Genehmigung  durch  die  Landsgemeinde  sind  diese 
abgeänderten  Grundgesetze  der  Gewährleistung  der  h.  Tagsatzuog  vor- 
zulegen." —  Schwyz,  Verf.  v.  5.  X.  1833,  153:  „Der  Verfassungsrat 
revidiert  nach  Auftrag  die  Verfassung  und  legt  sie  den  Bezirks- 
gemeinden  zur  Annahme  oder  Verwerfung  vor."  —  übwalden, 
Verf.  V.  28.  IV.  1816,  55:  „Es  liegt  im  SouverBnet&tsrecht  der  Lauds- 
gemeinde,  auf  den  Vorschlag  des  Landrates,  im  eint-  und  andern 
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bezUglicbeaBeettminimg—  auf  die  durch  die  oberste  KantonsbebOrde 
feBtztMetzende  Weise,  aaszu sprechen.  Danach  sind  dreiGrappen  von 

Artikel  dieser  Kantonalveif.  Abänderungen  oder  gutfindende  Zusätie 
zn  machen."  —  Nidwaiden,  Verf.  t.  18.  VIII.  1816,  HL  „Die 
Nachgemeinde  (d.  h.  die  nach  der  ordentlichen  Hauptlandagemeinde, 
der  „Landsgemeinde"  schlechthin,  au  einem  folgenden  Sonntag  statt- 
findende Landsgemeinde)  errichtet  und  ftndert  Gesetze  ab  . . ."  — 
Glarns,  Verf.  v.  32.  V.  1842,  §  98:  „.  . .  Der  dreifache  Landrat  legt 
dieselben  (die  revidierten  Artikel)  mit  seinem  Gntachten  versehen  der 
n&chsten  ordentlichen  Landsgemeinde  vor."  —  Zug,  Verf.  v.  17.  L 
1848,  Art.  128,  .4bs.  2:  „Die  Abänderung  der  bezüglichen  Verfassungs- 
beatjmmnngen  hat  sodann  auf  dem  gewöhnlichen  Wege  der  Gesetz- 
gebung vor  sich  zu  gehen,  mit  dem  Zusätze  jedoch,  dafs  der  . .  Ent- 
warf .  .  der  gesamten  BQrgersehaft  des  Kantons  zar  Annahme 
oder  Verwerfung  unterlegt  werden  mufs."  —  Freiburg,  Verf  v.  i.  III. 
1848,  Art.45;  „Die  Befugnisse  und  Verrichtungen  des  GrofHen  Rates 
sind  folgende:  ...  e)  Er  entscheidet  über  die  an  dem  Bundes- 
vertrage  zu  machenden  Abänderungen."  —  Solothurn,  Verf.  v. 
10.  L  1841,  §  1 :  „Der  Kanton  Solothurn  ist  ein  Freistaat  und  bildet  ein 
Bnndesglied  der  Schweiz.  Eidgenossenschaft.  Abßtlige  Abänderungen 
des  bestehenden  Bundesvertragea  sind  der  Genehmigung  des 
Volkes  zn  unterwerfen."  —  Baaelatadt,  Verf.  v.  22.  HL  1847, 
Art.  2:  „Die  ihm  (dem  Kanton)  zustehenden  Souverän etätsrechte  werden 
von  der  Gesamtheit  seiner  stimmfähigen  BQiger  in  verfassungs- 
roiXsigen  Versamminngen  ausgeübt:  a)  dadurch,  dafs  die  Kantonsverf. 
sowie  die  sehweiz.  Bundesverfassung  oder  Abänderungen  derselben 
ihrer  Genehmigang  unterlegt  werden  müssen."  —  BaseJland,  Verf, 
V.  1.  VIIL  1838,  g  81 :  „Jede  Revision  der  Verf.  geht  von  einem  durch 
das  Volk  aufgestellten  Veriassnngsrat  aus  und  soll  dem  Volke  zur 
Genehmigung  oder  Verwerfung  vorgelegt  werden."  —  Schaffbaasen, 
Verf.  V.  1.  XI.  1834,  §  81,  Schlurssatz:  „Im  Falle  einer  Revision  und 
nach  Vollendnng  derselben  mufs  die  abgeänderte  Verf.  den  stimm- 
Ahigen  Bürgern  des  Kantons  zur  Annahme  oder  Verwerfung  vor- 
gelegt werden."  —  Appenzell  a.  Rh.,  Verf.  v.  3L  VIIL  1834,  22: 
„. . .  Alsdann  geUngt  der  Antrag  (auf  Abänderung  der  Verf.)  . . .  vor 
die  Landsgemeinde  ..."  —  Appenzell  i.  Rh.,  Verf.  v.  26.  IV. 
1829,  zweitletzter  Satz:  „Sollten  Lnndammann  und  Rat  und  sämt- 
liche Landleute  an  dieser  neu  revidierten  Landeeverf.  in  die  Zu- 
kunft abzuändern  und  zu  verbessern,  ee  für  nützlich  und  notwendig 
erachten,  so  behalten  sie  sich  dieses  Recht  für  sich  und  ihre  Nach- 
kommen vor "    —    St  Gallen,  Verf.  v.   1.  III.  1831,  143:    „Nach 

6  Jahren  kann  eine  Revision  und  Verbesserung  dieser  Verf.  vor- 
genommen werden,  insofern  sich  die  Mehrheit  der  Bürger  an  den 
politischen  Gemeinden  dafür  ausspricht."  —  GraubQnden,  Verf.  v. 
19.  VI.  1820,  XXXIV,  Abs.  1 :  .Der  obersten  Gewalt  der  Räte  und 
Gemeinden  bleibt  es  vorbehalten,  die  gegenwärtige  Verf.  zo  verbessern, 
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Kantonen  zu  nQterBcbeiden,  1.  Bern,  Lnzern,  Soiothurn,  Basel- 
stadt und  Waad.t,  mit  ueuea  Verfasaungen  aus  den  40er  Jahren, 
sahen  bereits  die  Abstimmung  Über  die  Bundesrerision  vor,  nnd 
zwar  in  dem  Sinne,  iaSa  das  Volk  darüber  zu  entscheiden  habe 
wie  über  eine  kantonale  VerfasaungsreTision.  2.  Freibnrg,  mit 
seiner  ebenfalls  neuen  Verf.  vom  4.  III.  1848,  sah  gleichfalls  die 
Bundesrevision  vor,  gab  aber  dem  Orofsea  Rat  das  Ent- 
scheid nngflrecht  dartlber.  3.  In  den  anderen  Kautonen  war 
in  den  Verfassungen  von  Bundesrevision  nicht  ausdrücklich  die 
Rede,  und  bestimmte  daher  der  Orolse  Rat,  wer  über  den  Bundes- 
Verfassungsentwurf  zu  entscheiden  habe,  und  zwar  bestimmte  er 
dafUr  wie  ftlr  die  kantonale  VerfaBSUDgarevision  Überall  das  Volk. 
Also  in  allen  Kantonen  entschied  über  den  Bundes- 
verfasaungsentwurf  das  Volk,  auXaer  in  Freiburg,  — 
Nachdem  die  Tagsatzung  zur  Prüfung  der  kantonalen  Abstim- 
mungsresultate  am  4.  IX.  zusammengetreten  war,  erklärte  sie 
am  12,  X,  mit  einer  Mehrheit  von  16'/i  Stimmen  denselben 
als  angenommen.  Die  erste  Verfaasui^  des  neuen  Bundesstaates 
datiert  auch  vom  12.  September  1848;  sie  war  von  15*/a  Kan- 
tone n ,  die  eine  Bevölkerung  von  1  897  887  Seelen  vertraten,  an- 


erlautern,  mindern  und  mehren."  —  Aargau,  Verf.  v.  5, 1,  1841,  §  90, 
Abs.  5:  „Die  revidierte  Verf.  mufg  dem  Volk  zur  Annahme  oder  Vei^ 
werfung  vorgelegt  werden."  ~  Thnrgau,  Verf.  v,  10.  XL  1837,  §  209, 
Abs.  2;  „In  jedem  Falle  sind  die  im  Wege  der  Revision  getroffenen 
Abänderungen  nachher  dem  Volke  zur  Annahme  und  Verwerfung  vor- 
zulegen." —  TesHin,  Verf.  v.  23.  VI.  1880:  „II  presente  atto  di  modi- 
ficazione  alla  Costituzione  attuale  sarA  sottoposto  alla  sanzione.del 
Popolo,  la  quäle  verra  espressa  coUa  ma|;gioranza  aMoluta  delle 
assemblee  di  circolo"  (för  Revision  keine  Bestimmung).  —  Waadt, 
Verf.  V.  10.  VIII.  1845,  Art.  21:  „Les  attributions  des  assembläes 
gänärales  de  commune  sont;  a)  De  voter  snr  touB  leg  changements 
4  la  coustitntion  cantonale  ou  au  pacte  fddiral..."  —  Wallis, 
Verf.  V.  10.  I.  1848,  Art.  73:  „Jedes  vom  Grofsen  Rate  oder  von  6000 
Aktivbürgem,  iu  der  vom  Gesetz  zu  bestimmenden  Form,  gestellte  Be- 
gehren der  Ver&ssnngsre Vision  soll  dem  Entscheide  der  Bezirks- 
oder Kreis  wshlve  rsammlungen  unterlegt  werden  (betrifft  die 
sog.  Vorabstimmung;  Gber  die  Hauptabs timmnng  fehlt  eine  bezügliche 
Bestimmung).  —  Neuenburg,  Verf.  v.  .SO.  IV.  Iö48,  Art.  74:  „Die 
Verf.  wird  nach  einer  vom  Verfassungarot  zu  bestimmenden  Form  der 
Oenehmigung  des  Volkes  unterworfen."  —  Genf,  Verf.  v.  24.  V. 
1847,  Art  152:  „Tout  projet  de  changement  k  la  Constitution  sera  .. 
port^  . .  i  la  sanction  du  conseil  gön^ral .  . . 
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genommen  worden,  wKhrend  die  6*/b  verwerfenden  Kantone  nur 
eine  BeTlIkernng  von  292  371  Seeleu  repräsentierten  —  bezw. 
sie  war,  da  die  Abstimmung  in  allen  Kantonen  dnrcb  dag  Volk 
stattfand  (aufser  in  Freiburg,  wo  es  verfassnugisgemäfs  aa  der 
Abstimmung  durch  den  Groben  Bat  genügte),  von  169  743  Volks- 
stimmen gegen  71899  angenommen  worden.  Die  15'/i  Kantone 
waren:  ZUricb,  Bern,  Lnaern,  Olams,  Freiburg,  Solothum,  beide 
Basel,  Schaffhausen,  Aufserrkoden,  8t.  Gallen,  GranbUnden,  Aargau, 
Thurgau,  Waadt,  Neuenbürg  und  Genf. 

2.  Die  rechtllelie  KoDStraktlon  der  Entstehung  des  Bundes- 
staates. 

Literatur:  Welker,  Über  die  Bundesreform  nnd  Bundesverf. 
mit  Beziehung  auf  den  Schweizerbund,  1834;  Stettier,  G^anken 
über  eine  Revision  des  eidg.  Bund  es  Vertrages,  1836;  Snell,  Über  die 
Rechte  der  Schweiz  im  Hinblick  auf  die  Wiener  KoDgrefaakte  (Helvetia, 
Denkwdrdigkeiten  für  die  23  Freistaaten  der  Schweiz.  EidgenoBsen- 
Bchaft,  VIU,  581);  Zachariae,  Die  Schweiz.  EidgenoMenschaft,  der 
Sonderbund  und  die  Bundesreform,  1848  ^  Fleiner,  Die  Gründung  des 
Schweiz.  Bundesstaates  im  Jahre  1848,  1898;  v.Salis,  Artikel  ,  Bundes- 
verf."  im  Handwörterbuch  der  schweis.  Volkswirtschaft,  Sozialpolitik 
und  Verwaltung,  1902. 

Die  rechtliche  Konstruktion  der  Entstehung  des  schweize- 
rischen Bundesstaates  bietet  zwei  Seiten  der  Betrachtung  dar: 
eine  Hnfsere  nnd  eine  innere,  und  danach  teilt  sich  anch  die 
vorstehend  zitierte  Literatur:  der  eine  Teil  befafst  sich  mit  der 
Sn£seren,  der  andere  mit  der  inneren  Seite.  —  Die  Hafsere  Seite 
betrifft  die  Frage,  ob  und  inwieweit  der  Bundesvertrag  von  1815  mit 
Rücksicht  darauf,  daTs  er  unter  Beteiligung  der  Wiener  Kongrefs- 
m&chte  zustande  gekommen  war ,  ohne  deren  Zustimmung  ge- 
ändert werden  dürfe  —  kurz,  die  Frage  nach  dem  Inter- 
ventionsrecht der  GrorsmHcbte,  oder,  von  der  schweize- 
rischen Seite  betrachtet,  die  Frage  nach  dem  Sei  bstkonsti- 
tuiernngsrecht  der  Schweiz.  Die  innere  Seite  betrifil 
die  Frage;  gab  es  fUr  die  Schweiz  überhaupt  einen  rechtmäfslgen 
Weg,  den  Bundesvertrag  zu  reformieren,  und  eventuell  welchen? 
Das  ist  die  Frage  nach  dem  Beformweg. 

h.  Das  iBterreationsrecht  der  HSchte  bei  Revision  des 
Bundesvertrages  bezw.  das  Selbstkonstitnierungsrecht  der  Schweiz. 

Rechtlich  kommt  zunftchst  in  Frage,  ob  die  Wiener  Kon - 
grefsakte    noch   gilt    bezw.   z.   Z.    der  Frage    der   Revision  des 
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BundeB Vertrages  vod  1815  noch  galt.  Ist  die  Frage  z 
SD  gibt  and  gab  es  Überhaupt  kein  Interrestionsrecfat  der  Mächte 
und  verstand  sich  das  Selbstkonstitniemiigsrecht  der  Schirein  von 
selbst.  Und  die  Antwort?  Die  Wiener  Kongrefsakte  sei  über- 
haupt ein  veraltetes  Papier,  besitze  also  keine  verbindliche  Kraft 
mehr,  auch  in  Beziehung  auf  die  gestellte  Frage  nicht;  so  meint 
Snell  im  zit.  Aufsatz.  Tats&chlich  haben  allerdings  Staatsaktionen 
stattgefunden,  die  ebenso  viele  einseitige  Absagen  an  die  Akte 
enthalten;  so  die  Lasreirsung  Belgiens  von  Holland,  die  Auf- 
hebung der  Selbständigkeit  Polens  (Russisch -Polen,  das  Haupt- 
stUck,  sollt«  nach  der  Bestimmung  des  Wiener  Kongresses  als 
Königreich  Polen  vereinigt  und  seine  Verwaltung  von  der  rus- 
sischen gesondert  sein,  wurde  dann  aber  infolge  nnd  nach  Nieder- 
werfung der  polnischen  Revolution  des  Jahres  1830  von  Ruisland 
einverleibt)  uud  die  Einverleibung  Krakaus  in  Österreich 
(Krakau  sollte  eine  Republik  bilden  unter  dem  Schutze  der  An- 
nexionsmHchte  Polens,  wurde  dann  aber  kraft  Vereinbarung  dieser 
Hllchte  als  Herd  wiederholter  polnischer  Insurrektionen  1846 
Österreich  einverleiht),  die  Einigung  Italiens  1861  und  die 
Aufhebung  des  Deutschen  Bundes  und  die  Vereinigung  der 
deutschen  Staaten  zu  einem  Bnadesstaat,  unter  Aosschluls  Öster- 
reichs, 1866  und  1871,  Aach  die  Schweiz  wurde  von  der 
Lossagnng  Frankreichs  von  der  Kongrefsakte  betr.  Chablais  und 
Faucigny  betroffen  und  hat  sich  selbst  in  einem  Funkte  davon 
losgesagt,  uKmlich  1862  durch  Abtretung  des  Dappentals  an 
Frankreich.  —  Immerhin  bestehen  die  Wiener  Verträge  noch, 
soweit  sie  eben  nicht  gehrocbeu  sind,  nach  einem  allgemein  poli- 
tischen Grundsatz.  Rechtsverletzungen  uHmlich,  und  als  eine  Art 
derselben:  Vertragsverletzungen,  kommen  in  der  Politik  vor, 
motiviert  und  unmotiviert  (vgl.  meine  Politik,  S.  48/49),  berühren 
aber  den  übrigen  Inhalt  eines  Vertrages,  soweit  er  lür  sich  be- 
steht, nicht;  insbesondere  zieht  bei  einem  so  vielfältigen  Kollektiv- 
vertrage wie  die  Wiener  Kongrefsakte  die  Lockerung  der  Ord- 
nung nach  einer  Seite  nicht  ohne  weiteres  auch  die  Un- 
verbindlichkeit  der  Bestimmungen  betr.  andere  Paziszenten 
nach  sich.  Das  ist  der  theoretische  Standpunkt.  Praktisch  hat 
auch  einerseits  die  Schweiz  keiu  Interesse,  die  sie  be- 
treffenden Bestimmungen  der  Kongrefsakte  aufzugeben,  und 
andererseits  haben  die  Machte  speziell  im  Falle  der  Frage 
betr.    Revision     des    Bnndesvertrages    von    1815    die     Geltung 
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der  Akte  dadnrch  aserkanDt,  daXe  sie  daronf  gestutzt  intervenieren 
wollten. 

Ist  so  die  erste  Frage  za  bejahen,  and  kommt  also  in  der 
Tat  die  Wiener  KongretBakte  noch  in  Betracht,  so  stellt  sich  die 
weitere  Beehtsfrage,  ob  danach,  nach  der  Kongrelsskte ,  die 
Schweiz  ans  sich  überhaupt  zur  .Ändemng  des  finndesvertrages 
berechtigt  war,  nnd  sodann,  wenn  ja,  inwieweit  sie  dazu  ans  sich 
berechtigt  war.  —  Dafa  die  Schweiz  znr  Änderung  ohne  Za- 
stimmnng  der  MSchte  berechtigt  sei,  ist  von  der  ENplomatie  ge- 
legentlich (in  gesandtechaftlichen  Noten  der  Garantiem Bebte  an 
die  a.  o.  Tagsatznng  vom  Jahre  1845,  sowie  an  die  vorflrtliche 
Behtirde  von  Bern  im  Januar  1847)  bestritten  worden,  steht  aber 
ganz  anCser  Zweifel.  In  diesem  Sinne,  im  Sinne  des  Konstituierungs- 
rechtes  der  Schweiz,  ist  von  beiden  Seiten  znm  Bnndesvertrsg 
von  1815  mitgewirkt  worden:  von  der  Schweiz  nnd  von  den 
KongrebmUcfaten.  1,  Die  Tagsatzung  hatte  schon  bei  Beratung 
des  Bundesvertrages  im  Jahre  1814  (am  6.  IX.  1814  kam  der 
Vertrag  als  Entwurf  zustande)  den  Orundsatz  festgestellt,  dafs 
auch  eine  Garantie  der  Bnndesverfasanng  dnrch  die  Uflchte  der 
Schweiz  ihr  Kecht  nicht  schwächen  kOnne,  in  ihrem  inneren 
Hauswesen  diejenigen  Verbesserungen  vorzunehmen,  wie  es  Er- 
fahrung, Zeit,  VerbUttnisse  nnd  vorKnderte  Umstände  erheischen 
mSgen.  2.  Die  Mächte  ihrerseits  enthielten  sich  bei  der  Be- 
ratung des  Bnndesvertrages  durch  die  Tagsatsung  ihren  Zusiche- 
rungen gemäfs  jeder  Einmischung  und  anerkannten  nachher ,  in 
Erkenntnis  der  Mängel  des  Bun  des  vertrage  8 ,  das  Recht  der 
Schweiz,  zeitgemHfse  Änderungen  an  der  Verfassung  vorzunehmen.  In 
der  sogen.  Garantienrkunde  („Anerkennungs-  und  Gewährleistungs- 
Urkunde  der  immerwHhrenden  Neutralität  und  der  Unverletzlich- 
keit ihres  Gebietes"  vom  20.  XI.  1615)  wird  denn  auch,  wie 
schon  im  ersten  Pariser  Frieden  vom  30.  V.  1814  (Art.  6),  die 
Unabhftn^keit  der  Schweiz  von  jedem  fremden  Einflufs  anerkannt, 
also  speziell  in  ihrer  inneren  Politik  und  hier  vor  allem  in  dem 
Rechte,  sich  «elbet  eine  Verfassung  zu  geben.  Vei^l.  Stettier, 
Das  Bundesstaatsrecht  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  gemäfs 
den  Entwickelungen  seit  dem  Jahre  1798  bis  zur  Gegenwart, 
1847,  S.  54/55.  —  Inwieweit  aber  die  Schweiz  aus  sich,  ohne 
Einholung  der  Zustimmung  der  Kongrefsmächte,  zur  Revision  des 
Bnndesvertrages  nnd  ihrer  Verfassung  im  weiteren  berechtigt  sei. 
war  nnd  ist  bestritten.  —  Es  gibt  dartlber  zwei  verschiedene  An> 
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eichten.  1.  Di«  Scbweis  sei  nnr  berechtigt,  den  Bundesvertrag 
als  solchen  bezw.  die  Einrichtung  des  Staatenbundes  zu  Kndern, 
nicht  aber  den  Vertrag  in  eine  Verfassung  bezw.  den  Staaten- 
bund is  einen  BnndeBstaat  oder  gar  in  einen  einfachen  Staat, 
Einheitsstaat,  zu  Tenrandeln  ohne  Zustimmung  der  MHchte.  So 
ZacbariH,  1.  c,  S.  146.  2.  Die  andere  Ansicht  ist  die:  die  Schweiz 
sei  durch  die  Wiener  EongreCsakte  nicht  gehindert,  ihre  Ver- 
bindung im  Sinne  engeren  Zusammenechluases  zu  ändern,  sie  also 
hl  einen  Bandesstsat  oder  gar  in  einen  Einheitsstaat  zusammen- 
zuziehen. Das  ist  der  Standpunkt,  auf  den  sich  die  Schweiz 
praktisch  bei  Erricfatnng  des  Bundesstaates  im  Jahre  1848  gestellt 
hat.  Vgl.  von  theoretischer  Seite  mein  Bundesstaaterecht,  S,  177. 
—  FUr  die  Beurteilnng  der  beiden  Ansichten  sind  die  bezüglichen 
Bestimmungen  der  Wiener  Kongrersakte  selbst  maTsgebend,  ihr 
Wortlaut  und  event.  ihr  Sinn;  es  handelt  sich  also  um  die 
grammatikalische  and  logische  Interpretation  derselben.  Die  Be- 
stimmungen sind  folgende:  1.  ErklKrnng  des  Wiener  Kongresses 
Aber  die  Angelegenheiten  der  Schweiz,  t.  20.  lU.  1815,  1:  „Der 
unverletzte  Bestand  der  XIX  Kantone,  wie  sich  dieselben 
im  Zeitpunkt  der  Ubereiaknnft  v.  29.  XII.  1813  als  StaatskSrper 
befanden,  wird  als  die  Grundlage  des  seh  weizeri  sehen 
Bundessjstems  anerkannt."  2.  Die  sog.  Schlufsakte  t.  9.  VL 
1815,  Art.  74:  „Der  unverletzte  Bestand  der  XIX  Kan- 
tone, so  wie  solche  zur  Zeit  der  Ühereinknnft  v.  29.  XII.  1813 
als  StaatskSrper  sich  befanden,  wird  als  die  G-rundlage 
des  schweizerischen  Bund  es  Systems  anerkannt."  —  Diese 
wiederholt  erwihate  Übereinkunft  ist  die  von  den  Gesandten  der 
Kantone  auf  der  Tagsatznng  von  jenem  Tage,  nachdem  diese  die 
Mediations Verfassung  als  eHoschen  erklSrt  hatte,  getroffene  Überein- 
kunft, wonach  die  dnrch  die  Mediation  neugeschaffenen  Kantone 
(St.  Gallen,  GraubUndeu,  Aargan,  Tbnrgau,  Tessin  und  Wandt)  be- 
stehenbleiben  nnd  die  froheren  Untertan  enverhtütnisse  nicht 
wieder  helgestellt  werden  sollen  (vgl.  mein  Bandesstaatsrecht, 
S.  124).  Den  XIX  Kantonen  waren  dann  nnt«r  Genehmigung 
des  Wiener  Kongresses  selbst  Wallis,  Neuenbürg  und  Genf  als 
die  drei  letzten  Kantone  der  Schweiz  einverleibt  worden  (vgl.  Er- 
kllimng  des  Wiener  Kongresses  vom  20.  in.  1815,  2,  und  Schlnfs- 
akte,  Art.  75 :  „Das  Wallis,  das  Gebiet  von  Genf,  das  FHrstentum 
Neuenbui^,  sind  der  Schweiz  einverleiht  und  werden  3  nene 
Kantone  bilden  .  . .  .").    Statt  der  XIX  Kantone  sind  also  XXII 
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an  setzen,  und  in  Frage  bleibt  nur,  was  der  „unverletzte  Be- 
etand"  dieser  Kantone  als  „StaatskOrper"  nnd  die  „Orundlage 
des  scliireiBeriBctLen  Bnndassystems"  zn  bedeuten  habe,  ob  damit 
nicht  nur  die  Erhaltang  des  territorialen  Bestandes  der  Kan- 
tone nnd  der  territorialen  Grundlage  des  Bundes  gemeint 
sei ,  sondern  auch  (vergL  die  erste  der  beiden  oben  angefBbrten 
Aneichten)  die  Erhaltung  der  Kantone  als  souveräner  Staaten 
and  des  Bundes  als  Staatenbundes.  Gegen  die  letztere  Auf- 
fassnng  spricht  1.  die  Intention  der  Mitchte  mit  Bezug  auf  die 
Schweiz  und  spricht  2.  auch  der  Wortlaut  der  schlieCstichen 
Oarantienrkunde.  Ad.  1.  Ihrer  Absicht  nach  war  es  den  Mächten 
betr.  die  Kantoue  nur  um  die  Gleichberechtigung  der  neuen  mit 
den  alten  Kantonen  zu  tun,  darum,  dafs  jene  nicht  mehr  Unter- 
tanenländer  dieser  würden,  und  betr.  den  Bund  hatten  die  Mächte 
eelbst  einen  engeren  ZneammeuschlnCB  der  Kantone  als  denjenigen 
durch  den  Bnndesvertrag  gewnnscht.  Ad.  2.  Und  die  Oarantie< 
Urkunde  vom  20.  XI.  1815  gewährleistet  weder  eine  kantonale 
SoDveränetät  noch  den  Bnndesvertrag  bezw.  den  dadurch  ge- 
schlosaenen  Staateubnod,  sondern,  aufser  der  immerwährenden 
Nentralität  der  Schweiz,  nur  ^den  unverletzten  nnd  unverletz- 
baren Bestand  ihres  Gebietes"  —  enthält  also  nur  eine  terri- 
toriale Garantie.  Übrigens  sind  die  Kantone  auch  im  Bundes- 
staat noch  souverän  (vgl.  mein  Bnndesetaatsrecfat,  Einleitung, 
und  unten  Kommentar  zu  Art.  3),  jedenfalls  sind  sie  durch  die 
BnndesTerfBiwnng  selbst  ausdräcklicfa  als  sonverän  erklärt,  und  er- 
scheint auch  ein  Bundesstaat,  wie  es  die  Schweiz  seit  1848  ist, 
noch  als  „BundessTstem".  Aber  darauf  kam  es  den  Mächten  gar 
nicht  an,  sondern  nnr  auf  die  Gleichberechtigung  der  ein- 
zelnen Teile  der  Schweiz  und  darauf,  das  Gebiet  der  Schweiz 
im  ganzen,  nicht  der  einzelnen  Kantone,  zu  garantieren,  so  data 
die  Schweiz  die  kantonale  Zusammensetzung  beliebig  ändern  oder 
xnm  Einheitsstaat  übergehen  könnte,  ohne  das  Recht  der  Wiener 
Verträge  zu  verletzen  (vgl.  mein  Bundesstaats  recht,  S.  177),  Um 
80  weniger  hat  sie  es  verletzt,  als  sie  im  Jahre  1648  zum  Bundes- 
staat tlbe^ing  nnter  Belassung  der  Kantone  in  ihrer  Zahl  und 
in  ihrem  Gebietshe stand  und  auch  als  souveräner  Staaten,  und 
um  so  weniger  wären  die  Mächte  damals  zur  Interveutton  be- 
rechtigt gewesen. 

Politisch  freilich   hätten  die  Mächte   wie  Über  das  Secht 
TOn  Verträgen  überhaupt,  so  auch  tlber  das  Selbstkonstituierungs- 
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recht  der  Schweiz  sich  hinwegaetsen  anä  die  Beform  dea 
BoiideBsysteiiu ,  BcblieCalich  auch  eine  blotee  Reriiion  des 
BnndeBTertrttges  als  solchen,  inhibieren  kfinnen.  Dun  scfaienen 
sie  auch  Neigung  eq  haben,  nachdem  sie  bereits  wegen  des 
Sonderbundskriegee  mgunaten  der  Sonderbnndskantone  interveniert 
hatten  (vergl.  Blnmer-Korel  I,  8.  118  ff.).  Damm  war  es  gat, 
dafs  die  Bündesreform  in  eine  Zeit  fiel,  in  der  die  MKchte  dnidi 
Revolutionen  im  eigenen  Lande  in  Anspruch  genommen  waren,  und 
die  Schweis  hat  sich  auch  beeilt,  die  Beform  in  dieser  Zeit  in- 
stände  su  bringen,  nicht  ans  Hifatranen  in  ihr  Recht,  sondern  in 
die  Politik  der  Michte,  die  immerhin  wenn  nicht  das  Recht,  so 
die  Hacht  znr  Intervention  beaaTseu. 

b.  Der  Reformweg,  d.  h.  die  Frage:  Gab  es  einen  recht- 
mabigen  Weg  der  Reform  des  Staatenbundes  in  einen  Bandes- 
Btaat,  und  welchen  Weg?  und  hat  die  Schweiz  diesen  Weg  be- 
Bchritten,  ao  dafa  die  Beform  rechtmäTsig  war? 

Die  Art  und  Weise  der  Grflndnng  des  schweizerischen  Bundes- 
staates ist  eehr  bestritten.  £a  lassen  sich  drei  Ansichten  unter- 
scheiden: 1.  Die  Glrflndnng  ist  kein  rechtlicher  Vorgang,  sondern 
eine  Tatsache,  bezw.  kein  Rechtsakt,  sondern  ein  politischer 
Akt,  m.  a.  W,  und  deutlich  gesprocheii  ein  Gewaltakt:  ein  Staats- 
atreicfa  (ao  nach  Stettter,  Zacharil,  v.  Salia).  2.  Die  Gründung 
iat  ein  Rechtsakt,  und  zwar  des  Bnudesataates  aelbat, 
d.  k.  der  Bundesstaat  hat  sich  selbst  erzeugt  (Heiner).  3.  Der 
Bundesstaat  ist  auf  rechtlichem  Wege  gegründet  worden,  aber 
durch  eine  andere  Macht,  den  Staatenbund;  diese  Ansicht  wird 
im  folgenden  vertreten.  —  Für  die  Vornahme  der  B«form  konunen, 
wie  für  jeden  Ofientlichen  Rechtsakt,  in  Frage :  a.  das  Recht  der  Re- 
form, j3.  die  dazu  Berechtigten,  ^.Organe,  die  die  Beform  vornahmen, 
und  8.  ein  Beachlub  oder  Beachltlsse,  in  denen  die  Reform  zum 
Ansdmck  kam.  Alle  rechtlichen  Streitfiagen,  die  sich  über  den 
Reformweg  erhoben  haben,  verteilen  sich  auf  diese  vier  Punkte, 
in  denen  steh  auch  die  ganse  Frage  erschöpft. 

a.    Das  Recht  der  Reform. 

Es  handelt  sich  darum,  ob  Überhaupt  von  einem  Recht 
auf  Schafliing  einer  neuen  Staatsgewalt,  wie  sie  der  Bundesstaat 
enthilt,  in  deu  der  Staatenbund  nmgewandelt  wurde,  gesprochen, 
bezw.  ob  diese  Schaffang  vom  rechtlichen  Standpunkt  ana  be- 
trachtet werden  kann.  Es  ist  die  Frage  bestritten  und  behauptet 
worden,   die   SchSpfong  einer  neuen   Staatsgewalt   entziehe  sich 
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der  jnristischen  ErgrUudnDg  und  sei  einfach  als  historische  Tat- 
sache, bezw.  als  politiBcker  Akt  hiDzanehmen  («ehe  bei  Fleiner, 
S.  27).  £b  ist  also  vorerst  diese  Behauptung  auf  ihre  Kichtigkeit 
KU  prtifen.  Fleiner  selbst  meint,  die  Befaauptnng  treffe  cn,  so 
oft  es  sich  am  VorgKnge  handle,  die  aas  einem  staatenlosen  in 
einen  staatlichen  Znstand  hinUberleiten;  aber  sie  gehe  fehl,  wenn 
eine  bereits  bestehende  staatliche  Organiestion  lediglich  durch 
eine  neue  Form  ersetzt  werden  solle.  —  Die  Behauptung  ist  aber 
^UiBlich  zu  venrerfen.  Aach  ftlr  eine  ganz  neae  Staatenbildung 
irird,  sofern  sie  nicht  in  der  gewaltsamen  Unterwerfung  eines 
Volkes  durch  ein  anderes  besteht,  nach  einer  Theorie  Über  die 
EntetehuDg  des  Staates  (Bonsseatt)  der  Vertrag  als  Bechtsgrund 
angenommen,  also  eine  Art  der  Rechtebtldung.  Ohne  indes  auf 
dieser  Theorie  der  Staate nbildnng  zu  bestehen,  beruht  jeden- 
fatls  die  Entstehung  eines  Bundesstaates,  anfser  im  Falle,  wo 
die  Einzelslaaten  gewaltsam  zasaramengecwnngen  würden,  anf 
dem  Becht,  eben  auf  einem  Vertrag  der  Finselstaaten,  und  zwar 
nicht  nur,  wenn  diese  Staaten  bereits  eine  gemeinsame  Organi- 
sation besafsen,  speziell  einen  Staatenbund  bildeten,  sondern 
anch,  wenn  sie  zu  einem  Bundesstaat  neu  zusammentreten.  So 
beim  Norddeutschen  Bund  und  beim  Deutschen  Beich;  die  zu- 
gehSrigen  Staaten  traten  neu  zusammen,  insofern,  als  ja  der  EJ-eia 
der  Einzelstaaten  nicht  der  gleiche  war  wie  beim  vor  auf  gehenden 
Deutschen  Bund,  sondern  speziell  Österreich  anageschlossen  wurde, 
und  ihr  Zusammentreten  war  vertraglich,  also  eine  Sache  des 
Bechtes,  nicht  eine  blofse  Tatsache.  Um  so  mehr  ist  das  der 
Fall  bei  der  Umwandlung  des  schweizerischen  Staatenbundes  von 
1815  in  den  Bundesstaat  von  1848,  wobei  ja  der  Kreis  der  Be- 
teiligten sich  ganz  gleich  blieb  und  die  von  früher  bestehende 
Verbindung  nur  die  Form  wechselte. 

Die  Beform  in  der  Schweiz  ist  also  durchaus 
ein  Bechtsvorgsng,  keine  blotse  Tatsache  —  jedenfalls  in 
dem  Sinn,  data  er  sich  vom  Becfat  beurteilen  iKfst;  dafs  er  anch 
dem  Recht  entsprach  und  also  zugleich  ein  rechtmUfsiger  Rechts- 
To^ang  war,  werden  die  weiteren  Punkte,  vor  altem  Lit.  ß  zeigen. 

fi.  Die  Berechtigten,  d.h.  die  Frage:  1.  Wer  war  zur 
Reform  t>erechtjgt,  and  2.  unter  welcher  Bedingung? 

Ad  1.  Die  Berechtigten  waren  die  Kantone.  Das  ist  un- 
bestreitbar und  auch  unbestritten.  Die  Kantone  als  solche  hatten 
den  Bnndasvertrag  geschlossen,  nnd   darin   war  niemand   anders 
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bcEeichnet,  der  ftr  sie  den  Vertrag  revidieren  oder  gu  in  eine 
Verfassung  reformieren  konnte;  eine  BeWsion  oder  Befoim  war 
Uberhaapt  nicht  roi^eeehen.  Sie,  die  Kantone,  waren  es  also 
wieder,  die,  wie  sie  den  Bnndeavertrag  geachlossen  hatten,  auch 
allein  ihn  reridieren  oder  reformieren,  umwandeln  konnten. 
Speziell  konnte  als  reform  berechtigt  nicht  von  vornherein  und 
ohne  weiteres  du  Scfaweizervolk  in  Betracht  kommen,  so  dals 
die  Bundesreform  in  seiner  Hand  gelegen  hUtte.  Von  der  Volks- 
abstimmung wurde  ja  allerdings  nachher  der  ^tscheid  über  die 
BundesverfasBiing  abhängig  gemacht;  aber  das  Volk  war  von  den 
Kantonen  selbst  als  den  eigentlich  Berechtigten  snm  Entscheide 
bestellt.  TrSger  des  fiechtes  der  Reform,  also  kunweg  Be- 
rechtigte, waren  die  Kantone,  nnd  von  ihnen  wurde  die  Volks* 
abstimmung  lur  Bedingung  gemacht;  das  Volk  war  also  insofern 
nur  ein  Organ  der  Bnndesreform,  nicht  deren  Rechtsinhaher. 

Ad  2.  Unter  welcher  Bedingung  aber  konnten  die  Kantone 
die  Reform  vornehmen?  Spesiell  fragt  es  sich,  ob  sie  es  nur 
mit  Einstimmigkeit  oder  mit  biober  Stimmenmehrheit 
konnten,  und  diese  Frage  ist  am  allerstreitigeten  nnd  bildet 
gerade  den  Kern  der  gansen  Reformfrage.  —  Es  ist  nltmlicli 
auf  Grund  der  Darstellung  des  tatsächlichen  Herganges  zu  kon> 
statieren,  dais  auf  dem  ganaen  Reformwege  vom  Eintritt  auf  die 
Reform  bis  znr  ErkUmag,  dab  die  Bundesverfassung  angenommen 
sei,  ja  noch  darüber  hinaus,  bis  anr  Konstituierung  der  bnndes- 
staatlichen  Bundesbehörden ,  eigentlich  kein  einziger  Be- 
schlnfs  in  Sachen  einstimmig,  sondern  nnr  mit  allerdings 
steigenden  Hehrheiten  gefafst  worden  ist;  es  fanden  nSmlich  die 
verschiedenen  Akte  folgende  Uehrheiten:  Beschlufs  des  Eintritts 
in  die  Revision  und  Bestellung  einer  Kommission,  v.  16.  VUI. 
1847:  13  Kantone;  Zustimmung  der  Tageatxung  zur  Bandea- 
Verfassung  v.  27.  VI.  1848:  13'/i  Kantone;  Annahme  in  den 
Kantonen  bezw.  in  der  Volksabstimm ang  darttber:  15*/i  Kantone; 
Erklärung  der  Tagsatzung,  dafs  die  Bundesverfassung  angenommen 
sei,  V.  12.  IX.:  16Vi  Kantone;  vorbehaltslose  Wahlen  Air  die 
Bundesversammlung:  20  Kantone  (Uri  und  die  beiden  Halbkantone 
Ob-  und  Nidwaiden  hatten  die  Wahlen  snerst  nur  unter  ausdrück- 
licher Verwahrung  ihrer  bisherigen  Rechte  vorgenommen  und  ver- 
standen sich  erst  nach  Kassation  dieser  Wahlen  durch  die  Tagsatznng 
dazu,  ihre  Vertreter  in  der  Bundesversammlung  l>edingnngslaB  zu 
bezeichnen).  —  Nun  die  Antwort  auf  die  gestellte  Frage. 
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Von  den  ilMren  Schriftetellem  in  dieser  Frage  war  fUr  die 
Rechtm&TBJgkeit  der  Reform  Eiaatimmigkeit  der  Kantone 
verlangt  worden,  so  namentlicli  von  Slettler  und  Zacharia,  nnd 
den  gleicben  Standpunkt  vertritt  nsueatens  v.  Saüe,  Stettier, 
Du  Bundesataatsrecht  der  schweizeriscfaen  Eidgen UBBenscbaft  sqU 
1798,  S.  72:  ,. .  .  Dab  nach  der  Natur  jedes  freiwilligen  Ver- 
trages die  Ausübung  der  Sffentlicben  Gewalt  des  Bundes  sieb 
einzig  auf  die  im  BnDdes.vertrag  bezeichneten  Zwecke  and 
Objekte  zu  b«scbrliiken  hat,  so  daüs  AbKndemngen  des  Vertrages 
oder  einzelner  Bestimmungen  deaselben  nur  mit  freiwilliger 
Übereinstimmung  sümtlicher  Bnndesglieder  vorgenommen 
werden  kOnnen."  ZacbariK,  1.  c,  8.  148:  „Hinsichtlich  der 
Form  der  Buudesrevisinn  kann  es  keinem  Zweifel  unterliegen, 
dafs  sie,  abgesehen  von  der  Vorfrage,  ob  überhaupt  eine  fievisio» 
des  Btmdes Vertrages  vorznnebmen  sei,  von  der  Tagsatzang  nicht 
durch  Stimmenmehrheit  wird  beachlossen  werden  kennen,  sondern 
dab  dazu  die  ^ie  Zaetimmnug  sHmtlicber  Bnndes- 
ataateu  erforderlich  sein  wird."  Und  v.  Salis,  1.  c:  „Hier- 
bei ist  nur  das  eine  hervorzuheben,  dab  die  Tagsatzung  weder 
auf  Orund  des  damals  mafagebenden  Bond  es  Vertrages  noch  auf 
Grund  eines  besonderen  Übereinkommens  der  Kantone  die  Be- 
fugnis besafs,  so,  wie  sie  es  getan,  eine  Bundesrevision  ins 
Werk  zu  setzen."  —  Danach  erschiene  also  die  mit  blofaer  Mehr- 
heit der  Rantone  vorgenommene  Bnndesreform  nicht  als  ein  dem 
damals  bestehenden  Bechte  gemftfser,  kurz,  nicht  als  ein  recht- 
m&Taiger  Akt,  sondern  als  ein  Gewaltakt  der  Hehrheit  gegen  die 
Minderheit,  der  lediglich  die  politische  Bechtfertigung  zu  soeben 
hatte. 

Diese  Ansicht  kann  nur  bestehen,  weil  ihre  Begründung  nicht 
tief  genug  gebt,  sonst  tsllt  sie  zusammen,  und  ist  daher  minde- 
stens bei  Stettter  nicht  zn  begreifen,  dem  gründlichen  Kenner  des 
damaligen  und  früheren,  alten  Bundesstaatsrechtes  der  Schweiz.  — 
Allerdings  ist  die  Revision  im  Bundes  vertrage  selbst  nicht  vor- 
gesehen nnd  gilt  die  Beatimmnog  dea  Art.  8,  Abs.  3  dea  finndes- 
vertroges,  wonach  die  Tagsatzung  mit  Mehrheit  bezw.  al>saluter 
Mehrheit  entacheidet,  au  sich  nur  fllr  Gegenstünde  der  vertrags- 
mäfaigen  Kompetenz;  auch  gibt  es  kein  Übereinkommen  dei 
Kantone  auf  Änderung  des  Bundeavertrages,  speziell  auf  Ände- 
rung durch  einen  Mebrbeitsbeschlufa.  —  Aber  damit,  mit  dei 
Frage  nach  dem  Bandesvertrag  oder  nach  einem  speziellen  Über- 
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einkommen,  ist  die  RechtefrAge  nicht  encitffpft.  Es  gibt  noch 
ein  bei^brachtes  Racbt  imBnod,  also  eine  Art  OeirohnheitS' 
recht  des  Bondee,  nnd  hier  ist  die  Bechtsgrnndlage  der  Bnndes- 
reform  zn  Bachen.     Et  gibt  eine  doppelte  Ornndlag«  dieser  Art, 

0.  Das  alte  Bundesrecht.  Schon  zar  Zeit  der  alten  Bflnde 
hatte  sich  das  Hehrheitsprinzip  ausgebildet  nicht  nur  (Ür  die  in 
den  Bfinden  selbst  oder  in  besonderen  VertrSgen,  iasbesondere 
im  ätanzeirerkomniDiB,  ansdrtlcklich  vorgesehenen  gemeineid' 
genffssiecben  Angelegenheiten,  sondern  auch  für  I^lllle,  die 
fiberbanpt  die  Ehre  oder  die  Wohlfahrt  der  gesamten 
EidgenoBsenschaft  betrafen,  und  im  Jahre  1515  genehmigte 
die  Tagsatznng  seibat  diese  Erweitemng  des  Mebrheitoprinzips ; 
vgl.  mein  Bandesstaatsrecht,  8.  91  und  spesiel)  betr.  den  Tag- 
satzungsbescblnb  vom  18.  X.  1515:  Eidg.  Abschiede,  Bd.  III, 
Abt.  2,  ans  den  Jahren  1500—1520,  8.  926,  Lit.  f.  —  Freilich 
waren  dabei  die  Bttnde  nnd  das  alt«  Herkommen  vorbehalten; 
aber  allem  ging  voran  die  Erbaltnng  der  Eidgenossenschaft  in 
ihrem  Bestände,  so  data  selbst  eine  Aadening  des  einen  oder 
andern  Bandes  oder  Vertrages  in  dieser  Weise  angängig  schien, 
wenn  die  Notwendigkeit,  namentlich  das  Bedflrfnis  des  Bestandes 
der  Eidgenossenschaft  selbst,  sie  erfordert  hxtte.  Dieser  Gedanke 
war  also  schon  zur  alten  Zeit  in  die  schweizerische  Bechts- 
anschanung  Übergegangen.  —  b,  Das  Recht  des  Bundes- 
vertrages  von  1815.  Der  gleiche  Gedanke  hat  auch  die 
Eidgenossenschaft  Über  die  20  Monate  der  VerfaMungslosigkeit 
vom  29.  Xn.  1813,  dem  Tage  der  Auflösung  der  Hediatiou  bis 
zur  ersten  Aufrichtung  des  Bund  es  Vertrages  am  8.  IX.  1814  zu- 
sammengehalten, bat  auch  zum  Baudesvertrag  selbst  geführt  und 
ist  sogar  vOlkerrschtlicber,  von  den  Kongrersmächten  anerkannter 
Grundsatz   geworden.     Das    beweisen    die    folgenden    Momente. 

1.  Der  Übereinkunft  vom  gleichen  29.  XII.  1613,  an 
welchem  die  Auflösung  der  Mediation  erfolgte,  des  Inhalts,  d^s 
die  Kantone  zusammeuhalten  wollen,  bis  ein  neuer  Bund  ge- 
BchloBsen  sein  werde,  und  daCs  inzwischen  die  neuen  Kantone 
bestehen  bleiben  sollen  —  waren  Bern,  Freiburg  und  Solotham 
nicht  beigetreten;  sie  und  die  wiederabgefallenen  Kantone  wurden 
aber  von  den  Mächten  gezvningen,  sich  gemXfs  der  Übereinkunft 
an  die  andern  Kantone  anznschliersen  (vgl.  mein  Bundeastaats- 
recht,  S.  124  f.).  —  2.  Der  Bundesvertrag  v.  8.  IX.  1814, 
der  am  7.  VIU.  1815   beschworen  wurde  und  dann  von  diesem 
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Titge  datiert  ist,  iat  ungeachtet,  dafs  sich  Bchwyz  und  Nidvalden 
fern hiel teil,  BbgeschloHtten  worden,  und  zwar  als  Bund  nicht  nur 
der  beigetretenen,  sondern  aller  XXII  Kantone,  einschliefBlich  der 
beiden  renitenten  Kantone.  —  3.  In  ihrer  Erklirung  v. 
20.  III.  1815  haben  dann  auch  die  Machte  die  XXII  Kantone  (die 
bisherigen  XIX  und  die  3  neu  einverleibten  Kantone  Wallis, 
Neuenbni^  und  Genf)  als  die  „Grundlage  des  schweizerischen 
Bundess^Bteme"  anerkannt.  —  4.  Die  eidgenössische 
Beitrittsurknnde  t.  27.  V.  181K  su  der  vorigen  Erklärung 
ist  wieder  im  Namen  aller  XXII  Kantone  ausgestellt  und 
darin  das  Hehrheitsprinzip  als  Recht  ansdrtlcklich  statuiert  mit 
den  Worten:  „So  hat  die  Tagsatzung  der  schweizerischen  Eid- 
genossenschaft, in  Kraft  dar  in  ihrem  Archiv  niedergelegten  Ur- 
kunden und  der  in  ihr  Protokoll  eingerückten  ErkUmngen,  aus 
denen  sich  ergibt,  dafs  eine,  jene  Stimmenaahl,  welche 
der  Bundesvertrag  für  dieAnnahme  der  wichtigsten 
Beschlüsse  der  Eidgenossen  schaft  erheischt,  über- 
steigende Hehrheit  der  Kantone  ihre  bejahende  Stimme 
ausgesprochen  hat,  woraus  dann  in  Gemafsheit  der  Verfassung 
die  Annahme  der  gesamten  Eidgenossenschaft  von  selbst  hervor- 
geht, beschlossen.  .  .  ."  (Snell,  Handbuch  des  Schweiz.  Staats- 
rechts, I,  37/38).  Diese  Erklärung  leitet  das  Becht  des  Mehr- 
heitsbescbluaseB  allerdings  aus  dem  Bundesvertrag  selbst  her, 
aber  die  Erklärung  enthält  zugleich  eine  authentische  Inter- 
pretation (die  Tagsatzung  war  doch  unzweifelhaft  zur  Auslegung 
der  ihre  Kompetenz  betreffenden  Artikel  des  Bund  es  Vertrages 
befugt,  und  ihre  Auslegung  war  als  die  des  stellvertretenden 
Organs  der  Kantone  zugleich  authentisch)  und  schafft  da- 
durch selbst  Eecht.  Freilich  war  diese  authentische  Inter- 
pretation ihrerseits  nur  rechtmHblg,  wenn  der  Vertrag  selbst, 
obschon  durch  blofse  Mehrheit  der  Kantone  znstande  gekommen, 
doch  rechtmKfsig  zustande  gekommen  war ,  was  gar  nicht  be- 
stritten and  übrigens  im  beigebrachten  Recht  begründet  ist.  — 
5.  Endlich  der  Bund  es  vertrag  v.  7.  Vin.  1815:  er  war 
wieder  als  Band  der  XXn  Kantone  beschworen  worden,  obschon 
wenigstens  Nidwaiden  sich  davon  noch  femgehalten  hatte.  — 
a.  und  b.  zusammeDgefafst,  ist  zu  sagen:  von  altera  her  er- 
scheint es  in  der  schweizerischen  Rechtsanschanung 
begrfindet,  u.  U.  sogar  eine  Änderung  des  Bundes 
mit    blofser    Mehrheit    der    Kantone    vorzunehmen, 
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and  wenn  speziell  derBundeaTerLrag  von  1816  selbst 
mit  blofser  Uehrheit  errichtet  werden  konnte,  so 
durfte  er  mit  solcher  utn  so  mehr  nrogewandelt 
Verden;  zndem  ist  völkerrechtlich  der  Band  der 
XXII  Kantone  nngeachtet  des  Widerspruche  einselaer 
anerkcinnt  worden,  und  anerkannt  war  völkerrecht- 
lich auch  daa  Recht  der  Änderung  des  Bundea- 
vertrages,  aach  ohne  Rücksicht  auf  eine  allfXllige 
Minderheit. 

y.  Die  Organe,  die  im  Namen  der  Kantone  die  Reform 
vornahm  ea. 

Es  ist  das  zunächst  die  Tagsatzung;  dann,  soweit  deren  Be- 
schlüsse an  die  Kantone  zur  Behandlung  und  Abstimmung  ge- 
langten, sind  es  Grorsrat  und  Volk  der  Kantone.  Beide,  Tag- 
eatznng  einerseits  und  Grofsrat  und  Volk  der  Kantone  andererseits, 
haben  als  Organe  der  BundcHreform  eine  grundsätzlich  ver- 
schiedene Stellung. 

Grofsrat  nnd  Volk  der  Kantone  waren  keine  Oi^aue 
fUr  Bundesangelegenheiten.  Organ  fttr  Bundesangelegenheiten 
war  aufser  dem  Vorort,  der  hier  nicht  weiter  in  Betracht  kommt, 
die  Tagsatzung.  Aber  die  Bundesreform  war  nicht  eine  Bundes- 
angelegen heit,  die  durch  den  Bund  selbst  vorgesehen  war.  Daher 
glaubte  man  immer  wieder,  für  die  Bundesreform  auf  die  Kantone 
als  solche,  als  die  einzelnen  Glieder  des  Bundes,  rekurrieren  zu 
mttssen,  nnd  deren  Organe  für  Gesetzgebung  bezw.  Verfassungs- 
gesetzgebung  sind  Grofsrat  und  Volk,  Grolsrat  und  Volk  waren 
also  auch  fUr  die  Bundesreform  nur  kantonal  staatsrechtliche 
Organe,  durch  die  jeder  Kanton  fttr  sich  seine  Annahme  oder 
Verwerfung  der  Bundesreform  erklärte. 

Die  Tagsatzung  dagegen  war  Organ  des  Bundesvereins 
und  als  solches  durch  den  Bnndesvertrag  selbst  eingesetzt.  Sie 
ist  also  das  eigentliche  Organ  für  die  Bundesangelegenbeiten. 
Unter  diesen  war  die  Buudesceform,  wie  zugegeben  worden  ist, 
im  Bnndesvertrag  nicht  vorgesehen,  weder  nach  seinem  Zweck 
im  allgemeinen  (die  Abänderung  oder  gar  die  Aufhebung  seiner 
selbst  kann  nicht  Zweck  eines  Bundes  sein)  noch  in  seinen 
positiven  Bestimmungen.  Aber:  1.  die  Bundesreform  ist 
bei  einem  bereits  bestehenden  Bund  doch  gewifs 
eine  Bundesangelegenbeit,    nnd    2.    weil    dafUr  kein 


Zni  Geschichte  der  schweis.  BnndesrerfassiiDg.  27 

anderes  Organ  bestellt  war,  so  war  die  Tagsatsnn^ 
anch  fUr  diese,  wenn  anch  au  rserordentliche  Bundes- 
angelegenheit  das  gegebene  Organ.  —  Ad  1.  Es  ist 
gans  nnrichtig,  die  BnndeBreriHion  (finndesreform)  zn  den 
andern  Angelegenheiten,  die  sonst  .gernftra  einer  alten  Fraxis" 
auf  der  Tagsatienng  behandelt  wnrden,  zu  reebnen  (Fleiner, 
8.  80 — 81),  Die  sdiweizeriBchen  Angelegenheiten  sind  und 
waren  schon  damals  entweder  Bandes-  oder  kantonale  An- 
gelegenheiten —  kantonale  Angelegenheiten,  d.  h.  Angelegen- 
faeiten,  welche  aar  einen  oder  einzelne  Kantone  betrafen,  im 
Oegensata  zn  den  Bnndesangelegenbeiteo,  bei  denen  alle  Kantone 
im  Verein  interessiert  waren.  Die  Frage  der  Bundesreform  be- 
traf nun  aber  gewifs  alle  Kantone,  eben  den  Bund,  and  was 
konnte  es  sogar  fUr  ein  mehr  allgemeines,  den  Verein  mehr  im 
ganzen  berührendes  Interesse  geben  als  die  Reform  des  Bundes 
gelbst?  Ja,  wenn  ein  Bund  überhaupt  noch  nicht  be- 
standen hstte,  sondern  erst  zu  errichten  gewesen  wäre,  dann 
wttre  es  Sache  der  einzelnen  Kantone  gewesen,  sich  schlüssig  zu 
machen,  ob  sie  ihm  beitreten  wollten;  so  aber  nicht:  die  Er- 
richtnng  eines  Bundes  ist  Sache  der  Einzelstaaten,  die  Reform 
dagegen  ist  Sache  des  Bundes  als  solchen.  Der  Annahme,  die 
Bundesrefiinn  sei  eine  kantonale  Angelegenheit,  liegt  uffenbar 
die  Verwechslung  vod  Gegenstand  mit  Berechtigtem  zugrunde: 
weil  die  Kantone  die  Berechtigten  seien,  sei  es  eine  kantonale 
Angelegenheit.  Nein!  Die  zur  Beform  Berechtigten  sind  ja 
allerdings  die  Kantone,  wie  sje  Sberhaupt  die  TrHger  des  Bundes 
im  Staatenbund  sind;  aber  die  Reform  gebt  alle  im  Verein  an, 
and  daher  ist  es  eine  Bundeeangelegenheit.  Es  kommt  also  fllr 
den  Charakter  der  Angelegenheit  nicht  anf  die  Berechtigten 
an,  aber  ebensowenig  anf  deren  Organ.  Es  wSre  nKmlicb 
jene  Annahme,  die  Bundesreform  sei  eine  kantonale  Angelegen* 
heit,  nnrichtig  selbst  nnter  der  Voranssetzang,  dafs  nicht  die 
Tagsatznng,  sondern  die  Kantone  dnrch  ihre  kantonalen  Oi^ane 
(Grofsrat  und  Volk)  über  die  Reform  zu  beschliefsen  gehabt 
b&tten.  Anch  wenn  die  Kantone  als  solche  Über  die  Bundes- 
reform zu  beschliefsen  gehabt  hütten,  würde  diese  nichtsdesto- 
weniger als  Bnndesangelegenheit  erscheinen;  die  Art  des  Organs 
8ndert  doch  am  Charakter  der  Angelegenheit  nichts :  die  Kantone 
als  solche  entscheiden  heute,  wenigstens  zu  ihrem  Teil,  über  eine 
Bandes  Verfassungsrevision,   nnd   eine  solche  ist  gewits  nicht 
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weniger  Bundesatigelegeiiheit,  als  es  b.  Z.  eine  Bandes vertra^B- 
revision  war.  —  Ad  2.  Eb  war  aber  die  Tagutznug,  nicht  die 
Kantone  fOr  sich,  das  gegebene  Orgsn  der  Befonn,  and  swur 
die  Tagsatzung  als  solche.  Es  ist  wieder  gans  unrichtig, 
zn  sagen,  es  habe  bei  den  Beratungen  des  Entwurfes  zur  Bundes- 
Verfassung  von  1848  die  Versammlung  der  Gesandten  atcht  als 
Organ  des  Staatenbundes,  sendern  als  gemeinsamer  Verfassungsrat 
der  Kantone  gehandelt  (Fleiner,  1.  c).  Wie  bernita  ein  Bund 
bestand,  so  bestand  auch  bereits  eine  Bnndesorganisation,  eben 
in  der  Tagsatzung,  und  wie  die  Bnndesreform  auch  und  vor 
allem  zu  den  Bundesangelegenheiten  gehOrte,  so  war  auch  die 
Tagsatzung  als  die  fUr  Bundes angelegenbeiten  eingesetzte  BebVrde 
das  fllr  die  Bundesreform  gegebene  Organ,  Wenn  der  Bund  neu 
zu  errichten  gewesen  wSre,  wUrde  in  irgendeiner  Form  ein  Ver> 
fasBiingsrat  zu  seiner  Entwerfuiig  nnd  Beratung  einzusetzen  ge- 
wesen sein,  weil  es  eben  eine  Tagsatzung  noch  nicht  gegeben 
hätte ;  weil  diese  aber  wie  der  Bund  bereits  vorbanden  war,  war 
sie  es  auch  ohne  weiteres,  welcher  die  Beratung  der  Bundesreform 
als  einer  Bund esnn gel egeiiheit  zufiel.  Eine  ganz  andere  Frage 
ist,  mit  welcher  Stimmen  zahl  die  Tagsatzung  Über  die  Reform 
beschliefsen  konnte,  ob  nur  mit  Stimm eneinheit  oder  schon  mit 
Stimmenmehrheit;  diese  Frage,  betrifil  auch  die  andern,  die  kan- 
tonalen Organe  der  Bundesreform  (Ornfsrat  und  Volk),  betriffi 
überhaupt  nicht  ein  Organ  als  solches,  sondern  die  Berechtigten, 
die  Kantone,  in  deren  Namen  das  Organ  handelte,  und  ist  daher 
im  vorigen  Abschnitt  zur  Sprache  gekommen. 

d.  Die  Beschlüsse,  welche  zam  Zwecke  der  Durchfllhrung 
der  Reform  teils  von  der  Tagsatzung,  teils  von  Orofsrat  und 
Volk  der  Kantone  gefafst  wurden,  nnd  zwar  sind  zu  betrachten : 
1.  die  Beschlüsse  im  ganzen  und  2.  der  schSpferiache  Beschlnis 
speziell,  derjenige  Beschlnfs,  der  den  bentigen  Bundesstaat  be- 
grUndet  hat. 

1.  Die  Beschlüsse  im  ganzen,  ihre  Natur.  In  der 
Tagsatznng,  wie  in  G^fsrat  und  Volk  der  Kantone  fand  jeweilen 
eine  Einigung,  eine  WilleoBeinigang  betr.  die  Reform  statt,  sei 
es  im  Sinne  der  Zustimmung  oder  der  Ablehnung.  Als  was 
charakterisiert  sich  eine  solche  Willenseinigang?  Das  ist  die 
Frage.  Es  ist  ganz  selbstverstHndlich ,  doTs  es  kein  Vertrag 
war.  Ein  Vertrag  setzt  selbständige  Rechtssnbjekte  voraus,  die 
miteinander  die  Einigung,  eben  den  Vertrag,  eingehen,  und  da« 
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Becht  lam  VertrsgBSchluue  ist  auch  ein  Bubjektivea  Recht,  weil 
es  dem  Patisseiiten  als  Subjekt  snstehl.  Die  Tsgeatzung  da- 
gegen wie  Grofsrat  und  Volk  sind  keine  Bechtsiabjekte,  sondern 
Organe  eines  Verbandes  —  dieser  Verband  oder  dessen  TrHger 
sind  die  Becbtssobjekte ;  die  Organe  als  solche  haben  anch 
keine  subjektiven  Rechte,  sondern  nar  Kompetenzen.  —  Wenn 
e«  aber  kein  Vertrag  war,  woranf  sich  Tageatzung  und  OroEsrat 
nnd  Volk  der  Kantone  in  ihrem  SchoCse  jeweileu  betr.  die 
Bnndesreform  einigten,  so  konnte  es  nnr  ein  BeschluTs  sein; 
denn  ein  Drittes  gibt  es  nicht:  entweder  findet  eine  Willens - 
einignng  zwischen  zwei  oder  mehreren  Bechtssabjekten  bezw. 
dere.n  Organen  statt  oder  innerhalb  des  Organes  eines  oder 
mehrerer  Bechtssobjekte  betw.  zwischeD  den  Gliedern  dieses  Or- 
gans; in  jenem  Fall  ist  die  Willensein ignng  Vertrag,  in  diesem 
ist  sie  Beschlnfs.  Es  ist  aber  neuestens  die  Theorie  aufgestellt 
worden,  es  gebe  neben  dem  Vertrag  als  eine  besondere  Art  der 
Willensein ignng  die  Vereinbarung  oder  den  von  Kuntze  so  ge- 
nannten „Geaamtakt"  als  „neuen  Eechtsbegriff';  siehe  hei  Fleiner, 
S.  36/37,  der  sieb  diese  Theorie  angeeignet  bat.  Worauf  doch 
die  Doktrin,  wenn  sie  um  jeden  Preis  originell  sein  will,  nicht 
alles  rerfällt!  Autonomie  der  Einzelstaaten  im  Bundesstaat, 
BonverXnetfttsloser  Staat  usw.  usw.  —  und  nun  noch  der  „Oesamt- 
tüct"  I  —  Bisher  war  angenommeu  worden,  Vereinbarung  bedeute 
nichts  anderes  als  Vertrag,  zunKchst  zwu  den  Vorgang,  d«r  zu 
einem  Vertrage  fuhrt ,  dann  aber  den  Vertrag  selbst.  Nun  soll 
sich  aber  die  Vereinbamng  vom  Vertrag  unterscheiden,  und  zwar 
dadurch,  daTs,  während  der  Vertrag  eine  Willensbindung  (Bin- 
ding  hat  den  Un^rsehied  so  formuliert)  enthält,  die  Verein- 
baroi^  die  Verschmelxnng  verschiedener  inhaltlich  gleicher  Willen 
ist  Das  letztere  ist  aber  der  bisher  einfach  so  genannte  Be- 
achluXs.  Der  Beschlnfs  bindet  die  Beschliefsenden  nicht  und 
kann  sie  nicht  binden,  weil  sie  als  Glieder  eines  blofsen  Organs 
gar  keine  Rechtssubjekte  sind  —  nur  Rechtssubjekte  können 
rechtlich  gebunden  werden,  eben  durch  Vertrag,  Vereinbarung; 
wohl  aber  ist  der  Beschlnfs  „die  Verschmelzung  verschiedener 
inhaltlich  gleicher  Willen"  und  „das  Mittel  zur  Bildung  eines 
Gesamtwillens ",  also  wOrtlicb  das,  was  als  „VereinbaraDg"  zu  be- 
zeichuen  der  neuesten  Theorie  beliebt.  Die  Beispiele  von  „Ver- 
einbarnngen"  bei  Fleiner  sind  zwar  von  ganz  verschiedener 
Qualität:   der  „Orttndnngsvorgang   in   der  Aktiengesellschaft"  ist 


allerdings  eine  Vereinbarnng,  aber  im  Sinne  eines  Vertrages, 
weil  die  Äktiengesellschafl  nar  durch  Vertrag  von  Personen  als 
BechtsBiibjekten  gegründet  werden  kann;  „die  Beschlnfsfasanng 
einer  parlamentarischen  Körperschaft "  und  die  „Urteilsfindnog  im 
Kollegialgericht '  dagegen  sind  echte  und  rechte  BeschltlGee,  weil 
sie  Willenseinignogfln  von  blofsen  Oi^anen  sind,  nicht  von  Rechts- 
Subjekten  —  Fleiner  fafst  freilich  parlamentarische  KVrperschaft 
und  Kollegialgericbt  auch  als  Bechtssnbjekte  auf;  damit  hat  aber 
die  wissenschaftliche  Diskussion  ein  Ende.  —  Die  BeschlOese 
der  Tagsatzung  und  des  Orofsrats  und  Volks  der 
Kantone  sind  also  wirkliebe  Beschlüsse,  Willens- 
einigungen  im  Schofse  von  Organen  der  Kantone  —  der  Rantone 
in  ihrer  Vereinigung  (Tagsatzung)  oder  eines  jeden  Kantons  ftlr 
sich  (Grofsrat  und  Volk). 

Es  sind  aber  Beschlüsse  von  grundsätzlich  verschie- 
dener Art,  nnd  zwar  scheiden  sie  sich  gerade  danach,  ob  die 
Organe  solche  der  Kantone  in  ihrer  Vereinigung  oder  aber  eines 
jeden  Kantone  fUr  sich  sind,  also  nach  TagsatzungsheschlOssen 
einerseits  und  Beschlüssen  von  Orofsrat  und  Volk  der  Kantone 
andererseits.  —  Die  letzteren  sind  nnbestreitbar  gesetzes-  bezw, 
verfasBungsmäfsige  Beschlüsse,  d.  h.  es  sind  Beschlüsse,  welche, 
wenn  sie  auch  die  Bundesreform  betreffen,  doch  von  verfassnngs- 
mUfsigen  Organendes  Kantons  und  in  Gemäfsheit der Kantonsverfas- 
eung  gefafst  wurden.  —  Im  Gegensatz  dazu  sind  die  Tagsatznngs- 
beschlttBse  vertragsmfil^iger  Natur,  vertragsmftbige  Beschlüsse, 
weil  sie  von  dem  durch  Vertrag,  Bundesvertrag,  bestellten  Oi^n 
gefafst  worden  sind  und  auch  auf  Grund  des  Bundesrertrages 
gefafst  wurden.  Letzteres,  daTs  sie  auf  Grund  des  Bundes- 
vertrages  gefafst  wurden ,  ist  nicht  weniger  sicher  als  das 
erstere,  dafs  sie  vom  Ot^an  des  Bundes  gefafste  Beschlüsse 
eind;  denn,  wenn  sie  auch  nicht  in  GemäTsheit  speziell  von 
Art.  S  des  Bundesvertrages  gefafst  erscheinen ,  so  doch  nach 
Art.  1,  laut  dem  die  Kantone  eben  einen  Bund  bilden,  und 
flchliefslich  nach  dem  althergebrachten  fiechte  des  Bestandes  eines 
Bundes  nnd  seiner  UnauflSslichkeit.  Damit,  dafs  es  vertrags- 
mÄfsige  Beschlüsse  sind,  löst  sich  auch  der  Widerstreit  der  An- 
schattungen  dartlher,  ob  es  Vertrüge  oder  Beschlüsse  seien:  es 
«ind  BescblüBse,  aber  eben  solche  gestützt  nicht  auf  eine 
Verfassung,  ein  staatliches  Grundgesetz,  sondern  gestützt  auf  einen 
Vertrag,  den  Bundesvertrag  bezw.  den  Staatenbund  der  Kantone. 
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2.  Der  achSpferische  fieschlufs  speeiell,  derjenige 
BfiBchlafe,  der  deo  beatigea  Bundesstaat  begründet  bat.  Welcber 
unter  den  verecbiedenen  mit  Bezug  auf  die  Bundeareform  teils 
von  der  Tagsatzuug,  teils  yon  Groferat  und  Volk  der  Kantone 
gefaTsten  Beschlüsse  ist  es?  Das  ist  die  Frage.  £e  ist  der 
Tageatznngsbeacblurs  vom  27.  Juni  1848. 

Dafs  es  nur  e  i  n  Bescblnfs  unter  den  verschiedenen  sein  kann, 
liegt  im  Wesen  des  frUberen  Bundes,  W&brend  beate  zu  einer 
Bnndesrevision  Volk  und  Kantone  zusammenwirken  mUsBen,  so 
dafs  erst  durch  die  Übereinstimmung  beider  eine  revidierte  Bnndes- 
veriaesung  oder  ein  Bunde sverfassungsgesetz  entsteht,  und  w&brend 
es  ebenso  beute  zu  einem  Bundesgeaets  der  Übereinstimmenden 
Bescbltlsse  der  beiden  Kammern  der  Bnndesvei-aammlnng,  vom 
National-  und  Ständerat,  als  der  beiden  gleichberechtigten  Gesetz- 
gebungsorgane  des  Bundes,  bedarf  —  war  damals  ein  andereit 
Organ  neben  der  Tagsatznng  als  Organ  des  Bundes  nicht  ein- 
geführt, und  wenn  auch  die  Tagsatzung  nicht  gemäfs  Art.  8  des 
Bandesvertragea  für  eine  Bnndesrevision  eingesetzt  war,  so  war 
sie  doch  das  Organ  des  Bundes  und  als  solches  auch  für  aufser- 
ordentlicbe  Bnndesangelegen holten,  wie  es  die  Frage  der  Bundes- 
reform war,  vertretungsfSbig  (vgl.  oben).  Entscheidend  fUr 
die  Gründung  des  Bund  esstaates  konnte  also  nur 
Gin  Bescblnfs  sein,  und  zwar  einBoBcblafs  der  Tag- 
satzung. Das  erkennt  auch  Fieiner  an,  indem  er  als  solchen  die 
Erklärung  der  Gesandten  von  16'/a  Stunden  am  12.  IX.  184S,  dafs 
die  Bunde!)verfasBung  angenommen  sei,  erklärt  (S.  37),  also  einen 
bestimmten  BeBcblafs  der  gleichen  Tagsatzung,  wie  sie  von  frtlher 
her  und  bis  zur  Einsetzung  der  neuen  Bundesversammlung  am 
6.  SI.  1848  bestand.  Nur  erklärt  Fieiner  diesen  anderen, 
Späteren  TagBatznngsbeschlufe  als  entscheidend,  was  aber  ganz 
nnrichtig  ist,  wovon  nachher  noch  die  Hede  sein  wird.  Vielmehr 
war  schöpferischer  Akt  der  neuen  Bundesverfassung  der  Tag- 
satzungsbescblnfs  vom  27.  VI.  1848. 

Es  kann  dafUr  weder  ein  früherer  noch  ein  späterer  Beschlufs 
der  Tagsatznng  in  Betracht  kommen.  Ein  früherer  Bescblufe 
war  der  vom  16.  VIII.  1847,  durch  welchen  die  Revision  be- 
schlossen und  eine  Kommission  dafllr  bestellt  wurde,  oder 
eigentlich  schon  der  BeschluTs  vom  20.  Juli  vorher,  wo  das  Recht 
der  Mehrheit  der  auf  der  Tagaatzung   vertretenen  Kantone  zur 
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Revision  festgestellt  wurde.  Durch  diesen  BeBchtafs,  den  Be- 
schlnfs  vom  16.  VIII.  1847,  war  allerdings  noch  nichts  weiter 
gewonnen ;  es  mufste  erst  der  von  der  Kommission  antznstellende 
Entwurf  der  TogsatzuDg  vorliegen,  ehe  sie  einen  anderen  Bund 
beschliefsen  konnte,  und  sie  konnte  schliefslicb  auch  jeden  fkit- 
wurf  ablehnen,  so  dafs  die  Revision  auf  sich  beruhen  geblieben 
wäre.  Aber  es  ist  ungenan  von  Fleiner  (8.  28)  zu  sogen,  die 
Kantoue  hätten  sich  durch  den  BeschluTs  nicht  verpflichtet,  die 
Kevision  durchzuführen ;  es  hatten  überhaupt  nicht  die  Kantone 
als  solche,  sondern  es  hatte  ihr  gemeinsames  Organ  den  Beschlufs 
gefafst,  und  weil  es  ein  Beschlufs  war,  war  es  kein  Vertrag  und 
konnte  daher  auch  keine  gegenseitige  Verpflichtung  der  Be- 
Bchliefsenden  enthalten.  —  Der  spätere  Beschlufs,  nach  dem- 
jenigen vom  27.  VI.  1848,  war  eben  der,  den  Fleiner  Air  den 
entscheidenden  ansieht,  der  Beschlnfs  vom  12.  IX,  1848,  durch 
den  die  nene  Bundesverfassung  als  von  den  Kaotoaen  ange- 
nommen erklärt  wnrde.  Es  ist  das  aber  mit  nickten  der  ent- 
scheidende Beschlufs.  Die  Bnndesver&ssnng  von  1848  datiert 
zwar  vom  Tage  dieses  Beschlusses,  aber  die  Bundesverfassung 
von  1874  datiert  auch  vom  Tage  des  „Bundesbeschlusses  betr. 
die  Erwahrung  der  Abstimmung  über  die  am  31.  I.  1874  voi^ 
gelegte  revidierte  Bundesverfassnng",  nämlich  vom  29.  V.  1874, 
und  wer  wollte  behaupten,  dafs  dies  der  schöpferische  Akt  der 
neuen  Bundesverfassung  sei?  Es  war  ja  blofs  ein  Feststellnngs- 
beschlnfe  betr.  das  Resultat  der  Volksabstimmung  Ober  die 
neue  Bandes  Verfassung.  Ganz  ebenso  ist  es  mit  dem  Tagsatzungs- 
beschlnfs  vom  12.  IX.  1848,  der  blofs  das  Sesnltat  der  Abstim- 
mung der  Kantone  Über  die  damalige  Bundesverfassnag  feststellte; 
die  gegenteilige  Anscbaunng  ist  durchaus  unjuristisch.  —  Es  bleibt 
also  als  entscheidend  nur  der  Beschlnfs  vom  27.  VI.  1848. 

Bei  der  Bundesverfassung  von  1874  ist  entscheidender  Be- 
schlufs offenbar  die  Volks-  und  Ständeabstimmung  selbst  vom 
19.  IV.  1874  (von  den  besonderen  Standesstimmen  von  5^/«  Kan- 
tonen at^eseben),  nicht  der  Abschlufs  in  den  eidgenössischen  Bäten 
vom  31.  I.  1874.  Warum  ist  es  diesfalls  bei  der  ersten  Bundes- 
verfassung anders?  Warum  ist  nicht  auch  dort  der  Tag  der  Ab- 
stimronng  in  den  Kantonen,  sondern  der  der  Schlnfsabstimmung 
Ufaer  den  Entwurf  in  der  Tagsatzung  mafsgebend  ?  Die  Antwort 
liegt  bereits  in  der  frQheren  Erklärung,  warnm  mafsgebend  Über- 
haupt  ein   Tagsatzungsbeschlufs  gewesen   sein   müsse   und   nicht 
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ein  B«BcblurB  vob  Grofsrat  nad  Yolk  der  Kantone  geiresen  sein 
kVODe :  Orofärat  nnd  Volk  der  Kantone  waren  laut  dem  BnndoB- 
vertrag  selbst  gar  nicht  Organe  des  Bundes,  sondern  nur  die 
Tagsatsang.  Wenn  gleichwohl  die  BundesTerfaasnng  noch  in  den 
Kantonen  znr  Äbstimmnng  kam,  so  war  das  nicht  durch  das 
Becht  des  Bundes  gefordert,  sondern  eine  politische  Rücksicht, 
die  Rücksicht  darauf  nKmlich,  dafs,  weil  fUr  die  Bandesrevision 
oder  -Reform  kein  bestimmtes  Mittel  vorgeschrieben  war,  sie.  ohne 
Abstimmung  in  den  Kaatonen  selbst  nicht  fest  genug  schien 
(vgl.  oben  S.  26).  So  wurde  in  den  Übergangsbestim- 
mnngen  znr  Bundesverfassung  selbst,  Art.  1,  bestimmt:  „Über 
die  Annahme  gegenwärtiger  Bund  es  verfas  sang  haben  sich  die 
Kantone  anf  die  dnrch  dje  Kantonal  Verfassungen  vorgeschriebene 
oder  —  wo  die  Verfassung  hierüber  keine  Bestimmung  enthalt  — 
anf  die  durch  die  oberste  Behörde  des  betr.  Kantons  festzu- 
setzende Weise  auszusprechen  ').  Die  Annahme  durch  die  Kantone 
war  also  eine  Bedingung,  welche  der  Tagsatzungsbeschlars 
selbst    fUr    die  Gültigkeit   der    Bundesverfassung    aufstellte,    und 

')  Vorschriften,  kantonale  Vorschriften  über  die  Bundesrevision 

—  eine  Bundeavorschrift  darßber  gab  es  überhaupt  nicht  -~  ent- 
hielten nur  die  Verfassungen  von  Bern,  Luzem,  Freiburg,  Solothnm, 
Baselstadt  nnd  Waadt,  nnd  zwar  in  dem  Sinn,  dafs  das  Volk  über  die 
Revision  entscheiden  sollte  —  aufser  in  Freibnrg,  n-o  der  Entscheid  in 
die  Hand  de»  Grofsen  Rates  gelegt  war  (vgl.  oben  S.  14,  Note);  das 
Verzeichnis  bei  Fleiner  (S.  30,  Note)  ist  weder  vollatändig  noch  genau. 

—  In  den  anderen  Kantonen,  wo  es  eine  Besliinmung  betr.  die  Bundes- 
revision selbst  nicht  gab,  hatte  gemltrs  dem  Bundesverfassungseutworfe 
die  oberste  Behörde,  und  das  ist  der  Grofse  Rat,  die  Art  und  Weise 
der  Abstimmung  des  Kantons  über  den  Bundes  Verfassungsentwurf  fest- 
zusetzen, und  Qberall  in  diesen  Kantonen  wurde  daffir  die  Volks- 
abstimmung beieichnet,  wie  ihr  durch  die  kantonalen  Verfassungen 
selbst  die  Annahme  der  Kautonsverfasgung  vorbehalten  war.  In 
diesen,  den  anderen  Kantonen  also  wnrde  allerdings  bei  der  Ab- 
stimmung im  Kanton  über  die  Bundesverfassung  vorgegangen,  wie 
wenn  es  sich  um  die  Revision  der  Kantons  Verfassung  handelte,  aber 
nicht  in  den  Kantonen  durchweg,  wie  Fleiner  S.  19^  behauptet;  in 
den  erstgenannten  Kantonen,  aufser  in  Freiburg,  kam  es  zwar  auch 
znr  Volksabstimmung  Aber  die  Bundesverfassung,  aber  nicht  lediglich 
aus  Anordnung  der  „Regierung",  sondern  kraft  der  kantonalen  Ver- 
fassung selbst,  die  eben  auch  für  eine  altfällige  Bundesrevision  wie 
ftlr  die  Revision  der  Kantonsverfassung  die  Volksabstinimung  vor- 
schrieb. 

Scbollanberger,  Sehwaii.  BundaaTer/Miimg.  » 
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diese  Bedin^ng  war  gewifs  so  verbindlich  wie  der  Übrige  Text 
des  Verfassungsentwurfes  in  der  Ueinnng,  dafs  die  Bedingnng  wie 
der  Übrige  Text  von  der  Tagsatzung  gar  nicht  beschlossen  werden 
konnte,  wenn  nicht  bereits  die  Mehrheit  der  Kantone  damit  ein- 
verstanden gewesen  wäre,  so  dafs  also  die  Folgeleistnng  in  der 
Mehrheit  der  Kantone  jedenfalls  sicher  war  —  eine  Bemerkung, 
die  wieder  gegenüber  Fleiuer  S.  29  su  machen  ist. 

Politischer  Rücksicht  gleicher  Art  entspmngen  war  auch, 
wie  Art.  1,  Art.  2  der  Übergangsbestimmungen,  lautend:  „Die 
Ergebnisse  der  Abstimmung  sind  dem  Vororte  zu  Hsnden  der 
Tagsatzung  mitzuteilen,  welche 'entscheidet,  ob  die  neue  Bnndee- 
verfaBsnug  angenommen  sei."  Uafs  der  Tagsatzung  als  der 
BundesbehCrde  die  Festsetzung  der  Ergebnisse  der  Abstimmung 
in  den  Kantonen  zukam ,  versteht  sich  von  selbst,  darf  also  als 
ihr  selbstversttludliches  Recht  betrachtet  werden,  wie  heute  die 
gleiche  Funktion  ausdrückliches'  Recht  der  Bundesversammlung 
ist  (Bundesverfassung  Art.  84  nnd  85,  Ziffer  14).  Ohne  weiteres 
ist  auch  Rechtens,  dafs  die  absolute  Mehrheit  fUr  dag  Resultat 
einer  Abstimmung  maf^ebend  ist,  so  dafs  die  Tagsatzung  die 
Bundesverfassung  als  angenommen  erkISren  konnte,  sobald  nur 
dieses  Mehr  unter  den  Kantonen  erreicht  war.  Art.  2  der  Über- 
gftngshe Stimmungen  hatte  aber  offenbar  eine  weitere  Bedeutung: 
er  wollte  es  in  das  Ermessen  der  Tagsatzung  stellen,  die  Bundes- 
verfassung erst  als  angenommen  zu  erklHren,  wenn  sie  von  einer 
solchen  Mehrheit  angenommen  war,  dafs  die  Annahme  auch  ge- 
festet genug  erschien,  und  dazu  war  als  nötig  erachtet  nicht  die 
Mehrheit  der  Kantone  schlechthin,  sondern  eine  solche  Mehrheit, 
die  zugleich  die  Mehrheit  des  Schweizervolkes  war,  wie  sie  in 
der  Bunde  SV  erfaEsnng  fUr  eine  künftige  Revision  ihrer  selbst  zur 
Bedingung  gemacht  wurde  (Art.  114)  und  beute  noch  Bedingung 
einer  Bundesrevision  ist  (neu  Art.  123).  Das  ist  die  politische 
Bedeutung  des  Art.  2  der  Übe^angsbestimmungen.  Wie 
zur  festen  Begrtladung  der  Bundesverfassung  in  Art.  1  die 
Abstimmung  in  den  Kantoneu  bedingt  war,  so  in  Art.  2 
weiter  ein  solches  Resifltat  dieser  Abstimmung,  dafs  die  Mehr- 
heit zugleich  eine  doppelte  sein  mufste :  Mehrheit  der  Kantone  nnd 
des  Volkes. 

Das  Resumä  betr.  die  rechtliche  Betrachtung  des  Reform- 
weges  im  ganzen  geht  dahin:  es  konnte  von  der  Mehrheit 
der    Kantone    die    Annahme    der    Buudesreform    be- 
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t)cklott8«&  werden,  und  zwar  dnrcb  die  Tagsatzung  als 
BandeBorgau,  und  dieser  BeschlttrE  ist  der  Schöpfer  der 
Bunde sverfassung,  nachdem  die  von  ihm  aufgeatelU« 
Bedingung  der  Annahme  der  Bund  eg  verfassang 
dnrch  die  Kantone  «ich  erftlllt  hatte.  Allerdings  fiel 
mit  dem  Akt  der  StaatsgchCpfiing,  d,  h.  der  SchOpfang  des  Bundes- 
staates, der  Akt  der  VerfassnngsschCIpfung  zusammen  (Fleiner, 
9.  38),  ineofern,  als  mit  der  Annahme  der  Verfassung  der  Bundes- 
staat begründet  war.  Aber  den  Vertrag  hat  nicht  das  Verfassiings- 
gesetz,  sondern  ein  neuer  Vertrag  bezw.  ein  vertragsmäfsiger  Be- 
schlnfs  (vgl.  oben  8.  30)  beseitigt,  das  ist  eben  der  entBcheidende 
TagBatznugsbescbluTs.  Die  BundesverfasBung  trat  ja  allerdings 
an  Stelle  des  Bundesvertrages,  aber  im  Prinzip  beseitigt  war  er 
schon  durch  jenen  vertragsmK&igen  Beschlufs,  der  nur  unter  der 
Bedingung  der  Annahme  dnrch  die  Kantone  stand,  eine  Bedingung, 
die  sich  hernach  erfllUte.  Im  Grunde  ist  es  also  ein  Vertrag, 
der  den  Vertrag  beseitigt  und  die  Verfassung  geschaffen  hat, 
D&mlich  das  Abkommen  der  Kantone  auf  der  Tagsatzung,  den 
vertraglichen  Bund  in  einen  verfassungsmlUBigen  umzuwandeln 
(vgl.  auch  mein  Bundesstaatsrecht,  S.  135,  wo  nur  betr.  den  ent- 
scheidenden Tagsatzungsbeschlols  statt  1847,  1848  zu  lesen  ist). 
Fleiner  dagegen  behanptet  zum  Schlub ,  den  Verbrag  habe  kein 
nener  Vertrag,  sondern  ein  Verfassungsgesetz  beseitigt,  was  er 
selbst  als  einen  „scheinbaren"  Widerspruch  erklärt,  ohne  ihn  aber 
im  weiteren  zu  lösen. 


B.  Die  Partialrevision  vom  Jahre  1866. 

Den  Anstofs  dazu  gab  der  Abschlufa  von  VertrHgen  mit 
Frankreich,  speziell  des  Nieder] assungsvertrages  mit  seiner  die 
O-leichberechtigung  der  Religionen  im  Niederlassnngs- 
recht  anerkennenden  Bestimmung. 

Die  ursprüngliche  Bundesverfassung  enthielt  diese  Gleich- 
berechtigung nicht,  gewährleistete  vielmehr  das  Niederlassnngs- 
recht  (Art.  41)  und  die  Gleichstellung  der  Schweiz  erb  Urger  in 
Gesetzgebung  und  gerichtlichem  Verfahren  mit  den  Kantons - 
bürgern  (Art.  48)  nur  den  Schweizern  christlicher  Konfession 
und  die  freie  AusUbnng  des  Grottesdienstes  (Knltnsfreiheit)  nnr 
den  anerkannt  christlichen  Konfessionen  (Art.  44)  —  alles 
anf  Kosten   speziell   der  Juden,   gegen  welche  die  Stimmung  im 
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Volke  zur  Zeit  der  Bundesrefonu  noch  zu  mächtig  erschien ,  am 
deren  Annahme  in  der  Volkeabstimmniig  ohne  diese  ZarUcksetsang- 
der  jüdischen  GtanbenaangehOrigen  erlangen  zn  kOnnen. 

Anfangs  der  60er  Jahre  kam  es  dann  zu  nesen  Vertrags- 
nnterhandlnngen  mit  Frankreich  Über  Handel  and  Niederiaasang 
nnd  anderes  (Schutz  des  literarischen,  künstlerischen  nnd  gewerb- 
lichen Eigentums,  nachbarliche  Verb&ltniase  and  Orenzraldnugen), 
wobei  Frankreich  alit  eine  seiner  Hauptforderungen  aofstellte: 
„Gtostattang  des  Handelsbetriebes  und  der  Niederlassung  im 
gansen  Gebiete  der  Eidgenossenachaft  fttr  alle  Franzosen  ohne 
Unterschied,  welchem  Glauben  sie  auch  angehören' 
(B.B.  1864,  II,  S.  265).  Auf  dieser  Orandlage  stand  denn  anch 
der  neben  den  anderen  am  30.  VI.  1864  abgeschlossene  Nieder* 
laseungsvertrag  mit  Frankreich,  dessen  Bestimmangen  folgender- 
mafsen  lauteten:  Art.  1:  „Die  Franzosen,  ohne  Unterschied 
der  Religion,  sind  in  jedem  Kantone  der  Eidgenossenschaft 
in  besng  auf  Person  und  Eigentum  auf  dem  nämlichen  Fobe 
nnd  auf  die  nämUche  Weise  aaftnnehmen  nnd  zu  behandeln,  wie 
es  die  christlichen  Angehörigen  der  anderen  Kantone  sind 
oder  noch  werden  sollten  .  .  .",  und  Art.  3:  „Die  Schweizer 
werden  in  Frankreich  die  nämlichen  Recht«  und  Vorteile  ge- 
niefsen,  wie  sie  der  Art.  1  des  gegenwärtigen  Vertrages  den 
Franzosen  in  der  Schweiz  zasichert"  Also:  die  französi- 
schen Jaden  in  der  Schweiz  waren  den  christlichen 
Schweizern  in  der  Schweiz  gleichgestellt,  nnd  die  schweize- 
rischen Jaden  wurden  ohne  Ansehen  des  Glaubens  behandelt, 
wenn  sie  nach  Frankreich  kamen  —  kraft  des  Vertrages;  die 
schweizerischen  Juden  in  der  Schweiz  dagegen  waren  hintan- 
gesetzt kraft  Bundesverfassung. 

Diese  ZnrUcksetznng  eigener  Bürger  im  eigenen  Land  dnrch 
das  eigene  Recht  konnte  danach  nicht  mehr  fortbestehen.  Daher 
fft£ste  die  BundesTersammlung  bei  Ratifikation  der  Verträge  mit 
Frankreich  den  gBundesbeschInfs  aus  Veranlassung  der  zwischen 
der  Schweiz  nnd  Frankreich  unterm  30.  VI.  1864  abgeschlossenen 
Verträge",  vom  80.  IX.  1864.  (E.G.  8/162),  der  in  Art.  1  be- 
stimmte: „Der  Bundesrat  ist  eingeladen,  der  Bundesversammlung 
sobald  wie  möglich  Bericht  und  Antrag  zu  hinterbringen  zu  dem 
Zwecke,  die  in  den  Art.  41  und  4S  der  Bandesverfassang  ge- 
währleisteten Rechte  (betr.  Niederlassung  nnd  Gleichstellung  der 
SchweizerbUrger   mit  den   KantonsbUrgem)   von   dem   Glaubens- 
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bekenutnis  der  Bürger  DnabhKngig  zu  maclieD,''  Es  konnte  nicht 
ftoch  Art.  44  betr.  die  Enltusfreiheit,  deren  Jft  die  Juden  nicht 
weniger  entbehrten,  aus  diesem  Anlafs  in  Frage  kommen,  weil 
dieser  Artikel  als  Enltusartikel  nicht  den  Btti^er  als  solchen, 
sondern  nur  die  Oenosseuscbaft,  die  nicht  christlichen  Genossen* 
Schäften  betraf,  wKhrend  es  sich  beim  Niederlassungs-  wie  beim 
Handelsvertrage,  wie  sie  mit  Frankreich  aV^escblossen  worden 
waren,  nur  um  „die  Person  and  das  Eigentum"  von  Staatsange- 
hörigen handelte.  —  Der  Bundesrat  gab  diesem  Auftrage  der 
Bandesversammlnng  zuerst  dadurch  Folge,  dafs  er  die  Kantone 
befragte,  ob  nicht  ihrerseits  eine  freiwillige  Verzichtleistnng  auf 
das  Becbt  der  ZurttckeetBung  nicht  christlicher  Schweieerbtli^r 
in  der  Niederlassung  und  in  der  Oleichstellung  der  Schweizer- 
btlrger  mit  den  Kantonsbtli^m  möglich  wUre,  soweit  sie  nicht 
bereits  erfolgt  sei  (Kreieschreiben  des  Bundesrates  an  die  Kantons- 
regierungen  vom  24.  XII.  1864:  B.B.  1864,  III,  369  ff.).  Erst 
als  dieser  kantonale  Weg  sich  nicht  Überall  offen  zeigte,  bean- 
tragte der  Bundesrat  der  Bundesversammlung  die  Revision  der 
Bundesverfassung  selbst,  wobei  er  noch  andere  Kevisionspnnkte 
vorlegte  (B.B.  1865,  IH,  38).  Nach  Beratung  der  Revision  in 
der  Bandesversammlung  wurden  der  Abstimmung  des  Volkes  und 
der  Kantone  neun  AbXnderunga vorschlage  zur  BundesveriJusung 
unterstellt,  Ober  die  einsein  abzustimmen  war,  ntoilich  (B.  B. 
1865,  lY,  1):  1.  über  Art.  37  betr.  Mafs  und  Gewicht  in  der 
Meinung,  dafs  die  Festsetzung  derselben  Bnndeesache  sein  solle 
ohne  die  bisherige  Rücksicht  anf  das  alte  Fnfs-  und  Pfund- 
system, vielmehr  nach  dem  Hetersystem  erfolgen  solle;  2.  über 
Art.  41,  Eingang  und  Ziff.  1,  und  Art.  48  betr.  eben  die 
Beseitigung  der  Beschrünkung  dieser  Rechte  auf  christliche 
Schwel zerbUrger  und  zugleich  betr.  Aufhebung  zweier  weiteren 
beschränkenden  Bedingungen  des  Nlederlassnugs rechtes  in  Art.  41; 

3.  aber  Art.  41,  Ziff.  4,  zum  Zweck  der  Erstreckung  des 
Stimmrechtes  der  niedeigelassenen  Schweizerbilrger  auch  auf 
Gemeinde-,    nicht  blofs  Bundes-  und  kantonale  Angelegenheiten; 

4.  über  Art.  41.  Ziff.  7,  wonach  die  Bnndesgesetzgebung  das 
Prinzip,  ob  Heimats-  oder  Territorialprinzip,  der  Besteuerung  und 
der  Regelung  der  Zivilrecht! ichen  Verhältnisse  der  Niedergelassenen 
bestimme;  5.  Über  Art.  42  betr.  das  Stimmrecht  der  Nieder- 
gelassenen in  kantonalen  Angelegenheiten,  in  dem  Sinne  uHmlich, 
dals  dieses  Recht  von  keiner  Wartezeit  mehr  wie  bisher  (Anfent- 
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halt  im  Kanton  bis  auf  zwei  Jahre)  solle  ablütngi^  gemacht 
werden  kflnnen;  6.  Ilber  Art.  44  betr.  Enltasfreiheit ,  die  auch 
ihrerseits,  wie  NiederlasBUng  und  Gleichstellang  der  Scbweizer- 
bttrger  mit  den  KantonsbUrgern,  nicht  auf  die  christUcben  Kon- 
feBsionen  beecbränkt  bleiben  sollte;  7.  Aber  Art.  54,  a.  als 
einen  neuen  Artikel,  der,  wShrend  der  Haaptartikel  54  nnr  die 
Todesstrafe  bei  politischen  Vergeben  ausschlob,  weiter  anch 
andere  Stra&rten,  wie  speziell  die  Prügelstrafe  durch  die  Bnndes- 
gesetzgebnng  ansznschliersen  gestattete*);  8.  und  9.  endlich  über 
.  Art.  59  a.  u.  b.,  zwei  ebenfalls  neue  Artikel  zwecks  hundesgesetz- 
licher  Einführung  des  Schutzes  des  schriftstellerischen,  künstle- 
rischen und  industriellen  Eigentums  und  des  Verbotes  von  ge- 
werbsmäfsigen  Lotterie-  und  Hasardspielen.  —  In  der  Abstimmung 
Über  diese  neun  Fnnkte  erlangte  nur  der  sweite  die  für  Annahme 
einer  BundeBrevision  vorgescbriebene  Mehrheit  dea  Volkes  and 
der  Kantone  sngleich,  also  nnr  die  Befreiung  des  Niederlassnngs- 
r echtes  und  der  Gleichstellung  der  Schweizerbtlrger  mit  den 
Kantonsbtligem  von  der  Beschrftnkung  auf  die  christlichen  Kon- 
fessionen, wovon  die  Revision  ausgegangen  war  —  abgesehen 
von  der  weiteren,  im  zweiten  Revisionspnnkte  enthaltenen  Er- 
leichtsmsg  des  Niederlassungsrechtes,  die  einfach  mitging  (B.G. 
8'750). 

C.  Die  hentige  BundesTerfEtösimg. 

Die  heutige  Bundesverfassung  besteht  In  einer  Totalrevision 
der  Bundesverfassung  von  1848.  Diese  Totalrevision  ist  aber 
nicht  mit  einem  Male  erreicht  worden,  vielmehr  waren  dazu  zwei 
Anläufe  ntftjg,  weil  der  erste  mifslang;  erst  der  zweite  Anlauf 
bat  zum  Ziele  geführt.  Es  sind  daher  zu  unterscheiden:  1.  der 
Versuch  der  Totalrevisiou  von  1872,  und  2.  die  Durchführung 
der  Totalrevision  im  Jahre  1874. 


')  Mit  KGcksicht  speziell  auf  den  Aufsebeu  erregenden  Fall 
Ryniker,  in  welchem  ein  Buchdrucker  dieses  Namens  ans  dem  Kanton 
Aargau  wegen  einer  irreligiSBen  Broschüre  im  Kanton  Uri  noch  im  Jahre 
1865  mit  Rutenstreichen  bestraft  worden  war.  VgL  Stoofs,  Die  Grund- 
züge des  Schweiz.  Strafrechts,  I,  S.  58. 
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1.  Der  Tersneli  der  Totalrevision  von  1672,  Verlauf 
and  Inhalt. 

a.  Verlauf.  Zuerst  wurde  die  Wiederaufiiahiiie  der  Bundes- 
revisioQ,  aber  noch  keineswegs  im  Sinn  einer  Total revision,  bei 
der  Bnndesbehörde  Dirmlich  angeregt  durch  die  Petition  des 
schweizerischen  Juristenvereins  vom  November  1868 
an  die  BundeaTersammlnng  „fUr  Revision  der  Bundesverfassung  in 
dem  Sinne ,  dafs  dem  Bunde  das  Recht  eingeräumt  werde,  über 
einzelne  Teile  des  Zivilrechtes  und  Zivilprozesse b  fUr  die  ganze 
Schweiz  verbindliche  Gesetze  zu  erlassen"  (znm  zweiten  auch  „fUr 
Erricbtnng  einer  eid gen ijss Ischen  Rechtsschule"):  B.  B.  1869,  I, 
102.  Die  Petition  wurde  am  19.  XII.  1S68  dem  Bundesrat  zu 
Bericht  und  Antrag  überwiesen  (ibid.  65).  Der  Bundesrat  aber 
beschlofa  am  22.  II.  1869,  der  Bundesversammlung  keine  Vorlage 
zu  machen  mit  Rücksicht  hanptsKchlich  darauf,  dafs  die  Amts- 
periode der  BundesbehOrden  ihrem  Ende  nahe  war  und  es 
„zweckentsprechend  sein  dürfte,  die  Angelegenheit  einer  künftigen 
Bundeslegislatur  intakt  vorzubehalten"   (ibid.  269). 

Damit  war  fürs  erste  die  Behandlung  der  Bundes- 
revision  abgelehnt. 

Nach  der  Integralerneuerung  der  Rste  erfolgte  die  Motion 
Rucfaonnet,  Mitglied  des  Nationalrates  (nachmaligen  Hitgliedes 
des  Bundesrates),  vom  15.  Xn.  1869  auf  Erlals  eines  Bundes- 
gesetzes  betr.  Eheangelegenheiten,  gerichtet  gegen  die  kantonalen 
BeschrSnkungen  des  Eherechta  und  auf  Freigebung  dieses  Rechtes 
im  Sinne  der  heutigen  Bundesverfassung  (Art.  54).  Über  diese 
Motion  fafste  die  Bundesversammlung  am  21. /23.  gleichen  Monats 
den  BeschluTs:  „Die  Motion  des  Herrn  Ruchonnet  wird  in  dem 
Sinne  erheblich  erkl&rt,  dafs  der  Bundesrat  eingeladen  ist,  bis 
zur  nächsten  Session  der  Bundesversammlung  (Sommeraession 
1870)  Bericht  und  Antrag  zu  bringen,  in  welcher  Weise  die 
Bundesverfassung  zu  revidieren  sei,  um  sowohl  die  Zwecke  der 
Motion  zu  erreichen  als  auch  überhaupt  die  Bundesverfassung 
mit  den  ZeitbedUrfnissen  in  Einklang  zu  bringen"  (B.B.  1870,  1, 
30/31).  Damit  war  die  Bundesrevision  zum  Trak- 
tandum  der  Bundes  behOrden  erhoben,  bemerkens  werter- 
weise auf  welsche  Anregung  hin  —  zwar  noch  nicht  im  Sinne 
der  Total revision.  Durch  diesen  BeBcfalnXs  der  BundeBversammlnng 
war    auch   der  Initiative    der   Regierung   des    Kantons 
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Aargan  der  Weg  der  Entsprechung  geOfinet,  die  im  Auftrag  des 
dortigen  Grorsen  Rates  im  gleichen  Dezember  der  BundeBversamm- 
Inng  eingereicht  worden  war,  mit  dem  Inhalt:  es  mOchte  die 
BundesTersammlung  diejenigen  SchluXsn ahmen  fassen,  welche  ge- 
eignet wHren,  ein  gemeinsames  schweizerisches  Zivilrecht  zu 
schaffen  —  also  Übereinstimmenden  Inhaltes  mit  einem  Teil  der 
früheren  Petition  des  schweizerischen  Juristen  verein  s  (B.B. 
1870,  II,  116).  —  £b  ist  bemerkenswert,  dafs  alle  drei  Staats- 
rechtlichen  Uittel  der  Anregung:  Petition  von  Bürgern,  Uotion 
aus  dem  Schöbe  der  gesetzgebenden  Versammlung  -selbst  und 
Initiative  seitens  eines  Kantons,  zusammengewirkt  haben,  tun  die 
Ke Visionsfrage  aufs  neue  in  Flufs  zu  bringen.  —  Zufolge  jenes 
Beschlusses  der  Bundesversammlnug  brachte  der  Bundesrat  mit 
Botschaft  vom  17.  VI.  1870  den  Entwurf  zu  einem  Bundes- 
gesetz  betr.  die  Revision  der  Bundesverfassung  ein 
mit  AbHnderungen  und  Neuerungen  zur  Bundesverfaesang  betr. : 
Uilitarwesen ,  Schutz  der  Waldungen,  freier  Verkehr,  Mafs  nnd 
Gewicht,  freie  Niederlassung  und  Rechtsstellung  der  Nieder- 
gelassenen, Erwerb  des  8chweiaerbttrgerrechtos,  Recht  zur  Ehe, 
religifise  Verhältnisse,  Rechtseinheit  und  Oi^nisation  und  Kom> 
petenzen  des  Bundesgerichtes  —  nicht  weniger  als  zwölf  ab- 
geänderte nnd  fUnf  neue  Artikel  zur  bisherigen  Bundesverfassung 
vorsehend ,  also  eine  sehr  vielfältige  Bundesrevision ,  die  aber 
immerbin  nur  als  Partialrevision  gedacht  war  (B.B.  1870,  II, 
665).  Die  beiden  Kammern  der  Bundesversammlung  teilten  noch 
die  Prioritfit  der  Behandlung  der  Vorlage  dem  Nationalrate  zu, 
bestellten  auch  noch  zu  deren  Behandlung  ihre  Kommissionen 
und  setzten  die  Behandlung  in  der  Bundesversammlnng  auf  die 
Dezembersession  1870  an,  durch  Beschlufs  vom  20.  VII.  1870 
(B.B.  1870,  m,  69).  Dann  aber  kam  der  deutsch-franzfisiscfaa 
Krieg  (Kriegs erkiftrnng  vom  19.  VH.  1870),  der  den  Zusammen- 
tritt der  Kommissionen  hinausschob  und  auch  die  Verschiebung 
der  Re vi sions Verhandlung  in  der  Bundesversammlung  über  das 
Jahr  1870  hinaus  veranUrste  (vgl.  den  Bundesbescblufs  vom 
2S.  Xn.  1870:  B.B.  1871,  I,  6). 

Der  deutsch-frauzOsische  Krieg  hatte  also  eine 
zweite  Unterbrechung  im  Gang  der  Revision  ver- 
anlafst,  nachdem  diese  mit  Rtlcksicht  auf  die  neue  Amtsdauer 
der  Bundesbeh (irden    ein    erstes  Mal    zurtickgestellt   worden    war. 

Erst  am  27.  II.  1371  trat  die  Nation alratskommission,  welcher 
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der  Vortritt  zukam,  zur  Beratung  der  Vorlage  des  BundsBratee 
znaammen,  uod,  bewogen  iiicht  oar  dnrch  die  Petitionen,  welche 
ihr  auf  ihre  Einladung  aus  allen  Teilen  des  Volkes  und  Landes 
augegangen  waren  (B.B.  1870,  UI,  121  u.  486—461,  720), 
Boodern  anch  dnrcfa  die  Erfahrungen  des  Btattgefnndenen  Krieges, 
falate  sie  am  28.  11.  den  Beschlufs,  die  ganze  Bundesverfassung 
äurcfazagehMi  und  bei  jedem  einzelnen  Artikel  zu  untersuchen, 
ob  er  der  Kevisioa  bedürfe.  Damit  war  der  Weg  der 
Totalrevision  betreten.  Den  gleichen  Standpunkt  nahm 
dann  auch  die  stand erfttüche  Kommiaeion  ein  (vgl.  die  gedruckten 
Protokolle  der  beiden  Kommissionen),  und  von  ihm  aus  begann 
die  Bundesversammlung  am  Q,  XI.  1871  die  Beratung,  die  mit 
knrsen  Unterbrechungen  bis  znm  5.  III.  1872  dauerte  (vgl.  Prot, 
der  Verhandl.  des  Schweiz.  Nationalrates  betr.  Revision  der  Bandes- 
verfassung, 1871/72).  Vom  letzteren  Tage  datierte  dann  der  Ent- 
wurf des  Bundeagesetzes  betr.  die  Revision  der  Bundesverfassung 
T.  12.  IX.  1848  (vgl.  B.B.  1872,  1,  nach  S.  504),  der,  begleitet 
von  einer  Proklamation  der  Bundesversammlung  (ibid.  625),  zur 
Abstimmung  an  das  Volk  und  die  Kantone  gelangte.  Die  Volks- 
abstimmung war  auf  den  12.  V.  1872  angeeetzt,  und  die  Kantone 
hatten  nach  Art.  9  desselben  Gesetzes  ihre  Stimme  spätestens 
14  Tage  nach  der  Volksabstimm ttug  abzugeben  (ibid.  449).  Das 
Ergebnis  der  Abstimmung  war  die  Verwerfung:  das  Volk  ver- 
warf mit  einer  Hehrheit  von  260859  Stimmen  gegen  265606 
und  die  Kantone  mit  13  gegen  9  Standesstimmen  diesen  Revi- 
sionsentwurf (B.B.  1872,  II,  368  u.  449). 

b.  Nun  der  Inhalt  der  verworfenen  Total re vi sion,  im  Ver- 
gleich einerseits  mit  der  bisherigen  Bundesverfassung  von  1848 
und  andererseits  mit  der  neuen  BundesveHassnug  —  am,  nach 
der  ersten  Seite,  den  Abstand  der  Revision  von  der  früheren 
Bundesverfassung,  und,  nach  der  andern  Seite,  das  Einlenken  der 
zweiten  Totalrevision,  der  heutigen  Bandesverfassung,  von  der 
ersten  Revision  ermessen  zu  können.  —  1.  Betr.  das  Militär- 
wesen,  Art.  19  und  20:  Das  Bundesheer  soll  nicht  mehr  ans 
Rontingenten  der  Kantone,  sondern  schlechthin  aus  der  ge- 
samten nach  der  eidgenfissischen  Gesetzgebung  dienstpflichtigen 
HaoDschaft  bestehen.  Der  Bond  bestimmt  die  ganze,  nicht  mehr 
blofs  die  allgemeine  Organisation  des  Bnudesheenes ;  ebenso  ist 
der  Hilitärunterricht  im  ganzen,  nicht  mehr  hlofs  der  Spezial* 
Waffen  und  höheren  Chargen,  dem  Bund   vorbehalten;  der  Bund 
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ist  auch  Eigentümer  und  Vervalter  des  Materiellen  (des  Kriege- 
materials),  nnd  er  trHgt  die  Kosten  der  gaiizen  personellen  Ad- 
ministration (der  BewafTnuog,  Bekleidnng  und  Ausrüstung  des 
Bnndesheeres),  wofUr  ihm  anch  der  Zoll-  und  Postertrag  und  der 
ganze  MiliWrpflichtereatz  znfXllt  (Art.  28,  34  u.  41  b.  c.  u.  e.)-  — 
2.  Ganz  nen  werden  dem  Bund  Übertragen  die  Oberaufsicht  über 
Waseerban-  und  Foratpolizei  im  Hochgebirge  und  die 
Gesetzgebung  zum  Schutze  nUtzlicher  VOgel  und  über  Jagd 
nnd  Fischerei  (Art.  22  n.  28).  —  3.  Betr.  das  Schul- 
wesen. Im  htiheren  Schulwesen  wird  das  bisherige  Recht  des 
Bundes  eur  Errichtung  einer  Universität  nnd  einer  polytech- 
nischen Schale  auch  auf  andere  höhere  Unterrichtaanstalten  er- 
streckt und  von  Bundes  wegen  nun  auch  in  das  Primarscbul- 
wesen  eingegriffen  dadurch,  dafs  die  Kantone  zur  Einführung 
eines  obligatorischen  uud  unentgeltlichen  Pnmarunterrichtes  ver- 
pflichtet werden  und  der  Bund  zu  gesetzlichen  Bestimmungen 
Über  das  Minimum  der  Anforderungen  an  die  Primarschule  be- 
vollmächtigt wird.  —  4.  Das  Zollwesen.  Der  Ertrag  der 
Zolle  füllt  in  die  Bundeskasse.  Die  den  Kantonen  bisher  be- 
zahlten Entschädigungen  ftlr  die  losgekauften  ZOlle,  Weg-  und 
BrUckeugelder,  Kaufhaus-  uud  andere  GebUhren  dieser  Art  fallen 
weg.  Ausnahmsweise  erhalten  die  Kantone  Uri,  OraubUnden, 
Tessin  und  Wallis,  mit  Ktlcksicht  auf  ihre  internationalen  Alpen- 
strafsen,  jährliche  Entschädigungen  wie  heute  noch.  —  b.  Betr. 
die  Handels-  und  6ewerhefreiheit.  Die  Bundesverfassung 
von  1848  begnügte  sich,  in  Art  29  den  freien  Handel  von 
Kanton  zu  Kanton  zu  gewährleisten;  die  Freiheit  der  Gewerbe- 
ausUbnng  im  Innern  eines  Kantons  dagegen  wurde  nur  den  im 
Kanton  selbst  niedergelassenen  ScfaweiBerbllrgem  und  nur,  wenn 
nnd  soweit  derselben  die  Kantonsbtlrger  selbst  teilhaftig  waren, 
zugesichert.  Im  revidierten  Artikel  20  dagegen  wurde  die 
Handels-  nnd  Gewerbefreiheit  schlechthin,  auch  im  Innern  des 
Kantons  nnd  unabhängig  von  der  Niederlassung  garantiert,  in 
einer  Form,  die  in  die  Bundesverfassung  von  1874  übergegangen 
ist.  —  6.  Es  folgen  neue  Artikel:  zunächst  betr.  die  Freizügig- 
keit der  wissenschaftlichen  Bernfsarten,  im  Anschlals 
an  die  Handels-  und  Gewerbefreiheit,  dann  betr.  Spielbanken, 
Lotterien,  Arbeiterschutz,  Answanderungsagentnren 
und  Versicherungswesen  —  die  gleichen  Artikel  wie  in 
der  heutigen  Bundesverfassung;    nur  der  Arbeiterschutz   war  in 
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der  ersten  Beviaion  sllgemein,  nicht  wie  heute  als  Schutz  speziall 
aar  der  Fabrikarbeiter,  vorgesehen.  —  7.  Im  Posttresen 
wurden  die  jährlichen  EntschMdigiingen  des  Bundes  an  die  Kantone 
fUr  Abtretnng  des  Festregals  gestrichen.  —  6.  Es  folgte  neu  die 
Bestimmnng  der  Ermächtigung  des  Bandes,  im  Wege  der  Geeetz- 
gebting  altgemeine  Vurechriften  über  die  Ausgabe  und  Einlösung 
von  Banknoten  aufzustellen.  —  9.  Die  Festaetsaug  von  Mafs 
und  Gewicht  wurde  ohne  Bedingung  als  Bundessache  erklfirt, 
ohne  Rücksicht  auf  das  alte  System,  wie  schon  bei  der  Partial- 
revision von  1666  vollschlagen  war.  —  10.  Als  neue  Finans- 
quelle  des  Bundes  neben  den  bisherigen  wurde  der  ganse 
HilitKrpflicbtersatz  angewiesen  (vgl.  Punkt  1).  —  11,  Bürger- 
recht und  Niederlassung.  Betr.  Bürgerrecht,  wird 
dnrcb  Art.  48  dem  Bund  das  Gesetzgebangsrecht  Über  Einbürge- 
rung von  Ausländern  und  Ausbürgerungen  anu  der  Schweiz  ver- 
liehen, wie  es  heute  besteht.  —  Das  Nied  erlassnngsrecht 
des  Schweizerbürgers  betreffen  die  Art.  42  und  44  (heute  43 
und  45),  nud  zwar  betrifft  der  letztere  1.  das  Recht  auf  Nieder- 
lassung und  der  erstere  2.  die  Rechte  der  Niedergelassenen, 
speziell  das  Stimmrecht.  Ad  1.  Das  Recht  auf  Niederlassung 
war  bisher  nnr  von  Kanton  sn  Kanton  gewährleistet  und  konnte 
ans  verschiedenen,  blofs  polizeilichen  Gründen  beschränkt  werden, 
wShrend  dasselbe  im  Karton  ganz  vom  Kanton  abhing,  wenn  er 
nur  den  Schweizerbürge r  nicht  hinter  den  Kantonbüi^r  zurück- 
setzte; nnn  wird  das  Recht  au  jedem  Orte  gewährleistet,  und 
Verweigerung  and  Entziehung  der  Niederlassung  werden  auf  den 
Fall  des  Verlustes  der  bürgerlichen  Rechte  und  Ehren  infolge 
Strafnrteils  nnd  auf  den  Fall  der  Verarmung  beschränkt.  — 
Ad  2.  Das  Stimmrecht  des  Schweizerbürgers  war  auf  eid- 
genössische und  kantonale  Angelegenheiten  beschränkt  nnd  in 
beiderlei  Angel^enheiten  auf  die  Niedergelassenen,  in  kantonalen 
Angelegenheiten  zudem  abhängig  von  einem  längeren  Aufenthalt, 
nach  Belieben  der  Kantone  bis  auf  zwei  Jahre;  jetzt  dagegen 
(seit  der  1.  Revision)  erwirbt  in  eidgenössischen  Angelegen- 
heiten das  Stimmrecht  auch  der  bloXse  Aufenthalter,  und  der 
Niedergelassene  es  nicht  nur  in  eidgenössischen  und  kanto- 
nalen, sondern  auch  in  Gemeindeangelegenheiten,  und  zwar  in 
kantonalen  und  Gemeindeangelegeubeiten  schon  nach  drei  Monaten 
(der  Entwurf  der  Partialrevision  von  1866  ging  in  letzterer  Be- 
ziehung noch  weiter,   indem  er  von  jeder  Wartefrist  absah;  vgl. 
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oben  ä,  37/38).  —  12.  Nach  den  vorigen  Artikeln  wurden  drei  neu« 
Artikel  eingeschaltet,  die  in  die  heutige  BnndesTerfassung  über- 
gegangen sind,  betr.  zivili-ech  tlich  e  Verhältnisse  und 
Doppelbesteuerung  (Art.  i&,  heute  46),  Verhältnis  der 
Aufenthalter  zu  den  Niedei^elaaseDen  (Art.  46,  heute  47), 
und  betr.  die  Kosten  der  Verpflegung  und  Beerdigung 
armer  Angehörigen  eines  andern  Kantons  (Art.  47,  heute  48).  — 

13.  Es  folgt  die  Gewahrleistung  der  Glaubens-  und  Ge- 
wissensfreiheit neben  und  vor  der  KnUnsfreiheit ,  welch 
letztere  bisher  allein  gewährleistet  war.  Die  besondere  Bedeutung 
der  ersteren  Freiheit,  die  an  sich  in  der  Rnltusfreibeit  enthalten 
erscheint,  liegt  in  den  Folgebestttnmungen  für  das  bürgerliche 
und  religiöse  Leben,  und  mit  diesen  Bestimmungen  steht  im  Zu- 
sammenhang der  Schutz  der  Ehe.  indem  es  sich  namentlich 
um   deren  Schute  vor   kirchlicher  Beeinträchtigung  handelt.   — 

14.  Der  sog.  JnBtizgesetzgebungaarti kel  (55)  Hbertrng 
dem  Bund  das  Gesetzgebungsrecht  aber  Zivilrecht  und  Zivil* 
prozeüs  schlechthin  und  die  Ermächtigung  zur  Gesetzgehang  über 
Strafrecht  und  Prozefs.  —  15.  Betr.  Gerichtsstand  und  Gerichts- 
barkeit wird  der  bezügliche  Artikel  (60,  früher  53)  dahin  erweitert, 
dais  die  geistliche  Gerichtsbarkeit  fllr  niemand  verbind- 
lich sein  soll.  Femer  wird  der  Schnldverhaft  abgeschafit 
(Art.  57,  Zusatz).  —  16.  Die  Todesstrafe  wurde  nicht  nur 
für  politische  Vergeben,  sondern  schlechthin  abgeschafft,  wie  in 
der  ursprünglichen  Bundesverfassung  von  1874,  und  die  körper- 
lichen Strafen  wurden  untersagt,  wie  sie  es  heute  noch  sind. 
—  17.  Dae  fakultative  Bundesgesetzreferendnm 
(Art.  85):  auf  Verlangen  von  50"00  Schweiaerbüigflrn  oder 
5  Kantonen  (heute  30000  oder  8  Kantone).  —  18.  Bunde s- 
gesetzesinitiative  (heute  Gegenstand  der  sog.  Initiative  Flachs- 
manu),  als  Becbt  von  50  000  Schweiserbllrgern  oder  5  Kantonen, 
also  wie  das  fakultative  Bundesgesetsreferendum  (Art.  89).  — 
19.  Einführung  eines  ständigen  Bundeagerichtes,  nicht 
sowohl  durch  die  Verfassung  selbst  als  durch  die  vorbehaltene 
Gesetzgebung,  der  indes  in  diesem  Sinn  der  Weg  gewiesen  bezw, 
geöffnet  wurde  durch  Verschärfung  der  Inkompatibilität  (neu 
Art.  104,  hente  108)  und  Beseitigung  der  blofsen  Taggelder 
(alt  99).  Daxu  Erweiterung  insbesondere  der  staatsrecht- 
lichen Kompetenz  des  Bundeagerichtes  durch  Übertragung 
der    bezüglichen     Kompetenzen    der     Bundesversammlung    (vgl. 
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alt  Art.  74,  Ziff.  1&,  16  o.  17a)  aaf  dasEwlbe  (aeu  Art.  110, 
heute  113).  —  20.  Fttr  RevisioD  der  BnndesTerfaasnng, 
in  velcher  die  Mehrheit  des  Volkes  and  die  Mehrheit  der 
Kantone  nlttig  sind,  worde  als  Mehrheit  des  Kantons  diejenige 
der  VolksabstiiDEanDg  erklärt,  wahrend  es  frUher  den  Kantonen 
Überlassen  war,  zn  bestimmeD,  wer  im  Namen  des  Kantons  die 
Stimme  abzngeben  hatte  (statt  des  Volkes  konnte  es  der  Grobe 
Kat  sein). 

In  snmma  betrafen  also  die  Neneruugen  der  Revision  zum 
grtffsteii  Teile  die  Verwaltnng  bezw.  die  Rechtepflege,  and 
die  Staateorganisation  wurde  davon  nur  durch  Erweiterung  der 
politiachen  Volksrechte  und  Einführung  des  standigen  Bundee- 
gerichtes  berührt. 

2.  Die  DnrcUlUirang  der  Totalrevision  im  Jahre  1874. 

Bei  dem  allgemeinen  Bedtlrfnis  nach  Revision  und  der  ge- 
ringen Differenz  zwischen  Mehrheit  und  Minderheit  bei  der 
vorigen  Abstimmung  konnte  das  Projekt  nicht  lange  ll^en- 
bleiben;  aueh  fielen  die  inzwischen  fUligen  Neuwahlen  des 
Nationalrates  (diejenigen  des  StHnderates  fallen  als  kantonale 
Sache  mit  jenen  zeitlich  nicht  notwendig  zusammen)  zngnnsten 
der  Revisionsfreunde  aus.  Die  Revision  wurde  denn  alsbald 
wieder  angenommen,  and  ihre  Durchführung  machte  sich  ver- 
hKltnismxrsig  leicht  und  einfach,  nachdem  sie  durch  den  ersten 
Versuch  so  weit  vorbereitet  worden  war. 

a.  Der  Knfsere  Gang  der  Dnrchflllirung  war  folgender  (vgl. 
im  ganzen  die  Protokolle  über  die  Verhandinngen  der  eid- 
genSssischen  Räte,  betr.  Revision  der  Bandesverfassung  1873'74). 
In  der  nächsten  Wintersession  nach  der  Abstimmung  Über  die 
1.  Revision  wurde  infolge  eines  im  Nationalrat  gestellten  Antrags, 
der  von  einer  grolsen  Zahl  Mitglieder  unterzeichnet  war,  von 
beiden  Räten  der  BnndeBversaminlung  am  20. '21.  XII.  1872  bei- 
nahe einstimmig  beschlossen,  der  Bundesrat  werde  eingeladen, 
der  Bundes versamm lang  Bericht  und  Anträge  vorznlegen  znr 
Wiederaufnahme  der  Revision  der  Bundesverfassung,  Mit  Bot- 
schaft V.  4.  VU.  1873  (B.B.  1873,  II,  963)  legte  der  Bundesrat 
einen  neuen  Entwurf  eines  Bundesgesetzes,  betr.  die  Revision  der 
Bundesverfassung  v.  12.  IX.  1S48  vor  (ibid.  Beilage  nach  S.  774), 
der  den  zur  Abstimmung  von  Volk  und  Kantonen  gelangten  Ent- 
warf V.  5.  III.    1872    zur    Grundlage    hatte.      Nach    Vorberatung 


46  Einlei  tuDg. 

dnrch  beiderseitige  EommiBHlonen  kam  der  Bevisionsetitwarf  zur 
Beratung  in  den  Bäten  selbst  in  einer  r.  3.  XI.  1873,  mit  Unter- 
brechung von  Weihnachten  and  Neujahr,  bis  31.  I.  1874 
daufsruden  Session  und  wurde  unter  letzterem  Datum  sum  Be- 
schluTs  erhoben.  Die  VolkBabstimmung  darüber  wurde  auf  den 
19.  IV.  1874  angesetzt,  nnd  es  hatten  die  Kantone  nach  Art.  8 
des  Bundesgesetzes  t.  31. 1.  1874  (eben  des  den  RevisiooseDtwurf 
als  Beschlula  der  BuDdesversammlung  enthaltenden  Bundes- 
gesetzes) ihre  Stimme  spätestens  14  Tage  nach  der  Volks- 
abstimmung abzugeben  (B.B.  1874,  I,  283);  die  Vorlage  au  die 
Volksabstimmung  wurde  wieder  von  einer  Proklamation,  diesmal 
von  Betten  des  Bundesrates,  begleitet  (ibid.  497).  Die  Annahme 
der  Revision  erfolgte  in  der  Volksabstimmung  mit  einer  Mehrheit 
von  340199  Stimmen  gegen  198013  und  in  den  Kantonen  mit 
14^/s  gegen  7V>  Standesstimmen  (ibid.  699);  die  letzteren  be- 
standen ans  den  Stimmen  der  katholischen  Kantone  Luzem,  Uri, 
Schwyz,  Ob-  und  Nidwaiden,  Zug,  Freiburg,  luuerrhoden  nnd 
Wallis,  den  7  alteu  Sonderbundskantonen  nebst  Innerrhoden, 
denen  die  neuen  Kampfartikel  der  Bundesverfassung  gegen  die 
katholische  Kirche  widerstrebten,  während  die  föderalistisch  ge- 
sinnten wnlBchen  Kantone,  die  in  der  f^heren  Ahstiminung  mit 
den  katholischen  Kantonen  zusammengegangen  waren  und  mit 
diesen  die  erste  Revision  zu  FeiII  gebracht  hatten,  durch  die  Ab- 
schwächung  der  Zentral iBation  in  der  neuen  Vorlage  befriedigt 
waren.  Auch  den  Konservativen  hatte  die  Zentralisation  speziell 
in  wirtschaftspolitischen  Punkten  nachgegeben.  —  Gestützt  auf 
das  Resultat  der  Abstimmung,  erklftrte  die  Bundes voreammlung 
am  29.  V.  1874  die  neue  Bundesverfassung  mit  Datum  von 
diesem  Tage  in  Kraft  (B.G.  I,  38). 

b.  Der  Inhalt  der  neuen  Bundesverfassung  ist  Gegenstand 
des  Kommentars  selbst,  ist  hier  aber  noch  in  seinem  Verhältnis 
zum  ersten  Revisionsentwurf,  dessen  Inhalt  oben  S.  41  ff.  an- 
gegeben wurde,  zu  wUrdigen.  Dasselbe  drückt  sich  aus  in  den  Ab- 
weichungen von  jenem  Entwurf  und  in  den  neu  hinzugekommenen 
Bestimmungen.  Jene  enthalten  die  Abschirtlchuag  der  zen- 
tralistischen  Bestrebungen;  die  Neuerungen  dagegen  sind  die 
Kampfartikel  gegen  die  katholische  Kirche,  die  durch  deren  Ge* 
baren  in  der  Zeit  der  zweiten  Revision,  speziell  anfangs  des  Jahres 
1873,  provoziert  worden  und  gerichtet  waren  gegen  Fälle  wie 
der  Fall  Mermillod,   Lachat  und  der  Kircheukonflikt  im  Berner 
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Jura,  alle  anfangB  1873.  -^  Der  Inhalt  der  neuen  Bnodes- 
verfassnng  im  VerhtUtnis  zam  ersten  Sevisionsentwurf  ist  also 
teils  dezentraliBtiach ,  teils  als  Mittel  des  sog.  Knltarkampfes 
kalturkHinpf e  risch. 

et.  Die  dezentralistiflchen  Abw ei c hangen  vom  ersten 
Beviaionsentwarf  betreffen  folgende  sieben  von  den  oben  S.  41  ff, 
als  Inhalt  dieses  Entwurfes  angegebenen  20  Punkten.  1.  Betr. 
Uilitfirweseu.  Die  Abschwftchnng  fand  hier  nach  allen  Seiten 
der  im  ersten  Entwurf  beabsichtigten  Zentralisatioo  statt;  nur  bei 
der  Übertragung  der  ganzen  MilitSi^setzgebung  an  den  Bund  ist 
es  verblieben.  Von  den  vier  beabsichtigten  Änderungen  im  Militär- 
weaen  betrifil  ea  also  drei,  nfimlich:  das  Buudesheer  besteht  nicht 
ausschlielsHch  ans  eidgenössischer  Mannschaft  (wie  bei  der 
ersten  Revision  bezweckt  war),  sondern  zum  Teil  und  in  erster 
Linie  uocb  ans  kantonalen  TrnppenkOrpern ;  das  Kriegsmatertal 
geht  an  den  Bund  nicht  unbedingt  als  Eigentum,  sondern  nach 
seiner  Wahl  auch  bloEs  zur  Verf%nng  Über,  und  die  Kosten  des 
Personellen  trügt  swar  im  ganzen  der  Bund,  aber  nur  die  Be- 
waffiinng  ist  seine  Sache,  Bekleidung  und  Ausrüstung  dagegen 
Sache  der  Kantone.  Auch  verbleibt  diesen  die  Hälfte  des  HilitKr- 
pflichtersatzes.  —  3.  Betr.  das  Schulwesen.  Neben  der  Er- 
richtung höherer  Schulanstalten  aufser  dem  bereits  bestehenden 
Polytechnikum  wird  die  bloi^e  Unterstfltisnng  durch  den  Bund 
voi^esehen.  Von  einem  eigentlichen  Oesetsgebungsrecbt  des 
Bandes  in  Sachen  der  Primarschule  ist  nicht  mehr  die  Bede, 
hingegen  ist  ein  Becht  desselben  zar  Verfügung  vorbehalten, 
und  es  betrifft  nur  bestimmte,  in  ArL  27  selbst  bezeichnete 
Anforderungen  an  die  Schule.  —  6.  Das  gesetzgeberische  Becht 
des  Bnndes  betr.  Arbeiterschutz  wird  auf  die  Klaese  der  Fabrik- 
arbeiter beschrankt  (Konzession  an  die  Konservativen).  — 
8.  Im  Oesetsgebungerecht  der  Bandes  betr.  Banknoten  wird  ans- 
drttcklich  das  Banknotenmonopol  ausgeschloBsen  (Konzession 
gleicher  Art  wie  die  vorige).  —  11.  Das  Becht  zum  Eutzug  der 
Niederlassung  wird  erweitert  auf  den  Fall  wiederholter  ge- 
richtlicher Bestrafung  wegen  schwerer  Vergehen,  auch  soweit 
dieselbe  nicht  mit  Einstellung  in  den  bürgerlichen  Bechten  nnd 
Ehren  verbunden  ist.  —  14.  Im  Justizgesetzgebungs* 
artikel  (t>4)  wird  das  Gesetzgebnngsrecht  des  Bundes  be- 
schritnkt  auf  bestimmte  einzelne  Gebiete  der  Bechtsordnnng, 
namentlich    anf  das    Zivilrecht,    nämlich    auf  Handlungsftthigkeit, 
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Obligationenrecht  mit  labegriff  des  Handele-  und  Wechsel  rechtes, 
Urheberrecht,  und  auf  BetreibangaverfahreD  and  Konkurarecht. 
—  18.  Auf  Seiten  der  Staatsorgan! sation  wurde  die  Baades- 
gesetzesiaitiative  als  Volksrecht  falle ngelassen. 

Im  gaazea  betrafen  also  die  ErmKTsigungen  der  Zentrali- 
sation hauptsKchlich:  Militär,  Unterricht,  Niederlassung,  Bechts- 
wesen  und  die  politischen  Volksrecbte. 

ß.  Die  KnltarkampfbestimRinngen  andererseits  be- 
trefTen  hanptsKchlicb  die  Bistümer  (Vorbehalt  der  Qenehmigung 
des  Bandes),  die  geistlichen  Orden  (Ansdehnnng  des  Ver- 
botes betr.  den  Jesnitenorden  und  die  ihm  afSliierten  Gesell- 
schaften auch  auf  die  Tätigkeit  der  einzelnen  Mitglieder  und 
Kecht  zur  Ansdehnuag  des  Verbotes  anch  auf  andere  geistliche 
Orden),  und  die  Klöster  (Verbot  der  Errichtung  neuer  und 
der  Wiederherstellung  aufgehobener  KIttster).  Auch  wurde  die 
Unabhängigkeit  der  bürgerlichen  und  staatlichen  Verhältnisse 
von  der  Kirche  erweitert  dnrch  folgende  Satzangen:  Bekenntnis- 
freiheit in  den  «ffentlichen  Schulen  (Art.  27,  Abs.  S).  Über- 
tragung der  Zivilstandsftlhrung  und  der  Verfügung  über 
die  Begräbnisplfitze  an  die  bürgerlichen  Behörden  (Art.  5S) 
und  Abschaflnng  der  geistlichen  Gerichtsbarkeit  Über- 
haupt, nicht  nur  Lösung  ihrer  Verbindlichkeit  fltr  den  Bürger 
(Art.  58,  Abs.  2). 


D.   Die  Partialrevisionen  seit  1874. 

1.    Der  Angriff  auf  d!e  BnodesTerfassung  von  1874  imd 
seine  Folge. 

a.  Der  erste  Angriff  erfolgte  im  Jahre  1879  nnd  zwar 
speziell  auf  Art.  65  betr.  die  Todesstrafe:  es  sollte  dieselbe  nicht 
unbedingt,  sondern  wie  »or  1874  nur  bei  politischen  Vergehen 
ansgeschlossen,  im  übrigen  den  Kantonen  freigestellt  sein.  — 
Bei  diesem  Angriff  erhoben  sich  zwei  Fragen:  ob  die  Bandes- 
verfassung Überhaupt,  wenigstens  sobald,  nach  kaum  fUnf  Jahren, 
revidiert  werden  dürfe,  und  ob  nicht  jedenfalls  eine  Partial- 
revision, die  Revision  eines  einzelnen  »der  einzelner  bestimmten 
Artikel,  ausgeschlossen  sei. 

Beide  Fragen  waren  als  Bechts&agen,  d.  h.:  sofern  das 
Recht    der  Revision    Überhaupt    oder   der  Partialrevision    speziell 
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in  Frage  kam,  ohoe  weiteres  zu  bejahen  bezw.  zu  Terneinen.  Die 
Bejahnag  der  ersten  Frage  verstand  sich  ganz  von  selhnt,  ancb  mit 
Bezug  dar&nf,  ob  eine  Revision  so  bald  vorgenommen  werden  dürfe; 
die  Bundee Verfassung  bestimmte  nämlich  von  jeher:  ^^^^  Bundes- 
verfassung kann  jederzeit  revidiert  werden"  (alt  Art.  111,  neu 
118).  —  Auch  betr.  das  Recht  der  Partialrevision  war  jeden- 
falls das  nicht  zu  bestreiten,  dafs  die  Bau  des  Versammlung  aus 
sich,  wenn  die  beiden  Kammern  einig  waren,  die  Bnndesverfaasung, 
unter  Vorbehalt  der  Abstimmung  von  Volk  and  Kantonen,  partiell 
revidieren  konnte,  und  das  war  bei  der  ersten  Partialrevision 
der  Fall,  sie  ging  von  der  Bande sversammlnng  selbst  aas. 
Sp&ter,  bei  der  darauffolgenden  Petition  aus  dem  Volke  um 
Revision  des  Banknotenarükels  (39),  erhoben  sich  dagegen  zwei 
weitere  Fragen  betr.  Partialrevision ,  nämlich :  ob  anch  eine 
Kammer  fUr  eich  allein  oder  das  Volk  durch  Initiative  eine  Partial- 
revision verlangen  könne.  Über  diese  beiden  Fragen,  die  nun 
zwar  durch  eine  besondere  Partialrevision  des  Abschnittes  betr. 
die  Revision  der  Bnnd  es  Verfassung,  vom  5.  VII.  1891,  erledigt 
sind,  vgl.  den  Kommentar  bei  diesem  Abschnitt. 

Hingegen  kamen  die  beiden  B'ragen  als  politische  Fragen 
wohl  in  Betracht,  d.  h.  wenn  auch  die  Revision  und  sogar  eine 
Partialrevision  nicht  unrechtmäTsig  erschien,  konnte  es  sich  fragen, 
ob  sie  zweckmUfsig  sei,  und  zwar,  ganz  abgesehen  von  ihrem  In- 
halt, ob  es  Überhaupt  zweckmäfsig  sei,  an  der  Bundesverfassung 
so  bald  wieder  zu  rühren.  —  Der  Bundesrat  namentlich  verneinte 
die  Frage  ans  prinzipiellem  Grunde  und  mit  Rücksicht  auf  die 
Konseqnenz :  prinzipiell  sollte  am  Grundgesetz  möglichst  wenig 
gerüttelt  und  das  Fundament  selbst,  nachdem  es  kaum  gelegt 
nnd  bevor  sein  Ausbau  möglich  war,  nicht  wieder  angegriffen 
werden  (B.B.  1879,  I,  557/558);  in  der  Konsequenz  aber  läge 
es,  dafs  sobald  die  Revisionsfrage  wieder  flüssig  werde,  sich  fllr 
weitere  Revisions wünsche  und  AntrSge  Stoff  nnd  Vertreter  fanden 
(ibid.  299).  Das  letztere  sollte  sich  bald  und  als  sehr  wahr 
erweisen.  —  Aber  auch  die  politische  Frage  wurde  bejaht  mit 
Rücksicht  darauf,  dafs  es  klüger  sei,  einer  vorhandenen  Revisioos- 
bewegung  im  Volk  durch  Begrenzung  auf  ihren  eigentlichen 
Inhalt  entgegenzukommen,  statt  sie  durch  Ablehnung  auf  den 
Weg  der  verfassungsmäfsigen  Initiative  zu  treiben,  die  dann  (nach 
damaligem  Verfassungsrecht,  vor  der  Partialrevision  des  III.Abschn. 
der   Bundesverfassung    vom   5.  VII.  1891)    als   Verlangen    nach 
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Kevision  llberbaapt,  auch  Totalrevisioa ,  zu  behandaln  war  nnä 
dadurch  die  BsndesTerfassnng  im  ganzen  in  Frag«  stellte*).  So 
kam  die  erste  Partialrevision  zustande. 

b.  Die  Folge  dieses  ersten  Angriffes  war,  wie  TOrtaszu- 
sehea  und  auch  vorausgesehen  war,  eine  Reihe  si^  nnausgexetzt 
folgender  Partialrevisionen  und  Anläufe  dam  bis  heute,  nad 
zwar  in  folgender  Entwickelung.  £b  können  drei  Stadien  unter- 
schieden werden: 

a.  Zunttchat  setzte  sich  die  Bevisionsbewegung  fort  in  ge- 
trennten Anlaufen  gegen  zwei  einzelne  Artikel  der 
Bundesverfassung :  39  und  64.  Gegen  Art.  39  richtete  sich  zu- 
erst eine  Petition  ans  dem  Volke,  die  von  den  Bnndesbefaflrden 
abgelehnt,  nnd  dann  eine  Volkainitiative,  die  vom  Volk  verworfen 
wurde.  —  Den  Art.  64  andererseits  betraf  eine  erste  Hotiuu  auf 
Einführung  des  Erfindungsschutzes,  deren  Inhalt  aber  in  der 
Volks-  und  StKndeabstimmung  verworfen  wurde').  Eine  zweite 
Motion  in  gleichem  Sinne  hatte  Erfolg,  wovon  nachher. 

ß.  Nach  diesen  zwei  einzelnen  Revisionsbeweguugen  brach 
1884  auf  einmal  im  Scholse  der  Bundesversammlung  selbst  eine 
Art  Uassenmotion  aus,  eine  Hotion  gegen  eine  ganze  Anzahl 
von  Artikeln  der  Verfassung  zugleich,  die  ihrerseits  wieder  eine 
Masse  von  Einzelmotionen  hervorrief  (vgl.  Übersicht  der 
Verhandinngen  der  schweizerischen  Bundesversammlung,  Sommer- 
session 1884,  Beilage  m  B.B.-18$4,  III,  S.  34.  und  aß.  1889,  DI, 


■  Analog  ging  ea  allerdings  beim  Schftchtverbot.  Weil  die 
BuudesbehCnlen  den  bezüglichen  Volksanregungen  nicht  geredit 
werden  wollten,  wurde  das  Verbot  auf  dem  Wege  der  Volkainitiative 
zu  einem  Artikel  der  Bundesverfassung. 

■  Über  Art.  39  fand  also  nur  eine  Volksabstimmung,  über  Art.  W 
dagegen  eine  Volka-  und  St&ndeabatimoiuiig  statt.  Der  Unterschied  ist 
im  damaligen  Rechte  der  Revision  der  BundesverfasBuiig  begründet. 
Bei  Art.  39  fand  eine  Yorabstimraung  statt,  weil  die  Revision  vom 
Volk  verlangt  war.  Wenn  die  Revision  vom  Volke  verlangt  war,  mufate 
darüber,  über  eine  Partialrevision  gleidiwie  über  eine  Totalrevision, 
zuerst  eine  Vorabetimmung,  d.  h.  eine  Abstimmung  darüber,  ob  überhaupt 
revidiert  werden  solle,  stattfinden.  EKe  Voiabatimmung  findet  aber  nur 
durch  das  Volk  statt,  nicht  auch  durch  die  Stande.  —  Bei  Art.  64  da- 
gegen fand  eine  Hauptabstimmnng  statt,  weil  die  betr.  Motion  von 
beiden  Kammern  angenommen  war,  die  Revision  also  von  der  Bundes- 
versammlung ausging,  und  die  Hauptah stimm ung  findet  im  Volk  und 
in  den  Ständen  atatt. 
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S.  50).  —  1.  Die  HusenmotioQ  war  die  Motion  Zemp 
{nitchmAlB  fiundesnit),  Keel  und  Federazzini,  dreier  her- 
rorragendeu  Mitglieder  der  koneervativeu  Partei  im  National- 
rat,  welche  Revision  der  Art.  73,  27,  31,  32,  89  und  120  zumal 
verlaugten,  und  zwar  in  folgendem  Sinn.  Art.  73:  Einer-  bis 
höchstens  Dreierwahlkreise  f^r  den  Nationalrat  (so  dab  in  einem 
Wahlkreis  ein  bis  hffchBtens  drei  Mitglieder,  statt  wie  bisher  bis 
fünf  und  heute  bis  neun  Mitglieder,  so  wftblen  gewesen 'wären) 
in  Verbindung  mit  der  Proportionalwabl ,  zur  Schwächung  der 
Hajorisiernag  der  MinderheitMi  durch  das  Majoritatesyetem ;  i1: 
Garantie  der  Unterrichtafreiheit  (im  Interesse  der  klerikalen 
PriTBtftchnlen) ;  Sl:  Ansschlufs  des  Wirtschaftsgewerbes  und  des 
Kleinverkanfes  geistiger  Getränke  von  der  Handels-  und  Gewerhe- 
freiheit  (als  Mittel  gegen  den  Alkoholismus,  wie  es  beute  zu 
Recht  besteht);  32:  Beibehaltnag  des  sog.  Ofamgeldes,  d.  h.  der 
kantonalen  Eingangsgebtlhren  von  Wein  und  anderen  geistigen 
GetrJlnken,  das  laut  diesem  Artikel  mit  Abbiauf  des  Jabres 
1890  fortfallen  sollte  (Beibehaltung  im  Interesse  der  kantonalen 
Finanzen);  89  und  120:  Ausdebnuiig  der  politischen  Volksrechte 
betr.  Bond  es  Verfassung,  Bundesgesetsgebung  und  BnudesbeschlUsse. 
—  2.  Die  Einzelmotionen,  die  sich  an  die  Hassenmotion 
Zemp  und  Kons,  anschlössen,  gingen  von  Mitgliedern  der  frei- 
sinnigen Partei  aas  und  betrafen  neben  bereits  genannten  Ar- 
tikeln ,  die  aber  in  anderem ,  entgegengesetztem  Sinn  berührt 
wurden  (z.  B.  betr.  Art.  32  :  Festbaltung  an  der  AbEchaffnng  des 
Ohmgeldes),  folgende  Artikel :  84,  38,  39,  64,  70,  75  and  80.  — 
Alle  diese  Motionen ,  die  Massenmotionen  und  Einzelmotioaen, 
wurden  dann  durch  Nation alratsbeschlub  fHr  erbeblich  erklärt  in 
dem  Sinne,  dafs  sie  in  Erwägung  gezogen  werden  sollten. 

y.  Im  Laufe  der  Jahre  traten  wieder  nach  und  nach,  einzeln, 
neue  Anregungen  auf,  teils  ans  dem  Volke  als  Petitionen  und 
Volks ini tiativen ,  teils  aus  dem  Schofse  der  Bundesversammlung: 
Motionen  und  Kommissionsanträge,  so  dafs  es  des  Flickens  kein 
Ende  war. 

2.  Die  Ltste  der  Partialrevisionen. 

Es  kann  sich  nicht  um  AnfUhrung  aller  Anregungen  auf 
Änderung  der  Bnndesverfassnng  bandeln;  manche  davon  gingen 
als  Petitionen,  Motionen,  Kommissionsanträge  in  den  beratenden 
BehSrden  selbst  durch  Ablehnung  oder  Zurückziehung  fUr  die  OSent- 
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lichkeit  lautlos  unter.  Es  sollen  hier  nnr  die  Volksvorlagen 
erwfihnt  werden,  diejenigen  Anregungen,  die  vor  du  Volk  nnd 
damit  vor  die  Öffentlichkeit  kamen ;  aber  nicht  nnr  diejenigen, 
die  vom  Volk  angenommen  wnrden  und  hente  die  revidierten 
Artikel  der  Bnndesverfassung  bilden,  sondern  aach  diejenigen, 
die  von  ihm  verworfen  wurden,  weil  auch  diese  als  Volks- 
initialiven  oder  dnrch  Beschlnfs  der  beiden  Bäte  immerhin  be- 
deutend genug  waren,  um  vor  das  Volk  gebracht  zn  werden. 
Die  in  diesem  Sinne  gelnngeneu  oder  mifsglackten  Partial- 
revisionen sind  folgende,  wobei  alle  mit  fortlaufender  arabiseher, 
die  angenommenen  Partialrevisionen  dazu  aber  noch  mit  rttmiscber 
Ziffer  beeeichnet  werden. 

1.  T.  AbKnderung  von  Art.  65,  betr.  die  Todesstrafe 
(Motion  Freuler,  Ständerat),  angenommen  in  der  Volks-  nnd 
StändeabBtimmung  vom  18.  V.   1879. 

2.  Abänderung  von  Art.  39,  Banknotenartikel;  nacfa- 
dem  es  als  Petition  in  der  Bundesversaminluiig  abgelehnt  worden 
war  (vgl.  oben  S.  50),  wurde  das  Abändernngsbegehren  als  Volks- 
initiative neuerdings  eingebracht  und  deshalb  gleich  einem  Be- 
gehren nach  Totalrevision  dem  Volke  vorgelegt,  von  diesem  aber 
verworfen,  31.  X.  1880. 

3.  Znsatz  zu  Art.  64,  betr.  ErfinduugsschutE  (Hotion 
Bally,  Nationalrat),  verworfen  30.  VII.  1882. 

4.  11.  Abänderung  von  Art.  81  und  Einschaltung  eines 
neuen  Art.  32>>i»  usw.,  betr.  Fabrikation  and  Verkauf 
gebrannter  Wasser  nnd  Wirtschaftsweaen  (Petition 
der  schweizerischen  gemeinnützigen  Gesellschaften  nnd  Kom- 
mission san  trag  der  zu  deren  Vorberatnng  bestellten  Nationalrats- 
kommissioa),  angenommen  25.  X.   1885. 

5.  III.  Zusata  zn  Art.  64  (=  Nr.  8),  betr.  Erfindungs- 
schutz (Hotion  Grosjean,  Nationalrat),  angenommen  10.  VII.  1887. 

6.  IV.  Zusatz  zu  Art.  34  (Fabrikarbeiterschutz) ,  als  Art. 
34Me,  betr.  Unfall-  und  Krankenversicherung  (Motion 
Klein,  Nationalrat),  angenommen  26.  X.  1890. 

7.  V.  Abänderung  des  III.  Abschnittes,  Art.  1)8— 121,  als 
Art.  118  bis  123,  betr.  Einführung  der  Volks-Partial- 
initiative  (^1.  oben  p.49  —  bildete  erstmals,  1879,  Gegenstuid 
der  Petition  des  schweizerischen  Volksvereins,  die  aber  von  der 
Bundesversammlung  abgelehnt  wurde,  dann  einen  Punkt  der 
Motion  Zemp   nnd  Gen.,  Nationalrat),   angenommen  5.  V.  1891. 
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8.  VI,  Ablnderang  von  Art.  39  (=  Nr.  2),  betr.  Einführung 
des  Banknotennionopols  (Motion  Keller,  Nationalrat  — 
als  Begründer  der  Ztlncher  Kantonalbank  mit  dem  Ehrennamen 
„Bftnkvater"  ausgezeichnet),  angenommen  18.  X.  1891. 

9.  VII.  Anfnahme  den  Art.  25!"<,  betr.  das  SchXcht- 
verbot  (VolkainitiatiTe),  angenommen  20.  VIII.  1893. 

10.  An&ahme  eines  A  rt.  84t«<'  (vgl.  Nr.  6),  betr.  Recht  des 
Bundes  zur  Gesetzgebung  über  das  Oeverbewesen  (ver- 
schiedene Motionen,  namentlich  Motion  Favon,  Nationalrat),  ver- 
worfen 4.  m.  1894. 

11.  Aufnahme  eines  Artikels  betr.  das  Kecht  auf  Arbeit 
(Volksinitiative),  verworfen  3.  VI.  1894. 

12.  Anniohme  eines  Art.  30 '^'S  betr.  die  sog.  Zoll-  oder 
Zweifrankeninitiative  (Volksiaitiative  auf  At^abe  eines 
Teils  der  ZolIertrSgoisse  des  Bundes,  zwei  Franken  pro  Kopf 
der  Bevölkerung  an  die  Kantone),  verworfen  4.  XI.  189^. 

13.  Aufnahme  eines  Art.  34^«''  (vgl.  Nr.  e  and  10),  betr. 
Einführung  des  ZUndh^lschenmonopols  (Hotion  Joos, 
Nationalrat),  verworfen  29.  IX.  1895. 

14.  Abllndenrag  des  Art.  18  ff.,  der  MilitSrartikel  im  Sinne 
der  Zentralisation  des  MilitKrwesens  (Motion  Müller,  nach- 
maliger Bundesrat,  und  Genossen,  Nattonalrat) ,  verworfen  am 
3.  XI.  1895. 

15.  VIII.  Abftndernng  vom  Art.  24,  betr.  Erstreckang  der 
Wasserbau-  und  Forstpolizei  auf  die  ganze  Schweiz 
(Hotion  Baidinger,  Nationalrat),  angenommen  11.  VH.  1897. 

16.  IX.  Aufnahme  eines  Zusatzartikels  69i>i",  betr.  das 
Recht  der  Bnndesgesetzgebung  tlber  die  Lebensmittelpolizei 
(Motion  Curti,  Nationalrat),  angenommen  11.  VII.  1897  (zugleich 
mit  Nr.  15). 

17.  X.  Aufnahme  eines  Zusatzes  zu  Art.  64  (Jastitzgesetsi- 
gebungsartikel),  betr.  Zentralisation  des  Zivilrechtes  (Petition 
des  schweizerischen  Juristen  vereine  auf  seiner  Jahresversammlnog 
1884  in  Lansanne  auf  Antrag  von  Bundesrat  Rnchoanet),  und 
Aufiiafame  eines  Zusatsartikels  Qi^i^,  betr.  Zentralisation  des 
Strafrechtes  (Uotion  Forrer,  heutiger  Bundesrat,  im  National- 
rat 1887);  beide  angenommen  13.  Xl.  1898. 

18.  Abänderung  von  Art.  73,  betr.  Einflihrung  der  Pro- 
portionalwahl des  National rates,  und  der  Art.  95,  96,  100  und 
103,  betr.  Wahl   des  Bundesrates  durch  das  Volk,  beides  Volks- 
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initiativen,  zusammen  diesog.Doppelin  i  tiati  ve  bildend;  beide 
verworfen  4.  XI.  1900. 

19.  XI.  Aufnahme  eines  Art.  27>>iB,  betr.  Frimaracbul- 
subvention  (Motion  Qobat,  Nationalrat) ,  angenommen 
23.  XI.  1902. 

Das  Resultat  der  Partialrevisionen  bis  beute  ist  folgendes: 
Betr.  die  Anregung,  so  erfolgte  dieselbe  in  fUnf  Fällen  dnrch 
Volksinitiative ,  im  Übrigen  (abgesehen  von  dem  antergeordneten 
und  auch  nur  ausnahmsweise  zar  Anwendung  gekommenen  Mittel 
der  Petition)  durch  Hotion ,  und  zwar  immer  dnrch  Motion  im 
Natioualrat;  nnr  eine  Motion  erfolgte  im  Ständerat,  diejenige, 
welche  zur  ersten  Partialrevision  fUhrte  —  betr.  die  Todes- 
strafe. —  Die  Abstimmungen  waren  in  den  19  Fftllen  acht- 
mal verwerfend,  und  von  der  Verwerfung  wurden  gerade  so  viele 
Volksanregnogen  getroffen  als  Motionen  (vier).  Von  eigentltefaen 
Volksinitiativen  wurde  Überhaupt  nnr  eine  angenommen,  die- 
jenige betreffiand  das  Schächtverbot.  —  Der  Schluiä  und  die  Lehre 
ans  diesem  Besultat  der  Partialrevisionen,  nach  selten  der  An- 
regungen und  nach  seilen  der  Abstimmungen,  ist  unverkennbar: 
derStKnderat  ist  sehr  wenig  initiativ,  unddieVolks- 
initiativen  sollten  viel  besser  erwogen  werden, 
speziell  danach,  ob  sie  wirklich  einem  allgemeinen 
Volksbedtlrfnis  entsprechen.  Besser  die  Frucht  ausreifbo 
lassen,  als  sie  votzeitig  brechen. 

3.   Die  Frage  einer  neaen  TotalreTision. 

Angesichts  der  vielen  Partialrevisionen  erhebt  sich  die  Frage, 
wann  es  Zeit  zu  einer  Totalrevision  sei  bezw.  ob  nicht  bereits 
statt  der  vielen  Parti alrevisionen  zum  Mittel  der  Totalrevision 
hKtte  gegriffen  werden  sollen.  Das  ist  eine  nur  zum  Teil  und 
nur  sekundär  politische  Frage ,  in  erster  Linie  dagegen  ist  es 
eine  Seobtsfrage.  Die  Frage  nach  einer  neuen  Totalrevision  fühtt 
nämlich  zunächst  znrttck  auf  die  Frage  nach  dem  richtigen  Ver- 
hältnis von  Total-  und  Partialrevision,  und  das  ist  eine  Rechtsfrage, 
weil  es  sich  darum  handelt,  welche  Revision  im  gegebenen  Falle 
recbtmäfstg,  den  Rechtsbegriffen  von  Total-  und  Partialrevision 
entsprechend  sei,  die  Totalrevision  oder  die  blolse  Partialrevision. 

Zunächst  die  Rechtsfrage.  Tottdrevision  im  Gegensatz 
zu  Partialrevision  bedingt  nicht,  dals  die  Revision  alle  Artikel 
einer  Verfassung  begreifen  mllsse;  es  genttgt,  wenn  die  Revision 
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die  Grundlage  des  Staates  Sndera  boU.  Aber  «ras  ist  Griindl^^ 
des  StMites?  Ee  kommt  daranf  an,  ob  es  sich  um  einen  Ein- 
heitflstaat  oder  am  einen  finndesstaat  handelt.  Beim  Einheits- 
staat handelt  es  sich  nnr  am  einen,  aber  nm  einen  nnbe- 
schrftnkten  Staat.  Es  braucht  daher  hier  von  Verfaesangfi wegen 
nnr  die  Eiorichtnng  des  Staates,  seine  Organisation 
(Staatsform,  Verhältnis  der  Staatsgewalt  zum  Volk,  Beteiligung  des 
Volkes  an  der  Staatsgewalt,  BehBrdenorganismua)  bestimmt  zn 
werden,  aber  dies  mnTs  von  Yerfassvngswegen  bestimmt  werden, 
in  der  Heinnng,  dals,  wenn  diesis  Einrichtung  erheblich  geändert 
werden  will,  die  Änderung  für  eine  Bevision  der  Grundlage  des 
Staates  sn  gelten  bat,  also  eine  Totalrevision  bedingt.  Im  Übrigen 
ist  der  Staat ,  weil  er  Einheitsstaat  ist,  gegeben :  er  ist  ohne 
weiteres  unbeschränkt  in  seinen  Än^ben  nnd  Mitteln;  diese 
brauchen  also  von  Verfassungswe^n  nicht  bestimmt  bezw.  be- 
schränkt zn  werden,  und  wenn  sie  es  sind,  berührt  eine  Änderung 
nicht  die  Grundlage  des  Staates,  bedingt  also  im  betreffenden 
Punkt  eine  blofse  Partialrevision.  —  Anders  beim  Bundes- 
staat. Hier  handelt  es  sich  nm  zwei  Arten  von  Staat:  den 
Bund  (das  Beich)  nnd  die  Einzelstaateu,  und  daher  ist  nicht  nnr 
die  Einrichtung  des  neuen  Staates,  des  Bundes,  featsusetzen, 
sondern  auch  und  vor  altem  das  Verhältnis  von  Bund  und  Einzel- 
Staaten,  nnd  dieeee  betrifft  gerade  die  Aufgaben  und  die 
Mittel,  welche  dem  Bund  zugewiesen  werden,  in  der  Heinnng, 
dafe  alle  anderen  Aufgaben  und  Mittel ,  welche  ein  Staat  haben 
kann,  den  Einzelstaaten  verbleiben.  Diese  Festsetzung  als«  ist 
der  hauptsächliche  Inhalt  einer  Bundesverfassung,  und  dieser  In- 
halt bildet  deren  Grundlage,  so  dafs,  wenn  er  erheblich  geändert 
werden  soll,  die  Äuderung  die  Bedeutung  einer  Totalrevision 
gewinnt  und  daher  auch  in  Form  dieser,  nicht  durch  Partial- 
revision, vorzunehmen  bt.  —  Allerdings  ist  die  Frage,  was  er- 
heblich sei,  eine  Ermessensfrage,  wie  es  deren  in  Rechtssachen 
aoeh  sonst  gibt. 

Diese  Sätze  auf  den  schweizerischen  Bnndesstaat 
angewendet,  ergeben  folgendes :  es  sind  zwei  Gruppen  inner- 
halb dieser  sog.  Partialrevisionen,  deren  Liste  unter  2.  au^efUbrt 
wurde,  zu  unterscheiden.  1.  Die  Hevisionen  betr.  Banknoten, 
Erfindungsschutz,  Wirtscbaftswesen  (in  Art  31), 
Partialverfassnngsinitiative,  Wasserbau-  nnd  Forst- 
polizei,  konnten   selbstverständlich  nicht  als  erhebliche  Äude- 
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rnugen  des  Verhältnissee  zwiscbeu  Bund  und  Kaatotten  erseheinea, 
inBofem  bIb  Bie  nicht  nur  keine  neuen  Aufgaben  des  Bundes  ent- 
hielten, sondern  auch  bereits  gegebene  Aufgaben  nicht  eigentlich 
erweiterten,  vielmehr  nur  anders  bezw.  nähet  festsetzten.  Andere 
RevisioneD  mochten  venigstene  ala  dem  Sinne  der  Bnudesver- 
fassuDg  von  1874  naheliegende  Neuerungen  und  insofern  als 
blofse  Erweiterungen  von  Aufgaben  gelten;  bo  das  Alkohol- 
monopol  (um  so  mehr,  als  Bein  Ertrag  ganz  den  Kantonen  zu- 
kommt, so  dafs  es  dan  finanzielle  Yerhaltuis  zwischen  Bund  und 
Kautonen  nicht  alteriert),  Unfall-  nud  Krankenversiche- 
rung (hervorgerufen  durch  die  Haftpflicht^  die  sich  schon 
nicht  mehr  auf  Fabriken  beschränkte),  ZUndhelzchenmonopol 
(zum  Schutze  speziell  der  Fabrikarbeiter  vor  der  Fhosphomekrose) 
und  die  Lebensmittelpolizei  (als  Erweiterung  speziell  der 
Metzgere ikont rolle,  welch  letztere  bereits  durch  die  Viehseuchen- 
polizei veranlafst  war).  —  2.  Hingegen  waren  gewifsganz  neue  Auf- 
gaben des  Bundes,  die  daher  die  bisherige  Grenze  zwischen  ihm 
und  den  Kantonen  wesentlich  verschoben  oder  verschieben  wollten : 
Oewerbegese tzgebung  und  Zentralisation  des  Hilitär- 
und  des  Rechtswesens.  Nicht  weniger  enthielten  ganz  neue 
Mitlei  nach  der  anderen  Seite,  nach  Seiten  der  Kantone,  die 
Revisionen  betr.:  Zweifrankeninitiative  und  die  Schul- 
subvention  wie  die  Bundessubventionen  Überhaupt, 
soweit  sie  nicht  blofs  als  Recht,  sondern  als  Pflicht  des  Bundes 
und  als  Rechte  der  Kantone  erscheinen  —  weil  Bundessubventiones 
in  diesem  Sinn  das  von  jeher  verfassungsmäfsig  vorgesehene 
Beitrags  Verhältnis  zwischen  Bund  und  Kantonen  (Art.  42,  f,  alt 
39,  e)  geradezu  umkehren  und  aberhaupt  einen  verkehrten 
Finanzausgleich  zwischen  Bund  und  Kiuitonen,  einen  Aus- 
gleich in  den  Mitteln  statt  in  den  Aufgaben,  euthalteu  *),  so  daEs 
eine  Neuordnung  des  Verhältnisses  um  so  notwendiger  erscheint. 
Endlich  die  Doppel  initiative;  sie  betraf  die  Organisation 
des  Bundes  und  jedenfalls  in  dem  einen  Punkt,  der  Volkswahl  des 
Bundesrates,  ein  grundsätzliches  Verhältnis:  die  Erweiterung  der 
politischen  Volksrechte,  gleichwie  heute  die  Initiative  Flacbs- 
mann  betr.  Eiaflthrnng  der  Bundesgesetzesinitiative.    So 

')  Vgl.  Eugen  Orofemann,  Der  Finanzausgleich  zwischen  Bund 
und  Kantonen  (Schweiz.  Zentralbl.  für  Staats-  und  Gemeinde  Verwaltung, 
Jahrg.  IV,  19a3.  Nr.  10  u.  11). 
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erecbeinen  schon  uacli  dem  allgemeinoD  Mafsstabe  diese  Hevi- 
sionen  (snb  2)  von  einer  die  ToUlreviBioa  bedingenden  Tragweite. 

Es  gibt  aber  noch  ein  speziell  schweizeriBches  Kri- 
terium fUr  BeantvortODg  der  Frage,  ob  blolse  PartialrerisioD 
oder  Totalrevision  vorliege,  nnd  sein  Ergebnis  stimmt  mit  dem- 
jenigen ,  das  nach  dem  allgemeinen  MaTsstab  gewonnen  wurde, 
ttberein.  Das  Kriterium  liegt  im  Verb&ltnis  dieser  sog.  Partial- 
revisionen zur  verworfenen  Bundesverfassung  von  1S72.  Wie 
eine  Totalrevision  die  Verfassung  vom  Standpunkte  von  1S72 
auf  denjenigen  von  1874  znrflckgefllbrt  hat,  so  kSnnte  wieder  nur 
eine  Totalrevision  auf  die  von  1872  vorwärts  oder  darüber  hinaus- 
fahren. Wenn  die  Totalrevisionen  von  1872  und  von  1874  so 
oebensitchlicfaer  Natur  gewesen  wären,  dafs  sie  auch  durch 
partielle  Bevision  hatten  eingeführt  werden  kOnuen ,  so  wttre  es 
überhaupt  nicht  zu  einer  eweiten  Totalrevision,  derjenigen  von 
1874,  gekommen,  sondern  eswUrdedie  von  1872  angenommen  worden 
sein;  so  mnEs  man  wenigstens  annehmen.  Alle  Revisionen 
also,  die  auf  den  Standpunkt  von  1872  zurftckgeben, 
erscheinen  io  Wahrheit  als  Totalrevisionen,  und 
nicht  weniger  erscheinen  als  solche  diejenigen  Revisionen,  die 
heimbrachte  Grundsätze  des  schweizerischen  Bundesstaates  geradezu 
umkehren.  Dahin  gehören  im  einen  oder  anderen  Sinn  die  schon 
nach  dem  allgemeinen  Malsstab  als  Total re Visionen  bezeichneten 
Revisionen :  die  Zentralisation  des  Uilitär-  und  des  Rechtsweseus 
war  schon  das  Postulat  der  1872er  Yerfassung  gewesen,  das  haupt- 
sachlich deren  Yerwerfung  herbeiführte  und  daher  um  so  weniger 
nachher  zum  Gegenstand  einer  blofsen  Partialrevision  gemacht 
werden  durfte  {  ebenso  die  Einführung  der  Bandesgesetzesinitiative. 
Die  Übertragung  der  GewerbegeBetigebnng  an  den  Bund  aber 
gebt  noch  weiter,  und  die  bundesgesetzlichen  Subventionen  ver- 
kehren geradeen  ein  hergebrachtes  verfassungamXfaiges  Verhältnis. 

Worin  besteht  aber  der  Schatz  vor  einer  nnrechtraftlsigen 
Revision  —  dofs  ein  e  Revision ,  die  ihrem  Inhalte  nach  die 
Totalrevision  bedingt,  nicht  als  Partialrevision  passieren  kann? 
Im  Besehlufs  der  Bundesversammlung,  durch  den 
über  die  Weiterleitung  einer  Vorlage  an  das  Volk 
entschieden  wird:  wenn  es  sich  um  eine  Verfassung» vorläge 
handelt,  soll  dabei  auch  und  vor  allem  darauf  gesehen  werden, 
ob  sie  eine  blofse  Partial-  oder  aber  eine  Totalrevision  bedingt. 
1.  So  besonders  bei  Volksinitiativen.    Auf  dieses  Recht  bat 
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sich  die  BandeaverBatninliisg  freilich  bis  jetzt  noch  nicht  be- 
sonnen, HD  wenig  ale  auf  das  Recht,  Verfaisiiiigaiiiitiativeii,  die 
überhaupt  keine  VerfasBnngsgmndsBtze  enthalten,  zurückzu- 
weisen (wie  diejenige  betr.  Schächtrerbot,  vgl.  oben  S.  6).  Wie 
eine  VerfaBsangsinitiative  zurückzuweisen  ist,  die  es  g»r  nicht 
ist,  BO  igt  eine  Initiative  nicht  a]s  Partiali nitiative  durchzulassen, 
«renn  sie  als  Gegenstand  der  Totalrerision  erscheint.  Ea  wfire 
doch  seltsam ,  wenn  eine  Initiative ,  zwar  blofs  den  einen  Ab- 
schnitt über  die  Baudesbehärden  betreffend ,  aber  gerichtet  auf 
Änderung  des  ganzen  Abschnittes  und  der  ganeen  Bandesorgani- 
sation (EinttihrnDg  des  Ei n kämme rsjsten) s ,  der  Volkswahl  des 
Bundesrates,  eines  Verwaltungsgericbtshofes  ssw.),  als  Partial- 
revision behandelt  werden  mtlfste  und  dtirfte.  Wozu  dann  die 
Unterscheidung  zwischen  Partial-  und  Totalrevision?  Es  mnlä 
doch  jemand  da  sein,  der  es  verwehrt,  an  Stelle  der  einen  die  ander« 
zu  setzen,  und  das  ist  diejenige  Behörde,  welche  eine  Revision, 
je  nachdem  sie  das  eine  ödere  das  andere  ist,  auf  diesen  oder 
jenen  Weg  zu  verweisen  hat;  diese  Behttrde  prüft  auch  und  ent- 
scheidet ,  welche  Art  Initiative  vorliegt ,  um  danach  eben  ihre 
weitere  Behandlung  zu  bestimmen,  und  das  ist  die  Bundes- 
versammlung, das  höchste  Bundesorgau  nächst  dem  Volke,  Wenn 
aber  die  Bundesversammlung  einer  sog.  Partialrevision  auf  Ände- 
rung des  ganzen  U.  Abschnittes  der  Bundesverfassung  ohne  Zweifel 
Halt  zu  gebieten  hfttte,  so  gewifs  auch  einer  Partialrevision  auf 
Einfllhrung  n&r  einer  dieser  den  Bundesorgau ismns  wesentlich 
alterierenden  Einrichtung  oder  auf  Einftlhmng  einer  wesentlich 
neuen  Aufgabe  des  Bundes  usw.,  sonst  kSnnte  durch  blofse  Partial- 
revisionen die  Bundesverfassung  total  umgestaltet  werden,  was 
übrigens  bereits  im  besten  Gange  ist.  —  Diese  Kompetenz  der 
Bundesversammlnng  ist  der  Schutz  vor  UDrechtmäfsigen  Revisionen 
und  ihre  Geltendmachung  die  beste  Schranke  für  weitere  Partial- 
revisionen. Je  weniger  aber  Partialrevisionen  künftig  durchgehen 
kännen,  um  so  eher  wird  es,  wenn  weiter  revidiert  werden  soll, 
einmal  zur  ehrlichen  Totalrevision  kommen.  —  2.  Sodann  betr. 
die  eigenen  Vorlagen  der  Bundesversammlung  an  das 
Volk.  Die  Bundesversammlung  bat  selbst  und  an  erster  Stelle  das 
Recht  zu  Revisionen,  und  in  diesem  Fall  ist  sie  für  die  Frage, 
ob  ihr  Rfivisionsprojekt  sich  als  Partial-  oder  Totalrevision  dar- 
stelle ,  ihr  eigener  Richter  und  zugleich  nicht  weniger  als  im 
anderen  Fall  erste  und  letzte  Instanz.    Das  läfst  sich  einmal  nicht 
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ändern,  eo  wenig  «Is  bei  BnudeabeBchlttssen,  dsfB  si«  seibat  darüber 
entscheide,  welche  von  ihnen  nicbt  allgemein  Terbindlicb  oder  dring- 
lich seien,  so  dab  sie  nicht  dem  Refereudam  nnterliegen.  Hier  wie 
dort  bleibt  nnr  das  Vertranen  in  die  Bechtlichkeit  der  Btindes- 
Tersaminlang,  namentlich  bei  der  Revisionsfrage,  daftt  sie  Volks- 
initiativen  nicht  anders,  schlechter,  als  eigene  Revisionsanregongen 
(Motionen)  behandle. 

Andererseits  die  politische  Frage.  IHe  politische  Frage 
ist  die,  ob  es,  wenn  nicht  rechtmUfsig,  doch  zweckmHfsig  sei  besw. 
gewesen  sei,  die  Bnndesverfasstmg  durch  blolse  Partialrevisionen 
allmUhlich,  wie  es  bis  jetzt  geübt  wurde,  umzugestalten  —  statt 
durch  eine  Totalrevision  auf  einmal.  Die  politische  Frage  tritt 
aber  der  Becfats&age  nicht  entgegen,  insofern  nicht:  wie  es  un- 
rechtmltbig  ist,  ReTisionen  von  der  Art  der  genannten  als  Partial- 
revisionen einznfflhren,  so  gibt  es  auch  keinen  Orund  der  Zweck- 
mäfsigkeit,  sie  doch  als  solche  durcbznlaesen.  Die  Politik  kann 
freilich  mit  Rücksicht  auf  das  Staatswohl  sich  gelegentlich  selbst 
über  das  Becbt  hinwegsetzen.  Aber  solche  Rttcksichten  liegen 
hier  nicht  vor,  sondern  nur  Rücksichten  auf  das  Interesse  der 
Partialrevision  selbst.  Die  Rflcksicht  ist  die,  dafs  nur  mittels 
Partialrevision  der  Bevieionsgedanke  durchgehe  oder  dafs  eine 
Totalrevision  andere,  nicht  gewünschte  Neuerungen  bringen  künnte. 
Wenn  aber  eine  grundlegende  Anregung  nicht  die  Totalrevision  zu 
bestehen  vermag,  so  ist  sie  gar  nicht  wert,  verwirklicht  zu  werden, 
und  wenn  die  Totalrevision  andere  Fragen  zeitigt,  so  ist  das  nur 
ein  Beweis,  dtds  sie  im  BedUrfnisse  des  Volkes  Hegen.  Die 
Total re Vision  ist  bei  grundlegenden  Fragen  recht 
eigentlich  der  Prüfstein,  ob  die  Fragen  überhaupt 
zum  Ganzen  passen,  oder  ob  nicht  vielmehr  andere 
dazu  geboren.  Die  Total  re  vi  sion  wird  also  in  solchen  Fällen  von 
der  Rflcksicht  auf  das  Staatswohl  ebenso  gefordert  wie  vom  Recht, 
mit  anderen  Worten :  sie  ist  ebenso  zweckmftfsig,  als  sie  recht- 
mfifsig  ist,  —  Bei  wirklichen  Partialrevisionen,  die  also  nicht  über 
den  Rahmen  der  bisherigen  Staatsordnung  hinausgeben,  kommt 
es  gar  nicht  darauf  an ,  auf  den  Gedanken  einer  neuen  Staats- 
ordnung geprflft  zu  werden,  sondern  nur  darauf,  dafs  sie  durch- 
gehen, d.  b.  als  wünschenswerte  Zusätze  zur  bisherigen  Ordnung 
betrachtet  und  angenommen  zn  werden. 

Die  politische  Frage  würde  auch  von  den  gesetzgebenden 
Baten   nicht   im   Gegensatz   zur  Rechtsh«ge   entschieden   worden 


80  EiolNtuDg. 

sein,  wenn  sie  sich  der  Rechtsfrage  in  der  Sache  bewu[gt  ge- 
worden waren.  Wenn  sie  erkannt  hstten,  dafs  bei  dieser  Art 
Partialrevisionen  zunächst  die  rechtliche  Frage  im  Wege  stehe, 
ob  es  Überhaupt  noch  PartialreTieionen  und  nicht  vielmehr  An- 
regungen zu  einer  Totalrevision  seien,  und  sie  sich  hHtten  sagen 
mUssen,  es  seien  rechtlich  Fragen  der  Totalrevisiou ,  so  wurden 
sie  es  gewifs  auch  nicht  zweckmäbig  gefunden  haben,  sie  als 
Heiser  einer  anderen,  neuen  Staatsordnung  der  alten  einfach  auf- 
pfropfen zulassen.  Um  so  weniger  ist  zu  erwarten,  dafs 
noch  weitere  solcher  Partialrevisionen  auftreten 
können,    ohne    die    Totalrevision    in    Bewegung   zu 


III.  Quellen  und  Literatur 

zar  BundesTerfasBung  und  Bundesgesetzgebung. 

1.  Qaellen,  formelle,  d.  h,  Qaellensammlungen  und  Quellen- 
ausgaben. 

Im  allgemeinen:  1.  Offizielle  Sammlung  der  das 
schweizerische  Staatsrecht  betreffenden  Aktenstflcke  seit  1815,  drei 
Quarthfinde  (zitiert  a.  0.  9.),  uud  private  Sammlung  von  Suell, 
Handbuch  des  Schweiz.  Staatsrechts,  Bd.  I,  Bundesstaatsrecbt.  — 
2.  Amtliche  Sammlung  der  Bundesgesetze  und  Verordnungen 
seit  1848,  in  zwei  Serien:  I.  Serie  bis  1874,  11  Bände,  II.  Serie 
seit  1874,  bis  jetzt  Id  Bände  und  der  20.  laufend  —  zitiert  B.O., 
und  zwar  die  BSnde  der  alten  Serie  mit  arabischer  und  die  der 
netten  mit  römischer  Ziffer.  —  3.  Schweizerisches  Bundes- 
blatt,  d.  h.  amtliches  Publikation smittel  fUr  amtliche  Bekannt- 
machungen des  Bundes,  bis  £nde  1903:  203  Bande,  zitiert  B.B. 
—  Auszüge  daraus  Ullmer,  Uie  Staaten  rechtliche  Praxis  der 
schweizerischen  BundesbehSrden  von  1848 — 1863,  2  Bande, 
und  V.  Salis,  Schweizerisches  Bundesstaatsrecbt,  1.  Aufl.  von 
1874—1891/93,  4  Bande,  2.  Aufl.,  wieder  von  1874—1908/— 
noch  nicht  abgeschlossen,  bis  Jetzt  4  Bünde ').  —  4.  Amtliche 
Sammlung  der  Entscheidungen  des  schweizerischen 
Bundesgerichtes,     seit    1874,     in    Jahigangen    (seit    1898 

■)  Im  folgenden  wird  die  1.  Auflage,  die  immerbin  noch  neben 
der  zweiten  herlauft,  und  im  weiteren  das  Bundesblatt  salbst  zitiert. 
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Doppelbände ,  staatsreclitlicbe  Entsc  bei  düngen  und  Zivilrechts- 
pfiege  getrennt),  zitiert  B.E. 

Spezielle  VerfasBungBausgaben :  1,  Offizielle  Ansgaben  der 
BnndesverfaHsang  fUr  sich,  von  Zeit  zn  Zeit  ernenert  mit 
den  seitherigen  Abftnderuiigfln  (Partialrevisionen).  —  2.  „Samm- 
lung, enthaltend  die  BundesverfaBanng  und  die  in  Kraft 
bestehenden  Eantonsyerfasaungen,  im  Auftrage  des 
Bundesrates  von  der  Bundeskanzlei  herausgegeben"  —  seit  1S60 
wiederholt,  letzte  Gesamtausgabe  von  1891  mit  Supplementen  bis 
1901  —  ist  nicht  weniger  offiziell  als  die  Ausgabe  1,  auch  nach 
Seiten  der  Kantonsverfassungen,  weil  diese  darin  uur  so  weit 
An%enomiiien  sind,  als  sie  die  Gewährleistung  des  Bundes  er- 
halten haben.  —  8.  Von  privaten  Ausgaben  ist  hervorzuheben: 
„Die  Bundesverfassungen  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft 
vom  12.  IX.  1848  und  29.  V.  18?4  mit  ihren  Abänderungen, 
synoptisch  zusammengestellt  von  B.  Wiesmann"  (für  das  ver- 
gleichende Studium  des  schweizerischen  Bundesverfassungsrechts 
anentbefarlicb). 

i.  Literatur. 

Im  allgemeinen:  Scbollenberger,  Das  Bundesstaatsrecht 
der  Schweiz,  nnd  die  älteren  Handbtlcher  von  Blumer-Morel 
(Handbuch  des  schweizerischen  Bundesrechts,  3  Bände),  Dnbs 
(Das  »fFentlicbe  Recht  der  schwel scerischen  Eidgenossenschaft, 
IL  Teil,  das  Bandesstaatsrecht),  J.Meyer  (Geschiebte  des  schweize- 
rischen Bnndesrechts,  speziell  der  II.  Band  mit  Supplement)  und 
V.  Orelli  (Das  Staatsrecht  der  schweizerischen  Kidgenossenschaft, 
in  Harqnardsens  Handbuch  des  öffentlichen  Rechts). 

Spezialschriften  bei  den  einzelnen  Abschnitten  oder 
Artilieln  des  Kommentars  selbst. 


HIlMlteratnr. 

Geschichte  des  schweizerischen  Bundesrecbtes ;  im  allrfoneinen: 
Bluntschli,  Geschichte  des  Schweiz.  Bundeerechtea,  1875;  Mejer 
(oben  zitiert,  I.  Band);  Hiltj,  Die  Bnndesverfasaungen  der  Schweiz. 
Eidgenossen Bchaft,  1891;  Kaiser  u.  Strickler,  Geschichte  und  Texte 
der  BundesverfaasDngen,  1901  —  (üte  EiäitenoMennchaft :  Josias 
Simler,  Von  dem  Regiment  der  loblichen  Ejdgcnofsachaft,  1722; 
v.  Waldkicch,  Bundes-  und  Staats-Historie,  1757;  Meister,  Abrifs 
des  eydgenOswBchen  StaatsTechteB,  1786;  Stettier,  Das  Bundesstaats- 
reclit    der    ecbweiz.    Eidgen osseDsohaft    vor    dem    Jahre    1798,    1844; 
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Oechali,  Ort«  und  Zugewandte,  1888  —  Heleetik:  Wiltj,  Vorleauagen 
über  die  Helvetik,  1878;  Strickler,  Die  helvetiacbe  Revolution,  1898 
—  Helvetik  und  Mediation:  Dechsli,  Qeachictite  der  Schwell  in) 
XIX.  JahThundert,  I.  Band,  1903  —  unter  dem  Bufidetvtrtrag  von  1815: 
Henke,  öffientlichea  Recht  der  scbweie.  Eidgen osBenachnft  und  der 
Kantone  der  Schweiz,  1824;  Stettier,  Das  BundeBstaatsrecht  der 
Schweiz.  Eidgen oHsenschaft ,  I847i  van  Mnjden,  La  Sniase  aous  le 
pacte  de  1815,  1891/92. 

AuBwtlrtiges  BuQdesBtaatsrecht,  betr.  DeutgiAes  Rtith:  Arndt' 
VerfasBung  des  Deuteeben  Reichea,  1902;  Hftnel,  Deutachea  Staats- 
recht, 1892;  Jagemann,  Die  deutsche  Rdchaver&saung,  1901; 
Laband,  Das  Staatsrecht  des  Deutschen  Bei ches,  1901;  G.  Heyer, 
Lehrbuch  des  deutschen  Staatsrechts,  1899;  v.  Seydel,  Kommentar 
zur  VerfaBsnngsDTknnde  für  das  Deutsche  Reich,  1897;  Zorn,  Das 
Staatsrecht  des  Deutschen  Reiches,  1880/83.  —  Vertinigte  täaalen  von 
Amerilia :  v.  Holst,  Das  Staatsrecht  der  Vereinigten  Staaten  7on 
Amerika  (in  Harquardeens  flandfauch),  1885;  Rflttimann,  Das  nord- 
amerikaoische  Bundeastaatarecht  verglichen  mit  den  politischen  £!iii- 
richtungen  der  Schweiz,  1867/72. 

Allgemeines  Bundesataatsrecht:  Sejdel,  Der  Bundesstaatsbegriff, 
1872;  Brie,  Der  Bundesstaat  I,  1874;  Jellinek,  Die  Lehre  von  den 
Staaten  Verbindungen,  1880;  Westerkamp,  Staatenbund  und  Bundes- 
staat, 1892;  Le  Für  u.  Posener,  Bondesstaat  und  Staatenbund,  1902. 


KOMMENTAR 


Überblick. 

Die  Bcbweizeriscb«  Bundeeveifaasuiig  zerfällt  ia  einen  Ein- 
gang, in  die  Aufschrift  der  BnndeHTetfaasQng,  in  den  Text 
und  io  die  Übergangsbestimmangen. 

Der  Text  seinerBeits  zerfUlt  in  3  Abscbnitte:  I.  Allgemein« 
BeBtimmungen  (Art.  1—70),  II.  Bundesbebörden  (Art.  71—117) 
nnd  III.  Revision  der  BandeEverfasBung  (Art.  118 — 123).  Was 
nnter  den  „Allgemeinen  Bestimmungen"  des  I.  Abscbnitts  alles 
zu  versteben  ist,  wird  der  Überblick  über  diesen  Abschnitt  speziell 
zeigen,  und  beim  ITI.  Abschnitt  läfst  schon  der  Titel  den  Inhalt 
erkennen.  Hingegen  fragt  man  sich  beim  II.  Abschnitt  von  den 
BundesbehHrden :  wo  sind  die  beiden  andern  Organe  des  Bundes, 
Volk  und  Kantone  ?  —  Betr.  das  Volk:  der  I.  Abschnitt  betrifft 
n.  8.  die  Freiheitsrechte  des  Volkes  und  die  politischen  Volks- 
recbte  im  allgemeinen ,  in  den  Kantonen  wie  im  Bund ;  Ab> 
schnitt  II  und  III  enthalten  die  politischen  Volksrechte  im  Bund 
speziell,  und  zwar  der  II.  Abschnitt  das  fakultative  Gesetzes- 
referendum (Art.  89,  Abs.  2)  und  der  III.  Abschnitt  die  Ver- 
fassungsinitiative und  das  Verfassungsreferendnm  (Art.  120—123), 
Die  Volksrechte  im  ganzen  verteilen  sich  also  in  dieser  Weise 
durch  den  ganzen  Test.  —  Sodann  betr.  die  Kantone.  Hier 
kommt  nur  die  Organ tätigk ei t  in  Frage.  Sie  ist  im  Titel  von 
den  BundesbehOrden  behandelt,  im  Zusammenbang  mit  der  Be- 
stellung und  Organisation  der  BundesbehOrden,  und  weiter  im 
Abschnitt  von  der  Revision  der  Bundesverfassung;  dort  sind  be- 
handelt: Wahl  der  Ständeratsmitglieder  (Art.  80),  aufserord entliche 
Einberufung  der  Bundesversammlung  (Art.  86).  fakultatives  Kan- 
tonsgesetzesreferendnm  neben  Volksreferendum  (Art.  89,  Abs.  2), 
Initiative  (Art.  93),  nnd  bei  der  Revision  der  Bundesverfassung: 
das  BundesverfasBungsreferendum  der  Kantone  (Art.  128)  neben 
dem  des  Volkes  —  eine  besondere  BundesverfaBBungs initiative 
der  Kantone  gibt  es  nicht. 


I.  Eingang. 

(P  r  0  ö  m  i  u  m.) 

Im  Namen  Gi-ottes  des  Allmächtigen! 

Die  schweizerische  BldeenosBenBchaft, 
In  der  Absicht,  den  Bnnd  der  Eldgenognen  zn  befestigen,   die  Ein- 
heit, Kraft  und  Bhre  der  flchwelieriachen  Nation  zu  erhalten  nvd 
n  fSrdera,  hat  naolistehende  Bnndesrerfassnng  an^nommen; 

Der  Eingang  besteht  ans  zwei  Teilen:  aas  einer  SoIennitEts- 
formel  und  aus  der  Beschlufsformel. 

I.  Die  SoleQnlt&tsfOrmel,  lautend:  „im  Namen  Gottes 
des  Allmächtigen!"   —  ihre  Entstehnng,  Fassung  und  Bedeutnng. 

Die  Entstehung.  Die  Formel  iat  der  heutigen  Bundes- 
veifaBBnag  nicht  eigentümlich;  sie  ist  auch  nicht  erst  1848  ent- 
standen, und  auch  damals  ist  sie  nicht,  wie  Sfeyer  {\I,  101) 
meint,  unter  dem  besonderen  Eindruck  von  früher  her  üher- 
nommen  worden,  „dab  das  Vaterland  neuerdings  im  Jahre  1847 
unter  sichtlichem  Schutze  der  Vorsehung  aus  grofser  innerer  und 
Kufserer  ßefahr  gerettet  worden  sei".  Es  ist  einfach  eine  ge- 
schichtliche Formel  und  so  alt  wie  die  Eidgenossenschaft  selbst, 
ja  noch  Hlter.  Sie  findet  sich  schon  im  BUndnis  zwischen  Bern 
und  Freibnrg  vom  Jahre  1271,  dann  in  den  ewigen  Bünden  der 
eidgenössischen  Orte  vom  1.  Bund  der  drei  Waldstätt«  1291  bis 
zuT  Aufnahme  Appenzells  in  den  Bund  v.  17.  XII.  1513  (aufser 
im  Baseler  Bund  v.  9.  VI.  1501),  auch  in  den  Bündnissen  mit 
den  zugewandten  Orten  (ao  auch  in  dem  dem  ewigen  Bund  vor- 
hergehenden Bund  der  Appenzeller  mit  den  VU  alten  Orten  vom 
16.  XI.  1452;  im  Burg-  und  Land  rech  tsbrief  der  gleichen  Par- 
teien, T.  24.  XI.  1411,  dem  ersten  Vertrage  zwischen  ihnen  da- 
gegen nicht;  vgl.  mein  Bundesstaatsrecht,  S.  34),  femer  im  ewigen 
Bund  zwischen  Zürich  und  Bern  v.  22.  I.  1 423 ,  ebenso  im 
Stanzer verkommnis  v.  22,  XII.  1481,  und  in  den  Landfrieden 
(anfser  dem  ersten,  auch  in  den  übrigen  Vertrügen,  Pfaffen-  und 
Sempacherbrief,  nicht).  Helvetik  ondMediation  schaffen  eine  Unter- 
brechung im  Gebrauch  der  Formel,  was  selbstverstMndlich  ist  bei 
Verfassungen,  von  denen  die  eine  vom  revolutionären,  atheistischen 
Frankreich  inspiriert  und  die  andere  von  einem  selbst  allmKch- 
tigen  Imperator   geschrieben  war  —  bis   sie  vom  Bnndesvertrag 
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von  1815  wieder  aa%eBOmmeit  wird,  von  dem  sie  in  die  Bundes- 
verfassung von  1848  überging  usw. 

Die  Fassang  ist  zu  den  verachiedenen  Zeiten  und  in  den 
Terschiedeaen  Akten  verschieden.  1.  In  den  Blinden  der  eid- 
genössischen Orte  heifst  es  durchweg  einfach:  ^Ini  Namen  Gottes 
Amen!"  (oder  in  lateinischer  Sprache,  in  welcher  der  erste  ewige 
Bund,  der  einzige  in  lateinischer  Sprache,  geschriehen  war :  gin 
nomine  Domini  Amen!").  —  2.  Sonst  lautete  die  Formel:  „Im 
Namen  des  Vaters,  des  Sohnes  und  des  heiligen  Geistes,  Amen!" 
(oder  lateinisch,  wie  im  ersten  BUndnis  zwischen  Bern  und  Frei- 
burg 1271 :  „In  nomine  Patris  et  Filii  et  Spiritus  ssncti,  Ameul"), 
so  vorzugsweise  in  dem  Landfrieden.  —  S.  Seit  1815;  „Im 
Nunen  Gottes  des  Allmächtigen!" 

Die  Bedeutung  der  Formel  ist  einfach  die  einer  Solenni- 
tUt^formel ;  wie  bei  anderen  feierlichen  Akten ,  ancb  privaten, 
n.  U.  der  höchste  Name  aagemfen  wird,  so  auch  hier.  Es  handelt 
eich  nicht  um  eine  Eidesformel,  weder  im  assertorischen  noch 
im  promissorischen  Sinn ;  m.  a.  W. :  Gott  wird  nicht  zum  Zeugen 
Angerufen,  weder  ftlr  die  Wahrheit  noch  fUr  die  UuverbrUchlich- 
keit  dessen,  was  folgt  —  die  Unverbrüchlichkeit  des  Inhaltes  des 
Bnndes  oder  Vertrages  wurde,  wenn  überhaupt,  nachher  besonders 
beschworen  —  sondern  die  Anrutbug  Gottes  geschieht,  um  dem 
Akt  diese  besondere,  religiSse  Weihe  zu  geben.  —  Mit  der 
monarchistischen  Formel:  „Wir  ...  von  Gottes  Gnaden, 
^Snig"  (oder  Kaiser)  Iftfst  sie  sich  gar  nicht  in  Vergleich 
setzen,  wie  Meyer  1.  c.  tut.  Meyer  sagt:  „Man  hat  mit  Recht 
darauf  hingewiesen,  wie  diese  Worte  im  schneidendsten  Gegensatz 
zu  der  Formel  stehen,  deren  sich  die  Monarchen  zu  bedienen 
pflegen;  wir  Republikaner .  .  ."  Das  ist  patriotisch -republikanische 
Flunkerei,  Jene,  die  monarchistische  Formel,  ist  nicht  Solenni- 
tftts-,  sondern  Be  schlufsformel,  bezeichnet  die  Quelle  des 
betr.  Erlasses,  und  das  ist  in  der  Monarchie  sicher  der  Monarch, 
wie  er  als  Souverän  die  Quelle  aller  Staatsgewalt  ist,  und  der 
Zasatz  „von  Gottes  Gnaden"  bezeichnet  nur  die  Quelle  der 
monarchischen  Sonveränetät  ihrerseits  —  gibt  an,  woher  er,  der 
Monarch,  Souverän  ist,  und  das  kann  er  jedenfalls  nicht  „von 
Volkes  Gnaden"  sein,  sonst  wKre  nicht  er,  sondern  das  Volk  der 
Souverän,  und  wäre  es  überhaupt  keine  Monarchie,  sondern  eine 
Demokratie,  Es  wird  also  laut  der  monarchistischen  Formel  die 
Verfassung    oder   das    Gesetz   vom    Monarchen    hergeleitet,    der 
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aeinergflits  seine  Gewalt  von  Gott  empfangen  habe.  —  Auch  bei 
nng  iat  durch  die  SoIennitHtsformel  nicht  etwa  Gott  aU  die  Quelle 
der  BnndeeverfaBHung  bezeichnet,  sonst  wtlre  die  Schweiz  ja  eine 
Tbeokratie.  Quelle  der  Bandeaverfassing  ist  die  schwel  serische 
EidgenosseoBchaft,  wie   die  folgende,  die  Beschlafsfbrmel,  besagt, 

n.  Die  BesehlaTttformei. 

Im  ganzen  genommen,  ist  es  die  Formel,  dnrch  welche  die 
in  ihrem  Texte  folgende  BundeüTerfaBBang  beschlossen  wird,  daher 
der  Name  der  Formel.  Dnrch  eine  solche  Formel  werden  auch 
andere  BnndeserlaBse  eingeleitet,  so  namentlich  die  Bnndesgesetse, 
nfimlich  durch  die  Formel:  „Die  Band  es  Versammlung  der  echwei- 
serischen  Eidgenossenschaft,  in  Ausführung  des  Artikels  .  .  .  der 
Bundesverfassung  vom  .  .  . ;  nach  Einsicht  einer  Botschaft  des 
Bnndesrates  vom  , . .  beschliefet"  —  dann  erst  folgt  der  Oesetzestezt. 

Im  einzelnen  ist  an  der  Beschlufsformel  zur  Bundes- 
verfassung zu  unterscheiden:  die  Bezeichnung  desjenigen  Gewalt- 
habers, der  die  Bundesverfassung  beschliefst,  d.  h.  der  Quelle 
der  Bundesverfassung,  und  die  Bezeichnung  der  Absicht,  Id 
welcher  die  Bundesverfassung  und  mit  diesem  Inhalt  beschlossen 
wird.     Beides  gibt  zu  nHheren  Erörterungen  Anlafs. 

1.  Als  Quelle  der  Bundesverfassung  wird  die  schwei- 
zerische Eidgenossenschaft  bezeichnet.  Was  ist  unter 
„schweizerischer  Eidgenossenschaft"  zu  verstehen,  und  ist  sie 
wirklich  die  Quelle  der  Bundesverfassung?  Das  sind  die  diesfalls 
sieh  erhebenden  Fragen,  die  schon  viel  zu  reden  gegeben  haben. 

Einmal  die  erste  Frage.  Der  Begriff  von  schweizerischer 
Eidgenossenschaft  in  dem  Satze  „die  schweizerische  Eidgenossen- 
schaft hat  angenommen"  kann  nach  dem  Subjekt  bestimmt 
werden,  aber  auch  nach  dem  Prädikat  in  dem  Sinn,  dafs  der- 
jenige, der  die  Bunde sverfassnng  angenommen  hat,  die  schwei- 
zerische Eidgenossenschaft  sei.  —  Dem  Subjekt  des  Satzes 
nach  kann  der  Begriff  gar  nicht  fraglich  sein;  ist  er  doch  durch 
Art.  1  der  Bund  es  Verfassung  selbst  bestimmt,  welcher  sagt: 
„Die  durch  gegenwärtigen  Bund  vereinigten  Yolkerschaftea  der 
XXII  sonverSnen  Kantone  .  .  .  bilden  in  ihrer  Gesamtheit  die 
schweizerische  Eidgenossenschaft."  Also:  die  Kantone  haben  sich 
durch  die  Bundesverfassung  zu  einer  Gesamtheit,  dem  Bundes- 
staat, vereinigt,  und  in  ihrer  Gesamtheit,  d.  h.  in  der  Einheit 
der  neuen  Person,  zu  der  sie  sich  erhoben  haben,  bilden  sie  die 
schweizerische  Eidgenossenschaft;  der  Bund  im  Bnndesetaat  also. 


das  ist  die  schweizerische  Eidgen ossenBchaft.  Äufl^allend  ist  an 
der  FoTTDulieniiig:  dieses  Art,  1  nar,  daTs  es  nicht  eia£>ch  heifst: 
„Die  vereinigten  XXII  Bonver&nen  Eantoue",  sondern:  „Die  ver- 
einigten Völkerschaften  der  XXII  sonveiünen  Kantone."  Es 
wird  dadurch  aber  einfach  auf  die  Staatsfonn  angespielt,  die  nach 
Art.  6  in  allen  Kantonen  die  demokratische  sein  soll.  Der  G^- 
setxgelter  hegnUgt  sich  nicht  mit  der  Bezeichnung  der  Kantone 
als  Staaten,  die  in  ihrer  Gesamtheit  den  Bnadesataat  I>ezw.  den 
Bund  Im  Bundesstaat  bilden,  sondem  er  bezeichnet  sie  zugleich 
als  das,  was  sie  der  Form,  dem  TrBger  ihrer  Staatsgewalt  nach, 
sein  sollen:  als  Volksstaaten ;  es  ist  also,  wie  wenn  gesagt  wKre: 
„Die  durch  g^enwärtigen  Bund  vereinigten  Volksstaaten  der 
XXII  souveränen  Kantone".  Damit  ist  andererseits  auch  nicht  ge- 
sagt, dafs  das  Seh weizervolk  die  schweieerische  Bidgenossen- 
scbaft  sei.  Das  Schweizervolk  auch  in  seiner  Gesamtheit  kann  nicht 
die  Eidgenosse uBchaft  sein;  die  Eidgenossenschaft  ist  ein  Staat, 
der  neue  Staat  über  den  Einzelstaaten,  der  sich  durch  deren 
Vereinigung  gebildet  hat,  und  das  Volk  kann  nur  der  Souverän, 
der  TrUger  der  Staatsgewalt  oder  deren  Organ  sein,  und  beides 
ist  allerdings  das  Schweizervolk  im  Bund :  es  ist  der  SouverKu 
des  BundeB,  wie  das  Volk  der  Kantooe  kantonaler  Sonver&n  ist, 
und  ist  auch  Organ  des  Bundes  (fltr  Wahlen  und  Gesetzgebung), 
aber  es  ist  eben  nicht  der  Bund  selbst,  die  Eidgenossenschaft.  — 
Auch  vom  PrKdikat  des  Satzes  ans  betrachtet,  ist  Quelle  der 
Bundesverfassung  der  Bund;  er  ist  es  auch,  der  im  Sinne  der 
BeschtnÜBformel  die  Bundesverfassung  nfsgenommen"  hat.  Wenn 
von  anderer  Seite  (Blumer-Uorel)  Volk  und  Kantone  alt  die- 
jenigen bezeichnet  werden,  welche,  weit  sie  die  Annahme  der 
Bundesverfassung  erklärt  haben,  die  schweizerische  Eidgenossen- 
Bchiül  darstellten,  so  läuft  dabei  eine  Verwechslung  von  Organ 
mit  Staat  unter.  Der  Bund  als  Staat,  ein  blofser  Begriff,  wie  er 
ist,  kann  eine  Bundesverfassung  nicht  eigentlich  „annefamen";  dazu 
braucht  er  Organe,  und  wenn  als  solche  Volk  und  Kautone  be- 
zeichnet worden  sind ,  so  sind  sie  es  allerdings ,  die  annehmen, 
aber  sie  nehmen  im  Namen  des  Bundes  an ;  dieser  ist  es,  der  im 
Grunde  angenommen  hat  —  die  „Eidgenossenschaft",  wie  es  in  der 
Beschlnrsformel  heifst.  Kurz :  der  Bund  ist  auch  nach  dem  Prädikat 
der  Beschlufsformel  als  Quelle  der  Bundesverfassung  anzusehen. 
Ist  aber  wirklich  der  Bund,  d.  h.  der  Bund  im  Bundesstaat, 
die    Quelle   der   Bundesverfassung?      Das    Ist   die   zweite    Frage. 
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Dafa  der  Bund  die  BnudesTerfasstuig  von  1871  erzeugt  hat,  and 
zwar  durch  seine  Organe  Volk  nnd  Kantone,  iat  keine  Frage. 
Es  war  die  bereits  beBtehende  Oesamtheit  der  vereinigten  Kantone, 
welche  eich  diese  Verfassung  gegeben  bat,  and  die  Gesamtheit  in 
der  Art,  wie  sie  bereits  bestand,  also  als  Bnnd  im  Bundesstaat. 
Wer  aber  hat  die  Bnndesrerfaaenng  von  1S46  erzeugt?  Damals 
bestand  dieser  Band  noch  nicht;  er  wurde  erst  durch  die  Bundes- 
verfassung gescbafien ;  sie  hat  den  Bundesstaat  und  damit  den 
Bnnd  in  demselben  erzengt,  dieser  kann  also  nicht  ihr,  der 
Bundesverfassung,  Scbflpfer  sein.  Was  damals  an  Gesamtheit  be- 
stand —  nnd  nur  die  bereits  hestebende  Gesamtheit  konnte  eine 
neue  Grundlage  fOr  die  Vereinigung  der  Kantone,  konnte  die 
Bundesverfassung  herstellen  —  war  der  frühere  Staatenbund,  nnd 
dieser  ist  es  denn  auch,  der  die  Bundesverfassung  von  184S  gegeben 
hat,  und  zwar  durch  sein  Oipm,  die  Tagsatznng  bezw.  durch  die 
Kantone  und  durch  sie  allein,  weil  sie  allein  Vertreter  des  Ver- 
bandes waren  (vgl.  oben  S.  3fi  und  mein  Bund  es  Staatsrecht, 
8.  1S4/135).  Die  Kantone  also  haben  die  erste  Bundesverfassnng 
aufstellt,  bezw.  im  Namen  der  Kantone  hat  es  die  Tagsatsnug 
getan  —  aber  nur  im  Entwurf,  und  die  Tagsatznng  hat  selbst 
die  Gültigkeit  des  Entwurfes  von  der  Annahme  durch  das  Volk 
und  die  Kantone  abhltngig  gemacht,  und  so  erscheinän  Volk  und 
Kantone  bereits  als  neue  Organe  für  die  Aufteilung  eiues  neuen 
Staatswesens,  das  erst  aufzurichten  war,  nnd  das  ist  der  Bnodes- 
staat  bezw.  der  Bnnd  im  Bundesstaat.  Es  verhält  sich  wie  mit 
der  Bildung  einer  Aktiengesellschaft :  sie  konstituiert  sich  durch 
Annahme  der  Statuten,  welche  die  Gründer  entworfen  haben, 
seitens  der  Versammlung  der  Aktionäre  ^  sie  erscheint  also  bei 
der  Annahme  in  Voraussetzung  derselben  bereits  gebildet.  So 
auch  der  Bundeastaat:  er  wird  durch  die  Organe  selbst,  die  mit 
ihm  eigentlich  erst  entstehen,  gescbafien  —  dadurch,  dafs  sie 
seine  Grundlage,  die  Bundesverfassung,  annehmen;  insofern,  aber 
auch  nur  insofern,  iHXst  sich  auch  von  der  ersten  Bundesverfassnng 
sagen ,  sie  sei  durch  die  schweizerische  Eidgenossenschaft ,  d.  h. 
durch  den  Bund  im  Bundesstaat,  angenommen  worden. 

2.  Die  ausdrückliche  Absicht,  in  welcher  die  schweize- 
rische Eidgenossenschaft  die  Bundesverfassung  angenommen  bat 
Das  ist  also;  „den  Bnnd  der  Eidgenossen  zu  befestigen,  die  Ein- 
heit, Kraft  und  Ehre  der  schweizeriechen  Nation  zu  erbalten  und 
zu  fordern".    Mit  der  Absicht  ist  nicht  zu  verwechseln  der  Zweck, 
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als  welcher  in  Art.  2  dea  Textes  bezeichnet  wird:  „Bebanptang 
der  Unabbfingig'keit  des  VaterlandoB  gegen  anreen ,  Handhabung 
von  Rnbe  nnd  Ordnang  im  Innern,  Schutz  der  Freiheit  und  der 
Rechte  der  Eidgenossen  nnd  Beförderung  ihrer  gemeinsamen 
Wohlfahrt."  Im  allgemeinen  schon,  schon  dem  Worte  nach,  gehen 
Absicht  und  Zweck  auseinander :  Absiebt  tut  ein  innerliches,  der 
Person  innewohnende«  Moment,  während  Zweck  das  anber  der 
Person  liegende  Horaent  bezeichnet,  du  Ziel,  auf  welches  ihr 
Streben  geht.  Absiebt  ist  also  das  Motir,  der  Grund  einer  Be- 
strebung, und  Zweck :  deren  Gegenstand,  auf  den  die  Bestrebung 
ans  der  oder  jener  Absicht  hinzielt  —  Im  speziellen  Fall  aber 
flt«hen  die  im  Profimium  manifestierte  Absicht  nnd  der  in  Art  2 
dokumentierte  Zweck  des  Bnndesetaates  noch  weiter  voneinander 
ab,  getrennt  durch  die  Einrichtnng  des  Bundesstaates.  Die  Ab- 
sicht ging  nicht  direkt  auf  den  Bnndeszwock,  sondern  zunächst 
auf  den  Bundesstaat ,  und  erat  aus  diesem  folgt«  der  Zweck, 
nllmlicb  so:  In  der  Absicht,  „die  Einheit,  Kraft  nnd  Ehre  der 
schweizerischen  Nation  zu  erhalten  and  zn  fördern",  wird  an 
Stelle  des  Staatenbundes  der  Bundesstaat  eingerichtet;  dem  Bundes- 
staat ist  dann  seinerseits  ein  Zweck  zu  setzen,  wie  auch  der 
Staatenbund  seinen  Zweck  hatte.  Dieser  Zweck  ist  also  die 
Folge  der  Einrichtung  des  Bundesstaates,  während  je)ie  Absicht 
der  Omud  dieser  Einrichtung  war*).  —  Der  Zweck  des  Bundes- 
staates ist  zu  einem  Teil  der  gleiche  wie  beim  Staatenband: 
UnabhKngigkeit  nach  anrsen  nnd  Buhe  und  Ordnung  im  Innern 
(vgl.  Art  1  des  Bundesvertrages  mit  Art  2  der  Bundesverfassung), 
zum  anderen  allerdings  ein  weiterer,  dem  Bundesstaat  eigentüm- 
licher: Scbntz  der  Freiheit  und  der  Rechte  der  Eidgenossen  nnd 
Beförderung  ihrer  gemeinsamen  Wohlfahrt  Der  weitere  Zweck 
war  durch  den  Bundesstaat,  im  Gegensatz  zum  Staatenband,  er- 
möglicht, ja  bedingt,  nnd  auch  so  weit  der  Zweck  der  gleiche 
ist  wie  beim  Staatenbund,  ist  er  doch  im  Bundesstaat  besser  zu 
erreichen.     Darin    zeigt    sich    auch    die    Richtigkeit   der  AbBicht, 


<)  Es  ist  anrichtig,  wenn  tieyei  (II,  102)  und  ihm  nacb  v.  Orelli 
(S.  24)  erklftren,  der  zweite  Teil  des  ProÖmium  gebe  gleichsam  Auf- 
Bchluffl  über  den  „Sinn",  in  welchem  das  ganze  Verfassungswerk  unter- 
nommen worden  sei,  und  über  die  „Ziele",  die  man  damit  erstrebte. 
Ja  über  den  Sinn,  aber  nicht  Ober  die  Ziele.  Immerhin  ist  He^er  ein 
näheres  Eingehen  auf  das  Proömium,  das  sonst  überBcblagen  zu  werden 
phegt,  zu  verdanken. 


72  KommeDtar. 

durch  die  Errichtung  des  Bundesstaates  die  Einheit,  Kraft  und 
Ehre  der  schweiEerischen  Nation  (mehr)  zu  fSrdem;  aber  diese 
Abeicht  ist  nicht  der  Zweck  des  Bundesstaattw,  sondern  erwabrt 
Hieb  Dur  b«i  Verfolgoag  des  Zweckes. 

Im  Satz  von  der  Absicht  ist  noch  bemerkenswert  der  Aus- 
druck „BchweizeriEche  Nation"  —  „die  Einheit,  Kraft 
und  Ehre  der  schweizerischen  Nation  sn  erhalten  und  zu  fördern." 
Allein  schon  bemerkenswert  als  Gegensatz  znr  Bezeichnung^  der 
QneUeoderdesSubjektesderBatidesverfassuag,  der  „schweizerischen 
Eidgenossen  Schaft".  Die  Verschiedenheit  der  Bezeichnung  ist  nicht 
einem  blofs  phonetischen  Wechsel  des  Ansdruckea  inzoschreibeu, 
sondern  ist  im  Unterschied  der  Stellung  der  beiden  Worte  be- 
gründet. Als  schweizerische  EidgenoBseuschaft  wird  derjenige 
Faktor  bezeichnet,  der  die  Bondesverfassnng  angenommen  hat, 
nnd  das  kann  keinenfalls  die  Nation  sein ,  die  gar  kein  staats- 
rechtlicher Begriff  ist,  sondern  als  solch  staatsrechtlicher  Faktor 
mufsten  entweder  die  Organe  bezeichnet  werden  (Volk  und 
Kautone  —  Volk,  das  stimmberechtigte  Volk,  ist  auch  nicht  die 
Nation),  welche  die  BnndesTerfassung  tatsKchlich  annahmen,  oder 
dann,  wie  es  geschehen,  der  Gewalthaber,  in  dessen  Namen  die 
Annahme  erfolgte,  und  der  daher  insofern  selbst  als  annehmend 
bezeichnet  werden  konnte,  der  Bund  im  Bundesstaat,  die  schweise- 
rische  Eidgenossenschaft,  Der  Ausdruck  „Nation",  den  man  statt 
, schweizerische  Eidgenossenschaft"  anbringen  wollte  (vgl.  Mej-er. 
].  c),  wäre  hier  gane  unzntrefFend  gewesen.  Subjekt  der  Soige 
also,  die  Einheit,  Kraft  und  Ehre  zu  erhalten  nnd  zu  fordern, 
ist  die  Eidgenossenschaft;  sie  hat  dafUr  zu  sot^n.  Der  O^^n 
stand  dagegen,  dem  diese  Soi^  S>l^r  i^t  das  Volk,  wie  dasseli>e 
Überall  Gegenstand  von  Staat  und  Ver&esung  bildet  —  das  den 
schweizerischen  Staat  bildende  und  insofern  staatlich  snsammen- 
gehßrende  Volk.  — Warum  aber,  fragt  es  sich  sodann,  ist  nicbt  vom 
Volk  die  Sede,  sondern  von  der  Nation,  einer  schweizerischen 
Nation?  Mit  Rücksicht  auf  die  Tatsache,  dals  die  Bchweis 
national  drei  oder  vier  Volkerschaften  angehört,  klingt  der  Aus- 
druck geradezu  wie  eine  Forderung,  dafs  das  schweizerische  Volk 
auch  eine,  eine  einheitliche  Nation  bilden  solle:  die  schweize- 
rische Nation.  Das  Postulat  der  Zusammenfassung  des  Schweizer- 
Volkes  zu  einer  Nation  scheint  also  einen  Stutzpunkt  in  der 
Bundes  Verfassung  selbst  zu  finden. 
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II.  Aufeehrift:  Bundesverfassung  der 
sehweizerisehen  EidgenossenschafL 

Aach  dftrOher  int  ein  Wort  zu  sagen. 

„Schweizerische  EidgenoBBenBchafl"  ist  danach  der  oMzielle 
Titel  des  scfaweizeriichen  Bnndeastaates  bezw.  des  schweizerischen 
Bundes.  Der  Bnnd  hat  also  ein  Recht  auf  diesen  Titel.  Hat 
er  aber  1.  ein  ansschliefaliches  Recht  auf  diesen  Titel? 
und  2.  hat  er  ein  ansschliefslicbes  Recht  «ach  aaf  das  Adjektiv 
„eidg^enQssisch"?  Das  sind  die  Fragen,  die  seinerzeit  durch 
die  HotioD  Freuler  betr.  die  „EidgenÖBsische  Bank",  an^worfen 
worden  sind.  Die  „Eidgenössische  Bank"  ist  eine  in  der  Schweiz 
domizilierte  Aktiengesellschaft  fur  Bankgeschäfte,  nnd  die  ge- 
nannte Hotion  bezweckte,  dieser  Bank  die  Führung  des  PrXdi- 
kates  „eidgenössisch"  in  ihrer  Firma  zn  verbieten.  Die  Uotion 
wurde  vom  StHnderat,  in  welchem  sie  gestellt  worden  war,  fUr 
erheblich  erklärt,  nacli  Anhörung  des  MotiouBre  aud  Einsicht  eines 
Berichtes  des  Bundesrates  aber  zurückgewiesen.  Vgl,  B.B.  1876,  I, 
845,  812,  II,  741  (Votum  Freuler),  994  (Bericht  des  Bundesrates) 
und  1877,  II,  556.  Salis  I  Nr.  1  gibt  nur  den  Bericht  des  Bundes- 
rates auszugsweise  wieder,  von  dem  ebenso  geiat-  als  lebrreichen 
Votum  des  Motionärs  kein  Wort  —  ein  Votum,  das  nicht  ver- 
dient, aber  der  spKteren  Motioa  Freuler,  betr.  die  Todesstrafe, 
vergessen  zu  werden. 

Was  nun  die  gestellten  Fragen  betrifft,  so  ist  die  erste  selbst- 
verstKodlich.  Der  Band  hat  allein  das  Recht,  sich  als  schweize- 
rische Eidgenossenschaft  su  bezeichnen.  Es  wird  auch 
niemandem  anders  etwa  beifallen,  sich  oder  sein  Besitztum  so  zn 
nennen.  Es  wHre  zwar  denkbar,  dafe,  um  ein  Beispiel  ans  dem 
Gebiet  der  Wirtshansschilder  zn  wflblen,  mit  denen  der  HotionSr 
viel  exemplifiziert  hat  —  ein  Wirtshaus  sich  „zur  schweizerischen 
Eidgenossenschaft"  benennen  wUrde,  Aber  in  solcher  Verbindung 
(wie  „Gastbans  zum  Kreuz,  zum  Halbmond  usw.")  bezeichnet 
die  Präposition  „zu"  bekanntlich  kein  ZngehOrigkeits-  oder  gar 
fiigentamsTerhältnia,  so  dafs  „Wirtshaus  zur  schweizerischen  Eid- 
genossenschaft" eine  dem  Bund  gehörende  Taheme,  Kantine  an- 
zeigte, sondern  bedeutet  die  Annahme  eines  Symbols,  die  Unter- 
stellung des  Besitzes  unter  dasselbe  als  ein  Zeichen  zur  Unter- 
scheidung von  drittem  Besitz  —  in  specie  also  unter  den  dem 
Bnnd  gehörenden  Namen,  ohne  das  Besitztum  als  das  des  Bandes 
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selbst  auszugeben.  — -  Im  Streite  stand  denn  aar  Frage  2,  ob  der 
Bund  auch  aaf  dfia  Adjektiv  „eidgenCssiecIi''  ein  ansechliefs- 
liches  Becbt  besitze.  „EidgeatfsBiach"  ist  jedenfalls  veracbiedea 
von  „BchweiKerisch",  abernicbt  in  dem  Sina,  dafe  „schweizerisch", 
das  Land,  „eidgenössisch"  dagegen  den  Staat  bezeichnete,  wie 
der  Motionftr  behauptete,  so  daXs  , schweizerisch"  ein  aasschliefslich 
geographischer,  „eidgeDÖssisch"  dagegen  eia  ausschliefslich  staats- 
rechtlicher Begriff  wäre.  Das  ist  ein  erster  Fehler  in  der  Be- 
gründung der  Motion.  Vielmehr  bezeichnet  ,  schweizerisch", 
staatsrechtlich  wie  geographisch,  den  Gegensatz  znm  Ausland  (sn 
deutsch,  französisch  usw.),  „eidgenössisch"  dagegen,  geographisch 
wie  staatsrechtlich,  den  Unterschied  zum  Kanton.  —  Aber  an 
dieser  Krklftmng  von  „eidgenSsBiscb"  ist  es  nicht  genug.  Es 
kommt  darauf  an ,  was  für  ein  VerhKltnia  znm  Oesamtstaat  das 
Adjektiv  nSher  beseichnet.  Das  ist  der  springende  Punkt.  Wenn 
es  nichts  anderes  bedeutete  als  „der  Eidgenossenschaft,  der 
schweizerischen  Eidgenossenschaft  angehörend",  wie  der  Uo- 
tionKr  es  auslegte,  so  wäre  die  Frage  auch  in  seinem  Sinne  ent- 
schieden: die  Bank  durfte  das  Prädikat  nicht  fuhren,  weil  sie 
nicht  der  Eidgenossenschaft  angehOrt.  Aber  die  Anslegaag  ist 
unrichtig,  weil  eiaseitig ;  hier  liegt  der  Hauptfehler  des  Beweises. 
„EidgeatSssisch"  kaaa  ebeasogut  heilsea  „die  Eidgenossenschaft 
betreffend",  und  zwar  nicht  nur  mit  Bezug  auf  den  Gesamt- 
staat (staatsrechtlich),  sondern  auch  mit  Bezug  auf  das  gesamte 
Land  (geographisch).  In  diesem  Sina  kaan  „eidgenSssisch"  auch 
von  anderen  Personen ,  Anstalten  und  Veranstaltungen  fUr  sich 
gebraucht  werden ,  wenn  und  soweit  die  Sache  sich  nicht  auf 
einen  Kanton  beschränkt,  sondern  sich  auf  die  Schweiz  im  ganzen 
bezieht.  So  kllnnen  sich  die  Feste  als  „eidgenössische  Schtltzen- 
oder  Sängerfeste"  bezeichnen,  und  so  aueb  eine  Bank  als  „eid- 
genössische Bank".  —  Mit  dem  Adjektiv  „königlich", 
„kaiserlich"  verhält  es  sich  nicht  gleich;  es  bezeichnet  nicht 
einfach  den  König  oder  Kaiser  betreffend,  sondern  ihm  angehörend 
oder  von  ihm  ausgehend;  so  der  Titel  „Königlicher  Hoflieferant", 
„Königlich  wUrttembergische  Ktichli Wirtschaft"  (Beispiel  des  Mo- 
tionärs).  —  Auch  „kantonal"  bezeichnet  an  sieb  nur  „den 
Kanton  betreffend".  —  Wo  aber  „eidgenössisch"  oder  „kantonal" 
bereite  fUr  bestimmte,  der  Eidgenossenschaft  oder  dem  Kanton 
gehörende  Anstalten  in  Gebrauch  ist,  da  darf  für  Anstalten  gleicher 
Art   das    Beiwort    von    Privaten    nicht   verwendet    werden.      So 
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nicht  „eidgenfiseiBche  Poat"  fUr  privat«  Poeten,  sofern  solche  Über- 
haupt neben  eidgenOsBischea  zaUssig  w&ren;  wohl  aber  „eidge' 
nOsBiacliea  Cafä"  (caf6  fM^ral,  ein  in  der  welschen  Schweiz  viel' 
fach  vorkommender  Wirtschaften  ame),  auch^eidgenÜasischesH&tel' 
Ebensowenig  wie  „eidgeaSesische  Post"  wäre  zalBfistg  „Kantonal- 
bank"  fUr  private  Banken  in  Kantonen  mit  staatlichem  Institnl 
dieses  Namens.  Aber  da  wie  dort  ist  die  private  Verwendang 
ansgeschloBsen  nicht  deswegen,  weil  die  Eidgenossenschaft  oder 
der  Kanton  ein  ansscbliersliches  Recht  anf  den  Namen  „eid- 
genössisch"  oder  „kantonal"  an  sich  bes&fse,  sondern  weil  sie 
den  Namen  bereits  fttr  diese  bestimmte  Verwendung  okkupiert 
haben,  kraft  Finnenrechtes  also.  Hinwiederum  schiene  aber  doch 
die  Eidgenossenschafi  aaf  „eidgenössisch",  wie  der  Kanton  anf 
, kantonal",  ein  Vorrecht  in  der  Verwendung  zu  haben,  so  dafs 
die  Führung  der  Firma  „eidgenössische  Bank"  aufhOren  mfifste, 
wenn  die  Eidgenossenschaft  selbst  den  Ausdruck  fUr  eine  von  ihr 
errichtete  Bank  beanspruchte. 


ni.  Erster  Abschnitt:  Allgemeine 
Bestimmungen. 

überblick,  betr.  das  Verhältnis  des  Abschnittes  zu  den 
anderen  Abschnitten  und  der  Artikel  des  Abschnittes  nnter  eich. 

Dieser  Abschnitt  ist  weitaus  der  bedeutendste  an  Umfang 
nnd  Inhalt.  Er  umfaTst  von  den  123  Artikeln  (anfser  den  Über- 
gangsbestimmungen), die  sich  auf  die  drei  Abschnitte,  verteilen, 
70,  also  mehr  als  die  HKtfte  aller.  Andererseits  enthält  er  das 
materielle  Recht  betr.  die  Organisation  des  Bundes,  die  Auf- 
gaben des  Bundes  und  die  Rechte  des  Volkes,  im  Unterschied 
zu  Abschnitt  II  mit  seinem  formalen  Recht  betr.  die  Bnndes- 
behSrden  bezw.  Bundesorgane  —  und  das  ordentliche  Recht 
gegenüber  Abschnitt  III  von  der  Revision  der  Bundesverfassung 
als  einem  aufserordentlichen  Akte. 

Die  ganae  ununterbrochene  Reihe  der  Artikel  dieses  Ab- 
Schnittes  läTst  sich,  nm  sie  zu  Übersehen,  folgendermafaen  ab- 
teilen. Dabei  ist  zu  bemerken,  dafs  die  organisatorischen  Be- 
stimmungen ein  geschlossenes  Ganzes  bilden,  während  diejenigen 
betr.   die  Angaben   des  Bandes  nnd  die  Rechte  des  Volkes  ge- 
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legentlich  dnrcheinandergehen ,  wie  z.  B.  in  Art  49  betr.  die 
Glaubens-  und  Gewiseensfreifaeit,  wo  dem  Bund  die  Anfgabe  vor- 
bebalten  wird,  Über  den  Grundsatz  von  den  Knltnsateaem  als 
eine  Konsequenz  der  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit  geseteliche 
Bestimmungen  zn  trefTen,  ao  dab  sich  eine  An^be  des  Bundes 
mit  einem  Freiheitsrecht  verbindet.  Ähnlich  betr.  die  Nieder- 
Inssnng  nsw.  *). 

I.    Die  Organisation  von  Bund  und  Kantonen. 

A.  Die  Schweiz  als  Bundesstaat. 

1.  Die  Konstituierung  nach  Zusammensetzni^    Art.   I 

Desgl.  nach  Zweck n  .  2 

2.  Die  Formierung  des  Bundesstaates  auf  Grand 

der  politischen  Gleichberecbügnng ...       „4 
und  anf  Grund  der  demokrat.  Staateform   .        „     6 

B.  Das  Verhältnis  von  Bund  und  Kantonen. 

1.  Die  beiderseitigen  Kompetenzen. 

Die  Art  und  der  Bereich  im  allgemeinen  .       „     3 
Die  auswärtige  Verwaltung  speziell    ...        „     7 — 12 

2.  Die  gegenseitigen  Bechte  und  Pflichten : 

a.  Die  Bnndesgarantie  der  Kautone  ...       n     & 

b.  Justiügewalt  und  Bechtabalfe    ....       n     H 

und       „     61  u.  67 

c.  Gewalterecht n     13 

und  „     15—17 
II.    Die  Aufgaben  des  Bundes. 

A.  Das  MilitÄrwesen ,     18 — 22 

B.  öffentliche  Werke: 

1.  Allgemeiner  Grundsatz »23 

2.  Wasserbau-  und  Forstpolizei n     24 

3.  Eisenbahnen n     26 

4.  Oberaufsicht  Über  Strafsen  und  Brtlcken     .  „     37 

C.  Gewerbewesen : 

1.  Fischerei,  Jagd  und  Vogelschutz   ....       n     25 

'  Vgl.  auch  die  Einteilung  In  meinem  Bnndesstaatsrecht  der 
Schweiz.  Diesem  entfallen  aber  die  Aufgaben  de«  Bundes  (nat^- 
folgend  II)  als  Gegenstand  des  Bundesverwaltungsrechtes,  während 
die  im  Bundesstaa tsrecht  enthaltene  ^Völkerrechtliche  Stellung  der 
Srfiweiz"  dem  Kommentar  fernbleibt,  weil  sie  nicht  Sache  der  Bundes- 
verfassung ist,  sondern  durch  das  internationale  Becht  bestimmt  wird. 
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2.  Fabrikarbeit,  Auawauderang  o.  VerBichernng  Art.  S4 

3.  Spielbankeu  and  Lotterien n     ^^ 

D.  Unt«mchtawesen n     ^^ 

K.  Finanzen: 

1.  Zslle  Bpeztell „     28—30 

2.  Finanzqnellen  im  allgemeinen n     42 

F.  Bnndeemonopole : 

1.  Alkoholmonopol „     52'''» 

2.  Post  und  Telegraph n     36 

3.  MHnzr«^ „38 

4.  Banknotenmonopol n     ^^ 

5.  Fnlverregal n     ^^ 

G.  SozialpolitiBche  Gesetzgebang : 

1.  Fabrikarbeit,  C.  2. 

2.  Arbeiterversicherung „     W*'" 

H.  Verkehrsordnang : 

1.  Geld:  Münzen  und  Banknoten,  F.  3  n.  i. 

2.  Hafs  and  Gewicht n     40 

I.   BUi^rrecht  und  Fremdenpolizei: 

1.  Bürgerrecht »44 

2.  HeimaÜoae n     68 

3.  Fremd enpolizei n     70 

E.  Knltnrkampr: 

1.  Bistümer,  Jesuiten,  Klüster ,     50/4 

und  „     51  u.  52 

2.  Zivilstand  und  Begräbnis »53 

L.   JuBtizgesetzgebang : 

1.  Privatrecht  und  Exekution Art.  64 

2.  Strafrecht „     64''" 

H.  Geaundheitawesen : 

1.  Seucbeupolizei n     69 

2.  Lebensmittelpolizei „     69*'*' 

3.  SchBchtverbot „     aö*"'» 

ni.    Die  Volkerechte. 
(Die    Freiheitsrechte   und    die    politischen    Volksrechte    im    all- 
gemeinen, im  Gegensatz  zu  den  politischen  Voiksrechten  im  Bund, 

wovon  im  II.  u.  DI.  Abschn.  der  Bundesverfossung  die  Rede  ist.) 
A.  Bechtsgleichbeit: 

1.  im  allgemeinen  (vgl.  auch  oben  I,  A.  2)    .  Art  4 
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2.  Oleichstellnng  der  dcbweizerbtlrger  mit  den 

Kantonsbllrgern Art  60 

B.    Handels-  nnd  Gewerbe fre i heit : 

1.  im  allgemeinen n     31 

2.  Die  wiawnechaftlicbe  Freizügigkeit     ...  r     3S 
C-   NiederlaBsungsfreiheit: 

1.  Die  Recbte  der  NiedergelasBenen      ...  „     43,  46'1, 

47,48,66 

2.  Das  Becbt  anf  Niederlassaug «45 

3.  Verbot  der  Doppelbesteuerung ,     46/2 

4.  Abschaffung  der  Zug-  und  Abzngsrechte  „     62  n.  63 

D.  Glaubens-  und  KuItuBfreibeit : 

1.  Glaubens-  und  Gewissen  streiheit   ....  »49 

2.  Knltüsfreiheit n     &0 

E.  Recht  Bur  Ehe n     ^ 

F.  Frefsfreiheit »     S& 

G.  Veteinsrecht r     6^ 

H.   Petitionsrecht »57 

I.    Gerichtsbarkeit  nud  Gerichtsstand : 

1.  YerfasBungsmUfsiger  Richter n     ^ 

2.  Gerichtsstand  des  Wohnortes n     ""^ 

K.  Abschaffung    der  Todesstrafe    und    der  kSrper- 

lichen  Strafen n      6& 


Artikel  1. 

Die  durch  geKenw&rtlgen  Bund  rereinl^en  YSlkerschaften  4er 
zwei  uid  zwanilg  souTeränen  Kantone,  alst  Zflrlch,  Bern, 
Lniern,  llrl,  Schwja,  ünterwalden  (ob  nnd  nid  dem  WaM), 
61arus,  Zu^,  Frelbnr^,  i^olothnrn,  Basel  (Stadt  nnd  Land- 
schaft), Schaffhansen,  Appenzell  (beider  fifaoden),  St.  Gallen, 
Oraubtnden,  Aargan,  Thnrirnn,  Tessln,  Waadt,  WalliB, 
Henenbar;  und  Genf,  bilden  in  ihrer  Gesamtheit  die  schwei- 
zerische EidgenoHsenachaft. 

Damit  beginnen  die  Bestimmungen,  betr.  die  Organisation 
des  Bundesstaates  (Art.  1 — 17),  die  als  die  Grundlagen  des 
Bundesstaates  aus  der  früheren  Bundesverfassung  unvertlndert 
in  die  neue  Ubei^gangen  sind. 
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Art.  1  fUr  Bicb  bildet  d«n  die  Znaammensetznng  des  Bundes- 
Btaates  nach  den  EiDzelBtanteD,  E^ntonen,  und  nach  dem  Ge- 
eamtetaat,  Band,  der  durch  deren  Vereinignng  gebildet  wird, 
bestimmonden  Artikel  und  ist  nscb  dieeen  beiden  Seiten  besonders 
zu  I>etrachten. 

I.  Die  fisntone.  Betr.  dieselben,  so  bestimmt  der  Artikel 
die  Zusammen setzoi^  des  Bundesstaates  nacb  Zahl  und  Gebiet  der 
Kantone  —  aus  irie  viel  und  was  f^  Kantonen  der  Bundesstaat 
besteht  —  und  entbKlt  damit  zugleich  eine  Schranke  der  Ände- 
rang  dieser  Zusammensetzung  nach  beiden  Seiten 

A.  Der  Zahl  nach  setzt  sich  der  Bundesstaat  aus  XXII  Kan- 
tonen zusammen,  die  einzeln  aufgezählt  Verden. 

1.  Die  Bedeutung  der  Zahl.  Unter  den  XXIt  Kantonen  be- 
finden sich  3  Kantoue,  die  sich  je  in  2  Teile,  sog.  Halh- 
kantone,  getrennt  haben:  1.  ünterwalden  hat  sich  in  Ob-  und 
Nidwaiden  schon  vor  dem  ersten  ewigen  Bund  getrennt,  im  Jahre 
1150  auf  der  Landsgemeinde  zu  W^serlen,  einem  Weiler  bei 
Kerns  im  heutigen  Obwalden,  hanptsKcblicb  wegen  der  topo- 
graphischen Trennung  des  Verkehrs  beider  Teile  durch  den 
Kemwald ;  2.  Appenzell  in  Aufserrhoden  und  lunerrhoden 
im  Jahre  1597  infolge  der  Glaubensspaltnng  durch  die  Refor- 
mation; dieser  Teil  blieb  katholisch,  jener  wurde  reformiert. 
3.  Basel,  Trennung  in  Baselstadt  und  Baselland  im  Jahre 
1833,  nachdem  Stadt  und  Landschaft  durch  die  30er  Bewegung 
politisch  entzweit  worden  waren,  weil  die  Landschaft  sich  der 
demokratischen  sog.  fiegeneratton  angeschlossen  hatte.  Der 
Omnd  der  Trennung  ist  also  bei  den  3  Kantonen  verschieden : 
bei  Unterwaiden  topographisch,  bei  Appenzell  religiös  und  bei 
Basel  politisch. 

Die  Bundesverfassung  nimmt  aber  bei  Festsetzung  der  Zu- 
sammensetzung nur  auf  XXII  Kantone  Bezug;  sie  erkennt  also 
in  dieser  Beziehung,  der  Zahl  der  den  Bundesstaat  bildenden 
Kantone  nach ,  die  Halhkantone  nicht  an.  Zwar  sind  bei  der 
Nennung  der  geteilten  Kant«ne  die  beiden  Teile,  ans  denen  xich 
der  Kanton  zusammensetzt,  namentlich  angegeben;  aber  diese 
Angabe  hat  nur  tatsächliche,  keine  rechtliche  Bedeutung,  ist  nur 
nebenbei  angebracht.  Das  wird  schon  durch  die  Schrift  be- 
wiesen (nicht  gesperrt,  wie  bei  den  ganzen  Kantonen  und  in 
Klammem),  hauptsächlich  aber  durch  die  voraus  festgesetzte  Oe- 
samtzahl  der  XXII  Kantone  und  durch  die  geschichtliche  Tatsache, 
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dafs  in  dem  diesfaÜB  vorbildlichen  Art.  1  des  Bande BvertrageB 
von  1815  die  Halbkantone  ttberfaanpt  nicht  n&mentlich  erwähnt 
werden.  Der  Korporation  nach  —  der  Bund  setzt  sich  aas 
den  Kantonen  als  kantonalen  Korporationen  Bneammen  —  gelten 
also  die  Halbkantone  nicht.  Wohl  aber  gelten  sie  in  den  politi- 
schen Rechten  der  Kantone  im  Bund,  alao  der  Organstelinng 
nach,  die  aber  in  Art.  1  noch  nicht  znr  Geltnng  kommt,  eondem 
erst  im  II.  nnd  m.  Abschnitt.  Auch  die  Halbkantone  sind 
Trfiger  dieser  Rechte,  besitzen  dieselben  aber  unr  je  zor  Hälfte. 
So  ansdrUcklicb  laut  Art.  80,  betr.  die  Bestelinng  des  Stftnde- 
rates  (wtlhrend  auf  einen  Oanzkanton  2  Hitglieder  fallen,  so  auf 
einen  Halbkanton  nur  1  Mitglied),  und  laut  Art.  12B  betr.  die 
Abstimmung  von  Volk  nnd  Kantonen  tlber  eine  Bundesverfassunga- 
revision  (ein  Halbkanton  zRhU  nnr  eine  halbe  Stimme).  Das 
gleiche  gilt,  ohne  ausdrücklich  bestimmt  zu  sein,  auch  ftar  zwei 
weitere  politische  Rechte  der  Kantone  im  Bund:  fttr  anfser- 
ordentliche  Kinberufung  der  Bundesversammlung  (Art,  86,  auf 
Verlangen  von  5  Kantonen)  und  fllr  das  fakultative  Bundea- 
gesetzesreferendum  (ArL  89,  auf  Anrufung  von  8  Kantonen),  bei 
diesen  beiden  Rechten  gerade  gestutzt  auf  Art.  1,  der  nur  von 
XXII  Kantonen  spricht,  so  dafs  2  Halbkantone  zusammen  nnr 
einen  dieser  XXTI  Kantone  bilden.  Nur  bei  der  Kantons  initiative  im 
Bund  (Art.  98)  ist  es  anders,  mit  BUcksicht  darauf,  dafs  es  hier 
nicht  des  Zusammenwirkens  mehrerer  Kantone  bedarf,  um  das 
Recht  auBznflben,  sondern  dafs  jeder  Kanton  es  für  sich  besitet, 
die  Halbkantone  aber  nur  in  Verbindung  mit  anderen,  mit  Ganz- 
kantouen,  als  Halbkantone  erscheinen.  Als  Halbkantone 
gelten  sie  also  nur  in  der  Organstellnng  nnd  auch 
in  der  Organstellung  nnr,  soweit  dabei  mehrere 
Kantone  zusammenzuwirken  haben. 

2.  Die  Anzahlung  der  XXII  Kantone.  Die  Reihenfolge 
derselben  ist  nicht  willkürlich,  sondern  geschichtlich  hergebracht 
und  lälat  sieb  folgend ermafaen  begründen.  Im  allgemeinen: 
mafsgebend  fUr  die  Reibenfolge  war  der  Regel  nach  die  Zeit  des 
Eintritts  in  den  Bund,  bezw.  der  Verbindung  mit  der  Schweizi 
wovon  aber  di«  besondere  Wichtigkeit  gewisser  Orte  eine  Ans- 
nähme  machte.  Im  einzelnen:  1.  Zürich,  Bern,  Luzern 
gehen  als  die  ersten  Städte  im  Bund  voran,  nnS  zwar  Zürich 
vor  Bern,  weil  vor  diesem  eingetreten  (Zürich  eingetreten  1351, 
Bern  1353).    nnd    beide    als   Reichsstädte   vor  Lnzem,    das   zwar 
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frltber  eiDgetreten  (13S2),  aber  aar  (Österreich iscbe)  Landstadt 
war.  —  2.  Darauf  folgen  die  DI  Urkantone  Uri,  Scfawjz  und 
Unterwalden,  die  d^  ersten  ewigen  Band  (1291)  geschlossen 
haben.  —  3.  An  dieselben  echliefsen  sich  nach  der  zeitlichen 
Folge  des  Eintrittes  in  den  Bnnd:  Qlarua  und  Zag  (beide 
1352  in  den  Bnnd  anfgenommen) ,  mit  den  vorigen  zusammen 
die  sog.  Till  alten  Orte;  dannFreibnrg  nnd  Solotfanrn  1481 
(infolge  des  Stanzerrerkommaisses  vom  gleichen  Tage,  22.  XU.), 
Basel  (9.  VL  1501),  Scbaffhansen  (10.  VU.  1501),  endlich 
Appenzell  1513.  Damit  ist  der  Kreis  der  XIII  alt«!  Orte  ab- 
geschlossen. Datin  war  aber  Basel  wegen  seiner  Bedentang  als 
alter  Bischofssitz  nnd  wegen  seiner  Ortsfse  Freibnrg  and  Solo- 
thnm  vorangestellt  worden.  —  4,  Dnrch  die  Uedtation  von  1603 
kamen  sechs  aene  Kantone  hinzn,  so  dafa  sich  der  Kreis  auf 
XIX  Orte  erweiterte,  nämlich:  St.  Gallen,  Granbttuden, 
Aargan,  Thurgan,  Tessin  und  Waadt.  Von  diesen  gehen 
St.  Gallen  nnd  GraubUnden  als  nrsprUnglich  freie,  zagewandte 
Ort«  den  andern  vier  als  früheren  Untertanenlanden  der  Schweiz, 
obschon  diese  znm  Teil  vorher  an  die  Schweiz  gekommen  waren, 
vor.  —  5.  Endlich  folgen  im  Bnndesvertxag  von  1815  die  drei 
letzten  Kantone  Wallis,  Nenenbnrg  and  Genf,  ihrerseits 
nach  der  Zeit  der  Verbindung  mit  der  Schweiz  rangierend. 
Damit  ist  die  Zahl  der  XXII  Kantone  erreicht.  Im  Bundesvertrag 
von  1815  ist  Basel  an  die  ihm  gemHXs  dem  Eintritte  in  den 
Band  znkommende  Stelle,  hinter  Freibarg  nnd  Solothum,  zartlck- 
versetat  worden. 

B,  Das  GsMot  der  Kantone,  ans  denen  sich  der  Bnndes- 
staat  zusammen  setzt.  Dnrch  Art.  1  ist  nicht  nnr  die  Zahl  der 
Kantone,  sondern  auch  deren  Gebiet  festgestellt,  nnd  zwar  so, 
wie  es  znr  Zeit  des  Erlasses  der  Bundesverfassung  war.  Es  er- 
heben aich  hier  zwei  Fragen,  eine  rechtliche  nnd  eine  tatsttch- 
liche:  worin  liegt  rechtlich  diese  verfassnngsmäfsige  Festatellnng 
und  worin  besteht  tatsächlich  das  so  festgestellte  Gebiet? 

1.  Betr.  die  Frage  der  verfassungsmäfsigen  Fest- 
Stellung  des  Gebietes  ist  zu  konstatieren,  dafs  Art.  1  wohl 
ansdrOcktich  die  Zahl  der  Kantone  feststellt,  nicht  aber  atich 
das  Gebiet  dieser  Kantone  geographisch  umschreibt.  Ohne  weiteres 
konnte  also  auch  in  der  schweiserischen  Eidgenossenschaft  das 
Gebiet  der  Einzelstaaten  so  wenig  festgestellt  gelten  als  im 
Dentschen    Reich.      Aber    die     schweizerische    Bund  es  Verfassung 
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enthält,  andera  kIb  di«  deutsche  ReicheverfaBsnng,  weiterbin  eine 
Garantie  dieses  Gebietes,  in  Art.  5  („Der  Bnnd  gewährleistet 
den  Kantonen  ihr  Gebiet  nsw.").  Damit  wird  das  Gebiet  durch 
den  Bund  feetgeiitellt,  und  zwar,  soweit  es  die  in  Art.  1  der 
BnndesTerfaBSung  anfge^hlteu  Kantone  betrifft,  durch  die  Bundes- 
verfassung selbst,  so  dafs  sich  si^n  IXTst:  Art.  1  stellt,  mit 
Etlcksicfat  auf  Art.  5,  nicht  nur  die  Zahl,  sondern 
auch  das  Gebiet  der  XXII  Kantone  fest,  mit  dem  diese 
zum  Bundesstaat  lasammengetreten  sind.  —  Eine 
Garantie  des  kantonalen  Gebietes  findet  sich  schon  im  Stanzer- 
verkommnis  von  1481  (Ziff.  2),  dann  wieder  in  der  Me- 
diationsakte  (Kap.  XX,  enthaltend  die  Bundesverfassung, 
Art.  I)  und  znletttt  noch  im  Bundesvertrag  Ton  1815  (Art.  1). 
Im  Stanzer  verkommnis  allerdings  nur  tili  den  Fall  gewalttätigen 
Eingriffes,  in  den  beiden  andern  Instmmenten  wie  in  den  Bundes- 
verfassungen seit  1848  schlechthin  und  unbedingt.  Auch  ist  in 
jenen  beiden  Akten,  Mediation  and  Bnnd  es  vertrag,  die  Garantie 
in  dem  die  Zahl  der  Kantone  feststellenden  Art.  1  selbst  aus- 
gesprochen, so  dafs  mit  der  Zahl  zugleich  auch  das  G«biet  von 
Vertrags  beaw.  Verfassungs  wegen  festgestellt  erscheint,  und  weil 
die  Bundesverfassung  von  1848  dieses  Verhältnis  ttbemommen, 
den  Bund  keinenfalls  gelockert  hat,  hat  die  verfaaanngsmäfsige 
Feststellung  des  Gebietes  wie  diejenige  der  Zahl  der  Kantone 
nicht  nur  als  dogmatisch,  sondern  auch  als  geschichtlich  be- 
gründet zu  gelten. 

2.  Der  tatsHchlicbe  Gebietsbestand  der  Kantone  ist 
Überkommen  vom  Bundesvertrag  von  1815;  wie  die  Zahl  der 
Kantone  heute  die  gleiche  ist  wie  damals,  wo  sie  auf  die  XXII 
erhfiht  wurde,  so  auch  deren  Gebiet,  letzteres  immerhin  nicht 
ohne  einige  Veränderungen.  Im  Verhältnis  zu  auswärtigen 
Staaten  ist  die  Ssterreichische  Enklave  KHz  Uns  in  GranhUnden 
bei  Chur  durch  die  Übergabearkunde ,  d.  d,  19.  I.  1819,  von 
Österreich  an  Graubtlnden  abgetreten  worden,  wie  es  Übrigens 
schon  in  Art.  78  der  Schlnfsakte  des  Wiener  Kongresses  vom 
9.  VI.  1815  vorgesehen  war  (Snell  49  u.  105),  und  ist  anderer- 
seits das  Dappental,  das  durch  die  Erklärung  des  Wiener 
Kongresses  v.  20.  III.  1815,  Ziff.  2,  dem  Kanton  Waadt  als  zu 
ihm  vormals  gehOrig  zurückgegeben  war  (Snell  31),  von  der 
Schweiz  an  Frankreich  abgetreten  worden  durch  Vertrag  vom 
8.  Xn.  1862  (B.G.  7/450  n.  8/77).  —  Im  Verhältnis  nach  innen 
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■et  Tal  und  Kloster  Engelberg  von  Nidwaiden  an  Obvalden 
dnrch  die  Vereinigungsnrknnde  v.  9.  VII.  181&  and  durch  die 
Veri^eichBarknnde  v.  8.  VIII.  1816  (Snell  23,  701)  Übergegangen, 
and  bat  sieb  Basel  18S3  in  2  Halbkantone  getrennt.  Aber  die 
beiden  letzteren  Akte  haben  am  0«Bamtgebiet  der  betr.  Kantone, 
Unterwaiden  und  Basel,  nichts  geKndert,  bertlbren  also  Art.  1  der 
Bnndesverfassnng  nicht;  dagegen  haben  die  beiden  ersteren  Ver- 
träge das  Gebiet  von  Oesamtkantonen  selbst  alteriert:  CrranbUnden 
hat  in  Bäztlns  einen  kleinen  Gebietszuwachs  im  Innern  erlangt; 
nmgekehrt  bat  Waadt  an  seiner  ttulseren  Grenze  und  damit  der 
Bund  selbst  durch  Abtretung  des  Dappentals  eine  jedenfalls 
politiscb  bezw.  strategisch  erhebliche  Einbufse  erlitten  —  es  ist 
^so  speziell  durch  letztere  Veründerung  der  Art.  1  der  Bnndes- 
verfaesnng  selbst  betroffen  worden. 

G.  Die  Schranke  der  Indemng  der  Zusammensetzung 
des  Bundesstaates. 

1.  Einmal  betr.  die  Zahl.  Weil  die  Zahl  der  Kantone 
dnrch  die  Bundesverfassnug  unbedingt  festgestellt  ist,  bedürfte 
«ine  Änderung  der  Zahl  auch  unbedingt  einer  Änderung  der 
BandesTerfassung.  So,  wenn  zwei  oder  mehrere  Kantone  zu- 
sammengelegt oder  ein  neuer  Kanton  gebildet  werden  sollt«. 

2.  Betr.  das  Gebiet  bedingt  eine  Änderung  desselben  eine 
Ändemng  auch  der  Bandesrerfassung  nur,  soweit  das  Gebiet 
durch  die  Bundesverfassang  selbst  festgestellt  erscheint.  Weil 
dies  nun  nur  mit  Bezug  auf  das  Gebiet  der  XXII  Geeamtkantone  *) 
der  Fall  ist,  wKre  eine  GebietsverHndernng ,  die  das  Gebiet 
eines  der  XX TT  Kautone  im  gansen  uuberUhrt  lieCse,  keine  Ver- 
fassungsänderung ;  so  die  Teiinng  eines  weiteren  Kantons  (wie 
von  Schwyz  oder  Glarus,  deren  Teilung  frUber  wiederholt  in 
Frage  stand)  in  zwei  Halbkantone,  die  nur  der  Genehmigung  der 
Bundesversammlung  bedtlrfte  (vgl.  zu  Art.  5).  Immerhin  könnte 
ein  Kanton  ohne  Änderung  der  Bundesverfassung  nicht  in  mehr 
«Is  zwei  Teile  getrennt  werden,  weil  betr.  die  0 r g a n Stellung 
nur  von  Halbkantouen  die  Bede  ist;  man  wUlste  auch  nicht,  wie 
die  zwei  Ständeratsmitglieder,  die  ein  Gesamtkanton  zu  stellen 
hat,   auf  drei  Drittelskantone  usw.   zu  verteilen   wSren.  —  Hin- 

')  Gesamtkauton  ist  der  Kanton  ohne  Rücksicht,  ob  ungeteilt 
oder  geteilt;  Ganzkanton  hingegen  iat  der  ungeteilte  Kanton,  also  im 
Gegensatz  zum  Halbkanton. 
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gegen  kttnDte  ohne  Ändemng  der  BuDdeaverfasBUDg  nicht  der 
kleinste  Teil  eines  Ges&mthantons  abgetreten  werden,  um  einem 
andern  Kantone  «ninoraclisen ,  sofern  es  sich  nicht  um  blofse 
Grenzbereiaignng  oder  •berichtignng  handelte,  die  schon  dem 
Begriffe  nach  nicht  anter  GrenzverKudernng  gehört ').  Zn  einer 
Grenzberichtigung  zwischen  Kantonen,  nnd  zwar  zwischen 
Ganz-  wie  Halbkantonen,  bedarf  es  gar  keiner  Mitwirkung  des 
Bnades,  anfser  im  Streitfall;  in  solchem  Falle  aber  bedarf  es 
der  Hitwirknng  des  Bundes  auch  bei  Grenzstreitigkeiten  zwischen 
hlofsen  Halbkantonen,  weil  Streit  zwischen  Kantonen  tlberhaapt 
nicht  durch  Selbsthilfe  ausgetragen  werden  darf  (Art  14) ,  nnd 
zwar  entscheidet  das  Bnndesgericht  (nach  ArL  113,  Ziff.  2). 

H.  Der  Bond,  der  durch  die  Vereinigung  der  Kantone 
gebildet  worden  ist  —    als  Korporation  und  seinem  Gebiete  nach; 

A.  Die  TerelnigUDg  der  Kantone  seit  der  Bundes- 
verfassung von  1848  ist  eine  ganz  andere  als  die  des  Bundes- 
vertrages  von  1B15.  Das  kommt  im  Text  der  beiderseitigen 
Art.  1  selbst  zum  Ausdruck.  Art.  1  des  BundesTertrages  sogt,  die 
XXII  Kantone  vereinigen  sich  durch  den  Bund  zur  Behauptung 
ihrer  Freiheit  usw.;  die  Kantone  gingen  also  durch  den  Bund 
nur  ein  Hechtsverhältnis  ein  zn  dem  und  dem  Zweck  und 
bildeten  danach  blofs  eiuen  Staatenbund.  Laut  Art.  1  der  Bundes- 
verfassung dagegen  schliefsen  sie  ihre  Vereinigung  zu  einer  Ge- 
samtheit oder,  besser  gesagt,  zu  einer  Einheit,  einem  Rechts- 
eubjekt  znaammen;  das  ist  die  schweizerische  Eidgenossen- 
schaft, ein  eigener  Staat,  der  Gesamtstaat  (vgl.  anch  oben  S.  69); 

B.  Ein  Staat  aber,  wie  es  der  Band  im  Bundesstaat  nicht 
weniger  ist  als  die  Einzel  Staaten,  hat  als  solcher  auch  ein  Gebiet 
znr  sachlichen  Grundlage  neben  der  persönlichen  des  Volkes. 
Wie  der  Bund  also  zum  persönlichen  Snbstrat  das  Schweizer^ 
volk  hat,  so  besitzt  er  auch  ein  Gebiet,  nnd  es  sind  daher  näher 

<)  Grenzhereinigung  oder  -berichtignng  ist  Feststellung 
der  Grenze  zwischen  zweien  oder  mehreren  Staaten,  soweit  sie  unklar 
oder  streitig  ist;  Grenz  Veränderung  dagegen  (im  VerhUtnis  zwischen 
Staaten)  ist  die  Abtrennung  eines  Stückes,  das  unstreitig  dem  einen 
Staat  gehSrt,  von  diesem  nnd  Zuteilung  zum  andern  Staat.  Auf  die 
OrSfse  des  Stacks  kommt  es  nicht  an ;  das  Stflck  kann  dort  sehr  grofs, 
hier  sehr  klein  sein,  das  ändert  am  prinzipiellen  Unterschied  dieser 
beiden  Arten  von  Grenzänderung  nichts. 
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zu  betrachten:  1.  der  Bestand  des  Bundesgebietea  und  seine 
Änderung,  nnd  2.  die  Herrschaft  des  Bundes  Über  das  Gebiet. 

1.  In  ersterer  Beziehuag:  das  Gebiet  der  Eidgenossenschaft 
besteht  aus  den  Gebieten  der  XXII  souveränen  Kantone, 
wie  die  Eidgenossenschaft  selbst,  der  Gesamtstaat  laat  Art.  1 
aus  der  Vereinigung  dieser  Kantone  als  Korporation  besteht. 
Damit  ist  zireierlei  negiert:  1.  dafs  die  Eidgenossenschaft  noch 
ans  anderen  £inzelgebieten,  ans  Einzelgebieten  anderer  Art  be- 
stehe als  Kantonsgebieten ,  speziell  aus  Gemeingebieten, 
sog.  Kondominaten  (richtiger  Koimperaten,  weil  es  sich  nicht  um 
privatrechtliches  dominium,  sondern  um  hoheitliches  imperium 
handelt),  d.  h.  Gebieten,  die  mehreren  Staaten  bezw.  mehreren 
oder  allen  Einzelstaaten  zusammen  gehtlren,  wie  z.  B.  die  ftllheren 
Untertanenlande  der  Schweiz,  die  Territorien  Nordamerikas  nnd 
(nach  Seydel)  trotz  des  Namens  das  Beichsland  Elsals-Lothringen ; 
—  2.  daÜs  sie  Bandesgebiet  besitze,  d.  h.  Gebiet,  das  dem 
Gesamtstaat  unmittelbar  nnd  allein  augebfirt,  ohne  Einzelstaat 
zu  sein  oder  zu  einem  solchen  zu  gehSren  wie  der  Bundes- 
distrikt Columbia  mit  der  Hauptstadt  Washington  in  den  Ver- 
einigten Staaten. 

Betr.  sodann  die  Änderung  des  Bundesgebietea.  Weil 
sich  das  Gebiet  des  Bandes  mit  den  Gebieten  der  Kantone  zu- 
sammen deckt  nnd  diese  Gebiete  nicht  geändert  werden  können 
ebne  Äudemng  der  Bundesverfassung,  so  gehört  auch  zur  Ände- 
rung des  Bundesgebietes  eine  Änderung  der  Bundesverfassung. 
Es  gehört  aber  zur  Änderung  des  Bundesgebietes,  d.  h.  zu  einer 
solchen  Ändemng  der  Kantousgebiete,  dafs  dadnreh  das  Gebiet 
der  Schweiz  im  ganzen  beeinflalst  wird,  noch  mehr.  Der 
Gebietsbestand  der  Schweiz  ist  von  den  Hächten  in  den 
Wiener  Verträgen  garantiert  und  dadurch  die  Schweiz  zu 
einem  territorium  clansnm  (d.  h.  zu  einem  völkerrechtlich  ab- 
geschlossenen Gebiete,  im  Gegensatz  zur  (Tniou  und  zum 
Deutschen  Reiche)  gemacht  worden.  Weil  aber  von  den  Htlchten 
garantiert,  gehörte  zur  Veräaderang  auch  die  Zustimmnag  der 
U&chte,  wie  zum  Aufgeben  der  Neutralität,  die  auch  von  den 
Mächten  garantiert  ist  (vgl.  zu  Art  8).  —  Zur  VerSndemag  der 
Kantnnsgebiete  im  Innern  der  Schweiz  dagegen,  ohne  dafs  sie 
den  äufseren  Umfang  der  Schweiz  und  somit  das  Bundesgebiet 
berührt,    bedarf    es    eines    Weiteren    als    der    Ändemng     der 
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Boodesverfaseiuig  nicht.  Der  Bestand  der  Kantone  als  solcher 
ist  nicht  garantiert;  die  Garantienrkonde  v.  20.  XI.  1815  nimmt 
zwar  aof  XIX  bezw.  XXII  Kantone  Bezug,  womit  aber  nnr  die 
damalige  tataftchliche  Zueammenaetznng  bezeichnet  ist,  ohne  die- 
selbe  rechtlich  festeetzen  zu  wollen,  wie  den  Bestand  der 
Schweiz  im  ganzen. 

2.  Die  Herrschaft  Über  das  Bundesgebiet  ist  Q-e b  i e ts- 
hoheit  wie  die  Herrschaft  ttber  das  Gebiet  eines  Einzelstaatea 
oder  einfachen  Staates,  Dafs  der  Bund  Über  das  Bandesgebiet 
Gebietshoheit  besitzt,  ist  gar  nicht  zu  bestreiten:  der  Band  ist 
Staat,  also  besitzt  er  Gebiet,  and  die  Herrschaft  tiber  dieses 
Gebiet,  ineofem  als  sie  durch  dasselbe  rftumlich  bestimmt  und 
begrenzt  wird,  ist  Gtehietshoheit,  —  Ob  aber  neben  der  Ge- 
bietshoheit des  Bundes  ttber  die  ganze  Schweiz  noch 
eine  Gebietshoheit  der  Kantone  ttber  die  einzelnen 
Kantonsgebiete  bestehen  kann,  ist  eine  Frage,  die  von  der 
andern,  der  Frage  der  Doppelsouverluetät  im  Bundesstaat  ab- 
hängt. Wenn  die  letztere  Frage  za  bejahen  ist,  ist  es  auch  die 
Frage  der  doppelten  Gebietshoheit,  und  die  Grenze  zwischen 
beiden  Gebietshoheiten  wird  dann  einfach  bestimmt  durch  die 
Grenze  zwischen  den  beiden  Hoheiten  oder  Sonveränetäten  Über- 
haupt, nHmlich  so :  soweit  der  Bund  sonTerlln  ist,  ist  er  es  Über 
die  ganze  Schweiz,  und  soweit  die  Kantone  es  sind,  sind  sie  es 
jeder  Über  sein  Gebiet.  Dafs  aber  die  Frage  der  Doppel- 
soaveränetät  fUr  den  schweizerischen  and  auch  sonst  fHr  den 
BnndMstaat  zu  bejahen  ist,  siehe  zn  Art.  3.  Wenn  hingegen 
die  Kantone  nlchtsouraritn  wären,  gäbe  es  keine  doppelte  G«- 
bietshoheit;  Gebietshoheit  bes&tse  allein  derjenige  Staat,  der 
auch  allein  souvertlQ  wftre,  der  Band.  In  diesem  Falle  wiren 
die  Kantone  blolse  Autonomien  wie  im  Staat  die  Gemeinden,  and 
von  Gebietshoheit  kann  bei  Gemeinden  keine  Rede  sein,  so  wenig 
wie  von  Hoheit  Überhaupt*). 


')  Ea  ist  ein  Widerspruch  von  Laband  u.  A.,  im  Bundesstaate  die 
DoppelsouverftnetAt  zu  leugnen,  dagegen  eine  doppelte  Gebietshoheit 
anzuerkennen. 
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Artllcel  «. 

Der  Bud  hat  zam  Zweckt  Behanptan;  der  Cnabli&iiKlpkelt 
itm  TftterUadn  eref«ii  ftiTsen,  HKndba&BflK  ron  Bike  uid  Ordnma^ 
Im  Inacra,  Scksti  der  Freiheit  und  der  Reckte  der  Eidgenossen 
ud  Beftlrdemiiff  Ihrer  gremelnaunen  Wohlfakrt, 


Der  Zweckartikel,  wie  man  ihn  seinem  Inhalte  nach 
nennen  kann,  als  der  den  Bundesstaat  Dach  dem  Zweck  kon- 
stiraierende  Artikel  (vgl.  den  Überblick  znm  I.  Abschnitt). 

Betr.  den  Inhalt  kommen  folgende  Pnnkte  in  Betracht: 

I.  Der  Zweck  fOr  Sicll,  und  zwar  die  Zweckbestim- 
mungen im  einzelnen  und  ihr«  Bedeutung  fllr  die  Staaten* 
Vereinigung. 

Ä.    Im  einzelnen   sind    die    Zweckbestimmungen   folgende: 

1.  Behauptung  der  Unabhängigkeit  des  Vaterlandes  gegen  aufsen; 

2.  Handhabung  von  Buhe  und  Ordnung  im  Innern;  3.  Schute 
der  Freiheit  und  der  Rechte  der  Eidgenossen  und  4.  Beftlrdernng 
ihrer  gemeinsamen  Wohlfahrt  —  1  and  2  betreffen  den  Bund 
und  die  Einzelstaaten  als  solche,  mit  der  Bestimmnug,  den  Band 
nach  aoEsen  zu  schlitzen  und  dem  kantonalen  Staatsleben  im 
Innern  Sicherheit  eu  gewähren,  während  3  und  4  sich  auf  die 
StaatabUrger  beziehen  in  dem  Sinne,  dab  der  Bund  selbst  ihnen 
sowohl  Schutz  vor  staatlicher  Vergewaltigung  und  Rechtsschutz 
als  polizeiliche  Sorge  und  positive  Fürsorge  (Beförderung  ihrer 
gemeinsamen  Wohlfahrt)  zusichert  Die  Mittel  dagegen,  diese 
Zwecke  zu  erreichen,  sind  offen  gelassen;  jedenfalls  kOnnen  sie 
nicht  blols  in  Verwaltnugshandlnngen  bestehen,  sondern  auch 
und  vor  allem  in  gesetzgeberischen  Akten,  dnrch  welche  die  Art 
und  Weise  der  Verfolgung  dieser  Zwecke  erst  näher  festgesetzt  wird. 

B.  Andererseits  die  Bedeutung  der  Zweckbestimmungen  ftlr 
die  StiateBTerelnlglin^.  Die  Bedeutung  solcher  Zweckbestim- 
mungen im  allgemeinen  liegt  darin,  dafs  mit  der  Erweiterung 
der  Zweckbestimmungen  die  Staaten  Vereinigung  sich  verengert. 
1,  FUr  das  blofse  Btlndnis  genUgt  der  erste  Zweck,  die  Behaup- 
tung der  Unabhängigkeit  beaw.  der  Schutz  der  Verbündeten  vor 
Angriffen  Dritter,  soweit  es  Schutzbündnis  ist;  andernfalls  ist  es 
Offensivallianz.  Jedenfalls  ist  der  Zweck  der  Verbindung  nach 
Ruben  gerichtet,  und  in  diesem  Zweck  erschöpft  sich  auch  zumeist 
das  Bündnis.  2.  Tritt  zu  diesem  einen  Zweck  noch  die  innere 
Ordnung  und  Sicherheit,  so   verengert  sich  die  Verbindung  zum 
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Staatenbund,  bleibt  aber  immer  noch  Rechtsverhtdtnis.  3.  Durch 
Beifügung  der  weitereu  Zwecke,  wodurch  die  Staateurereiniguug 
die  direkte  Herrschaft  Über  die  Staatsbürger  gewiuut,  schlügt 
das  blofse  Rechtsrerhältais,  anf  das  sich  Staatenbund  wie  BUndnis 
beschranken,  Tollständig  um,  und  es  entsteht  durch  die  Vereinignag 
ein  Rechtasubjekt,  der  Boudesstaat  bezw.  der  Bund  im  Bundes- 
staat; in  diesen  weiteren  Zwecken  also  manifestiert 
eich  der  Bundesstaat  im  Unterschied  zu  den  beiden 
anderen,  loseren  Vereinigungen. 

Die  gleiche  Bedeutung  haben  diese  Zweckbestimmungen 
auch  fUr  die  Schweiz.  Die  beiden  erstbezeichneten  Zwecke, 
Behauptung  der  UnabbKngigkeit  des  Vaterlandes  gegen  anfsen 
und  Handhabung  von  Ruhe  und  Ordnung  im  Innern,  waren  auch 
dem  Bundesvertrag  eigen,  ja,  schon  dem  Bund  der  alten  Eid- 
genossenschaft und  von  Anfang  an;  dieser  bestand  zwar  formell 
ans  blofsen  Bandnissen,  verschiedenen  einzelnen  Bündnissen  der 
Orte  untereinander,  materiell  aber  war  er,  so  wie  er  nicht  nur 
den  Schutz  nach  aulsen,  sondern  auch  die  Ordnung  im  Innern 
der  Eidgenossenschaft  vorsah,  so  gut  und  mehr  noch  als  ein 
Staatenbund  nach  Art  desjenigen  von  1816.  Das  eine  und  andere 
zeigt  der  Vergleich  des  Wortlautes  der  beztlglichen  Akte.  Im 
Bundesvertrag  von  1815,  Art.  1  heifst  es:  dio  XXII  souverSnen 
Kantone  der  Schweiz,  als  Zürich  usw.,  vereinigen  sich  dnrch  den 
gegenwKrtigen  Band  „zur  Behauptung  ihrer  Freiheit,  UnabhKng^ 
keit  und  Sicherheit  gegen  alle  Angriffe  fremder  Mächte  und  zur 
Handhabung  der  Ruhe  und  Ordnung  im  Innern",  also  zum  Teil 
mit  den  gleichen  Worten  wie  in  der  heutigen  Bundesverfassung. 
Und  im  Bund  der  drei  Waldsttltte  vom  9.  XII.  1315, 
fUnf  Jahrhunderte  vorher,  der  Emeuerang  des  ersten  (lateinisch 
geschriebenen)  Bundes  v,  1.  Vin.  1291,  der  schon  die  gleiche 
Bestimmung  enthalt,  schwören  sich  diese  drei  Urkantone  bereits 
(Art.  2),  „einander  au  helfen  und  zu  raten  mit  Leib  und  mit 
Gut  in  unseren  Kosten  innerhalb  des  Landes  und  aulser- 
halb,  wider  alle  die  und  wider  einen  jeglichen,  der  uns 
oder  einem  von  uns  Gewalt  oder  Unrecht  täte  oder  tun  wollte 
an  Leib  oder  an  Gut"  (nach  der  Übertragaag  ins  Hochdeutsche 
bei  Oechsli,  Qnellenbnch  zur  Schweizergeschichte)  —  also  nicht 
nur  Schutz  nach  anfsen,  sondern  auch  Sicherheit  im  Innern 
schwören  sie  sich  zu.  Es  sind  also  die  gleichen  Zwecke  wie 
1.  und  2.  der  heutigen  Bnadesverfassnng,  aber  nicht  mehr.    Die 
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BundesTerfasBon^  von  1848  dagegen  hat  noch  die  beiden 
weiteren  Zwecke,  Schntz  der  Freiheiten  und  der  Rechte  der 
Eidgenossen  und  BefärdortiDg  ihrer  ^meinsamen  Wohlfahrt,  aaf- 
genommen,  entsprechend  der  durch  dieselbe  vollzogenen  Um- 
wandlung des  Staatenbundes  in  den  Bundes Btaat.  Nicht  dafe 
diese  Zwecke  den  Bundesstaat  begründeten  —  der 
Zweck  ist  nicht  der  Grund,  wohl  aber  die  Folge  der  Einrichtung, 
insofern,  als  er  durch  die  Einrichtung  bedingt  wird  —  aber  der 
Bandesstaat  kommt  in  ihnen  zum  Ausdmck. 

n.  Der  Zwe^  Im  Terh&ltnls  zor  Kompetenz,  im  all- 
gemeinen nod  die  Frage  der  vierten  Zweckbestimmung  als  Kom- 
petenzbestimmung  speziell. 

A.  Der  Zweck  im  Verhältnis  zur  Kompetenz  im 
allgemeinen.  Der  Zweck  des  Bundes  steht  einerseits  in  Beziehung 
zur  Absicht,  ans  der  der  Band  gegründet  wurde,  nnd  andererseits 
in  Beziehung  zur  Kompetenz,  die  der  Bund  besitzt.  Diese  beiden 
anderen  Faktoren  neben  dem  Zweck  decken  sich  mit  leüsterem 
nicht;  weder  ist  mit  dem  Zweck  die  Absicht  noch  die  Kompetenz 
identiach,  nnd  es  fragt  sich  daher,  in  welchem  Verhältnis  die 
eine  nnd  die  andere  zum  Zwecke  stehe.  Vom  VerhSltnis  der 
Absicht  zum  Zweck  war  bereits  die  Bede  (oben  8.  71  ff.);  hier 
nun  vom  VerhAltnis  des  Zweckes  zur  Kompetenz. 

1.  Das  grnndsStzliche  Verhältnis.  Staatszweck  (im 
weiteren  Sinne,  worunter  auch  der  Zweck  einer  Staaten  Vereinigung 
verstanden)  nnd  Kompetenz  verhalten  sich  grundsätzlich  wie  Grund 
ond  Folge  zueinander,  also  ihrerseits  wie  die  Absicht  zum  Zweck 
(vgl.  oben  8,  71).  Ist  die  Absicht  der  Gmnd  der  Einrichtung 
des  Bandesstaates  nnd  der  Bnndeszweck  die  Folge  dieser  Ein* 
richtang,  so  ist  die  Kompetenz  hinwiedemm  die  Folge  des 
Zweckes:  um  den  Bundeszweck  zn  erreichen,  mnfs  dem  Bund 
diese  und  jene  Kompetenz  eingerKumt  werden.  Aber  die  Bundes- 
kompetenz ist  die  direkte  Folge  des  Bundeszweckes,  wfthrend 
dieser  nur  indirekt  die  Folge  der  Absicht  ist:  die  direkte  Folge 
der  Absicht  ist  die  Errichtung  des  Bundesstaates,  und  erst  die 
Folge  dieser  Errichtung  ist  der  Bundeszweck. 

2.  Das  quantitative  Verhältnis.  Zweck  und  Kompetenz 
entsprechen  sich  aber  nicht  immer  in  dem  Sinne,  daTa  für  alle  Zwecke 
auch  alle  Kompetenzen  zur  Verfllgnog  ständen.  Es  erhebt  sich 
also  die  Frage  der  Quantität  im  Verhältnis  der  einen  zn  den 
anderen:    wo    sich  Zwecke  und  Kompetenzen  gleich  nnd  wo  der 
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einen  mehr  sind  als  der  anderen,  und  welcher  und  inwiefern. 
In  dieser  Beziehung  igt  swiechen  einfachem  Staat  und  den  ver- 
schiedenen Arten  der  Staatenvereinigung  zu  unterscheiden:  1.  Im 
einfachen  Staat  sind  die  Zwecke  des  Staates  an  sich  unbe- 
achrlliikt;  der  Staat  als  omnipotentes  Wesen  kann  alle  Seiten  des 
menschlichen  Lebens  zu  Zwecken  seiner  Sorge  im  einen  oder 
andern  Sinn  erheben,  und  die  Theorien  von  den  Staatazwecken, 
wonach  diese  bestimmt  und  begrenzt  sind,  haben  nur  die 
Bedeutung  einer  Bechtfertigung  gewisser  Staatazwecke  aas  der 
Natur  des  Staates,  ohne  damit  die  talsMchliche  Erscheinung  anderer 
Staats  zwecke  verhindern  oder  beseitigen  za  kSnnen.  Und  mit 
dem  Staalszweck  geht  die  Kompetenz  Hand  ia  Hand;  wie  jener 
ist  anch  diese  an  sich  unbeschränkt;  der  einfache  Staat  hat 
also  wie  alle  Zwecke  so  auch  alle  Kompetenzen.  — 
Anders  die  Staaten  Vereinigung.  Hier  findet  eine  Teilung  statt 
aber  in  verschiedener  Weise,  je  nachdem  die  Vereinigung  blob 
ein  Rechtsverhältnis  bezw.  einen  Staatenbund  begründet  oder  aber 
ein  RechtBBubjekt,  einen  neuen  Staat,  den  Bundesstaat  besw.  den 
Bund  im  Bundesstaat.  2.  Beim  Staatenbund  sind  sowohl 
Zweck  als  Kompetenz  geteilt  zwischen  der  Vereinigung 
und  den  einzelnen  Staaten,  ans  denen  die  Vereinigung  besteht, 
und  beide  in  einander  entsprechender  Weise.  Die  Vereinigung 
hat  bestimmte  Zwecke  und  erhält  dafllr  auch  bestimmte  Kom- 
petenzen, aber  ordentlicberweise  nur  die  den  Zwecken  entsprechen- 
den Kompetenzen.  So  war  es  auch  im  schweizerischen  Staaten- 
bund, speziell  laut  dem  Bnndesvertrag  von  1815.  Wenn  der 
Band  Bestimmnngen  enthielt  ,Qber  das  Militarwesen  und  dessen 
finanzielle  Hiltsqnellen ,  Hber  den  inneren  Verkehr,  Über  Ztflle, 
über  Klffster,  tlber  interkantonale  Vertrüge",  so  waren  das  nicht 
(wie  Meyer  II,  104  meint)  Bestimmungen,  die  ttber  die  Bestim- 
mung betr.  Behauptung  der  Unabhängigkeit  und  Handhabung  der 
Bnhe  und  Ordnung  (Art.  1)  hinausgingen,  sondern  es  waren  ganz 
andere  Bestimmungen,  Komp  etenz bestimmnngen  im  Unter- 
schied zu  den  Zweckbestimmungen  des  Art.  1,  und  die  darin  dem 
Bund  verliehenen  Kompetenzen  bezw.  von  ihm  anfgestellten  Grund - 
Sätze  entsprachen  dem  ihm  gesetzten  Zweck  nnd  nichts  weiterem 
—  aufser  allerdings  der  Garantie  der  KlOster  und  Kapitel 
(Art  12),  die  ebenso  inkonsequent  als  reaktionär  war  und  den 
ersten  Span  zum  Sonderbundskriege  beitrug.  —  B.  Im  Bundes- 
staat dagegen  tritt  Teilung  ein,   nicht  im  Zweck,   aber 
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ia  der  Kompetenz.  Der  Band  im  Bundesataat  ist  ein  Staat 
80  gnt  wie  die  Einzeletaaten  und  hat  an  sieb  die  gleichen  Zwecke, 
nnd  Ewar  als  solche  nicht  nur  Schutz  nach  anfsen  und  Sicherheit 
im  Innem  wie  der  Staatenbund,  sondern  auch  Schutz  der  BUt^r 
nnd  Soi^e  fUr  deren  Wohlfahrt  Ee  Kind  aber  zwei  Arten  von 
Staaten  vorhanden:  neben  dem  Bund  nnd  vor  ihm  bestehen  die 
Einzelstaaten,  und  wenn  auch  der  Zweck  beider  der  eine  nnd 
gleiche  ist,  so  können  doch  beide  nicht  anch  zugleich  alle  die 
gleichen  Kompetenzen  haben,  sonst  gerieten  sie  überall  in 
Kollision  miteinander;  die  Kompetenzen  mÜBsen  vielmehr  zwischen 
Bund  und  Einzelstaaten  geteilt  werden,  und  das  uach  besonderen 
Rücksichten,  die  es  empfehlen,  dem  Bund  die.  und  die  Kompetenzen 
zu  übertragen,  die  übrigen  dagegen  den  Einzelstaaten  zu  lassen. 
Vgl.  betreffs  dieser  Rücksichten,  nach  denen  die  Kompetenz- 
ausBcheidung  im  Bundesstaat  zwischen  Band  (Reich)  nnd  Einzel- 
staaten erfolgt,  meine  „Politik",  8.  284  f.  —  So  ist  es  auch  in  der 
schweizerischen  Eidgenossenschaft:  der  Zweck  des 
Bandes  ist  schliefslich  der  gleiche  wie  bei  jedem  Staat,  aber  die 
Kompetenzen  des  Bundes  sind  mit  Rücksicht  auf  den  Bestand  der 
Kantone  besonders  ausgewKhlt  nnd  dürfen  nicht  einfach 
von  Zweckbestimmungen  hergeleitet  werden,  sonst 
gXbe  es  schließlich  kein  Herrschaftsrecht,  das  nicht  dem  Bunde 
vindiziert  werden  könnte,  und  den  Kantonen  verbliebe  nichts. 

B.  Die  Frage  der  vierteil  Zweckbestimmung  als 
Kompetenzbestimmung. 

Als  vierter  Zweck  des  Bundes  wird  in  Art.  2  bestimmt: 
„Befttrdernng  der  gemeinsamen  Wohlfahrt,"  und  die  Frage  ist 
die,  ob  einfach  anf  diese  Bestimmung  gestützt  Kompetenzen  fUr  den 
Bund  hergeleitet  werden  dürfen.  Die  Vemeinang  der  Frage 
liegt  schon  in  der  vorigen  Ansfllhmng.  Kompetenzen  also  kOnnea 
ftlr  den  Bund  ans  der  vierten  Zweckbestimmung  nicht  hei^leitet 
werden,  so  wenig  als  ans  dem  Art.  2  überhaupt.  Der  Satz  in 
Heyer  (Geschichte  des  schweizerischen  Bundesrechts)  II,  S.  105 : 
sowie  bewiesen  werde,  dafs  eine  Sache  zur  Wohlfiihrt  des  ge- 
samten Vaterlandes  diene,  so  sei  der  Bund  beftigt,  sie  unter  seine 
Autorittt  zu  nehmen  —  ist  gmndsHtzlicb  falsch,  weil  Zweck- 
bestimmung keine  Kompetenzbestimmung  ist,  nnd  führt  in  der 
Konsequenz  ohne, weiteres  zum  Einheitsstaat.  Was  iKlst  sich  nicht 
alles  alR  eine  solche  Sache  bezeichnen?  Vgl.  auch  Blumer- 
Horel  I,  &.  178,  nnd  v.  Salis  I,  S.  11.  —  Hingegen  gibt  es  andere 
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BtBfttliche  Funktionen,  die  der  Buiid  um  dieses  Zveckes  villeo 
HueOben  kanu,  ohne  dab  das  Recht  dasn  eiue  Kompetenz  bildet. 
EU  ist  daher  zwischen  Kompetenz  und  einer  anderen  Art  elaat- 
licher  Befugnis  zu  unterscheiden. 

Kompetenzen  sind  Herrscbsftorechte,  bei  deren  Äusflbung  der 
Staat  anderen  Rechtesubjekten  als  Herrscher  gegend bertritt.  Es 
gibt  aber  staatliche  Funktionen,  deren  Vornahme  ohne  Anwendung 
von  Herrschaftsrechten  möglich  ist,  so  namentlich  die  auf 
Forderung  der  Yolksin teressen  gerichtete  TStigkeit, 
welche  sich  in  der  OewBhrnng  von  Unterstfltznngen,  in  der 
Errichtung  und  Verwaltung  allgemeiner  Anstalten  Sufsert,  nnd 
die  Beschaffung  gewisser  Staatsbedttrfniese  im  Wege  des  gewöhn- 
lichen vermögensrechtlichen  Verkehrs  (vgl.  Meyer,  Lehrbuch  des 
deutschen  Staatsrechtes,  8.  13).  £s  handelt  sich  bei  dieser  Art 
Tätigkeit  im  Terhfiltnis  zu  den  Kompetenzen  nicht  um  den  Unter- 
schied zwischen  verwaltender  und  gesetzgeberischer  'ntJgkeit. 
Allerdings  sind  jene  Funktionen  ausscbliefslich  verwaltender  Art; 
die  Kompetenzen  aber  können  nicht  nur  auf  gesetzgebende, 
sondern  auch  auf  verwaltende  Tätigkeit  gehen.  Der  Unterschied 
zwischen  den  Kompetenzen  und  den  genannten  Funktionen  ist 
vielmehr  der  zwischen  rechtlicher,  durch  das  Recht  geforderter 
oder  bedingter  Tätigkeit  und  freier  Tätigkeit.  Andererseits  ist 
freie  THtigkeit  nicht  zu  verwechseln  mit  freiem  Handeln  der 
Verwaltung  innerhalb  der  Gesetzgebung;  hei  letzterem  ist  die 
Tätigkeit  an  sich  nicht  frei ,  sondern  frei  ist  nur  die  Art  und 
Weise  der  Tätigkeit;  die  Tätigkeit  selbst  ist  rechtlich  bedingt, 
sie  mufe  vot^nommen  werden,  —  Zur  freien  Tätigkeit  ermheint 
der  Staat  ohne  weiteres  berechtigt ,  soweit  sie  im  Bereich  der 
staatlichen  Aufgaben  tlberhaupt  liegt  und  ihr  nicht  andere 
Herrscbaftsrechte  entgegenstehen,  d.  b.  die  Herr- 
Bchaftsrechte  eines  andern  Staates,  so  der  freien  Tätigkeit  des 
Bundes  Rechte  der  Einzelstaaten  oder  umgekehrt. 

Auch  die  schweizerische  Eidgenossenschaft 
kaun  eine  solche  freie  Tätigkeit  unter  diesen  Be- 
dtngnngen  entfalten;  einer  speziellen  Kompetenzbedingnng 
dafHr  bedarf  es  nicht,  und  die  Berechtigung  dazu  liegt  auch  nicht 
sowohl  in  der  allgemeinen  ZweckbesUmmung  des  Art,  2,  die  tlber- 
baupt  keine  Kompetenzbestim mnng  ist,  auch  im  allgemeinsten 
Sinne  nicht  —  als  vielmehr  darin,  dafs  die  Tätigkeit  im  Bereich 
der  Aufgaben    des  Staaten,    als  welcher  anch  der  Bund  sich  dar- 
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stellt,  liegt.  Der  schweizerische  Bund  ist  denn  auch  schon  fUr  solche 
Betätigung  in  Anspruch  genommen  worden  und  hftt  sie  schon 
gettbt.  Zwei  Fälle  als  Beispiele:  1.  Petition  um  Anlag«  eines 
schweieertscheD  Hilfsfonds  für  Landeskalamitäten  (Berg- 
Bturü,  Hagelschlag,  Hochwasser,  Teuerung,  anhaltende  Not  ge- 
wisser Bernfsklassen ,  Krieg  usw.),  der  ans  jährlichen  Kollekten 
anzusammeln  gewesen  wtljre.  Die  Petition  berief  sich  auf  Art.  2 
der  Bundesverfassung  und  speziell  auf  die  Zweckhestimmang  von 
der  BefSrdemng  der  gemeinsamen  Wohlfahrt,  wurde  aber  ab- 
gewiesen, nicht  weil  der  Bund  nicht  berechtigt  sei  —  zwar  auch 
nicht  unter  Zurückweisung  der  Berufung  speziell  auf  Art.  2  — , 
sondern  aus  Zweckmärsigkeitsrttcksicbten.  Vgl.  ▼.  Salis  I,  S.  8. 
—  2.  Bandesgesetz  betr.  die  Forderung  der  Land- 
wirtschaft durch  den  Bund,  Tom  22.  XU.  1893  (B.G. 
KIV,  209).  Das  Gesetz  ist  in  der  Hauptsache  ein  Subveutions- 
gesetz  zugunsten  der  Landwirtschaft  (fbr  landwirtscbaRlichfs 
UnterrichtBwesen  und  Versuchsanstalten,  Tierzucht,  Verbesserung 
des  Bodens,  Bekämpfung  von  Schädlingen  und  Krankheiten  der 
landwirtschaftlichen  Kulturen,  Vieh-  und  HagelversichentDg,  land- 
wirtschaftliche Vereine  und  Genossenschaften,  landwirtschaftliche 
AoBBtellnngen  und  Statistik),  zum  Teil  aber  Polizeigesetz, 
indem  es  selbst  die  Bekämpfung  der  Schädlinge,  speziell  der 
Reblaus,  anordnet.  Dem  Gesetz  gingen  folgende  Hafsnahmen 
voraus:  im  Bndgetwege  waren  ron  Anfang  des  Bundes  von 
1848  Kredite  fUr  Unterstützung  dieses  nnd  jenes  Wirtschafts- 
Eweiges,  sacb  der  Landwirtschaft,  angesetzt.  Es  ergingen  zu- 
nächst zwei  Bunde sbeschlttsse,  betr.  Vorkehrungen  gegen  die  Beb- 
laus (vom  15.  VI.  1877  und  21.  IL  1878:  B.G.  III,  102  und 
337),  und  dazu  kam  ein  Bundesbeschlufs  betr.  Pferdezucht  (vom 
28.  VI.  1881:  B.G.  V,  437).  Alle  drei  Beschlüsse  wurden  dann 
ersetzt  durch  einen  allgemeinen  Bnndeshescbluts  betr.  die  Forde- 
rung der  Landwirtschaft  durch  den  Bund  (vom  27.  VI.  1884: 
B.G.  VII,  605),  den  Vorläufer  des  heutigen  Bundesgesetzes, 
den  dieses  nur  in  einzelnen  Richtungen  erweitert  bat. 
Vergl.  V.  Salis  I,  8.  8  und  11  f.  Das  Bundesgesetz  hält 
aber  die  Prüfung  auf  die  Verfassungsmäfgigkeit  nicht  aus. 
Subventionen  ftlr  die  Landwirtschaft  wie  fUr  andere 
Volksinteressen  konnte  und  kann  der  Bund  zwar  beliebig  be- 
schliefsen,  soweit  er  dadurch  nicht  seine  eigentlichen,  konstitu- 
tionellen Aufgaben   beeintrilchtigt,  und  dieses  Recht  hat  er  auch 
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ohu«  jeden  Zweckartikel,  einfach  kraft  seiner  etaatlichen  Hission. 
Sobald  er  aber  di«  Snbvention  geBctzgeberisch  (durch  gesets- 
geb^ischeu,  eine  Norm  aufstellenden  BeBchlufs  oder  durch  Gesetz) 
vorsah,  und  zwar  in  der  Weise,  dafs  er  sie  ans  einer  freien 
TKtigkeit  (Leistung)  za  einer  Obliegenheit  machte,  erhob  er  sie 
zu  einer  förmliclien  Aufgabe ,  und  weil  ihm  nur  diejenigen  Auf- 
gaben als  Pflichten  obli^en,  die  ihm  durch  die  Kompelenz- 
bestimmnugen  Übertragen  sind  oder  aia  übertragen  zu  gelten 
haben  (vgl.  Art.  3),  eine  Pflicht  zu  Subventionen  dieser  Art  aber 
nii^nds  in  der  Bundesverfassnug  —  weder  dem  Wort  noch  dem 
Sinne  nach  —  statuiert  ist,  hat  er  mit  diesem  laudwirtschaftlicben 
Subventiouegesetz  wie  schon  mit  dem  voranfgehenden  fiescblnfs 
seine  Kompetenzen  Überschritten  *).  —  Ebenso  and  noch  mehr 
erscheinen  die  polizeilichen  Bestimmungen  des  Gesetzes 
als  KompetenzUberschreitnng.  Hit  den  SubveDtionsbestimmungen 
verpflichtet  der  Bund  Bchliefslich  nur  sich  selbst,  nimlich  für  die 
und  die  Zwecke  und  unter  bestimmten  Bedingungen  Geldbeiträge 
zu  verabfolgen;  mit  dem  polizeilichen  Teil  des  Gesetzes  dagegen 
wie  mit  jedem  Polizeigesetz  verpflichtet  er  andere,  auch  die 
Bürger,  insofern,  als  sie  sich  diesen  polizeilichen  Anordnungen  zo 
unterziehen  haben,  and  dazu  gehört  ein  Herrschaftsrecht,  eine 
eigentliche  Kompetenz,  die  ihm  durch  die  Bundesverfassung  selbst 
verliehen  sein  mtlfste,  was  aber  ebensowenig  der  Fall  ist.  Der 
Viehseuchenartikel  69  der  Bundesverfassung  siebt  zwar  einen 
gesetzlichen  Schutz  des  Bundes  vor  fUr  einen  Teil  des  landwirt- 
schaftlichen Besitzstandes,  aber  nur  fllr  den  Viehbestand,  nicht  fllr 

')  Die  Begründung  der  Konstitutionali  tat  des  irüheren  Beschluaeea 
in  der  Botschaft  des  Bundesrates  v.  4.  XU.  1883  (B.B,  1S83,  IV,  8S9| 
ist  unhaltbar.  Es  sei  sei bstrerstAnd lieh,  dafs  dem  Bund  auch  da,  wo 
er  ein  Gesetz gebnngsrecht  nicht  besitze,  wo  er  aber  Subventionen  aus- 
werfe, die  Befugnis  zustehe,  einerseits  die  Bedingungen  festzustellen, 
unter  denen  Subventionen  von  ihm  erhältlich  seien,  andererseits 
über  die  Verwendung  der  von  ihm  gespendeten  Oeldb  ei  träge  all- 
gemeine Vorschriften  zu  erlassen.  Nur  dürften  durch  Subventionen 
zugunsten  der  Landwirtschaft  die  in  der  Bundesverfassung  dem  Bund 
übertrageneu  Aufgaben  nicht  vernachlftssigt  werden.  —  Letiterea  ist 
eine  Bedingung  für  die  Subventionen  überhaupt,  auch  wenn  sie 
nicht  gesetzgeberisch  vorgesehen  sind,  wie  für  alle  freie  T&tigkeit  des 
Bundes.  Wenn  der  Bund  aber  durch  Beschlufs  oder  Qesetz  Sub- 
ventionen als  erhältlich  erklBrt,  so  statuiert  er  damit  für  sich  eine 
Pflicht  zur  Subvention,  die  nicht  ohne  verfassungsmarsige  Grundlage 
bestehen  kann. 
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den  Boden.  DaaOesets  ist  «Iso  im  ganzen  inkouBtitn- 
t  i  o  n « 1 1 ;  ein  Rechtsmittel  aber  gegen  ein  inkonstitutionelles 
Bnndesgesetz  gibt  es  in  der  Schweiz  nicht  (vgl.  Bundesverfassung 
Art  113,  Schlnfssatz,  nnd  den  Kommentar  dazu).  —  Der  Bundes- 
besehlurs  betr.  die  gewerbliche  und  indastrielle  Be- 
rn fsbildung  und  andere  dieser  Art  wie  BchliefBlich  auch  der 
Teil  des  LandwirtachaftagesetBes  betr.  Unterrichtswesen  finden 
dagegen  in  Art.  27  der  Bundesverfassung  eine  konstitutionelle 
Sttttze,  wie  auch  die  Volkssch nlstibvention  sie  in  diesem 
Artikel  schon  nach  seiner  ursprünglichen  Fassung,  ohne  die 
partielle  Verfassnngsrevision,  gehabt  hätte  (vgl.  zu  Art-  27).  Läfst 
die  VolksschnlBnbvention  sich  nicht  auf  diesen  Artikel  ohne  weiteres 
stutzen,  so  ist  ihre  EinfUhrang  mehr  als  ein  Gegenstand  der 
blofsen  Partialrevision  (vgl.  oben  8.  56). 

Artikel  3. 
Die  Eantone  sind  sosTerftn,  soweit  Ihre  Soaveribiettt  nicht 
darch   die  Bnadesrerfassan^  beschr&akt   ist,   nnd  tben  als  solche 
alle  Rechte  ans,  welche  nicht  der  Baadesgewalt  Ibertra^en  sind* 

Literatur:  B&rtach,  Die  äouveränetäts Verhältnisse  im  Bundes- 
staate mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Schweiz,  1890;  Borel, 
gtnde  Bur  U  sonverainetä  et  l'^tat  f^d^ratif,  1886;  Hnber,  Zeitschrift 
fflr  Schweiz.  Reebt,  N.  F.  IV,  179,  Kritik  Aber  Vogt,  Mediationeakte; 
Le  Pur,  EUt  Hd^ral  et  Confäd^ration  d'Etats,  1896;  Veith,  Der 
rechtliche  Einfiurs  der  Kantone  auf  die  Bnndesgewalt  nach  Schweiz. 
Bandesstaatsrecht,  1902. 

Artikel  3  ist  der  SonverHnetKtsartikel  und  zwar  in 
dem  Sinn,  dafs  er  speziell  die  kantn  n  ale  SouveDtnetät  festsetzt. 
Der  Artikel  zeHUIt  in  zwei  Teile;  der  erste  Teil  bezieht  sich 
auf  die  kantonale  Staatsgewalt  fttr  sich  und  der  zweite  auf  ihre 
Stellung  zur  Bnndesgewalt.  Laut  dem  ersten  Teil  sind  die 
Kantone  prinzipiell  sonverSn,  aber  unter  Vorbehalt  der  Bundes- 
Verfassung,  d.  h.:  auch  soweit  die  Kantone  selbst  und  nicht 
der  Bund  ein  Hoheitsrecht  austlbeu,  sind  sie  durch  die  Bundes- 
verfassung beschrttnkt,  wenn  diese  ihnen  in  der  Ausübung 
Schranken  setzt.  Beispielsweise  haben  die  Kantone  das  Becht 
der  allgemeinen  Gewerbegesetzgebung,  nicht  der  Bund  (der  Bund 
hat  nur  Geaetzgebungsrecht  mit  Bezug  auf  speziell  bestimmte 
Gewerbe) ;  aber  die  Kantone  sind  auch  auf  diesem  ihrem  eigenen 
Hoheitsgebiete  beschränkt  durch  den  bau desverfasaungsmäls igen 
Grundsatz  der  Handels-  und  Gewerbefxeiheit.  —  Die  Souveränetat 
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der  Kantone  ist  aber  nach  äem  zweiten  Teil  des  Artikels 
quantitativ  beschränkt;  sie  eind  nur  sotiTerän,  soweit  siebt 
der  Bund  sonveiKn  ist;  sie  haben  nnr  diejeui^n  Rechte,  die 
nicht  dnrch  die  BundesTerfasanng  der  Bnndesgewalt  übertragen 
sind.  Aber  auch  soweit  ein  Recht  den  Kantonen  verbleibt,  kann 
es  durcb  die  Bnudesverfassong  bedingt  sein ,  lant  dem  vorigen 
Satz.  —  Der  Sinn  des  Artikels  im  ganzen  also  ist  knrs  der: 
die  Kantone  sind  souverKn,  aber  ihre  Souveränetftt  ist  bedingt 
durch  die  finndesverfassnng  und  beschränkt  durch  den  Bund 
bezw.  dessen  Rechte. 

Im  einzelnen  kommt  also  in  Betracht;  in  erster  Linie  die 
prinzipielle  Frage  der  SonverKnetftt  und  in  zweiter  Linie  der 
Vorbehalt  der  Bnndesgewalt. 

I.  Die  80DTerftnet&t  der  Kantone. 

Die  Kantone  sind  an  drei  Stellen  der  Bundesverfassung  aus- 
drücklich als  souverän  erklärt ;  Bufser  in  Art.  3  nämlich  schon 
in  Art.  1  („Die  durch  gegenwKrtigen  Bund  vereinigten  Völker- 
schaften der  XXII  souveränen  Kantone"  usw.)  und  dann 
wieder  in  Art.  5  („Der  Bund  gewährleistet  den  Kantonen  ihr 
Gebiet,  ihre  Souveränetfit  usw.").  In  dieser  Wiederholung 
liegt  eine  gewisse  Absichtlichkeit,  die  Kantone  darüber  zu  be- 
ruhigen, dafs  ihre  Stellung,  trotz  des  engeren  Zusammenschlusses 
zu  einem  Bundesstaat,  bezw,  der  Erhebung  eines  Gesamtstaates 
über  die  Ei nzel Staaten ,  doch  der  Art,  wenn  auch  nicht  dem  Be- 
reiche nach,  die  gleiche  geblieben  sei,  dafs  sie  nach  wie  vor 
souverän  seien.  Diese  Zusichernng  mag  der  politischen  BUckütcht 
entsprangen  sein,  die  Kantone  um  so  eher  für  die  Annahme  der 
Bundesverfassung  zu  gewinnen,  bildet  aber  immerhin  heute  eine 
Bestimmung  der  Bundesverfassung,  also  einen  Rechtssatz, 

Der  Bund  dagegen  ist  nirgends  ausdrücklich  als  souverän 
erklärt ;  aber  er  ist  in  einer  Weise  gekennzeichnet,  die  ihn  nicht 
anders  als  souverän  erscheinen  läfst.  In  den  drei  ersten  Artikeln 
der  Bundesverfassung  nämlich  werden  ihm  Eigenschaften  zu- 
gesprochen, die  nur  dem  eigentlichen  Staate  zukommen:  1.  Nacb 
Art.  1  besteht  der  Bund  in  der  Vereinigung  der  Kantone  zu 
einer  Gesamtheit  bezw.  zu  einer  Einheit,  bildet  also  eine  eigene 
Person,  einen  Staat  neben  und  Über  den  Einzelstaaten  (vgl.  oben 
zu  Art.  1);  2.  Art.  2  setzt  dem  Bund  zum  Zwecke  nicht  nur  die 
Behauptung  der  Verbindung  der  Einzelstaaten   nach  auEsen  und 
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deren  Sicherheit  im  Innern,  sondern  aneh  die  Hernchaft  Ober 
die  Staatsbürger  Belbat,  die  direkte  Herrschaft  Ober  sie  im  Sinne 
des  Schatzes  ihrer  Freiheiten  und  Bechte  und  der  Beförderong 
ihrer  Wohlfahrt,  also  einen  Zweck,  den  wieder  nur  ein  Staat, 
nicht  ein  blofser  Staatenbund  haben  kann,  und  endlich  ist 
3.  in  Art.  3  voa  Bundeegewalt  die  Rede,  also  von  Staatsgewalt, 
die  dem  Bunde  zukommt;  eine  Staatsgewalt  hat  aber  nur  der 
Staat,  der  Bund  mufs  also  selbst  Staat  sein,  um  Staatsgewalt, 
Bundesgewalt  zu  besitzen.  —  Der  Band  ist  also  Staat,  als 
Staat  aber  ist  er  eonverUn,  weil  es  Staaten  ohne  Sou- 
verSaetät  nicht  geben  kann.  Die  Lehre  vom  souTerflnetätslosen 
Staat  bat  Laband  aufgebracht  im  Interesse  der  Erhaltniig  des 
Unndessta^tsbegriffes ;  die  Lehre  ist  aber  ebenso  falsch  als  un- 
aOtig.  Um  den  Bundes staatebegrifF  zu  retten,  braucht  es  diese 
Lehre  gar  nicht,  wie  nachher  gezeigt  wird.  Und  die  Lehre  an 
sich  ist  von  Seydel  vollständig  widerlegt  worden  (vgl.  dessen 
Kommentar  zur  VerfasBungsnrkunde  fUr  das  Deutsche  Reich, 
S.  7/8  n.  f.)  und  findet  Übrigens  ihre  Widerlegung  in  der  eigenen 
Argumentation  von  I^aband.  Laband  seihet  bezeichnet  als  Kenn- 
zeichen des  Staates,  dafs  er  eine  SfFentlick- rechtliche  Herrschaft 
kraft  eigenen  Hechtes  habe.  Eine  Herrschaft  kraft  eigenen 
Rechtes  ist  aber  nur  diejenige,  die  von  keinem  hffheren 
Rechte  abgeleitet  ist;  von  keinem  bfiheren  Rechte  ab- 
geleitete Herrschaft  ist  aber  wieder  nur  diejenige,  deren  Recht 
selbst  das  höchste  ist;  das  Herrschaftsrecht  aber  als  höchstes 
Recht  ist  Souveränetat.  Also  ist  der  Staat  sonverKn  und 
mnfs  es  sein.  Eine  Herrschaft  haben  aach  die  öifentUch-recht- 
lichen  VerbKnde  innerhalb  eines  Staates,  speziell  die  Ge- 
meinden; aber  deren  Herrschaft  ist  abgeleitet,  abgeleitet  vom 
Recht  des  Staates,  and  das  ist  Autonomie.  Die  Herrschaft  der 
Gemeinde  ist,  soweit  sie  überhaupt  besteht,  Autonomie,  die  des 
Staates  dagegen  SouverKnetat.  —  Weil  der  Bund  also  Staat  ist, 
ist  er  sonverXn. 

Der  Sache  nach  ist  der  Band  souverän,  und  damit  ist  jeden- 
falls er  Souverän.  Dem  Ausdrucke  und  dem  Willen  der  Bundes- 
ver&BSung  nach  aber  sind  es  anch  die  Kantone;  können  sie 
es  aber  wirklich,  anch  der  Sache  nach,  sein  neben  dem  souveränen 
Bnad  ?  Das  ist  die  Frage  nach  der  Doppel- 
Bonveränetät  im  Bandesstaat,  bezw,,  da  der  Begriff  des 
Bundesstaates   sswei    Arten  von  Staaten    voraussetzt,    Staat    aber 
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nacb  der  vorigen  AaBfUhrung  Immer  ein  sonveraaes  Wesen  ist, 
ist  es  die  Frage  aach  der  MSglichkeit  des  BundesstaateB  selbst. 
Die  Theorie  des  BandesataAteB  dreht  sich  am  die  Namen 
Wftitz,  Seydel  und  Laband.  1.  Waitz.  Waitz  hat  die  Theorie 
vom  BnadesBtaat  als  der  Vereinigung  zweier  Arten  von  sonverKnen 
Staaten,  von  souveränem  Bund  und  Bouverflnen  Einzehtaateu,  auf- 
geEtellt.  Nach  ihm  sind  sowohl  die  Einzel  Staaten  als  der  Bund 
im  Bundesstaat  souverltn,  weil  keine  der  beiden  Staatsgewalten 
von  der  anderen  abgeleitet  ist,  wenn  sie  sich  auch  beide  gegen- 
seitig beschrSDken,  2.  Dann  kam  Seydel,  der  erklärte,  die 
Staatsgewalt  kdnne  nicht  beschrSakt  sein  bezw.  nicht  zwischen 
Bund  und  Einzelstaaten  geteilt  werden,  sie  sei  unteilbar  und 
daher  der  Bundesstaatsbegrifr  überhaupt  zn  verwerfeu;  es  gebe 
nur  einfache  Staaten  oder  Staatenbunde,  und  da  das  Deutsehe 
Reich  wie  die  Schweiz  und  Nordamerika  keine  einfachen  Staaten 
seien,  so  seien  es  Staatenbunde,  allerdings  von  einer  besonderen 
Art:  es  seien  staatsrechtliche  Staatenbunde  im  Gegensatz 
zum  internationalen  Staatenbund,  der  bisher  allein  Staaten- 
bund geheifseneu  Staaten  Vereinigung.  S.  Endlich  Labaad:  er 
gibt  Seydel  darin  recht,  dafs  die  SouverSnetät  unteilbar  sei,  und 
dats  es  daher  in  einer  Staaten  Vereinigung  nicht  eine  doppelte 
SouverHnetät  geben  könne ;  behauptet  aber  seinerseits,  es  kflnne 
Staaten  ohne  Souverftnetttt  geben,  so  dals  sehr  wohl  eine  Staaten- 
rereinigung  mtfglich  sei,  wo  nur  die  Vereinigung  als  solche  die 
Sonveränetät  besitze,  daneben  aber  gleichwohl  die  Etnzelstaaten 
als  Staaten    fortbestehen  könnten    —    das    sei   eben    der  Bundes- 

Die  Kritik  dieser  drei  Theorien.  Die  Theorie  Labands 
von  den  BonveränetKtsIosen  Staaten  ist  bereite  widerlegt  worden ; 
nur  der  sonverKue  Staat  ist  Staat.  Im  Bundesstaat  ist  also  unter 
dieser  Voraussetzung  jedenfalls  die  eine  Stüglichkeit  ausgeschlossen, 
dafs  nur  die  Vereinigung  als  solche  souverHn  sei, 
sonst  wäre  es  Überhaupt  keinerlei  Staaten  Vereinigung  mehr, 
sondern  ein  einfacher  Staat;  das  hat  Laband  sehr  wohl  ein- 
gesehen, daher  seine  Theorie  von  den  sonverKn etatslosen  Einzel- 
staaten. Es  kann  aber  keine  souverSnetHtsIoaen  Einzelstaaten, 
wenn  es  Überhaupt  Staaten  sein  sollen,  geben,  so  wenig  als  einen 
sonveranetatstosen  Staat  schlechthin.  —  Es  bleiben  also  nur  zwei 
UOglichkeiten :  entweder  sind  nur  die  Einzelstaaten 
Bouveran,    dann    aber   ist    es   kein  Bundesstaat,   sondern   ein 
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blotaer  StAatenbnnd,  besw.  gibt  es  einen  Bundesstaat  überhaupt 
nicht;  oder  es  sind  beide,  Bnnd  and  EinzelBtaatea 
sonverlLn,  dann  ist  es  eine  vom  Staatenbund  verschiedene, 
engere  Staatenvereinignng,  das  ist  eben  der  Bundesstaat  — 
m.  a.  W.  es  bleibt  nnr  die  Wahl  zwischen  Waitz  und  Sejdel. 
Die  SeTdelscbe  Theorie  aber  ist  ihrerseits  unhaltbar,  weil  sie 
von  einer  falschen  Voraussetzung  auagefat.  Die  Voraussetzung 
ist  die:  die  Staatsgewalt,  bezw.  die  Staatsgewalt  in  ihrer  £igeD- 
schaft  als  höchste  Gewalt,  das  ist  die  SouverltsetXt,  sei  un- 
umschrHnkt  und  daher  unteilbar.  Wo  steht  das?  Zum  Begriff 
der  Souveräuetät  gehört  es  jedenfalls  nicht.  Zu  diesem  Begriff 
gehSrt  nur,  dafs  die  Staatsgewalt  die  höchste  Gewalt  sei,  d,  h. 
über  sich  nicht  noch  eine  andere  Gewalt  habe,  von  der  sie  ab- 
geleitet erscheint.  In  diesem  Sinne  kdnnen  sehr  wohl  auf  dem 
gleichen  Staattigebiet  zwei  Gewalten  uebeneinander  bestehen; 
jede  ist  die  höchste,  insofern,  als  sie  nicht  unter  der  anderen 
steht,  von  dieser  abgeleitet  ist.  Es  gibt  ja  auch  Kondominate. 
Und  die  Staatsgewalt  im  ganzen  kann  sehr  wohl  in  der  Weise 
wie  im  Bundesstaat  geteilt  werden;  beide  Teile  der  ursprünglich 
Einen  Gewalt  behalten  die  Eigenschaft  dieser  als  höchster  Gewalt 
bei.  Die  Gewalthaber  sind  aber  gegenseitig  bescbrfinkt,  weil  die 
an  sich  unbeschränkte  Staatsgewalt  eben  zwischen  ihuea  geteilt 
worden  ist ;  immerhin  reprHsentiereu  ihre  Gewalten,  jede  fUr  ihren 
Teil,  die  höchste  Gewalt.  Kurz,  die  Staatsgewalt  jedes  der  beiden 
Staatswesen  ist  wohl  quantitativ  beschränkt,  aber  qualitativ  un- 
verändert. - —  Seydel  widerspricht  sich  auch  selbst.  Er  sagt 
(1.  c.  S.  5):  „Anders  beim  Bunde  zu  gemeinsamer  Ausübung 
staatsrechtlicher  Ho  heiterechte  (dem  sog.  Bundesstaat).  Dieser 
Bund  soll  auch  in  den  Staaten  wirken,  und  da  innerhalb  der- 
selben nur  der  Wille  des  Souveräns,  als  Gesetz,  herrscht,  so  ist 
nötig,  dafs  der  Souverän  den  HitverbUndeten  die  UitausUbung 
derjenigen  Hoheitsr echte,  welche  der  Gegenstand  des  Bünd- 
nisses sind,  dnrch  Gesetz  überträgt."  Es  werden  also  doch 
einige  Hoheitsrechte  den  Verbündeten  im  Verein  übertragen, 
während  die  anderen  Hoheitsrechte  den  einzelnen  Verbündeten 
verbleiben.  Das  ist  aber  doch  nichte  anderes  als  Teilung  der 
Hoheitsrechte  zwischen  der  VerbOndung  nnd  den  Einzelstaaten, 
und  damit  erkennt  Seidel  die  Teilbarkeit  der  Souverän  etat  an, 
'die  er  bestritten  und  wegen  deren  vermeintlichen  Unmöglichkeit 
«r  den  Bundesstaat  mit  Doppel souverfln etat  geleugnet  hat 
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Damit  ist  die  Theorie  von  Wftitz  rehabilitiert 
Ee  kann  die  SonverHnetät  geteilt  werden  zwischen  einer  Ver- 
einigung von  Staaten  und  den  einzelnen  der  vereinigten  Staaten, 
und  wo  dies  der  Fall  ist,  besteht  der  Bundesstaat  mit  Doppel- 
sonverSnetät,  im  Gtegensate  zum  Staatenbund,  wo  nur  die  Einzel- 
staaten souverän  sind.  Tgl.  auch  Oareis,  Allgem.  Staatsrecht, 
S.  30  n.  106  f. 

Neben  dem  Bund  sind  also  auch  die  Kantone  nicht  nur 
laut  Ausdruck  nnd  Willen  der  Bundesverfassung,  sondern  auch 
der  Sache  nach  eouver&n. 

II.  Der  Torbelialt  der  Bnndesgewalt. 

„ —  welche  nicht  der  Busdesgewalt  übertrugen  sind"  :  darin 
drtlckt  sich  dieser  Vorbehalt  gegenüber  den  Rechten  der  Kantone 
ans.  Der  Vorbehalt  der  Bnndeggewalt  selbst  ist  also  positiv, 
indem  danach  die  Bechte  der  Kantone  negativ  bestimmt  werden, 
d.  h.  es  wird  auf  das,  was  an  Hechten  positiv  dem  Bund  zu- 
geteilt ist,  verwiesen,  in  der  Meinung,  dafs  die  Übrigen  Rechte  den 
Kantonen  zukommen.  Danach  fragt  es  sich,  einmal,  was  dieser 
Vorbehalt  der  Bundesgewalt  in  sich  schliefse,  und  sodann,  was 
im  Sinne  des  Vorbehaltes  den  Kantonen  an  Souv erlin etHt  ver- 
bleibe, speziell  ob  der  Vorbehalt  eine  Pritsumtion  zugunsten  der 
Kantone  statuiere. 

A.   Der  Bereich  der  Bnndes^valt. 

Durch  den  Vorbehalt  werden  die  Rechte  der  Bundesgewalt 
nnr  vorbehalten,  aber  nicht  im  einzelnen  näher  bestimmt;  das 
letztere  geschieht  vielmehr  durch  die  weitere  Bundes  Verfassung. 
Immerhin  kommt  es  darauf  an,  wie  der  Vorbehalt  lautet,  nm 
den  Bereich  im  ganzen  zu  ermessen,  welcher  der  Bnndesgewalt 
vorbehalten  ist.  In  dieser  Beziehung  besteht  ein  bemerkens- 
werter Unterschied  znr  entsprechenden  Bestimmung  der  Ue* 
diationsakte.  Diese  bestimmte  in  Kap.  XX,  betr.  die  Bundes- 
verfassung, Art.  XII  (nach  der  sog.  offiziellen  Übersetzung):  „Die 
Kantone  üben  alle  Rechte  ans,  welche  nicht  ausdrtlcklich  der 
Bundesgewalt  übertragen  sind",  während  Art  3  der  Bundes- 
verfassung nnr  sagt:  „ —  welche  nicht  der  Bundesgewalt 
übertragen  sind".  Danach  kommen  dem  Bande  nicht  blofs  die- 
jenigen Rechte  zu,  die  ihm  durch  die  weiteren  Artikel  der 
Bundesverfassung  ausdrücklich  Übertragen  sind,  sondern  auch 
noch  andere,   und   damit  erhebt   sich   die  Frage   nach  den  ans- 
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drttcklichen  Kompetenzen  des  Bnndee  und  den  weiteren  Kompe-  - 
tanzen  desaelben. 

I.  Die  auedrUcklicben  Kompetenzen  des  Bundes, 
ihr  G^enstaad  nnd  ihre  Art. 

Zunächst  die  Frage:  wae  sind  Überhaupt  „Kompetenzen" 
des  Bundea?  Darunter  sind  Herrschaftsrechte  zn  verstehen, 
welche  dem  Bunde  selbst  zukommen  im  Gegensatz  zu  den 
Herrschaftsrechten ,  welche  den  Kantonen  verbleiben.  Es  ist 
also  nicht  die  Kompeten z-Kompetene  gemeint,  d.  h.  das 
Becbt  des  Bundes,  seine  Kompetenz  nnd  diejenige  der  Ginzel- 
ataaten  zn  bestimmen,  und  auch  nicht  das  Recht  der  Auf- 
stellung allgemeiner  Grundsätze,  von  Grundsätzen  ftlr 
den  Bundesstaat  im  ganzen,  für  die  Einzelstaaten  wie  ftlr  den 
Bund  selbst,  wie  namentlich  von  Freiheitsrechten  —  sondern  es 
sind  diejenigen  Bechte  gemeint,  welche  der  Bnnd  bei  Einrichtung 
des  Bundesstaates  sich  selbst  als  GegenstHnde  seiner  weiteren 
Tätigkeit  vorbehält.  —  Dem  Gegenstände  nach  betreffen  die  aus- 
drücklichen Kompetenzen :  vor  allem  die  sog.  auswärtige  Ter* 
waltung  (Art.  8  —  11),  die  Juatizgewalt  des  Bundes  and  das  sog. 
Gewaitsrecht  (14—17),  Militärwesen  (18-22),  öffentliche  Werke 
(23),  Wasserbau  nnd  Forstpolizei  (ii),  Jagd  nnd  Fischerei  (25), 
Eisenbahnen  (26),  Schulwesen  (27),  Zolle  (20— SO),  Alkohol 
(32*-*«),  wissenschaftliche  Bemfsarten  (33),  Fabrikarbeit,  Aus- 
wander  nngsagenturen  und  Versicherungswesen  (34),  Unfall-  und 
Krankenversicherung  (34*'"),  Lotterien  (85),  Post  und  Telegraph 
(36),  Strafsen  und  Brücken  (37),  Münzen  (38),  Banknoten  (3d), 
Mafs  und  Gewicht  (40),  Schiefspulver  (41),  Bürgerrecht  (44, 
Abs.  2),  Niederlassung  (45,  Schlufs),  zivilrechtliche  Verhältnisse 
und  Doppelbestenerang  (46),  Unterschied  zwischen  Niederlassung 
und  Aufenthalt  und  die  Rechte  der  Aufenthalter  (47),  Ver- 
pflegung nnd  Beerdigung  armer  Angehörigen  anderer  Kantone 
(48),  Kultusstenem  (49,  SchluEs) ,  Kultus  und  die  Bistümer 
speziell  (50),  Zivilstand  (53),  Presse  (55,  Schlufs),  Justizgesetz- 
gebung  (64  und  64^'"),  Verlust  der  politischen  Rechte  (66),  Aus- 
lieferung, interkantonale  (67),  Heimatlose  (68),  Epidemien  nnd 
Viehseuchen  (69),  Lebensmittelkontrolle  (69''''),  politische  Fremde n- 
polizei  (70).  Dazu  kommt  der  ganze  Organismus  des  Bundes, 
den  dieser  natürlich  selbst  bestimmt  (Abscbn.  II),  und  ebenso  die 
Revision  der  Bundesverfassung  (Abschn.  III). 

Der  Art    nach    sind   diese  Kompetenzen   sehr   verschieden. 
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-  Abgesehen  von  dem  UnterBcfaiede,  dufs  die  einen  dem  Bund  blols 
ala  Rechte  verliehen,  die  anderen  dagegen  als  Pflichten  auferlegt 
werden,  eind  die  Kompetenzen  hauptsächlicb  danach  verscbieden, 
ob  sie  in  Gesetzgebung  und  Verwaltung  zttgleich  besteben  oder 
nur  in  der  Glesetzgebung  oder  nnr  in  der  Verwaltung.  D&nach 
lassen  sieb  unterscheiden:  1.  die  speziell  sog.  Bandessachen, 
wie  sie  znm  Teil  von  der  BnndesTerfassnng  selbst  bezeichnet 
werden,  d.  h.  Angelegenheiten,  welche  der  Bund  nicht  nnr  gesetz- 
geberisch regelt,  sondern  auch  selbst  verwaltet,  unter  Ausechlufs 
souverBner  Beteiligung  der  Kantone,  als;  ZfiUe  („Das  Zollwesen 
ist  Sache  des  Bundes"),  Alkohol,  Post  und  Telegraph  („Das 
Post-  ond  Telegrapbenwesen  ist  Bundessache "),  MUnzen  und 
Scbiefspulver.  Den  Übergang  zur  folgenden  Gruppe  bildet  das 
MilitSrwesen,  das  vom  Bunde  ansscbliefslich  gesetzlich  geordnet, 
aber  von  Bund  and  Kantonen  zusammen  verwaltet  wird.  — 
2.  Sachen  der  Bundesgesetzgebnng,  mehr  oder  weniger 
unter  Ansschlnfs  der  kantonalen  Gesetzgebung,  sind :  Wasserbau- 
und  Forstpolizei,  Fischerei  und  Jagd,  Fabrikarbeit,  Epidemien 
und  Viehsenchen,  Lebensmittelkontrolle  n.  a.  —  3.  Zu  den  blorsen 
Verwaltnngssachen  des  Bundes  gehören  diejenigen  An- 
gelegenheiten, in  denen  ihm  blofs  die  Anfsicht  oder  das  Ver- 
fbgnngsrecht  tibertragen  ist,  wie  betr.  Strarsen  und  Brücken  von 
eidgen.  Interesse,  politische  Fremdenpolizei  usw.  Vor  allem  aber 
gebOrt  dahin  die  ftufsere  Verwaltung,  schon  dem  Namen  nach, 
nnd  zwar  nicht  nur  das  Verkehrsrecht,  d.  h.  das  Recht,  mit  aus- 
wXrUgen  Staaten  zn  verkehren,  sondern  auch  das  Vertragsrecht, 
das  Recht,  mit  ihnen  Verträge  abzuscbliefsen :  der  Vertrag  ent- 
halt zwar  allgemeine  Regeln  wie  das  ßesetz,  aber  der  Abschlnfs 
des  Vertrages  ist,  wie  scbliefslich  auch  die  geseta^berische 
Tätigkeit  als  solche,  eine  Verwaltungsbandlung  i.  w.  S.  (vgl. 
anch  Gareia,  Allg.  Staatsrecht,  S.  27),  —  Das  Verhältnis 
dieser  drei  Arten  von  Kompetenzen  ineinander  ist  das,  dafs  die 
vorhergehende  Art  die  folgende  oder  die  folgenden  einecbliebt, 
nicht  aber  ohne  weiteres  anch  umgekehrt:  die  sog.  Bund essachen 
sind  vollständig  Sachen  des  Bundes,  seiner  Gesetzgebung  und  Ver- 
waltung; die  Gesetzgebung  des  Bundes  sodann  nmbfst  auch  das 
Recht,  sich  Verwaltangebe fngnisse  oder  Funktionen  der  Justiz 
beizulegen,  weil  in  dem  Rechte  der  Gesetzgebung  auch  die  Be- 
fugnis liegt,  Über  die  Ausllbnng  der  Verwaltungsfunktionen  Be- 
stimmungen zu  treffen  (vgl.  G.  He^er,  Lehrb.  d.  deutschen  Staats- 
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rechts,  S.  217,  Note),  und  also  diese  AuBUbiiiig  nach  Ermesaeo 
eich,  dem  Bnnd«  selbst,  beizulegen;  das  Recht  zn  verwaltunge- 
märsigeu  Funktionen  hingegen  schliefBt  nicht  ohne  weiteres  auch 
das  Recht  znr  Gesetzgebung    in   der  betr.  Angelegenheit  in  sich. 

2,  Die  weiteren  Eompetensen  des  Bnndei;  über  die 
ausdrücklichen  hinaus. 

Welche  sind  das?  Es  kommt  darauf  an,  wodurch  sie  be- 
stimmt werden;  sie  mUseen  doch  und  zwar  positiv  irgendwie  be- 
stimmt eein,  wenn  sie  Überhaupt  sollen  bestehen  können.  — 
DaTs  einmal  Art,  2,  speziell  betr.  den  Zweck  der  Beftfrdernng 
der  gemeinsamen  Wohlfahrt,  nicht  Kompetenzbestimmnng  sein 
kann,  ist  oben  zn  diesem  Artikel  gezeigt  worden;  sonst  gHbe  es 
schlechthin  keine  Kompetenz,  die  der  Bund  nicht  unter  diesem 
Titel  an  sich  ziehen  könnte.  Damit  könnte  die  kantonale 
Sonvei^netBt  ohne  Änderung  der  Bundesverfassung  TfiUig  eska- 
motiert  nud  die  Schweiz  zum  Einheitsstaat  umgestaltet  werden. 
Wohl  bildet  diese  Zweckbestimmung  eine  Schranke  fUr  die  un- 
bedingte Ausdehnung  der  Bandesgewalt  ttber  die  ausdrücklich 
übertragenen  Rechte  hinaus,  insofeiu,  als  jedenfalls  eine  Sacbe 
der  gemeinsamen  Wohlfahrt  vorliegen  mufs,  um  zn  einer 
Bundessache  gemacht  werden  zu  können.  Das  ist  aber  keine 
positiye  Bestimmung  des  weiteren  Bereiches  der  Buudesgewalt 
Über  die  anadrflcklichen  Kompetenzbestimmungen  hinaus,  sondern 
nnr  eine  nf^tive  Bestimmung,  eine  Beschränkung  dieses  weiteren 
Bereiches,  und  zwar  nach  dem  Zweck,  der  Tragweite  der  weiteren 
Angelegenheiten;  also  ist  es  eine  Eompetenzbe Stimmung  Über- 
haupt nicht.  Art.  2  besagt  nicht,  dafs  alles,  was  weiterhin,  anfser 
den  anedrUcklichen  Kompetenzen  des  Bundes,  als  gemeinsame 
Angelegenheit  erscheine,  zur  Bimdes Angelegenheit  gemacht  werden 
dürfe,  wie  Meyer  behauptet  (vgl.  oben  S.  91);  sondern  er  be- 
sagt nur,  dafs  keinenfalls  etwas,  was  nicht  als  gemeinsame  An- 
gelegenheit erscheine,  vom  Bund  zu  seiner  Sache  zu  machen  sei. 
Was  aber  von  gemeinsamen  Angelegenheiten  zur  Bnndessache 
gemacht  werden  dürfe,  aufser  den  dafllr  ausdrücklich  bezeich- 
neten Angelegenheiten,  also  positiv  dazu  gemacht  werden  dürfe, 
das  bestimmt  Art.  2  nicht. 

Die  positive  Bestimmung  der  weiteren  Kompetenzen  des 
Bundes  liegt  in  der  Bezeichnung  von  Angelegenheiten 
als  Bnndesaugelegenheiten,  in  der  Weise:  wenn  eine 
Angelegenheit   als   Bundeaaugelegenheit   bezeichnet   ist,   so   kann 
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die  bezUgliclie  Kompetenz  des  Bundes  n.  U.  ausgedehnt  werden 
über  deren  ausdrückliche  Umschreibung  hinaus.  Und  zwar  kann 
die  Ausdehnung  Btattfinden  sowohl  nach  der  Art  aU  nach  dem 
Gegenstande  der  Kompetenz,  1.  Nach  der  Art  der  Kompetenz, 
soweit  die  dem  Bund  Übertragene  Kompetönz  der  Art  nach  über- 
haupt einer  Ausdehnung  fUbig  iot.  So,  wenn  ihm  eine  Angelegen- 
heit nur  zur  Aufsiebt  oder  zur  Verfügung  darüber  übertragen 
ist;  da  mag  er  aar  Gesetzgebung  betr.  diese  Angelegenheit  ver- 
scbreiten,  aber  mit  der  GelbstverstJlndlicbeu  Beschränkung,  dafs 
er  nur  Grundsätze  aufstellt,  welche  der  vod  ihm  gettbten  Auf- 
sicbt  genügen  sollen,  bezw.  Grundsätze  im  Sinne  der  Ver- 
fügungen, zu  denen  er  ani>drUcklich  fUr  berechtigt  erklärt  ist. 
In  dieser  Weise  hat  der  Bund  unter  der  früheren  Bnndes- 
verfitSBung  seine  Kompetenz  betr.  Seuchen  ausgedehnt:  nach 
Art.  59  der  IrtihereB  Bundesyerfassung  war  er  nur  befugt,  bei  ge- 
meingefährlich en  Seuchen  gesnndheitspolizei liebe  Verfügungen 
zu  erlassen ;  er  hat  aber  mit  Bezug  auf  Viehseuchen  schon  da- 
mals ein  Bundesgesetz  erlassen,  das  heute  aocb  gültig  ist 
(Bnndesgesetz  über  polizeiliche  Kaferegeln  gegen 
Viehseuchen,  v.  8.  11.  1872:  B.G.  10/1029).  Laut  der 
beutigen  Bundesverfassung,  Art.  69,  ist  ihm  nun  freilich  die 
Gesetzgebung  selbst  in  Sachen  ausdrücklich  übertragen.  Soweit 
der  Bund  nach  der  Bundesverfassung  nicht  einmal  Verwal- 
tung s  kompetenz  (Recht  2ur  Aufsicht  oder  zu  Verfügungen)  hat, 
hat  er  überhaupt  keine  Kompetenz  und  mUfst«  die  Bundes- 
verfassung selbst  geändert  werden,  um  ihm  auch  nur  eine  Ver- 
wattungskompetenz  in  einer  Sache  zu  verschaffen ').  Er  hat  eben 
Kompetenz  nur  in  Dingen,  die  ihm  übertragen  sind,  und  damit 
kommen  wir  auf  die  Ausdehnung  nach  dem  Gegenstand,  — 
2.  Ancb  nach  dem   Gegenstand   der  Kompetenzen   kann  eine 


')  So  wird  es  auch  im  Dentschen  Reich  sein.  Wenn  G.  Meyer, 
Lehrbuch  des  deutschen  Staatsrechten,  S.  539,  sagt,  eine  fSrmUche  Ver- 
fasBUDgs&ndemDg  sei  nur  bei  Ausdehnung  der  gesetzgeberischen 
Befugnisse  des  Reiches  erforderlich,  weil  nur  diese  in  der  Verfassung 
ausdrücklich  verzeichnet  seien,  so  ist  das  dahin  zu  verstehen;  auf  Ge- 
bieten, auf  denen  das  Reich  bereits  Gesetzgebungskompetenz  be- 
sitzt, braucht  es  keine  VerfossnngsSnderung,  um  ihm  auch  Verwaltungs- 
kompetenz zu  übertragen;  aber  auf  anderen  Gebieten,  auf  denen  das 
Reich  überhaupt  keine  Kompetenz  besitzt,  braucht  es  eine  Yerfassunga- 
änderung,  um  ihm  anch  nur  Verwaltungskompetenz  su  übertragen. 
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Aaadehnung  stattfinden,  aber  nar  iiutoweit,  als  die  Angel egeulieit 
in  der  bezüglichen  ausdrücklichen  Kompetenz  bereits  als  vor- 
gesehen  oder  mit  ihr  in  engem  Zusammenhang  stehend  zu  be- 
trachten ist.  Und  es  kann  dabei  die  Kompetenz  zugleich  der 
Art  nach  ausgedehnt  werden.  Ein  Beispiel  ist  die  Eisenbahn- 
gesetzgebung des  Bundes  aus  der  Zeit  der  früheren  Bundes- 
verfassnug:  dem  Bund  war  keine  Kompetenz  in  Eisenba  hu  Sachen 
speziell  eingeräumt,  aber  in  Sachen  der  sog,  Affentlichea 
Werke  im  allgemeinen  (Art.  21,  neu  2S;  vgl.  unten  za  letz- 
terem Artikel),  und  auch  hierin  nur  Verwaltnogskompetenz 
(solche  Werke  zu  errichten  oder  die  Errichtung  solcher  zu  nnter- 
stutzen);  er  hat  aber  diese  Kompetenz  speziell  auf  Eisenbahnen 
ausgedehnt,  und  zwar  im  Sinne  eines  Rechtes  der  Cfesetzgebnug 
Uher  dieselben  (vgl.  das  heute  noch  gültige  Bnadesgesetz 
über  den  Ban  und  Betrieb  von  Eisenbahnen,  v.  23. XU. 
1872:  B.O.  11/1,  das  schon  im  gleichnamigen  Gesetz  v.  28.  VII. 
1852:  B.C.  3170,  einen  Vor^nger  hatte).  —  Ein  anderes  Bei- 
spiel der  Ausdehnung  der  Bundeskompetenz  nach  Gegenstand 
und  Art  zugleich  war  das  Bundesgesetz  betr.  die  ge- 
mischten Ehen,  zur  EnnSglichung  der  Schliefsung  solcher, 
V.  3.  Xll.  1850  (B.G.  2/130),  das  gestutzt  anf  Art.  44,  Abs.  2 
der  früheren  Bundesverfassung  („Den  Kantonen  sowie  dem  Bunde 
bleibt  vorbehalten,  (ai  die  Handhabung  der  Öffentlichen 
Ordnung  und  des  Friedens  unter  den  Konfessionen 
die  geeigneten  Matanahmen  zu  treffen")  erlassen  worden  war; 
ebenso  das  Nachtragsgesetz,  betr.  die  gemischten  Ehen,  zwecks 
Erm»glichuDg  der  Scheidung,  v.  3.  II.  1862  (B.G.  7/126).  Die- 
selben erscheinen  bereits  als  eine  dem  Gegenstande  nach  über- 
triebene Ausdehnung  der  Bnndeskompetenz ,  grorser  jedenfalls 
als  beim  Bundesgesetz  betr.  die  Eisenbahnen,  die  an  sich  schon 
und  sogar  voraus  unter  „Offentliclien  Werken"  verstanden  waren. 
Beide  Ehegesetze  aber  sind  durch  das  gemHfs  der  Bundes- 
verfassung von  1874  erlassene  neue  Bundesgesetz  betr.  Zivilstand 
und  Ehe  überhaupt  (B.G.  I,  506)  aufgehoben  worden. 

Ausdehnungen  der  Bundesknmpetenz  Über  diese 
Grenzen  (1.  und  2.)  hinaus  erscheinen  schlechter- 
dings iukonstitutionell;  so  dns  Bundesgesetz  betr.  die 
Handelsreisenden  (B.G.  XIII,  43)  nnd  die  Bnndesgesetze 
betr.  Gold-  nnd  Silberwaren  (B.G.  V,  368)  und  betr. 
Gold-  nnd  Silberabf&lle  (B.G.  IX,  266),    die  dem  Gegen- 
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Stande  nttch  in  keiner  Weise  durch  die  BandeBverfassang  vor- 
gesehen sind  oder  aach  nur  im  ZusammenhAng  mit  vorgesehenen 
Bandesangelegenbeit^n  stehen.  Das  erstere  ist  auf  Art  31  betr. 
Handels-  und  Gewerbe  Freiheit  hin  erlassen  worden,  der  nur  einen 
Grandsatz,  gar  keine  Kompetenz  statuiert,  nnd  yon  den  beiden 
andern  gilt,  soweit  sie  ebenfalls  auf  Art.  31  gestutzt  erlassen 
worden  sind,  das  gleiche,  nnd  soweit  sie  auf  Art.  64,  den  Jostiz- 
gesetzgebnngsarttkel  gestutzt  werden,  dafe  nie  zwar  den  „Mobiliar- 
verkehr*  betreffen  rnKgen,  aber  keinenfalls  privatrechtlicho, 
sondern  Öffentlich  -  rechtliche  Gesetze ,  Polizeigesetze  sind  ,  eine 
Art  von  Gesetzen,  die  in  Art.  €4  nie  und  nimmer  gemeint  ist 

Soweit  aber  immer  die  Bnndesgewalt  reicht, 
ausdrücklich  oder  infolge  Ansdehnnng,  sind,  wenn 
der  Bund  für  deren  AusUbnug  keine  eigenen  Grgane 
besitzt,  die  Kantone  seine  Vollziebnngsorgane. 
Das  folgt  insofern  auch  aus  Art.  3  der  Bundesverfassung,  als 
soweit  die  Kantone  nicht  selber  sonverKn  sind  —  und  sotiveHln 
sind  sie  eben  nicht,  soweit  die  Bundesgewalt  reicht  —  sie  dem 
Bund  und  seiner  Gewalt  unterworfen  und  bezw.  dienstbar  er- 
scheinen. Inwieweit  von  ihnen  als  Vollzugsoi^anen  des  Bundes 
Gebranch  gemacht  wird,  bestimmt  nicht  sowohl  die  weitere 
Bundesverfassung  direkt,  als  in  deren  Ausführung  die  Bnndes- 
gesetzgebnng  und  diese  dann  nach  den  verschiedenen  Materien 
der  Bnndesgewalt  in  verschiedener  Weise.  Immerhin  erscheint 
in  der  Bundesverfassung  selbst  an  einem  Orte  der  Unterschied 
zwischen  hoheitlichen  nnd  blofsen  Vollzugskompetenzen  der 
Kantone  statuiert,  in  den  MiliUtrartikeln  19  und  20.  Einerseits 
ist  darin  von  „Kantonen",  andererseits  von  blofsen  „kantonalen 
Bebflrden"  die  Rede,  so  daEs,  was  jenen  als  solchen  zugeteilt 
wird  (Verfügung  über  die  Wehrkraft  ihres  Gebietes,  Beschaffung 
der  Bekleidung  nnd  Ausrüstung  und  die  Sorge  für  deren  Unter- 
halt) als  hoheitliche  Kompetenz  erscheint,  die  ohne  Änderung 
der  Bundesverfassung  von  den  Kantonen  weder  abgegeben  noch 
vom  Bund  Übernommen  werden  könnte  (vgl.  mein  Bundesstaata- 
recht,  S.   147/148,  und  unten  zu  Art.  20). 

B.  Die  PrSsomtion  ingiiiBten  der  Kaitonalsooveriinefkt 

Diese  Folgerung  aus  Art.  3  wird  mit  Unrecht  beKtritten  nnd 
behauptet,  es  bestehe  keine  PrKsnmtion  zugunsten  der  Kantonal- 
BonverBnet£t,   sondern   es  sei  in  jedem   einzelnen  Falle,   gestutst 
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anf  all^meiue  Interpretationsregeln,  zu  entscheiden,  ob  ein  Ein- 
schreiten dea  Bundes  ans  d«n  Begtimmnngen  der  BnodeBverfasBung- 
oder  Bnndeegesetzgebnng  sich  rechtfertigen  lasse  oder  oicbt 
(Blnmer-Horel  I,  178).  Mit  Unrecht  deshalb,  weil  eu  sich  am 
die  Teilung  eines  Gebietes  zwiscben  Band  aud  Kantonen  handelt, 
das  an  sich  anbegrenzt  ist,  ntbnlich  nm  die  Teilung  der  Staata- 
gewalt.  Wenn  ein  bestimmt  begrenztes  Gebiet  in  zwei  Teile  ge- 
teilt wird,  nm  unter  zwei  Personen  verteilt  zu  werden,  und  der 
eine  Teil  wird  der  einen  Person  zugeteilt,  so  ist  damit  zu- 
gleich auch  fest  bestimmt,  was  der  anderen  Person  zukommt;  eine 
Präsumtion  fUr  letztere  ist  ebensowenig  mttglich,  als  Anlafs  dazu 
vorbanden  ist.  Die  Staatsgewalt  aber  ist  an  sich  unbegrenzt,  so 
dals,  wenn  davon  bestimmte  Rechte  dem  Bund  zugeteilt  werden, 
von  allen  Übrigen  Rechten  der  Staatsgewalt,  welche  es  auch  sein 
und  wie  weit  sie  sich  immer  erstrecken  mSgen,  anzunehmen  ist, 
sie  geboren  den  Kantonen,  und  das  ist  die  Präsumtion  zugunsten 
der  Kantone.  Diese  Pr&snmtion  liegt  also  in  der  Formulierung 
des  Artikels,  und  die  Formuliernng  ihrerseits  wird  gestützt  durch 
die  Art  der  Entstehung  der  Bundesverfassung,  weil  die  Kantone 
eben  nach  Konstituierung  des  Bundes  alle  diejenigen  ihrer  bis- 
herigen Hobeitsrechte,  welche  nicht  auf  den  Bund  übertragen 
sind,  behielten  (vgl.  mein  Bnndesstaa tsrecht,  3.  148)'). 

Die  Bestreitnng  beruht  auch  auf  einer  Verwechselung.  Wenn 
schon  es  sich  im  einzelnen  Falle  fragen  kann,  ob  wirklich  der 
Bund  kompetent  sei ,  ao  hebt  dies  das  Recht  der  Präsumtion 
zugunsten  der  Kantone  nicht  ohne  weiterea  auf,  aondern  kommt 
o.  U.  nur  daher,  dafs  die  Bnndeskompetenz  nicht  auf  das,  was 
dem  Bunde  ansdrUcklicb  tibertragen  ist,  sich  beschränkt,  sondern 
einer  gewissen  Ausdebnang  darüber  hinaus  fähig  ist.  Der 
Zweifelsfall  betrifft  dann  nicht  sowohl  die  Grenze  zwischen 
Bundes-   nnd    kantonaler    Kompetenz    als   vielmehr   die    Grenze 

')  Auch  betr.  die  Kompetenz  Verteilung  im  Deutschen  Reich  sagt 
Q.  Meyer,  1.  c.  215:  „Die  Kompetenz  Verteilung  zwischen  Reich  und 
Einzelstaaten  bat  ia  der  Weise  stattgefanden,  dafs  die  Kompetenz 
des  Reiches  eine  beschränkte  und  verfassungsmareig  be- 
stimmte ist  Alle  Befugnisae,  welche  nicht  dem  Reiche 
überwiesen  sind,  bleiben  den  Einzelstaaten."  Damit  wird, 
unter  der  Voraussetzung,  dafe  die '  Staatsgewalt  ein  unbeachränktes 
Gebiet  ist,  um  dessen  Verteilung  ea  sich  bandelt  —  eine  Präsumtion 
zugunsten  der  einzelstaatlicben  Kompetenz  konstatiert. 
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zwiechen  ansdrUckücher  uad  ansdetmungsweiser  BuudeHkompetenz. 
Wenn  es  sicli  aber  nicht  um  die  Grenze  innerhalb  der  Bnndes- 
kompetenz  selbst  handelt,  sondern  um  die  Grenze  swischen  Bnodes- 
uud  kantonaler  Kompetenz,  dann  tritt  die  Präsumtion  zugunsten 
der  letzteren  ins  Recht,  m.  a.  W. :  wenn  nicht  die  ausdrückliche 
Kompetenz  in  Frage  steht,  sondern  die  aas dehnimgs weise,  es  sich 
also  fragt,  ob  die  Bundeskompetenz  tlber  die  ausdrückliche  hinaus 
so  und  so  weit  ausgedehnt  werden  dUrfe,  dann  ist  im  Zweifel  die 
Frage  allerdings  zu  verneinen  und  die  fragliche  Kompetenz  den 
Kantonen  zu  belassen, 

Artllc»!  4. 

Alle  Schweizer  sind  Tor  dem  besetze  gleich.  Es  fflltt  In  d«r 
Schweiz  keine  üntertanenrerfa&ltnisse,  keine  Torrechte  des  Orts, 
der  Oebnrt,  der  FamUlen  oder  Personen. 

Literatur:  Curti,  Das  Prinzip  der  Gleichheit  vor  dem  Ge- 
setze, 1888. 

Art.  4  betrifft  im  ganzen  die  Gleichberechtigung,  besteht  aber 
aus  zwei  wesentlich  verschiedenen  Sätzen,  von  denen  der  erste  die 
Kechtsgleichheit,  der  zweite  die  Abschaffung  der  Herrschafts  rechte 
statuiert.  Es  handelt  sich  nun  zunächst  darum,  das  Verhältnis 
dieser  beiden  Rechtsinstitnte  zueinander  festzustellen,  und  sodann, 
das  eine  und  das  andere  Rechts  Institut    für  sich    zu    analysieren. 

I.  DasTerhältnts  der  Bechtsglelehheit  zur  Absehaffimg 
der  Herrsehaftsrechte 

und  zwar  dogmatiuch  und  geschichtlich;  zunSchst  dogmatisch, 
um  das  geschichtliche  Verhältnis  besser  zu  verstehen. 

1,  Das  dogmatische  Verhsltnis.  FUr  die  Bestimmung  deS' 
selben  ist  vom  Begriff  der  Herrsch aftsrecbte  auszugehen. 
Unter  den  Herrschaftsrechten,  die  durch  den  zweiten  Satz  von 
Art.  4  aberkannt  werden,  sind  die  vormaligen  Herrschaflsrechte 
zu  verstehen ,  wie  sie  zur  Zeit  der  alten  Eidgenossenschaft  be- 
standen —  Herrschaftsrechte  der  regierenden  Orte  über  die 
Untertanenlande,  der  Städte  ttber  die  Landschaften  und  der 
Patrizierfamilien  über  die  übrige  Bürgerschaft.  Es  sind  alles 
politische  Vorrechte,  und  zwar  von  Verbanden,  eines 
Staates  oder  einer  Ortschaft,  also  einer  territorialen  Korporation, 
oder  einer  Aristokratie,  d.  h.  eines  korporativen  Standes.  —  Im 
Gegensatz   dazu    ist   die    der   Abschaffung  der   Herrschaflsrechte 
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vorangestellte  allgemeine  Rechtsgleicliheit  ein  sog.  Freiheits- 
recht,  das  als  solches  indiTidaell  ist,  d.  h.  nur  Individuen  als 
solchen  snkomint.  Es  beeiebt  sieb  aber  als  Forderung  gleicber 
Behandlung  nicht  nur  anf  die  übrigen  Freiheitsrecbte ,  zum 
Zwecke,  d&Fs  die  Bürger,  soweit  es  Uberbttnpt  andere  Freiheits- 
recbte gibt  (Handels-,  Niederlaseungsfreibeit  aaw.),  darin  einaadei- 
gleichgestellt  werden,  sondern  auch  anf  die  btirgerlichen  Hechte, 
d.  h.  die  Kecht«  anf  Leistungen  dea  Staates,  und  selbst  auf  die 
politischen  Hechte.  In  letzterer  Beziehung  berühren  sich  Rechts- 
gleicbbeit  und  Abschaffung  der  Herrscbaftarecbte,  decken  sich  aber 
in  keiner  Weise.  Die  Rechtsgleichheit  schafft  auch  politische 
Vorrechte  ab,  x.  B.  den  Zensus  fUr  das  Wahlrecht,  so  dab 
dieses  nicht  mehr  auf  einen  gesellschaftlichen  Stand,  die  Ver- 
mögenden, beschrKnkt  werden  darf;  aber  sie  schafft  nur  indivi- 
duelle politische  Vorrechte  ab,  nicht  solche  von  Verbänden. 
Die  letzteren  Vorrechte  sind  Gegenstand  eben  des  zweiten  Satzes 
von  Art.  4.  So  scheiden  sich  die  beiden  Rechtsinstitute  dogmatisch. 
2.  Oescbichtlicb  ist  das  Verhältnis  folgendes.  Die  Ab- 
schaSimg  der  Herrscbaftsrecbte  war  das  erste  und  wichtigste  der 
beiden  Rechtsinstitute ;  insofern  bildet  dieselbe  den  Kern  des 
Art  4.  —  Sie  erfolgte  zuerst  in  der  Helvetik,  die  Hber- 
hanpt  mit  den  alten  AbbängigkeitsTerhiltniesen  brach.  Sie  ist 
ansdrOcklicb  ansgesprochen  in  der  (1.)  helvet,  Verf.,  8.:  „Es 
gibt  keine  erbliche  Gewalt,  Rang  noch  Ehrentitel . .  ."  Von  der 
Rechtsgleichheit  als  individuellem  Frei  hei  tsrechte  ist  in  der  Ver- 
fassung nicht  ansdrtlcklich  die  Rede,  wie  denn  überhaupt  eine 
ErklSmiig  der  Hechte  des  Menschen  und  Bürgers,  wie  eine  solche 
der  ersten  französischen  RevolntionsveHassnng  vorausgeschickt 
war,  nnterblieb;  aber  diese  Gleichheit  verstand  sich  von  selbst 
als  inbegriffen  in  der  allgemeinen  Gleichheit,  Freiheit  und  Brüder- 
lichkeit, dem  Losungsworte  der  französischen  Revolution,  das  mit 
dieser  in  die  Schweiz  verpfianzt  worden  war.  —  Auch  die 
Mediation  nahm  den  Grundsatz  der  Abschaffung  der  Herrschafts- 
rechte  in  die  Bnndesverfassung  anf,  in  der  Form,  in  der  er 
wesentlich  heute  noch  besteht.  Art.  III  der  Bundesverfassung  be- 
stimmte: „II  n'y  a  plus  en  Suiss«)  ni  pays  sujets  ni  privil^ges  de 
lienx,  de  naissance,  de  personne  ou  de  familles."  Die  individuelle 
Rechtsgleichheit  dagegen  wurde  nicht  nur  nicht  ausdrücklich 
formuliert,  sondern  teilweise  ausdrücklich  preisgegeben.  Das 
zeigt  sich  bei  den  individuellen  politischen  Rechten :  während  die 
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helvetische  Verfassung  fitr  das  Wahlrecht  nur  die  Altershestimmung 
von  znrflckgelegten  20  Jahren  als  Bedingung  aufstellte  (Art.  28), 
statuierte  die  Mediation  in  den  Kantonsverfassungen,  wenigstens 
Act  Reprfteentativkantone  (im  Gegensatz  zu  den  Landsgemeinde- 
kantonen) den  Zensus  als  weitere  Bedingung  und  machte  damit 
das  Wahlrecht  zu  einem  gesellschaftlichen  Standesrecht.  —  Im 
Bandesvertrag  von  1815,  der  von  individuellen  Freiheits- 
rechten, anfser  einer  sehr  bedingten  Handelsfreiheit,  ganz  absah, 
«rfuhr  auch  der  Grundsatz  der  Abschaffung  der  Herrschaftsrechte 
«ine  Einschrttnkung.  Ziff.  7  bestimmt :  „Die  EidgenoSBenschaft 
huldigt  dem  Grundsatz,  dafs,  ao  wie  es,  nach  Anerkenaung  der 
XXII  Kantone,  keine  Untertanenlande  mehr  in  der  Schweiz  gibt, 
so  kfinne  auch  der  Genufs  der  politischen  Rechte  nie  das  ans- 
flchliefsliche  Privilegium  einer  Klasse  der  Kantousbürger  sein." 
Also  nur  das  ausschliergliche  Privilegium  war  ausgeschlossen 
und  das  dazu  in  indirekter  Redeform  („kSnne");  die  blofse  Zurück- 
eetzung  gewieser  Klassen  in  der  politischen  Vertretung  dagegen 
-war  nicht  verwehrt,  so  dafs  in  den  StKdtekantonen  wieder  die 
Hauptstädte  und  in  den  Ländern  die  alten  Landschaften  bevorzugt 
werden  konnten  (mein  Bundesstaatsrecbt,  S.  126).  —  Die  Bundes- 
verfassung von  1848  uimmt  dann  den  Grundsatz  der  Ab- 
schaffung der  Herrschaftsrechte  in  unbedingter  Weise  und  in  der 
Form,  die  ihm  die  Mediation  gegeben  hatte,  wieder  auf  und  fUgt 
ihm ,  was  zum  erstenmal  von  Verfassni^  wegen  geschah ,  den 
Grundsatz  der  allgemeinen  Rechtsgleichheit  bei.  Und  zwar  wird 
der  letztere  Grundsatz,  weil  von  aktueller  Bedeutung,  vorangestellt, 
wSlirend  die  Abschaffung  der  Herrschaftsrechte,  als  ein  nach- 
gerade sell>stverständlicheB  Rechtsgnt,  gleichsam  nur  pro  memoria 
angehängt  wird.  —  In  der  gleichen  Fassung  ist  der  Artikel  in 
die  neue  Bundesverfassung  Übergegangen. 

II.   Die  Reehtsgleielüieit,  Satz  1  des  Art.  i  fUr  sich  be- 
trachtet. 

„Alle  Schweizer  sind  vor  dem  Gesetz  gleich." 
In  Betracht  kommen  die  Worte  „Schweizer",  „vor  dem 
Gesetz"  und  „gleich",  von  denen  das  erste  das  Subjekt  oder 
den  Träger  der  Rechtsgleichheit  bezeichnet,  das  zweite  das  Ob- 
jekt, insofern,  als  mit  „vor  dem  Gesetz"  gesagt  wird,  worauf  sich 
die  Gleichheit  beziehe,   —  und  das  dritte  bezeichnet  den  Inhalt 
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dieaes   Freiheitsrechtee ,   die   Gleichheit   selbst ,    von   der  es  sich 
fiügt,  ob  sie  nnbedingt  oder  inwieweit  sie  bedingt  sei. 

A.  Subjekt  oder  TrRf^er  der  Rechtsgleicbheit. 

Das  flind  dem  Wortlaut  nach  die  (alle)  Schweizerbürger. 

Damit  ist  jedenfalls  einmal  die  Nationalität  des  Träger» 
bestimmt :  das  Becht  kommt  nur  den  SchweizerbUrgem  zu,  nicht 
den  AuslHndern.  Soweit  diese  auf  Rechtsgleichheit  Anfpruch 
haben,  stutzt  sich  der  Anspruch  nicht  auf  die  Verfassung,  die 
BundesverfasBung,  deren  Rechte  ttberhanpt,  wie  die  jeder  Ver- 
fassung und  jeden  Gesetzes,  ohne  weiteres  nur  fttr  die  Staatsbürger 
gelten  —  sondern  beruht  auf  Vertrag,  speziell  auf  Nieder- 
laBsnngsTertrag,  welche  Art  von  Verträgen  gerade  für  Festsetzung 
der  Rechte  der  im  Staat  niedergelassenen  Angehörigen  des  an- 
deren VertragBBtaates  bestimmt  ist. 

Sodann  aber  fragt  es  sich,  ob  unter  „Schweizer"  auch  Frauen 
zu  verstehen  seien;  die  zweite  Frage  betrifft  also  das  Ge- 
schlecht. Als  Freiheitsrecht  kommt  die  Rechtsgleichheit,  wie 
alle  Freiheitsrechte  ohne  weiteres  auch  den  Frauen  zu.  Die 
Maskuliuform  ist  also  in  extensivem  Sinne  zu  interpretieren,  so 
daCs  sie  beide  Geschlechter  bezeichnet  —  im  Gegensatz  zum 
Art.  43  betr.  das  Stimmrecht,  dessen  Masknlinform  („Schweizer- 
bttrger")  deklarativ  zu  nehmen  ist,  also  in  dem  Sinn,  dab  (von 
Bundes  wegen)  nnr  die  männlichen  Bürger  stimmberechtigt  sind, 
wovon  bei  diesem  Artikel  selbst  näher  die  Rede  sein  wird.  — 
Damit,  dafs  die  Rechtsgleichheit  an  sich  anch  den  Frauen  zu- 
kommt, ist  allerdings  nicht  gesagt,  dafs  sie  in  allen  Stücken  den 
Männem  gleichzustellen  seien ;  im  Gegenteil  bildet  der  Geschlechts- 
unterschied einen  der  erheblichsten  tatsächlichen  Unterschiede, 
die,  wo  es  darauf  ankommt,  zu  verschiedener  rechtlichen  Be- 
handlung berechtigen;  davon  unter  C. 

Die  wichtigste  Frage  betrifft  die  Anwendung  der  Rechte- 
gleichheit auf  die  juristischen  Personen.  Zunächst  fragt  es 
sich  prinzipiell,  ob  überhaupt  nnd  warum  die  Rechtsgleichheit  auch 
den  juristischen  Personen  zukommt,  und  sodann:  ob  allen  ohne 
Unterschied  untereinander,  ob  ohne  Unterschied  zu  den  physi- 
schen Personen  usw.  1.  Dafs  auch  die  juristischen  Personen, 
nicht  nur  die  physischen,  der  Rechtsgleichheit  teilhaftig  sind, 
folgt  aus  wiederholten  Entscheidungen  des  Bnudesgericbtes ,  zu 
dessen  Kompetenz  der  Schutz  des  Art.  4  gehSrt  (vgl.  B.E.  VIII,  8; 
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X,  168  und  XI,  4).  Waram  aber  kommt  die  Rechtsgleichheit, 
die  nnr  d«n  Bürgern,  den  SchwetzerbUrgem  („Schweizern") 
garantiert  ist,  aach  den  jaristiechen  Personen  zn?  Diese  haben 
ja  als  solche  keine  Nationalität.  Das  Bunde sgericht  bemerkt 
diesfalls  im  erstzitierten  Entscheide,  dem  ersten  bezüglichen  Ent- 
scheide überhaupt,  folgendes:  „Bien  qne  (der  Entscheid  betrifit 
die  Hypothekarkasse  des  Kantons  Frei  bürg  and  ist  „daher" 
französisch  redigiert)  les  tezles  Constitution  eis  invoqu6s  par  les 
recoarante  semblent  restreindre  I'^giüitä  devant  la  loi  k  tous 
les  Sutsses  et  aux  citoyens,  c'est  k  dire  anx  personne« 
physiqnea,  cette  ^galit^  n'en  doit  pas  moins  6tre  entendne 
Gomme  visant  les  snjets  de  droit  et  les  personnes  investies  par 
le  l^gislateur  de  la  personnalit^  jnridiques,  comme  par  exemple 
nne  80ci£t4  commerciale  on  un  Etablissement  de  la  nature  de 
celni  dont  il  s'agit  dans  l'Esp^."  Das  ist  aber  keine  Be- 
gründung, sondern  blofs  eine  Deklaration  der  Erstreckung  der 
Bechtsgleichheit  auf  die  juristischen  Personen  als  einer  gleichsam 
selbstverständlichen  Sache;  es  wird  einfach  deklariert,  dafs  die 
Rechtsgleichheit  sich  anch  auf  die  juristischen  Personen  erstrecke. 
Allerdings  ist  klar,  dafs  die  juristischen  Personen  nicht  will- 
kltrlich  anders  als  die  physischen  behandelt  werden  dürfen,  ohne 
die  gröfsten  Ungerechtigkeiten  zn  erzeugen;  aber  die  Erstreckung 
auf  sie  widerspricht  einmal  dem  Wortlaut  der  Verfassung  und 
bedarf  daher  um  so  mehr  einer  näheren  ErkUrang.  Diese  liegt 
in  folgender  Betrachtung:  die  juristischen  Personen  gebSren  dem 
Staate,  in  welchem  sie  entstanden  sind,  nicht  nur  wie  die  im 
Lande  niedergelassenen  Ausländer  kraft  Niederlassung, 
sondern  kraft  ihrer  Entstehung  an:  sie  sind  entstanden  nach 
Hafsgabe  des  inlKndischen  Rechtes  und  insofern  kraft  desselben, 
wie  ein  Bürger  es  anch  nur  durch  dasselbe  geworden  ist.  Sie 
bilden  daher  neben  den  Bürgern  als  physische  Personen  die 
andere  Art  Staat^Heder.  Sie  sind  auch  kraft  des  inländischen 
Rechtes  rechtsfähig  wie  die  Bürger  und  müssen  daher  anch  des 
gleichen  Rechtes  wie  diese  teilhaftig  sein,  soweit  nicht  die  Art 
der  Person  einen  Unterschied  macht.  Ohne  den  Schutz  des 
inländischen  Rechtes  besHtsen  sie  überhaupt  kein  Recht;  w&hrend 
der  Aasländer,  wenn  er  auch  an  sieb  des  inUndischen  Rechtes 
nicht  teilhaftig  ist,  keineswegs  rechtlos  ist:  er  ist  jedenfalls  des 
Rechtes  seines  Heimatstaates  teilhaftig.  Die  juristischen  Personen 
dagegen   haben   kein   anderes  Recht   als   das  Recht  des  Landes, 
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in  dem  sie  entstanden  sind  and  infolgedessen  auch  ihr  Demizil 
haben;  das  ist  also  nicht  nur  das  Recht  ihrer  NiederlaBsang, 
Bondem  ihrer  Heimat,  ihr  Heimatarecht,  nnd  insofoni  stehen 
sie  nicht  den  Ansländem,  sondern  den  Bürgern  gleich  und  ist 
die  fUr  letztere  gtütige  Rechtsgleichheit  auch  auf  die  jaristischen 
PeFsonen  auszudehnen.  —  In  Deutschland  ist  die  Frage  theoretisch 
kontroTers;  das  Reichogericbt  hat  sich  aber  flir  Anwendbarkeit 
des  Art.  8  der  Reichs  Verfassung  auf  juristische  Personen  ent- 
schieden yrie  das  schweizerische  Bundesgericht  hetr.  Art  4  der 
Bundesverfassnng  (vgl.  G.  Meyer,  1.  c.  S.  716).  —  2.  Jedenfalls 
aber  geniefsen  Rechtsgleichheit  nur  die  im  Lande  selbst  ent- 
standenen bezw.  domizilierten  juristischen  Personen;  das  folgt 
ans  der  vorigen  AusfUhrung.  —  3.  Gilt  aber  die  Rechtegleichheit 
fttr  alle  inländischen  juristischen  Personen  ohne  Unterschied  der 
Art?  auch  fttr  die  öffentlichen  Korporationeu,  selbst  für 
den  Staat?  Wo  die  dflientlichen  KoTporatioueu  nicht  als  solche, 
sondern  nach  ihrer  privatrechtlicheu  Seite  in  Betracht  kommen, 
gelten  sie  wie  sonst  so  auch  in  der  Frage  der  Rechtsgleichheit 
den  privatrechtlichen  juristischen  Personen  gleich,  so  speziell 
auch  der  Staat  als  Fiskus.  Aber  nach  der  Öffentlich-rechtlichen 
Seite?  Betr.  die  übrigen  fiffentlich  -  rechtlichen  Korporationen 
aufser  bezw.  unter  dem  Staat  ist  zu  sagen :  soweit  ihre  Uffeutlich- 
rechtliche  Seite  in  Betracht  kommt,  bildet  sie  einen  erheblichen 
Unterschied  dieser  Art  Korporation  zu  den  privatrechtlicheu,  der 
als  solcher  auch  einen  Unterschied  in  der  rechtlichen  Behandlung 
rechtfertigt  hesw.  die  Gleichstellung  mit  der  privaten  juristischen 
Person  aufhebt.  Betr.  den  Staat  aber,  so  kann  er  gar 
nicht  Gegenstand  der  Frage  sein,  d.  h.  es  kann  sich 
nicht  fragen,  ob  und  inwiefern  der  Schutz  der  Rechtsgleichheit 
auch  für  den  Staat  gelte  —  deshalb  nicht,  weil  die  Rechts- 
gleichheit wie  jedes  andere  Frei heits recht  ein  Schntzrecht  ist 
gegen  den  Staat  selbst,  vor  Vergewaltigung  durch  den  Staat^ 
der  Staat  also  es  in  der  eigenen  Hand  hat,  sich  oder  seine  Ver- 
waltang  in  jeder  Beziehung  von  der  gleichen  Behandlung  mit 
anderen  Korporationen  «nszuuehmeu.  H.  a.  W. :  der  Staat  ist 
durch  die  Rechtsgleichheit  nicht  nur  insoweit  nicht  gehemmt, 
sich  anders  zu  behandeln  wie  andere,  als  er  anders  ist  als 
andere;  sondern  er  ist  durch  die  Rechtsgleichheit  gar  nicht 
gehemmt,  sich  selbst  zu  behandeln  wie  er  will,  vielmehr  nur  ge- 
halten ,    andere    nicht    willkürlich    zu    behandeln.      Wenn    also 
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z.  B.  der  Staat  seine  Güter  nicht  der  Genie  in  deatener  unterwerfen 
will,  so  ist  er  dazn  berechtigt,  nicht  blols  weil  er  anders  geartet 
ist  als  andere  Personeu,  sondern  weil  er  selbst  der  Herr  ist, 
der  TrKger  der  Staat^ewalt,  der  als  solcher  sich  selbst  be- 
handeln darf,  wie  er  will,  nar  andere  untereinander  nicht  nn- 
gleich  behandeln  soll  (vgl.  die  unrichtige  Begründung  in  dem 
beispielsweisen  Fall  in  B.  £.  XI,  4/5).  —  i.  Natürlich  gilt  die 
Gleichstellung  der  juristischen  Personen  mit  den  physischen,  wie 
die  der  Frauen  mit  den  Hünnern,  nur,  soweit  es  nicht 
auf  den  zwischen  ihnen  bestehenden  Unterschied 
ankommt;  wo  dieser  Unterschied  sich  gelte ndmocht,  ktiuuen 
und  mUssen  die  jaristischen  Personeu  anders  behandelt  werden  — 
so  eine  Äktiengesellscbaft  betr.  Entstehung,  OeschüftsfUhrung, 
AuflSsnng  usw.  —  5.  Wie  bei  physischen  Personen  bezieht  sich 
die  Bechtsgleichheit  hei  juristischen  Personen  darauf,  daTs  sie 
nicht  beliebig  schlechter,  andererseits  aber  auch  darauf,  dols  sie 
nicht  beliebig  besser  als  andere  behandelt  werden  dürfen ,  mit 
anderen  Worten:  die  juristischen  Personen  stehen  zwar  wie  die 
physischen  unter  dem  Schutze  des  Art.  4,  aber  sie  sind  auch 
nicht  erhaben  über  den  Artikel. 

B.  Objekt  der  Rechtsgleichheit  bezw.  d^s  Verhältnis,  auf 
das  sich  die  Rechtsgleichheit  bezieht. 

Das  ist  also  das  Gesetz;  „vor  dem  Gesetz"  sind  olle 
Schweizer  gleich.  Sonst  sind  sie  nicht  gleich,  weder  von  Natur 
noch  nach  gesellschaftlicher  Stellung  (Stand,  Vermögen  nsw.), 
so  wenig  als  andere  Menschen ,  und  hraucben  es  auch  nicht  zu 
sein;  wohl  aber  vor  dem  Geseta  bezw.  vor  dem  im  Gesetz  zum 
Ausdruck  kommenden  Recht,  kurz:  vor  dem  Recht.  Daher  der 
Name  „Bechtsgleichheit".  In  dieser  Bezugnahme  der  Forde* 
rung  der  Gleichheit  auf  das  Recht  liegt  die  nfthere  Bestimmung 
der  Rechtsgleichheit  nach  zwei  Seiten. 

1.  Die  Bürger  sind  nur  gleich,  soweit  das  Recht 
reicht;  soweit  das  Recht  reicht,  hat  der  Staat  die  Bürger  gleich 
zn  behandeln.  Die  Tätigkeit  des  Staates  erschöpft  sich  aber 
nicht  ganz  in  der  Schaffung  und  Anwendung  des  Rechtes,  sondern 
es  gibt  auch  eine  freie  Tätigkeit  des  Staates,  bestehend  in 
Gewährung  von  Unterstützungen,  Errichtung  und  Verwaltung  all- 
gemeiner Anstalten  usw.  (vgl.  oben  8.  92).  Mit  dieser  freien 
Tätigkeit    ist   nicht   zn  verwechseln   (wie   am   angefahrten   Orte 
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«ach  bereite  bemerkt)  das  freie  Handeln  des  Staates  bezw.  der 
Staateverwaltang  innerhalb  der  Gesetze,  soweit  das  Gesetz  der 
Venrahnng  Spielraum  läCst,  im  Gegensatz  zur  Vollziehung,  d.  h. 
der  Ausführung  strikter  Vorschriften.  Dieses  freie  Handoln  inner- 
halb der  Gesetze  wird  immerhin  durch  diese  und  damit  durch 
das  Becht  bestimmt  und  hat  also  auch  die  Kechtsgleichheit  zu 
beobachten,  insofern,  als  dabei  die  BUrger  nicht  wiUkarlich  be- 
handelt werden  dürfen.  —  Anders  jene  ganz  freie  Tätigkeit  des 
Staates;  sie  ist  durch  kein  Becht  vorgesehen,  und  fUr  sie  gilt 
daher  auch  keine  Rechtsgleichheit.  Bei  dieser  Tätigkeit  kann 
der  Staat  die  einen  Bürger  vor  den  anderen  beliebig  begünstigen; 
was  er  den  einen  zuwendet,  braucht  er  daher  nicht  auch  anderen 
zuzuwenden ;  die  Rechtsgleichheit  verletzt  er  dadurch  nicht,  weil 
die  bezügliche  THtigkeit  überhaupt  nicht  vom  Becht  beherrscht 
wird  (vgl.  B,E.  XVI,  S.  323/324,  betr.  die  Verweigerung  der 
EinrSumung  der  Mariahilfkirche  in  Luzem  an  die  Christ- 
katholiken durch  den  luzemischen  B^erungsrat;  der  bnndes- 
gerichtlicbe  Elntscbeid  ist  in  dieser  Beziehung  richtig,  aber  die 
Begründung  ist  nicht  grundsätzlich). 

2.  Soweit  das  Recht  reicht,  sind  die  Bürger  gleichzuhalten, 
nicht  nur  im  Becht  selbst  bezw,  bei  dessen  Fest- 
setzung, sondern  auch  in  der  Anwendung  des 
Rechts,  oder  vielmehr  umgekehrt:  „vor  dem  Gksetz  gleich" 
heifst  eigentlich  gleich  in  Ansehung,  Berücksichtigung  des  Qe- 
setzes,  und  weil  das  Gesetz  bei  der  Anwendung  zur  Berttck- 
sichtigung  gelangt,  bedeutet  der  Ausdruck  an  sich  so  viel  als: 
gleich  in  Anwendung  des  Gesetzes;  aber  die  BUrger  sollen  auch 
im  Gesetz  selbst  gleichgehalten  sein ,  das  Gesetz  soll  fttr  alle 
{caeteris  paribus,  wovon  nachher)  gleich  sein.  Also  Rechtsgleich- 
heit im  Gesetz  und  in  dessen  Anwendui^.  —  Die  Gleichheit  hat 
«Iso,  auch  soweit  das  Recht  reicht,  wieder  iwei  Seiten:  Auf- 
stellung nnd  Anwendung  des  Rechtes,  und  nach  der  ersten  Seite 
geht  die  Forderung  der  Rechtsgleichheit  nicht  nur  darauf,  dafs 
das  Recht  fUr  alle  gleich  sei,  sondern  daf^  es  auch  ftlr  «He  von 
der  gleichen,  zuständigen  BehSrde  aufgestellt  werde.  In  dieser 
Beziehung,  betr.  die  kompetente  Behörde,  ist  die  Forderung  die: 
bei  der  Aufstellung  wie  bei  der  Anwendung  des  Rechtes  soll 
jeder,  einer  wie  der  andere,  seine  BehSrde,  die  zuständige  Be- 
httrde,  finden  —  das  ist  die  Forderung  der  Gewaltentrennung, 
nnd   bei   der  Anwendung  des  Bechtes  soll  diese  Behörde  jeden 
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anbfiren  und  einen  wie  den  anderen  behandeln:  Forderting  des 
rechtlichen  GehOrs.  Ineofem  gehOren  die  beiden  Fordernngen 
zusammen ;  es  sind  beides  Fordernagen  der  Rechtugleichheit.  Im 
einzelnen  ist  von  ihnen  noch  nSher  folgendes  zn  sagen:  a.  Die 
Gewaltentrennung.  Die  Forderung  der  Gewalten trennnng 
bei  Anwendung  des  Rechtes  im  Streitfall,  dafs  also 
bei  Anwendung  des  Rechtes  die  znstündige  BehOrde  und  keine 
andere  handle,  bildet  den  speziellen  Grandsatz  von  Art,  58  der 
Bandes  Verfassung  betr.  den  „verfassungsmllfsigen  Richter",  wo 
unter  „Richter"  nicht  speziell  eine  richterliche  Behörde,  sondern 
jede  Behörde,  welche  Gerichtsbarkeit  in  Sachen  besitzt,  also 
unter  anderem  auch  eine  Verwaltungs-  oder  sogar  die  gesetz- 
gebende Behörde,  zu  verstehen  ist;  es  soll  in  einer  Streitsache 
Oberhaupt  nur  die  verfassungsm&fsige  Behörde,  diejenige,  welcher 
von  Yerfassungs  wegen  die  Gerichtsbarkeit  zukommt,  entscheiden 
—  das  ist  die  Forderung  des  Art.  58  (vgl.  dea  Kommentar 
dazu).  —  Dagegen  findet  die  Gewaltentrennung  sonst,  bei 
nicht  streitiger  Anwendung  des  Gesetzes  und  bei  Aufstellung 
des  Gesetzes,  ihre  Stutze  lediglich  in  Art.  4.  Dieser  Artikel 
also  ist  es,  nach  welchem  die  Gewaltentrennung  im  tlbrigen  als 
ein  verfassungsmafaiges  Recht  des  Bürgers  erscheint,  und  es  ist 
ganz  falsch,  wenn  das  Bundesgericht  die  Gewaltentrennung  auf 
Art.  113,  Ziff.  3,  stutzt.     Diese  Bestimmung  sagt:   „Das  Bundes- 

gericht  urteilt  ferner: S.  Über  Beschwerden  betr.  Verletzung 

verfassungsmäßiger  Rechte  der  BUrger"  ;  sie  ist  aber  eine  blofc 
formale,  blotse  Kompeteuzbestimmnug ,  bestimmt  also  blofs, 
dafs,  wenn  und  soweit  es  verfassungsmäfsige  Rechte  der  Bürger 
gibt,  das  Bundesgericht  sie  schlitzt.  Welches  aber  diese  Rechte 
sind ,  festzusetzen ,  ist  Sache  anderer ,  matArieller  Bestim- 
mungen, und  wenn  es  kejne  solchen  Bestimmungen  gübe,  gäbe 
es  auch  keine  verfaasungamHfsigen  Rechte  der  Bürger;  durch 
Ai-t.  IIS,  Ziff.  3  werden  solche  Rechte  keinenfalls  begründet.  Die 
Gewaltentrennung  als  verfassungsmäfsiges  Recht  der  Bttrger  ist 
aber  begründet  eben  durch  Art.  4,  —  Was  speziell  die  Auf- 
stellnng  von  Gesetzen  betrifft,  so  liat  der  BUrger  zwar  kein  Recht 
als  Freibeitsrecht  darauf,  dafs  Uberliaupt  ein  Gesetz  mit  Bezug 
auf  diese  oder  jene  Materie  anfgestellt  werde  (die  Initiative  ist 
kein  Freiheitsrecht);  wenn  aber  ein  Gesetz  aufgestellt  wird,  kann 
er  kraft  der  Rechtsgleichheit,  also  kraft  dieses  Freiheit» rechtes, 
verlangen,  dafs  es  von  der  zuständigen  BehOrde  aufstellt  werde. 
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aber  cinch  das  nur,  soweit  das  Gesetz  ihn,  den  Bürger,  bertlbrt. 
Organ isatorixcbe  Gesetze  berühren  den  Bürger  bIb  solchen  nicht; 
er  hat  daher  auch  kein  Recht  darauf,  dafa  sie  von  dsr  xnstHadigen 
Behörde  erlassen  werden,  mit  anderen  Worten:  mit  Bezog  auf 
orgauisatorische  Gesetze  zessiert  die  Forderung  der  Gewalten- 
trennung  als  verfassnngsinKrsigeB  Recht  der  BUrger.  —  b.  Das 
rechtliche  Gehör.  Stellt  die  Forderung  der  Gewalten  trennung 
fest,  welches  die  zuständige  Behörde  sei,  so  gebietet  das  Prinzip 
des  rechtlichen  GehUres,  da(s  die  fbr  die  Anwendung  des  Ge- 
setzes zuständige  Behörde  das  Glesetz  überhaupt,  tüi  den  einen 
wie  fUr  den  anderen,  in  Anwendung  bringe  und  sodann,  dafs  sie 
es  auf  den  einen  wie  auf  den  anderen  gleicherweise  anwende. 
Das  rechtliche  Gehör  ist  also  das  Recht  darauf,  dafs  der  eine 
wie  der  andere  GehSr  finde  bei  Anrufung  des  Gesetzes  und 
dafs  er  auch  (unter  gleichen  Umständen)  gleiches  Gehör  finde, 
d.  h.  dafs  seine  Berufung  auf  das  Gesetz  auch  gleich  beurteilt 
werde.  Nur  die  erstere  Forderung  betrifit  das  Objekt  der 
Gleichheit,  die  Gleichheit  rar  dem  Gesetz;  die  zweite  da- 
gegen betrifit  den  Inhalt  der  Rechtsgleichheit,  die  Gleich- 
heit der  Anwendung  oder  die  gleiche  Anwendung,  also  die  unter 
C  zu  behandelnde  Seite  des  Institutes  der  Rechtsgleichheit.  Beide 
Forderungen  gehören  aber  zusammen,  um  das  Rechtsinstitut  des 
rechtliehen  Gehöres  im  ganzen  zu  bilden.  —  Das  Recht  des  recht- 
lichen Gehöres  ist  eine  Folge  des  EUage-  und  Beschwerde- 
rechtes, das  seinerseits  auf  eine  positive  Leistung  des  Staates 
geht,  also  ein  sogenanntes  bürgerliches  Recht,  kein  Freiheits- 
recfat  ist;  an  sich  aber  ist  das  rechtliche  Gehör  ein  Freiheits- 
recht,  eine  Garantie  dafUr,  dafs  dem  einen  wie  dem  anderen  diese 
Leistung  zuteil  werde,  und  dafs  sie  ihm  gleicherweise  zuteil 
werde.  —  Die  Verletzung  des  rechtlichen  Gehörs  bildet  die 
Bechtsverweigerung,  und  je  nachdem  sich  diese  auf  die 
eine  oder  andere  bezieht,  auf  das  rechtliche  Gehör  als  Recht  auf 
Gebor  überhaupt  oder  auf  gleiches  Gehör,  unterscheidet  man 
formale  und  materielle  Rechtsverweigerung.  Die  formale 
Rechtsverweigerung  besteht  darin,  dafs  eine  Behörde  sich  schlecht- 
hin weigert,  eine  in  ihren  Oeschättskreis  fallende  Angelegenheit 
in  die  Hand  zu  nehmen  und  zu  behandeln,  sei  es,  dab  sie  die 
Behandlung  ausdrücklich  ablehnt,  sei  es,  dab  sie  dieselbe  still- 
schweigend unterläfst;  die  materielle  RechtSTerweigernng  da- 
gegen besteht  in  willkürlicher  Rechtsprechung  (vgl.  mein  Bundes- 
Btaatsrecht,  S.  120). 
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C.    Inhalt  der  Rechtsgleiehheit. 

Die  KecfatBgleichheit  besteht  in  der  Gleichheit  des  Rechts, 
darin,  daTs  die  Bttrger  vor  dem  Gesetz  gleich  seien,  dieses  fllr  alle 
gleich  sei  and  gleich  angewendet  werde. 

Die  Rechtegleichheit  als  Recht  auf  Gleichheit  im  Recht  nnd 
in  dessen  Anwendung  ist  auch  ein  Schntzrecfat  vor  staatlicher 
Vergewaltigung  nnd  damit  ein  Freiheitsrecht,  unterscheidet 
sich  aber  von  allen  anderen  Freiheitsrechten  dadurch,  daTs  sie 
nur  eine  relative  Beschränkung  der  Staatsgewalt  ent- 
hKlt,  keine  absolute,  d.  h.  eine  durch  die  Rücksicht  auf  andere 
Individnea  bedingte  Beschränkung,  m.  a.  W. :  es  will  die  Rechts- 
gleichheit nur,  itSa  sich  die  Staatsgewalt  den  einen  wie  den 
anderen  Individnen  gegenüber  gleicherweise  beschränke  oder  nicht 
beschränke,  soweit  eben  nicht  erhebliche  tatsHchliche  Unterschiede 
zwischen  ihnen  vorliegen,  wovon  nachher.  Weil  die  Rechtsgleich- 
heit aber  doch  eine  Beschränkung  der  Staategewalt  involviert, 
bildet  sie  ein  die  eigentlichen  Freiheitsrechte  ergUnzendee,  weiteres 
rreiheitsrecht  (vgl.  meine  Politik,  8.  205). 

Die  Rechtsgleichheit  ist  aber  selbst  nur  relativ;  sie  ist  nicht 
nur  eine  relative  Beschränkung  der  Staatsgewalt,  eondern  sie  ist 
selbst  relativ  heechrftukt,  beschränkt  durch  die  Rücksicht 
auf  die  tatsächlichen  Verhältnisse.  Soweit  nämlich  die  erheb' 
liehen  tatsächlichen  Verhältniese  verschieden  sind,  kann  bezw. 
mnfe  von  der  Rechtsgleichheit  abgewichen  werden.  Die  Rechts- 
gleichheit wird  also  näher  durch  ihre  Negation,  die  Abweichung 
von  ihr,  bestimmt. 

1.  Recht  und  Pflicht  der  Abweichung  von  der 
Rechtsgleichheit.  —  a.  Das  Recht  der  Abweichung  ist  dadurch 
bedingt,  dnfs  erhebliche  tatsächliche  Verschiedenheiten  zwischen  den 
Bürgern  bestehen.  Diese  Verschiedenheiten  können  natürlich 
sein,  wie  insbesondere  Alter  nnd  Geschlecht,  so  dab  Kinder  nicht 
den  Erwachsenen,  nnd  Frauen  nicht  den  Männern  gleichgestellt 
KU  werden  brauchen;  sie  können  aber  auch  künstlich  sein, 
rechtlich  (wie  oben  8.  113  der  Unterschied  zwischen  öffentlich- 
rechtlichen  nnd  privntrechtlichen  Korporationen)  oder  gesellschaft- 
lich (Unterschied  der  Geistlichen  von  den  Laien;  vgl,  den  Entscheid 
des  Bundesgerichts  betr.  das  sog.  Genfer  „ Soutane ngeaetz" :  B.£. 
n,  182).  Auch  die  rechtlichen  Verschiedenheiten  sind,  nachdem 
sie  in  ihrem  Bestände  durch  das  Recht  und  ku  Recht  fixiert  sind, 
fUr  die  weitere    rechtliche  Behandlung    tatsächliche  Verschieden- 
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Leiten.  —  Id  jedem  Fall  mttssen  die  Verechiedenheiten  erbeb- 
lich sein,  d.  h.  wichtig  genng,  um  eine  verschiedeiie  rechtliche 
Behaadlong  der  Bürger  zu  begründen,  und  zwar  erheblich  gerade 
ia  der  Beziehung ,  in  welcher  der  Rechtfinnterechied  gemacht 
werden  hoH;  wo  es  auf  die  betr.  Verschiedenheit  nicht  ankommt, 
bt  die  sonst  erheblichste  tatsächliche  Verschiedenheit  unerheb- 
lich. —  Diese  Verschiedenheiten  k6nnen  wirksam  werden  im 
Sffentlichen  wie  im  privaten  Kecfat,  so  auch  der  geschlechtliche 
Unterschied  (vgl.  den  Fall  Kempin,  betr.  Zulassung  der  Franeu 
zur  Eechtsauwaltachaf t :  B.  £.  XIII,  5).  Speziell  aber  ist  das  sog. 
allgemeine  Stimmrecht  dnrcb  Art.  4bediugt  undbeschitinkt: 
bedingt  (es  mu£s  allgemein  sein)  insofern,  als,  weil  speziell  der 
Zensus  unerheblich  erscheint,  das  Stimmrecht  den  Bürgern  uhne 
Unterschied  zwischen  reich  nnd  arm,  insofern  also  allen  zu- 
kommt; beschrSnkt  (es  mufs  nicht  allgemein  sein)  dadurch,  dafs 
wegen  erheblich  erscheinender  Verschiedenheiten,  wie  Alter  and 
Geschlecht,  gewisse  Klassen  der  Bürger,  vor  allem  Frauen 
nnd  Kinder,  ausgescblossen  werden  können  —  nnd  insofern 
ist  Art.  48  durch  Art.  4  zu  interpretieren.  Andere 
Verschiedenheiten  wieder  erscheinen  für  das  Stimmrecht  unerheb- 
lich, wie  die  TOn  Beruf  nnd  Stand,  so  dab  Dienstboten  und 
Geistliche  nicht  aasgescblossen  werden  können.  —  b.  Die  Ab- 
weichung yon  Art.  4  ist  unter  UmstKaden  nicht  nur  ein  Recht, 
sondern  eine  Pflicht  der  Gesetzgebung,  d.h.  es  müssen  sogar 
tatsächliche  Verschiedenheiten  in  Ausnahmebestimmungen  ihren 
Ausdruck  finden,  soll  in  Wahrheit  Rechtsgleichheit  bestehen.  So 
hat  das  Bnndesgericht  in  einem  Falle  erkannt  (B.  E.  XIII,  251)*, 
es  hat  hier  verlangt,  dafs  die  Prozefskautionen  den  Kitteln  des 
Armen  entsprechend  zu  ermttTsigen  seien ,  um  ihm  den  gleichen 
Recbteschntz  wie  dem  Reichen  zu  gewahren.  Die  Konsequenz 
des  Satzes  führt  zur  Ausgleichung  des  Unterschiedes  zwischen 
reich  nnd  arm  nnd  insofern  zur  Lösung  der  sozialen  Frage: 
wenn  der  Arme  überall  desto  weniger  bezahlen  mnfs,  je  ärmer 
er  ist,  und  der  Reiche  umgekehrt,  so  macht  es  keinen  Unterschied 
mehr,  ob  reich  oder  arm. 

2.  Art  und  Hafs  der  Abweichung,  a.  Die  Abweichung 
muTs  durch  Gesetz  statuiert  sein,  kann  nicht  einfach  in  der  An- 
wendung bezw,  durch  Verwaltung  oder  Justiz  ans  sich  stattfinden. 
Denn  die  Rechtsgleichheit  ist  ein  Rechtegnt  der  Bürger  und  kann 
als   solches  nnr   im  Gesetugebungswege   entzogen '  werden.     Vor 
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allem  nattlrlich  kann  das  durch  die  Verfassung  selbst  geschehen; 
die  Verfassung  kann  Abweichungeu  in  dieser  oder  jener  Be- 
ziehung von  der  Bechtsgleichheit  festsetzen.  Wtan  es  aber  eine 
kantonale  Verfassung  tut,  so  unterliegt  sie  in  dieser  Beziehung 
bei  Genehmigung  durch  den  Bund  (vgl.  Art.  6)  oder  im  Reknrs- 
fall,  und  in  diesem  nicht  weniger  als  ein  gewöhnliches  Gesetz, 
der  Nachprüfung  auf  Art.  4  der  Bundesverfassung.  Soweit  da- 
gegen die  Bundesverfassung  selbst  weitere  Bestimmungen  enthält, 
die  als  Abweichungen  von  Art.  4  erscheinen,  so  aiod  nie  so  gültig 
wie  Art,  4  im  übrigen  selbst,  weil  sie  nicht  weniger  als  er  einen  Teil 
der  Bnndesverfaesung  bilden  (ygl.  B.E,  VI,  173;  XIII,  10,  und 
XV,  691/692).  —  b.  Die  von  der  Recbtsgleichheit  abweichende 
Gesetzgebung  kann  nicht  nur  im  jus  singulare,  sondern 
sogar  in  einer  lex  specialis  bestehen.  —  Die  Rechtsgleich- 
heit bedingt  das  jus  commnae,  das  fUr  alle  ohne  Ausnahme  gleiche 
Recht.  Die  Abweichungen  von  der  Rechtsgleichheit  dagegen,  so- 
fern sie  immerhin  noch  ganze  Klassen  von  Bürgern  (Uinder- 
jKbrige,  Frauen  usw.)  betreffen,  enthalten  jns  singulare.  Dieses 
gehört  immer  noch  wie  das  jns  commune  zur  lex  generalis,  als 
der  allgemein  verbindlichen  Gesetzesvorschrift  —  allgemein  ver- 
bindlich im  Gegensatz  zur  lex  specialis,  dem  speziellen  Privil^, 
das  für  eine  individuelle  Person  ausschließlich  gilt  (die  „generellen 
Privilegien"  sind  das  Klassen  recht,  das  fttr  eine  ganze  Klasse  von 
Personen  geltende  Sonderrecht,  sind  also  identisch  mit  dem  jus 
singulare).  —  Soweit  nun  Abweichungen  von  der  Rechtsgleichheit 
stattfinden  dürfen,  Albrea  sie  jedenfalls  zum  jus  singulare;  das 
ist  das  nttchste  von  der  Rechtsgleichheit  abweichende  Sonderrecht. 
Aber  selbst  spezielle  Privilegien  sind  in  Abweichung  von  der 
Rechtsgleichheit  gestattet,  sofern  sie  —  so  sagt  das  Bundesgericht 
(B.E.  X,  318)  —  aus  sachlichen  GrUnden,  nicht  ans  persön- 
licher BegUnsügung,  erteilt  werden.  Damit  aber  ist  nicht  genug 
gesagt.  Es  roUssea  allerdings  wie  beim  jus  singulare  erhebliche 
tatsächliche  Verschiedenheiten  die  Abweichung  rechtfertigen ;  um 
aber  erheblich  zu  sein,  müssen  diese  tatsüchlichen  Verschieden- 
heiten um  80  bedeutsamer  sein,  als  sich  das  besondere  Recht 
auf  eine  Einzelperson  konzentriert  Es  mag  fllr  das  Jus  singulare 
genügen,  dafs  die  eine  Klasse  der  Bürger  zur  anderen  eine  nn- 
verbSttnismaTsig  ungerechte  Stellung  einnähme,  wenn  sie  nicht  im 
Recht  besonders  behandelt  würde;  für  die  Erteilung  eines  Privi- 
legiums an  eine  bestimmte  Person  dagegen  mufs  verlangt  werden, 
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daTs  eie  ohne  dasselbe  llberbanpt  nicht  bestehen 
könnte,  ihre  Existenz  aber  für  den  Staat  selbstvon 
Wichtigkeit  sei.  Die  tatsächlich  erhebliche  Vergeh iedenheit 
von  anderen  mab  also  nicht  nur  in  der  Art  der  Stellnng  Hegen, 
wie  beim  jus  singnlare,  sondern  in  der  Existenzf^higkeit  der 
Person  und  ihrer  Wichtigkeit  fUr  den  Staat,  um  ein  Privileg  zu 
rechtfertigen.  Dieser  erhöhte  Anspruch  an  die  Toraussetznugen 
des  Privilegs  ist  nicht  eine  Forderung  der  Politik,  sondern  des 
Rechtes  selbst:  tatsKchlich  so  erhebliche  Verschiedenheiten,  dals 
das  Recht  eingreifen  mllbte,  um  sie  auszugleichen,  gibt  es  scbliefs' 
lieb  fast  nnter  allen  Bürgern,  so  da£s  fast  jedem  ein  besonderes 
Privileg  eingerKamt  werden  mtirste;  wenn  das  Privil^  dagegen 
auf  besondere  Fälle  aufgespart  werden  soll,  so  mufs  eben  mehr 
als  blots  verschiedene  Stellung,  es  mnTs  die  Existenz  der  Person 
nnd  ihre  Wichtigkeit  fUr  den  Staat  in  Frage  stehen.  Das  ist  der 
Rechtsgrnnd  der  Privilegienerteilnng ,  soll  sie  nicht  die  Rechts- 
gleichheit verletzen.  Der  Grund  ist  also  prinzipiell  der  gleiche 
wie  beim  jus  singulare,  aber  sein  Hafs  ist  weit  enger. 

III.  Die  AbsehaffQQg  der  Hen-Bchaftsreehte. 

Der  diesbezltgliche  Satz,  Satz  2  von  Art,  4,  lautet  also: 
„Es  gibt  in  der  Schweiz  keine  Untertanen  Verhältnisse,  keine  Vor- 
rechte des  Orts,  der  Gebart,  der  Familien  oder  Personen."  Der- 
selbe hat  eine  ursprüngliche  nnd  eine  moderne  Bedeutung,  zwischen 
denen  des  Näheren  zu  unterscheiden  ist. 

1.  Ursprünglich  sind  also  die  Heirschaftsrechte  gemeint,  die 
vor  der  helvetischen  Revolution  bestanden  und  durch  diese  ab- 
geschabt wurden.  —  Der  Form  nach  datiert  der  Satz,  wie  oben 
S.  109  bemerkt,  von  der  Mediation.  Er  hat  nur  eine  fUr  die  Auf- 
fassung des  Gesetzgebers  der  Bundesverfassung  von  der  Bedeutung 
des  Satzes  bezeichnende,  aber  sachlich  unwesentliche  Änderung 
erfahren.  In  der  Fassung  der  Uediation  hiefs  es  „ni  pays  snjets", 
also  „weder  Untertanen  lande";  heute,  seit  1848,  heifst  es,  „weder 
Untertanen verhUltDisse'  (französisch  „ni  sujeta").  Bezeichnend 
l^r  die  Auflassung  des  Gesetzgebers  ist  die  Ändemng  insofern, 
als  damit  offenbar  noch  andere  Untertanen  Verhältnisse  als  nur  die 
Untertanenlande,  speziell  also  auch  individuelle  Untertanen- 
verhlLltnisse,  auch  die  individuell  politischen  Vorrechte, 
beseitigt  werden  sollten,  aufser  den  Vorrechten  des  Ortes  usw. 
Sachlich  aber  ist  die  Änderong  deshalb  unwesentlich,  weil  die  sie 
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-veranlaBsende  Anffasaunj;  offenbar  anf  einem  MifsverBtXndnia  be- 
ruht, auf  dem  Gredanken,  als  ob  ohne  die««  ÄaderuDg  die  indi- 
vidnell  politiRchea  Vorrechte  nicht  g^etroffen  wKren.  Diese  sind 
aber  schon  im  1.  Satz  des  Artikels,  betr.  die  allgemeine  Rechts- 
gleichheit, mit  anderen  Bevorzugungen  abgetan;  dieser  Satz  be- 
zieht sich  eben  nicht  nnr  auf  die  Freib  ei  tsrechte,  sondern  ancfa 
anf  die  sog,  bürgerlichen  und  weiter  und  nicht  zum  wenigsten 
auf  die  politischen,  individuell  politischen  Rechte.  Es  bleibt  also 
dabei,  dafs  der  2.  Satz  des  Artikels  nnr  mit  den  vormaligen 
Herrsch aftsrecbten  ,  den  Vorrechten  politischer  Verbände  ab- 
rechnet, und  es  ist  die  Ansicht,  so  allgemein  sie  ist  and  wenn 
auch  offiziell,  dafs  darunter  auch  Vorrechte  des  Sbmdes  und 
Vermögens,  also  individuelle  Vorrechte,  zu  verstehen,  weil  eben 
die  Anfeählnng  der  Vorrechte  in  diesem  Satze  nicht  erschöpfend 
sei  (vgl.  Blnmer-Morel  I,  286;  Meyer  11,  363,  und  B.  E.  VI,  173) 
—  durchaus  zu  verwerfen.  In  Satz  2  des  Art.  4  sind  nnr 
die  Herrschaftsrechte  gemeint,  und  diese  sind  voll- 
ständig aufgezählt-,  weitere  Ungleichheiten  fallen 
unter  Satz  1. 

2,  Satz  2  hat  aber,  so  sehr  sein  eigentlicher  Gegenstand, 
die  Herrschaftsrechte,  sich  Überlebt  hat,  eine  neue  Bedeutung 
gewonnen  ftir  die  moderne  Einrichtung  der  Wahl  kreise.  Das 
ist  seine  moderne  Bedeutung.  Vor  1798  bestanden  noch  keine 
Wahlkreise,  wie  es  noch  kein  Wahlrecht  des  Volkes  gab,  ab- 
gesehen von  lokalen,  speziell  Gemeinde  wählen,  fllr  die  es  keine 
Wahlkreise  brauchte.  —  Die  Eecbte  der  Wahlkreise  sind  auch 
Rechte  des  Ortes,  und  wenn  es  darunter  Vorrechte  gibt,  sind 
sie  also  nach  Satz  2  ausgeschlossen.  Allerdings  sind  die  Wahl- 
kreise keine  Örtlichen  Verbände,  wie  es  frUher  in  den  Stadte- 
kantonen  die  Hauptstadt  gegenüber  der  Landschaft  und  in  ge- 
wissen Länderkantonen  der  alte  Bezirk  gegenüber  den  neuen 
Boüirken  war;  sondern  die  Wahlkreise  sind  örtliche  Abteilungen 
eines  Organs,  nämlich  des  Volkes  im  ganzen  als  Wahloi^;an,  und 
ein  Organ  ist  kein  Recbtnsnbjekt,  ist  also  auch  keine  Korporation. 
Aber  wenn  es  Vorrechte  von  Wahlkreisen  gibt,  konnten  sie  nicht 
nach  dem  Satze  von  der  allgemeinen  Rechtsgleichheit  zurück- 
gewiesen werden,  weil  sie  keinenfalls  individuelle  Vorrechte 
sind,  Satz  1  aber  nur  die  Rechtsgleichheit  als  Freiheitsrecht, 
also  als  individuelles  Recht  betrifft;  lauf  solche  Vorrechte  mnb, 
wenn  sie  Überhaupt  sollen  zurückgewiesen  werden  können,  Satx  2 
Anwendung  finden. 
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Was  aber  siod  Vorrechte  der  Wahlkreise  bezw.  bevorrechtete 
Wahlkreise?  Die  Frage  hat  die  BnndesbehCIrden ,  speziell  die 
Bimdesversfunmlnng  wiederholt  beschäftig,  nnd  gerade  vom  Stand- 
punkt des  Art.  4,  —  1.  Im  Jahr  1858  hatte  sich  die  Bundes- 
versammlaag  als  Bescbwerdeioatanz  bei  Verletzung  garantierter 
Rechte  zu  befassen  in  einem  Fall  betr.  den  Kanton  St.  6allen. 
Durch  die  damalige  Verfassung  dieses  Kantons  war  der  Stadt 
St.  Gallen  eine  grOfsere  Vertretung  im  Grofsen  Kat  zugeteilt 
worden,  als  ihr  nach  der  Volkszahl  im  Verhältnis  zu  den  anderen 
Bezirken  des  Kantons  zugekommen  wKre.  Die  Beschwerde  wurde 
ala  unbegründet  abgewiesen.  Vgl  B.B.  1858,  II,  143,  Dl5  und 
549.  —  2.  Weiter  im  Jahre  1877  bei  Genehmigung  der  Ver- 
fassung des  Kantons  Schwyz  von  1876.  Laut  den  §§  41, 
43  und  44  dieser  Verfassung  sollten  dem  Bezirke  Schwyz  drei 
Mitglieder  des  R^erungsrates,  ein  Mitglied  des  StSnderates  nnd 
einer  von  den  zwei  Kantoasschreibern,  die  anderen  bezw.  das 
Andere  Mitglied  der  resp.  Behtrde  dem  Dbrigen  Kanton  zukommen, 
und  laut  §  68  sollten  dem  Bezirk  Schwyz  vom  Obeigericht  3, 
dem  Bezirk  Harch  2  und  den  übrigen  Bezirken  je  1  Hitglied 
zukommen.  Den  ersten  drei  Paragraphen  wurde  die  eidgenössische 
Gewährleistung  nicht  erteilt,  wohl  aber  dem  §  68.  Vgl.  v.  Salis  I, 
S.  157  ff,  —  8.  Endlich  betr.  die  Verfassung  des  Kantons  Tessin 
vom  Jahre  1830,  deren  Art  32  im  Jahr  1875  anlarslich  der 
EmenerungswabI  des  Grofsen  Rates  im  Reknrswege  unter  der 
neuen  Bundesverfassung  angegriffen  wurde  (Reknrs  Hordasini 
und  Konsorten).  Art.  32  bestimmte :  jeder  Kreis  ernennt  3  Ab- 
geordnete in  den  Grofsen  Rat.  Die  Bestimmung  wurde  unter  Be- 
rufung auf  Art.  4  und  6  der  Bundesverfassung  angegriffen,  weil 
die  gleiche  Zahl  der  Wahlrechte  der  Kreise  nicht  im  Verhältnis 
stehe  zu  deren  Bevölkerungszahl,  die  in  den  einzelnen  Kreisen 
verschieden  sei.  Die  Bestimmung  wurde  daraufhin  durch  Bundes- 
beechlufs  kassiert     Vgl.  t.  Salis  I,  S.  196  ff. 

Und  das  Prinzip,  nach  welchem  sich  die  Frage  entscheidet? 
£s  ist  von  der  Bedeutung,  welche  die  Bestimmung  des  heutigen 
Art.  4  der  Bundesverfassung  gemäfs  der  Mediation s Verfassung 
hatte,  auszugehen,  wie  die  Bestimmung  auch  von  dieser  Ver- 
fassung her  datiert.  Durch  die  Mediation  war  in  den  ReprSsen- 
tativkantoneu  nicht  nur  das  Wahlrecht  der  Bürger,  also  das 
individuell  politische  Recht,  wieder  auf  den  Stand  der  Vermögen- 
den   beschränkt   worden    (vgl,    oben    S.  110),    sondern    auch    das 
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W&hlrecht  der  Wahlkreise,  diese  Art  Ortsrecht,'  war  in  diesen 
Kantnaen  durclians  nicht  gleich  verteilt  worden.  Der  Kanton 
Zttrich  z.  B.  wurde  in  flinf  Bezirke  eingeteilt,  jeder  Bezirk 
erhielt  gleich  viel  direkte  Wahlen  in  den  Grofaen  Rat;  einen 
Bezirk  fHr  sich  bildete  die  Stadt  Zürich,  die  hdcfastene  den  20., 
nicht  den  5.  Teil  der  kantonalen  Bevölkerung  besaTs  nnd  doch 
gleich  viel  Wahlrecht  wie  jeder  -andere  Bezirk  genofs.  Bern 
zHhlte  nur  fUnf  Bezirke;  der  Stadtbezirk  hatte  gleiches' Wahl- 
nnd  KeprHsentation Brecht  wie  jeder  andere  Bezirk,  Hhte  also  den 
5.  Teil  der  politischen  Rechte  ans,  was  anfser  allem  Verhältnis 
zur  Bevölkerungszahl  stand.  Ähnlich  in  den  anderen  BeprBsen- 
tativkantonen:  Luzem,  Freibarg,  Solothnm,  Schaffhaoseu,  St. 
Gallen  nsw.  (vgl.  B.B.  1858,  H,  519/520).  Und  diese  Bevor- 
zugang  gewisser  Wahlkreise,  speziell  der  hanpt- 
städtischen,  war  in  derselben  Verfassung  statuiert, 
in  welcher  die  Abschaffung  derVorrechte  desOrtes 
ansgesprochen  war.  Eine  Bevorzugung  jener  Art  erschien 
also  nicht  unvereinbar  mit  dem  Grundsatz  dieser  Abschafi^ing. 
Welcher  Art  ist  nun  die  Bevorzugung?  Ein  kleiner  Bezirk  er- 
hiell  so  viele  Wahlen  wie  griffsere  Bezirke,  oder,  bei  Reduktion  - 
auf  das  gleiche  GröEBenverfaltltnis:  er  erhielt  mehr  Wahlen  als 
grOfsere  Bezirke.  Die  Bevorzugung  war  also,  mit  Bezog  auf  die 
Wahlrechte,  rein  numerisch  oder  quantitativ,  nnd  eine  solche 
erschien  wohl  vereinbar  mit  dem  Grundsatz  der  Abschaffung  (Ert- 
licher Vorrechte,  mit  anderen  Worten ;  die  blofs  quantitative 
örtliche  Bevorzugung  ist  kein  verbotenes  Vorrecht.  So  und  nicht 
anders  hat  ee  auch  beute  noch  zn  gelten. 

Den  Gegensatz  zur  quantitativen  Bevorzugung  bildet  die 
qualitative.  Diese  besteht  darin,  dafs  ein  Ort  nicht  nur 
mehr  Rechte,  in  specie  mehr  Wahlrechte,  als  andere  Orte  erh&lt, 
sondern  daTs  er  eine  Berechtigung  erhält,  die  anderen  Orten  über- 
haupt nicht  zukommt.  Das  ist  der  Fall  1.  nicht  nur,  wenn 
der  Ort  allein  Wahlrecht  erhält  (dann  ist  er  qnaliUtiv 
bevorzugt  insolem,  als  er  berechtigt,  die  anderen  Orte  dagegen  recht- 
los sind),  sondern  2.  auch,  wenn  ihm  einzelne  bestimmte 
Wahlrechte  zugesichert,  während  solche  den  anderen 
Orten  nicht  gewährt  werden.  Auch  wenn  dem  einen  Ort 
nicht  mehr  an  bestimmten  Wahlrechten  zugesichert  wUrde,  als  ihm 
im  Verhältnis  zu  den  anderen  Orten  zukäme,  wUrde  es  eine  solche, 
qualitative  Bevorzugung  sein,  weil  sie  jenem  Orte  eben  sicher  wXren, 
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den  einzelneu  anderen  Orten  nicht.  Dazu-  kommt  weiter  der  Fall, 
.  wenn  zwar  allen  Orten  einzeln  eine  bestimmte  Zahl  tos  Wahl- 
rechten sagesichert  w^rde,  aber  S.  einem  einzelnen  Orte 
von  ihnen  in  einem  Mafse,  das  anfBer  allem  Ver- 
htltnis  zn  den  Wahlrechten  deranderenOrte  stunde. 
Auch  im  letzteren  Falle  irird  die  Bevorzu^ng,  die  an  sich  nur 
quantitativ  ist,  eine  Bevorzngnag  in  der  Qnalitit,  insofern,  als  die 
Rechte  der  anderen  Orte  denjenigen  des  bevorzugten  Ortes  gegen- 
über bedeotaugsloe  werden,  jene  Orte  also  sich  der  Kechtloaigkeit 
nXhern,  find  je  mehr  letsteres  der  Fall  ist,  nm  so  mehr  ist  gegen- 
über den  anderen  Orten  die  Bevorzugung  qualitativ ;  die  danach  ver* 
änderte  Quantität  schlSgt  also  in  veränderte  Qualität  um,  wie  bei 
gewtsaen  chemischen  Prozessen.  Die  Grenze  freilich,  wo  der  Um- 
schlag anzunehmen  ist,  ist  arbitritr.  —  Es  kann  also  nur  die 
qualitative  Bevorzugung  eines  Ortes  als  verbotenes  örtliches  Vor- 
recht angesehen  werden,  sie  muts  es  aber,  soll  Überhaupt  ein 
Kolches 'verbotenes  Vorrecht  möglich  sein,  weil  sich  in  der  einen 
und  der  anderen  Art  Bevorzugung  die  Vorrechte  erschöpfen. 

Das  dnrch  die  vorstehenden  AusfUhrnngen  gewonnene  Prinzip, 
auf  die  erwähnten  praktischen  Fälle  angewendet,  ergibt 
folgende  Beurteilong  der  betr.  Entscheide.  Die  Nie htbe anstand ung 
der  blofs  namerisch  grtilserea  Vertretung  der  Stadt  8t.  GallBn 
war  elienso  b^rlindet  als  die  Beanstandung  der  eine  qualitative 
Bevorzogung  des  Bezirks  Schwyz  enthaltenden  §§  41,  43  und  44 
der  Verfassung  des  Kantons  Schwys,  wie  hinwiederum  die 
Gewährleistung  des  §  68  der  gleichen  Verfassung,  der  in  Wahr- 
heit nicht  einmal  eine  quantitative  Bevorzugung  des  genannten 
Bezirkes  in  sich  schtob,  ganz  am  Platze  war.  Im  Gegensätze 
hierzu  war  der  Bundesheschlnfs  im  Falle  der  Tessiner  Ver- 
fassung  entschieden  falsch,  wenn  er  sich  aach  politisch  begreifen 
labt ;  aber  es  handelte  sich  um  einen  Entscheid  nach  dem 
Recht,  nach  der  Satzung  von  Art.  4  der  Bnndesverfaasitng,  nicht 
um  eine  politische  Fntschliefauug.  Im  St.  Galler  Fall 
hatte  man  die  Bevorsngang  einesKreises  zugunsten 
der  Protestanten  in  Schutz  genommen,  im  Falle 
Tessin  weist  man  eine  ähnliche  Einrichtung,  diti 
einen  Vorteil  fnr  die  Ultramontanen  bieten  mochte, 
zurück!  —  Wenn  betr.  den  Bezirk  Schwyz  von  anderer  Seite 
auch  die  §§  41,  43  und  44  der  Schwyzer  Verfassung  verteidigt 
wurden    mit  dem  Hinweis  darauf,    dafs   der   Bezirk  Schwyz   in 
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gleicher  Weise  schon  im  Ornndvertra^  zwiBch«n  diesem  Bezirk 
und  den  anderen,  den  sogenannten  änfseren  Besirken  von  Schwyz 
vom  Jahre  1833  bevorzugt  war  (^1,  B.B.  1877, 1,  521),  so  beweist 
dieser  Hinweis  nicLts,  weil  der  Grnndvertrag  unter  dem  Bundes- 
vertrag von  1815  abgeschlossen  worden  war,  welch  letzterer  das 
Verbot  von  Vorrechten  des  Ortes  und  anderer  Verbände  Über- 
haupt nicht  enthielt.  Die  Bundesverfassung  von  1848  knüpfte 
in  dieser  wie  noch  in  anderen  Beziehungen  eben  nicht  an  den 
Bnndesvertrag  von  1815  an,  sondern  griff  Über  diesen  hinweg 
zurück  auf  die  Mediation  und  sogar  auf  die  Helvetik. 

Artikel  5. 
Der  Bund  geirtlhrleistet  den  Kantonen  Ihr  Gebiet,  Ihre  S«i- 
Ter&net&t  innert  den  Schranken  des  Artikels  S,  Ihre  TerfassBngeo, 
die  Freiheit,  die  Bechte  des  Totkes  und  die  Yerfassnn^m&fälpn 
Bechte  der  Bürger  gleich  den  Bechten  nnd  Befugnissen,  welche  da« 
Tolk  den  Behörden  übertragen  hat. 


Der  Artikel  im  ganzen.  Es  ist  das  der  sogenannte  Ge- 
wahrleistnngs-  oder  Garantieartikel,  durch  den  der  Bund 
den  Kantonen  und  dem  Volke  gegenüber  eine  Garantie  dher- 
aimmt.  —  Die  Garantiebestimmnng  ist  althergebrachtes  Recht. 
1.  Schon  im  Stanzerverkommnis  vom  Jahre  1461  geloben 
die  Vni  Orte  sich  gegenseitigen  Schutz  gegen  Angriffe,  die  einem 
Orte  vom  anderen  oder  von  seineu  Angehörigen  widerfahren 
sollten  (Bestimmung  2 ;  Bestimmung  1  enthKlt  den  Eingang,  und 
die  weiteren  Bestimmungen  enthalten  die  Ausführung  des 
Prinzipes  der  Bestimmung  2).  und  schon  diese  Bestimmung  (2) 
war  ihrem  Wesen  nach  nicht  neu;  es  war  dies  schon  teils  durch 
den  Geist,  teils  durch  einzelne  Bestimmungen  der  alten  Bünde 
aIs  Bundesrecht  anerkannt  (Blnntschli,  Geschichte  des  schweize- 
rischen Bund  es  rechtes ,  S.  150).  2,  Hediationsakte  von  180S, 
Kapitel  XX  (Bundesverfassung),  Art.1:  ^Ils  (die  XIX  Kantone) 
se  garantissent  räciproquement  leur  Constitution,  le  territoire,  leur 
libert^,  et  lenr  ind^pendance,  soit  contre  les  puissanees  ^trangeree, 
eoit  contre  l'usnrpation  d'an  canton  on  d'uue  faction  particnliere" 
{„....  sowohl  gegen  auswftrtige  Hitchte  als  gegen  die  An* 
griffe  eines  Kantons  oder  einer  besonderen  Partei" ,  nach  der 
beglaubigten  deutschen  Obersetzung).  3.  Bundesvertrag  von 
1815,  1:  ,.  .  .  Sie  (die  XXII  Kantone,  nach  Einverleibung  der 
drei   neuen:    Wallis,   Neuenburg   und  Genf)  gewKhrleisten  sich 
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gegenseitig  ihre  VerfasflongeD,  ao  wie  dieselben  von  den  obersten 
Behörden  jedes  Kantons,  in  Übereinstimmnng  mit  den  Gmnd- 
sfitEeu  des  BnadesTCrtrages ,  werden  angenommen  worden  sein. 
Sie  gewährleisten  sich  gegenseitig  das  Öehiet".  —  Diese  Garantie- 
bestimmung ist  also  anch  in  die  Bnndesverfaasang  von  1848  und 
bezw.  1874  übergegangen.  Im  Unterschied  aber  zn  den  früheren 
Bestimmungen  dieser  Art  leisten  nicht  mehr  die  Kantone  sich 
gegenseitig  Garantie,  sondern  es  leistet  nnn,  entsprechend  dem 
Obergang  von  den  Bündnissen  and  vom  Staatenbund  znm  Bnudea- 
staat,  der  neue  Gesamtstaat  den  Einzelstaaten,  der  Btmd  den 
Kantonen,  diese  Garantie,  Die  Garantie  ist  nun  einerseits  eine 
P&icbt  des  Bundes  und  andererseits  ein  Recht  der  Kantone  (bezw. 
dee  Volkes,  soweit  für  es  selbst  Garantie  vorgesehen  ist),  bildet 
also  einen  Teil  der  gege.nse  itigen  Bechte  und  Pflichten 
von  Bund  und  Kantonen,  durch  welche  die  beiden  Teile  des 
Bundesstaates  miteinander  verbanden  werden  —  im  Gegensatz 
zn  den  beiderseitigen  Kompetenzen,  nach  denen  die  ganze  Staats- 
gewalt zwischen  beiden  Teilen  geteilt  wird  und  insofern  die 
beiden  in  ihrem  Geschäftskreis  getrennt  werden. 

Der  Artikel  im  einzelnen,  nach  seineu  einzelnen  Teilen.  Es 
ist  zu  unterscheiden  zwischen  dem  Subjekt  der  Gewährt eistnng 
(„der  Bund  gewährleistet  .  .  ."),  der  Rechtshandlung  der  Gre- 
währleistnng  („der  Bund  gewährleistet  .  .  .")  und  dem 
Gegenstand  und  Inhalt  der  Gewährleistung  (er  gewährlebtet  den 
Kantonen  ihr  Gebiet  usw. ,  dem  Volk  seine  Freiheit  und  seine 
Rechte,  den  BUrgem  die  verfassungamäfsigen  Rechte  und  den 
Behörden  ihre  Rechte  nnd  Befugnisse). 

I.   Der  Band  als  Garant. 

Die  Bundesverfassung  selbst  gewährleistet  an  sich  nicht,  sie 
verpflichtet  nur  den  Bund  zur  Gewährleistung.  Die  Bundes- 
verfoBSOug  setzt  auch  nicht  selbst  alle  RecbtsgUter,  die  der  Bund 
zu  gewährleisten  hat,  fest;  soweit  sie  es  aber  tut,  wie  in  ge- 
wissem Sinn  betr.  das  Gebiet,  dann  betr.  die  Sonveränet&t  der 
Kantone  und  betr.  anch  die  hauptsächlichste u  Rechte  von  Volk 
und  BUi^rn  —  liegt  darin,  in  der  Festsetzung  dieser  Güter, 
eine  Gewährleistung  durch  die  Bundesverfassung  insofern,  als 
sie  nicht  ohne  Änderung  der  BundesverfaBsang  geändert  werden 
kSnoen.  Andere  BechtsgUter,  die  also  nicht  von  der  Bundes- 
verfassung selbst  festgesetzt  sind,  kfinnen  geändert  werden,  ohne 
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dafs  ei  etwas  weiteres  bedarf  als  eine  aene  Oewährleistnng  darcb 
den  Bund  bezw.  dnrch  seine  Organe^  soweit  aber  ein  dnrcfa  den 
Bund  2u  gewährleistendes  Uecbtsgnt  durch  die  Bundes  Verfassung 
selbst  festgesetzt  ist,  braucht  es  gewisse rmafsen  einer  neuen 
Gewithrletstnng  durch  die  Bundesverfassung,  eben  mittels 
einer  Änderung  dieser.  Der  Uuterschied  in  der  GewHhrleistnng 
swischen  deu  von  der  Bundesverfassung  festgesetzten  und  anderen 
vom  Bund  zn  genUhrleisteudeu  Rechtsgtttem  kommt  beim  G«biet 
der  Kantone,  das  in  gewissem  Sinn,  aber  nur  in  gewissem  Sinn, 
durch  die  Bundesverfassung  festgesetzt  ist,  znr  Geltung,  wovon 
unter  III  n&faer. 

Soweit  der  Bund ,  und  nicht  die  Bundesverfassung,  gewähr- 
leistet, fragt  es  sich,  durch  welche  Organe.  Es  kommt  auf  di« 
Art  des  gewährleisteten  Rechtsgntes  an.  Das  Bundesgericbt 
beurteilt  Kompeteuzkonflikte  zwischen  Bundes  behfirden  und 
Kantonalbehörden,  also  Fragen  der  kantonalen  SouveränetHt,  nnd 
schützt  insofern  die  letztere  —  ferner  Streitigkeiten  staatsrecht- 
licher Natur  zwischen  Kantonen  (worunter  namentlich  Gebiets- 
und Orenzf  ragen  fallen)  und,  aufser  den  sogenannten  Administrativ- 
streitigkeiteu ,  Beschwerden  betr.  Verletzung  verfassungsmKfsiger 
Bechte  der  Bttrger  (alles  nach  Art.  113  der  Bundesverfassung); 
im  Uhrigen  stehen  die  Kechtsgflter  des  Art.  5  unter  dem  Schutze 
der  politischen  Bundesbehörden,  des  Bundesrates  und 
der  Bundes  vereammlnng  (Bond  es  Verfassung  Art.  85,  Ziff.  7  und  12, 
und  Art.  102,  Ziff.  2  nnd  3),  und  der  Bundesrat  hat  auch  Urteile 
des  Bnndesgerichtes  zu  vollziehen  (Art.  102,  Ziff.  5). 

II.  Die  Oewährleistnng  an  sieh. 

Gewährleistung  bedeut«t  im  allgemeinen  das  Bürgen,  Ein- 
stehen tut  eine  Sache  besw.  ein  Recht,  hier  fUr  ein  Kechtegnt 
nnd  dann  die  dadurch  entstehende  Sicherheit,  Btti^schaft  Man 
kann  nur  fUr  eine  fremde  Sache  bürgen,  nnd  so  bezieht  sieh 
die  Gewährleistung  des  Bundes  uur  auf  RechtsgOter,  die  nicht 
dem  Bunde  selbst,  sondern  den  Kantonen,  dem  Volk  nnd  den 
Bürgern  uud  deu  Behörden  der  Kantone  gehören ;  aber  sie  bezieht 
sich,  was  das  Volk  und  die  Bürger  und  bezw.  Behörden  hetrifil, 
nicht  nur  auf  die  durch  die  kantonalen  Verfassungen  fest- 
gesetzten Rechtsgüter ,  soudern  auch  auf  die  bnndesver- 
fasBungsmäfsigen  Rechtsgttter  und  kann  sich  auch  auf  die 
letzteren  beziehen,   weil  diese,   wenn   schon   durch  die  Bundes- 
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Verfassung   festgesetzt,    doch    nicht    dem    Bond    als    solchem    ge- 

Verscbieden  von  der  Oewtthrleistuog  ist  die  Genehmigung. 
Oenehmigen  heifst,  etwas  als  dem  Willen  des  Genehmigendei) 
(bezw.  seines  Mandanten)  entsprechend  erklären,  insofern,  als 
es  auf  diesen  Willen  Für  dea  Bestand  der  Sache  ankommt.  Die 
Genehmigung  hat  auch  wie  die  GewKhrleistiing  eine  dritte  Sache 
zum  Gegenstand,  enthält  aber  kein  Einstehen,  keine  Btlrgschsft 
fUr  dieselbe,  sondern  blofs  die  Erklärung,  die  Sache  nicht  zu 
beanstanden,  sie  bestehen  zn  lassen,  kurz:  man  macht  dabei  die 
Sache  nicht  zur  eigenen,  sondern  Urst  sie  dritte  Sache  sein,  lälst 
sie  aber  als  solche  gelten.  —  Das  Verhältnis  von  Gewährleistung 
und  Genehmigung  ist  folgendes.  Die  Genehmigung  kann  ohne 
Gewährleistung  bestehen  und  besteht  auch  immer  ohne  solche, 
wo  die  Gew&hrleistuDg  nicht  ausdrttcklich  vorgesehen  ist.  Die 
Gewährleistnng  hingegen  setzt  immer  die  Oenehmiguug  voraus; 
es  kann  eine  Sache  nicht  als  eigene  erklärt  werden  —  auch  nicht 
iu  dem  Sinne,  für  sie  im  Anfechtungsfalle  einzutreten  —  wenn 
sie  nicht  dem  Willen  des  Gewährleistenden  genehm  erscheint. 
Die  Gemhrleistung  kann  aber  nicht  nur  die  Genehmigung  zur 
stillschweigenden  Voraussetzung  haben,  sondern  von  ausdrück- 
lichen Bedingungen  abhängig  erklärt  sein ;  dann  erscheinen  diese 
Bedingungen  nicht  direkt  als  Bedingungen  der  Gewährleistung, 
sondern  der  Genehmigung,  welche  ihrerseits  die  Voraussetzung 
der  Gewährleistung  bildet.  So  verhält  es  sich  mit  der  Gewähr- 
leistung des  Bundes:  der  Bund  gewährleistet  nach  Art.  b  die 
kantonalen  Verfassungen  und  andere  Kechtsgüter,  aber  er  gewähr- 
leistet die  kantonalen  Verfassungen  nur  unter  Bedingungen,  die 
im  Art.  6  festgesetzt  sind;  sind  diese  Bedingungen  erfüllt,  dann 
genehmigt  er  die  kantonale  Verfassung  nicht  nur,  sondern  er 
gewährleistet  sie  auch.  Das  übrige  dagegen  gewährleistet  er 
schlechtbin,  ohne  dafs  besondere  Bedingungen  der  Genehmigung 
aufgestellt  wären. 

Die  Gewährleistung  äufsert  sich  in  zwei  Formen:  in  einer 
formellen  Übernahme  derselben  bei  Entstehung  des  betr.  Recbts- 
gntes,  für  welche  besondere  Bedingungen  aulgestellt  werden:  so 
bei  den  kantonalen  Verfassungen;  im  übrigen  im  Schatz  der  be- 
treffenden Kechtsgüter  bei  Bedrohung  oder  Verletzung  durch 
Dritt«.  Das  erstere  ist  Sache  der  Bundesversammlung,  das  übrige 
verteilt  sich  zwischen  Bundesgericht  und  den  politischen  Bnndes- 
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behörden    nach    Marsgsbe    der   Art    des    Rechtsgutes    (vgl.  Ziff.  I, 
Schlufsabsatz), 

III.  OegenstABd  nnd  Inhalt  der  Gew&brleistang. 

Nach  dieser  Seite  zeri&Ilt  die  BeBtimmniig  des  Art.  5  io 
■xwe'i  voneinander  w^ohl  zu  Dnt«rscbeidende  Teile:  1.  Der  Bnnd 
^wahrleiatet  den  Kantonen  ihr  Gebiet,  ihre  Sonrerftnetät  and 
ihre  Verfassnngen,  und  2.  er  gewährleistet  Volk  andBUrgera 
ihre  Freiheiten  und  Rechte  wie  den  Behörden  ihre  Kom- 
petenzen. 

Das  VerbältniB  der  beiden  Teile  ist  folgendes.  Die  Oew&hr- 
leistnng  der  Freiheit  und  der  Rechte  des  Volkes  und  der  Btli^r 
UBW.  (2)  ist  keineswegs ,  wie  angenommen  wird  (vgl.  Blnmer* 
Morel  I,  183),  blofa  eine  nähere  Ausführung  der  unter  1.  aus- 
gesprocbenen  Garantie  der  Kantonsverfasstingen ,  als  ob  durch 
jene  Gewährleistang  einfach  bezeichnet  wäre,  was  der  Bund  alles 
mit  der  Gewäbrle  istung  der  Kantons  Verfassungen  im  ganzen 
garantieren  würde.  Vielmehr  nnterRcheiden  eich  die  beiden 
Garantien  (1  nnd  2)  subjektiv  und  objektiv:  Bubjektiv  werden 
die  Kanton Bverfaseungen ,  ebenso  wie  Gebiet  und  Souverftnet&t, 
den  Kantonen  garantiert,  so  dats  diese  es  sind,  die  Anspruch 
auf  die  Garantie  des  Bundes  haben,  während  die  Freiheiten  und 
Recht«  des  Volkes  und  der  Bürger  diesen  selbst  garantiert 
werden,  Volk  und  Bürger  also  Dtitigenfalls  den  Schutz  des 
Bundes  für  die  ihnen  garantierten  Freiheiten  und  Rechte  an- 
mfen  kennen  —  nnd  objektiv  sind  unter  diesen  Rechten  nnd 
Freiheiten  nicht  nur  die  durch  die  Kan  ton  s  Verfassungen,  sondern 
auch  und  vor  allem  die  durch  die  Bun  d  e  s  Verfassung  garan- 
tierten  Rechte   und  Freiheiten  zu   verstehen  (vgl,  oben  Ziff.  11). 

Nun  die  beiden  Teile  der  bezüglichen  Bestimmung,  jeder 
fllr  sich. 

1.  Den  Kantonen  gewährleistet  der  Bund  ihr  Gebiet,  ihre 
Sonveränetät  und  ihre  Verfassungen. 

Einmal  ihr  Gebiet.  Hier  ist  zu  unterBcheiden  zwischen 
der  Gewährleistung  dnrch  den  Bnnd  bezw.  seine  Organe  und  der 
Gewährleistung  durch  die  Bundesverfassung  selbst.  Soweit  näm- 
lich die  Bundesverfassung  das  Gebiet  der  Kantone  festsetzt, 
hat  es  als  durch  sie  gewährleistet  insofern  zu  gelten,  als  es 
fUr  eine  Änderung  des  Gebietes  einer  Änderung  der  Bundes- 
verfassung selbst  bedarf.    Soweit  das  nicht  der  Fall  ist,  ist  das  Ge- 
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biet  nicht  weniger  gewSlirl eistet,  aber  nur  vom  Bund  bezw.  seinen 
Organen,  ro  dars  es  nur  einer  Zuflttmmung  dieser  Faktoren  be- 
darf, nm  ein  kantonales  Gebiet  zu  veräudern.  —  Die  Fest- 
setzung der  kantonalen  (rebtete  durch  die  Bundes verfatisung 
ist  erfolgt  im  Art.  1,  «nd  zwar  in  der  Weise,  dafs  einmal  die 
Zahl  der  kantonalen  Gebiete  in  und  mit  der  Zahl  der  Kantone 
selbst  bestimmt  ist,  und  sodann,  dafs  auch  der  Umfang  der 
Kfttitonsgebicite ,  so  wie  er  zur  Zeit  des  Eintrittes  der  Kantone 
in  den  Bund,  d.  h.  zur  Zeit  der  Errichtung  der  Bundes- 
verfassung, war,  als  mitbestimmt  gilt  (vgl.  oben  zu  Art.  1).  Es 
könnte  also  eine  Änderung  der  Kantonsgebiele  weder  nach  der 
Zahl  der  Kantone  im  ganzen,  noch  nach  dem  Umfang  der  ein- 
zelnen Kantonsgebiete  erfolgen  ohne  gleichzeitige  Änderung  der 
BuDdesverfassung.  —  Durch  Art.  5  dagegen  sind  die  kantonalen 
Gebiete  schlechthin  garantiert,  also  nicht  blofs  nach  Zahl  und 
Umfang  der  Gesamtkantnue ,  sondern  auch  nach  ihrer  inneren 
Znsammensetzung,  so  dafs  speziell  auch  die  Unteilbarkeit  eines 
Ganzkantons  in  Halhkantone  garantiert  erscheint;  insoweit  geht 
die  Garantie  des  Art.  b  Über  die  im  Art.  I  enthaltene  Garantie 
der  Kantonsgebiete  hinaus.  Aber  diese  weitere  Garantie  ist  nur 
eine  Garantie  durch  den  Bund  und  seine  Organe,  nicht  durch  die 
Bundesverfassung  selbst,  so  dafs  eine  Änderung  in  dieser  Be- 
siebnng,  also  speziell  die  Halbierung  eines  Ganzkantons,  auch 
nnr  der  Zustimmung  der  zuständigen  Bundesorgane  —  das  ist  ge- 
raafs  Art.  85,  Ziff.  7,  die  Bundesversammlung  —  und  nicht  der 
Änderung  der  Bundesverfassung  bedürfte. 

Zum  zweiten  die  Sonvertinetät.  Diese  ist  durch  die 
Bundesverfassung  selbst  festgesetzt.  Der  Bund  hat  also  hier  die 
Garantie  für  ein  Rechtsgut  zu  übernehmen ,  das  den  Kantonen 
nicht  durch  die  eigenen  Yerfassungeii  zugesprochen  werden 
konnte;  immerhin  ist  es  ein  Rechtsgnt,  das  den  Kantonen  zu- 
gesprochen ist  und  daher  vom  Bund  als  eine  von  seinen  Rechten 
verschiedene  Sache  garantiert  werden  kann. 

Endlich  die  Verfassungen  der  Kantone.  Sie  werden 
aber  nur  garantiert  unter  ausdrücklichen  Bedingungen .  wie  sie 
Art.  6  festsetzt,  und  fttr  sie  allein  auch,  im  Gegensatz  zu  den 
anderen  garantierten  RechtsgUtern,  mufs  die  Gewährleistung  be- 
sonders nachgesucht  und  bezw.  erteilt  werden,  zum  Zwecke  eben, 
nm  die  Erfüllung  der  ausdrücklichen  Bedingungen  feststellen  zu 
können.     Davon  näher  unter  Art.  6. 
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2.  Die  Bundeegarantie  betr.  die  Freiheit,  die  Rechte  des 
Volkes  nnd  die  verfassungsmäfBigen  Rechte  der  Bürger  und 
betr.  die  Rechte  and  Befugnisse,  welche  das  Volk  den  Behörden 
übertragen  hat. 

ZunSchst  werden  die  Rechte  des  Volkes  nnd  der  BUrger 
einerseits  den  Rechten  der  Behörden  andererseits  gegenüber- 
gestellt, insofern  als  bestimmt  wird,  jene  werden  gleich  diesen 
Tom  Bund  gewährleistet.  FrUher  waren  gewährleistet  anr  die 
Rechte  6er  Behflrden  bezw,  der  Regiening,  in  dem  Sinne, 
dafs  der  Bund  sie  gegen  Angriffe  durch  das  Volk  und  durch 
die  Bttrger  schütze.  So  im  Stanzerrerkommnis  und  so  implicite 
auch  in  der  He diations Verfassung  Art.  I  und  im  Bundesvertrag 
von  1815,  1;  in  der  Med iation s Verfassung  ist  von  Angriffen  durch 
eine  Partei  die  Rede,  vor  welchen  u.  a,  geschützt  werden  soll, 
nnd  im  Bundesvertrag  ist  die  Rede  von  den  obersten  Behörden, 
welche  geschützt  werden  sollen  (vgl.  oben  S.  126/127).  Daher 
wurde  denn  auch  die  Gewahrleistung  der  neuen  Verfaesnngen  der 
regenerierten  Kantone  anfangs  der  30er  Jahre,  die  sich  anch 
auf  die  Rechte  des  Volkes  erstrecken  sollt«,  von  der  Tagsatznug 
abgelehnt,  infolgedessen  die  regenerierten  Kantone  nnter  sich 
ihre  Verfassungen  gewährleisteten  durch  das  sog.  Siebener- 
koukordat  (vgl,  Snell  I,  586  ff.).  —  Immer  waren  es  also  nnr  die 
Rechte  der  Behörden,  welche  garantiert  waren,  und  zwar  nnr 
die  Rechte  der  obersten  Behörden  bezw.  derjenigen,  in  denen 
die  SonverHnetat  der  Kantone  ruhte;  die  SouverMnetfit  war 
garantiert  und  in  Konsequenz  dessen  anch  die  obersten  Behörden 
als  Trager  der  SouverKnetät.  —  Jetzt  sollen  die  Rechte  des 
Volkes  und  der  BUrger  gleich  den  Rechten  bezw.  Kompetenzen 
der  Behörden  garantiert  sein,  nnd  zwar  der  Behörden  schlecht- 
hin, und  es  werden  die  Rechte  der  Behörden  durch  den  Zu- 
satz: „welche  das  Volk  den  Behörden  übertragen  hat"  ausdrück- 
lich als  Souveräne  Rechte,  was  wenigstens  diejenigen  der  obersten 
Behörden  (Grofsrat,  Regierungsrat)  froher  waren,  aberkannt,  nnd 
wird  als  deren  Quelle,  als  der  SonverHn,  von  dem  die  Rechte 
der  Behörden  herrühren,  das  Volk  hingestellt. 

Auf  Seiten  des  Volkes  und  der  Bürger  sodann  sind  von 
den  Rechten  des  ersteren  die  der  letzteren  geschieden.  Sie  sind 
also  wieder  nicht  gleich,  nnd  was  unter  den  einen  und  den 
anderen  zu  verstehen  ist,  wird  klar  durch  die  Betrachtung  des 
Grundes,  warum  die  verfasEungsmäfsigen  Rechte  der  Bürger  neben 
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Freiheit  nnd  Sechten  des  Volkee  noch  besonders  garantiert  sein 
sollen.  Der  Grtiad  liegt  darin,  die  Rechte  auch  des  einzelnen 
Bürgers  gegen  den  Terrorismns  einer  Volksmehrheit  zu  schützen. 
Wie  die  Bechte  von  Volk  und  Bürgern  geschützt  werden  vor  der 
Vergewaltigung  durch  die  Herrschaft  der  Behörden  bezw,  der 
fi«giernng,  so  die  Bechte  des  einzelnen  Bürgers  YOr  der  Ver- 
gewaltigung durch  die  Volksberrschaft  Was  also  als  die  ver- 
fassungsrnftCsigen  Rechte  der  Bürger  garantiert  ist,  das  sind  die 
individuellen  Freiheitsrechte,  und  was,  nuter  Vorbehalt  der 
letzteren,  als  ,die  Freiheit  nnd  die  Rechte  des  Volkes"  garantiert 
ist,  das  sind  die  He rrschafts rechte  des  Volkes,  die  politischen 
Volksrechte.  Es  sei  —  das  ist  also  der  8inn  der  ganzen  be> 
züglichen  Bestimmong  —  die  Herrschaft  des  Volkes  wie  der  Be- 
hörden garantiert;  aber  sein  Herrsch&f tsrecht  soll  nicht  zur  Vor- 
gewaltigung  des  Bürgers  mifsbraucht  werden,  so  wenig  als  es, 
das  Volk,  seinerseits  mehr  von  den  Behörden,  der  Regierung, 
vergewaltigt  werden  darf.  —  Worin  freilich  die  einen  nnd  die 
andern  Rechte,  Freiheits*  nnd  politische  Volksrecbte,  bestehen, 
wird  durch  die  kantonalen  Verfassungen  und  durch  andere 
Artikel  der  Bundesverfassung  f«>stgesetzt ;  Art.  5  der  Bundes- 
verfassung setzt  nur  fest,  dafs,  soweit  solche  bestehen  bezw, 
bestehen  müssen,  sie  durch  den  Bund  geschützt  sind  (vgl.  B.E. 
Vin,  195,  Ziff.  2), 

Artikel  6. 

Die  Kantone  sind  Terplllchtet,  für  Ihre  Terfkssnngen  die  €le- 
wUrlelstnng  des  Bundes  nachznsachen. 

Der  Bund  Bbemimmt  diese  Gew&hrleistnng  insofern; 

a)  sie  nichts  den  Vorschriften  der  Bundes« erfusung  ZawMer- 
laufendes  enthalten ; 

b)  sie  die  Ansflbnng:  der  politischen  Bechte  nach  republlkanl- 
sGhen(repr&sentatlTen  oder  demokratischen)  Formen  sichern} 

c)  sie  vom  Tolke  angenommen  worden  sind  nnd  rerldlert 
werden  kSnnen,  wenn  die  absolute  Mehrheit  der  Bürger  es 
verlai^lt. 

Der  Artikel  zerftllt  in  zwei  Absfttze,  von  denen  der  erste 
die  Verpflichtung  der  Kantone  statuiert,  für  ihre  Verfassungen 
die  Gewäbrleistnng  des  Bundes  nachzusuchen,  und  der  zweite 
die  Bedingungen  festsetzt,  unter  denen  der  Bund  diese  Ge- 
währleistung übernimmt. 
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I.    Die  NachsachoDg  der  GewHhrleistung. 

In  dieser  Bezielmiig    kommen    folgende  Punkte   in  Betracht. 

1.  Eines  besonderen  Aktea  der  Gewährleistung  bedarf  es 
also  nur  fUr  die  Verfassungen  der  Kantone.  Diese  Verfassungen 
sind  kantonale  Schilpfungen,  mUssen  also  erst  vom  Band  darauf 
angesehen  werden,  ob  sie  danach  beschaffen  sind,  dab  er  sie 
gewährleisten  kann.  Die  Ubri~en  nach  Art.  5  zu  gewährleistenden 
RechtsglUer  dagegen  braachen  entweder  überhaupt  niclit  oder 
nicht  besonders  gewährleistet  zu  werden:  das  Gebiet  ist  her- 
gebracht, und  die  Souveränetät  der  Kantone  und  die  hauptsäch- 
lichsten Kechte  von  Volk  und  Bürgern  sind  durch  die  Bundes- 
verfassung selbst  festgesetzt;  alle  drei  sind  also  vom  Bund  nicht 
erst  zu  prüfen;  die  anderen  Rechte  von  Volk  und  Bürgern  aber 
und  bezw.  die  Kechte  der  kantonalen  Behörden  bilden  als  Teile 
der  kantonalen  Verfassung  Gegenstand  der  Gewährleistung  der 
kantonalen  Verfassung  im  ganzen.  —  Also  nur  die  kantonalen 
Verfassungen  bedtlrfen  eines  besonderen  Gewährleistungsaktes 
seitens  des  Bundes.  Ans  diesem  Grunde  sind  die  Kantone 
verpflichtet  —  und  das  bildet  den  Inhalt  des  ersten  Abs.  von 
Art.  6  —  diese  Gewährleistung  beim  Bund  nachzusuchen,  und  zu 
diesem  Zwecke  haben  die  Kantone  weiter  ihre  Verfassungen  dem 
Bund  vorzulegen.  Das  Nähere  dieser  Vorlage  bestimmt  ein 
„Beschlufa  der  schweizerischen  Bundesversammlung, 
die  Garantierung  der  Kantonsverfassungen  be- 
treffend", V.  16.  Vn.  1851:  B.G.  2'395. 

2.  Was  ist  aber  unter  „Verfassung"  zu  verstehen?  ^Ver- 
fassung" ist  hier  nach  Umfang  und  Inhalt  des  Wortes  im  weitesten 
Sinne  zu  verstehen.  Dem  Umfang  nach  ist  Verfassung  nicht  nur  die 
Gesamtverfassung  (Totalrevision),  sondern  auch  das  einzelne 
Verfassungsgesetz  (Partialrevision).  Inhaltlich  ist  die  ganze 
formale  Verfassung  gemeint,  so  dafa  alles,  was  in  einer  Ver- 
fassungsurkunde enthalten  ist,  Gegenstand  der  Prüfung  und  Ge- 
nehmigung des  Bundes  bildet,  auch  die  Bestimmungen  vom  Charakter 
eines  gewöhnlichen  Gesetzes  oder  gar  eines  Keglementa.  „Ver- 
fassung" umfafst  aber  auch  alles,  was  Verfassung  im  materi eilen 
Sinne  ist,  so  dafs  jedes  Gesetz,  das  materiell  als  Verfassung  erscheint, 
dem  Rechte  der  Prüfung  des  Bundes  unterliegt,  auch  wenn  das 
Gesetz  nicht  in  die Verfaesungsarkunde  aufgenommen  sein  sollte; 
anderenfalls  könnte  die  Gewährleistung  bezw.  die  darin  enthaltene 
Genehmigung    des    Bundes    einfach    dadurch    umgangen    werden, 
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daTs  die  betr.  Best  immunen  unter  der  Flagge  eines  gewQhnlichen 
Gesetzes  in  das  kantonale  Kecbt  eingeführt  würden. 

S.  Die  Bedeatang  des  besonderen  QewfthrleistangsakteB 
bezv.  der  Genehmigung  bei  kantonalen  Verfassungen,  Dieselbe  hat 
eine  doppelte  Seite:  a.  Die  Genehmigung  ist  keine  Be- 
dingung der  Vollziehbarkeit  der  Verfassung,  d.  h. 
eine  kautnnale  Verfassung  ist  nicht  nur  gUltig,  sondern  auch  voll- 
ziehbar, ohne  dafa  bezv.  bevor  sie  genehmigt  ist,  wenn  und  so- 
weit sie  den  Vorschriften  des  Bundearechtes  nicht  widerspricht. 
Dafs  eine  kantonale  Verfassung  ohne  bezw.  vor  der  bnndesmäfsigen 
Genehmigung  gUltig  sein  kann,  versteht  sich  nach  allgemeinen 
Gruudafitzen  von  selbst:  die  Genehmigung  iat  ohne  weiteres  nicht 
Bedingung  der  Perfektion  eines  Rechtsaktes,  die  Perfektion  in- 
volviert aber  die  Gültigkeit  des  Rechtsaktes;  eine  kantonale  Ver- 
fassang  ist  also  nach  der  durch  die  Bundesverfassung  selbst 
(Art.  6,  lit.  c)  vergesehenen  Annahme  durch  das  Volk  perfekt 
und  damit  gültig.  Aber  auch  vollziehbar  ist  eine  kantonale 
Verfassung  ohne  bezw.  vor  der  bundesrnSTaigen  Genehmigung, 
nicht  bloCs  deshalb,  weil  der  Bedingung  der  Genehmigung  eine 
Suspensivwirkung  nicht  ausdrücklich  durch  die  Bundesverfassung 
zugeaprochen  ist,  sondern  schon  aus  dem  Grunde,  dafs  die  Ge- 
nehmigung sich  nicht  auf  die  Verfassung  an  sich  bezieht,  sondern 
nur  auf  ihre  Übereinstimmung  mit  dem  Bnndesrecht,  die  auch 
sonst,  nachher  noch,  festgestellt  werden  kann.  Die  Verpflichtung 
der  Kantone  zur  Vorlage  einer  kantonalen  Verfassung  swecks 
Genehmigung  ist  also  eine  blofse  Ordnnngsbeetimmnng,  keine  Be- 
dingung weder  der  Gültigkeit  noch  der  Vollziehbarkeit  einer 
kantonalen  Verfassung.  Diese  blofa  formale  Bedeutung  der  bundea- 
mäCsigen  Genehmigung  iat  von  jeher  anerkannt;  vgl.  UUmer  I, 
Nr.  21  und  B.B.  1865,  II,  467.  —  Eine  kantonale  Verfassung  ist 
also  auch  ohne  Genehmigung  des  Bundes  vollziehbar;  voraus- 
gesetzt ist  aber  immer,  dafa  die  Verfassung  den 
Vorschriften  des  Bundesrechtes  nicht  widerspricht. 
Wenn  also  gewisse  Artikel  einer  Verfassung  bereita  wegen  Wider- 
spruches mit  dem  Bundesrecht  von  den  Bundesbehörden  zurück- 
gewiesen worden  sind,  sind  sie  als  rechtlich  nicht  existent  zu 
betrachten;  vgl.  Ullmer  I,  Nr.  22.  —  h.  Die  Genehmigung 
hindert  nicht  die  nachfaerige  Aufhebung  bestimmter 
Artikel  durch  die  zuatändige  Bundeabehörde.  Und 
zwar  kann  diese  Aufhebung   erfolgen    nicht   nur    im  Hekursvege 
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darch  ä&a  Buudesge rieht  oder  die  politischen  BundeabebClKlen 
kraft  Art.  113,  Ziff.  8  der  BnodeBverfasaang,  sondaru  anch  ez 
officio,  im  Falle,  dafs  eine  kantonale  Verfasanngsbestimmung  dem 
Bnndesrecht  oder  Konkordaterecht  zuwider  erscheint,  darch  die 
das  betr.  Recht  Ubenrachende  BnndesbehOrde  als  solche ,  kraft 
ihres  Aufsichtsrechtes  gemäfs  Art.  102,  Ziff.  2  (att  Art.  90,  Ziff.  2). 
Und  zwar  letzteres  nicht  nur,  wenn  das  Bnndesrecht  inzwischen 
sich  geHudert  bat,  sondern  anch,  wenn  blofs  eine  andere,  begrÜDdete 
Anffassting  bezüglich  der  Frage  der  Bundes  rechtem  STsigkeit  einer 
kantonalen  Verfassangsbestimmnog  Platz  gegriffen  hat;  vgl. 
Ullmer  II,  Nr.  716,  und  v.  Salia  I,  Nr.  54  nnd  86  (nur  dafs  im 
Falle  der  letsteren  Nummer,  betr.  den  Eekurefall  Mordasini  nsd 
Kons.,  von  dem  oben  8t  128  und  125  die  Rede  war,  die  Auf- 
hebung UQ  begründet  erscheint). 

i.  Organ  des  Bandes  für  die  Gewährleistung  kantonaler  Ver- 
fassungen ist  die  Bandeeversammlung  (Bund  es  Verfassung,  Art.  85, 
Ziff.  7). 

II.    Die  BedingaDgeQ  der  Gewährleistung. 

Der  Band  Übernimmt  diese  Gewährleistung  insofern : 

a)  „sie  nichts  den  Torschrlften  der  BandesrerTassnnf  Zowlder- 
lanfendes  enthalten,"  ErltLnterung ;  1,  Unter  den  „Vorschriften 
der  Bundesverfassung"  sind  nicht  nur  Vorschriften  der 
Bundesverfassung  selbst,  sondern  auch  die  in  deren  Ausftlhrnng 
erlassenen  Bnndesgesetze  nnd  Baudeshescbltlsse  und  selbst  blofse 
Verordnangen  des  Bundes  zu  verstehen.  Das  folgt  schon  aus 
dem  Umfang  der  PrBponderanz  des  Bandesrechtes ;  alles  Bandes- 
recht präponderiert  allem  kantonalen  Recht,  das  blolse  Bundes- 
verordnungsrecht  sogar  dem  kantonalen  Verfassungsrecht;  daher 
rtarf  das  kantonale  Verfassungsrecht  keinerlei  Bundesrecbt 
zuwiderlaufen  —  alles  nach  dem  Grundsatz:  Reicbsrecht 
bricht  Landrecht.  Sodann  folgt  diese  Interpretation  aus  Art  102, 
Ziff.  2  der  Bundesverfassung,  kraft  dessen  die  Bundeebebßrdea 
einer  bereits  genehmigten  Verfassung  die  Genehmigung  wieder 
entziehen  kttnnen  (vgl.  oben);  können  sie  eine  Genehmigung  nicht 
nur  mit  Rücksicht  auf  die  Bimdesverfassang ,  sondern  auch  mit 
Rücksicht  anf  Gesetze  und  Beschlüsse  des  Bundes  entziehen,  so 
kennen  sie  aas  den  gleichen  Rücksichten  am  so  eher  die  Oe- 
nehmignng  von  vornherein  vorenthalten.  —  2.  „Den  Vorschriften 
der  Bnnd  es  Verfassung  Zuwiderlaufendes".  Also  nur  wegen 
S  e  c  h  t  s  Verletzungen ,  Verletzungen  des  Bnndesrecbtes  kann  die 
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Genehmigung  vore&thalten  werden,  nicht  wegen  biofaftr  Unzweck- 
mäfsigkeit  kantonaler  VerfaMiingfibestimmungen.  Sodann  kttnnen 
nar  positiv  wi  derspr eckende  Bestimmungen  einer  kantonalen 
Verfaeaung  beanstandet  werden,  nicht  blobe  LUcken,  vorbehalt- 
lich des  Rechtes  des  Bundes,  materielles  Verfassungsrecht,  das 
der  gewöhnlichen  Gesetzgebnng  Uherlassen  wurde,  anch  in  der 
Form  des  blofsen  Gesetzesrechtes  onter  seine,  des  Bundes,  Ge- 
nehm ignng  zo  stellen  (vgl.  oben).  Endlich  mllssen  die  Be- 
Btimmnugen  einer  kantonalen  Verfassung,  um  vom  Bunde  zurück- 
gewiesen werden  zu  kSnnen,  in  unzweifelhaftem  Widerspruch 
zum  Bandesrecht  stehen;  ein  solcher  Widerspruch  kann  aber  nicht 
nur  dem  Wortlaute  der  Bestimmung,  sondern  auch  dem  Sinne 
nach  vorhanden  sein.  Dagegen  kann  Bestimmungen  gegenüber, 
die  nur  möglicherweise,  je  nach  Atuilegung  oder  Anwendung,  mit 
Bnndesrecht  im  Widerspruch  stehen,  nichts  weiter  geschehen,  als 
daCs  die  der  Verletzung  aasgesetzte  Buudesrecbta Vorschrift  in  ihrem 
Bestände  ausdrücklich  gewahrt  wird,  —  Immerhin  kann  wegen 
widersprechender  Bestimmungen  nicht  ein  ganzes  Verfassungs- 
gesetz  zurückgewiesen  werden,  aufser  es  h&tte  die  Genehmigung 
des  Bestes  fllr  sich  keinen  Sinn. 

b)  »sie  die  Ansllbn^  der  politischen  Rechte  nach  repnbllkanl- 
schen  (repr&sentatlTen  oder  demokratischen)  Formen  sichern." 

a.  Diese  Bestimmung  enthält  eine  direkte  und  eine  in- 
direkte Forderung.  1.  Direkt  werden  politische  Volks- 
rechte gefordert  oder  eigentlich,  weil  nur  von  deren  Ausübung 
die  Kode  ist,  vorausgesetzt.  Folitiscbe  Volksrechte  gab  es  von 
jeher  seit  Untergang  der  alten  Eidgenossenschaft;  so  auch  unter 
dem  Bnndesvertrag  von  1815 ,  wenigstens  das  Wahlrecht  der 
Repräsentative.  —  2.  Indirekt  aber  wird  die  Vol  ksson  verfine- 
tat  und  damit  die  demokratische  Staatsform  zur  Bedingung  ge- 
macht. Indirekt  insofern,  als  nicht  geradeheraus  gesagt  ist ,  die 
SonverKnetät  ruhe  im  Volke,  sondern  nur,  die  Ausübung  finde 
nach  den  und  den  Formen  statt;  m.  a.  W,:  es  wird  die  Volks- 
sonveränetfit  nicht  dem  TrHger,  sondern  dem  Organ  nach,  dem 
ersten  und  Hauptorgan,  dem  stimmberechtigten  Volk  nach, 
bestimmt.  Die  Staatsform  aber  wird  durch  die  Bestimmung  in- 
sofern bedingt,  als  einmal  nur  von  republikanischen  Formen  die 
Bede  ist;  damit  ist  die  Monarchie  ausgeschlossen.  Auch  von 
republikanischen  Formen  ist  nicht  schlechthin  die  Rede,  sondern 
nur  mit  der  Elansei  „repräsentativen  oder  demokratischen".    Die 
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repräsentative  Republik  aber  ist  diejenige,  wo  dos  ganze  Volk 
bei  Ausübung  der  Herrschaft  yertreten  ist;  eine  Vertretung  des 
ganzen  Volkes  findet  aber  in  der  Aristokratie  nicht  statt,  also  ist 
diese  wie  die  Honarcbte  ausgeschloBsen.  Die  demokratische 
Republik  ihrerseits  ist  im  Gegensatz  znr  repräsentativen  Republik 
diejenige,  in  der  das  Volk  sich  nicht  darauf  beschränkt,  Vertreter, 
KepräBentanten  znr  Ausübung  seiner  Herrschaftsrecbte  zu  wählen, 
sondern  diese  Rechte  in  der  Gesetzgebung  and,  soweit  mtiglichf 
auch  in  der  Verwaltung  selbst  ausübt;  m.  a.  W. :  es  ist  die 
reine  Demokratie  im  Gegensatz  znr  repräsentativen 
Demokratie  —  also  hier  wie  dort  Demokratie,  beruhend  aof 
der  VolksBonveränetät.  —  3.  Die  Volkssouveränetät  bezw.  die 
demokratische  Staatsform  ist  also  doppelt  verschleiert: 
einmal  dadurch,  dafs  direkt  nur  politische  Volksrechte,  die  auch 
in  der  Monarchie  vorkommen  können ,  gefordert  werden ,  und 
weiter  insofern,  als  nur  von  republikanischen  Formen,  zu  denen 
an  sich  auch  die  Arislokratie  gehört,  die  Rede  ist. 

ß.  Die  Hauptbedeutung  der  Bestimmung  der  Lit.  b.  aber 
liegt  gerade  in  der  indirekten  Forderung,  in  d»r  Forderung  der 
Volkssouverftnetät  beaw.  der  demokratischen  Staatsfrirm.  Vor 
allem  im  Ansschtufs  der  Uonarcbie.  Die  Bestimmung  war 
speziell  gegen  das  Fürstentum  Neuenburg  als  solches  gerichteL 
Neuenburg  war  J814  als  Fürstentum,  im  Verhältnis  der  Personal- 
union, in  welchem  es  zum  Kfinig  von  Prenben  stand,  in  die  Eid- 
genossenschaft getreten,  und  der  Wienerkon grets  hatte  auch  die 
SouverHnetät  des  PreufsenkSnigs  Über  Neuenburg  anerkannt 
(Schlufsakte  v.  9.  VL  1815,  Art.  23);  von  Seiten  der  ScbweiE 
war  Neuenburg  freilich  nur  als  „souveräner  Staat"  au^enoinmen 
worden  (Snell  I,  16).  Nachdem  dann  infolge  der  französischen 
Februarrevolution  vom  Jahre  1848,  die  sich  auch  nach  Deutsch- 
land nnd  bezw.  PreuCsen  verpflanzte,  in  Neuenburg  am  1.  in.  1848 
die  Republik  proklamiert  und  am  30.  IV.  1848  verfassungs- 
mäfsig  konstituiert  worden  war,  wurde  sie  vom  Bund  durch  eben- 
diese  Bestimmung  (Art.  6,  lit.  b)  in  Schutz  genommen,  auch  im 
eigenen  Interesse  des  Bundes.  Wenn  der  blofse  Staatenbund, 
der  als  solcher  kein  Staat  ist  und  daher  auch  keine  Staatsform 
besitzt,  in  der  Schweiz  bis  dahin  auch  ein  Fürstentum  unter  seinen 
Gliedern  vertragen  konnte,  so  nicht  mehr  der  Bundesstaat,  der 
den  Bund  selbst  als  Demokratie  einrichtete :  mit  der  demokratischen 
Staatsform  des  neuen  Bundes  war  eine  Fürsten berrschaft    in    der 
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Schweiz  unverträglich  geworden.  —  Weiterhin  aber  waren  durch 
die  Beatimmung  auch  die  aristokratischen  St&dterepubliken 
auageachloasen,  wie  sie  noch  vor  1830  in  der  Schweiz  bestanden 
hatten. 

c)  „nie  vom  Volke  ang'enommen  worden  sind  und  revidiert 
werden  kSnnen,  wenn  die  absolute  Mehrheit  der  BBi^er  es  ver- 
langt." 

Itn  ganzen  enthalt  die  Vorschrift  zwei  wichtige  Volksrechte: 
das  kantonale  Verfassungsreferendum  und  die  kan- 
tonale Verfassungsinitiative,  und  das  Verhältnis  dieser 
Bestimmung  zur  vorigen  (b),  soweit  diese  ebenfallti  von  politischen 
Volksrechten  spricht,  ist  folgendes:  In  der  vorigen  Bestimmung 
werden  nur  sohin,  ohne  nähere  Bezeichaung,  politische  Volks- 
recht« gefordert  bezw.  vorausgesetzt,  so  dafs  mit  dem  Volks- 
Wahlrecht  jener  Forderung  oder  Voraussetzung  genügt  würde. 
In  c.  hingegen  wird  speziell  auch  das  Volksges  etzgebung: 
recht,  wenigstens  mit  Bezug  auf  das  Grundgesetz,  die  Verfassung, 
gefordert,  und  zwar  nach  beiden  Seiten  des  Gnsetzgebungs rechtes 
nach  demKecht  der  Abstimmung  —  das  ist,  insofern,  als  es  dem 
Volke  zukommt,  das  Referendum  —  und  nach  dem  Recht  der  A  n  - 
regung,  also,  als  einem  Recht  des  Volkes,  der  Volksini tiativß 
oder  der  Initiative  schlechthin.  —  Soweit  aber  das  Volk  nicht 
darauf  beschrankt  ist,  Vertreter  zu  wählen ,  die  an  seiner  Stelle 
die  staatlichen  llefugnisse  handhaben,  sondern  die  Herrschafts- 
rechte unmittelbar  selbst  ansUht,  liegt  nicht  mehr  blofse  ReprSeen- 
tati  vverfassung  vor,  sondern  reine  Demokratie ;  die  Bund  es  Verfassung 
bedingt  also  mit  Bezug  auf  den  Erlafs  der  kantonalen  Verfassungen 
wie  der  Bundesverfassung  die  reine  Demokratie.  Das  ist 
die  über  Lit.  b.  hinansreichende  Bedeutung  der  Lit.  c.  nach  der 
Staatsform :  b.  bedingt  nur  repräsentative,  c.  dagegen  reine  Demo- 
kratie (betr.  die  Verfassung). 

Im  einzelnen  scheidet  sich  der  Inhalt  der  Bestimmung  der 
Lit.  c.  folgendermafsen. 

a.  Durch  die  Vorschrift,  dafs  die  kantonalen  Verfassungen 
vom  Volk  angenommen  worden  seien,  ist  den  Kantonen  wie 
dem  Bund  das  Verfassungsreferendum  zur  Bedingung  ge- 
macht, und  zwar  nicht  blofs  als  fakultatives,  sonder  als  obli- 
gatorisches, d.  h.  danach  unterliegt  eine  kantonale  Verfassung 
wie  die  Bundesverfassung  dem  Referendum  nicht  nur  im  Falle, 
dafs  das  Volk  die  Abstimmung  darüber  verlangt,    sondern  in  jedem 
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Fall,  unbediugt  und  ohne  «reiteres.  Im  Übrigen  iBt  noch  zu  ver> 
gleichen,  wm  im  folgenden  (ß)  betr.  die  Volkaiuitiative  unter 
2.  and  4.  Über  das  Heferendum  bemerkt  ist. 

ß.  Die  weitere  Bedingung,  dafe  die  kitatonalen  Ver- 
fasBungen  revidiert  werden  kUnnen,  wenn  die  absolute  Hehr- 
heit der  Bürger  es  verlangt,  statuiert  die  kantonale  Ver- 
fassungsinitiative,  und  zwar  in  folgender  Weise.  —  1.  Die 
Verfassung  mu[s  revidiert  werden  ktfnnen,  wenn,  d.  h.  sobald  es 
verlangt  wird.  Die  VeTrassiing  mufs  also  jederzeit  revidiert 
werden  kSnnen;  kantonale  Verfassangsbestimmungen  nach  Art 
der  früheren  Verfassungen ,  wonach  die  Verfassung  erst  nach 
Ablauf  einer  gewissen  Anzahl  Jahre  sollte  revidiert  werden 
ktfnnen  (vgl.  meinen  Grundrifs  des  Staats-  und  Verwaltungsrechte 
der  schweizerischen  Kantone  I,  74),  sind  bund  es  verfassungswidrig. 
—  2.  Die  Verfassung  mufs  revidiert  werden  kfitmen,  sobald  die 
absolute  Hehrheit  der  BUi^er  es  verlangt.  Das  absolute 
Uehr  ist  die  Hlilfte  der  Stimmen  +  1,  im  Gegensatz  zum  poten- 
zierten Hehr,  d.  L.  einem  grOlsereu  Hehr  von  'It,  'U  usw.  der 
Stimmen,  das  also  nicht  mehr,  wie  es  früher  auch  der  Fall  war, 
fUr  eine  Verfassungsrevision  verlangt  werden  kann.  Wenn  aber 
die  absolute  Hehrheit  die  Revision  verlangt,  so  ist  diese  nicht 
nur  in  Anregung  gebracht ,  worin  allein  schon  die  Initiative  be- 
steht, Bondern  zugleich  beschlossen,  vom  Volke  (mit  Hehrbeit, 
absoluter  Mehrheit)  beschlossen.  Immerhin  ist,  wenn  die  An- 
regung nur  die  Vorfrage  betraf,  ob  überhaupt  revidiert  werden 
RolIe,  nur  die  Vornahme  der  Revision  beschlossen,  und  auf  diesen 
Akt  einer  Revision  bezieht  sich  die  Bestimmung  eigentlich.  Mit 
dem  vorhergehenden  Akt,  dem  ersten  der  Volksgesetzgebung, 
wo  es  sich  fragt,  wie  viele  Initianteu  es  sein  mllssen,  damit  es 
überhaupt  zu  einer  Volksabstimmung  komme,  befafst  sieh  die 
Bestimmung  nicht ;  jedenfalls  mufs  es  darauf,  wenn  die  Initianten 
die  absolute  Mehrheit  der  Bürger  bilden ,  zu  einer  Abstimmung 
Über  die  Revision  kommen;  dann  aber  ist  diese  bereits  gesichert. 
Andererseits  befafst  sieb  die  Bestimmung  auch  nicht  mit  dem  dritten 
möglichen  Akte,  der  Hauptab Stimmung  über  eine  ausgearbeitete 
RevisionsTorlage ;  hierauf  ist  der  erste  Teil  der  Lit.  c.  („sie  vom 
Volke  angenommen  worden  sind")  gerichtet.  Immerhin  kann 
auch  die  Anregung,  wenigstens  betr.  eine  Partialrevision,  einen  aus- 
gearbeiteten Entwurf  enthalten,  und  wenn  sie  mit  absolutem  Mehr 
der  BUi^r  erfolgt,  erscheint  derselbe  damit  angenommen ;  indem  also 
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in  diesem  Fall  der  Annahme,  wo  Anregung  nnd  Annahme  zusammen- 
fallen, das  abaolnte  Mehr  gilt,  ist  dasselbe  anch  ftlr  eine 
SanptabstimmiiDg  fUr  sich,  d.  h.  fUr  den  Fall  des 
ersten  Teiles  der  Lit.  c,  als  geltend  anzusehen,  wie 
denn  anch  sonst  das  absolute  Mehr  gilt,  wo  nicht  ein  anderes  aus- 
drtlcklich  vorgeschrieben  iet.  —  3.  „Die  absolute  Mehrheit  der 
Borger".  Was  ist  hier  unter  „Bürgern"  zu  verstehen?  Jeden- 
falls nicht  speziell  die  Nationalen,  im  Gegensatz  zu  den  Aus- 
Undern,  so  dafs  die  Ausländer  nicht  znr  Verfassungsinitiative 
zugelassen  oder  wenigstens  nicht  bei  Berechnung  des  absoluten 
Mehrs  mitgezählt  werden  durften;  sondern  gemeint  sind  die 
AktivbUrger,  das  heilst  die  Stimmberechtigten.  Ob  es  aber 
auf  das  absolute  Mehr  aller  Stimmberechtigten  oder  nur  der  im 
gegebenen  Fall  wirklich  Stimmenden  ankommt?  Da  das 
erstere  jedenfalls  nicht  ausgeschlossen  ist,  könnte  eine  kantonale 
Verfüasang  die  absolute  Mehrheit  aller  Stimmberechtigten  fllr 
die  Revision  verlangen,  ohne  bundesTerfassungswidrig  zu  er- 
scheinen, und  so  ancb  fUr  das  Verfassungsref erendum  nach 
der  AusfUhrnng  unt€r  2.  —  4.  Die  vorigen  Ziffern  betreffen  die 
Bedingungen  der  Revision;  was  aber  ist  unter  Revision  Überhaupt 
zn  verstehen?  und  kann  die  Durchführung  der  Revision  verlangt 
werden?  In  Betracht  kommen  also  nfiher  die  Anfangsworte  der 
Bestimmung:  „und  revidiert  werden  können".  In  ersterer  Be- 
ziehung („revidiert  werden  kOnnen")  fragt  es  sich  speziell, 
ob  der  Bestimmung  ein  GeuUge  getan  sei,  wenn  dem  Volke  das 
Recht  anf  T  o  t  a  1  revision  gegeben  werde,  oder  ob  ihm  anch  das 
Recht  anf  Partialrevision  eingeräumt  werden  mUsse.  Das  erstere 
ist  der  Fall;  der  Grund  davon  li^t  in  der  Bestimmung  an  sich 
nnd  in  der  Art  der  ursprBnglichen  Volksinitiative  im  Bunde  selbst. 
Die  Bestimmung  an  sich  bedingt  nur  die  Möglichkeit  einer  Ke- 
vision  Überhaupt  durch  Volks  initiative,  dafs  eine  kantonale  Ver- 
fassung überhaupt  auf  Verlangen  des  Volkes  soll  revidiert  werden 
kSnnen,  und  diese  Möglichkeit  ist  vorhanden,  sobald  nur  ein 
Weg  der  Revision  fllr  die  Volksinitiative  getflnet  ist,  nnd  das 
ist  schon  bei  der  Totalrevision  der  Fall.  Aber  auch  im  Bund 
selbst  war  die  Volksinitiative  ursprangltcb  nur  fUr  die  Total- 
revision eingeführt,  und  zwar  nicht  nnr  in  der  Bundesverfassung 
von  1848,  sondern  auch  noch  in  der  heutigen  Bundesverfassung 
nach  ihrer  diesbezüglichen  ersten  Fassung ;  erst  durch  die  Partial- 
revision  vom  Jahre  1891  ist  der  Volksinitiativa  auch  die  Partial- 
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r«vUion  der  BuudeBverfassang  zugänglich  gemaclit  worden.  Wenn 
aber  der  Bund  hei  sich  selbst  die  Partialrevision  durch  Volks- 
initiative nicht  kannte,  hat  er  sie  gewife  auch  nicht  von  den 
Kantonen  verlangt.  —  Totalrevision  genttgt  also  als  Gegen- 
stand der  Volksinitiative.  Gegenstand  des  Volksrefe- 
rendums  hingegen  ist  auch  eine  bloCse  Partial- 
revision, d.  h.:  wenn  auch  partielle  Änderungen  einer  Ver- 
fassung vom  Volk  nicht  angeregt  werden  kennten ,  so  hat  das 
Volk  doch  über  sie  abzustimmeD  wie  Über  eine  ganz  neue  Ver- 
fassang.  Ein  StUck  von  einer  Verfassung,  ein  sogenanntes  Ver- 
fassungs  g  e  6  e  t  z ,  hat  eben  nicht  weniger  verfassuugBmBfsigen 
Charakter  als  die  Verfassung  im  ganzen.  Verfassungs initiative 
und  VerfaBBungsreferendum  decken  sich  also  nach  der  Bundes- 
verfassung nicht;  jene  ist  enger  als  diese,  indem  sie  sich  nur 
auf  die  Totalrevision  bezieht.  —  Endlich  die  Frage  nach  dem 
llecht  auf  Durchführung  der  Revision.  Es  heilst  nur:  „revidiert 
werden  ktinnen",  d.  fa.  die  Revision  soll  mfiglich  sein  auf  Ver- 
langen des  Volkes.  Dafs  die  Revision,  wenn  vom  Volke  ver- 
langt, auch  durchgeführt  werden  müsse,  kann  um  so  weniger 
vorgeschrieben  werden  ,  ale  es  scbliefslich  am  Volke  selbst  liegt, 
wenn  die  Anregung  nicht  angenommen  wird.  Die  Vulksinitiative 
ist  ja  ein  Antrag  an  das  Volk,  das  jedenfalls  schtieWich  über 
denselben  zu  entscheiden  hat.  Dafs  aber,  wenn  das  Volk  einmal 
die  Vornahme  der  Revision  beschlossen  bat,  ihm.  wenn  es  dann 
einen  ihm  zur  Abstimmung  vorgelegten  ausgearbeiteten  Entwurf 
verwirft,  ein  anderer  vorgelegt  werden  müsse  und  so  fort,  bis 
ihm  einer  beliebte,  davon  kann  keine  Rede  sein;  das  zu  ver- 
langen, wäre  absurd.  — 

Die  Bedingungen  a.  bis  c.  znsammen  betrachtet, 
so  stehen  sie  unter  sich  einzeln  und  zur  Einrichtung  des  Bundes 
in  einem  ganz  bestimmten  VerbHltnis.  Unter  sich  ist  das  Ver- 
liHltniB  folgendes:  a.  statuiert  die  Übereinstimmung  der  kanto- 
nalen Verfassungen  mit  der  Bundesverfassung,  b.  statuiert  die 
VoIksBouverftnetät  und  c,  die  politischen  Volksrechte  Über  das 
Wahlrecht  hinaus.  —  Im  Verhältnis  zum  Bund  andereraeits  wird 
durch  diese  Bedingungen  der  Einklang  der  kantonalen  Staats- 
einrichtnngen  mit  der  Buudeseinrichtung  hergestellt:  die  recht- 
liche Ordnung  der  Kantone  mufs  mit  derjenigen  des  Bundes 
U  herein  stimmen  und  mufs  wie  diese  beruhen  auf  der  Volks- 
soQveränetKt  und  den  politischen  Volksrechten. 
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ArtUtel  n. 

Besondere  BflndnlBxe  und  Tertrif  e  politiNctaen  Inhalts  zwischen 
den  Kantonen  sind  untersag. 

Da^e^en  steht  Ihnen  das  Becht  zn,  Terkommnlsse  fiber  tiefen- 
st&nde  der  Gesetzgebung,  des  (Üerichtswesens  nnd  der  Yerwaltnii; 
unter  sich  abzusciiliet^en;  jedoch  haben  sie  dieselben  der  Bandes- 
bebSrde  zur  Einsicht  rorznie^en,  welche,  wenn  diese  Verliommnisse 
etwas  dem  Bande  otfer  den  Rechten  anderer  Eantone  Zuwider- 
laufendes enthalten,  deren  Toliziehnn^  zu  hindern  hefagt  Ist.  Im 
entgegenfesetüten  Falle  sind  die  betrelfeDden  Kant«iie  berechti$rt, 
ZOT  Tollziehnn;  die  Hitwirfcnng  der  Bnndesbehfirden  anzusprechen. 

Der  Zusammenhang  dieses  Artikels  mit  den  folgenilen.  Die 
Art.  7 — 12  tretreifen  die  sogenannte  auswärtige  Verwaltung 
{vgl.  oben  „Überbiidt"  über  den  I.  Abschnitt,  S.  76).  Im  all- 
gemeinen ist  auswHrtige  Verwaltung  die  Verwaltung  der  Be- 
ziebungen  zu  anderen  Staaten  bezw.  das  Kecht,  der  Inbegriff  der 
Bechtsetttze  betr.  diese  Beziehungen.  Das  Recht  der  auswärtigen 
Verwaltung  umfafst  das  Vertragarecht  (worunter  auch  das 
Kecht  betr.  Krieg  und  Frieden  und  betr.  Bündnisse  fallen)  nnd 
das  Verkehrsrecht,  d.h.  das  Recht  des  Verkehrs  mit  anderen 
Staaten  in  Vollziehung  von  Vertragen  oder  sonst.  —  Im  Bundes- 
staat speziell  gehört  zur  auswärtigen  Verwaltung  auch  das  Recht 
der  Beziehungen  der  EinzelKtaaten  unter  sich,  und  wird 
das  Recht  der  auswärtigen  Verwaltung  überhaupt,  soweit  es  staats- 
rechtlicher, nicht  vSlkerrechtl  icher  Xatur  ist,  durch  den  Buud  be- 
stimmt; dieser  bestimmt  insbesondere  auch,  inwieweit  die  Einzel- 
staaten zur  auswärtigen  Verwaltung  kompetent  sind.  Die  Ordnung 
dieser  VerhSltnisse  im  schweizerischen  Bundesstaat  ist  eben  (regen- 
stand  der  Art.  7—12. 

Der  Art.  7  fUr  sich.  Im  ganzen  betrifft  der  Artikel  das 
Vertragsrecht,  nnd  zwar  der  Kantone  unter  sich.  Im 
einzelnen  zerfällt  er  in  zwei  Teile,  betr.  I,  besondere  Bündnisse 
and  Vertrage  politischen  lahaltes  und  II.  sonstige  Vertrüge,  so- 
genannte Konkordate.  Von  Krieg  und  Frieden  zwischen 
Kantonen  ist  von  vornherein  nicht  die  Rede;  ein  solches  Recht 
ist  zwischen  Einzelstaaten  schon  begrifflich  ausgeschlossen;  Streitig- 
keiten zwischen  ihnen  kann  es  schon  geben,  sogar  gewalttätige, 
aber  solche  sind  keineswegs  nach  Kriegs-  nnd  Friedensrecht  unter 
ihnen  selbst  auszutragen,  sondern  durch  den  Bund  beizulegen 
{vgl.  die  Art.  14  ff.).     Im  übrigen    ist  zu  vgl.  Art.  16. 


I.  BesoDdere  BflndniBse  nnd  Yerti%e  polittsefaen  In- 
haltee. 

Begriffe.  , Besondere"  BUndoisse  sind  Bündnisse  zwischen 
einzelnen  Kantonen  anter  sich  neben  und  aufser  dorn  allgemeinen 
Bnnd,  darcb  den  der  Bnndesstaat  aufgerichtet  worden  ist.  — 
Vertrüge  „politischen"  Inhalts  oder  politische  VertrSg«  sind 
VertrSge,  welche  die  Macht  eines  Staates  an  sich,  seine  Stellung 
nach  anCsen,  oder  die  Entfaltnng  der  Macht  im  Inneren,  seine 
innere  Haltnng  bestimmen  (die  Machtentfaltnng  nach  anCsen  ia^ 
wenn  vertraglich,  Gegenstand  des  Bündnisses)  —  im  Oegensats 
zn  den  Sechtsverträgen,  welche  nnr  die  Ordnnng,  ein 
geordnetes  Zusammenleben  bezwecken,  nnd  zwar  entweder 
zwischen  den  Staaten  selbst  oder  und  hauptsächlich  zwischen  ihren 
Bürgern.  Hechts  vertilge  ersterer  Art  sind  namentlich  die  Grens- 
vertrage,  letzterer  Art  die  sogenannten  VerkehrsvertrHge  znr 
Fflrdernng  der  gesellschaftlichen,  ttkonomischen  nnd  geistigen 
Interessen  der  Volksgenossen  in  den  Vertragsstaaten.  Politische 
Vertrfige  dagegen  sind  z.  B. :  Verträge  auf  Preisgabe  souveräner 
Rechte  oder  anf  Abhängigkeit  vom  anderen  Staat,  auf  gegenseitige 
oder  gemeinschaftliche  Regierung,  auf  Einrichtung  einer  Begiernng 
besonderer  parteipolitischer  Art,  auf  Untersttltzang  oder  Be- 
kämpfung politischer  Bestrebnngen  oder  Parteien.  —  Das  Ver- 
hältnis von  BündniBsen  nnd  politischen  Verträgen 
zueinander  ist  das:  BUndnis  ist  sicher  ein  politischer  Vertrag, 
aber  ein  politischer  Vertrag  ist  nicht  notwendig  ein  Btlndnis. 
Der  politische  Vertrag  kann  nicht  blök,  wie  das  Bündnis,  die  Be- 
tätigung staatlicher  Macht  bezwecken,  sondern  auch  die  Fixierung 
eines  staatlichen  Zustandest  wenn  der  politische  Vertrag  aber 
auf  Machtbetätignng ,  auf  eine  MaTsnahme  geht,  so  geht  er  auf 
eine  innere  Marsnahme  des  einen  oder  beider,  aller  Vertrags- 
staaten, im  Gegensatz  zum  Bündnis,  nnd  kann  auf  eine  einseitige, 
nnr  von  einem  der  Vertragsstaaten  vorzunehmende  Mafanahnte 
gehen,  oder  wenn  eine  beiderseitige  Mafsnahme  vorgesehen  ist, 
so  kann  deren  Vornahme  jedem  Vertragsstaat  für  sich  überlassen 
sein,  wieder  im  Gegensatz  zum  Bündnis,  das  immer  anf  ein  ge- 
meinsames, vereintes  Zusammenwirken  der  Vertragsstaaten  ge- 
richtet ist.  Kurz :  was  nicht  Btlndnis  ist:  und  doch  ein  die  staat- 
liche Macht  oder  deren  Entfaltung  bestimmender  Vertrag,  ist 
im  übrigen  politischer  Vertrag. 
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Dos  Recht  betr.  besondere  BUndniase  und  politische  Ver- 
trtige.  Nach  Art.  7 ,  Abs.  1 ,  Bind  besondere  Bündnisse  und 
politische  Vertrage  schlechthin  untersagt.  Durch  die  Mediation 
und  den  Bandes  vertrag  von  1815  waren  nur  die  Bündnisse  unter- 
sagt und  diese  durch  den  Bundesvertrag  nicht  einmal  unbedingt. 
Mediation,  Kap.  XX  (Bundesverfassung),  Art.  X:  „Tonte 
alliance  d'na  canton  avec  nn  autre  canton,  ou  avec  une  puissance 
^trangere,  est  interdite."  (Heute  lautet  die  Bestinunimg  im  frsa- 
zösischen  Text:  „Tonte  alliance  particnli^re  et  tout  trait^  d'une 
nature  politiqae  entre  cantons  sont  interdits.")  —  Bnndes- 
vertrag  von  1815,  6:  „Es  sollen  anter  den  einzelnen  Kantonen 
keine,  dem  allgemeinen  Band  oder  den  Rechten  anderer  Kantone 
nachteilige  Verbindangen  geschlossen  werden."  BUndnisse,  die 
frei  von  diesen  nachteiligen  Folgen  waren ,  erschienen  danach 
nicht  ansgescblossen ,  und  daraufhin  war  der  Sonderbund  ge- 
schlossen worden,  der  dann  freilich  von  der  Tagsatzuug  als 
bundeswidrig,  eben  diese  Bestimmung  des  Bundesvertrages  ver- 
letzend, erklärt  wurde. 

II.  Konkordate. 

Literatur:  Snell  I,  Einleitung,  8.  XI ff.;  Vogt,  Bevision  der 
Lebre  v.  den  Konkordaten  (Ztschr.  des  bern.  Juristen  Vereins  I,  1866). 

Begriff:  Konkordate  sind  Vertrfige  zwischen  Kantonen,  aber, 
im  Gegensatz  zu  Bündnissen  und  politischen  Verträgen,  sog. 
Rechtsvertrage  (vgl.  oben  I). 

Das  Recht  betr.  die  Konkordate  wird  durch  Art.  7,  Abs.  2, 
festgesetzt  —  Im  ganzen  gestattet  Abs.  2  die  Konkordate  zwar 
nicht  unbedingt,  aber  unbeschränkt  and  sichert  ihnen  auch  die 
Mitwirkung  des  Bundes  zu,  im  Gegensatz  zn  Bündnissen  und 
politischen  Vertragen,  die  durchaus  verpUnt  sind.  Der  Grund  der 
verschiedenen  Behandlung  ist  der :  so  sehr  BUndnisse  und  politische 
Vertrage  zu  verwehren  als  Gebot  der  Sei bsterhal taug  des  Bundes 
erscheint,  so  wenig  hat  er  ein  Interesse,  Eechtsvertragen  entgegen- 
zutreten. Im  Gegenteil  kfinnen  ihm  solche  nur  erwünscht  sein; 
bilden  sie  doch  eine  engere  Verbindung  unter  den  Kantonen,  die 
ihm  zur  Stärkung  gereicht,  nnd  helfen  sie  zur  Vergemeinschaft- 
lichung  des  Rechtes,  bis  es  zur  Zentralisation  reif  ist.  Auf  dem 
Wege  der  Konkordate  sind  verschiedene  neue  Bnndeskompetenzen 
entstanden,  betr.  Zivilstand  und  Ehe,  geistiges  Eigentum,  Ver- 
pflegung  und   Beerdigung  armer  Angehörigen   anderer  Kantone, 
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Freizügigkeit  des  Bchweizerischen  Hedizin&IpenonalB.  Seit  der 
neuen  Baudeaverfasanng  wird  allerdings  dem  Umweg  Über  du 
Konkordaterecht  die  direkte  EitifUfamiig  in  die  BnndeaTerfassnng 
dnrch  Parti alre Visionen  vorgezogen  (s.  mein  Bundesstaaterocht, 
9.  162).  —  Im  einzelnen  betreffen  die  Bestimmungen  des  Abs.  2: 
Gegenstand  der  Konkordate,  Bedingung  der  Eingehung  nnd  die 
Hitwirkung  des  Bundes  bei  der  Vollziehung.  Dazu  das  Ver- 
zeichnis der  gültigen  Konkordate. 

A.  Qegenstand  nnd  Arten  der  Konkordate. 

1.  Als  Gegenstand  der  Konkordate  sind  ausdrücklich  be- 
zeichnet: Gegenstände  der  Gesetzgebung,  des  GerichtsveseiiB  und 
der  Verwaltung.  Was  unter  „Gerichtswesen"  und  „Ver- 
waltung" zu  verstehen  ist,  ergibt  sieb  aus  den  Worten.  Was 
aber  sind  Gegenstände  der  „Gesetzgebung"?  Gegenstand  der 
Geset^ebnng  ist  alles,  auch  das  Gerichtswesen  und  die  Ver- 
waltung. Entweder  also  bezeichnet  Gesetzgebung  generell  das 
Gebiet  der  Gegenstände,  von  welchem  das  Gerichtswesen  und  die 
Verwaltung  spezielle  Teile  bilden,  oder  wenn  Geset^^bnng  eben- 
falls ein  Spezialgebiet  neben  den  beiden  anderen  bezeichnen  soll, 
so  mufs  es  Staats-  und  Gemeindeorganisation  sein,  der  Gegen- 
stand des  Staatsrechtes  im  Gegensatz  zum  Justiz-  und  Verwaltnngs- 
recht.  —  Jedenfalls  erscheint  das  ganze  Gebiet  des  Geeet^ebungs- 
rechtes  auch  dem  Konkordate  recht  zugänglich,  aber  eben  nur  das 
Gebiet  der  kantonalen  Gesetzgebung,  also  nur,  soweit  die  Gesetz- 
gebung nicht  dem  Bunde  vorbehalten  ist,  m.  a.  W.:  die  Kan- 
tone besitzen  das  Konkordatsrecht  nur,  soweit  sie 
souverän  sind. 

2.  Innerhalb  der  Konkordate  aber  treten  als  eigene  Art  die 
eidgenössischen  Konkordate  hervor,  so  dab  zwischen 
diesen  und  anderen  unterschieden  werden  mofs,  wie  frUher,  so  in 
gewissem  Sinne  heute  noch. 

Früher,  vor  1848,  speziell  unter  dem  Bundesvertrag  von  1815, 
war  ein  eidgenössisuhes  Konkordat  ein  solcbes  Konkordat, 
„welches  die  Hehrheit  der  eidgenössischen  Stände  im  Schofse  der 
Tagsatzung  unter  sich  abgeschlossen  hat",  im  Gegensatz  cn  den 
„besonderen  Konkordaten,  welche  nicht  von  der  Hebrbeit  der 
eidgenössischen  Stände  im  Schöbe  der  Tagsatzung,  sondern  nur 
zwischen  einzelnen  Kantonen  abgeschlossen  wurden".  Vgl.  ^Tag- 
satzungsbeechlnb  über  die  Art  und  Weise  des  Rücktrittes   einee 
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Kantons  von  einem  einm&l  eingegangenen  Konkordate" ,  vom 
25.  VII.  1836,  mit  Nachtrügen  daza  vom  gleiulien  Tage  und  vom 
11.  und  16.  Vin.  1837  (Snell  I  173,  71i  u.  716).  Betr.  den 
Bucktritt  von  einem  eidgenOBsiechen  Konkordat,  den  Haupt- 
inhalt dieser  TagsatiungsbeschlllBBe,  so  war  derselbe  weder  ganz 
in  das  freie  Belieben  eines  Kantone  gestellt,  noch  von  der  Zu- 
stimmung aller  im  Konkordate  st«heuden  Kantone  abhängig  er- 
klttrt,  sondern  als  Mittel  dieser  beiden  gegensätzlichen  Stand- 
paukte war  bestimmt,  dafs  der  Rücktritt  an  die  Bewilligung  der 
Mehrheit  der  mitkonkordierenden  StKnde,  eventuell  an  die  Be- 
willigung der  Tagaatznng  gebunden  sei,  an  die  bei  ablehnendem 
Entscheid  jener  Mehrheit  rekurriert  werden  konnte,  und  dafs  in 
jedem  Falle  die  Minderheit,  wenn  sie  sich  in  ihrem  materiellen 
Rechte  verletzt  glaubte,  an  das  eidgenössische  Recht,  d.  h.  ein  von 
den  Parteien  zu  bestellendes  Schiedsgericht,  rekurrieren  könne. 

Heute,  d.  h.  im  Bundesstaat  seit  1848,  wird  noch  auf  die 
eidgenössischen  Konkordate  insofern  Bezug  genommen, 
als  der  Bundesrat  Über  dieselben,  wie  über  Verfassung,  Gesetze 
und  Beschlüsse  des  Bundes,  zu  wachen  hat  (Bundesverfassung, 
alt  Art.  90,  Ziff.  2;  neu  Art,  102,  Ziff.  2).  Weil  aber  der 
Rechtsbegriff  des  eidgenfissischen  Konkordats  weder  durch 
die  Bundesverfassung  noch  durch  die  Bundesgesetzgebung  fest- 
gesetzt ist,  gilt  als  solcher  der  frühere  noch,  soweit  die  damals 
festgesetzten  Begriffsmomente  Überhaupt  noch  zutreffen.  In  dieser 
Beziehung  ist  zwischen  dem  ersten  und  zweiten  Moment  zu  unter- 
scheiden. Die  Bedingung,  dafs  die  Konkordate  im  Schorfe  der 
Tagsstzung  abgeschlossen  worden  seien ,  entfallt  hente  nach  Ab- 
schaffung der  Tagsatzung  und  um  so  mehr,  als  schon  damals  be- 
stritten war,  ob  es  Überhaupt  Sache  der  Tagsatznug  sei,  Konkordate 
abznschliefsen.  Als  Moment  der  eidgenössischen  Konkordate 
bleibt  dagegen  das,  dafs  sie  von  der  Mehrheit  der  StKude  ab- 
geschlossen werden,  bezw.  dats  sie  eine  Sache  von  allgemeinem 
Interesse  betreffen,  bei  der  eigentlich  alle  Kantone  beteiligt  sind. 
Es  ist  also  schliefslich  der  Gegenstand,  nach  welchem  sich  die 
eidgenössischen  Konkordate  von  den  anderen  scheiden ;  sie  betreffen 
ein  allen  gemeinschaftliches  Interesse,  wKhrend  die  anderen  nur 
von  lokalem,  bestimmten  einzelnen  Kantonen  eigentumlichem 
Interesse  sind.  Die  Eingehung  eidgenössischer  Konkordate 
wird  denn  auch  gewöhnlich  durch  den  Bundesrat  vermittelt,  und 
der  Beitritt  steht  anderen   Kantonen   offen   und    erfolgt  einfach 
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durc))  Erklärung  an  den  Bundesrat.  Eine  ErkUrung  zwar,  dnrch 
welche  nicht  sowohl  der  Beitritt  zn  einem  Konkordat  als  viel- 
mehr  die  Stellnog  des  Kantons  zum  Konkordat  aaegedrtlckt  wird, 
ist  fltr  den  betr.  Kanton  nicht  verbindlich  beiw,  ist  als  eine 
motivierte  Ablehnung  des  Eteitrittes  20  hetrachten  (vgl.  B.E.  VII, 
725,  Ziff.  3).  FUr  den  BUcktritt  aber  von  einem  eid- 
genCtssischen  Konkordat  gilt  der  TagEKtzangsbeechlnfs  von  1836 
nicht  mehr;  abgesehen  davon,  dafs  seine  Gültigkeit  ftlr  andere 
als  fllr  die  Znstimmenden  Stände  von  jeher  bestritten  war,  ist  der 
Grund  des  TagsatzangsbeBchlusses  und  damit  dieser  selbst  dahin- 
gefalleu:  dnrch  denselben  sollte  der  leichtfertigen  AufltiHung  von 
Konkordaten  im  Interesse  des  Bundes,  dessen  Festigkeit  dnrch 
die  Konkordate  zu  ihrem  Teil  bedingt  war,  entgegengetreten 
werden,  während  seit  dem  engeren  Znsammenschlufs  der  Kantone 
zu  einem  Bundesstaat  es  des  Bundes  wegen  Oberhaupt  keiner  Kon- 
kordate mehr  bedarf.  Es  gilt  also  seither  fOrKonkordate  ohne  Unter- 
schied zwischen  eidgenOsst sehen  und  anderen  das  RUcktrittsrecht 
von  Verträgen  Überhaupt,  und  danach  ist  der  Rücktritt,  soweit 
nicht  durch  den  Vertrag  konkrete  Rechtsverhältnisse,  also 
subjektive  Rechte  und  Pflichten,  begrttndet,  sondern  lediglich 
Rechtsinst  i  tute,  also  Regeln  des  objektiven  Rechtee,  auf- 
gestellt werden,  piinsipiell  &ei.  So  ist  der  Rücktritt  vom  Kon- 
kordat betr.  die  Stellung  der  Fehlbarea  in  PolizeifSlIen  frei  (vgl. 
Ullmer  I,  S.  510,  Ziff.  3),  während  an  Orenzfestsetzungvertrllge 
die  kontrahierenden  Kantone  gebunden  sind  (vgl.  B.E.  VUI,  56  f., 
Ziff.  4).  Immerhin  sind  auch  die  Konkordate  von  der  Art  des 
ersterwähntea  fUr  diejenigen  Kantone,  welche  denselben  bei- 
getreten sind,  so  lange  verbindlich,  als  von  denselbeu  nicht  der 
Rücktritt  erklärt  oder  die  Aufhebung  nicht  durch  die  Bundes- 
gesetzgebung  erfolgt  ist  (vgl.  B.E.  I,  196). 

B.   Die  Bedingnng  der  Einsebnog. 

Die  Bedingung  iet  die ,  dals  die  Konkordate  der  Bnndes- 
behßrde  zur  Einsicht  vorgelegt  werden,  also  eine  an  sich  formale 
Bedingung.  Ergibt  aber  die  Eineicht  in  dieselben,  dafs  die  Kon- 
kordate etwas  dem  Bund  oder  den  Rechten  anderer  Kantone  Zu- 
widerlaufendes enthalten,  so  ist  die  BnndesbehOrde  befugt,  die 
Vollziehung  der  Konkordate  zu  hindern.  Es  kommt  also  darauf 
an,  dafa  sie  nichts  derart  Zuwiderlaufendes  enthalten;  das  ist  die 
eigentliche,  die  materielle  Bedingung. 
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Die  materielle  Bedingung  ist  also  blofa  negativ,  anders 
als  fttr  die  kantoanlen  Verfassungen,  die  nicht  nur  nichts  deti 
Vorschriften  der  Bundes verfassang  Znwid erlaufendes  enthalten 
dürfen,  sondern  bestinrnite  positive  RechtsgUter,  VolkssoaverHnetät 
und  politische  Volksrechte,  enthalten  müssen.  Aber  die  negative 
Bedin^ng  der  Konkordate  ist  nicht  nur  objektiv,  sondern  sub- 
jektiv, im  Gegensatz  wieder  zu  den  kantonalen  Verfassungen. 
Die  Beding:ung  dieser,  wie  auch  der  kantonalen  Gesetze  (Bundes- 
verfassung, Übergangsbestimmungen,  Art.  2)  ist  die,  dafs  sie  nicht 
mit  dem  objektiven  Recht  der  Bundesverfassung  im  Widerspruch 
stehen.  Die  Bedingung  der  Konkordate  dagegen  ist  subjektiv  in- 
sofern, als  sie  nichts  dem  durch  die  Band  es  Verfassung  angerichteten 
Bund  und  den  Rechten,  den  subjektiven  Rechten  anderer  Kantone, 
soweit  dieselben  auf  Grund  dÄs  Bandesrecbtes  bestehen,  Zuwider- 
laufendes enthalten  dürfen,  Verfassungen  und  Gesetze  der  Kantone 
mttBsen  objektives  Bnndesrecht  verletzen ,  um  bundesv6rfassungs< 
widrig  zu  erscheinen;  'die  Konkordate  dagegen  können  als  Verträge 
unter  Kantonen  mit  unter  Dmstfinden  subjektivem  Inhalte,  ohne 
objektives  Bundearecbt  zu  verletzen,  den  Bund  selbst  oder  andere 
Kantone  in  ihren  Rechten,  subjektiven  Rechten  angreifen.  Einem 
solchen  Angriff  ist  also  besonders  zn  wehren. 

Danach  richtet  sich  denn  auch  die  formale  Bedingung. 
Die  Verträge  sind  der  Bundesbehörde  vorzulegen,  damit  sie 
subjektiv  verletzende  Bestimmungen  in  ihrer  Vollziehung  bindern 
kann  ;  während  Verfassung  und  Gesetze,  die  das  objektive  Bondes- 
recht verletzen,  wie  auch  Konkordatsbeatlmmungen  dieser  Art 
einfach  nicht  gelten.  —  Aber  die  Verträge  sind  der  Bundes- 
behörde nur  znr  Einsicht,  nicht  zur  Genehmigung  bezw.  Ge- 
währleistung vorzulegen.  Zn  genehmigen  oder  zn  gewährleisten 
ist  bei  den  Verträgen  insofern  nichts,  als  sie  keine  positiven  Be> 
dingangen  zu  erfüllen  haben;  es  ist  nur  darauf  zu  sehen,  dats 
sie  weder  den  Bund  noch  die  Rechte  anderer  Kantone  verletzen. 
Um  so  weniger  ist  die  Vorlage  znr  Einsicht  eine  Bedingung  der 
Gtlltigkeit  oder  der  Vollziebbarkeit  der  Konkordate;  selbst  die 
Einholong  der  Gewährleistung  kantonaler  Verfassungen  ist  ja  weder 
das  eine  noch  das  andere  (vgl.  oben  S.  135). 

Welcher  BnndesbehOrde  die  Konkordate  zur  Einsicht 
vorzulegen  sind,  wird  durch  dte  Bnudes Verfassung  Art.  102,  Ziff.  7, 
und  Ah.  85,  Ziff.  5,  bestimmt:  es  ist  der  Bundesrat,  und  die 
Konkordate  gelangen  nur  dann  an  die  Bundesversammlung,  wenn 
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rom  Bundesrat  oder  einem  andern  Kanton  gegen  dieselben  Ein- 
sprache erhoben  wird;  die  BundesversRnimlnng  bat  dann  Aber 
die  Einsprache  zq  entscheiden,  also  ex  officio,  nicht  erst  anf 
Anrufen  der  beteiligten  Kantone,  der  konkordierendeu  oder  des 
einsprechend eu  Kantons. 

C.  Mitwirkung;  der  BnDdesbehSrden  zur  Vollsiehung. 

In  Frage  steht  die  Mitwirkung  und  das  Organ  derselben. 

Die  Mitwirkung  an  sich.  Sie  erscheint  als  eine  besondere 
Vergünstignug  jedenfalls  derjenigen  Konkordate,  die  der  Bundes- 
behOrde  zur  Einsicht  vorgelegt  worden  Bind,  ohne  etwas  dem 
Bund  oder  den  Rechten  anderer  Kantone  Zuwiderlaufendes  zn 
enthalten.  Es  erbeben  sich  daher  zwei  Fragen:  ],  Worin  be- 
steht diese  besondere  Vergünstigung?  und  2.  kommt  sie  den- 
jenigen Konkordaten,  die  nichts  Zuwider! anf endes  enthalten, 
ohne  weiteres  zn ,  anch  ohne  dafs  sie  vorher  der  BnudesbehOrde 
zur  Einsicht  voi^legt  worden  wären?  8.  fragt  es  sich,  wem  der 
Ansprnch  auf  Mitwirkung  zustehe. 

Ad  1.  Die  Mitwirkung  kommt  jedenfalls  nur  in  Frage  bei 
AnstHnden,  welche  die  Vollziehung  findet  Diese  AnstRnda 
können  bestehen  entweder  in  der  Bestreitung  des  Rechtes  bezw. 
der  Pflicht  der  Vollziehnng  oder  in  tatsttcbl icher  Renitenz  bei  der 
ToUziebung.  —  Wenn  das  Recht  oder  die  Pflicht  der  Vollziehung 
bestritten  wird,  so  liegt  eine  Recbtsstreitigkeit,  und  zwar,  da  es 
sich  um  Vollziehung  zwischen  Kantonen  handelt,  eine  staats- 
rechtliche Streitigkeit  zwischen  Kantonen,  vor.  Solche 
Streitigkeiten  sind,  seien  sie  welcher  Art  immer,  auch  wenn  sie  nicht 
über  einen  Vertrag  entstehen,  wie  namentlich  Grenzstreitigkeiten, 
rom  Bundesgericht  zu  entscheiden  (Bundesverfassniig  Art.  113, 
Ziff.  2),  und  dessen  Entscheid  hat  nötigenfalls  der  Bundesrat  zu 
Vollziehen  (Bundesverfassung  Art.  102,  Ziff.  5).  Diese  Hit- 
wirkung des  Bnndesgerichtee  und  eventuell  des  Bundesrates  tritt 
also  in  allen  F&Uen  staaterechtlicher  Streitigkeiten  zwischen  Kan- 
tonen und  damit  anch  bei  Streitigkeiten  in  Vollziehung  von 
Konkordaten  ein.  Für  diese  Art  Anstände,  fllr  RechtsanstXndef 
braucht  es  also  der  Scblulsbestimmung  des  Art.  7  nicht.  —  Diese 
Bestimmung  kann  eine  besondere  Begünstigung  nur  bei  der 
anderen  Art  Anstände  in  Vollziehung  von  Konkordaten  enthalten, 
bei  tatsächlicher  Renitenz.  Wenn  kein  Rechtsstreit  vor- 
liegt, hat  das  Bnndesgericht  bei  Konkordaten  nichts  zn  tun,  und 
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hat  daher  anch  der  Bandesrat  kein  bandesgerichtliches  Urteil  zu 
voll  ziehen.  Hingegen  kommt  bei  tatsächlicher  Renitenz  eines 
Kantons  betr.  VoUziehnng  eines  Konkordata  die  Mitwirkuag  des 
Bandesrates  unmittelbar  in  Frage,  und  diese  Mitwirkung  erscheint 
insofern  als  eine  besondere  BegUnstigang,  als  die  EzekutivbehOrde 
des  Bundes  sonst  nur  bei  Renitenz  gegen  das  Bandesrecht 
eiuEnschreiten  hat.  Nur  kraft  der  besonderen  Bestimmung  des 
Art  7  hat  sie  nnmittelbar  auch  bei  Vollziehung  von  Konkordaten, 
sofern  nicht  das  Recht  erst  festzustellen  ist,  einzuschreiten,  nnd 
insofern  enthält  diese  Bestimmung  eine  besondere  Vergünstigung 
fUr  Konkoidate,  die  als  solche  nur  kantonales  Recht  enthalten; 
dieses  kantonale,  allerdings  interkantonale  Kecht  wird  damit  des 
gleichen  Schutzes  teilhaftig  wie  das  Bundesrecht. 

Ad  2.  Die  Mitwirkung  kommt  Koakoidaten,  die  nichts 
dem  Bunde  oder  den  Rechten  anderer  Kantone  Zuwiderlaufendes 
enthalten,  ohne  weiteres  zu,  ohne  vorherige  Vorlage  zur  Ginsicht 
Die  Vorlage  ist  ja  keine  Bedingung  der  VoIIziehbarkeit,  geschweige 
der  Gültigkeit  des  Konkordates,  kann  also  beliebig  spKter  er- 
folgen, auch  erst,  wenn  die  BundesbehOrde  um  ihre  Mitwirkung 
anjfegangen  werden  mula.  Ja,  weil  bei  einem  Konkordat,  das 
vorher  der  BundesbebOrde  nicht  voi^elegt  worden  war,  das  Ge- 
such um  Mitwirkung  nicht  erfolgen  kann  ohne  gleichzeitige  Vor- 
lage, liegt  im  Gesuch  um  Mitwirkung  zugleich  die  Kenntnisgabe 
vom  Konkordat  und  in  der  Zusage  der  Mitwirkung  die  B&- 
glanbignng  des  Konkordates  durch  die  Bandesbehtirde.  (Vgl, 
mein  Band esstaatsr echt,  8.  153/154;  unrichtig  v.  Salis  II,  S.  806, 
erster  Satz.) 

Ad  3.  Der  Anspruch  auf  Mitwirkung  des  Bundes  steht 
nur  den  konkordierenden  Kantonen  zu.  Er  steht  nur  Kantonen 
zu;  es  handelt  sich  hier  Überhaupt  nicht  um  Ansprüche  von 
Privaten  auf  Grand  von  Konkordaten.  Solche  Ansprüche  können 
auch  vorkommen,  aber  dann  sind  sie  als  individuelle  Rechte  nach 
Bundesverfassung  Art.  113,  Zi£  3,  nicht  Ziff.  2,  zu  behandeln.  — 
Und  der  Anspruch  steht  nur  den  konkordierenden  Kantonen 
selbst  zu,  indem  es  sich  um  Vollziehung  von  Konkordaten  handelt 
und  darauf,  wie  auf  Vollziehung  von  Verträgen  sonst,  nur  die 
Paziszenten  Anspruch  haben.  Die  Fälle  von  Verträgen,  durch 
welche  ein  Dritter  ans  dem  Vertrage  unmittelbar  berechtigt  wird, 
sind  dem  üffentlicben  Rechte  unbekannt.  Vgl.  v.  Salis,  1.  c., 
zweiter  Satz.  — 
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Da«  Organ  der  Mitwirknn^  sind  die  „Bundesbeharden". 
Welche  es  sind ,  die  mitenwirkeD  baben ,  geht  aus  dem  Vor- 
stehenden hervor :  im  Falle  eines  Rechtsstreites  Bundesgericht  und 
eventaell  Bundesrat,  sonst  unmittelbar  der  Bandesrat  (nicht 
kraft  BondesTerfasson^  Art.  102,  Ziff.  2,  speziell,  sondern  als 
ExekntivbehOrde  im  allgemeinen). 

D.   Die  deneit  geltenden  Konkordate. 

Im  allgemeinen  sei  betr.  die  Begrenzung  des  Verzeichnisses 
bemerkt:  es  werden  nnr  diejenigen  Konkordate  nachstehend  ver- 
zeichnet, die  in  die  Bundesgesetzessammlnng  aufgenommen 
worden  sind.  Ausgeschlossen  ist  also  die  grofse  Zahl  derjenigen 
Konkordate ,  die ,  wie  namentlich  die  Grenzvertrfige  zwischen 
Kantonen,  der  Bnndesbehdrde  nicht  vorgelegt  wurden.  —  Anderer- 
seits aber  werden  alle  in  die  Bundesgesetzessammlnng  anf- 
genommenen  Konkordate  nacbsteheud  wiedergegeben ,  ohne 
ITnterschied  zwischen  eidgenössischen  und  beson- 
deren Konkordaten,  zu  welch  letzteren  offenbar  die  Kon- 
kordate betr.  Schiffahrt  und  Fischerei  auf  bezw.  in  bestimmten 
Orenzgewflssem  zwischen  Kantonen  und  Ähnliches  gehflren. 

Im  einzelnen  sind  ee  folgende  Konkordate,  in  chronologischer 
Reihenfolge : 

1.  Konkordat  wegen  Stenersammeln  (d.  h.  Sammlung 
von  Beisteuern,  Almosen,  speziell  durch  Bettelbriefe)  im  Innern 
der  Schweiz,  t.  20.  VIL  1803  und  2.  VIII.  1804,  bestätigt  den 
9.  VII.  1818,  zwischen  allen  Kantonen;  dazu  Beschinfs  (der 
Tagsatzung)  betr.  die  Bewilligungen  zn  Steuersammlungen  im 
Ausland,  t.  16.  Vni.  1817  (Snell  I,  264). 

2.  Konkordat  betr.  die  Auslieferung  von  Verbrechern, 
V.  8.  VI.  1809,  bestätigt  d.  8.  VH.  1818  (1.  c.  248),  Art.  19 
und  20,  zwischen  allen  Kantonen.  Im  Übrigen  aufgehoben  durch 
das  Bnndesgesetz  Über  die  Auslieferung  von  Verbrechern  ond 
Angeschuldigten,  v.  24.  VII.  1852:  E.G.  8/168  (vgl.  unten  zn 
Art.  67). 

3.  Konkordat  wegen  gegenseitiger  Stellung  der  Fehl- 
baren in  PolizeifKllen,  v.  7.  VI.  1810,  bestätigt  den  9.  Vü. 
1818,  zwischen  18  Kantonen  (aufser  Aargan,  Waadt,  Wallis  und 
Genf);  vgl.  Snell  I,  255.  Unt«r  dem  Ausdruck  „Stellung  eines 
Fehlbaren  in  Polizeifällen"  ist  nichts  weiteres  zn  verstehen,  als 
daTs  die  einen  solchen  Fehlbaren  betreffenden  Bequisitoralien  der 
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BehSrden    anderer    Kantone   dem   Fehlbaren    amtlich    iusinniert 
werden  (Erttnterang  v.  27.  VH.  1840;  a.  0.  S.  III,   75/76). 

4.  Konkordat  betr.  die  PolizeiverfUgungen  gegen  Gauner, 
Landstreicher  und  gefährlicheB  Gesindel,  v.  17.  VI.  1812, 
bestätigt  den  9.  VII.  1818,  zwischen  allen  Kantonen  (Snell  I,  256). 
Vgl.  betr.  die  Gültigkeit  desselben  v.  Salis  IV,  Nr.  1314. 

5.  Konkordat  betr.  die  Erteilung  nud  die  Formulare  der 
Reisepässe,  t.  22.  VI.  und  2.  VII.  1813,  bestätigt  den 
9.  VII.  1818,  zwischen  allen  Kantonen  (Snell,  258).  Vgl.  betr. 
die  Gültigkeit  desselben  v.  Salis  IV,  Nr.  1318. 

Das  sind  die  alten,  noch  gültigen  Konkordate; 
es   folgen   die  seit   1848. 

6.  Konkordat  Aber  die  Bestimmung  und  Gewfihr  der  Vieh- 
hauptmängel,  v.  5.  VIII.  1852  (BG.  4/210).  AbgeschloBBen 
zwischen  Zürich,  Bern,  Zug,  Frei  bürg,  Solothum,  Aargau  und 
Neuenbürg;  beigetreten  Baselland  und  Waadt  (4/362,  5/68), 
Baselfltadt  (5/122),  Tliurgau  (5/178),  St.  Gallen  (6/455),  SchwyB 
(7/118),  Innerrboden  (7/283),  Aufserrhoden  (7/652)  und  Wallis 
(9/147);  davon  wieder  zurückgetreten  Bern  und  Freiburg 
(B.B.  1882  I,  20;  B.G.  V,  912),  Solothum  (VI,  190),  Waadt 
{VI,  205),  Wallis  (VI,  211),  Neuenburg  (VI,  803),  Zug  (VIII,  32), 
St.  Gallen  (X,  103),  Aufserrhoden  (X,  592),  Innerrboden  (XI,  641) 
und  Aargan  (XIII,  551).  Zu  den  ursprünglichen  7  Konkordats- 
kantonen  sind  also  9  hinzu-  und  11  wieder  zurückgetreten,  so 
dafs  das  Konkordat  noch  zwischen  5  Kantonen  besteht, 
nltmlich :  Zürich  (der  einzige  von  den  ursprünglichen),  Baselland, 
Baselstadt,  Thurgau  und  Schwyz.  —  Durch  das  Bundesgesetz 
über  das  Obligationenrecht,  Art.  890,  ist  betr.  Vieh- 
hanptmängel  das  kantonale  Recht  ausdrücklich  vorbehalten,  .bis 
KU  dem  Zeitpunkt,  wo  hierüber  ein  eidgenOssiscbee  Gesetz  er- 
lassen sein  wird".  Es  ist  dann  ein  Bundesgesetz  über  den 
Viehhandel  erlassen,  aber  in  der  dagegen  angerufenen  Volks* 
abstimmung  v.  4.  X.  1896  verworfen  worden  (vgl.  B.B.  1894  II, 
681;  1896  II,  745  und  IV,  188). 

7.  Konkordat  über  die  Form  der  üeimatscheine,  v. 
28.  I.  1854,  zwischen  allen  Kantonen  aufser  Innerrboden,  Neuen- 
burg und  Wallis  (B.O.  4/357,  5/68).  Danach  gibt  es  2  Formulare, 
eins  fUr  verheiratete  männliche  Personen  und  eins  für  unverheiratete 
Personen  -beiderlei  Geschlechts",    Weil  das  letztere  für  den  Fall 
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der  Verheiratung  die  Vorecbriften  dea  Heimätkantons  Torbehslten 
hatte,  dieae  aber  aeit  dem  Bnndesgeeeti  betr.  Zivilataod  ond  Ehe, 
V.  24.  Xn.  1874,  nicht  mehr  maßgebend  sind,  das  zweite 
Formular  also  bnndesrecbts widrig  erBchien,  hat  der  Bundesrat 
statt  deaselben  ein  neues  festgestellt  (Bnodearatsbeecblnfs 
betr.  dieFormuIare  der  HeimatBcheine,T.  16.IIL  1885: 
B.G.  Vlir,  50;  vgl.  auch  v.  Salis  I,  Nr.  237).  —  Bezügliche 
Formularien  enthielt  schon  daa  Konkordat  betr.  die  Nieder- 
lassnngs Verhältnisse  unter  den  Eidgenossen,  t.  10.  VII.  1819 
(Snell  I,  226),  das  aber  infolge  Art.  41  der  frflheren  Bundes- 
verfassung (nen  Art.  45)  dabinfiel. 

8.  Konkordat  tlber  gegenseitige  Zulasanng  evangelisch- 
reformierter Geistlicher  in  den  Kirchendienat,  v,  19.  II. 
1862  (B.G.  7/175).  Abgeschlossen  awischen  Zürich,  Glams, 
Aufserrhoden,  Aargau  und  Thni^n  (ibid.  174);  betgetreten  SchafT- 
hansen  (7/406),  St.  Gallen  (7/531),  Baselstadt  (10/424,  11/569) 
und  Baaelland  (10/892). 

9.  Konkordat  ftlr  gemeinschaftliche  Prtlfnng  der  Geometer 
und  deren  Freizügigkeit  im  Gebiet  der  Kon kordatakan tone,  v. 
1.  m.  1868,  zwischen  Ztlricb,  Bern,  Lnzern,  Solothum,  Basel- 
Btadt,  Schaffhausen,  Aargau  und  Thnrgan  (B.G.  9/314);  bei- 
getreten St.  Gallen  (10/893)  und  Baselland  (I,  500). 

10.  Konkordat  für  gemeinsame  Mafsregeln  snr  Vertilgung 
der  MaikXfer  und  Engerlinge,  v.  25.  IV.  1870,  zwiachen 
Zürich,  Lnzern,  Schwyz,  Zug,  St.  Gallen,  Oraubünden  und  Aargan 
(B.G.  10/421). 

11.  Konkordat  zwischen  den  Kantonen  Freibni^,  Waadt, 
Neuenbürg  und  Genf  zum  Schutze  junger  Lente  in  der 
Fremde,  v.  Mai  1875  (RG.  I,  867);  beigetreten  Bern  und 
St.  Gallen  (XVJ,  468).  Dazu  eine  Vollziebungaverord- 
nUDg  der  konkordierenden  Kantone  über  die  Stellenvermittelung 
für  Dienstboten  im  Inlande  (Xm,  83). 

12.  Übereinkunft  zwischen  den  Kantonen  Freiburg,  Waadt 
und  Neuenbürg  betr.  die  Dampfacbiffahrtapolizei  auf 
dem  Neneuburger-  und  Mnrtensee  und  auf  dem  Kanal 
der  unteren  Broye,  t.  2.  III.  1875  (B.G.  II,  165). 

18.  Konkordat  zwiachen  den  Kantonen  Freiburg,  Waadt  ond 
Neuenbürg  betr.  die  Fischerei  im  Nenenburgersee,  t. 
29.  m.  1876  (B.G.  H,  538). 
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14.  KoDkordat  zwischen  den  Kantonen  Freibnrg  und  Waadt 
betr.  die  Fischerei  im  Mnrteneee,  v.  23.  XL  1876 
(B.G.  ni,  3). 

15.  Übereinkommen  zwischen  den  Kantonen  Ztlrich  und 
Aargau  betr.  die  Patentierung  von  Hebammen,  v.  8./9.  I.  1879 
(B.G.  IV,  14). 

16.  Konkordat  betr.  Befreiung  von  der  Verpflichtung  zur 
Sicherheitsleistung  für  die  Prozefskosten,  t.  5.  u.  20.  XI. 
1903,  zwischen  Zürich, .  Bern,  Baselstadt,  SchafTbansen,  Aufser- 
rhoden,  St.  Gallen,  Aargau,  Waadt,  Neuenbürg,  Genf  (B.G.  XIX, 
787),  Zug  (789),  Tessin  (792),  Glarus  (805),  GranbUnden  (XX,  43) 
und  Schwyz  (61). 

17.  Konkordat  über  eine  einheitliche  Verordnung  betr.  den 
Motorwagen-  und  FahrradTerkehr,  v.  13.  VI.  1904, 
zwischen  allen  Kantonen,  aoTser  Uri,  Schaffhansen,  GranhHnden, 
Aargaa  und  Thnrgan  (XX,  73). 

Anhang.  In  der  BandesgesetzessammluDg  finden  sich  betr. 
interkantonale  Verhältnisse  noch  andere  Akte,  die  insofern  nicht 
zu  den  Konkordaten  allgemeineren  Inhaltes  gehören,  als  sie  teils 
tlberbaupt  keine  spontanen  Konkordate,  sondern  Austrage  von 
Anstanden  nuter  Mitwirkung  der  Bnndesbehördeu  darstellen,  teils 
lediglich  Orenzfestsetzungen  betreffen,  oder  das  eine  and  das 
andere  zugleich  sind.  Solche  Akte  der  einen  oder  anderen  Art 
gibt  es  noch  viele  andere,  ohne  in  die  Bnndesgesetzeasammlung 
aufgenommen  zn  sein.  Die  darin  aufgenommenen  sind:  1.  Ver- 
trag betr.  Verbesserung  des  Seeabflusees  bei  Lnzern,  vom 
9.  X.  1858  (B.G.  6/142;  vgl.  anch  B.B.  1859  I,  5  und  150), 
dazn  Heglemeut  aber  das  öffnen  und  Schliefsen  des  Benfswehres 
in  Luzem,  v.  27.  VL  1867  (B.G.  9/192).  2.  Bundeebescblnfs 
betr.  die  Grenzstrei  ttgkeiten  im  Kanton  Appenzell, 
V.  28.  VII.  1870  (B.G.  10/246;  vgl.  auch  B.B.  1869  III,  365, 
und  1870  III,  817).  3.  Vertrag  zwischen  den  Ständen  St.  Gallen, 
Zürich  und  Schwyz  betr.  Festsetzung  der  Staatsgrenze  anf 
dem  Zürichsee,  v.  28.  IX.,  8.  X.  und  16.,  17.  n.  19.  XI.  1870 
(B.G.  10/405 — 414).  4.  Vei^Ieich  zwischen  den  eidgenCssischea 
Ständen  Bern  und  Wallis  betr.  Grenzregnliernng  auf 
Gemmi  und  Sanetech,  v.  11.  VIII.  1871  (B.G.  I,  178). 
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Artikel  S. 

Dem  Bunde  allein  Btekt  du  Becht  sn,  Erle;  tu  «rkliren  nnd 
Frieden  zu  schllebev,  BBodulsse  nnd  SteatoTertri;«,  nMientllch 
Zoll-  nnd  HuidelgTertrl^  mit  dem  Aiuluide  elnEnfehen. 


Damit  beginnt,  im  Gegensatz  zum  vorigen  Artikel  betr.  das 
interkantonale  Vertragsrecht,  das  in  ternation  ale  Vertrags- 
recht,  SU  dem  nach  die  Art,  9  und  11  gehören,  DaHselbe  wird 
als  Sache  des  Bundes  erkUrt,  nnd  zwar  als  ihm  allein  zustehend, 
nnd  ohne  dafs  es  an  Bedingungen  g'eknUpft  witrde.  Diese 
Bestimmung  der  Bundesverfassung  ist  aber  wie  die  ganze  Bundes- 
verfassung und  Bundesgesetzgebung  lediglich  staatsrecht- 
licher Natur,  d.  h.  sie  setzt  nur  fest,  wem  nnd  inwiefern  das 
internationale  Tertragsrecht  innerhalb  der  Schweiz  zukommt, 
soweit  es  Überhaupt  besteht.  Wie  weit  die  Schweiz  ein  solches 
Vertragsrecht  hat,  ist  Sache  vClkerrechtliclier  Bestimmung. 
Es  fragt  sich  daher  zunSchst  und  I.,  inwieweit  die  Schweiz 
das  internationale  Yertragsrecht  llberbaupt  besitzt,  und  erst 
danach  II.,  ob  und  inwieweit  ^es  dem  Bund  statt  den  Kantonen 
zukomme,  und  ob  und  inwiefern  es  ihm  unbeschrankt  durch 
das  innere  Recht  zukomme.  Die  zweite  Frage  betrifil  die 
Vertragskompetenz  des  Bundes  nach  Umfang  und  Inhalt,  und 
dazu  gehOrt  dann  noch  die  Frage  nach  dem  Oi^an,  d.  h.  wer 
namens  des  Bundes  zur  AnsUbnng  des  internationalen  Vertrags- 
rechtee berechtigt  sei  —  eine  ebenfalls  staatsrechtliche  Frage. 
Im  Anschlufs  daran  sind  III.  die  vom  Bund  abgeschlossenen 
VertrSge  zu  registrieren.     Danach  die  folgende  Einteilung. 

I.   Das  Tertragsrecht  der  Schweiz 

tiberhaupt,    d.  h.  die  Frage,    ob   und  inwieweit  die  Schweiz  ein 
internationales  Vertragsrecht  besitzt. 

Das  Vertragerecht  der  Schweiz  ist  nicht  vollstKndig  normal, 
sondern  es  ist  zum  Teil  beschränkt  durch  die  völkerrechtliche 
Stellung  der  Schweiz,  und  zwar  speziell  dui-ch  die  \eutrali- 
giernng  der  Schweiz  und  durch  deren  Eigenschaft  als  Klein- 
staat, Als  Kleinstaat  ist  sie  neutralisiert  worden,  und  insofern, 
als  sie  deswegen  im  Vertragarecht  beschränkt  ist,  erscheint  die 
Beschränkung  als  indirekte  Folge  der  Eigenschaft  als  Klein- 
staat; diese  Eigenschaft  hat  aber  auch  direkt  eine  Beschrfinkung 
des  Vertragsrechte B  zur  Folge. 
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A.    Die  NeatraliUt. 

Literatur:  Hiltj,  Die  Neutmlität  der  Schweiz  1889 ;  Calonder, 
Ein  Beitrag  lur  Frage  der  echw^iz.  Neutrali  tat  1890;  Seh  weizer,  Ge- 
schichte der  Bchweii.NentralitftC  189:^5;  Tswettcoff,  De  U  aitnatioD 
juridiqne  des  Etats  neatraliste  en  tempa  de  paii,  Genf  1895;  Frej, 
Die  NentralitSt  der  Schweiz  1900. 

1.  Die  Tatsache  der  Nentralisiernng.  Dafs  die  Schweiz  za 
den  danemd  nentraliaierten  Staaten  gehtirt,  ist  nnbestritten.  Die 
Neutratisierung  ist  erfolgt  darch  die  Wiener  Verträge  von  1815. 
Der  Zweck  der  Nentralisierung  war,  die  Schweiz  vom  Einflasae 
Frankreichs,  nnter  dem  sie  seit  der  Helvetik  nnd  eigentlich  schon 
seit  der  ersten  Militarkapltalation  vom  Jahre  1474  gestanden 
hatte,  zn  befreien ;  wie  denn  der  Zweck  solcher  Nentralisiemugen 
im  allgemeinen  der  ist,  zn  verhüten,  dafs  der  neutralisierte  StfUtt 
von  einzelnen  anderen  Staaten  in  den  Bereich  ihrer  eigenen 
ezklnsiven  Interessen  hineingezogen  werden  kOnne  (Bivier,  Lehr- 
buch des  Volkerrechts,  S.  119/120).  Der  Form  nach  war  die 
Nentralisiernng  der  Schweiz  nicht  sowohl  anferlegt  als  durch 
freiwillige  ErklHmng  begrtlndet  worden,  die  von  den  Mächten 
akzeptiert  nnd  anch  garantiert  wurde  (vgl.  mein  Bandesetaate- 
recht,  S.  180);  jedenfalls  ist  die  schweizerische  Neutralität  kon- 
ventinnell  und  insofern  verbindlich, 

2.  Die  Folge.  Die  Neutral isiemng  aber  hat  eine  Be- 
schränkung des  Vertragsrechtes  in  weiterem  Sinne  (wonach  es  anch 
das  Recht  betr.  Krieg  nnd  Frieden  nmfafst)  zur  Folge,  und  zwar 
des  Kriegs-  nnd  des  Bündnis  rechtes.  —  Im  Kriegsrecbt  ist 
der  neutral iaierte  Staat  jedenfalls  insoweit  beschränkt,  als  er  sieb 
im  Kriege  dritter  Staaten  untereinander  keinem  der  kriegf^lhrenden 
Teile  RnBchliefsen  darf.  Ob  er  aber  selbst  Krieg  fuhren  darfV 
Jedenfalls  zur  Verteidigung  seines  Gebietes,  also  im  Notstand ;  das 
ist  unbestritten  (vgl.  v.  Liszt,  Völkerrecht,  S.  45  nnd  269).  Ob  aber 
auch  angrifis weise,  bezw,  ob  er  Krieg  erklären  darf?  Dieses  Recht 
wird  dem  neutralisierten  Staat  bestritten  (so  von  v.  Liszt,  1.  c), 
aber  mit  Unrecht.  Die  Beschränkung  durch  die  Neutralisiemng 
ist  wie  jede  andere  Beschränkung  strikt  zn  interpretieren.  Die 
Neutralität  setzt  nnn  immer  einen  Kriegszustand  zwischen  zwei 
anderen  Staaten  voraus,  und  die  Neutraltsierung  bedingt  daher 
nur  die  Entbaltnng  vom  Kriege  anderer  Staaten;  im  Übrigen  ist 
der  neutrale  Staat  souverftu  und  als  solcher  kriegsberechtigt,  also 
auch  zum  Angriffs-,  nicht  nnr  zum  Verteidigungskrieg.     Es  kann 
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ancb  der  neutrale  Staat  zum  Angriff  ebeoBOwohl  Anlats  babea 
wie  zur  Verteidigiiug,  dann  nKmlich,  wenn  er  von  einem  anderen 
Staat  zwar  nicht  kriegerisch  angegrifFen,  aber  in  seinen  Rechten 
oder  in  seiner  Ehre  verletzt  wird.  Vgl.  Rivier,  1.  c  S,  381,  and 
Blumer-Uorel  III,  S.  386.  —  Im  BUnduisrecht  sodann  ist  der 
neutrale  Staat  insofern  beschrankt,  als  er  auch  im  frieden  keine 
Verträge  schliefsen  darf,  die  ihn  einem  anderen  Staate  gegenüber 
zur  Kriegfllhrang  gegen  einen  dritten  Staat  verpflichten  könnten ; 
daher  darf  er  nicht  nur  keine  Bündnisse,  sondern  auch  keine 
Garantieverträge  schliefBen  (vgl.  v.  Liszt,  S.  45  und  160). 
Diese  Beschrtlnknng  ist  BelbstTeretAndtich,  weil  sie  aus  der  Pflicht 
hergeleitet  Ut,  sich  im  Kriege  anderer  Staaten  neutral  zu  halten  — 
im  Kriege  eines  zweiten  Staates,  mit  dem  man  sich  verbündet, 
oder  für  den  man  garantiert  hat,  mit  einem  dritten  Staat. 

3.  Bedingung  und  Dauer  der  Folge.  Immerhin  ist  die 
Pflicht  der  Neutralität  der  Schweiz  bedingt  —  bedingt  durch 
die  Unverletzlichkeit  ihres  Gebietes  seitens  anderer  Staaten  und 
bezw.  durch  die  Pflicht  der  dächte,  diese  Unverletzlichkeit  zu 
schützen.  Wenn  die  Unverletzlich keit  der  Schweiz  von  anderen 
Staaten  nicht  respektiert  und  von  den  Garanliem achten  nicht  ge- 
schützt wird,  so  ist  die  Schweiz  auch  nicht  mehr  zur  Neutralität 
verpflichtet  und  gewinnt  damit  das  Kriegarecht  im 
vollen  Umfange  zurück  und  ebenso  das  Bündnis- 
recht.  —  Ob  aber  die  Schweiz  ohne  das,  ohne  den  Fall  der 
Verletzung  der  anderseitigen  Pflicht  der  Unverletzlich  keit  des 
schweizerischen  Gebietes,  fUr  immer  neutral  zu  bleiben  hat?  und 
also  auch  niemals  sonst  das  volle  Kriegs-  und 
Btlndnisrecht  zurückgewinnen  kann?  Es  ist  nicht 
richtig,  dafs  die  Schweiz  schlechthin  berechtigt  sei,  dos  Prinzip  der 
Neutralität  aufzugeben  (wie  Blumer-Morel  III,  S.  386,  behauptet). 
Vielmehr  ist  zuzugeben:  durch  die  Neutraliaiernng  wird  ein 
vtSikerrechtliches  Rechte  Verhältnis  geschafi'en,  das  nur  unter  Zu- 
stimmung aller  beteiligten  Staaten  geändert  oder  aufgelöst  werden 
kann;  daher  kann  der  neutralisierte  Staat  nicht  durch  einseitige 
Erklärung  seine  Neutralität  aufgeben  (v.  Liszt,  S.  46.)  Anderer- 
seits aber  kann  es ,  so  wenig  es  privatrechtliche  Gese lisch afts- 
verträge,  Mandate,  Dienst-  und  Sacbmieten  in  aetemnm  gibt, 
vülkerrechtliche  Rechtsverhältnisse  auf  ewige  Zeiten  geben,  auch  über 
die  Zeit  hinaus,  wo  sie  den  Interessen  and  der  Entwickeluug  eines 
Staates  entgegenzustehen  beginnen  (vgl.  Rivier,  S.  350  u.  438  — 
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at^^eaeben  von  der  Befaanptang  eioea  fSrmlicfaeD  Kttndigungs- 
rechtea);  im  Gegentiatz  »ber  bu  privatrechtlicbeD  Vertrtlgeii,  wo 
nAch  positiver  Rechtsbestiminaiig  oder  allgenieinen  Rectitsgrand- 
sUzen  auch  ein  sog.  ewi|;er  Vertrag  lösbar  ist,  liegt  der  Grund 
der  Loesagnng  von  völkerrechtlichen  Verpfiichtnngen  nnd  also 
■neb  von  der  NentralitXt  nicht  sowohl  im  Recht,  in  anerkannten 
GrundeXIzen  des  Volkerrechts,  als  in  der  Politik,  m.  a.  W.:  es 
ist  die  LoBsagang  keine  Kecbts-,  sondern  eine  Machtfrage. 

B.  Der  Kleinstaat,  d.  b.  die  Eigenschaft  der  Schweiz  hIb 
Kleinstaat. 

Das  kleinstaatlicbe  VerhSltnis  besteht  im  Gegensatz  znr 
Eigenschaft  als  Grotsmacht.  Das  Wesen  der  GrofsrnSchte 
ihrerseits  besteht  in  einer  zwar  nicht  rechtlichen,  aber  tatsttch- 
liehen  Vorherrschaft  Über  die  ttbrigeu  Staaten,  die  insofern  als 
Kleinstaaten  erscheinen  (r.  Liszt,  S.  54).  Kleinstaat  ist  also  seiner' 
seits  keine  rechtliche,  sondern  eine  tatsächliche  Eigenschaft,  die 
aber  rechtliche  Folgen  haben  kann,  wie  gerade  die  Neutrali- 
siemng.  —  Die  Wirkung  nun  des  klein  staatlichen  Verhältnisses 
anf  das  Vertragsrecbt  ist  der  Ausschlufs  von  Verträgen ,  welche 
die  Grofsmächte  als  solche  abscbliersen.  Den  Grofsmächten  als 
solchen  ist  vorbehalten  der  Abschlufs  von  Vertragen,  welche  das 
Gleichgewicht  der  Staaten  unter  sich  bedingen.  Solche  Verträge 
sind  z.  B. :  vor  allem  die  Wiener  Verträge  von  1815,  durch 
welche  die  Neutralität  der  Schweiz  festgestellt  worden  ist,  und 
aus  der  neuesten  Zeit:  der  Pariser  Frieden  eur  Beendigung  des 
Orientkrieges,  vom  30.  III.  1856,  und  der  Berliner  Vertrag,  vom 
18.  Vn.  1878  nach  Ausgang  des  mssisch-ttlrkiBchen  Krieges. 
Diese  sog.  Gleichgewichts  vertrage  sind  also  eine  Art  der  politischen 
Verträge,  und  zwar  die  wichtigste  derselben.  Die  Schweiz 
hat  als  Kleinstaat  an  diesen  Verträgen  keinen  Teil, 
ist  also  insofern  auch  im  Recht  zu  politischen  Ver- 
trägen beschränkt,  nicht  nur  im  Kriegs-  und  BUndnis recht,  — 
Soweit  politische  Verträge  dagegen  nicht  die  Eigenschaft  als 
Orobmacht,  sondern  einfach  die  Existenz  als  souveräner  Staat 
voraussetzen,  kOnneu  sie  auch  von  Kleinstaaten  abgeschlossen 
werden;  so  auch  beztlgliche  Kollektivverträge,  wie  die  Pariaer 
See  rech  tsdeklaration,  die  Genferkonvention,  die  Übereinkunft  betr. 
Nichtanwendung  von  kleinkalibrigen  Sprenggeschossen  im  Kriege 
und  die  Fried enskonventionen  vom  Haag,  au  denen  die  Schweiz 
wie  andere  Staaten  beteiligt  ist.  — 
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Im  Vertragsrächt  ist  also  die  Scfaveiz  beschrankt,  und  avsr: 
zofol^  ihrer  Neutralität  im  Kriegs-  und  BUndnisrecht  and  als 
Kleinstaat  im  Recht  der  politisehen  Vertrüge.  Im  Übrigen  iat 
sie  im  Vertragerecht  frei,  namentlich  und  ganz  im  Recht  der 
VerkehrsTertrSge  (Handels-  und  NiederlassungsvertrSge ,  Ana- 
liefemngsTertrfige  nsw.) ,  bei  denen  es  sich  nicht  um  die  Macht 
dea  Staates,  auch  nicht  um  die  Interessen  des  Staates  als  solchen, 
sondern  der  Volksgenossen  im  Staate  handelt  (vgl.  oben  3.  144). 
Immerhin  ist  auch  das  Vertragsrecht  letzterer  Art,  so  sehr  ea 
rechtlich  frei  ist,  doch  tatsSchlich  bedingt  durch  die  Macht- 
verhältnisse des  Staates ,  so  dafs  auch  hier  die  Eigenschaft  als 
Kleinstaat  beschränkend  und  beengend  wirkt. 

II.  Die  Vertragskompetenz  des  Bandes  nach  Umfang 
Inhalt  nnd  Organ. 

A.    Der  Umfang. 

\ach  dem  Wortlaut  des  Art.  8  steht  dem  Bunde  allein 
das  Recht  zu,  Krieg  zu  erklären  und  Frieden  zn  schliefsen, 
Btlndnisse  und  Staats vertrHge  mit  dem  Ausland  einzugehen.  Diese 
Rechte  aber  umfassen  das  ganze  Vertragsrecht ,  und  so  stände 
dem  Wortlaut  der  Bestimmung  nach  dorn  Bunde  das  gan  z  e  Ver- 
tragsrecht zu,  unter  Ausscfalufs  einer  bezüglichen  Kompetenz  der 
Kantone.  —  Ob  das  aber  auch  im  Sinne  der  Bestimmung  liegt? 
Es  handelt  sich  also  nm  das  Verhältnis  der  wörtlichen  znr  siim- 
gemäfsen  Interpretation  des  Art.  8. 

Dem  Wortlaut  stellt  sich  ftlrs  erste  die  Frage  entgegen,  ob 
die  Übertragung  des  Vertragsrechtes  an  den  Bund  nicht  unter  der 
stillschweigenden  Klausel  zn  verstehen  sei,  daTs  es  keine  Gegen- 
stände betreffe,  mit  Bezug  auf  welche  die  hoheitliche  Gewalt,  die 
Souveräuetfit  den  Kantonen  zusteht  —  m.  a.  W. :  ob  nicht  Art.  8 
ilurch  Art.  8.  der  Bandesverfassnug  zu  interpretieren  nnd  zu  be- 
schränken sei.  Zwar  kann  sich  die  Frage  bei  Krieg  und  Frieden, 
Bündnissen  nnd  politischen  Staats  vertragen  nicht  erheben,  denn: 
vom  Kriegs-  nnd  Friedensrecht  ist  nach  selten  der  Kantone  über- 
haupt nicht  die  Rede  (vgl.  oben  S.  148),  und  Bündnisse  und 
politische  Vartrttge  sind  den  Kantonen  untereinander  durch  Art.  7 
der  Bundesverfassung  ausdrücklich  untersagt ;  um  so  mehr  sind  sie 
im  Verhältnis  zum  Auslande  fUr  die  Kantone  ansgeschlosaen. 
Kriegs-    and    Friedensrecht,    das    Recht    zu    Bund- 
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aissen  and  politiechen  Verträgen  §tehen  also  ganz 
ansBchlieralich  dem  Bnnde  an.  —  Wohl  aber  kann  sich 
die  Frage  mit  Bezng  auf  die  BechtsTertrHge,  epeziell  die  Verkehrs- 
vertrflge,  erheben,  weil  diese  Vertrage  GegeuHtllnde  betreffen,  in 
deren  Regelung  aich  nach  den  weiteren  Beatimmungen  der  Bundea- 
verfaseang  Bnnd  nnd  Kantone  teilen,  so  daFs  angenommen 
werden  kOante:  soweit  die  Regelung  den  Kantonen  verbleibt, 
steht  das  Recht  zn  bezüglichem  Vertrag  ancfa  bei  ihnen,  nnd  dem 
Bande  kommt  das  Vertragsrecht  nnr  fUr  diejenigen  GegenstHnde 
zn,  die  anch  sonat  der  Bnndesgewalt  Übertragen  aind.  Gegen 
diese  BeBchrSnkang  des  Vertrags  rechtes  des  Bandes  aber  aprechen 
folgend«  Grtlnde:  1.  Ea  ist  schon  schwer  zn  bestimmen,  welche 
Gegenstände  dem  Bunde  derart  Übertragen  wären,  dafg  er  darüber 
auch  Verträge  abznechliersen  befugt  wäre.  Der  Bund  bat  eben 
eine  dreifach  verschiedene  Gewalt;  gewisse  Gegenstände  sind  ihm  zu 
Gesetzgebung  nnd  Verwaltung  übertragen  (die  aog.  Bnndeasachen, 
als :  Zolle,  Post  und  Telegraph  '  usw.),  andere  nur  zur  Geaetz- 
gebnng  (Wasserban-  und  Forstpolizei  usw.),  eine  dritte  Art  end- 
lich nur  znr  Aufsicht  nnd  Verfügung  (Strafaen  und  Brtlcken  nsw.) ; 
vgl.  oben  8.  102.  —  2.  Aber  auch  wenn  dem  Bund  in  allen  den- 
jenigen Sachen,  Über  die  ihm  irgendeine  Kompetenz,  anch  das 
blofse  Anfsicbts-  nnd  Verfllgnngsrecfat,  eingeräumt  ist,  das  Ver- 
tragsrecht zugestanden  werden  wollte,  so  wären  davon  immer 
noch  gerade  die  wichtigsten  Gegenstände  des  Vertragsrechtes, 
Handel  und  Niederlassung,  auageschlosaen ,  weil  mit  Bezng  auf 
dieselben  der  Bund  keinerlei  innere  Kompetenz  beaitzt;  die 
Bundesverfasaung  hat  diesfalls  nur  bestimmte  Grundsätze  auf- 
gestellt. Art.  8  selbst  aber  ermächtigt  den  Bund  ausdrücklich 
zum  Abschlufs  nicht  nur  von  Zoll-,  sondern  anch  von  Handels- 
verträgen. —  3.  Wenn  der  Bnnd  aber  im  Vertragsrecht  nicht 
auf  das  Gebiet  seiner  inneren  Gesetzgebungs-  und  Verwaltnngs- 
kompetenzen  beschränkt  ist,  so  läfat  aich  schlecbterdinga  keine 
Grenze  seines  Vertragsrechtea  finden,  nnd  mufa  dasselbe  wie  dem 
Wortlaute  so  auch  dem  Sinne  des  Art.  8  nach  als  unbeschränkt 
gelten.  Das  um  ao  mehr,  als  anch  sonst  das  Vertrags  recht  nirgends 
durch  die  innere  Gesetzgebung  beschränkt  ist,  mit  Rtlcksicht 
darauf,  dafs  die  innere  Politik  durch  die  äufsere  beschränkt  und 
tiedingt  ist,  atao  nicht  umgekehrt  eine  Beschränkung  der  änfseren 
Politik  bilden  kann.  —  Es  ist  also  Art.  8  der  Bundesverfassung 
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nicht  durch  Art.  3  zu  interpretiAr«u  and  danach  zn  beschränken, 
sondern  umgekehrt:  das  intern  ationale  Vertrage  recht 
hat  als  eines  der  Rechte  zn  gelten,  die  der  BundeS' 
gewalt  Uhertragen  sind  und  daher  nach  Art.  3  ron 
den    Kantonen    nicht    ausgeübt   werden    können. 

Ob  aber  das  Vertragsrecht  des  Bundes,  wenn  ea  auch  nieht 
durch  Art.  3  beschränkt  erscheint,  nicht  dnrch  Art.  8  seihst  ein- 
gescfai^nkt  ist?  ^gNamentlich  Zoll-  und  Handelsverträge"  heibt 
es  in  Art.  8.  Soll  nicht  dadurch  das  Vertragsrecht  des  Bundes 
auf  bestimmte  Arten  von  Verträgen,  speziell  von  Verkehrs  vertragen 
beschränkt  werden  ?  Nein  I  Durch  die  Anfllhrnng  wird ,  wie 
das  Adverb  „namentlich"  zeigt,  diese  bestimmte  Art  von  Verträgen 
als  eine  der  wichtigsten,  welche  dem  Bund  vorbehalten  sind,  nur 
hervorgehoben,  ohne  dafs  deshalb  andere  Arten  ausgeschlossen 
werden.  Ja,  weil  die  wichtigste  Art  der  Verkehrsverträge,  die 
Zoll-  and  Handelsverträge,  dem  Bund  auadrflcklich  vorbehalten 
wird  —  and  zwar  betr.  Handelsverträge  seinem  Vertragsrecht  damit 
ein  Gegenstand  vorbehalten  wird,  betr.  den  er  sonst  keine, 
wenigstens  keine  allgemeine  Kompetenz  besitzt  —  kommt  dem 
Bund  nm  so  mehr  der  AbschluTs  anderer,  minder  wichtiger  Ver- 
träge zu.  —  Durch  den  Bunde  «vertrag  von  1815  (Art.  8,  Abs.  4) 
waren  von  Verkehrs  vertragen  nur  die  Handelsverträge  als  Gegen- 
stand der  Tagsatzung  namhaft  gemacht,  und  zwar  einfach  ennntiativ, 
nicht  heispiels-  oder  hervorhebungsweise ,  und  doch  wurden  von 
der  Tagsatznng  auch  andere  Verkehrs vei träge,  namentlich  Nieder- 
lassungsverträge,  abgeschlossen.  Um  so  mehr  erscheint  der  Bund 
im  Bundesstaat  noch  zn  anderen  als  den  namentlich  bezeichneten 
Verkehrs  vertragen  kompetent. 

Die  einzige  Beschränkung  im  Vertragsrecht  des  Bundes 
statuiert  der  Art.  11  der  Bundesverfassung  —  er  schlierst  die 
Militärkapitulationen  absolut  aus ;  solche  ddrfen  nicht 
mehr  abgeschlossen  werden,  weder  vom  Bund  noch  von  den 
Kantonen. 

B.    Der  iHhalt  der  Vertragskompetenz  des  Bundes. 

Eine  ganz  andere  Frage  ist,  ob  der  Bund,  so  sehr  er  in 
der  Vertragskompetenz  dem  Umfang  nach  &ei  ist,  nicht  beim 
Ahschlnfs  der  einen  oder  anderen  Art  Verträge  an  die  Grnnd- 
sätze,  welche  das  Bundesrecht,  speziell  die  Bandesverfassang, 
mit  Bezug  auf  die  betr.  Art  Gegenstände  aufstellt,  gebunden  sei; 
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diese  Frage  betrifft  den  Inhalt  der  Vertrüge  inBofern,  ah  es  eich 
fragt,  ob  wenigstens  die  Art  and  Weise  der  vertraglichen  Regelung 
nicht  frei  sei. 

Die  Frage  oacb  dem  Inhalt  und  die  andere  nach  dem  Um- 
fang der  Vertragskompetena  sind  bisher  durcheinander  behandelt 
und  dadurch  ist  die  Sache  verwirrt  worden  (vgl.  Bin mer- Morel 
I,  S.  196  und  die  darin  reproduzierten  amtlichrn  Aktenstücke).  — 
Soweit  sich  die  dabei  erteilte  Antwort  auf  die  Frage  nach  dem 
Inhalt  fttr  sich  wiedergeben  Iftfst,  gilt  als  allgemeine  und  sogar 
oiBzielle  Rechtsanschauung :  der  Bund  dürfe  allerdings  in  Ver- 
trugen mit  auswärtigen  Staaten  nicht  blorn  Hber  zentralisierte  (?) 
Materien,  sondern  auch  über  Gegenetflnde ,  deren  Regnliemng 
Konst  den  Kantonen  anheimgegeben  sei,  verfUgen,  und  es  k&nne 
tha  Art.  3  daran  nicht  hindern;  wobi  aber  sei  er  gebunden 
durch  die  übrigen  Bestimmungen  der  Bundes- 
verfassung, namen t1  ich  solche,  welche  allgemein 
politische  (?)  Grundsätze  aufstellen,  sowie  solche, 
welche  den  Kantonen  gewisse  (?)  Rechte  ausdrück- 
lich  garantieren  (1.  c.  8.  204). 

Dagegen  ist  folgendes  su  bemerken.  Vor  allem  ist  zu  kon- 
statieren, dafs  der  Bund  in  seinen  VertrHgen  einerseits  nur  durch 
die  BundesTerfassnug,  nicht  durch  die  Bnndesgesetzgebung  ge- 
bunden sein  könnte,  da[s  aber  andererseits,  was  ihn  bHnde,  die 
GrundsStze  der  Bundesverfassung  schlechthin  oder  Rechte  der 
Kantone  wHren.  Nur  die  Bundesverfassung  kOuute  binden,  nicht 
die  Bundesgesetzgebung,  weil  diese  keineswegs  über  dem  Ver- 
tragsrechte steht,  sondern  wie  dieses  nur  die  AnsfUfamng  der 
dorch  die  Bund  es  Verfassung  geschaffenen  Bunde  sein  rieh  tu  ng  dar- 
stellt. Aber  das,  was  bände,  wHren  aufser  den  Rechten  der 
Kantone  die  OmndsAtze  der  Bundesverfassung  schlechthin,  nicht 
nur  politische  Grundsätze,  wie  die  Unabhängigkeit  des  Vater- 
landes, Grundsätze  also  betr.  Zwecke  und  Mittel  des  Staates 
selbst  —  sondern  auch  rein  rechtliche  Grundsätze  und  auch 
GrundsStze  betr.  die  Bürger,  wie  Frei  heiterechte  usw.,  weil  diese 
zur  Einrichtung  des  Staates  gehören  so  gut  wie  jene.  —  Aber 
der  Bund  ist  in  seiuero  Vertragsrecht  auch  nicht  durch  die  Bundeb- 
verfassung  und  durch  keine  in  derselben  aufgestellten  Grundsätze 
oder  anerkannten  Rechte  der  Kantone  gebunden,  also  im  Inhalt 
des  Vertragsrechtes  so  wenig  beschränkt  als  im  Umfang.  Denn: 
1,  Wenn  das  Vertragsrecfat  nicht  an  die  Bestimmungen  betr.  den 
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Bereich  der  Bundesgewalt  gegen  den  Bereich  der  kantonalen  Ge- 
walt gebunden  ist,  wenn  also  der  Bund  Verträge  scfalietsen  kann 
in  einem  Gebiete,  das  den  Kantonen  vorbehalten  ist,  so  kann 
er  anuh  nicht  an  Bestimmungen  betr.  die  Art  und 
Weise  der  Regelung  dieses  Gebietes  gebunden  sein; 
die  einen  Bestimmungen  sind  ja  Verfassungsrecht  wie  die  anderen, 
und  wenn  der  Bnnd  im  Yertragsrecht  an  die  ersteren  nicht  ge- 
bunden ist,  so  ancb  an  die  letzteren  nicht.  Das  ist  der  rechtliche 
Grnnd,  —  2.  Die  Politik,  welche  verlangt,  dafs  der  Bund  im 
Umfang  des  Vertrags  rechtes  frei  sei,  verlangt  auch,  dab  er  sich 
nnter  Umstanden  Über  GrundsStze  nnd.flber  Rechte  der  Kantone 
hinwegsetzen  ktSnne,  um  im  Interesse  der  Stellung  der  Schweiz 
in  der  Völkergemeinschaft  zu  Vereinbarungea  mit  anderen  Staaten 
zu  gelangen ;  die  Rücksicht  auf  diese  Stellung  gebt  allen  anderen 
Rücksichten  vor,  wie  auch  von  dieser  Stellung  alle,  die  enm 
Bundesstaate  gehören,  Bürger  und  Kantone,  abhängig  sind. 

C.    Das  Organ  der  Vertragskompetenz  des  Bundes. 

Laut  Bundesverfassung  Art.  85,  Ziff.  5,  falten  Bündnisse 
und  Verträge  mit  dem  Auslände  in  den  Geschäftskreis  der 
Bundesvereammtang,  und  betr.  die  Befugniese  und  Obliegen- 
heiten des  Bnudesrates  ist  diesfalls  durch  Art.  102,  Ziff.  8, 
bestimmt:  „er  wahrt  die  Interessen  der  Eidgenossenschaft  nach 
anfsen,  wie  namentlich  ihre  völkerrechtlichen  Beziehungen,  und 
besoi^  die  auswärtigen  Angelegenheiten  überhaupt."  Danach  ist 
unzweifelhaft,  dafs  betr.  abzuschlielsende  Verträge  die  Rati- 
fikation (d.  h.  die  Genehmigung,  Gntheifsung  des  Vertrages 
seitens  des  obersten  Staatsorgans  in  dem  Sinne,  dafs  der  Vertrag 
erat  dadurch  Gültigkeit  erlangt)  Sache  der  Bundesversamm- 
lung ist^  wie  durch  sie  auch  laut  Art.  71  der  Bundesverfassung 
unter  Vorbehalt  der  Rechte  des  Volkes  und  der  Kantone,  die 
hier  nicht  iu  Betracht  kommen  (betr.  die  Rechte  des  Volkes  vgl. 
zu  Art  89),  die  oberste  Gewalt  des  Bundes  ausgeübt  wird.  I>em 
Bundesrat  kommt  aufser  der  Vorbereitung  nur  die  Vollsiehnng 
des  Vertrages  zu.  Dementsprechend  lautet  auch  die  Übliche  Be- 
schlnlaformel  der  Bundesversammlung ;  „Die  Bundesversammlung 
der  schweizerischen  Eidgenossenschaft,  nach  Einsicht  einer  Bot- 
schaft des  Bundesrates,  beschlierst:  1.  Der  am  .  .  .  zwischen  der 
Schweiz  und  .  .  .  abgeschlossene  .  .  .  Vertrag  wird  genehmigt. 
2.  Der  Bundesrat  wird  mit  der  Voltziehung  dieses  Beschlusses  be- 
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anftragt,"  und  in  der  Publikntion  des  Vertrages  durch  den  Bunden- 
rat  wird  erst  nach  Hinweis  auf  die  Genehmigung  der  BuudcB- 
versammlnag  der  Vertrag  als  sngenomnien  erklärt  und  vom 
Bandesrat  seinerseits  einfach  versprochen,  den  Vertrag  zu  halten 
(vgl.  z.  B.  E.G.  I,  82/83  und  93,  betr.  den  Auslieferungsvertrag 
mit  dem  Deutschen  It«ich). 

Im  weiteren  aber  kommen  dem  Bundesrat  und  nickt  der 
Bundesversammlung  folgende  Befugnisse  zu,  weit  sie  als  blofse 
Vollziehnngsakte  im  Sinne  von  Art.  102,  Ziff.  8  erscbfiinen  und 
der  Bundesversammlung  nicht  ausdrücklich  vorbehalten  sind: 
I.  die  Kündigung  von  Verträgen ;  2.  Austausch  von  ErklHrungen 
tiber  provisorische  Verlängerung  gekündigter  Verträge 
und  3.  Auswechselung  von  ErklHrungen  llber  die  Geltung  von 
Bundesgesetzen  fttr  Ausländer  (z.  B.  betr.  gegenseitigen 
Schutz  der  Fabrik-  und  Handelsmarken :  B.G.  V,  238,  301,  399), 
immerhin  laut  einem  bezüglichen  Beschlüsse  der  Bundesversammlung 
(B.G.  U,  382}  ansgenommen  solche  Erklärungen,  „welche  wesent- 
lich den  Charakter  von  vertragsmäfsigen  Bestimmungen  haben", 
speziell  also  selbständige  Gegenrecht«-  oder  Oegenseitigkeits- 
erklärungen    (vgl,  Ullmer  I,    S.  539/540    und  unten  zu  Art.  60). 

III.  Die  bestehenden  Verträge  des  Bandes  mit  dem 
Ausland. 

Bündnisse  sind  vom  Bund  seit  Untergang  der  alten  Eid- 
genossenschaft nicht  mehr  abgeschlossen  worden  —  von  den 
Kantonen  seit  dem  Sonderbnnd  nicht  mehr- 

Im  übrigen  lassen  sich  die  Verträge  nnterscbeideu  in: 
A.  politische,  B,  Verkehrs-  und  C.  Grenz  vertrage. 

Betr.  alle  Arten  von  Verträgen  (abgesehen  von  (Srenz vertragen) : 
Übereinkunft  mit  Frankreich  betr.  die  Regelung  der  Beziehungen  zwischen 
der  Schweiz  und  Tunis,  v.  14.  X.  1896,  XVI  12. 

A.  Politische  Vertr&^e. 

1.  Erklärung  betr.  das  europäische  Seerecht  in  Kriegs- 
Zeiten  (sog.  Pariser  Seerechtadeklaration  oder  kurzweg  Pariser  De- 
klaration), V.  16.  IV.  1856,  6'348,  unterzeichnet  von  Österreich,  Frank- 
reich, Qrofebritannien,  Freufsen,  Rnfsland,  Sardinien  und  der  Pforte. 
Bondesbeschlufs  betr.  den  Beitritt  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft, 
V.  16.  VII.  1856,  5,'337. 

2.  Übereinkunft  cur  Vcrbessernng  des  Loses  der  im 
Kriege  verwundeten  Militärs  (sog.  Genfer  Konvention),  V.  22,  VIIL 
1864,  8/520,  zwischen  der  Schweiz  (vgl.  den  BundeBbeschlufs  v.  80.  IX. 
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1864,  8/164),  Baden,  Belgien,  Dänemark,  Spanieo,  Frankreicb,  Italien, 
den  Niederlanden  und  PrenTsen  8/520,  Beitritte:  Württemberg, 
Hessen,  Bajeni,  Österreich  8/S16;  Portugal  889.  Sachsen  892,  Rnfaland 
9/145.  Rumänien  I  225,  Salvador  50!,  Montenegro  809,  Serbien  II  164, 
Bolivia  iV  362,  Chile  866.  Argentinische  Republik  369,  Peru  V  81, 
Vereinigte  Staaten  von  Nordamerika  VI  209,  Bulgarien  IX  44,  Japan  45, 
Luiembnrg  X  799,  Kongo  XI  15,  Venezuela  XIV  839,  Siam  XV  186, 
SQdafrikanische  Republik  580,  Oranjefreietaat  XVI  270,  Honduras  nnd 
Nicaragua  734,  Uruguay  XVIII  60,  Korea  XIX  398,  Guatemala  549, 
China  XX  110. 

3.  Erklärung  betr.  Nichtanwendung  der  Spreng- 
geschosse im  Kriege  (sog.  Petersbarger  Konvention),  vom  29.  XI. 
und  11.  XII.  1868,  unterzeichnet  von  Österreich- Ungarn,  Bayern,  den 
Niederlanden,  Grofebritannien,  Frankreich,  Persien,  Portugal,  Italien, 
Belgien,  der  Pforte,  Spanien,  Preufsen  und  Norddeutscher  Bund,  Rufs- 
land,  S  chweden- Nor  wegen ,  der  Schweiz,  Griechenland  und  Württem- 
berg 9/597.    Beitritte:  Baden  und  Brasilien  1054. 

4.  Internationale  Friedenskonferenz  im  Haag.  Kon- 
ventionen und  Verträge,  v.  29.  VII,  1899,  XVIII  450,  zwischen  Denteeh- 
land,  Österreich- Ungarn,  Belgien,  China,  Dänemark,  Spanien,  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Nordamerika,  den  Vereinigten  Staaten  von  Meiiko, 
Frankreich,  Grofsbritannieu  und  Irland,  Griechenland,  Italien,  Japan, 
Luxemburg,  Montenegro,  den  Niederlanden,  Persien,  Portugal,  Rumfinien, 
Rufsland,  Serbien,  Siam,  Schweden  und  Norwegen,  der  Schweiz  {vgl, 
auch  den  Bundesbeschlufs  448),  der  Türkei  und  Bulgarien  (in  alpha- 
beUsch er  Reihenfolge  der  franzöei sehen  Sprache).  Beitritte;  Salvador 
und  Korea  XIX  567,  Guatemala  616  und  Peru  XX  23. 

Dazu  die  frühere  Schiedsgerichtskonvention  zwischen 
der  Schweiz  und  Chile,  v.  19. 1.  1886,1X393;  Bundesbeschlufs  392. 

B.  VerkehrsrertrSge. 

AA.  EollektiTTertrfige, 
nach  dem  Kreis  der  Vertragsataaten,  vom  weitesten  bis  zum  engsten. 

1,  a.  Weltpostvertrag,  v.  15.  VI.  1897,  zwischen  Deutschland 
und  den  deutschen  Schutzgebieten,  der  gröfaeren  Republik  von  Zentral- 
amerika,  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  der  Argentinischen 
Republik,  Österreich-Ungarn,  Belgien,  Bolivia,  Bosnien -Herzegowina, 
Brasilien,  Bulgarien,  Chile,  China,  Columbia,  dem  Kongostaat.  Korea, 
Costa-Rica ,  Dänemark  und  den  dänischen  Kolonien ,  der  Domini- 
kanischen Republik  (San  Domingo),  Ägypten,  Ecuador,  Spanien  und  den 
spanischen  Kolonien,  fVankreich,  den  französischen  Kolonien,  Grofs- 
britannien  und  verschiedenen  britischen  Kolonien,  Britiscli-Indien,  den 
britischen  Kolonien  von  Australien,  Kanada,  den  britischen  Kolonien  in 
Südafrika,  Griechenland,  Guatemala,  Haiti,  Hawaii,  Italien,  Japan, 
Liberia,  Luiemburg,  Mexiko,  Montenegro,  Norwegen,  dem  Oranje-Frei- 
staat,  Paraguay,  Niederland,  den  niederländischen  Kolonien,  Peru, 
Fernen,    Portugal    und    den    portugiesischen     Kolonien,     Rumänien, 


Erater  Abachnitt:  Allgemeine  BestimmuDgen,  Art.  8.  167 

Bofelaad,  Serbien,  Siam,  der  SüdafriktLniacben  Republik,  Scbweden,  der 
Schweiz,  Tunis,  der  Tüitei,  Uruguay  und  Veneinela  XVI  897.  —  Bei- 
tritte bezw.  Batifikationen:  Honduras  XVII  456,  Salvador  457;  Hawaii, 
Cnba,  Porto-Rico,  Philippinen  and  Guam  XVIII  57 ;  Samoa  59,  Nicaragna 
62,  SQd-Rhodesia  und  Betacbuanaland  662,  Kreta  XIX  105,  Kuba  250, 
Soroaliland  617. 

Dazu:  Verordnung  des  achweizerischen  BundeBratea  betr.  die 
UnterstütBungakasBe  zuguneten  des  Peraonals  des  inter- 
nationalen Post-  und  Telegraphenbureaus,  v.  20.  V.  1881, 
V  377. 

b.  0  herein  kommen  betr.  den  AustauBch  von   Briefen    nnd 
Schachteln  mit  Wertangabe,  v.  15.  VI.  1897,  zwischen  Deutsch- 
land nnd  den   deutschen    Schutzgebieten,   Zentralamerilta,   Argentinit 
ÖBterreich-Ungam,  Belgien,  Bosnien-Herzegowina,   Brasilien,  Bulgarii 
Chile,  Dänemark  und  den  dänischen  Kolonien,  San  Domingo,  Agjpti 
Spanien,  Frankreich,    den  franzäsischen   Kolonien.   Italien,   Luxemburg, 
Norwegen,    Niederlaud,    Portugal    und   den   portugiesischen   Koloniei 
Rnmfinien,  Rnfelaud,  Serbien,  Schweden,  der  Schweiü,  Tunis  und  der 
Türkei  XVI  951.  -    Beitritte:   Britisch -Indien  XVU  53,   Ceylon  208. 
Grolsbritannien  nnd  Irland  455,  Jamaika  458,  Neufandland  459,  Straits- 
Settlements    460,    Leewards^Inaeln    823,    nicht   Salvador   824,    Japan 
XIX    115;     britische    Kolonien    von     Goldküate,     Grenada,     Mauritius, 
Seychellen,    Sierra  Leone,    Santa  Lucia,    St.  Vincent   618;    Southem- 
Nigeria  619,  Montenegro  664,  Cypern  und  Honduras  713. 

c.  Übereinkommen  betr.  den  Gel danweieungs dienst,  v.  15.  VI. 
1897,  zwiachen  Deutschland  und  den  deutschen  Schutzgebieten,  Zentral- 
amerika, Argentinien,  Österreich-Ungarn,  Belgien,  Bosnien -Herzegowina, 
Brasilien,  Bnlgarien,  Chile,  Dänemark  und  den  dänischen  Kolonien, 
San  Domingo,  Ägypten,  Frankreich,  Griechenland,  Guatemala,  Italien, 
Japan,  Liberia,  Luxemburg,  Korwegen,  Niederland,  den  nieder- 
Undischen  Kolonien,  Portugal  und  den  portugiesischen  Kolonien, 
Rnm&nien,  Serbien,  Siam,  Schweden,  der  Schweiz,  Tunis,  der  Türkei 
nnd  Uruguay  XVI  979.  —  Beitritte:  Honduras  XVII  456,  Salvador 
467.  Peru  XVIIl  55,  Montenegro  61,  Kreta  XIX  105,  Kuba  250, 
Bolivia  668. 

d.  Vertrag  betr.  die  Auswechslung  von  PostatOcken.  v. 
15.  VI.  1697,  zwischen  Deutachland  und  den  deutschen  Schutzgebieten, 
Zentralamerika ,  Argentinien ,  Osterreich  -  Ungarn ,  Belgien ,  Bosnien- 
Herzegowina,  Brasilien,  Bulgarien,  Chile,  Columbia,  Dänemark  und  den 
dänischen  Kolonien,  San  Domingo,  Ägypten,  Spanien,  Frankreich,  den 
französischen  Kolonien,  Griechenland,  Guatemala,  Britisch  -  Indien, 
Italien,  Liberia,  Luxemburg,  Montenegro,  Norwegen,  Niederland,  den 
niederländischen  Kolonien.  Portugal  und  den  portugiesiachen  Kolonien, 
RnmAnien,  RuTaland,  Serbien,  Siam,  Schweden,  der  Schweiz,  Tunis,  der 
Türkei,  Uruguay  und  Venezuela  XVI  998.  —  Beitritte:  Salvador 
XVU  157,  Peru  XVIII  55,  San  Domingo  XIX  82,  Kreta  105,  Japan  115, 
Kuba  250,  Persien  697. 
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e.  ÜbereiDkommeD  betr.  den  Dienat  der  EiuzngHmanclate, 
T.  15.  VI.  1897,  zwischen  Deutschland  uiid  den  deutschen  Schutzgebieten, 
Zentraltimerika ,  Österreich  -  Ungarn ,  Belgien ,  Brasilien ,  Chile ,  San 
Domingo,  Ägypten,  Frankreich,  Italien,  Luxemburg,  Norwegen, 
MiederUnd,  NiederlfindiBch-Iadien ,  Portugal  und  den  portugiesischen 
Kolonien,  Rumänien,  Schweden,  der  Schweiz,  Tunis  und  der  Türkei 
XVI  1031.  —  Beitritte:  Kreta  XIX  105,  Kuba  SSO. 

f.  Übereinkommen  betr.  die  Einführung  von  IdentitStsbüchern 
im  internationalen  Postverkehr,  t.  15.  VI.  1367,  zwischen  Zcntralamerika, 
Argentinien,  Brasilien,  Bulgarien,  Chile,  Columbia,  San  Domingo, 
Ägypten,  Frankreich,  Griechenland,  Italien.  Luxemburg,  Mexiko,  Portu- 
gal und  den  portugiesischen  Kolonien,  Rumfinien,  der  Schweiz,  Tunis, 
der  Türkei  und  Venezuela  XVI  1046.  —  Beitritt:  Honduras  XVII  456. 

g.  Übereinkommen  betr.  die  postalische  Besorgung  von  Abgcne- 
menten  auf  Zeitungen  und  andere  periodische  VerOFTentlichungen, 
T.  15.  VI.  1897,  zwischen  Deutschland  und  den  deutschen  Schutzgebieten, 
Zentralamerika,  Österreich- UngAm,  Belgien.  Brasilien,  Bulgarien,  Chile. 
Columbia,  Dänemark,  San  Domingo,  Ägypten,  Griechenland,  Italien, 
Laxemburg,  Norwegen,  Niederland,  Persien,  Portugal  und  den  portu- 
giesischen Kolonien,  Rumänien,  Serbien,  Schweden,  der  Schweiz,  der 
Türkei  und  Uruguay  XVI  1064.  —  Beitritt:  Honduras  XVII  456. 

Vgl.  zu  1.  a — g  den  Bundesbeachlnfs  betr.  Ratifikation,  v. 
22.  IV.  1898,  XVI  895, 

Dazu  Spezi slpostveiträge  der  Schweiz  mit:  Belgien : 
7/425  und  9/602  (im  allgemeinen);  VI  155  (Warenmusterpakete);  X  467 
(Zeitungsabonnemente),  —  Kanada:  VII  129  (Geldanweisungen).  — 
Deutschland:  III  340  [Frankierung  portopflichtiger  Sendungen); 
Vn  249  (Fahrpostübereinkommen);  XVIII  162  (im  allgemeinen).  — 
Frankreich:  8/461,  485  und  513  (im  allgemeinen  und  betr.  Geld- 
anweisungen); VI  152  ( Waren  raus  terpakete);  XVII  55  (Auswechslang  von 
Poststücken  bis  10  kg).  -  GroTsbri taunien;  9/538  (im  allgemeinen); 
VI  181  (Warenmuetersendungen),  und  Englisch-Indien:  Vg43(G6ld- 
anweisungs  verkehr).  —Italien:  T/183  (im  allgemeinen);  XI  173(Waren- 
mnsterpakete).  —  Niederländisch -Ostindien:  II  172  (Post- 
anweisungen). —  Österreich-Ungarn:  IV  17  (Fahrpostrerkehr); 
XVIII  180  und  193  (im  allgemeinen).  —  Rursland  XX  53  (Post> 
auweisungen).  —  Spanien:  VII  102  (Warenmuster).  —  Vereinigte 
Staaten  von  Amerika:  Y,  983  und  XI  175  (Geldanweisungen);  VI  510 
(Warenmustersen  düngen). 

Betr.  Kündigung  der  früheren  Postverträge  der  Schweiz 
mit  dem  Norddeutschen  Bund,  Bayern,  Württemberg  und  Baden  und  mit 
Österreich-Ungarn  vgl.  XVIII  161. 

2.  Internationaler  Telegiaphenver trag  von  St  Petersburg, 
V.  10.  und  22.  VII.  1875.  zwiadien  der  Schweiz,  Deutai^Und,  Österreich- 
Ungarn,  Belgien,  Dänemark,  Spanien,  Frankreich,  Griechenland,  Italien, 
den  Niederlanden,  Persien,  Portugal,  Kufslaud,  Schweden  und  Norwegen 
und  der  Türkei  II  296.  -  Beitritte:  Soci^t^  fnn^aise  des  tiljgrapbea 
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sOQBin&rins  XI  193,  La  Pinta  XII  87,  Weetaustraliun  XIV  248,  Halifax 
and  Bermudas  Cable  Company  XV  136,  portugiesische  Kolonien  433, 
Neu  -  KaledoDien  485 ,  West  -  Indian  Cable  Company  601 ,  Eastem 
Extension  XIX  568,  Transvaal-  und  0 rang eflufa- Kolonien  XX  68. 

Von  früher;  Vereinbarung  betr.  Eratellung  einer  direkten  tele- 
graphischen  Verbindung  zwischen  I..ondon,  Paris,  Wien, 
Konstantinopel  und  Indien,  v.  32.  VII.  1868,  zwischen  Österreich, 
Ungarn,  Frankreich,  Serbien,  der  Schweiz  und  der  Türkei  9/832. 

Ferner  SpezialtelegraphenvertrSge.  Betr.  die  unter- 
seeische Telegraphenverbindung  zwischen  der  Schweiz 
und  Württemberg,  v.  10.  V.  1867,  O'Gl.  —  Betr.  Telegraphen- 
taien  zwischen  der  Schweiz  und:  Deutschland  VIH  489  und  XEX  7»0, 
Frankreich  XII  13  und  XVI  212,  Italien  IV  3S0,  Österreich-Ungarn 
Vllt  492. 

Dazu:  Telephonvertrag  zwischen  der  Schweiz  und  Frankreich, 
T.  3.  II.  1900,  XVm  28. 

3.  Internationales  Übereinkommen  über  den  Eisenbahnfracht- 
verkehr,  t.  14.  X.  1890,  zwischen  der  Schweiz,  Belgien,  Deutschland, 
Frankreich,  Italien,  Luxemburg,  den  Niederlanden,  Österreich -Ungarn, 
einschlieralich  Liechtenstein,  und  Eufaland  XIII  61.  —  Beitritte:  Däne- 
mark XVI  214,  Rumänien  XX  65.  —  Zusitz  e  v.  20.  IX.  189».  XVI  43, 
16.  VII  1895,  VII  361/564  und  1«.  VI.  1898  XVIII  720. 

Dazu  Spezial Vereinbarungen  betr.  die  von  der  Beförderung 
aasgeschlossenen  oder  nur  bedingungsweise  zugelassenen  Gegenstüude: 
1.  zwischen  Deutschland,  den  Niederlanden,  Österreich-Ungarn  und 
der  Schweiz,  v.  13.  VI.  1893,  XIV  84,  mit  Beitritt  von  Luxemburg  und 
Belgien  XIV  244  und  24S.  —  2.  Zwischen  der  Schweiz  und  Deutschland, 
V.  12.  XII.  1901,  XVIII  943. 

4.  Vertrag  betr.  die  Errichtung  eines  internationalen  Mafs- 
und  Gewichtsbureaus,  v.  20.  V.  1875,  zwischen  der  Schweiz, 
Deutachland,  Österreich -Ungarn,  Belgien,  Brasilien,  Argentinien,  Däne- 
mark, Spanien,  Vereinigte  Staaten  von  Nordamerika,  Frankreich,  Italien, 
Peru,  Portugal,  Rufsland,  Schweden  und  Norwegen,  der  Türkei  und 
Venezuela  II  3.  —  Beitritte:  Serbien,  Rumgnieu,  GroFsbritannien  und 
Japan  VII  616,  VIII  343. 

5.  Münzvertrag  (sog.  Lateinische  Hünzunion),  v.  6.  XI.  1885, 
Ewiacben  der  Schweiz,  Frankreich,  Griechenland  und  Italien  VIII 425 — 465, 
mit  Beitritt  Belgiens  456.  —  Revisionen  betr.  Silherscheidemünzen ; 
1)  V.  15.  XI.  1893,  XIV  195,  mit  Zusatzprot. :  XVII  44,  2)  v.  29.  X.  I8S7, 
XVI  460  und  8)  v.  15.  XI.  1902,  XIX  363;  Verbot  der  Einfuhr  von 
italienischen  Silbe rscheidemGnzen  in  Vollz.  der  1.  Revision  XIV 
283,  XVII  67. 

6.  Internationale  Phylloxera-Cbereinknnft,  v.  3.  XI.  1881, 
zwischen  Deutschland,  Frankreich,  Österreich -Ungarn,  der  Schweiz  und 
Portugal  VI  228,  mit  Zuaatzerklärung  v.  15.  IV.  1889,  XI,  338.  —  Bei- 
tritte: Belgien  VI  253,  Luxemburg  416,  Serbien  VII  617,  Niederlande 
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VIII  841,  Italien, Bumäniennud  Spanien  XII 117, 400.  — VolUiehnngs- 
beechiüaae  des  Bchweizerischen  Bnndesratea  betr.  den  Verkehr  mit 
der  zollfreien  Zone  von  Hochsavoyen  VII  353,  428,  Dentachluid  547, 
Baden  VIII  191,  Italien  XI  238. 

7.  ÜberetDkuDft  zwischen  der  Schweiz  und  neun  europKi sehen 
Staaten  (Deutschland,  Österreich -Ungarn,  Belgien,  Frankreich,  Italien, 
Luxemburg,  Montenegro,  den  Niederlanden  und  Rafgland)  betr.  einheit- 
liehe Marsnahmen  zum  Schutze  gegen  die  Cholera  (Dresdener  Kon- 
venHon),  v.  15.  IV.  1893,  XIV  137.  —  Beitritte  beaw.  Ratifikationen: 
Niederlande  440  (Ratifikation),  Grorshritannien  172,  Liechtenstein  4&6, 
Serbien  XV  21,  die  britischen  Kolonien  Natal,  Cejion,  Lagos,  St  Helena 
und  Kanada  358,  Rumänien  XVI  356.  —  SpezialGbereinkommen 
zwieehen  der  Schweiz  und  Österreich -Ungarn,  v.  20.  III.  1896,  XV  488. 

8.  Übereinkunft  zwiachen  der  Schweiz,  Deutschland,  österreich- 
Ungam,  Belgien,  Spanien,  Frankreich,  Crrofsbritannien  und  Britisch- 
Indien,  Griechenland,  Italien,  Liechtenstein,  Luxemburg,  Montenegro, 
dem  Ottomanischen  Reich,  den  Niederlanden,  Persien ,  Portugal, 
Rumänien,  Rufsland  and  Serbien  betr.  gemeinaame  Schutzmafsregeln 
gegen  die  Pest  (Konvention  vor  Venedig),  v.  19.  III.  1897,  XVII  827, 
Inkrafterklärung  967,  mit  ZusatierklSrung  v.  24.  I.  1900,  XVIII  160.  — 
Beitritte;  Schweden  XVIII  428,  Australien  XIX  351,  Hongkong  665. 

9.  Übereinkunft  betr.  die  Bildung  eines  internationalen  Verbandes 
zum  Schutze  von  Werken  der  Literatur  und  Kunst,  v.  9.  IX. 
1886,  zwischen  Deutschland,  Belgien,  Spanien,  Frankreich,  Grofs- 
britannien,  Indien,  Haiti,  Italien,  Liberia  und  Tunis  X  219,  mit  Zusats- 
abkommen  und  Erklärung  betr.  Interpretation  gewisser  Bestimmungen 
der  Übereinkunft  und  des  Zusatzabkommens,  v.  4.  V.  1896,  XVI  611 
und  628.  —  Beitritte  bezw.  Ratifikationen:  Lniemburg  und  Monaco 
XI  2S4,  Montenegro  XII  139  und  XIII  324.  Norwegen  XV  450,  Hiüti 
XVI637,JapanXVII206,  Dänemark  XIX  826,  Schweden  XX  116;  Rück- 
tritt; Montenegro  XVII  209. 

Kündigung  früherer  bezüglicher  Einzetübereinkänfte 
zwischen  der  Schweiz  und  dem  Norddeutschen  Bund  XVII  461,  Italien 
463,  Frankreich  und  Belgien  464. 

10.  a.  Internationale  Konvention  zum  Schutze  des  gewerb- 
lichen Eigentums,  v.  20.  IIL  1883,  zwischen  der  Schweiz,  Belgien, 
Brasilien,  Spanien,  Frankreich,  Guatemala,  Italien,  den  Niederlanden, 
Portugal,  Salvador  und  Serbien  VII  älT.  —  Beitritte;  Grofsbritanaien, 
Tunis,  Ecuador  544 ;  San  Domingo  724,  Schweden  und  Norwegen  VIII  126, 
Vereinigte  Staaten  Nordamerikas  und  niederländische  ostindische 
Kolonien  X  738,  Snrinam  und  Curai,'ao  XI  488,  Neuseeland  und  Queens- 
land XII  367,  Dänemark  nebst  FftrCer  XIV  439,  Japan  XVII  206, 
Deutschland  XIX  523,  Mexiko  747.  —  Rücktritte:  Ecuador  IX  2S, 
Salvador  X  738,  San  Domingo  XI  120,  Guatemala  XIV  522.  —  Wieder- 
beitritt; San  Domingo  XI  6.^8. 

b.  Übereinkunft  betr.  das  Verbot  falscher  Herknnfte- 
bezeiohnungen  auf  Waren,  v.  14  IV.  1891,  zwischen  der  Schweiz, 
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Brasilien,  Spanien,  Frankreich,  Grorabritannien,  Guatemala,  Portugal 
and  Tonis XQ  1008.  —  Ratifikationen:  Portugal  XIII  716,  Bnuilien 
XV  532.  —  Rücktritt:  Onatemala  XIV  528. 

c.  Ühereinkunft  betr.  die  iDternationale  Eintragung  der 
Fabrik-  oder  Handelsmarken,  v.  14.  IV.  1891,  zwischen  der 
Schweiz,  Belgien,  Spanien,  Frankreich,  Guatemala,  Italien,  den  Nieder- 
landen, Portugal  und  Tunis  XIIlOlö.  —  Beitritte  bezw.  Ratifikationen; 
Niederlande  XIU  325,  Portugal  716,  Italien  XIV  455,  Brasilien  XV  532.  — 
Rücktritt:  Guatemala  XIV  522.  —  VoIlüiehungabeBchUfs  des 
Bchweizerischen  Bundesrates,  v.  28.  X.   1902,  XIX  83H. 

d.  Protokoll  betr.  den  Kredit  flir  das  internationale  Bureau 
der  Union  zum  Schutze  des  gewerblichen  Eigentums,  v.  15.  IV.  1891, 
zwischen  der  Schweiz,  Belgien,  Brasilien,  Spanien,  den  Vereinigten 
Staaten  ron  Amerika,  Frankreich,  Grofsbritannien,  Guatemala,  Italien, 
Norwegen,  den  Niederlanden,  Portugal,  Schweden  und  Tunis  XVI  358.  — 
Beitritte  bezw.  Ratifikationen:  Portugal  Xlll  716,  Italien  XIV  455, 
Brasilien  XV  532,  Serbien  und  San  Domingo  XVI  3.'i7,  Deutschland 
XIX  528.  —  Rücktritt:  Guatemala  XVI  522. 

e.  Zusatzabkommen  v.  14.  XII.  1900  betr.  Änderung  der  Kon- 
vention V.  20.  III.  1883  (a)  und  des  zugehörigen  Protokolls  zwischen 
der  Schweiz,  Belgien,  Brasilien,  Dänemark,  San  Domingo,  Spanien,  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  Frankreich,  Grofsbritannien,  Italien, 
Japan,  den  Niederlanden,  Portugal,  Serbien,  Schweden,  Norwegen  und 
Tunis  XIX  212.  -  Beitritte  bezw.  Ratifikationen:  Spanien  419, 
Deutschland  52»,  Brasilien  620,  Heiiko  747. 

f.  Zusatzabkommen  eut  Übereinkunft  v.  14.  IV.  1891  betr.  die 
internationale  Eintragung  der  Fabrik-  und  Handelsmarken, 
V,  14.  XII.  1900,  zwischen  der  Schweiz,  Belgien,  Brasilien,  Spanien, 
Frankreich,  Italien,  den  Niederlanden,  Portugal  und  Tunis  XIX  233.  — 
Beitritte  bezw.  Ratifikationen:  Spanien  419,  Brasilien  620.  -—  Voll- 
ziehungsbeschlufs  des  schweiierischeD  Bundesrates,  v.  28.  X.  1902, 
338;  Tgl.  auch  c. 

Daneben  die  EinzelrertrSge  der  Schweiz  betr.  den  gegen- 
seitigen Schutz  der  Fabrik-  und  Handelsmarken   mit:    Belgien 

V  801,  Griechenland  XV  328.  Grorsbritannien  V  238,  den  Niederlanden 

V  398,  Österreich-Ungarn  IX  29,  Rufeland  XVII  285.  —  mit  Deutsch- 
land betr.  den  gegenseitigen  Patent-,  Mueter-  und  Markenscbuts 
XIV  375  (Abänderung  XIX  .553)  und  betr.  den  unmittelbaren  Ge- 
sch&ftarerkehr  iwiechen  den  beiderseitigen  Gerichtsbehörden  und 
den  AdministrativbehSrden  fQr  gewerbliches  Eigentum  XVH  619.  -~ 
Kündigung  der  Übereinkunft  mit  Frankreich  betr.  Harken-  und 
Modellschutz  XVII  464;  vgl.  auch  Nr.  9,  Abs.  2. 

11.  Internationale  Übereinkunft  betr.  Zivilprozefsrecht,  t. 
14.  XI.  1896,  zwischen  der  Schweiz,  Belgien,  Spanien,  Frankreich,  Italien, 
Luxemburg,  den  Niederlanden  und  Poctuti;al  XVII  181.  ~  Beitritte: 
Schweden  und  Norwegen,  Dentechland,  Österreich-Ungarn,  Dftuemark, 
Rumänien,  Bnfsland  196. 
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12.  Übereinkunft  zwiachen  der  Schweiz ,  Belgien ,  Brasilien, 
Spanien,  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  Italien,  Portugal  und 
Serbien  betr.  den  internationalen  Anstanaeh  der  amtlicben  Er- 
lasae  und  anderer  Publikationen,  t.  15.  III.  1886,  XI  2.  —  Beitritte: 
Uruguay  und  Argentinien  2S1. 

Dazu  Einzelveiträge  betr.  AnatauBcb  von  Volkszählungs- 
material  mit  Belgien  XI  353.  Deatachland  XII  297,  Öaterreicb-Üngam 
298,  Italien  299,  Frankreich  XV  480,  Griechenland  XVI  141. 

Vgl.  auch  BB.  2.  c.  „Handelavertr&ge",  Abs  2. 

HB.  BinselTertrilge, 

aufaer  dem  Bereich  der  Gegenstände  von  Kollektiwertrfigen. 

1.  AualieferuDgsvertr&ge  der  Schweiz  mit;  Belgien  I  59, 
Abänderung  VI  617;  Deutschland  I  82;  Ecuador  XI  219,  auch 
betr.  den  Vollzug  von  Requisitorien;  Frankreich  10|'35,  Berichtigung 
dea  Druckes  VII  461,  Ausdehnung  auf  Tunis  XIII  853,  vgl.  auch 
XVI  12:  Eingangs  zu  den  Verträgen  zitiert;  ßrorabritannien  V  313; 
Italien  9/732,  Zusatzartikel  11/294;  Luxemburg  II  120;  Monaco 
VIII  467;  den  Niederlanden  XVII  2;  Österreich-Ungarn  XV S66, 
betr.  Verfahren  bei  der  Übergabe  und  Übernahme  von  Verbrechern  an 
der  Grenze:  XVI  858;  Portugal  1 161;  Rufaland  H/410;  Salvador 
VII  693;  Serbien  X  677;  Spanien  VII  357;  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  XVIII  361. 

2.  Verträge  über    Handel,    Zaile,   NiederUaanng   und 


a,  FreizQgigkeitsTerträge  (betr.  Abschaffung  der  AbfaJirte- 
oder  Abzogsrechte)  der  Schweiz  mit;  Belgien  a.  O.  S.  III  127. 
Dänemark  ibid.  II  205;  deutschen  Staaten  ibid.  I  376ff,  II  47ff. 
und  319  ff.,  betr.  Baden  laufende  Sammlung  der  Bundeagesetze  5/661 
Frankreich  und  französische  Kolonien  a.  0.  S.  III  339;  Griec 
land  41;  Grofsbri tannien  122,  215;  Italien  laufende  Sammlung 
7/367;  Liechtenstein  a.  0.  S.  III  S8;  den  Kiederlanden  n  558 
und  den  niederländischen  Kolonien  ibid.  III  342;  öaterreich  ibid. 
II  44,  laufende  Sammlung  2/801;  Rufaland  a.  O.  S.  II  271,  laufende 
Sammlung  9/189;  Schweden  und  Norwegen  a.  0.  S.  III  229; 
Spanien  217  und  seine  Kolonien  225;  Vereinigte  Staaten  von 
Amerika  829'). 


')  Es  iet  unrichtig,  wenn  Blumer-Morel  {III,  S.  479  ff.)  in  der  Be- 
stinunnng  der  Niederlaesungs vertrage,  dafa  die  betr.  Aualänder  hinsicht- 
lich ihrer  Person  und  ihres  Eigentums  den  Inländern  gleichinhalten 
seien,  eine  unbedingte  Beseitigung  der  Abzug-irechte  erblickt  Die 
Abzugarechte  setzen  nicht  wie  die  Niederlasaungs vertrage  die  Nieder- 
lassung voraus,  und  die  Freizügigkeit  als  Beseitigung  der  Abzugarechte 
mufa  daher,  wenn  sie  auch  Ausländem  im  Ausland,  an  welche  Vermögen 
aus  der  Schweiz  gelaugt,  zugute  kommen  aoll,  besondere  featgeaetct 
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b.  FreandBchafts-,  Handels-  und  NiederUssungs- 
verträge  bezw.  Handels-  und  NiedarlaEsungsTeitr&ge  mitr  Kongo- 
staat XI 427;  Dänemark  1668;  Ecuador  XI  210;  Grorsbritannien 
S/271;  Hawaiian-Useln  9/497,  Katiekation  8/152;  Japan  XVI  620, 
Inkraftreten  82S;  den  Niederlanden  III  522;  Norwegen  XIV  326; 
Peraien  I  196;  RufBland  11/376;  Salvador  VII  744;  Südafri- 
kanische Republik  X  284;  Vereinigte  Staaten  von  Nordamerika 
5/201,  teilweise  Rftndignng  XVII  212. 

c.  Handelsverträge  bezw.  Zollvertr&ge  mit;  Belgien  XI 
941;  Chile  XVII  70;  Deutschland  XII  505,  Zusatz  869  betr.  dio 
badieche  Gemeinde  Bnsingen  XV  345,  mit  Baden  speziell:  über  gegeu- 
pcitige  Zollfreiheit  niif  kurzen  Verbind  11  ngsstreckcn  zu  Lande  und  über 
Regelung  und  gegenseitige  Ermäfsigung  der  beiderseitigen  Schifiahrts- 
abgaben  auf  der  Rheinstrecke  von  Eonstanz  bis  Basel  3/457;  Frank- 
reich, provisorische  Regelung  XV  204,  206,  und  Reglement  betr.  die 
Landschaft  Gex  208;  Griechenland  XI  857;  Italien  XII  929; 
Österreich-UngsrnXII5M;Portugain327;EumanienXni422; 
Serbien  V  172;  Spanien  XIV  2,  Verzicht  auf  eine  Position  des 
Vertragstarifs  XVII  227. 

Dazu:  Obereinkunft  botr.  die  Gründung  eines  internationalen 
Verbandes  zum  Zwecke  der  Veiöffentlichnng  der  Zolltarife 
zwischen  Argentinien,  Österreich-Ungarn,  Belgien,  Bolivia,  Chile,  Eongo- 
Btsat,  Costa-Rica,  Dänemark  und  geinen  Kolonien,  Spanien  und  seinen 
Kolonien,  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  Frankreich  und  seinen 
Kolonien,  Grofabritannien  und  verschiedenen  englischen  Kolonien, 
Britiscb-Indien,  Kanada,  den  westaustrali sehen  Kolonien,  dem  Kapland, 
Sfttal,  Neu-Südwales,  Nen-Seeland,  Queensland,  Tasmanien,  Neu-Fund- 
land  und  Viktoria,  Griechenland,  Guatemala,  Haiti,  Italien  und  seinen 
Kolonien,  Mexiko,  Nicaragua,  Paraguay,  den  Niederlanden  und  ihren 
Kolonien,  Peru,  Portugal  und  seinen  Kolonien,  Rumänien,  Rufsland, 
Salvador,  Slam,  der  Schweiz,  der  Türkei,  Uruguay  und  Venezuela,  v. 
5.  VII.  1890,  XII  305.  —  Beitritte:  China  XIV  454,  Schweden  XX  69. 

d.  Niederlaasuagavertr&ge  mit:  Belgien  X  594,  betr. 
Untersttltzung  und  Heimschafinng  der  dürftigen  Angehörigen  XV  556; 
Deutschland  XI  515,  mit  dem  Zusatzprotokoll  des  früheren  Vertrages 
VI  273,  Aufserkraftaetzung  verschiedener  Übereinkünfte  infolge  des 
oberen  Niederlassnngs vertrage«  III  133;  Frankreich  VI  395; 
Liechtenstein  I  452;  Österreich- Ungarn  II  148,  Wiederüberr 
nähme  ehemaliger  Staatsangehörigen  X  303;  Spanien  V  97. 

e.  Niederlassungs-  und  Eonsularverträge  mit:  Italien 
9/706,  Verlängernng  IV  103,  Wiederaufnahme  der  Bürger  und  Angehörigen 
im  Falle  ihrer  Ausweisung  XI  621;  Serbien  X  706. 


■ein.  Die  Frei zügigkeits vertrage  sind  daher  durch  die  Niederlassungs- 
yerträge  nicht,  als  ob  sie  in  diesen  enthalten  wären,  dahin geial len ;  Tgl. 
laufende  Sammlung  III  183. 
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f.  Konsniarverträge  mit:  Braailien  IV  108;  den  Nieder- 
l&nden  betr.  NiederUndisch-Iodien  T/461,  Berichtignng  606; 
Portugal  X  443;  Rnmanien  V  282. 

g.  Verträge  betr.  konnexe  Gegenstände,  als: 
AktiengesellHchaften,  Rechtaatelluiig,  mit:  Dentsohland besw. 

dem  NorddeuUchen  Bund  9/932  (der  einiige  noch  gfiltrge  g  IX  Barern 
3S3  nnd  Baden  604;  Griechenland  XVIII  656;  Rnfsland  XIX  715.  Vgl. 
auch  a)  betr.  Kongostaat,  Hawaiian-lnseln,  Salvador  and  SüdaMkanioche 
Republik  und  b)  betr.  Belgien,  Italien  und  Österreich- Ungarn  und  betr. 
Frankreich  Ullmer  II  Nr.  1248. 

Armenrecht  im  Prozefe verfahren,  mit;  Belgien  IX  386,  Italien 
VII  80,  ÖBterreich-Uagam  491.    Vgl.  unten  „Oerichtsstand",  Frankreich. 

Eheschliefenng,  Erleichterung,  mit;  Deutschland  IX  9»,  Italien 
XVII  370. 

Q  erich  tastand  und  Vollziehung  von  Urteilen  in  Zirilaachen, 
mit  Frankreich  9/1002. 

Geachäftaverkehr,  unmittelbarer,  zwischen  den  beiderseitigen 
GerichtebehCrden,  mit:  Belgien  XVIII  295,  Deutschland  III  661,  Öster- 
reich XVHI  2  -^  unter  den  beideraeitigen  Zivilstandabeamten ,  mit 
Baden  XX  44. 

Oetrftnkeverkehi,  mit  Frankreich  III  395,  Zue&tie  XVI  219 
und  XVII  85,  betr.  Verzeichnis  der  Bnreans  VII  325,  VIII  33,  XI  245, 
XIII  6  nnd  XVI  77. 

Leichenpftsse,  gegenseitige  Anerkennung,  mit  dem  Deutschen 
Reiche  X  880. 

Militärdienst,  Freihaltung  von,  mit  den  Niederlanden  7/342; 
vgl.  auch  die  Verträge  unter  b.,  d,  und  e.  und  den  nachfolgenden  Ver- 
trag betr.  Frankreich. 

Nationalität  der  Kinder  und  den  Uilttfirdieust  der  SObne  von 
in  der  Schweiz  naturalisierten  Framosen,  mit  Frankreich  V  178;  ^1. 
ADch  e.  Italien. 

Vertassenschaften,  Behandlung,  mit  Brasilien  XV  851;  vgl. 
auch  a.  betr.  Baden,  b.  betr.  Peraien  nnd  Vereinigte  Staaten  von  Nord- 
amerika und  die  Verti^e  unter  e.  nnd  f. 

Verpflegung  armer  Erkrankter,  gegenseitige  unentgeltliche,  mit 
Italien  I  745,  Portugal  XVI  729;  vgl.  auch  d.  betr.  Belgien,  Deutsch- 
land und  Österreich-Ungarn  —  der  Geisteskranken  und  ver- 
lassenen Kinder,  mit  Frankreich  VII  186. 

Vollstreckung  von  Urteilen  oder  Erkenntnissen  in  Zivil-  nnd 
Handelssachen,  mit  Spanien  XVT  720;  vgl.  auch  oben  „Gerichtaatand" 
betr.  Frankreich,  und  zu  Art.  9  betr.  die  Verträge  der  Kantone  Aargau 
mit  Baden  und  Waadt  mit  Österreich. 

Zivilstandsak  ten  betr.  gegenseitige  kostenfreie  Mitteilung,  mit: 
Bajem  I  210,  Belgien  VI  140,  Italien  IX  32;  vgl.  auch  d.,  Österreich- 
Ungarn  —  betr.  daa  Verfahren  bei  Beurkundung  von  Geburts-  und  Sterbe- 
mien  auf  dem  Bodensee,  oder  wenn  eine  Leiche  aus  den  See  auf- 
genommen wird,  mit  den  Bodenseeufetataaten  (Baden,  Bauern, 
Österreich -Ungarn,  Württemberg)  V  26. 
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3.   KirchsDrechtliche  Vertr&ge. 

K.  Biatumsrerh&ltnisae.  Betr.  die  früheren  Vertr&ge  der 
Kantone  rgl.  Snell  1 589  ff.;  dazu :  Übereinkunft  betr.  die  Einverleihung 
des  nlten  Kantonateilee  Bern  in  daa  Bia tum  Basel,  v.  11.  VI. 
1864:  8/603. 

Infolge  dea  Bnndesbenc^blusaea  betr.  die  Lostrernung  achiveizeriacher 
Laudeateile  von  auawftrtigen  Bistum  averbänden,  v.  22.  VIL  1859,  6/IJOO: 
Verträge  zwischen  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  und  dem 
Königreich  Italien  betr.  die  Ausscheidung  der  BiatamegQ ter, 
V.  30.  XI.  1862  und  20.  XI.  1867 :  7/609  und  9/847 ,  und  Übereinkunft 
zwischen  dem  achweizeriscben  Bundesrate  und  dem  Heiligen  Stuhle 
betr.  die  Einverleibung  det  bündneriechen  Gemeinden 
Poschiavo  und  Brusio  in  das  Biatnm  Chur,  v.  29.  VIII.  1870, 
10/28». 

Übereinkommen  zwischen  dem  schweizerischen  Bundesrat  und  dem 
Heiligen  Stuhl  betr.  die  kirchlichen  Verh&itniaae  im  Kanton 
Tessin,  v.  1.  IX.  1884:  VII  798,  und  Übereinkunft  zwischen  der 
Schweiz  und  dem  Heiligen  Stuhle  betr.  die  endgültige  Regelung 
der  kirchlichen  Verhältnisse  des  Kantona  Teaam,  v.  16.  III.  1888:  X  732. 

Übereinkommen  zwischen  dem  schweizerischen  Bondearate  und 
dem  Heiligen  Stuhl  betr.  die  kirchlichen  Verhältnisse  im  Bis- 
tum Basel,  V.  1.  IX.  1884:  VU  805. 

b.  Vertrag  zwischen  der  achweizeriachen  Eidgenoasenschaft  und 
den  Osterreichischen  Staaten ,  durch  welchen  die  bisherigen  Anstände, 
herrührend  von  der  Mher  lugunsten  der  Schweiz  in  Mailand  bestandenen 
Stiftung  dea  Kardinals  Karl  Borromäus,  erledigt  worden  sind, 
V.  22.  VII.  1842:  a.  0.  S.  III  232. 

C.    GrenBTflrtrÄge 

betr.  nicht  nur  die   Grenzlinien,   sondern  auch  die  Grenzverliült- 
niaae,  d.  h.  durch  die  Nachbarachaft  bedingte  VerhältDiase. 

1.  Übereinkünfte  ober  die  gegenseitige  Zulassung  der  au  der 
Grenze  domilizierten  Mediziuatpersoneu  zur  Berufsausübung 
zwiscben  der  Schweiz  und  Deutachland  VII  446,  Frankreich  XI  179, 
Italien  X  724,  Liechtenstein  IX  225,  Österreich-Ungarn  IX  220. 

2.  Eisenbahnverträge  mit: 

Baden  und  bezw.  dem  Deutschen  Eeich  über  die  Linien:  1.  Basel  — 
Seh  äff  hauaen— Konstanz:  Weiterführung  der  badiachen  Eisen- 
bahnen über  schweizerisches  Gebiet  8/438,  6/315,  7/382,  9; 79;  Wiesenthal- 
bahn  7/81,  532;  Weiterführuug  durch  den  Kanton  Schaffhansen  6/204  — 
betr.  den  Bahnhof  Basel  speziell,  Rangier-  und  Werks tätteubahnhof 
10/218;  Zollabfertigung  5f77,  10/223,  11/357,  UI  341,  385,  VII  451,  454; 
sanitäre  Überwachung  bei  Seuchen  IX  96.  —  2.  Romanshorn — ^Kon- 
stanz  (Kreuzungen)  10/425,  527,  XIX  352.  —  3.  Winterlhur— 
Singen— Konstanz  11/399.  —  4.  Bülach— Schaffhausen  — 
Stflhlingen  I  857  und  Egiisau-Schaffhauaen  XVI  132,  576.  - 
Betr.  Militartranaporte  überhaupt  XVII  368. 
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Frankreich,  über  die  Linien;  Genf — AnnemBBse  VI  526, 
Beean^oD— Locte  541,  Thonon  —  BouTeret  556,  Bosaey— 
Veyrier  572. 

Osterreicb-Ungam :  Lindau  —  Bregens  —  St.  Margaretben 
lind  Feldkirch— BnchB  10380,  Zotldienst  in  Buchs  nnd  8t.  Har- 
garethen  1055. 

Dazu  die  internationalen  Vertrüge  betr.  die  Transitlinien; 

Gotthardbahn:  Vertrag;  zwischen  der  Schweiz  und  Italien  betr. 
den  Bau  und  Betrieb  einer  Gotthardetsenbahn,  v.  15.  X.  1869:  10/555, 
Ratifikation  230,  Beitritt  des  Deutschen  Reiches  583,  Zusatzvertrag  mit 
Frotokotl,  V.  12.  III.  1878;  IV  169.  —  Verbindung  der  Gotthardbahn  mit 
den  italienischen  Bahnen  bei  Chiaeso  und  Pino  11/478  and  Protokoll 
betr.  die  Feststellung  des  Anschlufspunktes  bei  Pino  V  49,  Bau  der 
Monte- Cenere-Eisenbahn  IV  S52.  —  Potizeidienst  in  Chiasw  und  Luino 
V  577,  VtU  65;  ZoUdieost  ebenda  VII  193. 

Simplon:  Staatsvertrag  zwischen  der  Schweiz  nnd  Italien  betr. 
den  Bau  und  Betrieb  einer  Eisenbahn  durch  den  Simplon,  von  Brieg  nach 
DomodoBsola,  V.  25.  XI.  1895 :  XVI  794;  Anschlufs  des  schweizerischen 
Bahnuetzes  an  das  Italien,  durch  den  Simplon,  die  Bezeichnung  des  inter- 
nationalen Bahnhofes  und  den  Betrieb  der  Bahnstrecke  Iselle — Domo- 
doBSola  XVIII  207;  Ankauf  der  Jura-Simplon-Bahn  durch  den  Bund, 
V.  28.  X.  1903:  XIX  808,  ratifiziert  d,  18.  XII.  1903:  806,  und  Über- 
tragung der  von  der  italienischen  Regierung  der  Jura — Simplonbabn- 
Gesellschaft  erteilten  Konzession  für  den  Bau  und  Betrieb  der  Simplon- 
bahn  auf  den  Bund,  v.  16.  V.  1903:  XX  5,  ratifiziert  d.  16.  XII.  1903:  3.  — 
BnndesbeschluTs  betr.  M i n en a n  1  ag en im Simplontunnel,  21 .  VI.  1904: 85. 

Femer  die  internationalen  Reglemente  für  den  direkten 
Güterverkehr,  vereinbart  von  den  schweizerischen  Eisenbabn- 
verwaltungeo  mit:  den  wür ttembergi sehen ,  badischen  und  elsars- 
lothringischen  IV  224,  und  den  östen'eichisch-ungariech-bajerischeu 
VIII  365. 

3.    Schiffahrtsvertr&ge   betr. 

a.    Bodensee  und  Rhein: 

Vertrag  zwischen  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  und  dem 
Königreich  Bayern  Qber  Regelung  der  Schi ffahrteverh&ltnisse  auf  dem 
Bodensee  und  auf  dem  Rheine,  v.  2.  V.  18-53;  3/613. 

Vertrag  zwischen  den  Bodenseeuferstaaten  betr.  eine  inter- 
nationale Schiffahrt-  nnd  Hafenordnung  für  den  Bodensee,  v.  22.  IX, 
1867:  9/240.  —  Eevision:  Bregenzer  Protokoll  v.  6.  V.  1892;  XlII  280, 
und  V.  30.  Vi.  1894,  mit  Anlage:  XIV  742fr.:  Konstanzer  Protokoll  v. 
8.  IV.  1899,  mit  Beilage:  XVII  297  ff. 

Vertrag  zwischen  der  Schweiz  und  dem  Grofsherzogtum  Baden 
betr.  die.  Schiffahrts-  und  Hafenordnung  für  den  Unteisee  und  den 
Rhein  zwischen  Konstanz  und  Schaffbausen,  v.  28.  IX.  1867: 
9/283.  —  Revision:  Schaffhauser  Protokoll,  v.  13.  V.  1893,  mit  Beilage: 
XIV  35  ff.,  Abänderung  XVII  793. 

Obereinkunft  zwischen  der  Schweiz  und  dem  Grofsherzogtum 
Baden  betr.  den  Wasserverkehr   auf  dem  Rheine  von   Xeubausen 
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(Schaff hausen)  bis  unterhalb  Basel,  r.  10.  V.  1879:  IV  3M.  — 
Flofsordnung,  v.  18.  IX.  1880:  V  195. 

b.  Qenfeiaee;  ObeTeinkommen  zwischen  der  Schveiz  und 
Frankreieh  betr.  die  Schiffahrt  auf  dem  Lemansee,  v.  10.  IX.  I902i 
XIX  281. 

c  Langen-  und  Lnganersee:  Kündigung  der  Übereinkunft 
V.  25.  IV.  1860  mit  Sardinien  betr.  die  Schiffahrt  auf  dem  Lange  d- 
see  (6/482),  v.  19.  I.  1904:  XX  1  (eine  Übereinkunft,  welche  schon  aU 
durch  den  Postvertrag  mit  Italien  v.  B.  VIII.  1861  für  aufgehoben  erklXit 
war;  Tgl.  7/2(4  und  11  /  Haterienregister  S.  40).  —  Erkl&ruug  zwischen 
der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  und  dem  KBuigrelcb  Italien  betr- 
den  Zolldienst  auf  dem  Langen-  und  dem  Luganersee,  v. 
8.  und  18.  I.  1901 :  XVIII  429. 

4.  Fiscbereiverträge: 

a.  betr.  Bodensee  und  Rhein:  Übereinkunft  betr.  die  Anwen- 
dung gleichartiger  Beetimmungen  für  die  Fischerei  im  Bodensee, 
T.  5.  VII.  189ä,  mit  Baden,  Bajeio,  Liechtenstein,  Österreich-Ungarn 
und  Württemberg  XIV  72;  Volkiehungsverordnang  dazu  416.  —  Über- 
einkunft betr.  die  ErlasBung  einer  Fischereirerordnuug  für  denUnter- 
see  und  Rhein,  v.  S.VII.  1897,  mit  Baden  XVI  221.  —  Übereinkunft 
zwischen  der  Schweiz,  Baden  und  EUab-Lotbringen  ftber  die  An- 
wendung gleichartiger  Bestimmungen  fQr  die  Fischerei  im  Rhein  und 
seinen  Zuflüssen,  einscbliefslich  des  Bodensees,  r.  18.  V. 
1887:  X  856.  —  StaatAvertrag  zwischen  ,'der  Schwdz,  Deutschland  und 
den  Niederlanden  betr.  Begelang  der  Lacbsfischerei  im  Stromgebiet 
des  Eheins,  v.  30.  VI.  1885:  IX  99. 

b.  mit  Frankreich:  Übereinkunft  betr.  gleichartige  Bestimmungen 
über  die  Fischerei  in  den  GrenzgewisBern,  v.  28.  XII.  1880:  VI  640; 
Erklärung  dazu  XII  52. 

c.  mit  Italien:  Übereinkunft  betr.  gleichartige  Bestimmungen 
über  die  Fischerei  in  den  beiden  Staaten  angehörenden  GewABaem,  v. 
8.  XI.  1882:  VII  114;  ZuBatzflbereinknnft  XVII  29. 

5.  Rheinregulierung:  Vereinbarung  zwiscben  den  Bodensee- 
uferstaaten;  Baden,  Bajem,  Osterreich,  Schweiz  und  Württemberg  betr. 
die  Eegnlierang  des  Wasserabflusses  aus  dem  Bodensee  bei 
Konstanz,  t.  31.  VIIL  1857:  6/25.  —  Staatsvertrag  zwischen  der  Schweiz 
und  Österreich-Ungarn  über  die  Regulierung  des  Rheines  von  der  111- 
mnndnng  stromabw&rts  bis  zur  Ausmündung  desselben  in  den 
Bodensee,  v.  30.  XII.  1892:  XUI  559. 

6.  Grenzregulierungen: 

a.  mit  Österreich:  betr.  die  Grenze  zwischen  Münster  und 
Täufers  6/509;  bei  FinstermOnz  9/570. 

b.  mit  Italien:  betr.  die  Grenze  zwischen  der  Lombardei  und 
dem  Kanton  Tesain  7/211;  schiedsrichterlicher  Spruch  betr.  die  Grenze 
auf  der  Alp  Crarairola  I  226  —  zwischen  Kanton  Graubünden  und 
Veltlin  8/4S0,  446;  Berichtigung  11/527. 

ScboLlenbtrger,   Schvreii.  BundeiTartasgung.  12 
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e.  gegen  Frankreich:  beu.  die  südliche  Greuie  dea  Kantons 
Genf  bis  an  die  Rhone,  a.  0.  S.  I  178;  von  der  Rhone  nordwärts 
l&nga  den  Gebieten  der  Kantone  Genf,  Neuenbürg,  Solothnm,  Bern, 
Basel;  1.  c.  II  435— 550;  EwiechenHont  Dolent  und  6eiiferBee(Grente 
von  Wallis)  XIX  439. 

Abtretung  des  Dappentals,  Vertrag  v.  8.  XIL  1862:  T/450;  Be- 
reinigimg  der  DappentalgrensB  8/77. 

Übereinkunft  betr.  die  grenznachbarlichen  Verhältnisse 
nnd  die  Beaufsichtigung  der  Qreniwaldangeu  VI  468,  An- 
hang (zur  BeUmpfang  des  Jagdirevels)  VIII  ISä,  Zusatzartikel  cur 
ersteren  XV  218.  —  Betr.  Dnrchf&bning  der  Schulpflicht  in  den 
beiderseitigen  Gebieten,   insbeeondere   in   den    Grenz  Ortschaften  X  629. 

d.  gegen  Baden:  betr.  die  Grenze  l&ngs  den  Gebieten  der  Ran- 
tone Basel,  Aargau,  ZQiich,  Schaff  hausen,  Thurgaa  a.  O.  S.  III  81—91 ; 
gegen  Thargau  5/71;  bei  Konstanz  a.  0.  S.  11  223,  laufende  S.  IV  282 
und  XIV  82. 

Übereinkunft  betr.  die  badische  Gemeinde  Büsingen  (betr.  Zotl- 
erleichterung  und  Auslieferung)  XV  S45  (vgl.  auch  „Handels vertr&ge"). 

ArtllL«!  9. 

AnsuahmsTrelse  bleibt  den  Kantonen  die  Befugnis^  Tertrftge 
Bber  Gegenstände  der  StSktHTrlrticbaft,  des  nachbarlichen  Terkehn 
nnd  der  Polizei  mit  dem  Auslände  abiasohllersen ;  Jedoch  dürfen 
dieselben  nichts  dem  Bnnde  oder  den  Rechten  anderer  Kanton«  Zn- 
widerlanfendes  enthalten. 

Dieser  Artikel  entbSlt  eine  weitere  BeBtimmnng  beti.  das 
ioteroationale  Vertragsrecht,  er  bestimmt  ntlmlich  das 
internationale  Vertragsrecbt  der  Kantone.  Danach  ist  das 
internationale  Vertragsrecbt  der  Kantone  bescbrXnkt  und  bedingt : 
bescbcHnkt  nach  dem  Umfang  nnd  bedingt  nach  dem  Inhalt, 
Es  sind  also  näher  zn  betrachten :  I.  die  Beschränkung  und  II.  die 
Bedingung.  Daeu  kommt  dann  noch  III.  die  Genehmigung  als 
formale  Bedingniig  gemSb  Art.  102,  Ziff.  7,  und  Art.  85,  Ziff.  5; 
im  Gegensätze  za  II.  als  der  materiellen  Bedingung  betr.  don 
Inhalt,  die  in  Art.  9  selbst  aufgestellt  ist  —  und  IV.  die  be- 
stehenden Vertrüge  der  Kantone  mit  dem  Ausland. 

I.  Die  Besehrtnknng. 

Die  Beschränkung  wird  doppelt  bestimmt:  prinzipiell  nnd 
quantitativ, 

1.  Prinzipiell  wird  das  Vertragsrecht  der  Kantone  als 
die  Ausnahme  erklärt. 
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Im  allgemeinen,  nach  dem  allgemeinen  Verhältnis  von  Aus- 
nahme zur  Regel,  ergibt  sich  daraus  folgendes.  Weil  das  Vertrags- 
recht  der  Kautone  als  die  Ausnahme  erklXrt  wird,  ist  das  Vertrags- 
recht  des  Bundes  die  Rege  1  und  umfarst  als  solche  den  Hauptteil  der 
Fälle.  Ja  du  Vertragsrecht  ist  eigentlich  laut  dem  vot  hergehenden 
Art.  8  Alleinrecht  des  Bundes,  so  dafs  dasjenige  der  Kablone 
um  so  mehr  in  die  Ausnabmeetellang  gedrängt  erscheint.  Als 
Regel  jedenfalls  nmfafst  das  Vertragsrecht  des  Bundes  alle  Fttlle, 
die  nicht  zu  den  Ausnahmen  gehffren  und  als  solche  den  Kantonen 
vorbehalten  sind,  m.  a.  W.  das  Vertragsrecht  des  Bundes  ist  zu- 
gleich pr&Bumtiv,  Während  ako  sonst  die  Souveränetät  der 
Kantone  präsumtiv  ist.  ist  es  hier,  im  internationalen  Vertrags- 
recht, die  Sonveränetät  des  Bundes.  Und  diese  präsumtive 
Kompetenz  des  Bundes  ist  wieder  um  so  bedeutender,  als  sie 
Regel  ist:  sie  kann  danach  nie  zur  Ausnahme  werden,  wie 
es  mit  der  sonstigea  Kompetenz  der  Kantone  der  Fall  ist.  Die 
sonstige  Kompetenz  der  Kantone  ist  auch  präsumtiv,  aber,  weil 
sie  nicht  als  Regel  erklärt  ist,  kann  sie  durch  die  Kompetenzen, 
die  dem  Bund  ausdrücklich  (ennnziativ)  eingeräumt  sind,  und 
durch  die  weiteren,  die  er  noch  als  ihm  stillschweigend,  durch 
Analogie,  zukommend  hinznnimmt,  zur  Ausnahme  herabgedruckt 
werden.  Kurz:  Das  Vertragsrecbt  des  Bundes  ist  die 
Regel,  und  als  Regel  ist  es  präsumtiv,  und  die  prä- 
sumtive Kompetenz  kann,  weil  sieBegel  ist,  nie  zur 
Ausnahme  werden.  Danach  bemifst  sich  denn  die  Ausnahme- 
stellung der  Kantone  im  internationalen  Vertragsrecht, 

Im  speziellen,  nach  der  besonderen  Kompetenz  des  Bundes 
im  internationalen  Vertragsrecht,  erscheint  aber  das  Ausnahme- 
recht der  Kantone  noch  beschränkter.  Was  nämlich  in '  dieser 
Weise,  nach  Art.  8  und  9,  zwischen  Bund  und  Kantonen  verteilt 
wird, «ist  das  ganze  internationale  Vertragsrechtsgebiet,  nicht 
nur  derjenige  Teil,  der  nach  Matsgabe  der  inneren  Kompetenz 
des  Bundes  diesem  zufiele  (vgl.  zu  Art.  8).  Die  Kantone  sind 
also  nicht  nur  vtiUig  ausgeschlossen  vom  Vertrags  recht,  soweit  es 
sich  anf  Gegenstände  bezieht,  die  ansschliersliche  Bundessacbe 
sind,  wie  Zolle,  Posten  usw.,  sondern  sie  sind  der  Regel 
nach  vom  Vertragsrecht  ausgescblossen  selbst  mit 
Bezug  anf  Gtegeostände,  die  sonst  zu  ihrer  Domäne 
gehören  (Niederlassung,  Gewerberecht  usw.),  so  dais  auch  hier 
der  Bund  es  ist,   welcher  in  der  Regel   die  Vertiüge   abscbliefst. 
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2.  Die  quantitative  BeschrUnkuiig  Hodaan  liegt  in  der 
Umschreibnng  des  Gebietes,  Über  welches  die  Kantone  mit  dem 
Auslande  Vertrage  abBcblieCeeu  dQrfen.  Es  heifst  diesfalls :  „Über 
GegeuBtände  der  Staatswirtschaft,  des  nacbbar- 
licben  Verkehrs  und  der  Polizei".  Stoatswirtschaft, 
nachbarlicher  Verkehr  und  Polizei  umfassen  die  Verwaltung, 
Anfsere  und  innere.  Es  bedeutet  uSmlich:  „Staatswirtschaft" 
nach  dem  allgemeinen  Sinn  dieses  Ansdrucke»:  die  Finanzen,  den 
Hanptteit  des  finfseren  Verwaltnngsrechtes ;  ^Polizei"  im  alten 
Sinne  des  Wortes  genommen,  die  innere  Verwaltung  im  ganzen^ 
nicht  nur  die  S icher beite- ,  sondern  anch  die  Wohlfahrtspolizei, 
und  „nachbarlicher  Verkehr":  das  eine  und  das  andere 
speziell  im  VerhtUtnis  zu  einem  angrenzenden  Staat.  An  sich  ist 
also  das  gauze  Verwaltuugsrecht  dem  Vertragsrecht  der  Kantone 
getifinet  und  damit  das  Hanpt-  oder  ansachliebliche  Gebiet  des 
Vertragsrecbtes  Überhaupt,  weil  Staatsorganisation  und  Jastiü,  die 
SeitenstUcke  zu  Verwaltung,  gar  keine  geeigneten  oder  sterile 
GegenstHnde  des  Vertragsrechtes  sind  —  in  dieser  Um- 
Bcbreibnag  der  Gegenstände  durch  Art.  9  läge  also 
gar    keine    BeschrHnkung. 

Aber  die  Beschränkung  dem  Gegenstände  nach  liegt  hier 
darin,  dafs  die  verschiedenen  Seiten  des  Verwaltungsrechtes  als 
Gegenstand  des  Vertragsrechtes  einzeln  bezeichnet  werden : 
nicht  das  Verwaltungsrecht  schlechthin  und  auf  einmal  wird  den 
Kantonen  als  Vertragsgebiet  angewiesen,  sondern  nur  die  einzelnen 
Teile  und  einer  um  den  andern ,  gleichsam  widerwillig  und  in 
Furcht  vor  einem  allfUligen  Uibbraach.  Die  Kantone,  so  ist  es 
gemeint,  mf^en,  wenn  es  denn  sein  mub,  in  diesem  Teil  der 
Verwaltung  einen  Vertrag  mit  einem  ausländischen  Staate  ab- 
schliefsen,  auch  im  andern  Teil  und  schließlich  noch  im  dritten. 
Kurz,  es  zeigt  sich  auch  bei  dieser  Ein zelauf Zählung :  die 
Summe  der  einzelnen  Teile  ist  nicht  gleich  dem 
Ganzen  und  nicht  so  gut  wie  das  Ganze.  —  Sodann 
heifst  es  „G  egenstäude"  dieser  und  jener  Verwaltungs- 
abteilung.  Damit  wird  das  i utero  ationale  Vertragsrecht  der 
Kantone  noch  besonders  zerkleinert  und  nichtig  gemacht  „Gegea- 
stHade"  sind  einzelne  Punkte  oder  Fälle.  Also  auch  die  einzelne 
Abteilung  wird  den  Kantonen  nicht  im  ganzen  als  Gegenstand 
ihres  Vertragsrechtes  angewiesen,  sondern  innerhalb  der  einzelnen 
.Abteilung  wieder  nur  die  F&lle  oder  Punkte   derselben  einzeln. 
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Je  mehr  aber  ein  Gegenstand  detailliert  wird,  um  so  kleiner 
wird  er,  und  so  wird  das  Vertragsrecht  der  Kantone 
Bchliefslich  anf  ganz  BingnlXre  nnd  anbedentende 
Falle   beschränkt. 

H.  Bie  Bedingnng  des  Inhalts,  die  materielle  Be- 
dingung. 

Sie  ist  enthalten  im  Nachsatz  des  Art.  9:  Jedoch  dürfen 
dieselben  (die  Vertrage)  nichts  dem  Bunde  oder  den  Rechten 
anderer  Kantone  Zuwiderlaufendes  enthalten".  Es  ist  das  die 
gleiche  Bedingnng  wie  im  Art.  7  mit  Bezug  auf  das  inter- 
kantonale Vertragsrecht  der  KaBtone;  betr.  den  Sinn  ist  also 
die  bezügliche  Erlftutemng  zu  jenem  Artikel  nachzusehen.  Die 
Aufstellung  dieser  Bedingung  ist  hier,  beim  internationalen  Ver- 
tragsrecht, nm  so  mehr  zu  begreifen,  als  dieses  verfänglicher  und 
daher  verantwortungs voller  ist  als  das  interkantonale  Vertrags- 
recht. Dnrch  die  Aufstellung  uhterscheidet  eich  aber  das  inter- 
nationale Vertragsrecht  der  Kantone  wieder  von  dem  des 
Bundes,  das  an  keine  Bedingung  geknUpft  ist.  Wie  das  inter- 
nationale Vertragsrecht  des  Bundes  nicht  dem  Umfange  nach 
beschrankt  ist,  so  ist  es  auch  nicht  im  Inhalt  bedingt,  während 
dasjenige  der  Kantone  der  Bedingung  wie  der  Beschränkung 
unterliegt. 

m.    Die  Genehml^Dg  als  formale  Bedingnng. 

Auch  in  diesem  Punkte  verhalt  es  sich  mit  dem  internationalen 
Vertragsrecht  der  Kantone  wie  mit  dem  interkantonalen  Vertrags- 
recht. Zwar  ist  diese  Bedingung  im  Art.  9  selbst  nicht  vor- 
geschrieben, aber  die  Genehmigung  der  internationalen  Verträge 
der  Kaatoue  wie  die  der  interkantonalen  bildet  eine  Kompetenz 
der  Bundesbehtirden  und  ist  auch  in  den  gleichen  Bestimmungen 
(Art.  102,  Ziff.  7  und  Art.  85,  Ziff.  5)  und  in  gleicher 
Weise  normiert.  Danach  steht  die  Genehmigung  beim  Bundes- 
rat und  geht  die  Kompetenz  an  die  Bundesversammlung  nur  über, 
wenn  vom  Bundesrat  oder  von  einem  Kanton  gegen  den  Vertrag 
Einsprache  erhoben  wird. 

IT.  Die  beSteIiend6D  Tertr&ge  der  Kantone  mit  dem 
Ausland. 

1.    Betr.  Konkursrecht,  drei  Übereinkünfte: 
Übereinkunft  betr.  die  Konkurs  Verhältnisse  und  gleiche  Be- 
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handlnug  der  beiderseitigen  Staatsangehttrigea  in  KoDknrsftllen, 
T,  J.  1826,  2winclien  Württemberg  and  allen  Kantonen, 
ftufser  Schwjz  und  Neuenbnrg  (Snell  I,  S.  479,  und  RG.  S/8S8 
betr.  Beitritt  von  Glams). 

Übereinkunft  über  gleidunafBige  BehBndlnng  der  gegenseitigen 
StaatsfingebOrigen  in  KonknrsfHllen,  v.  J.  1884,  zwischen  Bauers 
und  allen  Kantonen  anfser  Scbwyz  nnd  Innerrhoden  (Snell  I, 
8.  482,  und  B.G.  1.  c). 

Übereinkunft  mit  gleichem  Titel  wie  die  vorige,  v.  4.  nnd 
18.  II.  1837,  zwischen  Sachsen  und  allen  Kantonen  auTBer 
den  beiden  Unterwaiden,  St.  Gallen  und  Innerrhoden  (Snell  I, 
3,  767,  «nd  B.G.  1.  c.) 

Anmerkung.  Eine  gleiche  Übereinkunft  bestand  schoD 
V,  J.  1808  swischen  dem  Grobherzogtnm  Baden  nnd  allen  Kan- 
tonen aofser  Schwyz  (Snell  I,  S.  476,  und  B.G.  1.  c).  Dieser  Vertrag 
ist  aber  durch  Rücktritt  Badetie<mit  1.  I,  1903  anfser  Kraft  ge- 
treten (B.G.  XIX,  114),  nachdem  er  kurz  vorher  noch  badiacher- 
nnd  Bchweizerischerseits  als  in  Kraft  bestehend  erklärt  worden 
war  (B.B.  1902,  IH,  859,  und  B.E.  XXVU,  1.  Teil,  S.  519ff.).  - 
Nach  letzteren  Erklärungen  wtlrden  also  die  Übereinkünfte  mit 
Württemberg,  Bayern  und  Sachsen,  weil  noch  nicht  ge- 
kündigt, noch  in  Kraft  stehen.  Schweizer! scherseits  erscheint 
die  bezügliche  Erkl&mng  fraglich :  seit  dem  eidgenössi- 
schen Konkursgesetz  sind  doch  gewifs  alle  Ausländer  in 
der  Schweiz  gleich  zn  behandeln  (ob  gleich  mit  den  Schweizer^ 
bürgern,  ist  damit  nicht  gesagt,  aber  gleich  unter  sich),  und  sie  sind 
in  der  ganzen  Schweiz  gleich  xu  behandeln,  nicht  nur  in  den  Ver- 
tragskantonen  —  nnd  eine  KUndignng  ist  in  den  Vertrügen  nicht 
vo^esehen,  so  da£s  eine  solche  anch  nicht  als  Bedingung  der 
LOanng  vom  Vertrag  erschiene. 

2.  Betr.  Vollziehung  von  ZivilnrteiUn,  zwei  Übei^ 
einkUofte : 

Übereinkunft  des  Kantons  Aargan  mit  Baden  betr.  die 
gegenseitige  Vollstreckbarkeit  der  Urteile  und  den  Vollzug  von 
Ersnchsch reiben  der  Gerichte  in  bürgerlichen  Rechtssachen,  v. 
21.  V.  1867  (B.Q.  9/185  und  10/729). 

Elrkltlruag  über  die  Vollziehung  der  Zivilnrteile  aus  dem 
Kanton  Wasdt  in  Osterreich,  v.  16.  II.  1885  (B.G.  Vm,  83). 

3.  Vereinbarung  betr.  den  gegenseitigen  Bezug  von  Erb- 
schafts- und  VermKcbtnissteuerD,  zwischen  Waadt  und 
Grorsbritannien,  v.  27.  VIU.  1872  (B.G.  10/1011). 
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4.    Betr.  Uittetlang  von  ZiTilBtaadsakten: 
Ubereinknnft  zwischen  Bayern   und   aSmtlichen  Kantonen, 
T.  7.  XU.  1874  (B.G.  I,  210). 

Anmerknng.  Seit  Inkrafttreten  des  Bnndesgeaetzes  betr. 
Zivilstand  and  Ehe  (I.  I.  1876)  hat  der  Bund  selbst  mit  ver- 
schiedenen Staaten  bezügliche  ErklUrnngen  gevechaelt,  die  daher 
zu  den  internationalen  Verträgen  des  Bundes  gehören  —  so  mit 
Belgien  (B.G.  V],  140),  wodurch  die  frühere  Erklärung  zwischen 
diesem  Staat  und  allen  Kantonen  aufser  Fretbai^,  Waadt  und 
Neuenbürg,  v.  9.  UI.  1870  (B.G.  10/112)  aufgehoben  worden  ist. 

Zu  diesen  vier  Gattungen  von  Vertrugen,  welche  kantonaler- 
aeite  mit  dem  Auslände  abgeschlosBeo  worden  sind,  kKmea  noch 
kirchenrechtliche  Verträge.  Die  von  den  Kantonen  bezw. 
in  deren  Namen  vom  Band  abgeschlossenen  Vertrfige  dieser  Art 
verquicken  sich  aber,  zufolge  der  Teilung  der  bezüglichen  Ver- 
tragskompetenz zwischen  finnd  und  Kantonen  (vgl.  unten  zu  Art.  50, 
Abs,  4)  dermalen  mit  den  vom  Bund  für  sich  abgeacfalossenen  be- 
züglichen Verträgen,  dafs  sie  sich  von  diesen  nicht  trennen  lassen 
und  daher  unter  den  Verträgen  des  Bundes  oben,  zu  Art.  8,  mit 
aufgeführt  sind. 

ArtllLel  XO, 

Der  amtliche  Verkehr  Ewlschen  Kantonen  und  answftrtlgen 
Staatsreglerungen,  sowie  Ihren  Stellvertretern,  findet  durch  Ter- 
mittlnng  des  Bundesrates  statt. 

über  die  fm  Art.  9  bezeichneten  Oe^enst&nde  kSnnen  Jedoch 
die  Kantone  mit  den  untergeordneten  BekSrden  nnd  Beamten  eines 
auswärtigen  Staates  In  nnmlttelbaren  Terkehr  treten. 

I.  Der  Artikel  im  ganzen. 

Der  Artikel  betrifft  das  Verkehrsrecht  im  Gegensatz 
zum  Vertrags  recht.  —  Vertragsrecht  im  subjektiven  8inu, 
wovon  bisher  die  Rede  war,  ist  die  Rechtsfähigkeit  für  Verträge, 
für  Staatsverträge,  d.  b.  die  Fähigkeit,  Subjekt  von  Staatsverträgen 
zu  sein,  mit  einem  Wort:  die  Vertragsfähigkeit ,  und  zwar, 
insofern  als  diese  Fälrigkeit  nach  MaTsgabe  nicht  des  Völkerrechta, 
sondern  der  Bundesverfassung  betrachtet  wird,  ist  es  die  staate- 
rechtliche VertragsfUhigkeit  betr.  speziell  die  Frage,  ob  und  in- 
wieweit der  Bund  oder  aber  die  Kantone  sie  besitzen,  V  e  r  k  e 
recht,  hier  auch  im  subjektiven  Sinne  gemeint,  ist  dagegen  di< 


Ig4  Kommeatar. 

Handlnngsfllhigkeit  gegenüber  anderen  StKftten,  die  EHhigkait,  mit 
ibnen  za  verkehren,  knrs  die  Verkehrsf&bigkeit,  nnd  zwar,  weil 
lediglich  nach  MaTsgabe  der  BundeBTerfasanng  an  betrachten, 
handelt  ob  sich  ebenfalls  nm  die  staatsrechtliche  Verkehrsfllhig* 
keit  Qad  wieder  um  die  Frage,  ob  nnd  wieweit  der  Bund  aie 
besitze  oder  aber  die  Kantone.  Das  Verkehrarecht  als  Verkebra- 
fthigkeit  kann  sich  besiehen  nicht  nur  aaf  den  AbschlnTs  von 
VertrSgen,  soweit  die  Vertragsf^bigkeit  reicht,  sondera  auch  auf 
den  sonijtigen  Verkehr. 

Der  Artikel  betrifft  aho  das  Verkehrsrecht,  er  betrifft  aber 
mir  daa  Verkehrarecht  im  Verkehr  zwischen  Kantonen  und 
auswärtige  n  Staaten,  Im  Verhfiltnis  der  Kantone  unter 
eich  wie  im  Verhältnis  des  Bundes  zu  auswUrtigen  Staaten  ist 
das  Verkehrarecht  gegeben,  und  zwar  folgende rmalaen.  Soweit 
die  Rantone  das  Recht  haben ,  unter  aich  Vertrtlge  einzugehen, 
schlififsen  sie  dieselben  auch  setbat  ab,  nnd  im  weiteren  können 
sie  beliebig  miteinander  verkehren.  Und  dafa  der  Bund  in  seinen 
Angelegenheiten  mit  ausw&rtigen  Staaten  selbst  verkehrt,  versteht 
sich  ganz  von  selbst.  —  Im  VerbBltniB  dagegen  der  Kantone  zn 
auaw&rtigen  Staaten  fragt  ea  aich,  inwieweit  sie  verkehren  kAanen, 
und  fUr  die  Frage,  um  sie  zu  beantworten,  iat  Art.  10  speziell 
aufgestellt.  Danach  wird  das  Verkehrsrecht  der  Kantone  mit 
auswärtigen  Staaten  grundsHtzUch  verneint  (Abs.  1),  immerhin, 
scheinbar,  mit  einem  gewissen  Vorbehalt  (Abs.  2).  Diese  beiden 
Bestimmungen,  in  welche  der  Artikel  zerfallt,  sind  jede  fUr  sich 
nHber  zn  betrachten. 

II.  Der  Grandsatz  des  Abs.  1,  wonach  der  Verkehr 
zwischen  Kautonen  und  auswärtigen  Staaten  durch  den  Bund 
stattfindet.     Seine  Erläuterung: 

1.  Nur  der  amtliche  Verkehr  mit  auswärtigen  Staaten  iat 
den  Kantonen  untersagt,  d.  h.  der  Verkehr  seitens  der  Kantone 
als  solcher.  Der  private  Verkehr  wird  dadurch  keineawega  aus- 
geschlossen, auch  nicht  der  Verkehr  von  Mitgliedern  der  kantonalen 
fiebSrden  mit  einer  answärtigen  Regierung  oder  ihrem  Vertreter, 
sofern  sie  nicht  in  amtlicher  Stellung  auftreten;  in  amtlicher 
Eigenschaft  aber  dürfen  sie  mit  einer  auswärtigen  Regierung  nicht 
verkehren,  auch  wenn  von  der  anderen  Seite  auf  einen  aolchen 
Verkehr  eingegangen  oder  ein  solcher  Verkehr  aufgenommen 
werden   wollte.    Ein  entgegen   dieser  Vorschrift  voi^nommener 
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Akt  schiene  nicht  nngUltig,  aber  nnwirksam,  beBiv.  konnte  in  eeiner 
Wirknag  durch  die  BandesbebOrde  gehemmt  werden. 

2.  Der  amtliche  Verkehr  ist  den  K&ntonen  auch  nur  mit 
gewiaflen  Organen  nntereagt,  nämlich  mit  aasvfirtigenStaatB- 
regiernngen  nnd  ihren  Stellvertretern;  das  ist  der  sog. 
diplomatische  Weg.  Diplomatisch  heilat:  den  Staat  in  allen 
seiaen  völkerrechtlichen  Beziehungen  vertreten,  bezw,  diese  Ver- 
tretung betreffend  (vgl.  betr.  diplomatiecbeu  Gbaraktfir:  v.  Liazt^ 
Volkerrecht,  8.  104)  —  im  Gegensatz:  1.  zur  Vertretung  des 
Staates  zwar  als  solchen,  aber  blofs  in  einzelnen  Beziehungen,  im 
Gegensatz  also  z.  B,  zur  konsularischen  Vertretung  als  Ver- 
tretung des  Staates  nur  in  handelspolitischen  Beziehungen,  nnd 
2.  im  Gegensatz  zur  Vertretung  nicht  des  Staates  als  solchen,  im 
ganzen,  sondern  nur  einzelner  lokaler  Teile  desselben ,  nach  Art 
der  staatlichen  UnterbehOrden :  Bezirksbeherden  n.  a.  Den 
Kantonen  ist  also  untersagt,  mit  fremden  Begierungen  oder  deren 
Stellvertretern,  d.  h.  den  diplomatischen  Stellvertretern,  epestiell 
also  mit  deren  Gesandten  zu  verkeb'ren,  und  zvar  an  bedingt 
untersagt  (vgl.  B.B.  1878,  I,  481).  Die  Kantone  bezw.  die  kan- 
tonalen Regierungen  dtlrfen  aber  auch  nicht  die  eigenen  Ge- 
sandten des  Bundes  in  Anspruch  nehmen,  zwar  nur  nicht 
für  den  Verkehr  mit  einer  ausländischen  Regierung,  also  nur 
bedingt  nicht ;  fllr  den  Verkehr  mit  ausländischen  UnterbehOrden 
dagegen  dUrfen  sie  es. 

3.  Es  ist  aber  der  amtliche  Verkehr  mit  den  genannten 
Organen  den  Kantonen  ohne  Unterschied  des  Gegenstandes  unter- 
sagt, nicht  nur  der  sonstige  Verkehr,  sondern  auch 
and  vor  allem  der  aufAbschlnfa  von  Verträgen  ge- 
richtete Verkehr,  nach  Mafsgabe  des  Begriffes  von  Verkehrs- 
recht (vgl.  oben  I.).  Damit  ist  gesagt,  dafs  Verträge,  auch  soweit 
sie  in  das  Vertragsrecht  der  Kantone  fallen,  nicht  von  den  Kan- 
tonen selbst  abgeschlossen  werden  dUrfen,  sondern  nur  durch 
Vermittelnng  des  Bundes  (vgl.  auch  B.E.  XVIII,  203).  In  dieser 
Beziehung  verhielt  es  sich  nach  dem  Bundesvertrag  anders; 
weil  dieser  den  Kantonen  den  Verkehr  mit  auswärtigen  Staats- 
regiernngen  nicht  verwehrte,  waren  sie  selbst  verkehrstUhig,  jeden- 
falls soweit  ihr  Vertragsrecht  reichte  —  sie  verkehrten  also  mit 
auswärtigen  Staatsregie rungen  nicht  nur  wie  sonst,  so  auch  zwecks 
Vollziehung  von  Verträgen,  sondern  auch  behufs  Abschlusses 
solcher.      Dieser    Unterschied     im   Verkehrsrecht    der    Kantone 
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zwischen  dem  BaDde3v.ertrag  and  der  BundesverfnesaDg  zeigt  sich  1 

denn  darin,  daJ^  von  den  bei  Art.  9  namhnit  gemachten  Vertrügen 
zwischen  Kantonen  und  dem  Ausland  die  unter  dem  Bondea- 
vertrag   at^eschlossenen    ala  von   den    betr.  Kantonen    selbst    mit  | 

den   resp,   auswärtigen   Staaten   getroffene   Übereinkünfte   erkllLrt  i 

werden,  während  die  nenen,  seit  1848,  vom  Bandearat  (allerdings  I 

namens  der  betr.  Kantone)  abgeschlossen  wurden. 

4.  Die  Yermittelung  des  Bundes,  welche  die  Kantone  f^r  den 
diplomatischen  Verkehr  nachznsucben  haben,  findet  durch  den 
Bnndesrat  statt,  in  Konsequenz  von  Art.  102,  Ziff.  8  der 
Bundesverfassung,  wonach  der  Bundesrat  die  Interessen  der  Eid- 
gen oasenechaft  nach  aufsen,  wie  namentlich  ihre  völkerrechtlichen  , 
Beziehungen  wahrt  und  die  answärtigen  Angelegenheiten  über-  ' 
hanpt  besorgt. 

m.  Der  scheinbare  Torbehalt  des  Abs.  t  zugunsten  des 

Verkehrsrechtes  der  Kantone. 

I^ach  dem  Wortlaut  dieses  Absatzes  können  die  Kantone  mit  ,  ; 

den  untergeordneten  Behörden  und  Beamten  eines 
auswärtigen  Staates  in  unmittelbaren  Verkehr  treten  — 
wenigstens  Über  die  in  Art.  9  bezeichneten  Gegenstände,  i 

d.  h.  also  über  Gegenstände,  Über  die  sie«  die  Kantone,  zugleich  { 

das  Vertragsrecbt  besitzen,  bezw.  über  die  sie  mit  auswärtigen  Staaten 
VertrMge  abgeschlossen  haben.  Dem  Wortlaute  nach  also  statuiert 
Abs.  2  eine  Ausnahme,  einen  Vorbehalt  zugunsten  der  Kantone 
im  Verkebrsrecht. 

Der  Sinn  aber  ist  ein  anderer.  Das  Verkehrarecht  mit 
unteren,  auch  mit  konsularen  Behörden  des  anderen  Staates 
besitzen  die  Kantone  schon  deshalb,  weil  sie  nur  vom  Ver- 
kehr mit  den  Regierungen  und  diplomatischen  Vertretern  aus- 
wärtiger Staaten  ausgeschlossen  sind.  Und  'sie  besitzen  dieses 
Verkehrsrecht  schlechthin ,  nicht  blofs  in  Sachen  des  kantonalen 
Vertragsrechtes,  sondern  auch  in  Sachen  der  Bundes  vertrage, 
soweit  die  Vollziehung  derselben  Sache  der  Kantone  ist  (wie 
a.  B.  bei  Niederlassnngs vertragen) ,  somit  im  Interesse  des 
Bundes  selbst.  Die  Kantone  besitzen  also  schon  nach  Abs.  1  des 
Art.  9  und  nach  allgemeinen  Grundsätzen  mehr  Verkehrsrecht,  als 
ihnen  Abs.  2  von  Art.  10  einzuräumen  scheint.  Abs.  2  mub  daher 
einen  anderen  Sinn  haben,  als  im  Wortlaut  liegt,  und  das  ist  der, 
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dab  anch  in  Sachen  ihres  eigenen  Vertrage  rechtes  die  Kantone 
nur  nntergeordnetes ,  nicht  diplomatischee  Verkefantrecht  haben. 
Dem  Sinne  nach  iit  also  Abn.  2  nicht  ein  Vorbehalt  zugunsten 
der  EantoaA,  sondern  vielmehr  eine  Bestätigung  des  absolnten 
Ansschlnsses  der  Kantone  vom  diplomatischen  Verkehr,  wie  ihn 
schon  Abs.  1  statniert:  sie  sind  vom  diplomatischen  Ver- 
kehr anch  mit  Bezog  anf  ihr  eigenes  Vertragsrecht 
nnd  ihre  eigenen  Verträge  ansgeachloasea  —  als  ob 
es  in  Abs.  2  hierse:  ,Ancb  Über  die  in  Art.  9  bezeichneten 
Ge^nstKnde  können  jedoch  die  Kantone  nnr  mit  den  unter- 
geordneten Behörden  und  Beamten  eines  auswärtigen  Staates  in 
anmittelbaren  Verkehr  treten"  (vgl.  anch  mein  BnodeBstaatsrecht, 
S.  158). 

IT>  Dm  Ol^Un  des  kantonalen  Verkehrsrecht«s.  ' 
Wer  aber  ist  es,  der  das  Verkehrarecbt,  soweit  es  Überhaupt 
den  Kantonen  zukommt,  in  deren  Namen  ausUbt?  Das  ist  die  Frage. 
Es  ist  die  Regierung  nnd  ohne  weiteres  nur  sie,  wie  anch  unter 
den  untergeordneten  Bebßrden  auswärtiger  Staaten  Hegierangs- 
behOrden  zu  verstehen  sind.  Das  wird  insofern  durch  das 
Völkerrecht  und  nicht  durch  das  Staatsrecht  bedingt,  als  wenn 
auch  die  eigene  Gesetzgebung  eine  andere  BehOrde,  speziell  eine 
Gerichtsbehörde  dafür  bestimmte,  die  Behfirden  des  anderen 
Staates  darum  nicht  verpflichtet  sind,  sich  im  Verkehr  mit  jener 
einzulassen.  Vom  allgemeinen  Völkerrecht  ist  tlberhanpt  nur  der 
diplomatische  und  konsularische  Verkehr  und  der  Verkehr  inter- 
nationaler Ämter  vorgesehen,  und  soweit  auch  die  Verträge  andere, 
nntere  Behörden  zum  gegenseitigen  Verkehr  zulassen,  so  ohne 
weiteres  nur  Regierungsbehörden.  Die  Gerichte  verschiedener 
Staaten  sind  also  sonst  nicht  berecbtjgt,  direkt  miteinander  zu 
verkehren. 

In  Abweichaug  von  dieser  Maxime  nnd  zur  Erleichterung 
des  gegenseitigen  Gerichtsverkehrs  bestehen  Ver- 
einbarungen zwischen  der  Schweiz  und  verschiedenen  Staaten, 
wonach  die  Gerichte  in  Justizsachen  unter  sich  direkt  verkehren 
können.  So  mit  Italien  (B.G.  9/719),  dem  Deutschen 
Reich  (III,  661),  Österreich  und  Belgien  (XVni,  2  und 
295)  —  mit  Frankreich  nicht,  ja  im  Verhältnis  zu  Frankreich 
ist  nicht  einmal  der  Verkehr  unterer  Regierungsbehörden  unter 
sich  gestattet,    sondeni    ansachliefslich    der    diplomatische  Weg; 


Tgl.  T.  9alia  I,  S.  242.  Infolg«  dieser  Vertrage  sind  für  den 
untergeordneten  Verkehr  in  JnstizHKchen  an  Stelle  der  Kanton«- 
regterungen  im  Sinne  von  Art.  10  die  Gerickte  getreten. 

Artikel  U. 

Es  dttrfen  keine  HIllt&rkapttalatlooeM  al^gchlosBen  werden. 


Literatur:  Hiltj-,  Übet  die  Entstehung  der  Art  11  und  12 
(Polit.  Jahrbnoh  1902,  XVI,  243). 

L  Begriffe  von  Militttrkapitulation,  kapitnliertem  Dienst 
und  Reislanfen. 

Militärkapitulation  ist  ein  völkerrechtlicher  Vertrag 
zwischen  Staaten  auf  Lieferung  von  Soldaten,  und  der  demzufolge 
geleistete  UilitHrdienst  ist  „kapitnlierter  Dienst".  Vom 
kapitulierten  Dienst  ist  verschieden  das  Beislanfen  (von  „Beis", 
d.  h.  Beisn  im  Sinne  von  Kriegezug,  Kriegsfahrt),  bedeutet  das 
Ziehen  in  fremden  Kriegsdienst,  und  zwar  auf  eigene  Faust,  nicht 
im  Dienste  des  Staates  zufolge  einer  Militärkapitulation.  Gleichen 
Ursprungs  wie  Reislaufen  ist  „Beisiger",  bedeutet  aber  einen 
streitbaren,  zur  Heerfahrt  gerüsteten  Mann  tlberhaupt. 

Von  den  Militärkapitulationen  ist  aber  das  Beislaafen  tat- 
sächlich wie  rechtlich  abh&ugig.  Der  Abschluts  von  MilitKr- 
kapitnlationen  nämlich  zog  das  Beislaufen ,  das  Nehmen  auch 
anderer  als  kapitulierter  Dienste  nach  sich,  und  das  Verbot  der 
Mililärkapitulationen  bedingte  auch  das  Verbot  des  Beislaufens, 
um  den  fremden  Solddienst  überhaupt  zu  beseitigen. 

II.  Das  Recht  betr.  Militärkapitulationen  und  Beislaufen 
in  seiner  geschichtlichen  Entwickelung  und  heutigen  Geltung. 

A.   Vor  der  Bnndesverfassnng  von  1848. 

Die  alte  Zeit.  1.  Das  schweizerische  Söldnerwesen  Über- 
haupt nimmt  seinen  Anfang  von  der  ersten  Militärkapitulation 
mit  Frankreich,  v.  28.  X.  1474,  auf  Stellung  von  6000  Mann  — 
die  erste  Militärkapitulation  der  Schweiz  tlberhaupt,  die  später, 
1484  und  1499,  erneuert  wurde.  —  2.  Danach  beginnt  auch  das 
Beislanfen  in  Masse,  besonders  nach  den  Bnignnderkriegen 
(1476/77).  Ein  erstes  Mal  wnrde  durch  Beschlnra  der  Tag- 
satzung von  1494  alles  Beislaafen  in  fremde  Kriege  verboten 
(eidgentissische   Abschiede  IH,   1,   S.  468  und  470),   aber  schon 
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1495  zogen  vieder  20000  BchweizeriBcfae  Sttldner  in  die  Lombardei. 
Durch  einen  zweiten  BeBchlnfg  der  Tagsatzang  v.  18.  VII.  14dS 
(1.  c.  S.  489)  wurde  beliebt,  „daTs  wir  EidgeQOBgen  aller  aua- 
IKndiBchen  Serren,  Kaiser,  KOnige  und  anderer 
Fürsten  mUsBig  gingen,  von  ihnen  weder  Feneionen 
noch  Gaben  mehr  empfiengen  noch  nähmen..."  Allein 
die  Hehrzahl  der  Eidgenossen,  zu  sehr  an  fremden  Sold  und 
Pensionen  gewohnt,  huldigte  im  Leben  dem  Ornndsatz,  „Niemanden 
seine  HHnde  zu  beschlietsea  und  eis  frei  Loch  n  Immi"  (so  der 
Chronist  Valerins  Ansbetm)  *).  Ein  drittes  Mal  vereinigten  sich 
die  Stände  zn  einem  Verbot  der  Pensionen  und  des  Keialanfens, 
d.  23.  Vn.  1503  (1.  c.  2,  8.  256,  1314),  aber  mit  nicht  besserem 
Erfolg,  und  so  ging  es  fort.  —  3.  Der  fransSsische  Dienst.  Am 
29.  XI.  1516  erfolgte  der  ewige  Friede  mit  Frankreich,  wo- 
nach jeder  Ort  ein  Jahrgeld  von  2000  Franken  erhielt,  nnd  dazu, 
am  5,  V.  1521,  das  Bündnis  mit  Frankreich,  das  zwar  keine 
fUrmliche  Hilitlrkapitnlatioo  (auf  Stellang  von  Tmppen  durch  die 
Orte  selbst)  enthielt,  aber  Frankreich  Ireie  Werbung  in  der 
Schweiz  bis  auf  den  Bestand  von  16  000  Mann,  gegen  ein  ferneres 
Jahrgeld  von  1000  Franken  für  jeden  Ort  gestattete.  Nnr  Zürich 
unter  dem  EiufluBBe  Zwinglis,  der  gegen  Pensionen  und  Beis- 
lanfen  predigte  nnd  schrieb,  blieb  dem  Bündnis  fem.  Infolge  des 
Bündnisses  also  finden  sich  die  schweizerischen  Söldner  seit 
1521  vorzagsweise  in  französischen  Diensten.  Zwar  auch  in 
anderen  gab  es  solche,  namentlich  seit  der  Ueformation,  die  anch 
die  Züge  in  den  fremden  Kriegsdienst  nach  dem  Glauben  spaltete, 
dem  einen  Kriegsherrn  diese,  dr^m  Gegner  andere  Schweizer- 
trappen  zuführte,  so  dafs  in  fremden  Kriegen  oft  Schweizer  gegen 
Schweizer  kämpften.  —  Die  Werbungen  fUr  Frankreich  wurden 
wiederholt,  bedingt  nnd  unbedingt,  verboten;  aber  das  Bündnis 
wnrde  doch  gelegentlich  erneuert,  wie  1663  und  1715  (von  den 
katholischen  Orten).  So  kam  es,  dafs  Schweizer  in  den  Tuilerien 
am  10.  VnL  1792  im  Kampfe  gegen  das  Volk  standen  („Helve- 
tiornm  fidei  ac  virtnti"!).  Daher  zum  Teil  auch  der  Hafs  des 
revolutionären   Frankreichs  gegen   die   alte  Schweiz.  —   Die   im 

')  Das  Wort  von  der  Notwendigkeit  eines  „freien  Loches"  für  die 
Schweiz  findet  sich  auch  in  der  Botschaft  des  Bundesrates  v.  J.  1864 
zur  Begründang  der  Einführung  der  schweizerischen  Flagge  zur  See; 
vgl  meine  Politik,  S.  139. 
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Dienste  des  KOnigs  gestandenen  Schwetzertrnppen  wurden  dann 
von  der  franzftsischen  Nationalversammlnng  abgedankt 

Die  Helvetik.  Die  Schweizer  standen  zn  dieser  Zeit 
ganz  unter  der  franztmisclieu  Republik,  auch  militärisch.  Sie 
waren  gentttigt,  mit  dieser  ein  Schutz-  und  TrotzbUndnis 
einzugehen,  mit  der  Pflicht  auf  Stellung  von  18000  Mann  Hilfs- 
trnppen  an  Frankreich  (vgl.  Tageblatt  der  Ges.  n.  Beschl.  II,  201). 
Auch  die  inneren  Truppen  der  Schweiz  (eine  stehende  Tmppe, 
die  sog.  helvetische  Legion,  von  1500  Mann,  1.  c.  I,  875,  neben 
der  Miliz)  standen  im  Dienste  der  franztiaiflchen  Interessen. 

Mediation.  Der  Abschlnfs  von  Militärkapitulationen  wird 
als  ansschliereliches  Recht  der  Tagsatsung  erklBrt  (Kap.  XX, 
Art.  XXXn).  Bonaparte  Bchlofs  dann  wieder  eine  Militftr- 
kapitnlation  mit  der  Schweiz  ab  auf  die  alte  Zahl  von 
16000  Mann  (Vertrag  v.  27.  IX.  1803:  eidgenössische  Abschiede 
V.  1803—1813,  S.  587),  die  im  J.  1812  auf  12000  rednziert 
wurden  (Vertrag  v.  28.  m.  1812:  1.  c.  612). 

Restauration.  Durch  Art.  8,  Abs.  6  wird  das  Recht  der 
Militärkapitulationen  wieder  den  Kantonen  zurückgegeben,  und 
in  dieser  Zeit  wurden  auch  vielfache  Eapitnlattonen  von  Kantonen 
mit  auswärtigen  Staaten  (Frankreich,  Niederlande)  abgeschlossen, 
zuletzt  noch  in  den  20  er  Jahren  mit  Neapel  und  dem  Kirchen- 
staat: die  Schweizerregimenter  in  Neapel  und  im 
Kirchenstaat  waren  dann  die  letzten  schweizerischen 
Fremdenregimenter.  In  die  kantonalen  Verfassungen  seit 
1830  fand  der  Grundsatz  Eingang,  dafa  keine  Militärkapitulationen 
mehr  mit  auswärtigen  Staaten  abgeschlossen  werden  sollen  —  ein 
Grundsatz,  der  lu  die  Bundesverfassung  von  1848  Überging. 

B.   Seit  der  BnndfBTerfaBSDiig  TOn  1848. 

Ijant  der  Bund  es  Verfassung  selbst,  Art.  11,  sind  die 
MilitHrkapitulationen  untersagt,  und  zwar  dem  Bund  wie  den 
Kantonen.  Immerhin  verbleibt  dem  Bund  das  Recht  zn  Bünd- 
nissen und  dadtit  auch  das  Recht,  durch  solche  sich  zu  mili- 
tärischen Leistungen  fllr  einen  auswärtigen  Staat  zu  verpflichten. 
Der  Unterschied  zwischen  Allianz  und  Kapitulation  ist  aber 
immer  der,  dafs  durch  jene  eine  politische  Idee  verfolgt  wird, 
während  die  Kapitulation  lediglich  auf  Lieferang  von  Menschea- 
material  gebt. 
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Durch  die  Bundesgeaetzgebang  sodann  ist  anch  der  fremde 
Kriegsdienst  sonst,  das  früher  sog.  Reislanfen  verboten  worden, 
enerst  nur  die  Werbung  and  scfaliefBlich  auch  das  Dienstnehmeu, 
und  zirar  durch  folgende  Akte.  —  1.  Bandesbeschlufs  v.  20.  VI.  1849 
(B.G.  1/432):  Die  Werkniigea  werden  untenagt,  aber  ohne  Straf- 
beatimmung.  Daneben  wird  der  Bundesrat  zwecks  Auflffsnng  der 
noch  bestehenden  HilitBrkapitnlationen  mit  Unterhandlungen  be- 
auftragt, die  auch  eingeleitet  wurden ,  aber  zu  keinem  Resultat 
führten.  —  2.  Dann  wurde  durch  das  Bundesgesetz  Über 
die  Strafrechtspflege  fOr  die  eidgenfiBBischen  Trappen, 
T.  27.  Vin.  1851,  Art.  98  (2/639),  wenigstens  einmal  das 
Falschwerben,  d.  h.  das  Anwerben  von  dienstpflichtigen  Leuten, 
unter  Strafe  geatellt,  mit  Unterscheidung  zwischen  dem  Falsch- 
werben in  Eriegszeiten  fUr  den  Dienst  des  Feindes  und  dem 
Falschwerben  in  Friedenszeiten.  —  3.  Durch  das  Bnndes- 
gesetz  Über  das  Bundeastrafrecfat,  v.  4.  II.  1853,  Art.  65 
(3/424),  wurde  weiter  das  Anwerben  von  Einwohnern  der  Schweiz 
überhaupt,  nicht  blofs  von  Dienstpflichtigen,  bei  Strafe  verboten.  — 
4.  Endlich  ist  durch  das  Bundesgesetz  betr.  die  Werbung 
und  den  Eintritt  in  den  fremden  Kriegsdienst,  v. 
30.  VII.  1859  (6/312),  auch  der  Klotritt  in  fremden  Militärdienst 
bei  Strafe  untersagt  und  sind  zugleich  die  Strafbeatimmungen 
gegen  die  Werbung  verschärft  worden.  In  ersterer  Beziehung  ist 
zwar  nur  der  Eintritt  in  diejenigen  TruppeukCfrper,  „welche  nicht 
als  Nation altrnppen  dea  betr.  Staatea  anznaehen  sind",  d.  h.  in 
Bog.  Schweizerregimenter  und  schweizerische  Frem- 
denlegionen, um  diesen  den  Boden  zu  entziehen,  untersagt, 
und  auch  in  solche  nicht  unbedingt,  sondern  nur,  wenn  der  Ein- 
tritt ohne  Bewilligung  des  Bundesrates  stattfindet.  Es  kann  also 
der  Bundesrat  den  Eintritt  in  solche  bewilligen  ;  der  Eintritt  mnfs 
aber  besonders  bewilligt  sein ,  wenn  er  nicht  strafbar  sein  soll. 
Der  Eintritt  in  Nationaltruppen  einea  fremden  Staates  da- 
gegen iat  unbedingt  gestattet,  insoweit  als  nicht  die  schweizerische 
Militärpflicht  verletzt  wird. 

80  ist  heute  das  Dienstnehmen  bedingt  unter- 
sagt,   die   Werbung  dagegen   unbedingt. 
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ArtllL«!  IS. 

Die  Mitglieder  der  BandesbehSrden,  die  eidgenössischen  CItII- 
und  Mlllt&rbeamten  nnd  die  eidgenSsslschen  Kepi^entanten  oder 
Kommiasarlen  dUrfen  Ton  answilrtl^eii  Keglernngen  weder  Penslosem 
oder  behalte,  noch  Titel,  Sesohenke  oder  Orden  asnelmeo. 

Sind  sie  bereits  Im  Beeitse  Ton  Peiulonen,  Titeln  oder  Orde«, 
80  haben  sie  ttir  ihre  Antsdaner  tat  den  GenoTg  der  Pensionen  ind 
dM  Tragen  der  Titel  und  Orden  lu  verzichten. 

Untergeordneten  Beamten  und  Angestellten  kann  Jedoch  toh 
Bundesrat  der  Fortbezog  Ton  Pensionen  bewilligt  weMen. 

Im  Schweiz erlschen  Heere  dürfen  weder  Orden  getragen,  noch 
Ton  aoBwärt^en  Regierungen  verliehene  Titel  geltend  gemacht 
werden. 

Das  Annehmen  solcher  Anszelchnangen  Ist  allen  Offizieren, 
Cnterofflzleren  and  Soldaten  untersagt. 

Der  ZuBaminenfaa.ng  dieses  Artikels  mit  dem  vorigen.  Der 
vorige  Artikel  nnd  die  daran  sich  anBchliefseDde  Bande^esetz- 
gebang  richtet  sich  gegen  den  Fremd endienst.  Der  vorliegende 
Artikel  ist  die  Folgebestimmang:  er  will  auch  die  aas 
solchem  Dienst  resultierenden  ekonomischen  Vorteile  nad  Ans- 
zeichnuDgen  Auaschliefsen ,  soweit  sie  die  Unabhängigkeit  der 
Schweiz  nachteilig  beeinflusHen  kennten. 

Der  Artikel  fUr  sieb,  seine  Erl&nteraag: 

I.  Gegenstand  des  Verbotes  sind  „Pensionen  oder  6e- 
halte,  Titel,  Geschenke  oder  Orden  von  answSrtigen 
Regierongea. "  Und  zwar  sind  solche  dem  Wortlaate  aach  schlecht- 
hin verboten,  so  dals  es  sich  danach  nicht  weiter  fragen  wtlrde, 
wofür  solche  von  der  fremden  Regiernng  verliehen  wonien 
wärea.  Geschichtlich  aber  ist  die  einschränkende,  restriktive 
Interpretation  begrUadet,  dafs  die  Aaaahme  solcher  Gabea  nur 
dann  ausgeschlossen  sein  soll,  wenn  sie  fllr  Dienste  gegeben 
werden,  die  dem  aasläad ischen  Staat  selbst  geleistet 
worden  sind  —  nicht  aber  fttr  Dienste,  die  vielleicht  im  Interesse 
der  Menschheit  oder  des  eigenen  Vaterlandes  geleistet  worden 
sind.  Zam  mindesten  aber  wäre  zn  anterscheidea  zwischen  Geld- 
gabea  und  Ehren  au  szeichnangen.  Pensionen  und  Gehalte 
sprechen  schon  eher  fUr  Dienste,  die  dem  betr.  aoswftrtigeu 
Staat  geleistet  worden  sind,  und  bedingen  auch  ohne  das  eine 
gewisse   Abhängigkeit   vom    Geber.     Titel,    Geschenke   und 
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Orden  dsgegea  kOnnen  eehr  ideale  Auazeichnangeii  sein,  auch 
wenn  sie  von  einer  Kegiernng  verliehen  worden  sind,  so  dafB  sie 
ohne  weiteres  weder  ein  Dienst-  noch  sonst  ein  abhängiges  Ver- 
hftllDis  beweisen,  und  nur  um  die  Unabhängigkeit  der  diesseitigen 
Staats V er waltnng  zn  sichern,  ist  ja  das  ganze  Verbot  des  Art.  12 
anfgestellt  worden.  Um  so  mehr  wftre  bei  solchen  Auszeichnungen 
eine  Prüfung  der  UmstKade  des  einzelnen  Falles,  also  eine  dis- 
kretionftie  Anweodnng  dee  Verbotes,  am  Fl&tz.  —  Danach  be- 
urteilt eich  die  Entscheidung  im  Falle  Ador,  wo  einem  schwei- 
zerischen Kommissar  an  der  Weltausstellung  in  Paris  im  Jahre 
1S98  von  der  franzfisischen  Begiemng  wie  anderen  in  dieser 
Stelinng  der  Orden  ponr  le  merite  erteilt  worden  ist  (vgl,  mein 
Bundesstaatsrecht,  S.  159,  Note). 

II.  Der  Herkunft  des  (Geschenkes  nach  ist  die  Annahme  nur 
verboten,  wenn  es  sich  um  Oaben  von  einer  auswärtigen  Be< 
gierung  handelt^  also  nicht  um  Gaben  vom  Auslande  schlecht- 
hin. Speziell  also  ist  nicht  verboten ,  solche  Gaben  von  einer 
auswBrtigen  Akademie,  Universität,  Stithing  usw.  anzunehmen. 
Wie  aber,  wenn  die  Verleihung  von  selten  solcher  Institute  nur 
mit  Genehmigung  der  betr.  auswärtigen  Begiemng  erfolgen  kann? 
Das  Verbot  der  Annahme  auch  in  diesem  Falle  anzuwenden, 
wäre  absurd;  weun  aber  dieser  Fall  die  Bestimmung  des  Art  12 
passieren  kann ,  warnm  nicht  auch  der  Fall ,  wo  die  Begierung 
selbst  die  Auszeichnung  verleiht ,  sofern  die  Auszeichnung  im 
Übrigen  gleicher  Art  ist? 

III.  Die  Annahme  war  ursprünglich  nur  den  Bandes- 
behttrden  und  Bundes  beamten  verboten.  Deshalb  war  das 
Verbot  auf  den  schweizerischen  General  D  u  f  o  u  r  bei  Beßtrdemng 
zum  OrofsofSsier  der  französischen  Fhreole^on  (den  Orden  und 
damit  die  Mitgliedschaft  dieser  Ehrenlegion  hatte  Dufonr  schon 
in  jüngeren  Jahreu,  als  sein  Heimatskanton  Genf  noch  za  Frank- 
reich gehörte,  von  Napoleon  I,  erhalten)  nicht  anwendbar  erfunden 
worden,  weil  er  wohl  Offizier,  aber  nicht  Militärbeamter  war 
ivgl.  B.B.  1853,  JI,  559)'). 

I)  Der  Unterschied  zwischen  Offizier  bezw.  Soldat,  dem  Militär 
Echlecbthiu,  und  den  Militärbeamten  liegt  in  der  Aufgabe:  das 
Militär  (Milii  oder  SSldnerhecr,  d.  h.  Militär  kraft  gesetzlicher  Pflicht 
oder  freiwilliger,  vertraglicher  Dienstuahme]  ist  zur  militärischen 
Aktion  mittelst  militärischer  Bewegungen  und  Oebrauchs  der  Waffen 
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Dnrch  die  BundcBverfasBUiig  von  1S74  iat  du  Verbot  daun 
auf  das  Heer  (MUitttr)  ansgedehnt  worden,  aber  nur  betr. 
Orden  und  Titel;  Pensionen  betreffen  mehr  die  Zivilstellnng. 
Vgl.  die  zwei  letzten  Absätze  dea  Artikels,  die  1874  nen  hinen- 
gekommen  sind. 

IV.  Das  Verbot  ist  aonat  unbedingt,  för  Bnndeebebflrden 
und  Bundesbeamte  wie  fUr  diu  Heer,  insofern  als  daron  nicht 
dispensiert  werden  kann.  Immerhin  gilt  das  Verbot  nur  fBr  das 
Amts-  oder  DienstverhSltnis ,  so  dafs  man  sieb  demselben  dnrch 
Verzicht  auf  eine  bezügliche  behördliche  oder  amtliche  Stellung 
entziehen  kann  und  ibm  jedenfalls  nach  Ablauf  des  betr.  Amts- 
oder Dienstverhältnisaes  entgebt. 

Bedingt  hingegen,  so  dafs  davon  dispensiert  werden  kann, 
ist  das  Vel'bot  nur  fttr  die  untergeordneten  Beamten  und  An- 
gestellten, betr.  Pensionen,  als  anter  Umstunden  ebenso  erwünschte 
wie  unverfängliche  Er^nsung  der  Besoldung.  Das  Oispensations- 
recht  steht  beim  Bundesrat. 

Artik«]  IS. 

Der  Bund  Ist  nicht  berechtl^rt,  stehende  Trappen  zn  hftiten. 

Ohne  Bewlllfgnng  der  BundesbehArde  darf  kein  Kanton  oder  la 
geteilten  Kantonen  kein  Landestefl  mehr  als  800  Man»  stehende 
Truppen  kalten,  die  LandJ&serkorps  nicht  Inbegrliren. 

Das  iat  das  Verbot  stehender  Trappen  in  der  Schweiz,  sowohl 
beim  Bund  als  bei  den  Kantonen. 

I.  Der  Omnd  dieses  Verbotes  ist  die  Furcht  vor  dem  HifK- 
braucb  einer  stehenden  Truppe  zur  Unterdrückung  der  Volks freihe it. 
Wenn  das  Militär  eine  besondere  Kaste  ausmache,  dann  werde  es 
sich  gegen  das  Volk  fUr  den  jeweiligen  Machthaber  entscheiden 
und  damit  wesentlich  die  Freiheit  bedrohen;  so  habe  das  ehe- 
malige Patriziat  des  Kantons  Bern  sich  mit  einer  Garnison  von 
nnr  etwa  270  Mann  lange  Zeit  gegenüber  dem  Volkswillen   be- 

bestimmt;  die  Hilit&rbearoten  dagegen  haben  die  Vorhedingungen 
und  Mittel  für  die  milit&riscbe  Aktion  herzustellen;  vgl.  G.  Mejer, 
Lehrbuch  des  deutschen  Verwaltungarechts  II,  8. 55  u.  59.  Zn  den  Hilitir- 
beomten  gehCren  auch  die  Instruktoren.  Freihch  vermischen  eich 
die  Aufgaben  gelegentlich,  und  damit  wird  die  Frage  der  Qualifikation 
zweifelhaft. 
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lumpteD  können,  und  wenn  in  den  30er  Jahren  die  Stadt  Basel 
nicht  eine  Standsstrappe  von  ca.  500  Mann  gehabt  hfltte,  so 
wttrde  der  Krieg  nicht  mit  der  HartnHckigkeit  geführt  und  wUrde 
nicht  so  Tiel  Blut  vergossen  worden  sein  (J.  Meyer  II,  212). 

Die  Geschichte  der  stehenden  Truppen  in  der  Schweiz  and 
ihres  Verbotes  bildet  anch  ein  Wahrzeichen  der  Volks  Unterdrückung 
besw.  der  Reaktion  oder  der  Volksfreiheit.  Vor  1798  gab  es 
kein  Verbot,  zwar  fast  durchweg  auch  keine  stehenden  Truppen. 
Erst  die  Helvetik  hat  solche  eingeführt  znr  Niederwerfung  der 
Volksaufstände  gegen  die  verbaTste  Verfassung  (vgl.  oben  S.  190). 
Die  Mediation  (Kap.  XX,  Art.  IX)  beschränkte  die  Zahl  der- 
selben, welche  ein  Kanton  halten  durfte,  auf  200  Mann.  Der 
Bandesvertrag  von  1815  Uefa  diese  Beschränkang  fallen 
und  gab  damit  das  Recht  den  Kantonen  frei.  Die  Bundes- 
verfaBsnng  von  1848  dagegen  hat  die  Beschränkung  wieder 
ao^nommen  in  der  heute  noch  bestehenden  Fassung. 

Aus  dem  Grunde  des  Artikels  bezw.  dessen  Zweck  erklärt 
sich  anch  die  Stellung  des  Artikels  in  der  Bnnd  es  Verfassung. 
Das  Verbot  bezw.  die  Beschränkung  stehender  Truppen  ist  nicht 
sowohl  eine  (negative)  Bestimmung  militärischer  Organisation  als 
vielmehr  ein  Gebot  zur  Erhaltung  von  Ruhe  und  Frieden  im 
Lande;  daher  ist  der  betr.  Artikel  nicht  zu  den  Militärartikeln 
der  Bundesverfassung  (Art.  18 — 22)  gestellt,  sondern  zu  den  Be- 
stimmungen von  Ruhe  und  Ordnung  im  Innern  (13 — 17),  und 
zwar  bildet  er  die  erste  derselben  (vgl.  mein  Bundesstaatsrecbt 
S.  165/166). 

EL    Ber  Inhalt  des  Artikels  ist  näher  folgender. 

1.  Betr.  den  Band  (Abs.  1)  ist  das  Verbot  absolut;  der 
Bund  darf  überhaupt  keine  stehenden  Truppen  halten.  Zu  den 
stehenden  Truppen  gehört  aber  das  Korps  der  Tnstruktoren 
nicht  —  eine  insofern  eidgenfissische  Truppe,  als  der  Militftr- 
unterricht  im  ganzen  Sache  des  Bundes  ist  (Art.  20,  Abs.  2)  — 
deshalb  nicht,  weil  sie  als  solche  nicht  zum  Heer,  sondern,  als 
die  kriegerische  Aktion  durch  Unterricht  vorbereitend,  zu  den 
Militftrbeamten  gehären  (vgl.  oben  8.  103,  Note). 

2.  Betr.  die  Kantone  (Abs.  2)  enthält  die  Bestimmung 
eine  blofse  Beschränkung  der  Zahl,  so  dafs  bis  auf  die  Zahl  von 
300  Mann  stehende  Truppen  von  den  Kantonen  gebalten  werden 
kfinnen.     Und  zwar   ist    bis  auf  diese  Zahl  nicht   nur   ein  Ganz- 
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kanton ,  aoudera  auch  ein  Halbkanton  dazu  berechtigt.  Die 
Halbkantone  gelten  also  nicht  als  solche:  einraal  sind  sie  hier 
nicht  Organe  des  Bundes,  und  ntir  altt  Organe  des  Bundes  sind 
sie  Halbkantone  (vgl.  oben  S.  BO);  flodann  ist  die  Aufgabe,  um 
derentwillen  Überhaupt  noch  kantonale  stehende  IVnppen  ge- 
stattet worden  sind,  beim  Halbkanton  die  gleiche  wie  beim  Ganz- 
kanton,  und  sind  sie  in  dieser  Zahl  speziell  mit  Rücksicht  auf 
Baselstadt  als  einer  Grenzstadt  gestattet  worden,  wo  die  stehende 
Truppe  zum  Schutz  nach  auFsen  bestimmt  war.  - —  Aber  auch  die 
Oestattung  einer  beschr&nkten  Zahl  ist  obsolet  geworden,  seit 
Baselstadt  seine  Staodestruppe  aufgelöst  hat.  Seither  gibt  es  Über- 
haupt keine  stehenden  Truppen  in  der  Schweiz  mehr  und  er- 
scheint der  Art  13  gegenstandslos. 

Artluel  14. 

Die  Kantone  sind  Terpfllchtet,  wenn  Streitigkeiten  nnter  Ihnen 
TOrfalleD,  8ich~  Jeder  Selbsthilfe,  sowie  Jeder  Bewaffhung:  zn  ent- 
httlten  und  sich  der  budegm&Tslgem  Entsobeidnng  zu  unterzielten. 

Das  VerhBltnis  dieses  Artikels  zum  vorhergehenden  und 
zn  den  drei  nachfolgenden  Artikeln.  Alle  diese  Artikel  (aufser 
Art.  15)  betreffen  die  Ruhe  und  Ordnung  im  Innern.  —  Art.  13 
ist  gewisse rmalsen  präventiv:  er  sucht  der  StSrung  von  vorn- 
herein dadurch  vorzubeugen,  daCs  er  die  stehenden  Trappen, 
dnrch  welche  die  Störung  unter  Umständen  provoziert  werden 
könnte,  verbietet  bezw.  beschrankt.  Im  Gegensatz  dazu  sind 
die  anderen  Artikel  repreusiv,  insofern,  als  «e  fUr  den  Fall 
einer  bereits  eingetretenen  StCmng  die  Uittel  zu  deren  Hebung 
bestimmen^  so  auch  Art.  14.  —  Art.  14  unterscheidet  sich  aber 
wieder  von  deu  folgenden  Artikeln  dadurch,  dafs  er  den  Fall 
rechtlicher  Störung,  die  anderen  den  Fall  gewaltsamer 
Störung  vorsehen. 

Art.   14  l^r  sich. 

I.  Gegenstand  des  Artikels  sind  also  Streitigkeiten,  Rechts- 
streitigkeiten  der  Kantone  unter  sich,  und  die  Stellung 
solcher  zu  anderen  Streitigkeiten  ist  wieder  folgende,  woraus  sich 
die  besondere  Hervorhebung  derselben  erklHrt.  Neben  Streitig- 
keiten, zivilrechtlichen  und  staatsrechtlichen,  der  Kantone  unter 
sich   gibt   es   einerseits   Streitigkeiten   zwischen   Bund   und   Kan- 
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tonen,  beider  Arten,  und  andererseits  Streitigkeiten,  ebenfalls 
beiderlei  Art,  von  Privaten  mit  dem  Bund  oder  mit  Kantonen,  — 
Diese  beiden  anderen  Gattungen  von  Streitigkeiten  kOnnen  fOr 
die  Störung  der  Buhe  und  Ordnung  der  Schweiz  uicht  ia  Be- 
tracht kommen:  der  Bund  im  Streite  mit  Kantonen  ist  zu  ttber- 
mltchtig,  und  dte  Privaten  im  Streit  mit  einem  Kanton  oder  gar 
mit  dem  Bund  sind  zu  ohnmächtig ,  als  inta  darüber  die  Buhe 
des  Landes  gestört  werden  konnte.  Immerhin  ist  auch  fUr  solche 
Streitigkeiten  ein  bundesmäfsiges  Bechts verfahren  vorgesehen.  — 
Wohl  aber  könnten  Streitigkeiten  zwischen  Öffentlichen  Mächten 
innerhalb  des  Bundes,  wie  es  die  Kantone  sind,  zu  Öffentlichen 
Unruhen  fuhren;  deshalb  werden  solche  ganz  besonders  an  die 
bundesmäfgige  Entscheidung  gewiesen.  Daher  für  diese  Gattung 
von  Streitigkeiten  dieser  besondere  Artikel  der  Bondesverfassang 
und  in  diesem  Zusammenhang,  im  Zusammenhang  mit  der  Hand- 
habung von  Ruhe  und  Ordnung  im  Innern.  —  Die  gleiche  Ge- 
fahr von  allfUlIigen  Streitigkeiten  zwischen  Kantonen  ftlr  das  Land 
bestand  von  jeher,  ja  sie  war  noch  grOber,  je  lockerer  der 
Gesamtverband  war,  weshalb  sich  denn  auch  von  jeher  eine  be- 
zügliche Bestimmung  findet;  schon  in  den  alten  Banden  und 
Bundeaakten,  dann  in  der  Mediation  (Kap.  XX,  Art.  XXI)  und 
femer  im  Bnndesvertrag  von  1815  (Art.  5). 

Q.  Der  Inhalt  des  Artikels  im  einzelnen.  Es  kommen 
drei  Ausdrucke  näher  in  Betracht: 

1.  „Streitigkeiten."  Darunter  sind  also  zivil  rechtliche 
wie  staatsrechtliche  Streitigkeiten  zu  verstehen,  weil  die  einen  so 
gut  wie  die  anderen  zu  Feindseligkeiten  fuhren  konnten. 

2,  „Selbsthilfe."  Die  Kantone  haben  sich  „jeder  Selbst- 
hilfe sowie  jeder  Bewaffnung"  zu  enthalten.  Das  eine  und  das 
andere  wäre  nnerlaubte  Selbsthilfe.  Die  Bewaffnung  wHre  auch 
Selbsthilfe,  aber  in  Form  der  Gewalt  Im  Gegensatz  dazu  ist 
das,  was  als  Selbsthilfe  bezeichnet  ist,  Selbsthilfe  im  engeren 
Sinne,  d.  h,  Bechtsbmch,  eigenmächtiges  Verweigern  oder 
Nehmen  von  Recht.  Dieses  besteht  im  Vorbehalt  des  Gegen- 
recht«B,  in  der  Arrestlegung  an  einem  anderen  als  dem  Wohnort 
des  in  der  Schweiz  ansHssigen  Schuldners  (vgl.  Ulmer  I,  S.  44  ff. 
u.  II,  S.  48  ff.),  in  Kontumazurteilen  von  selten  eines  kantonalen 
Gerichtes,  wenn  dessen  Kompetenz  in  Frage  steht  (vgl,  Blnmer- 
Morel  I,  8.  232)  usw. 
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3.  „BnndeBmftfsigeEDtscheidung".  Das  ist  das  fiHher 
so  genannte  eidgenSssische  Recht,  d.  h.  das  Kechtsverfkhren 
zwischen  eidgenfissischen  Orten  durch  Schiedsrichter,  wie  es  in  den 
alten  eidgenössischen  Banden,  in  der  Hediationeakte  and  im 
BnndesTertrag  Torgesehen  war  (vgl.  die  oben  I  zitierten  Bestiin- 
mnngen).  Die  bnndesniSfBige  Entscheidung  beschränkte  sich  frtlber 
aneh  hanptsKchlich  auf  Streitigkeiten  zwischen  eidgenSssischen 
Orten;  andere  Streitigkeiten  von  bundasmäfsigem  Interesse 
(Streitigkeiten  von  Kantonen  mit  dem  Band  oder  von  Privaten 
mit  Bund  oder  Kantonen)  gab  es  entweder  Oberhaupt  nicht,  oder 
es  fehlte  die  UOglichkeit  bundesmBlsiger  Entscheidung ,  solange 
es  ein  blofo  valkerrechtlieher  Bund  war. 

Seit  1848  gibt  es  eine  bnndesmftbige  Entscheidung  durch 
eigentliche,  staatsrechtliche  BnndesbehOrden  und  auch  noch  fBr 
die  anderen  Streitigkeiten,  anXser  denen  zwischen  Kantonen, 
nSmlich  zwischen  Bund  und  Kantonen  und  mit  Privaten,  —  Für 
Streitigkeiten  zwischen  Kantonen,  um  die  es  sich  hier 
speziell  bandelt,  war  frUher  die  Justiz  verschieden:  n&mlich 
für  staatsrechtliche  Streitigkeiten  waren  es  Bundesrat  and  besw. 
Bundesversammlnng«  für  privatrechtliche  dagegen  das  Bnndesgericht 
(alte  Bnndesverf.  Art.  74,  Ziff.  16  u.  17,  lit.  a,  hezw.  Art.  90, 
Ziff.  2,  u.  Art.  101,  Ziff.  1,  a).  Heute  ist  auBschliefslicb ,  fllr 
staatsrechtliche  wie  für  privatrechtliche  Streitigkeiten  zwischen 
Kantonen,  das  Bnndesgericht  zuständig  (nen  Art.  110,  Ziff.  3  u. 
Art.  113,  Ziff.  2).  Die  sog,  Administrativstreitigkeiten,  d.  h.  die 
vom  Bundesrat  und  eventnell  von  der  Bundes versammlnng  zu  eot- 
scheidenden  staatsrechtlichen  Streitigkeiten  bestehen  ausschlief  stich 
ans  Beschwerden  ttber  verfassnngsm&fsige  und  andere  Rechte  der 
BDrger,  also  aus  staatsrechtlichen  Streitigkeiten  von  Privaten  gegen 
Kantone. 

Das  Recht,  nach  welchem  die  Rechtsstreitigkeiten  zwischen 
Kantonen  zu  entscheiden  sind,  ist  das  Bundesrecht  oder  Konkordats- 
recht, eventnell  der  Grundsatz  der  Territorialhoheit,  so  dafs  jeder 
Kanton  hei  seiner  VerAlgnngsgewalt  Über  Sachen  und  Personen 
auf  seinem  Gebiet  zn  scfaUtzen  ist  und  Obergriffe  darüber  hinans 
nicht  zn  dnlden  sind.  Vgl.  mein  Bnndesstaatsrecht,  S.  162/163 
und  betr.  den  eventuellen  Grundsatz  speziell  B.B.  IV,  46. 
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Artikel  IS. 

Wenn  einem  Kantone  rem  Aasland  plStzllck  Gefahr  droht,  so 
Ist  die  Re^lenm^  des  bedrohten  Kantons  rerpfllchtet,  andere  Kan- 
tone rar  HUfe  in  mahnen,  nnter  g lelchzeltlger  Anzel^  an  die  Bnndes- 
kehSrde  nnd  nnTor^eiflleh  den  spätem  TerfllKOng'en  dieser  letztem. 
Die  gemahnten  Kantone  sind  Eom  Zninge  Terpflichtet.  Die  Kosten 
trifft  die  Eid^enoHsengeliaft. 


Die  Stellung  des  Artikels  im  Recht,  innerhalb  der  das  ganze 
Recbtsinstitnt  bildenden  Artikel  13 — 17:  der  Artikel  hat  zum 
Gegenstände  die  gevaltsame  StSmng  der  fiuhe  und  Ordnung, 
wie  Art.  13  h.  16  u.  17  —  im  Gegensatz  ku  Art.  14,  der  die 
rechtliche  Stßrang,  die  StSrung  des  rechtlichen  Friedens  betrifFt 
Und  zwar  ist  er  im  Gegensatz  zu  Art.  13  repressiver  Art, 
gleich  den  Art.  16  n.  17,  bildet  mit  diesen  des  sog.  Gewalts- 
recht, d.  h.  den  Inbegriff  der  Bestimmungen  darüber,  wann  und 
wie  Gewalt  angewendet  werden  darf,  Gewalt  darf  nämlich  dann 
geUbt  werden,  wenn  von  anderer  Seite  Gewalttätigkeiten  begonnen 
werden,  nnd  darf  insoweit  stattfinden,  als  nötig  ist,  nm  der  Gewalt 
entgegenzuwirken.  Der  Artikel  betrifft  aber  die  Gefahr  vom  Aus- 
lände her,  im  Gegensatz  zu  Art.  16,  der  sich  auf  gestörte  Ord- 
nung im  Innern  eines  Kantons  oder  anf  den  Fall  der  Gefahr 
von  einem  anderen  Kanton  her  bezieht. 

Der  Inhalt  des  Artikels  erklärt  sich  in  der  Hauptsache  von 
selbst.  Er  gilt  natürlich  nicht  nur  dem  Fall,  wenn  der  Angriff 
gegen  den  Kanton  als  solchen,  sondern  auch,  wenn  er  sich  gegen 
die  Schweiz  Überhaupt  richtet,  indem  er  sich  anch  gegen  die 
SchwetE  nicht  richten  kann,  ohne  einen  Kanton  zu  treffen.  Ftlr 
den  einen  wie  den  anderen  Fall  versteht  es  sich  von  selbst,  dafe 
der  angegriffene  Kanton  selbst  sich  wehrt,  und  ist  durch  die  Be- 
stimmung nur  ausdrücklich  vorgesehen,  dafs  er  es  dabei  nicht  be- 
wenden läfst  anf  die  Gefahr  hin.  Überwältigt  zu  werden,  sondern 
dafs  er  andere  Kantone  sowie  den  Bund  herbeiruft,  nnd  dafs  diese 
zum  Sokknrs  verpflichtet  sind. 

Einer  besonderen  Erklärung  bedürftig  erscheinen  dagegen  der 
Ausdruck  „plötzlich"  und  der  Satz:  ^die  Kosten  tr&gt  die  Eid- 
genoeseDSchaft",  wie  denn  auch  diese  beiden  Bestimmungen  allein 
bei  der  Beratung  des  Artikels  Anlafs  zu  einer  Diskussion  gegeben 
haben.  —  Mit  „plfitzlich"  ist  der  Fall  eines  Handstreiches, 
einee  unvorherzu sehenden  Überfalls  von  anfsen  her  gemeint,    E^r 
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diesen  Fall  ist  die  erste  Selbsthilfe  des  angegriffenen  Kantons 
auch  heute  noch  nicht  gans  su  entbehren;  so  schnell  aber  iFie 
andere  Kantone  nnd  schneller  noch  ist  der  Bond  selbst  zar  Stelle, 
nnd  weil  der  Artikel  nicht  sowohl  die  Selbsthilfe  des  angegriffenen 
Kantons,  die  sich  vod  selbst  versteht,  sondern  die  Anrufung 
anderer  Kantone  und  deren  Hilfeleistung  vorschreibt,  erscheint  er 
hente,  im  Zeitalter  der  Telegraphie  und  der  Eisenbahnen,  nutz- 
los nnd  war  ea  vielleicht  schon  zur  Zeit  seiner  Aufstellung. 
Einzig  die  Pflicht  der  Anzeige  an  die  Bnndeabebörden  hat  Bedeu- 
tung, versteht  sich  aber  jedenfalls  so  weit  von  selbst,  dafa  es  des- 
wegen eines  besonderen  Artikels  nicht  bedürfte.  — Bei  voraus- 
sieht lieber  Gefahr  von  auXsen,  wenn  dieselbe  langsam  herauf- 
steigt, ist  es  Sache  des  Bundes,  vie  es  aach  in  seiner  HOglichkeit 
liegt,  von  Anfang  an  die  nötigen  Mafsregeln  zu  treffen. 

„Die  Kosten  trftgt  die  Eidgenossenschaft",  d.  h. 
in  keinem  Fall  der  mahnende  Kanton,  weil  die  Mahnung  hei  Ge- 
fahr von  anfeen  im  Interesse  der  ganzen  Schweiz  erfolgt,  im  Gegen« 
satz  zum  Falle  des  Art.  16.  Selbst  im  Falle  Übereilter 
Uahnnng  trSgt  die  Kosten  nicht  der  mahnende  Kanton.  Der  Fall, 
den  der  Art.  15  voraussetzt,  schliefst  schon  eine  übereilte  Mabnung 
insofern  ans,  als  eine  plötzliche  Gefahr  auch  Immer  eine  Gefahr 
sein  wird,  die  vor  Augen  steht  und  daher  erkennbar  Ist.  Aber 
auch,  wenn  eine  übereilte  Mahnung  in  diesem  Falle  mttglich 
wfire,  ist  es  hesaer,  auch  fllr  eine  solche  die  Kosten  auf  den  Bund 
zn  übernehmen,  in  der  ErwUgung:  lieber  eine  vorzeitige  Anzeige 
bei  Gefahr  von  anCsen,  als  dafs  bei  wirklicher  Gefabr  die  Anzeige 
gar  nicht  oder  zn  spXt  vom  Kanton  gemacht  würde,  ans  Furcht, 
damit  zn  früh  zu  kommen  nnd  dafflr  die  Kosten  tragen  zu  müssen. 

Artlk:el  16. 

Bei  f  estSrter  Ordnnng  Im  Innern,  oder  wenn  von  einem  andern 
Kantone  Gefahr  droht,  hat  die  Beglemng  des  bedrohten  KnnUns 
dem  Bundesrate  sog'leich  Kenntnis  zn  geben,  damit  dieser  Innert 
den  Schranken  seiner  Kompetent  (Art.  102,  Ziff.  8,  10  nnd  11)  die 
erforderlichen  MaTgregeln  treffen  oder  die  BandesTersaromlnng  ein* 
berufen  kann.  In  dringenden  FUlen  Ist  die  betreffende  Regierung 
befagt,  nnter  sofortiger  Anzeige  an  den  Bundesrat,  andere  Kantone 
tmr  Hilfe  sn  mahnen,  nnd  die  gemahnten  StKnde  sind  rar  Büf^ 
lelstnng  verylilohtet. 

TTenn  die  Kantonsreglemng  anfser  stände  ist,  Hilfe  nnzn- 
sprechen,  so  kann,  nnd  wenn  die  Sicherheit  der  Sckweli  geflUirdet 
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wir4,  so  soll  die  koKpet«Mte  BMuietibekfirde  tob  sich  ans  ein- 
schreite*. 

In  FUleB  eldgenSsslBcher  Inteireiitioii  sorgen  die  Bnndes- 
behSrden  ttr  Beachtu;  der  Torschrtften  des  Art.  5. 

Die  Kosten  tr^t  der  mahnende  oder  die  eidgenössische  Inter* 
Tention  Teranlassende  Ennton,  ifenn  nicht  die  Bunde BTersammlnsg 
w^en  besonderer  Umstände  etwas  anderes  beschllerst. 


Literatnri  Vogt,  Zur  Tesainei  Frage  (Schweizer  Zeit&agen, 
Heft  18)  18y9. 

I.  Der  Artikel  im  allgemeinen. 

Das  ist  der  Artikel  von  der  gewaltsainen  Störung  der  Buhe 
im  Innern  der  Schweiz,  sei  es  im  Innern  eines  Kantons 
oder  zwischen  zwei  oder  mehreren  Kantonen  —  nn'd  mit  Rück- 
sicht anf  das  Mitte]  der  Beaeitigiing  der  Störung;  der  Artikel  von 
der  eidgenössischen  Intervention. 

Die  eidgenösaiscbe  Intervention  ist  nicht  zu  verwechseln  mit 
der  eidgenössischen  Exekution. 

A.  Eidgenössische  Intervention  ist  die  Ein- 
mischung des  Bundes  in  die  inneren  Angelegen- 
heiten eines  oder  zweier  oder  mehrerer  Kantone, 
um  die  Ordnung  im  Kantone  oder  zwischen  den 
Kantonen  wiederherzustellen  —  nicht,  nm  eine  bundes- 
mSleige  Pflicht  zu  erzwingen.  Sie  ist  entweder  gUtlich  (Ver- 
mittelung,  intervention  amicale,  bona  offices)  oder  gebieterisch 
(autoritativ).  Dies  letztere  ist  die  eigentliche  Intervention,  — 
Die  Intervention  überhaupt  ist  durch  die  Bundesverfassung 
selbst  vorgesehen  und  geordnet,  eben  durch  Art.  16:  für 
den  Fall  gestörter  Ordnung  im  Innern  eines  Kantons,  oder  wenn 
zwischen  Kantonen  Tätlichkeiten  auszubrecben  drohen.  Beispiele : 
Genfer  Strafsenkampf  1864,  Züricher  Tonhalle-Krawall  1871, 
Tessiner  Wahluntnhen  1889  und  Tessiner  Revolution  1890,  also 
alles  Fälle  der  Störung  der  Ordnung  im  Innern  eines  Kantons; 
vgl.    unter  IH. 

B.  Eidgenössische  Exekntion,  oder  Zwangsvoll- 
streckung bezw.  Zwangsvollstreckungsrecht  des  Bundes,  ist  die 
Befugnis  des  Bundes,  rechtm&fsige  Anordnungen 
der  Bundesgewalt  durch  Zwang  gegen  einen  wider- 
spenstigen    oder    lässigen    Kanton    durchzuführen. 
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Der  Fall  ist  g^eben  b«i  Renitenz  oder  tt&cblflasig«m  Verhalten 
eioes  Kantons  gegen  Bundesrecht  nnd  bezw.  bundeegericht liehe 
Urteile  und  gegen  Konkordatsrecht  (Art.  7).  —  Die  eidgenSssiecha 
Exekution  unterscheidet  sich  grundsStzlich  dadarch  von  der  eid- 
genCssischen  Intervention:  bei  der  £xekution  mischt  sich  die 
Bnudesgewalt  nicht  ein,  sondern  rerfUgt  innerhalb  ihres  Wirkungs- 
kreises; die  Intervention  dagegen  besteht  in  der  Einmischnng  in 
den  Wirkungskreis  einer  anderen,  der  kantonalen  Staats- 
gewalt. —  Die  eidgentfesische  Ezekntion  ist,  im  G^egenBat^  zor 
eidgenSsGischeu  Intervention,  durch  die  Bundesverfassung 
nicht  geordnet  und  nicht  einmal  vorgesehen.  Das 
Recht  dazu  aber  stutzt  sich  anf  Bund  es  Verfassung,  Art.  102, 
Ziff.  5,  lautend:  „Er  (der  Bnndeerat)  vollzieht  die  Bundesgesetze 
und  BundesbeschlUsse  usw.",  und  er  vollzieht  nicht  weniger  seine 
eigenen  Bescblttsse,  und  betr.  Konkordate  auf  Art  7,  bezw.  die 
Exekntivstellnng  des  Bundesrates  Überhaupt  (vgl.  oben  S.  152). 
Die  Art  und  Weise  sodann  der  Exekution  richtet  sich  nach 
allgemeinen  Grund stltzen. 

Beispiel  einer  eidgentteeischen  Exekution ;  der  Fall  Ender- 
lin  im  Tessin  v.  J.  18S4.  Der  Fall  war  der:  die  Tessiner 
Regierung  hatte  bei  Xationalratswahlen  dem  Gemeinderat  von 
Lugano  die  Ändernng  der  Wahlregister  unter  Androbang  von 
Buben  anbefohlen  und  dann  die  Eintreibung  der  Bufsen  durch 
Versteigerung  eines  dem  Gemeinderatsmitgltede  Enderlia  gehörigen 
Gmndsttickes  angeordnet,  trotzdem  der  Bundesrat  anf  Rekurs 
des  Gemeiuderates  die  Einstellung  der  Betreibung  verfllgt  hatte; 
darauf  schritt  der  Bundesrat  zur  Exekution  seiner  Verfügung  g^^n 
die  tessinische  Regierang.  Vgl.  v.  Salis  I,  Nr.  178,  also  ein 
Fall  eidgenössischer  Exekntion,  wKhrend  Nr.  5  3  desselben 
Bandes  die  eidgenössische  Intervention  imTessin  v.  J.  18S9/dO 
betrifft. 

C.  Die  Mittel  aber  der  eidgenössischen  Intervention  und 
der  eidgenossischen  Exekution  sind  die  gleichen ,  nämlich :  Ab- 
sendnng  eidgenössischer  Kommissare  und  Hilit&raufgebot. 

1,  Eidgenössische  Kommissare  sind  Abgeordnete  des 
Bundesrates  mit  au fserord entliehen  Vollmachten ,  immerhin  nur 
mit  so  viel  Kompetenz  aasge rtlstet ,  als  der  Bundesrat  selbst  in 
Sachen  besitzt.  Es  besteht  aber  kein  Unterschied  zwischen  eid- 
genössischen Kommissaren  und  sog.  „eidgenossischen  Dele- 
gierten",  sofern    letstere   wie   die    ersteren   zum  Zwecke  der 
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ZwangsaoBtlbung  und  mit  Zwangsgewalt  ansgei-UBtet  entBandt 
werden.  Ea  wurden  nKmlicb  vom  Bundesrat  gelegeutlicb  schon 
unter  dem  Namen  von  „eidgenCfesiBcheu  Delegierten"  Abgeordnete 
entsendet,  die  nicht  weniger  waren  als  eidgeuttssische  Kommissare. 
So  ist  es  ein  blofser  Unterschied  in  der  Bezeichnang,  wenn  Heer 
im  Ztlricher  Krawall  1871  und  Borel  bei  den  Wahlnn ruhen  im 
Tessin  1889  (v.  Salb  I,  Nr,  53,  siebe  oben)  als  „KommiHsare", 
Karrer  i.  J.  1884  (v.  8alis  I,  Nr.  178,  oben)  und  KUnzIi 
nach  der  Teasiaer  Eevolntion  v.  11.  IX.  1890  (v,  Salis  I,  Nr.  90,  a) 
als  „Delegierte"  vom  Bundesrat  entsendet  wurden.  —  Hingegen 
gibt  es  allerdings  „ Delegierte",  die  blofs  zur  Feststellung 
von  Tatbestfinden  betr.  den  Fall  einer  eidgenössischen  Inter- 
vention oder  Exekution,  nicht  zum  Zwecke  des  Zwanges  and 
ohne  Zwangsgewalt,  entsandt  werden,  wie  Professor  Schneider 
in  ZUricb  nach  den  Wahlnnmben  im  Tessin  im  M&rz  1889  (vgl. 
V.  Salis  I,  S,  125).  Von  solchen  Delegierten  des  Bundesrates 
zur  Feststellung  von  Tatsachen  sind  wieder  zu  unterscheiden 
KomroisBionen  einer  Kammer  der  Bnndesversammlung  mit 
dieser  Aufgabe,  nach  Art  derjenigen,  die  ebenfalls  im  Tessin  im 
Jahr  1882  eine  Untersuchnng  der  dortigen  National rats wählen 
vornahm  (Referent  Stössei;  vgl.  v.  Salis  I,  S.  263). 

Die  eidgenössischen  Kommissare  sind  in  der  Bnndesgesetz- 
gebung  vorgesehen;  vgl.  Bundosgesetz  tlber  das  Bandes- 
strafrecht der  schweizerischen  Eidgenossenschaft, 
».  4.  n.  1853,  Art.  63,  Abs.  2  (B.6.  S/421):  „Unter  den  Bnndes- 
beamten,  auf  welche  diese  Bestimmungen  anzuwenden  sind,  werden 
inbegriffen :  der  Bundesrat  nad  dessen  Mitglieder,  die  eidgenössischen 
Eeprlisen tauten  und  Kommissarien  und  die  Militarpersonen, 
welche  im  Dienst  der  eidgenössischen  Militärverwaltung  stehen." 

2.  Militftraufgebot  Nicht  nur  bei  eidgenössischer 
Intervention  darf  der  Bundesrat  über  die  Armee  verfügen;  er 
hat  irele  Hand,  sieb  ihrer  aucb  zur  Zwangsvollstreckung  zu  be- 
dienen —  um  so  mehr,  als  er  keine  eidgenössische  Polizei  zur 
VerfBgnng  hat  —  und  er  darf  die  Armee  ins  Feld  stellen  nicht 
nur  znr  unmittelbaren  Aktion,  sondern  ebenso,  um  eventuell 
zu  einer  solchen  sofort  schreiten  zu  können  (Vogt,  1.  c).  —  Der 
Fall  des  Hilit&raufgebotes  bei  eidgenössischer  Intervention  ist  die 
sog.  bewaffnete  eidgenössische  Intervention.  Dazn 
gehört  nicht  blols  eine  eidgenössische  Truppenaufstellung  oder 
Disloeierung  eidgenössischer  Truppen  an  den  bedrohten  Ort  (vgl. 
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B.B.  1893,  m,  694),  sondern  die  eidgentissiscbe  Eiamiscbun^  mit 
Hilfe  des  Militttra  in  din  knntonale  Staatsgewalt  bezw.  die  Er- 
BetzuDg  dieser  in  der  betr.  Beziebnng  durcb  eidgenlssiscbe  Miliülr- 

II.   Die  Bestimmangeii  des  Artikels  16  Im  einzelnen. 

A.  Das  VerfaültiiiB  der  rler  AbsXtze  zueinander. 

Abs.  1  und  2  betreffen  das  Recbt  nnd  die  Pflicht  des  Ein- 
schreitens, und  zwar:  Abs.  1  fitr  den  Kegeltall,  ohne  besondere 
YoraasBetznng ;  Abs.  2  dagegen  ftlr  den  Ausnahmefall,  dats  die 
Kantonsregierung  anfserstande  sei,  Hilfe  anzosprechen,  oder  dafs 
die  Sicherheit  der  Schweiz  in  Gefahr  stehe. 

Abs.  3  enthält  eine  spezielle  Vorschrift  betr.  die  Art  und 
Weise  der  Ausübung  des  Rechtes  der  Intervention  ftlr  die 
BundesbebOrde. 

Abs.  4  endlich  betrifft  die  Folge  der  Ausübung  des  Ge- 
waltsrechtes, und  zwar  die  Kostenfolge. 

B.  Abs.  I  speziell  steht  in  zweifacher  Beziehung  im  Oegen- 
satn  zn  entsprechenden  Bestimmungen  des  Bandesvertrages  von 
1815,  Art.  4. 

Nach  Art.  4  des  Bundesvertrages  sollte  die  Regierung 
nur  in  dem  Falle  zur  Hilfe  mahnen,  wenn  in  einem  Kanton  Un- 
'  ruhen  ausbrechen,  also  bei  gestörter  Ordnung  im  Innern  eines 
Kantons  —  und  sollten  andere  Kantone  zur  Hilfe  gemahnt 
werden;  es  sollte  allerdings  der  Vorort  vom  Falle  sogleich  be- 
nachrichtigt werden,  einschreiten  aber  sollte  der  Bund,  die  Tag- 
setzung, nur  bei  fortdauernder  Gefahr  nnd  auf  Ansuchen  der 
betr.  Kantonsregierung. 

Gans  anders  seit  der  Bundesverfassung,  nach  Art.  16. 
Die  GrDnde  der  Änderung  der  Bestimmung  sind  zum  Teil  die 
seitherigen  Erfahrungen  (FreiscbarenzUge)  und  zum  anderen  Teil 
der  engere  Zusammenschlafs  der  Kantone  zum  Bundesstaat.  Uer 
Inhalt  der  Änderung  aber  ist  folgender. 

1.  Einmal  betr.  den  Fall  der  Intervention,  a.  Uer  erste  nnd 
Hauptfall  ist  gestOrte  Ordnung  im  Innern,  Darunter  sind 
wieder  stwei  verschiedene  Fälle  zn  verstehen:  die  StArung  der 
Staatsgewalt  selbst,  der  Begierung,  um  sie  zu  beseitigen,  und  die 
Störung  ihrer  ordnangsgernftTsen,  gesetzmafsigen  Ausübung.  Die 
erstere  StSmng  ist  eine  absolute  OrdntuigsstOmng  im  Sinne  von 
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Art.  16;  Me  ander«  dagegen  ist  nur  rflativ  eine  solche  Ordnuogs- 
gtSruDg,  dann  nämlich,  wenn  die  ordentlichen  Mittel  ftlr  Hsndliabung 
der  Ordnung  nicht  ausreichen,  die  Störung  zu  beseitigen.  —  b.  Es 
8oII  aber  eingeschritten  bezw.  um  Hilfe  gemahnt  Verden  nicht  nur 
bei  gestörter  Ordnung  im  Innern,  sondern  auch,  „wenn  von  einem 
anderen  Kantone  Gefahr  droht".  Das  mit  Rücksicht  anf  die 
seitherigen  FreischareuzUge  von  1844/45,  durch  die  aus  den 
liberalen  Nachbarkantoaen  in  den  Kanton  Luzem  eingebrocheu 
wnrde,  um  die  Vertreibung  der  dortigen  Jesuiten  zn  bewirken. 
Und  ans  diesem  Anlafs  der  neuen  Bestimmung  geht  auch  hervor, 
dafs  mit  dieser  nicht  nur  der  Fall  gemeint  ist,  wo  von  einem 
anderen  Kanton  als  solchem  Gefahr  droht,  wo  also  ein  Kanton 
selbst  den  anderen  zu  überziehen  droht ,  sondern  auch  nnd  vor 
allem,  wo  aas  einem  anderen  Kanton,  durch  private  Znsammen- 
rottungeu,  Gefabr  droht. 

2.  Sodann  die  um  Hilfe  anzugehende  bezw.  znm  Einschreiten 
verpflichtete  Macht.  Es  ist  nicht  mehr  wie  laut  dem  Bundes- 
vertrag von  1815  in  erster  Linie  ein  anderer  Kanton,  sondern 
der  Bund.  Der  Bund  ist  in  erster  Linie  vorgesehen,  aus  zwei 
Grtlnden :  a.  Weil  der  Bund  im  Bundesstaat  den  Kautonen  uSber 
steht  als  die  Mitkantone:  er  bildet  einen  Staat  wie  die  Kantone, 
steht  aber  nicht  blofs  neben  ihnen,  sondern  er  besteht  aus  ihnen 
selbst  bezw.  aus  ihrer  Vereinigung,  b.  Weit  beim  Einschreiten 
nun  anch  die  Volksrechte  zn  wahren  sind  (Abs.  3),  zn  deren 
Htlter  er  so  gut  berufen  ist  wie  als  Htlter  der  Rechte  der 
Regierungen  (Art.  5),  wahrend  die  Begiernngen  der  Mit- 
kantone hergebrachtermafsen ,  laut  dem  frttheren  Bnndesvertrag 
und  im  Geiste  des  Stauzer  Vorkommnisses ,  nur  die  Rechte  der 
Regierungen  zn  schützen  gewohnt  sind.  —  Und  zwar  ist  der 
Bund  vorgesehen  nicht  blob,  damit  ihm  Kenntnis  von  dem  Falle 
gegeben  werde,  sondern  zn  dem  ausdrücklichen  Zwecke,  damit  er 
einschreite.  Der  Bund  ist  also  dann  jedenfalls  zum  Einschreiten 
berechtigt,  wenn  ihm  Kenntnis  gegeben  wird,  nnd  weil  ihm  in 
jedem  Fall  gestörter  Ordnung  im  Innern  oder  von  einem  anderen 
Kanton  drohender  Gefahr  Kenntnis  zu  geben  ist,  ist  er  auch  in 
jedem  Falle  dieser  Art  dazu  berechtigt,  anch  wenn  ihm  keine 
Kenntnis  vom  Fall  gegeben  worden  bezw.  sein  Ein- 
schreiten nicht  verlangt  worden  ist.  —  Speslell  ist  es 
der  Bundesrat,  der  einschreitet,  sei  ea,  dafs  er  selbst  die  erforder- 
liehen MaTsregeln   trifft  oder  die  Bundesversaromlung  einberuft. 
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Die  zweite  Alternative  ist  vorgeseben  ftlr  deii  Fall,  daTs  die  er- 
forderlichen Maraaahmen  die  Kompetenz  des  Bundesrates  Ober- 
steigen. 

Nnr  in  dringenden  FSllen  kOnnen  andere  Kantone,  immer- 
hin unter  Anzeige  des  Falles  an  den  Band,  zur  Hilfe  gemahnt 
werden,  und  sind  diese  dann  auch  zur  Hilfeleistnng  verpflichtet  — 
im  Gegensatz  zum  Falle  dos  Art.  15,  bei  Gefahr  vom  Auslände 
her,  wo  die  Hilfe  anderer  Kantone  ordentlicherweise  in  erster 
Linie  steht.  Und  diese  Zurückstellung  der  Hilfe  von  Hitkantonen 
bei  fiuhesttlrungen  im  Inneru  der  Schweiz  ist  absichtlich  erfolgt, 
spexiell  mit  Kflcksicht  auf  die  parteiische  Stellung,  welche  die 
Kegierungen  der  Uitkantiine  bei  Störungen  im  Innern  eines 
Kantone  zugunsten  der  bedrohten  Kollegin  und  znm  Nachteil  des 
Volkes  einnehmen  könnten. 

C.  Abs.  2.  Derselbe  betrifft  zwei  Ausnahmeftlle: 
1,  den  Fall,  wo  die  Kantonsregierung  aofserstande  ist,  Hilfe  an- 
stusprechen ,  uad  2.  den  Fall,  wo  durch  die  Unrnhen  die  Sicher- 
heit der  Schweiz  gefährdet  wird.  —  Diese  Fälle  haben  aber  nicbt 
unbedingt  auch  ein  ausnahmsweises  Recht  des  Eiusch reit ens  znr 
Folge.  Zwar  ist  im  2.  Fall  die  kompetente  Bandesbehörde  znm 
Einschreiten  verpflichtet,  während  sie  sonst  ohne  weiteres  dasn 
nicht  verpflichtet  ist,  vorbehaltlich  immerhin  Art.  102,  Ziff.  10 
(der  allgemeinen  Pflicht  des  Bundesrates,  für  die  innere  Sicher- 
heit der  Eidgeuossenschaft,  für  Handhabung  von  Ruhe  und  Ord- 
nung zu  sorgen).  —  Aber  im  1.  Fall  bedeutet  die  Bestimmung 
nicht,  dafs  die  BundesbehOrde  nnr  in  diesem  Falle  berechtigt  sei, 
einzuschreiten,  sondern  dals  sie  auch  in  diesem  Falle  dazu  be- 
rechtigt sei.  Es  ist  also  daraus  keineswegs  zn  schliefsen,  dafs  sie 
Boast,  d.  h.  solange  die  Regierung  des  bedrohten  Kantons  znm 
Hilfegesucb  oder  zur  Anzeige  fUhig  ist,  ohne  deren  Hilfegesuch 
oder  Anzeige  nicht  einschreiten  künne  (Blumer-Uorel  I,  S.  235). 
Es  soll  dem  Bundesrat  ja  nach  Abs.  1  in  jedem  Fall  Anzeige  ge- 
macht werden,  damit  er  einschreiten  kann;  also  kann  er  auch 
in  jedem  Fall  einschreiten  (vgl.  oben  B,  2)  —  auch  in  einem 
Fall,  wo  ihm  Anzeige  gemacht  werden  könnte,  aber  nicht  gemacht 
wird,  sei  es,  weil  man  sein  Einschreiten  nicht  will  oder  die  Pflicht 
der  Anzeige  sonst  vernachlässigt.  Es  will  durch  die  Bestimmung 
nur  der  Fall  gedeckt  werden,  wo  die  Regierung  die  in  Abs.  1 
statuierte  Anzeigepflicht  nicbt  erfüllen  kann :    auch  in  diesem  Fall 
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soll  sie  dämm  nicht  schutzloB  bleiben;  das  ist  der  Sinn  dieser 
Ansnahmebestimmnng. 

D.  Abs.  3.  Lant  demselben  werden  die  Bundesbehitrden 
bei  AnsUbnng  der  Intervention  auf  Art.  5,  den  G&rantieartikel, 
verwiesen.  £»  ist  damit  speziell  die  Crarantie  gemeint,  welche 
der  Bund  zugunsten  der  Freiheit  und  der  Rechte  des  Volkes  und 
der  Bürger  neben  den  Rechten  der  Regierangen  Obemommen  hat; 
jene  sollen  diesen  nicht  bintangesetzt  werden.  Die  Bestimmung 
faftt  also  den  Fall  im  Auge,  wo  den  Rechten  der  Regierung  die 
Rechte  des  Volkes  nnd  der  Bürger  gegenU bersteben  —  den  Fall 
von  VolksanfstKnden  in  einem  Kauton,  der  sog.  Putsche;  iu 
diesem  Fall  soll  sich  der  neue  Bund  nicht,  wie  der  alte  laut 
Stanaer  Verkommnis  und  Bundesvertrag,  ohne  weiteres  auf  Seite 
der  bedrohten  Regierung  stellen,  sondern  unter  Umstanden  auf 
die  des  Volkes,  wenn  eine  Vergewaltigung  von  dessen  Rechten 
durch  die  Regiernng  den  Aufstand  veranlafet  bat. 

Aach  Art.  112,  betr.  das  Bnndesgericbt  als  Strafgerichts - 
bof,  beeiebt  sieb  in  Ziff.  8  auf  den  Fall  einer  bewaffneten  eid- 
genössischen Intervention  und  iu  der  gleichen  Absiebt.  NKmlicb : 
„Über  politische  Verbrechen  und  Vergeben,  die  Ursache 
oder  Folge  derjenigen  Unruhen  sind,  dnrch  welche  eine  bewaffnete 
eidgenössische  Intervention  veranlatst  wird,"  arteilt  das  Buudes- 
gericbt  (betr.  deu  Begriff  einer  bewaffneten  eidgenOssieclien  Inter- 
vention in  diesem,  strafrechtlichem  Sinn  vgl.  B.E.  V,  483/484, 
der  tlbereinstimmt  mit  dem  oben  I,  C,  2,  aufgestellten  Begriffe 
im  Btaaterecbtlicbeu  Sinn).  Und  die  gleiche  Absiebt  wie  Art.  16, 
Ziff.  3  bat  diese  Bestimmnng  insofern,  als  sie  den  Angeschuldigten 
einen  unbefangenen  Richter  sichert,  sie  speziell  davor  schützt, 
von  Behörden,  gegen  die  sich  der  Aufstand  richtete,  oder  von  durch 
diese  beeinflufsten ,  also  gegen  sie  eingenommenen  Behörden  ab- 
geurteilt zu  werden.  In  diesem  Sinn  ist  auch  der  unter  Art.  112, 
Ziff.  8,  fallende  Tatbestand  nXber  festgesetzt  durch  das  Bund  es - 
gesetz  über  das  Bundesstrafrecht  der  schweize- 
rischen Eidgenossenschaft,  v.  4.  U.  1853,  Art.  52  (B.G. 
8/419).  Diese  Bestimmungen,  also  nicht  blofs  diejenige  des  Ge- 
setzes, sondern  auch  diejenige  der  Bundesverfassung  selbst,  er- 
scheinen aber  insofern  zu  eng,  als  die  gleiche  Gefahr  eines  par- 
teiischen Richters  nicht  nur  in  dem  Falle  von  Unruhen,  in  welchem 
eine  bewaffnete  eidgenössische  Intervention  nötig  wird ,  eintreten 
kann,  sondern  auch  sonst  in  parteipolitischen  StreithSndeln  inner- 
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halb  eines  KuitoDH,  wie  der  Stabio-Fall  (vgl.  nnten  III,  3)  gezeigt 
hat  (vgl.  die  Eevisinuevereuche  betr.  diese  BeetimmuDgen  in  den 
Jahren:  1867:  6.B.  1867  I  889  n.  II  73d— 743,  a.  1882, 
infolg«  des  Stabio-Frozeeees :    v.  Salis  I  Nr.  42  u.  43). 

E.  Abs.  4,  Schlulaabaatz :  betrifft  die  Kostenfolge,  und  zwar 
im  Fall  einer  eidgenttssiechen  Intervention.  Die  Frage  der 
Kosten  fllr  Hilfeleistung  durch  andere  Kantone  ist,  abgesehen 
davon,  dals  der  Fall  nicht  oder  selten  eintreten  wird,  Sache  der 
beteiligten  Kantone  selbst  und  im  Streitfall  Gegenstand  eines 
staatsrechtlichen  Rekurses  nach  Bundesverfassung  Art.  113,  Zifr.2. — 
Die  Kostenfolge  bei  einer  eidgenössischen  Intervention  trifft  nach 
Abs.  4  in  der  Regel  den  mahnenden  oder  die  eidgenossische 
Intervention  veranlassenden  Kanton,  wie  sie  auch  in  der  Regel 
im  Interesse  des  Kantons  erfolgt ;  ausnahmsweise,  „wegen  besonderer 
Umstände" ,  kann  die  Bnndesversammlnng  etwas  anderes  be- 
scbliersen,  d.  h.  die  Kosten  auf  die  Bandeskasse  Übernehmen  — 
auch  wobl,  im  Falle  des  Angriffes  eines  Kantons  durch  einen 
anderen  oder  von  einem  anderen  ans ,  diesem  anderen  Kanton 
auferlegen. 

in.  Die  FftUe 

von  Unruhen  im  Sinne  von  Art.  16,  mit  und  ohne  eidgenössische 
Intervention,  aber  von  eidgenössischem  Aufsehen.  Es  sind  alles 
Fülle  von  OrdnungsstOrnngen  im  Innern  eines  Kautons, 
anlser  zwei  vereinzelten  Fällen  der  alten  Zeit  und  den  Freischaren- 
zQgen  V.  1844/45. 

Betr.  die  eidgenössischen  Interventionen  in  alter  Zeit,  vor 
1798,  vgl.  mein  Bundesstaatsrecht,  S.  107. 

I>ie  Fälle  der  neuesten  Zeit  bis  1848  sind  schwer  sn 
registrieren.  Die  hauptsächlichsten  derselben  sind  nicht  Unruhen 
einzelner  bestimmter  Kantone,  sondern  mehr  oder  weniger  der 
ganzen  Schweiz,  die  eben,  seit  sie  durch  die  helvetische  Revo- 
lution von  1798  BU%estilrt  worden  war,  das  folgende  halbe  Jahr- 
hundert gar  nicht  mehr  bleibend  zur  Ruhe  kam  bis  zur  OrUndung 
des  Bundesstaates  von  1848.  der  erst  der  Eidgenossenschaft  Festig- 
keit und  Stetigkeit  gab  und  daher  um  so  notwendiger  erschien. 
Die  drei  grOfsteu,  die  ganze  Schweiz  bew^euden  Trabel 
waren  die  helvetische  Revolution,  dann  die  reaktionären  Um- 
wälzungen zwischen  1813-1815  und  endlich  der  Sonderbuuds- 
krieg    von    1847.    —   Als    Unruhen    einzelner   bestimmten 
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Kantone  lassen  aich  nnr  bezeichnen:  1.  die  kantonalen  Ver- 
faaBangsreTolationen  anfange  der  1830er  Jahre,  durch 
welclie  die  Bestaaratiousregiemngen  von  1814/15  gestürzt  vorden. 
Von  diesen  Revolntionen,  in  12  Kantonen  (vgl.  oben  S.  9),  gaben 
nar  die  von  Schnyz  und  Basel  zur  eidgenOasiacheD  Intervention 
AnlaCs.  2.  Die  Unrnhen  Ende  der  30er  nnd  anfangs 
der  40er  Jahre,  wieder  dnrch  reaktion&re  Strömungen  ver- 
anlagt, 80  1839  in  den  Kantonen  Zürich  („Straulsenhandel", 
Bemfhng  von  D.  F.  Stranfa  als  Theologieprofessor)  und  Tessin, 
1341  im  Aargau  (mit  Hilfe  eines  Znzugs  des  Kantons  Bern, 
ohne  Dazwischenknnft  der  BnndesbehSrde ,  bew&ltigt),  1842  und 
wieder  1846  in  Genf,  1844  in  Wallis,  1845  inWaadt  und 
1844/45  die  Freischareuzflge  nach  Lnseru,  die  das  Vorspiel 
zum  Sonderbnndflkriege  bildeten,  dem  Kriege  gegen  den  Sonder- 
bnnd,  dnrch  dessen  Niederwerfung  der  Bundesstaat  ermöglicht  und 
damit  den  kantonalen  Unruhen  als  ständigen  Erscheinungen  ein 
Ende  gemacht  wurde. 

Die  Fftlle  seit  18  48,  die  nnr  noch  vereinzelt  nnd  ohne 
—  weder  zeitlichen  noch  Ortlichen  —  Zusammenhang  miteinander 
auftraten,  sind  folgende. 

1.  Die  Wahlunrnhen  in  Genf,  22.  Vin.  1864,  anUfBlich 
des  Versuches,  den  Genfer  Staatsmann  James  Fazy  wieder  ans 
Ruder  zu  bringen;  eidgenössische  Besetzung  Genfs  vom  23.  VIII. 
1864  his  15.  I.  1865  (vgl.  B.B  1864,  II,  740),  Kostenerlab  (B.O. 
8'851). 

2.  Der  sog.  Züricher  Ton  hallekrawall  v.  9.— 12.  III. 
1871,  aus  AnlaTs  des  deutschen  Siegesfestes  in  Ztirich  während 
der  Intemiemng  franzäeischer  Tmppen  in  der  Schweiz;  bewaffnete 
eidgenfissiscbe  Intervention,  ohne  Kostenerlafs  (B.B.  1872,  III,  823 
u.  1873,  I,  204). 

3.  DerStabiohandel  v.  22.  X.  1876,  ein  blutiges  Bencontre 
zwischen  Liberalen  nnd  Konservativen  am  liberalen  Schützenfest 
jenes  Tages  in  Stahio,  Kanton  Teesin,  der  zum  famosen  Stahio- 
prozefs  führte  (vgl.  Scartazzini,  Der  StabioprozeCs ;  femer  der  Nene 
Pitaval  n.  F.  XVI,  nnd  Atti  del  processo  di  Stabio,  1880).  Der 
letztere  seinerseits  veranlalste  die  erneuerte  Prüfung  der  Frage, 
ob  nicht  auch  andere  zur  Zeit  politischer  Aufregung  begangene 
Verbrechen  nnd  Vergehen  in  den  Kantonen,  als  nur  solche,  die 
im  Znsammenhang    mit    einer    bewa^eten    eidgenössischen  Inter- 
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vention  stehen,  zur  Sicheraog  nnparteü scher  Rechtaprechong  dem 
BnndeBgericht  zd  Übertrafen  seien  {vgl.  oben  207). 

4/5.  Die  Tesainer  Wahlnuruhen  v.  3.  IH.  1889  a. 
die  Teseiner  Revolution  v.  11.  IX.  1890.  Die  ersteren 
bracbeu  aus  anlafslicb  der  ErnenernngswaUlen  in  den  Grofsea 
Rat;  bewaffnete  eidgenössische  In tervention  mit  einem  eidgenSssi- 
Bchen  Kommissär  und  einem  besonderen  Delegierten  (Schneider) 
ftlr  die  Untersuchung  der  Wahtrekurse  (vgl.  oben  9.  203).  — 
Durch  die  Revolution ,  ein  „Futsch"  der  tessinischen  liberalen 
Oppositionspartei,  wurde  die  dortige  nitramontaue  Regierung  ge- 
etUi'xt;  erneuerte  bewafibete  eidgenössische  Intervention,  die  zu 
einer  neuen  Verfassung  führte,  zwecku  Pazifikation  des  Kantons.  — 
Betr.  beide  Fälle  vgl.  v.  Salis  1,  Nr.  53  (das  Haster  eines  kou- 
fiiaen  Sammelsuriums  von  Aktenauawbnitten ;  dazu  danu  uocb  ein 
Ausschnitt  in  II,  Nr.  834)  ^  femer  B.B.  1690.  V,  309  u.  91  in 
627,  betr.  epesiell  die  Revolution.  —  Die  Kosten  fttr  beide  FKlIe 
der  eidgenOssiflchen  Intervention  (von  zosammen  453  304  Fr.) 
sind  dem  Kauton  Tessin  erlassen  worden  (vgl.  B.B.  1891,  V,  785 
u.  B.a.  Xra,  445). 

6.  Der  Autsersihler  Krawall  v.  25.— 29.  VH.  1896: 
Ausbruch  der  Volkswnt  in  Anfsersibl,  einer  Arbeitervorstadt  von 
Zürich,  gegen  die  dortige  Italienerscbaft,  provoziert  durch  eine 
der  vielen  Messera^reu  der  berOchtigten  italienischen  Art  Vgl. 
ZHrch.  Amtsblatt  1896,  Text,  S.  681  und  870.  Der  Schadens- 
ersatz fUr  die  betroffenen  Italiener  wurde  vom  italienischen  Kon- 
sulat in  Zürich  dreist  reklamiert  und  vou  der  ZUrcher  Regierung 
auf  Weisung  des  Bundesrates  ohne  Widerrede  bezahlt;  es  hat 
nichts  davon  verlautet,  dafs  der  Aulafs  benutzt  worden  wttre,  mit 
der  italienischen  Regierung  einmal  ein  ernstes  Wort  sn  reden 
wegen  der  dnrch  ihre  elende  innere  Wirtachaft  erzeugten 
Italien  erplage  in  der  Schweiz  und  anderwärts,  die  den  ganzen 
Schaden  verschuldet  und  ihn  schon  tausendfach  verdient  hat. 

7.  Oenfernnruhen  v.  Oktober  1902  infolge  ausgebrochenen 
Streiks  der  dortigen  Tramangestellten ;    vgl.  B.B.  1902,  IV,  641. 

Im  ganzen  also  seit  1848:  7  Fälle  von  ernstlichen,  zu  eid- 
genSssischem  Aufsehen  mahnenden  Rnhesttirungen,  von  denen  auch 
1,  2  und  4/5  zu  bewafi'neter  eidgenössischer  Intervention  lehrten. 
Alle  7  Fälle  betreffen  die  Ordnung  im  Innern  eines  Kantons; 
davon  ist  nur  Nr.  5  ein  gegen  die  Regierung  gerichteter  Aufstand. 
Es  sind  also  im  Vergleich  zur  Zeit  vor  1848  wenige  Fälle,  und 


Erster  Abschnitt:  Allgemeioe  Bestimmnugen,  Art.  17.  2H 

dazu  die  wenigeteD  politisch ;  aber  aucb  an  dieser  Zahl  ist  es  zu 
viel:  sie  gereichen  der  Republik  KUr  Unehre  und  sollten  sidt 
ganz  vermeiden  lassen,  am  so  mehr,  als  die  Schuld  davon  tücht 
immer  an  denjenigen  liegt,  von  denen  sie  ausgehen  —  —  — . 

Artikel  17. 

In  den  dnroh  die  Ijrtlkel  16  und  16  bezeichneten  FUlen  Ist  Jeder 
Kanton  Terpfllchtet,  den  Tmppen  freien  Dnrclung  zu  gestatten. 
Diese  sind  sofort  unter  eid^nßssische  Leltoi^  zn  steUen. 

Die  beiden  Bestimmungen  richten  sich  gegen  die  Wieder- 
holung geschichtlicher  Fälle,  die  unter  dem  Bnudesvertrag 
von  1815  vorgekommen  waren.  —  Im  Jahr  1844  auläTslich  der 
reaktionären  Gegenrevolution  im  Wallis  hatten  Bern  und  Waadt 
den  vom  eidgenössischen  Vorort  Luzern  zum  Zwecke  eidgenttssi- 
scher  Intervention  angebotenen  Truppen  den  Durchmarsch  ver- 
weigert ;  daher  die  erste  Bestimmung  des  Artikels.  —  Im  Jahr 
1841,  als  Bern  dem  Kanton  Aargan  zur  Unterdrückung  des  re- 
aktionären Aufruhrs  im  Freiamt  xa  Hilfe  gezogen  war,  waren 
die  bemischen  mit  den  aargauischen  Truppen  unter  aargauisches 
Kommando  gestellt  worden,  statt,  wie  der  Vorort  Zürich  nachher 
prätendierte,  unter  eidgenOesisches  Kommando  gestellt  zu  werden ; 
daher  die  zweite  Bestimmung  des  Artikels. 

Die  beiden  Bestimmungen  sind  aber  heute  unpraktisch  und 
waren  es  schon  von  Anfang  mit  Aufrichtung  des  Bundesstaates 
bezw.  mit  der  infolgedessen  angenommenen  Fassung  des  vorigen 
Artikels.  Nämlich:  der  Banptfall  der  Ordnungsstflrang  ist  der 
im  Innern  der  Schweiz  selbst,  und  fUr  diesen  Fall  ist  in  erster 
Linie  eidgenttssiscbe  Intervention  vorgesehen;  bei  eidgenossischer 
Intervention  aber  versteht  sich  beides,  was  Art.  17  festsetzt, 
das  Becht  des  freien  Durchzuges  der  Trappen  durch  andere  Kan- 
tone und  die  eidgenossische  Leitung  derselben,  von  selbst.  Auch 
hatte  wohl  kein  Kanton  mehr,  wie  es  1844  geschah,  eich  tat- 
sächlich dem  Durchzug  von  durch  den  Bund  aufgebotenen  Truppen 
zu  widersetzen  gewagt  Die  FSlIe  aber,  wo  andere  Kantone  bej 
Gefahr  von  aufsen  oder  im  Innern  einem  Kanton  zu  Silfe  zOgen, 
bevor  der  Bund  selbst  einschritte,  sind  tatsächlich  (im  Falte  des 
Art  15;  hier  sind  sie  rechtlich  keine  Ausnahmefälle,  aber  tat- 
sächlich) nnd  auch  rechtlich  (im  Falle  des  Art.  16)  so  sehr  Ans- 
nahmefUlle,  dafs  die  Bestimmungen  des  Art.  17  auch  in  dieser 
Beziehung  gegenstandslos  erscheinen. 
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Betr.  Übrigens  speziell  die  zweite  fiestimmuiig  von  Art.  17, 
Bo  vUrde  der  Fall  der  Unterstetlnng  von  Trappen  eines  anderen 
Kantons,  die  zur  Hilfeleistang  dem  bedrängten  Kanton  zngeschickt 
wurden,  unter  eidgenossischer  Leitung  m i t  dem  Fall  der  eid- 
genössischen Intervention  znsammenf allen.  Wenn 
der  Bund  die  Leitung  kantonaler  Truppen  Übernimmt,  so  fuhrt 
er  diese  nicht  im  Namen  des  Kantons,  sondern  in  eigenem  Namen, 
und  wenn  er  sie  in  seinem  Namen  fUbrt,  so  Übernimmt  er  damit 
an  Stelle  des  anderen  Kantons  die  Aufgabe  der  Wiederherstellung 
der  Ordnung  bezw.  der  Abwendung  der  Oef&hr  im  oder  vom  be- 
drängten Kanton,  und  das  ist  eidgenössische  Intervention;  vgl. 
oben  zu  Art.  16. 

jLrtlKel  18. 

Jeder  Scfawelier  Ist  wehrpflichtig'. 

Wehrm&nner,  welche  infolge  des  eidgenSsslscheit  Hlllt&rdlenstes 
Ihr  Leben  verlieren  oder  dauernden  Schaden  an  Ihrer  Gesnndhett 
erleiden,  haben  fSr  sich  oder  Ihre  Familien  Im  Falle  des  BedBrf- 
nlsses  Anspruch  auf  üutersttttzung  des  Bundea. 

Die  Wehna&nner  sollen  Ihre  erste  Ansrüstnug,  Bekleidung  und 
Bewafltaug  unentgeltlich  erhalten.  Die  Waffe  bleibt  unter  des 
durch  die  BundesgesetEgebung  auhnstellenden  Bedingungen  In  den 
H&nden  des  Wehrmanns. 

Der  Bund  wird  Aber  den  MUlt&rpfliohteraatc  einheitliche  Be* 
Stimmungen  aufstellen. 

Literatur:  Feifs.,  Das  Wehrweseu  der  Schweis,  1880; 
Dr.  A.  Hirzel,  Ansbildung  des  scbweizeriBchen  HilitBrweeens  nnter 
den  BnndeaverfiLseungen  von  1846  und  1874;  A.  Weber,  Die  erste 
eidgenÖMische  WehrverfasBung,  1902;  U.  Wille,  Skiize  einer  Wehr- 
verfaBinDg  der  schweiseri scheu  Eidgenoseeneohaft,  1899^  Die  Reviuon 
der  UilitftTorganisation  im  Lichte  der  Landesverteidigung  (anonym)  1904; 
Leo  Weber,  Ist  die  Übernahme  der  gesamten  Hilitirverwaltnng  dnrch 
den  Bund  lulftssig?  (Zeitschr.  des  liem.  Juristenvereius  XXV,  1),  — 
Betr.  MiLi tftrpflicbtersatz :  Bourgeois,  La  loi  fäd^rale  sur  la  taxe 
d'exemption  du  Service  mititure  1890;  Brodtbeck,  im  Schweiz. 
-Centialbl.  f-  Staats-  n.  Oemeindeverwaltung  II,  83  u.  Zeitschr.  f.  schwell. 
Recht,  n.  F.,  XXI,  418.  —  Betr.  Militärstrafrechtspflege :  Hiltj, 
Zwei  Berichte  an  das  eidg.  HiliULrdep.  1878  u.  188S;  StooTs,  in  Zeit- 
Bchrift  f.  Schweiz.  Strafrecht  I.  261,  V,  385  u.  VII,  390;  Oretener, 
Zum  Entwurf  eines  Mititürstrafgesetzbuchs  t.  die  Schweiz.  Eidgenossen- 
schaft 1886. 

Einleitung.  Damit  beginnen  die  Bestimmungen  von  den 
Aufgaben    des    Bnndes    nnd    den    Volks  rechten,    im 
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Gegensatz  zu  den  bieherigen  Beatimmangeii  betr.  Konstitnierang 
und  FormiöruDg  des  BundeBBtaates  uad  betr.  das  VerhKltnis  voa 
Band  und  Kantonen  (Tgl.  oben  8.  76).  Und  zwar  folgt  znnScbet 
daa  Uilitarvesen  in  den  Art.  18—22.  Das  VerhaltniB  der 
fbnf  MilitKrartikel  zneinaader  ist  folgendeg; 

Art.  18  beetimmt  in  der  Hauptsacke  die  Grandlage  des 
echTeizeriscben  Webnresens  und  als  solche  das  Milizsyatem  (Ans- 
bebong  kraft  allgemeiner  Wehrpflicht),  im  Oegenaatz  zum  Söldner- 
System  (System  der  Anwerbaug).  Die  folgenden  Artikel  ordnen 
das  Verhältnis  zviachenBn&d  and  Kantonen  in  Sachen 
des  Militärweaeus,  and  zwar: 

Art.  19:  betr.  Bestand  nnd  Znsamme nsetzung  des  Bnndes- 
heeres  nnd  betr.  das  Verf^gungsrecht  über  dasselbe  (Kecht  des 
Aufgebotes). 

Art.  2  0:  betr.  das  Recht  der  G^esetzgebnng  Über  das  Heer- 
wesen, als  auBScblieblicben  Recht  des  Bundes,  und  betr.  das  Recht 
der  Verwaltung  des  Heerwesens  unter  Verteilung  desselben 
zwischen  Bund  und  Kantonen. 

Art.  21  enthält  eine  spezielle  Malsgabe  für  die  Zusamraen- 
sebning  der  Truppen  zugunsten  der  kantonalen  Zusammen- 
gebttrigkeit  nnd  Selbstfindigkeit. 

Art.  2  2  enthalt  andererseits  eine  besondere  Befugnis  in  der 
Verwaltung  zugunsten  des  Bundes,  betr.  nämlich  die  Uilitfir- 
anstalten  (Wafienpixtze  und  GebHude), 

Der  Art.  18  fttr  sich. 

I.   Absatz  1. 

Verhältnis  zu  den  folgenden  AbsHtzen.  Abs.  1  enthält  eine 
Pflicht  des  SchweizerbUrgers,  die  Wehrpf]  icht;  im  Gegensatz 
daza  enthalte»  Abs.  2  nnd  3  Pflichten  des  Staates  gegen- 
über dem  Schweizerbtlrger  besw.  Rechte  dieses  an  den 
Staat.  Abs.  4  dagegen  enthalt  wieder  eine  Pflicht  des  Bürgers 
oder  setzt  vielmehr  eine  solche  vorans,  die  Ersatzsteaer- 
pflicht.  —  Die  Wehrpflicht  war  schon  in  der  B  nnd  es  Verfassung 
von  1848  statuiert,  wahrend  Gegenpflichten  des  Staates  verfassungs- 
mAfsig  noch  nicht  anerkannt  waren ;  speziell  galt  noch  der  Grund- 
satz, dafs  jeder  wehrpflichtige  Bürger  sich  auch  selbst  auszurüsten 
habe. 

Die  Bestimmung  fttr  sich.  Ihre  Geltung,  geschichtlich  und 
Srtlich:   £s  galt  der  Grandsatz  der  allgemeinen  Wehrpflicht  voa 


214  Kommentar. 

jeher  und  allgemein  in  der  Schweiz:  schon  zur  alten  Zeit  und 
wieder  seit  1798,  speziell  auch  anter  dem  Bnn  des  vertrag  von  1815; 
aber  vorher,  abgesehen  von  der  Helvetik  (Art  25),  nur  als  kan- 
tonaler Grundsatz,  so  dafs  die  Aufstellung  in  der  Bnndesverfasanng 
von  1848  hier  wie  noch  in  anderen  Pnnktea  die  Ansdehnttng 
eines  kantonalen  Prinzips  auf  die  ganze  Eidgenossenschaft  hexw. 
die  Elrhebang  desselben  zu  einem  eidgenSssischen  Prinzip  be- 
dentete.  —  Die  dogmatische  Erklarang  der  Bestimmang  liegt 
in  folgendem. 

1.  „Wehrpflichtig",  Dadurch  ist  die  Wehrpflicht  statuier^ 
und  Wehrpflicht  ist  die  gesetzliche  Pflicht  zur  Leistung  des 
HilitardienaCes,  im  Glegensatz  zum  Werbesystem,  wonach  die 
Pflicht  auf  Anwerbung,  also  auf  Vertrag,  beruht. 

2.  „Jeder  Schweizerbttrger".  Danach  ist  di«  Wehr- 
pflicht eine  Pflicht  aller  SchweizerbUrger ,  d.  h.  es  besteht  all- 
gem  e  i  ne  Wehrpflicht,  im  Gegensatz  zur  bescbrttnkteu  Wehrpflicht, 
wonach  nur  einzelne  Klassen  der  Bevölkerung  zur  Leistung  des 
Militärdienstes  verpflichtet  sind,  wie  namentlich  znr  Zeit  des 
Leheuswesens,  wo  nnr  die  Ritter  wehrpflichtig  waren.  —  Ob  aber 
die  Wehrpflicht  auch  persönlich  ist?  Den  Gegensatz  bildet  das 
System,  wonach  die  Wehrpflicht  durch  einen  Stellvertreter  geleistet 
werden  kann,  sei  es  dafs  der  einzelne  Militärpflichtige  selbst  im 
Falle,  daTs  er  die  Pflicht  nicht  perstfnlich  erftillen  will,  den  Stell- 
vertreter zu  stellen  hat,  oder  sei  es,  dafs  er  sich  ein&ch  loskaufen 
kann,  worauf  der  Staat  den  Stellvertreter  stellt  (letzteres  ist  das 
sog.  Ronskriptionasystem,  wie  es  zur  Zeit  der  Helvetik  nach  franzö- 
sischem Muster  bestand :  Art.  25  der  helvetischen  Verfassung). 
Dab  die  Wehrpflicht  persönlich  sei,  ist  mit  Abs.  1  von  Art.  18 
selbst  nicht  gesagt,  ist  aber  durch  die  Gesetzgebung  festgestellt, 
wie  sie  in  der  Schweiz  von  jeher  (abgesehen  von  der  fremd- 
ländischen Einrichtung  der  Helvetik)  auf  persönliche  Leistung  ging. 
Die  altgemeine  Wehrpflicht  ist  also  zugleich  eine 
personliche  Wehrpflicht 

Die  allgemeine  Wehrpflicht  ist  aber  keine  unbedingte, 
so  wenig  als  das  allgemeine  Stimmrecht.  Wie  von  letzterem 
Ausnahmen  bestehen,  so  von  der  allgemeinen  Wehrpflicht.  Vor 
allem  sind  ausgAnommen  die  Franen;  der  Ansdruck  „Schweizer' 
bUrger"  ist  also  deklarativ,  d.  h.  darunter  sind  die  Bürgerinnen 
nicht  inbegriffen.  Im  Uhrigen  bernhen  die  Ausnahmen  teils  an- 
mittelbar  anf  Gesetz,  teils  auf  der  Tatsache  der  Unfähigkeit   zu 
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aktivem  Dienst  wegen  Alters  oder  'knrp«rliclier  oder  geistiger 
U&ngel.  Die  Dnfkbigkeit  bedarf  allerdings  der  gesetelichen  An- 
erkennDDg  und  Uiaschreibnng  als  Befreinngsgrund.  Die  anmittel- . 
liar  gesetzlichflu  Ausnahmen  bestehen  teils  in  Befreinng  zn- 
gnnsten  gewisser  Behörden  und  Beamten  (der  Mitglieder  der 
BaDdeBTersammlnng  wftbrend  der  Dauer  der  Sitzungea,  der  Mit- 
glieder des  Bundesrates,  der  Post-  und  Telegraphenbeamten  nsw.), 
teils  im  Ansscblnfs  zur  Strafe  (der  ehrlosen  Bürger,  d.  h.  der- 
jenigen, die  infolge  strafgerichtlichen  Urteils  nicht  im  Besitze  der 
bUf^rlichen  Rechte  und  Ehren  sind).  —  Während  aber  die  einen 
Ansnahineu  solche  von  der  Wehrpflicht  selbst  und  insofern  unbedingte 
Ansnahmen  sind,  sind  die  anderen  nur  bedingte  Ausnahmen  von 
der  Wehrpflicht  ia  dem  Sinne,  daXs  die  Betrefienden ,  wenn  sie 
keinen  Dienst  zu  leisten,  Milittrpflichtersatz  zu  bezahlen  haben. 
Frauen,  zn  jugendliche  oder  alte  Personen  sind  Überhaupt  nicht 
wehrpflichtig,  die  anderen  dagegen  (prinzipiell ,  abgesehen  von 
positiven,  nur  singultren  Ansnabmen)  sind  ersateatenerpflichtig. 
Der  Wehrpflichtige  also  ist  entweder  dienst-  oder 
steuerpflichtig.  Und  wie  die  Wehrpflicht  gilt  auch  die  Er- 
BStzpflicht  von  Bundesverfassungs  Wegen  —  nach  Abs.  4,  der  dem 
Bund  die  Gesetzgebung  über  den  MilitSrpflicbtersatz  Übertrugt 
und  damit  die  Pflicht  der  Militärs  teuer  als  bnndesverfassnngs- 
mKfsige  Pflicht  voraussetzt. 

U.   Absata  2  nnd  S. 

Beide  AbsAtze  enthalten,  ira  Gegensatz  zn  Abs.  1,  Pflichten 
des  Staates  gegen  den  wehrpflichtigen  Bürger  oder  Rechte  des 
wehrpflichtigen  Bürgers  an  den  Staat.  Nachdem  man  durch  die 
erste  Bundesverfassung  jeden  wehrf&higen  Bürger  auch  als  wehr- 
pflichtig erklHrt  hatte ,  erachtete  man  es  bei  der  Revision  der 
Bundes  Verfassung  auch  als  eine  Pflicht  des  Staates,  jedem  dienst- 
tuenden Bürger  1.  die  Zusichernng  der  Unterstützung  zu  erteilen 
fbr  den  Fall,  dafs  er  im  Uilitärdienet  vernngiBcken  sollte,  und 
2.  ihm  die  erste  Ausrüstung,  Bekleidung  und  Bewaflnnng  un- 
eo^eltlichzu  verabfolgen.  Es  sind  also  beides  sozial  pol  iti sehe 
Bestimmungen.  Nach  diesen  zwei  Punkten  scheiden  eich  denn 
die  beiden  Absätze. 

Abs.  2  speziell.  Was  den  Gegenstand  dieses  Absatzes, 
die  Unterstützung  der  im  Militärdienst  verunglückten  WehrmSnner 
betrifft,  so  hatte  der  Bund  eine  solche  Verpflichtung  schon  unter 
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der  frttheren  BDDd«Bv«rfaBs1iiig  durch  Qeaetz  anerkannt;  vgl.  du 
BundeBgeftetz  über  die  Pensionen  nnd  Entachltdi- 
gungen  der  im  eidgenössischen  MilitKrd  i«n8t  Ver. 
unglUckten  oder  ihrer  Angehörigen,  v.  7.  VIII.  1852 
(E.G.  3/211).  Nen  ist  also  nur,  dafti  diese  Pflicht  des  Bundes 
bei  Revision  der  Bundesverfassung  zn  einer  TerfassaagsraftTsigen 
erhoben  wurde.  In  Ausführung  dieses  Absatzes  der  Bonde»- 
verfassung  und  in  Ersetzung  des  früheren  Bundesgesetzes  ist  dann 
erlassen  worden:  Bundesgesetz  tlber  MilitSrpensionen 
und  EntBchSdigungen,  v.  13.  XI.  1874  (E.G.  I,  378)  — 
Beinerseits  ersetzt  dnrch  das  beute  gültige  Bnadesgesetz  betr. 
Versicherung  der  HilitärpersoDen  gegen  Krankheit 
und  Unfall,  v.  28.  Tl.  1901  (B.O.  XVIII,  803),  das  einen 
Teil  bildete  des  in  der  Volksabstimmung  v.  20.  V.  1900  ver- 
worfenen „  Bundesgesetzes  betr.  die  Kranken-  nnd  Unfallversicherung 
mit  EinBchlufs  der  Militärversicherung"  (vgl.:  Text  E.B.  1899 
IV,  853;  Verwerfung  1900,  HI,  293).  Dazu  VoIUiebuags- 
Verordnung:  B.G.  XVUI,  849,  AbHnderungen  XIX,  112, 
XX,  52 ;  Beglement  betr.  das  Rechnungswesen  der  eid- 
genOssiBchen  UilitKrversicherang  B.G.  XVIQ,  940  und  Ahände- 
ruQg  XIX,  354. 

Abs.  3  entbHlt  zwei  Bestimmnngen.  Die  erste  bezüglich 
der  Unentgeltlichkeit  der  ersten  Ausrüstung,  Bekleidung 
und  Bewaffnung  der  Wehrmänner  als  einer  FSicht  des  Staates 
besw.  des  Enndes  ist  neu ,  nnd  zwar  im  Gegensatz  zu  Abs.  2 
nicht  nur  als  Bundes verfasBungs bestimmung ,  sondern  als 
bundesrechtliche  Bestimmung  ttberhanpt.  AusrflBtnng,  Bekletdang 
nnd  Bewaffnung  waren  vor  1874  Sache  der  Rantone,  und  diesen 
war  es  auch  UberlaBsen,  auf  wessen  Kosten  sie  erfolgen  sollten. 
Bereits  aber  war  der  Grundsatz  der  Unentgeltlichkeit  fllr  den 
Webnnann  in  den  Kantonen  eingeführt  worden  mittelst  oder  in- 
folge der  demokratischen  Verfassungsrevisionen  seit  1869  (so  in 
Zürich,  Verfassuug  Art.  27)  und  ist  dann  1874  in  die  Bundes- 
verfassung tibergegangen.  - —  Die  zweite  Bestimmung  von  Abs.  3 
ist  ganz  anderer  Art.  Sie  betriflt  zwar  auch  die  AnsrUstung, 
speziell  die  Waffe,  wie  die  erste  Bestimmung.  Während  diese  aber 
dem  Zweck  nach  sozial  politischer  Art  ist,  gegeben  zur  Ökonomischen 
Entlastung  des  Bürgers,  wie  es  die  sog.  Uneutgeltltchkeiten  Über- 
haupt sind,  iflt  die  zweite  Bestimmung  staatspolitischer  Art: 
es  ist  damit  eine  stehende  Volksbewaffnung  und  inBofem 
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ein  Stehendes  Volksheer,  dem  Besitz  der  Waffe  nach,  aber  kein 
stabendes  Heer  nach  der  Dienstzeit  eingefllbrt  worden  —  eine 
Einrichtung,  gefährlich  für  ein  anfreies  Volk,  das  damit  die 
Hachtmittel  cur  Befreiung  in  die  Hand  erhielte;  nngeflibrlich 
aber  fHr  ein  mit  allen  Bechten  ausgerüstetes  Volk,  unter  der 
Voraussetzung,  dafs  es  vernünftig  genug  sei,  nach  Innen  statt  der 
Waffe  des  Stimmzettele  sich  zu  bedienen,  und  damit  auch  ein 
ehrenvolles  Vertranenszengnis  fUr  dasselbe ,  daüt  es  einen  yer- 
ntlnftigen  Gebrauch  von  diesem  Rechte  des  Besitzes  der  Waffe 
zu  machen  verstehe. 

Betr.  die  n&here  Ausführung  beider  Bestimmungen  von  Abs,  8 
ygl.  ,UiIitärorganisation  der  schweizerischen  BidgeDOssenschaft", 
Art.  144  ff.  (B.G.  I,  298). 

m.  Absate  4,  endlich  betrifft  da»  Recht  des  Bundes,  ttber 
den  MllitKrpflichtersatz  einheitliche  Bestämronngen  anfon- 
steilen,  hat  also,  wie  bereits  bemerkt,  zur  Voraussetzung,  dafs 
wer  nicht  dienstpflichtig  ist,  statt  dessen  ein  Ersat^eld  zu  be- 
fahlen hat. 

Vgl.  Bandesgesetz  betr.  denMilitHrpftichtersatz, 
r.  28.  Vf.  1878:  B.O.  III,  &65  (Berichtigung  des  französischen 
Textes  X,  606;  Ergänzung  des  Gesetzes  XVUl,  69&);  Voll- 
siebnngsverordnang  IV  188  (Zusatz  IX,  24;  Abänderung 
XII,  897),  und  Verordnung  betr.  RUckersUttung  VIII,  85. 

Artikel  19. 

Du  Bnndesheer  besteht: 

a)  ans  den  TrappenkSrpem  der  Kantone; 

b)  ans  allen  Schweizern,  welche  zwar  nicht  zn  diesen  Truppen- 
kSrpem  gehOren,  aber  nichtsdestoweniger  mültärpfllchtlg 
sind. 

Die  Terfignng  ttber  das  Bnndesheer  mit  Inbegriff  des  gesetz- 
lich dazi  gehörigen  Krtegsmaterials  steht  der  Eldgenossensehaft  zn. 

In  Zelten  der  Oefahr  hat  der  Bnnd  das  ansschlleftllche  nnd 
■■Mittelbare  Terflgnngsreclit  aacfa  ttber  die  nicht  fn  das  Bundes- 
h«flr  eingeteilte  Mannschaft  und  alle  ttbrigen  Streitmittel  der 
KantoBe. 

Die  Kantone  Terfttgen  ttber  die  Wehrkraft  Ihres  GeMetes,  so- 
weit sie  nicht  durch  rerfassungsmähtge  oder  gesetzliche  Anord- 
nungen des  Bundes  beschr&nkt  sind. 

Der  Artikel  zerfUlIt  in  zwei  Teile:  Abs.  1  betrifft  Bestand 
und  Zusammensetzung   des  Bnndesheeres    einerseits   und    die  fol- 


geaden  Abstttze,  2—4,  betreffen  die  VerfU^ng  über  das  Boudeg- 
beer  (Recbt  des  Aufgebotes)  andere  rauitB. 

I.  Bestand  und  ZoBammensetzaiig  des  Bnndesheeres. 

1.  Bestand.  Nach  der  Bundesverfusnng  von  1848,  Art.  19, 
umfafste  das  „Bundeshear"  nur  Anssng  und  Reserve ;  die  Land- 
wehr dagegen  war  eine  Art  kantonale  Reserve,  Ober  welche 
der  Bund  allerdings  bei  Kriegsgefahr  eben&lls  verfllgen  konDte 
(vgl.  Feifs  1.  c.  S.  10).  —  Nach  der  Bundesver&asnng  von  1S74 
dagegen  umfafst  das  Bundesheer  alle  Trappe nkffrper  der  Schweiz, 
Äaszng  und  Landwehr.  Dasn  kommt  noch  seit  dem  ge- 
stütEt  auf  BundesverfasHUDg  Art,  19,  Abs.  S,  erlassenen  Bnndes- 
gesetz  V.  4.  XII.  1886  (B.G.  X,  18  und  XIV,  430)  der  Land- 
sturm. WXbrend  das  Bundesheer  über  alle  im  wehrpflichtigeD 
Alter  stehenden  militartauglicben  Männer  ver^gt,  handelt  es  sich 
beim  Landsturm  weiter  um  diejenigen  Leute,  welche  nuter  und 
über  dem  wehrpflichtigen  Alter  stehen  oder  mit  irgendeinem 
Qebrechen  behaftet  sind,  und  um  diejenigen,  die  zwar  im  dienst^ 
Pflichtigen  Alter  stehen  und  auch  diensttauglich  sind ,  aber  aus 
irgendeinem  Grunde  der  Dienstpflicht  enthoben  sind  (vgl.  B.B. 
1886,  n,  367/358).  Daher  gehttrt  der  Landsturm  nicht  mm 
eigentlichen  Bnndesheer,  bildet  aber  nieht  weniger  einen 
Teil  der  gesetzlich  organisierten  Wehrkraft  der  Eidgenossenschaft, 
so  dals  die  ganze  Wehrkraft  der  Schweiz,  soweit 
überhaupt   organisiert,    eidgenössisch    iat. 

2.  Zusammensetzung.  Das  Bundesheer  im  engeren 
Sinne  ist  nach  Art.  19  der  Bundesverfassung  snsammengesetst ; 
„a.  ans  den  Trupp enkOrperu  der  Kantone ;  b.  aus  allen  Schweizern, 
welche  zwar  nicht  zu  diesen  Truppe nkörpern  gehCreu,  aber  nichts- 
destoweniger milit&rp flichtig  sind,"  —  Was  sind  „Tmppenkfirper 
der  Kantone"?  Es  sind  Truppe nkürp er ,  die  von  den  Kan- 
tonen aoBzubeben  (zn  rekrutieren)  und  auf  dem  gesetzlichen 
Stand  SU  erhalten  sind.  Alle  diesen  TruppenkCrpem  nicht  an- 
gehHrigen  militärpflichtigen  Schweizer  werden  vom  Bund  direkt 
ausgehoben  und  zu  besonderen  Truppenkörpern  formiert,  welche 
der  Band  seinerseits,  wie  die  Kantone  die  ihrigen,  volIzKhlig  en 
erhalten  hat.  Vgl.  Militärorganisation  (oben  S.  217  zit.),  Abschn.  III, 
Rekrutierung,  speziell  Art.   20—22. 

Welche  TruppenkUrper  von  den  Kantonen  und  welche  vom 
Bund  ansznheben  und  vollzählig  zu  erhalten  sind,   bestimmt  sich 
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danach:  soweit  nicht  militämche  Gründe  entgegenstehen,  sollen 
die  Truppen  kSrper  aus  der  Mannschaft  desselben  KantonH  ge- 
bildet werden  (BnndesTeHaBBiing  Art.  21);  wenn  aber  keine  mili- 
t&rischen  GrBnde  dagegen  sprechen,  dafs  sie  ans  der  Mannschaft 
desselben  Kantons  gebildet  werden,  sollen  sie  auch  vom  be- 
treffenden Kanton,  nicht  vom  Band  gebildet  werden.  Das 
Recht  der  Kantone  auf  Bildung  der  TruppenkSrper  ist  daher  ge- 
wigsermafsen  präsumtiv,  nnd  es  bilden  danach  die  Trappen- 
kOrper  der  Kantone  die  Regel.  Im  Oegensatz  dazu  braucht 
es  ftlr  die  Bildung  voa  TrnppenkOrpern  durch  den 
Bund  besonderer  militKrischer  OrUnde.  Diese  sind: 
1.  Die  Beziehung  zu  einem  grOfsereuArmeeTerband. 
So,  wenn  Truppenkttrper  entweder  direkt  zn  dem  zwei  oder 
mehrere  Kantone  umfassenden  Divis ions verband  im  ganzen  ge- 
hören oder  sogar  anfserhalb  desselben  stehen,  wie  die  Pontonnier- 
nnd  die  Eisenbahn kompagnien.  2.  Die  Schwierigkeit  oder 
Unmöglichkeit  der  Rekrutierung  ans  einem  Kanton 
allein,  wie  bei  den  Ouiden.  ftlr  welche  die  tanglichen  Elemente 
sieb  oft  nur  vereinzelt  in  den  Kantonen  finden  und  daher  aus  diesen 
gesammelt  werden  mllssen.  3.  Die  Beziehnngslosigkeit 
eines  TruppenkOrpers  zum  Kanton;  so  des  SanitHte- 
korps  und  der  Verwaltungstruppen.  Vgl.  B.B.  1874:  II,  17/18. 
Danach  werden  denn  unterschieden  :  1.  Trnppeneinheiten  des 
Bandes  nnd  2.  der  Kantone  (vgl.  Milttfirorganisation,  Abscfan.  IV, 
Art.  27  ff.).  Zn  1.  geboren:  von  der  Kavallerie  die  Gniden,  von 
der  Artillerie  8  Feldbatterien  und  2  Gebirgsbatterien  (B.O.  XVI, 
146),  das  ganze  Genie,  die  SanitJUe-  und  Verwaltungstruppen. 
Zn  2.:  Infanterie,  Schützen,  Dragoner  und  Artillerie  (aufser  den 
vom  Bund  gestellten  Batterien). 

IL    Terf&pnng  über  das  Bundesheer. 

1,  Begriff  und  Wesen.  Unter  „Verfllgnug"  ist  hier, 
soweit  es  das  Bundesheer  selbst  betrifft  (abgesehen  vom  Kri^s- 
material),  das  Anfgebot  der  Truppen  Terstandeu,  speziell  im 
&nBtfall.  Die  Verfügung  in  diesem  Sinne  ist  wie  jede  Verfolgung 
ein  Verwaltungsakt,  unterscheidet  sich  aber  dem  Zwecke  nach 
von  der  speziell  sog.  MilitSrverwaltung.  Die  Verftlgnng  als 
Aufgebot  bezweckt,  das  Militär  in  Aktion  zn  setzen ;  die  MiliUtr- 
verwaltui^  dagegen:  die  Aktion  vorzubereiten  durch  Herstellung 
der  Vorbedingungen  und  der  Mittel  der  Aktion  (vg).  oben  3.  193, 
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Note).  Die  Militftrverwaltnng  eatbftit  nnter  Umst&nden  auch  ein 
Anfgebot  des  Militftra,  nämlich  die  Einberufung  zum  MilitAr- 
nnterricht;  diese  Einberufung  bildet  aber  einen  Teil  der  MilitSr- 
verwaltang  im  Gegensats  zum  eigentlicben  Aufgebot  als  dem  Auf- 
gebot zur  Aktion. 

2.  Verteilung  des  VerfUgungsrechtes  zwischen  Bund  und 
Kantonen. 

a.  Im  allgemeinen:  der  Bund  ist  es  nicht  allein,  der  Über 
die  Wehrkraft  des  Bundes  rerfUgt;  auch  die  Kantone  haben 
ein  gewisses  VerfUgungsrecht.  Aber  das  VerfUgnngsrecht  der 
Kantone  ist  beschränkt  und  bedingt,  im  Gegensatz  zu  dem  des 
Bundes. 

b.  Das  VerfUgnngsrecht  des  Bundes  speziell.  Es 
bezieht  sich  auf  das  Bnndesheer  und  anf  die  Obrige  Wehrkraft 
der  Schweiz. 

Betr.  das  Bundesheer,  so  verfügt  der  Bund  über  dasselbe 
nicht  ausBchliefslich.  (die  Kantone  veriUgen  daneben  Über 
die  Wehrkraft  ihres  Gebietes,  Abs.  4),  aber  es  bezieht  sich  auf 
das  ganze  Bnndesheer,  erstreckt  sich  nicht  nur  Über  die  Tmppen- 
elnheitun  de»  Bundes  selbst,  sondern  auch  ttber  diejenigen  der 
Kantone  und  Über  die  aller  Kantone,  ist  also  ineofeni  un- 
beschrHckt  —  und  bezieht  sich  anf  das  Buudeabeer  ohne 
Ktlcksicht  anf  das  Verfllgungsrechl  der  Kantone,  ist  also  insofern 
unbedingt.  Zum  Bundesbeer  als  Gegenstand  des  Verftlgungs- 
rechtes  des  Bundes  gehttrt  auch  das  dazugehörige  Kri  egs- 
material,  d.  h.  die  ganze  HeeresausrUstnog  (persönliche  Aus- 
rüstung und  Korpsansrllstung ;  letztere  bestehend  in  Geschützen, 
Kriegs  fuhrwerken,  Sanitätsmaterial,  GeratRchaften). 

Betr.  die  Obrige  Wehrkraft  des  Landes,  so  besitzt  der 
Bund  darüber  in  Zeiten  der  Gefahr  das  ansscbliefsl  iche 
und  unmittelbare  VerfUgungsrecht.  Zu  der  Übrigen 
Wehrkraft  gebaren:  1.  die  nicht  in  das  Bundesheer  eingeteilte 
Mannschaft,  d.  h.  diejenige  Übrige  Mannschaft,  die  immerhin 
ManuHchaft,  organisierte  Mannschaft  ist;  das  ist  der  Landsturm, 
organisiert  durch  Bundesgesetz  t.  4.  XII.  1886  (vgl.  oben  S.  218); 
2.  alle  übrigen  Streitmittel  der  Kantone.  Mit  der  Einrichtung 
des  Landsturmes  nämlich  erscheint  noch  gar  nicht  die  ganze 
Volkskrafli  erschöpft,  sondern  es  kSnnen  im  letzten  Notfall 
noch  weitere  Verteidigungskräfte  mobil  gemacht  werden; 
Weiber,  Greise,  sogar  Kinder.    Weil  laut  der  zweiten  der  Haager 
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KoüTentionen,  der  KnuTention  betr.  die  Gesetze  und  Gebrftache 
des  Landkrieges,  solche  weiteren  Str«itkrHfte  des  LeindeB,  als  nicht 
organisiert,  nicht  anerkannt  sind,  also  nicht  unter  vftlkerrecht- 
liebem  Schutze  stehen,  sondern  gegebenenfalls ,  statt  als  Kriegs- 
gefangene bebandelt  werden  zn  mttssen,  erschossen  werden  kßnnen  — 
deshalb  ist  die  Schweiz  dieser  Konvention  nicht  beigetreten;  vgl. 
mein  Bnudesstaatsrecht,  S.  199/200.  —  Über  diese  übrige  Wehr- 
kraft also  besitzt  der  Bund  in  Zeiten  der  Gefahr:  1.  das  ane- 
schliefslicbe  Verfugungsrech t,  unter  Ausgchinfs  desjenigen 
der  Kantone,  und  2.  das  unmittelbare  Verfllgnngsrecht,  inso- 
fern als  er  selbst  und  ohne  weiteres  diese  Streitkräfte  aushebt 
und  formiert,  wie  heim  Bundesheer  seine  eigenen  Truppen- 
einheiten. 

c.  Das  Verfllgungsrecht  der  Kantone;  dasselbe  ist 
beschr&nkt  und  bedingt. 

Es  ist  beschrankt  auf  die  Wehrkraft  des  eigenen,  kan- 
tonalen Gebietes;  ein  Kanton  kann  natürlich,  wie  Überhaupt 
nur  Über  sein  Gebiet,  so  auch  nur  Über  die  zu  seinem  Gebiete 
gehörenden  Trappen  verftlgen.  Und  er  kann  nur  Über  Trappen 
des  Bundesheeres  verfllgen,  nicht  Über  die  weitere  Wehr- 
kraft, weil  darüber  nur  vom  Bund  und  auch  von  ihm  nur  in 
Zeiten  der  Gefahr  verfttgt  werden  kann  —  nud  ein  Kanton  kann 
nar  über  die  kantonalen  Truppenkitrpe  r  und  die  dazu 
gehörende  Eorpsausrüstung  verfügen,  nicht  über  die  Trappen- 
einheiten des  Bundes  (Uilitärorganisation,  Art.  244), 

Dieses  beschränkte  VerfUgungs recht  besitzen  die  Kantone 
aacb  .nur  bedingt,  nämlich  nnr  „soweit  sie  nicht  durch  ver- 
fassungsmäfflige  oder  gesetzliche  Anordnungen  des  Bundes  be- 
Bcbrä^kt  sind".  Unter  „Anordnungen"  sind  Verwaltunga- 
mafsnahmen  verstanden,  in  Anwendung  von  VerfassQiig  oder 
Gesetz,  Aber  diese  Anordunngeu  müssen  verfassnngs- 
oder  gesetzmäfsig  sein.  Worin,  in  welchen  Verfasaungs- 
oder  Gesetzesbestimmungen  die  Auordnnngen  begründet  sind,  ist 
gleichgültig;  sie  kOnnen  nicht  nnr  in  der  Anwendung  von  Militär« 
artikeln  der  Bundesverfassung  oder  von  Bestimmungen  der  eid- 
genössischen Mititärgesetze  bestehen,  sondern  auch  in  Aufrecht- 
erhaltung  von  Ruhe  und  Ordnung  im  Lande  (Bundesverfassung, 
Art.  15  ff.)  oder  in  Durchsetzung  bundesmäfsiger  Beechltlsse  und 
Verordnungen  (vgl.  oben  8.  2U1).  Jedenfalls  aber  müssen  die 
Anordnungen    in   Verfassnngs-    oder   Gesetzesbestimmangen    be- 
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grUadet  sein  bezw.  in  dar  Kompetenz  des  Bundes  liegen,  sonst 
würde  das  VerfUgttBgs recht  der  Kantone  ttber  die  Truppen  rechte- 
widrig beschrHnkt,  was  streit  igen  falls  einen  vom  Bnndesgericht  sa 
entscheidenden  Kompetenzkonflikt  bilden  wBrde  (Bnodesverfasaung 
Art.  113,  Ziff.  1). 

Artikel  im. 

Die  Oesetifebnnir  Aber  das  Heerwesen  Ist  Sache  des  Bnades. 
Die  iBsfBhmnf  der  beifl^Uoben  Oesetie  In  den  Eantonen  pesoUeht 
Innerhalb  der  durch  die  Bnnde^resetigebanf  festnsetaen^eB 
Orenien  und  nnter  Aufsieht  des  Bundes  durch  die  kontoiuüeH  Be- 
hörden. 

Der  gesamte  KUIt&mnterrlcht  and  ebenso  die  Bewafbu;  Ist 
Sache  des  Bnndes. 

Die  Beschaffoug  der  Bekleldangr  und  Aasrttstiing  und  die  Sor^ 
fSr  deren  Unterhalt  Ist  Sache  der  Kantone;  die  daherifen  Eosten 
werden  jedoch  den  Kantonen  Tom  Bunde  nach  einer  tos  Ihm  anf- 
znstellenden  Vorm  Terglltet. 


Im  ganzen  betrifit  dieser  Artikel  das  VerhSltnis  von  Bnnd 
und  Kantonen  im  Becht  der  MilitärgesetzgebuDg  und 
MilitSrverwaltung,  wahrend  der  vorige  das  Verfa&ltnis 
zwischen  ihnen  betr.  Bestand  und  Zusammensetzung  der  Truppen 
ond  betr.  das  VerfUgnngsrecfat  ordnete. 

L   Das  Gesetzgebnnggreeht  des  Bandes, 

seine  geschichtlicbe  Entwickelnng  und  der  beatige  Gesetzgebnngs- 
beetand, 

A,  Geschichtliche  Knt Wickelung.  Die  Vermittiungsakte 
hatte  dem  Bund  keinerlei  gesetzgeberiBche  Kompetensen  ver- 
liehen, lediglich  eine  Mann  schal  tsskala  neben  der  Geldakala  auf- 
gestellt (Kap.  XX,  Art.  II)  and  der  Tagsatzung  nur  Verwaltnngs- 
koropetenzeu  eingeräumt  (ibid.  Art.  XXXIV),  in  deren  AnsUbaag 
verschiedene  Militärreglemente  (Verwaltangsverordnangen)  erlassen 
wurden  (Bepert.  der  Abschiede  von  1803  — 1S13,  §  7b).  —  Der 
Bnndesvertrag  von  1815  dagegen,  obschon  in  otlem  Übrigen 
viel  dezentral  istischer ,  gab  der  Tagsatznng  die  Befugnis ,  die 
Organisation  der  Kontingentstruppen  zu  bestimmen  (Art.  8,  Abs.  7), 
wie  denn  Überhaupt  das  Militär wesen  die  stärkste  Seite  des 
Bundes  von  1815—1848  bildete.  —  Die  BundesverfasBunK 
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von  1848  Übertrag  daiin  dem  Bund  die  Oesetxgebuog  Über  die 
allgemeine  Organisation  des  Bandesheereg  —  also  nur  betr.  das 
Bnudesheer  (betr.  die  kantonalen  Landwehren  nicbt)  nnd  nur  die 
allgemeine  Organisation  (die  näheren  Bestimmnngen  namentlich 
Aber  R«knitiAmng,  Ernennung  und  Beförderung  der  kantonalen 
Offiziere  nsv.  nnd  die  Beatimmangen  über  die  kantonalen  Stäbe 
tiberhaupt  waren  den  Kantonen  Überlassen).  —  Die  Bandes- 
verfassnng  von  1874  endlicb  hat  schlechthin  die  Gesetz- 
gebung aber  das  Heerwesen  als  Sache  des  Bundes  erklärt,  also 
die  Gesetzgebung  nicht  nur  Über  daa  Bnndesheer,  sondern  aber 
alle  zu  oi^anieierende  Wehrkraft  nnd  in  jeder  Beziehung  wie 
in  einem  Einheitsstaat,  Torbehaltiich  kantonaler  Verwaltangs- 
vorechriften ,  soweit  den  Kantonen  aberhanpt  Verwaltungs- 
kompeteozen  zukommen. 

B.  Die  heutige  Bundesgesetzgebang  betr.  das  UilitXrwesen. 
Dieselbe  besteht  aas  vier  Hanptgesetzen  mit  deren  Äbvweignngen : 

1.  Betr.  MilitSrversichernng,  vgl.  oben  S.  216. 

2.  Betr.  Mil  itärpfl  ich  tersatz,  vgl.  oben  S.  217. 

8.  Bnndesgesete  aber  die  Strafrechtepflege  fUr  die 
eidgenössischen  Truppen,  v.  27.  VII.  1851:  B.6.  2/606; 
daan  Bescblofs  betr.  Kriegsartikel  4/267,  Bandesgeset«  betr.  die 
Werbung  usw.  (vgl.  oben  S.  191),  Berichtigung  des  italienischen 
Textes  des  ersten  Gesetzes  X,  436.  —  Hilitärstrafgericbts- 
ordnung,  v.  28.  VI.  1889:  XI,  273,  dazu  Verordnungen  betr. 
Jnstizoffiziere  (866)  n.  Rechnongswesen  (476). 

4,  Militarorganisationder  schweizerischen  Eidgenossen- 
Schaft,  13.  XI.  1874:  B.G.  I  257,  Abänderung  VI,  480  —  mit 
folgendem  Anhang  weiterer  Erlasse : 

Bundesbeschlula  betr.  Herateilung  des  Gleichgewichts  in  den 
Bundesfinanien,  v.  31.  IL  1878:  III  330;  Ab&ndcrungen  bezw.  Wieder- 
aafhebung  V  265,  VI!  310,  767,  XI  697,  XII  663,  XIII  29,  XIV  344,  und 
Bundesgeeetz  betr.  Suepeudiernng  einzelner  Bestimmungen  der  Hilitär- 
organisation,  \.  21.  U.  1878,  Abänderungen  V554,  XI  241.  —  Dienst- 
reglement . ,  .;  Verordnung  über  das  Verfahren  bei  TodesßLIlen  im  lo- 
struktionsdieust  V  189.  —  Verwaltungereglemänt  für  die  schwei- 
zerische Armee,  v.  27.  lU  1885:  VIIl  198,  Abänderung  XV  482.  — 

Spezial erlasse,  geordnet  nach  der  Einteilung  des  Hauptgesetzes: 
I.    Wehrpflicht. 

Verordnung  betr.  die  Aushebung  der  Wehrpflichtigen  XIX  569-, 
RekrutenprOfungen  und  Machschulen  IV  219,  sauitftre  Rekurskommisaion 
XIII  172. 
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BuDdeBratsbeBcbtüsse   betr.  Militärpflicht   der  temporär  Befreiten 
XVII  51,  des  Telegr^hen-  uod  Telephonpenonals  XIV  717,  des  Per- 
BOnals  der  TranspoTtanetiilten  III  561,  XIII  319. 
11.    Abteilnngen  und  Waffengattungen  dea  Bundesheerea. 

Verordnungen  über  die  Formation  der  neuen  Trappenkorpa 
und  die  Führung  der  MilitärkoD trollen  I  468,  über  das  militfirische 
Kontrollwesen  XIX  138. 

Bnndesgesetz  über  die  Neuordnung  der  Land  web  rtrnppen  der 
Infanterie,  v.  13.  VI.  1897:  XVI  259;  Volltiebnog  267,  347,  Organisation 
I  803. 

Bandesgesetz  betr.  den  Landsturm  der  schweizerischen  Eid- 
genossenschaft, T.  4.  Xil.  1886:  X  13;  Verordnung  über  Organisation  usw. 
:;81,  AbSnderungen  XIII  58,  724,  XVI  839;  betr.  Omziere  »73;  An.  und 
Abmeldung  XII  998;  Spezialabteilungen  des  unbewaffneten  Landsturms 

XIV  188,  Entlassung  XVI  550,  EntschBdigungen  638.  —  Bundasgeeets 
betr.  die  Inspektion  und  den  Unterricht,  v.  29.  VL  1894:  XIV  480,  frei- 
williges Schiefsweeen  553. 

Bundesgesetz  betr.  die  Organisation  der  Verteidigung  der  Gott- 
hardbefestigung,  v.  13.  IV.  1894:  XIV  362.  —  Buudeabescblnfs 
betr.  die  provisorische  ÜrgauisatiDn  der  Verwaltung  und  Verteidigung 
der  Befestigungen  von  St.  Maurice,  v.  15.  VI.  1894:  XIV  265;  Aus- 
fnhmngsbeschlnfs  267,  Abänderungen  XVI  469,  XIX  528;  Kassa-  und 
Rechnungswesen  XIV  425.  -~  Oemeinsame  Erlasse  betr.:  Beeidigung 

XV  308,  Festungstruppen  und  Sicherheitebesateungen  XVI  364;  An- 
stellung, Ehitlassung,  Arbeitsleistung  und  Besoldung  XVIII  21,  Kampe- 
tenzeu  624. 

Verordnung  betr.  die  Bildung  und  Verwendung  der  Freiwiliigen- 
korps,  T.  6.  VIIL  1866:  8/886.  —  Verordnung  betr.  die  Mineur- 
detachements  XIII  267.  —  Bnndesgesetz  betr.  die  Aufstellung  einer 
Ballon  kompagnie  XVI  588.  —  Bundesbeschlurs  betr.  Erricbtong  nm 
Mazimgewehrkompagnien  XVI  840,  Verordnung  XVIII  48. 
m.    Rekrutierung. 

Verordnung  betr.  Übertritt  vom  Anszng  in  die  Landwehr 
und  Entlassung  aus  der  Landwehr  II  494.  —  Bundesgesets  betr.  die 
VeriingerangderDienstieit  der  Offiziere  X650,  Verordnung XI 29. 
IV.  Die  Truppeneinbeiten  dea  Bundes  und  der  Kantone. 

Im  allgemeinen:  Territorialeinteilung  und  Numerierung 
der  Truppenkörper  I  417,  Ergänzungen  565  und  II  102.  —  Abänderungen 
betr.  Graubünden  I  449,  Tessin  586  und  XI  58;  Lusem  und  Freiburg 
VI  631,  VII  49;  Zürich  XIII  25,  Baselstadt  und  Rchaffhausen  XVIII  410, 
707.  —  BnndcBgesetz  üb.  die  Neuordnung  der  Feldartillerie  XX  113. 

A.   des  Bundes. 

Verordnung  betr.  Train-  und  Pionnieroffiiiere  usw.  II  285, 
Bundesbeschlufs  betr.  Lazarethtrain  III 128,  Bundesratsbeschlufs  betr. 
Feldprediger  VI  298.  —  Bnndesgesetze  betr.  Errichtung  von  Rad- 
fahrerabteilungen,  V.  19.  XH.  1891.' XII  «92,  Verordnungen  XUIfö2, 
XIV  525,  XX  105;  über  die  Verst&rkang  der  Divisionskavallerie 
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(Quiden)  XVI  144;  über  die  Nenoidnung  der  Truppenkörpei  der 
Artillerie  XVI  146,  VoUzug  826. 

B.  der  Kantone. 

VerorduungeD  faeiw.  BundesratsbeBcblQsHe  betr.  Zat  ei  langen 
von  nnd  &n  k&ntonale  Trappen einheiten  I  716,  II  60,  62,  III  543,  betr. 
Positionaartillerie  X  816. 

C.  Offiziere  und  Unteroffiziere  der  Tmppeneinheiton. 
Verordnung  betr.  Ernennung  nnd  Beförderung  von  Offizieren 

und  Unteroffisieren  Till  87;  Abänderungen  XIII  370,  XVI  578.  — 
BnndeabeBchlnfsbetr.Znteilung  von  Ordonnanzen  an  Offiziere XIX 741, 
Vollsug  XX  37. 

V,   Die  zusammengesetzten  Truppenkilrper. 

A.  Bildung  derselben. 

Bundesgesets  aber  die  Errichtung  von  Armeekorps,  v.  26.  VI. 
1891 :  XII  S57 ;  Kommandanten  387,  Divisionen  391 ;  Verordnung  XIV  725, 
Abänderung  XV  147. 

B.  Kommandanten  und  Stäbe. 

BandeBratsbescblufs  betr.  Zuteilung  der  Justizoffiziere  uud  der 
FeldpoBtfunktionäre  zu  den  Divisionsst&ben  XI  485.  —Verordnung 
QbM'  die  Organisation  des  Acmeestabes  V  84. 
VI.  Der  Generslatab. 
Bundesratsbeschlflsse  betr.  die  Organisation  der  Generalstabs- 
abteilung XIX  Od,  die  Eiaenbahnbeamten  im  Generalstab  II  551, 
Zurückversetznng  der  Generalstabsofftziere  zur  Truppe 
XV  117. 

VII.  Allgemeine  Bestimmungen  betr.  die  Offiziere. 
Entlassung. 
Bundesratebescblurs  betr.  den  Militärdienst  von  insolventen  und 
bevogteten  Offizieren  und  Uttterof6zieren  XIII  T2a 
VIII.  Unterricht. 

A.  VoFUnterricht. 

Verordnung  betr.  Turnunterricht  fttr  die  männliche  Jugend 
vom  10.— 15.  Alterejahr  VII  95,  betr.  Lehrer  III  556,  betr.  Diapensation 
358.  —  Verordnung  betr.  Kadettenkorps  XVIII  654. 

B.  Unterricht   des   Auszuges. 

Verordnung  über  die  militärische  Einteilung  und  die  GradverhfLIt' 
nisee  der  Instruktoren  II  492;  Bnndesiatsbeschlurs  betr.  Besuch  der 
Miltärkarse  durch  die  DivieionskommaudaDten  XIX  672.  — 
BundesratabeBchlufa  betr.  die  Militärabteilung  am  eidgenössiscben  Poly- 
technikum III  229,  betr.  Prüfungen  IV  ä40.  —  Bundesbeschlufs  betr. 
die  Errichtung  einer  Artillerie- Versuchsstation  inThauXIV220.— 
Reglement  für  den  Besuch  ausländischer  Militäranstalten, 
Lager  und  Truppenübungen  10/1063,  Vergütung  IV  71. 

Reglement  über  die  Schiefsübungen  der  Infanterie  von  Auf- 
zug und  Landwehr  und  über  die  Inspektion  der  Landwehr  II  527, 
Entschädigung  für  Scheiben  III  81. 

SaholUnbsrgsr,  Sohwaiz.  BnndeiTsrf auung.  lÖ 
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C.  Übungen  und  Inspektionen  der  Landwehr. 

Vgl.  das  vorige  Zitat.  -~  Bundesgeaetz  betr.  die  Übungen  und  In- 
spektioueo  der  Landwehr  V  512,  ErgAnzong  X  54. 

D.  Freiwillige  Schierevereine. 

Verordnung  über  die  FCrderuug  des  freiwilligen  SchiersweeenB 
Xni  314,  Ergänzungen  XVI  gg  and  728,  Ausdehnung  duf  den  Land- 
Btunn  XIV  553,  RevolTerschiersTereiue  XVI  9.  —  BundeBbeschlufB  betr. 
Anwendung  des  eidgenUBBiBchen  Eipropriatioiisgesetzee  auf  Schiefe- 
plätze in  Gemeinden  XVI  TOS. 

IX.  Bekleidung.  Bewaffnung  und  Ausraatnng. 

A.  Allgemeine  Beatimmnngen. 

B.  Bekleidung,  Bewaffnung  und  persönliche  Ana- 
rÜBtuug. 

Reglement  Qber  die  Bekleidung  und  AuerCstung  der  schwei- 
zerischen Armee,  t.  11.  L  1898:  XVI  484,  Ergänzung  602;  OfGziera- 
koffer  XI  123;  Verordnung  über  MaanschaftaauBrQetung  XVI  736,  £r- 
tatcbekleidung  an  Unteroffiziere  XVI  139,  EquipementsentschAdiguug 
XVI  471,  Ergänzung  XVII 179;  Exerzier-  und  Arbeitskleider  XVIU  283, 
Marsch-  und  Quartierschuhe  412.  —  Verordnung  über  das  Tragen  von 
Uniformen  und  milit&rischen  Abzeichen  aufs  er  der  Dienstzeit 
I  792.  —  Verordnung  über  die  Bekleidungsreserve  in  den  Kan- 
tonen HI  13;  Bundesbesehlurs  betr.  Grundtarif  der  Bekleidnngs-  uad 
Ansrüstungsgegonstände  und  die  Entschädigungen  an  die  Kantone 
XIV  700. 

Enndesbeschlufs  betr.  EInfBbrung  neuer  Handfeuerwaffen 
(„schweizerischeg  Repetiergewehr,  Modell  1889*^  XI  171;  Bundesrats- 
beschlüsse  betr.  Revolver  UI  563,  V  47,  X  540,  XII  134.  -  Verord- 
nung betr.  die  Waffenkontrolleure  der  Divisionen  VIII 13,  Begulativ 
betr.  die  Aufsicht  XVI  16. 

Verordnung  betr.  Abgabe  der  Bewaffnungs-,  Bekleiduugs-  nnd 
AusrQBtunga gegenstände  Xlil  727. 

C.  Korpsausrüstung. 

Verordnung  betr.  Ausrüstung  der  IufiBnt«rie  mit  Sehanzwerk- 
zeug  V  87. 

D.  Kriegsmaterial  der  höheren  Truppen  verbände. 

E.  Munition. 

Regulativ  über  Materiatdepot  für  Munition afabrikation  and  In- 
standhaltung der  Koutiugentsmnnition  V  344. 
X.    Inspektion. 

A.  Personeltes. 

B.  Materielies. 

XI.    Pferdestellung. 

A.   Allgemeine  Bestimmnngen. 

Verordnung  betr.  Pf erderegieanstal t  XIX  402,  Abtndemng 
XX  2,  Kassen-  und  Rechnungswesen  XIII 732,  Eutschädiguugdes  Personals 
XVIII  613.—  Bundesbeschlurs  betr.  Hengsten-  und  Pohlendepot 
XVI  776,  Regulativ  betr.  Kassen-  und  Rechnungswesen  XVKI  244. 
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B.  Kavalleriepferde. 

VerordnuDgbeti.  die  K&vftlleriepf erde  XVI 64S;  Abänderungen 
857,  XIX 3T9.  — Verordoniig  betr.  das  Kav allerieremoDtendepot 
XVI  670,  Ergftncnng  XVIU  824,  Abänderungen  XIX  34,  622,  669.  — 
Bundesgesetc  betr.  die  Dienstpferde  der  Kavallerieof  fixiere 
XV184S.  — Verordnung  betr.  die  Pferdeitellungflr  den  Ins  trnktionB- 
dienet  XVIU  114. 

XII.  FnbrieistuDgen  und  EiBenbabntraneport 

Beglement  über  Militärtransporte  auf  Eisenbahnen  und 
Dampfschiffen  XtV  457,  Nachträge  XVIU  691  und  XIX  103;  betr. 
MilitärkrankentTansport  III  545.  Vgl.  auch  zu  Art  26,  f.,  B.,  1.  und 
II.,  B.,  2.,  c 

XIU.    Besoldung  und  Verpflegung.     Leistungen  der 

BundesbeschluCs  betr.  VergQtuug  von  Pferderationen  im 
Friedenaverhältnis  VI  482,  Abänderung  Xin  342,  Ergininng  XVI  110; 
Verordnungen  V  524,  XUl  383.  —  Verordnung  betr.  Besoldnng  und 
anderweitige  Kompetensen  des  Instraktionspersonals  XIU  386; 
Abänderungen  XV  602,  XVIU  260. 

XIV.  Rechtspflege. 
XV.   Aufgebot 

BnndearatsbeBchlnfa  betr.  den  Kriegseid  1  413.  —  Verordnung 
aber  Beeammlung  und  Entlassung  der  Tnippenkorps  zum  und  vom  In  - 
strnktionsdieost  II  277;  Verordnung  Qber  die  Einberufung  zum 
InstmktioDsdienst  und  die  Uisp^nsation  von  diesem  Dienst  II  281.  — 
Verordnung  Aber  die  Einberufung  der  Truppen  zum  aktiTon  Dienst  Xl. 
XVI.    Verfügung  fiber  das  Bundesheer.    Oberbefehl. 

Bundesbeschtnrs  betr.  KTiegsbereitschaft  der  schweizerischen 
Armee,  v.  29.  1.  1892:  XII  502;  BnndesbeecbLnrs  betr.  die  freiwillige 
Sanitätshilfe  zu  Kriegszwecken,  v.  35.  VI.  1903:  XIX  706,  V«U- 
ziebungsverordnuDg  817.  — Verordnung  betr.  Organisation  des  Grenz- 
schutzes, V.  1.  III.  1892:  KU  661,  Abänderung  XVI  839.  -  Bundes- 
beschlufs  betr.  Notportionen  und  Notrationen  im  Kriegsfall  usw., 
T.  22.  XU.  1893:  XIII  1005.  —  Verordnung  über  das  Territorial- 
nnd  Etappenwesen  und  Qber  den  Kriegsbetrieb  der  Eisen- 
bahnen XVUI  437. 

XVII.  MiUtärbeamte. 

Bundesbeachlufs  betr.  die  Stelle  eines  Sekretärs  fQr  das  Per- 
sonelle beim  Waffenchef  für  das  Genie  XIII  351. 

Bundesgesetz  betr.  die  Errichtung  eines  eidgenossischen  Stabs- 
bnreaue,  v.  18.  XI.  1865:  8/625,  Instruktion  718,  Besoldungen  und 
Kompetenzen  XIII  629,  631,  XYII  213.  —  BundesgeseUe  botr.  topo- 
graphische Aufnahmen  9/525,  521;  Verordnung  über  Abgabe  und 
Verkauf  der  eidgenössischen  Kartenwerke  Vllt  58. 

Erlasse  betr.  die  eidgenössische  Kriegsmaterialverwaltung 
9/370,   VI    148,  XIV  259,  261,   433.  —  Verordnungen  betr.   die   eid- 
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genOssiscbe  KouBtrnkttonswerkst&tte  in  Than  XVII I  865;  Qbev 
äieeidgenOBBiechenMDnitionsfabrikeDinThQDXTmSTO,  XIX  127, 
in  Altdorf  128,  betr.  Mnnitionskontrolle  in  Thnn  11/175,  XV  340;  betr. 
Mnnitionsdepot  in  Thnn  XIX  793  nnd  Verkauf  von  Kriegamunition  III 11, 
Austaosch  der  Gewehrmunition  II  104,  XIII  717;  über  die  Kriegs- 
pnlverfabrik  in  Wotblaufen  XIX  133;  über  die  eidgenOaeische 
Waffenfabrik  in  Bern  XVHI  875,  über  den  Verkauf  von  Handfeuer- 
waffen XII  686.  XV  202,  601,  XVI  824. 

Erlasse  betr,  OberkriegskommiasaT  und  Oberkriege- 
kommisariat  VII  86,  XVI  604,  Verpflegnugs-  und  Hagazinbareaa 
XIV  222,  247.  —  Entechädigungen  an  die  San  t  onskr  i  ega- 
kommiseariate  VII  111,  XVI  870. 

Verordnung  betr.  die  Landeeverteidigungakommiaaioa 
XII  36S.  —  RegalatiT  fQr  die  Verwaltung  der  Herzogatiftnng  XV  144. 
XVin.    Übergangsbeatimmnugen  and  Vollziehungaartikel. 

IL  Ble  HlUtArrerwaltang,  ihre  Verteilung  zwischen  Bund 
und  Kantonen. 

Militärverwaltung  ist,  im  Gegensatz  znr  Verfügung  Über  das 
Bundeaheer  oder  zum  An^ebotsrecbt ,  die  Herstellnng  der  Voi^ 
bedtngungen  und  der  Mittel  der  Aktion  nach  Mafagabe  der  Ge- 
setze (vgl.  oben  8.  219).  Anf  die  MilitHrverwaUntig  beziehen 
sich:  Abs.  1,  Satz  2,  und  Abs.  2  und  3,  während  Satz  1 
vom  Abs.  1  die  Gesetzgebung  betrifft.  Durch  diese  Bestimranngen 
wird  die  Verwaltung  teils  anf  den  Bund,  teils  auf  die  Kantone 
verlegt,  auf  die  letzteren  aber  iu  verschiedener  Weise.  Auf  den 
Bund  werden  übertragen  der  gesamte  Militäranterricht  und  ebenso 
die  Bewaffnung  (Abs.  2),  so  daTs  also  diese  beiden  Rechte  der 
Militärverwaltung  zur  Budegverwaltaig  gehören.  Betr.  die  Kan- 
tone dagegen  ist  zu  unterscheiden  zwischen  der  Funktion  der 
Kantone  bezw.  ihrer  Behörden  nach  Abs.  1  8atz  2  und  nach 
Abs.  3. 

Nach  Abs,  ),  Sata  2,  geschieht  die  Ausfllhrung  der  be- 
züglichen Gesetze  (d.  h.  flber  das  Heerwesen)  in  den  Kantonen 
innerhalb  der  durch  die  Bundesgesetzgebnng  festzusetzenden 
Grenzen  und  unter  Aufsicht  des  Bundes  durch  die  kantonalen 
Bebürden.  Die  Bandesgesetzgebung  bestimmt  also,  inwieweit  die 
kantonalen  Behörden  die  MilitKrgesetze  des  Bundes  auszuführen 
haben.  Was  aber  die  Bundesgesetsgebung  als  kantonale 
Kompetenz  bestimmt,  ist  nicht  souveräne  Kompetenz  der  Kantone, 
sondern  blofse  Vollzngskompetnnz.  Die  sonvertlne  Kom- 
petenz  der  Kantone  wird  durch  die  Bundesverfassung  selbst  be- 
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stimmt  (Art.  3);  nur  diejenigen  Rechte,  irelche  nicht  durch  die 
Bundeaverfassong  der  Bande^ewalt  übertragen  werden,  sind  soa- 
ver&ne  Rechte  der  Kantone.  Die  Vollzugskompetenz  der  Kantone 
hingegen  (wonach  sie  nur  Voll  zieh  ungaorgane  des  Bundes  sind) 
wird  durch  die  Enndeegesetzgebung  bestimmt.  Wo  aber  die  Kan- 
tone nnr  Vollzugsorgane  des  Bundes  sind,  steht  die  Verwal- 
tung selbst  beim  Bund.  Was  also  hier,  nach  Abs.  1,  Satz  2, 
die  Kantone  an  verwalten  haben,  sind  Sachen  der  Bundesverwal- 
tung; inwieweit  die  Kantone  bei  der  Bund  es  Verwaltung  mit- 
zuwirken haben,  bestimmt  allerdings  hier  wie  sonst  die  Bundes- 
gesetzgebuDg.  Es  ist  denn  auch  nicht  von  Kantonen ,  sondern 
nur  von  kantonalen  Behttrden  die  Rede,  durch  welche  die 
Ansfllhrung  geschehen  soll.  Die  Bundesverwaltung  aber  umfafst: 
Stellung  der  eidgenSssischen  Truppeneinheiten, 
VerfDgung  Über  das  Bnndesheer  (Art  19),  Unterricht 
und  Bewaffnung  (Art.  20,  Abs.  2.)  Inwieweit  auf  diesen  Ge- 
bieten die  Änafuhrung  nicht  durch  den  Bund  selbst  geschieht,  be- 
stimmt die  Bundesgesetzgebung.  Das  ist  der  yielfach  mifs verstandene 
Sinn  vom  Abs.  1,  Satz  2,  des  Art.  20;  vgl.  auch  B.B.  1873  n 
970/971  und  1874  U  60  ff. 

Nach  Abs.  S.  Dagegen  ist  die  Beschaffung  der  Beklei- 
dung und  Ausrüstung  und  die  Sorge  fUr  den  Unterhalt  Sache 
der  Kantone  selbst  —  allerdingn,  wovon  nachher,  auf  Kosten  des 
Bundes.  Das  sind  Rechte  der  Militärverwaltung,  welche  den 
Kantonen  vorbehalten ,  nicht  der  Bnndesgewalt  abertragen  sind 
(Art.  8),  also  aonverSne  Rechte  der  Kantone,  und  insofern 
sind  die  Kantone  selbst  souverMn,  nicht  blofs  Vollzieh  ungaorgane 
des  Bundes.  Bekleidung  und  Ausrüstung  sind  also  Sache  der 
KutaiiBTerwallang.  —  Als  souveräne  Rechte  der  Kantone  erscheinen 
auch,  nach  dem  vorhergehenden  Artikel  19,  das  Recht  der 
Stellang  der  kantonalen  Truppeneinheiten  und  das 
VerfUgungsrecht  über  die  kantonale  Wehrkraft,  so- 
weit letzteres  nicht  durch  die  Kompetenz  des  Bundes  beschränkt 
ist  —  wie  Stellung  der  etdgenSssiscben  Truppeneinheiten  und 
Vertilgung  Über  das  Bnndesheer  Rechte  der  Bundesverwaltung  sind. 

Nach  diesem  Unterschied  zwischen  souverBner  Kompetenz 
und  blofser  Vollzngskompetenz  der  Kantone  entscheidet  sich  auch 
die  frtlhere  Streitfrage,  ob  die  Kautone  berechtigt  seien,  Kom- 
petenzen in  Sachen  der  Militärverwaltung,  ohne  dafs  die  Bundes- 
verfassung  geändert   wUrde,    an  den  Bund  abzugeben,    bezw.  ob 
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der  Bund  berechtigt  sei,  eolche  Kompetenzen  ohn«  Änderung  der 
BundesverfasBung  zu  Übernehmen  (vgl.  v.  Salis  I,  Nr.  33).  Inso- 
weit n&mlich  eine  Angelegenheit  durch  die  Bundesverfassung  nicht 
dem  Bund  Übertragen  ist,  oder  insoweit  sie  ausdrücklich  d^n  Kan* 
tonen  als  solchen  Übertragen  ist,  ist  es  eine  kantonale  Angelegen- 
heit, d,  h.  eine  Angelegenheit  der  kantonalen  Souverilnetttt,  di« 
als  solche  ohne  Änderung  der  Bundes  Verfassung  weder  von  den 
Kantonen  an  den  Bund  abgegeben  noch  von  diesem  Ubemommen 
werden  kann  —  insoweit  dagegen  eine  Angelegenheit  als  Bundes- 
sache erscheint ,  sind  die  Kantone,  wenn  sie  dafUr  vom  Bund  in 
Anspruch  genommen  werden,  blobe  VoUziebungsoi^ne  des  Bundes, 
und  es  können  daher  die  beEOglichen  Kompetenzen  ihnen  auch 
wieder  abgenommeu  werden.  Weil  nan  in  Sachen  des  Uilit&rs 
durch  die  Bundesverfassung  selbst  den  Kantonen  als  solchen  die 
vorbezeichueteii  Kompetenzen  (Stellung  der  kantonalen  Truppen- 
kOrper,  Verfügung  Über  die  Wehrkraft  ihres  Gebietes,  Bekleidung 
und  Ausrüstung)  Übertragen  worden  sind,  können  sie  ihnen  nicht 
ohne  Änderung  der  Bundes  Verfassung  abgenommen  werden,  und 
gerade  um  solche  Kompetenzen  handelte  es  sich  bei  der  Streit- 
frage.  —  Hingegen  konnten  ihnen  sehr  wohl  Kompetenzen  abge* 
nommen  werden,  die  durch  die  Bundesverfassung  den  kantonalen 
Behörden  zugewiesen  sind,  wie  gerade  in  Art.  20,  Abs.  1, 
Satz  2,  oder  die  blob  durch  die  Bnndesgesetzgebung  den 
Kantonen  Übertragen  sind  (vgl.  auch  oben  S.  106). 

Der  weitere  Inhalt  von  Abs.  8,  zwei  Bemerkungen: 
Bekleidung  und  Ausrüstung  sind  Sache  der  Kantone,  nicht  blofs 
mit  Bezug  auf  die  kantonalen,  sondern  auch  mit  Bezug  auf 
die  eidgenössischen  Truppeneinheiten  (HilitKrorgani- 
sation,  Art.  145);  um  so  mehr  erscheint  die  bezügliche  Kompeteas 
als  ein  selbständiges,  souverHues  Recht  der  Kantone,  wie  Unter- 
richt und  Bewaffnung  als  Bechte  des  Bundes:  wie  der  Bund  fUr 
Unterricht  und  Bewaffnung  der  kantonalen  Truppen  so  gut  als 
der  eidgendssischen  zu  sorgen  hat,  so  liegen  umgekehrt  Be- 
kleidung und  Bewaffnung  deu  Kantonen  fllr  die  eidgenössischen 
gleicherweise  wie  für  die  kantonalen  Truppen  oh.  —  Die  Kosten 
werden  aber,  nach  Abs.  3  selbst,  den  Kantonen  vom  Bund  nach 
einer  von  ihm  aufgestellten  Norm  vergütet.  Diese  Norm  siebe  in 
B.G.  XIV,  700. 
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Artikel  ai. 

Soweit  nicht  raflltKrische  Oiilnde  ent^^nstehen ,  sollen  die 
TnppenkUrper  aatt  der  KaiuiBcbaft  desBelhen  Kantons  grebfldet 
werden. 

Die  ZnMunmenBetinnf  dieser  Tmpp«DkSrper,  die  Ftirsorge  für 
die  Erhdtnnf  Ihres  BestuideB  nnd  die  Emenaiing  nnd  BefSrdena; 
Ihrer  Offiziere  Ist,  unter  Benohtonff  der  dnrch  den  Bnnd  Anfin- 
Btellenden  nllifemelnett  Torschrlften,  Sache  der  Kantone. 


Dieser  Artikel,  Abs.  1  nnd  2,  bezieht  sich  lediglich  anf  die 
kantonalen  Truppenkörper,  donn  nnr  fUr  die  kantonalen 
TruppenkKrper  kann,  wie  es  in  Abs.  1  geschieht,  gefordert  werden, 
daTs  sie  aus  der  Mannschaft  desselben  Kantons  gebildet  werden; 
die  eidgenSssi sehen  TruppnnkOrper  dagegen  sind  gerade  daram 
eidgenössisch  and  nicht  kantnnal,  weil  sie  nicht  nach  Kantonen 
gebildet  werden  kSnnen  nnd  sollen.  Ebenso  trifFt  es  nur  bei  den 
kantonalen  Tmppenktlrpem  zn,  dats,  wie  Abs.  2  bestimmt,  dl« 
Zusammensetzung,  die  Erhaltung  des  Bestandes  nnd  die  Er- 
nennung nnd  Beförderung  der  Offiziere  Sache  der  Kantone  ist 
(vgl.  Militfiro^anisation ,  speziell  Art.  21,  32,  37  und  40).  Es 
ist  denn  auch  vom  Bundesrat  in  seiner  Botschaft  zur  Militflr- 
organisation  konstatiert  worden:  die  Zuteilung  derjenigen  Truppen, 
die  nicht  als  eidgenössische  vorgesehen  sind,  an  die  Kantone  ent- 
halte „die  genaue  Vollziehung  des  Art.  21  der  Bundeaverfaseung" 
(vgl.  B.B.   1874,  n,  17). 

Wenn  sich  der  Artikel  aber  nur  anf  die  kantonalen  Truppen- 
körper  bezieht,  erscheint  er  Überflüssig,  denn:  dnrch  Art  19 
ist  bereits  erklXrt,  dafs  das  Bundesbeer  zum  Teil  nnd  vor  allem 
ans  den  TruppenkOrpern  der  Kantone  bestehe,  d.  h.  von  den 
Kantonen  gestellt  werde,  und  dafs  die  von  einem  Kanton  zu 
stellenden  Truppen  auch  nur  aus  der  Mannschaft  dieses  Kautons 
gestellt  werden  dürfen,  ist  selbstverstHndlich.  —  Weiter  versteht  es 
sieb  von  selbst,  dafs  ein  Kanton,  soweit  er  Tmppen  zu  stellen 
hat,  auch  deren  Zusammensetzung,  die  Erhaltung  des  Bestandes  usw. 
zu  besorgen  hat  —  Der  ganze  luhalt  von  Art.  21  ist  also  be- 
reits in  der  dnrch  Art.  19  getroffenen  Einrichtung  kan- 
tonaler  Trnppenkttrper  enthalten. 

Der  Art.  20  beruht  offenbar  nnr  auf  einer  gedanken- 
losen ütnllbemahme  eines  Satzes  aus  Art  20  des  Bevisions- 
entwnrfes  v.  5.  III.  1872,  bezw.  des  Vorschlages  des  Bundesrates, 
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V.  16.  VI.  1873  (vgl.  die  Beilage  zu  Nr.  28  dee  BundeBblatteB, 
von  1873,  8.  4).  Jener  Revisionsentmrf  sah  keine  kantonalen 
Trappen körper  mehr  vor,  xoadera  nur  eidgenössische  (^1.  oben 
Einleitung  S.  41);  ebenso  noch  der  Vorschlag  des  Bundesrates 
für  die,  zweite  Revision.  Unter  dieser  Voranssetsnng  hatte  es 
einen  Sinn,  zu  bestimmen,  dals  die  TrnppenkSrper  mttglichst 
aus  der  Mannschaft  desselben  Kantons  gebildet  werden  sollten; 
ea  sollten  zwar  alle  TrappenkOrper  vom  Bnnd  gestellt  werden, 
der  aber  verpBichtet  sein,  sie  möglichst  nach  Kantonen  zu  bilden. 
Nachdem  dagegen  durch  die  nene  Bundesverfassung  diejenigen 
Truppen,  die  nach  Kantonen  gestellt  werden  können,  auch  den 
Kantonen  zu  stellen  vorbehalten  ist,  hatte  es  keinen  Sinn 
mehr,  zu  bestimmen,  data  diese  Truppen  aach  nach  Kantonen  ge- 
stellt werden  müssen.  Es  ist  denn  auch  in  der  II.  Revisions- 
heratung ,  nachdem  der  Artikel  aufgenommen  war ,  bemerkt 
worden:  „Mit  dem  Artikel,  wie  er  lante,  sei  niemandem  recht 
gedient".  Vgl.  die  gedruckten  Protokolle  über  diese  Beratung, 
8.  186  oben. 

Der  Bnnd  hftt  das  Beeht,  die  In  den  Euitonen  vorhandenem 
Waffenpl&lxe  und  die  in  mllltftrischen  Zwecken  bestlmmtea  OebKnde 
samt  Znf  ehSren  gtignv  bUll^e  Entschädlgiing  zur  Benntznng  oder 
als  Elgentnm  zu  Dbemehmen. 

Die  Mormen  fBr  die  daherige  EntschSdlgan^  werden  durch  die 
Bandesgesetzfebuiiir  Kcreg^elt, 


Der  Artikel  betrifft  die  sog.  M  ilitKranatalten  (Waffen- 
plKtze,  Kasernen  usw.),  nicht  zq  verwechseln  mit  dem  Kriega- 
material  (Art.  19,  Abs.  2;  siehe  oben  8.  220). 

Abs.  1   scheint  keiner  näheren  Erläuterung  bedürftig. 

A  b  a.  2  betreffend,  so  hat  die  Bundesgesetzgebnug  keine  be- 
züglichen Normen  aufgestellt;  die  Entscfaldignng  ist  je  weilen 
im  Verwaltungswege,  durch  Vertrag  festgestellt  worden.  Vgl. 
z.  B.  den  Vertrag  betr.  den  Waffenplatz  Zürich:  zürch.  Gesetze 
23/217;  in  Art.  8  dieses  Vertrages  wird  ausdrücklich  das  in  Voll- 
ziehung von  Art.  22  der  Bundesverfassung  zu  erlassende  (also 
noch  nicht  erlassene)  Bundesgesetz  vorbehalten.  —  Im  Verwaltungs- 
wege können  aber  die  Entschlidignngen  sehr  ungleich  ausfallen, 
was  eben  Abs,  2  durch  die  Forderung  gesetzlicher  Normen  ver- 
meiden will. 
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ArtllLcl  »3. 

Den  Bunde  steht  du  Recht  zn,  Im  Interesse  der  Eidgenossen- 
scbaft  oder  eines  grorsen  TeUes  derselben,  anf  Kost«n  der  Eid- 
genttssenschaft  Sffentllclie  Werke  zn  errichten  oder  die  Errlchtnng 
derselben  tu  nntcrst Atzen. 

Zd  diesem  Zwecke  Ist  er  auch  befngrt,  gegen  rolle  EntscfalUlgang 
du  Recht  der  Expropriation  geltend  in  machen. 

Die  nUiem  Bestlmmoiigen  hierllber  bleiben  der  Bnndesgesetz« 
g«bug  T»rb«h«lteD. 

Die  BundesTersommlnng  kann  die  Errlchtni^  SffentUcher  Werke 
utersogMi,  welche  die  militJiriachen  Interessen  der  Eidgenossen- 
schaft Torletzen. 


Literatur:  Sieber,  Das  Recht  der  Expropriation  mit  besonderer 
Berückeichtignng  der  Schweiz.  Rechte,  1889. —  Quggenbühl,  K.,  Das 
Linthwerk.  1904;  Weyrauch,  Der  Escher-Lintb -Kanal,  1868. 

I.  Die  SffenÜiehen  Werke  im  allgemeinen. 

1.  Der  R«chukomplex.  Der  Art.  23  bildet  mit  den  Art.  2i, 
26  und  37  zusammen  das  der  Schweiz,  speziell  dem  Band  eigen- 
tamliche  Recbtsinstitnt  der  „tiffentlichen  Werke"  (vgl.  oben  Über- 
blick über  die  allgemeinen  Bestimmangen  der  BundeSTcrfasenng 
8.  76). 

, öffentliche  Werke"  sind  im  fiffentlicheu  Nutzen  er- 
richtete Aulagen  der  Ingenieurknuat  und  zugehörige  Hafsnabmen. 
Der  Begriff  hat  drei  Merkmale:  1.  im  «ffentlichen  Nutzen: 
von  Öffentlichem  Nutzen  können  errichtete  oder  zn  errichtende 
Anlagen  sein,  nicht  nur,  wenn  sie  vom  Gemeinwesen  (Staat, 
Gemeinde)  hergestellt  sind,  sondern  auch,  wenn  es  Privatunter- 
nehmnngen  sind,  so  dafs  unter  Umatftnden  auch  diesen  die  Be- 
stimmungen zustatten  kommen.  —  2.  Anlagen  der  Ingenienr' 
kunst,  d.  h.  also  LtUigs-  oder  Horizontalbanten ,  wie  Anlage 
von  Kanälen,  Anstrocknung  von  SUmpfen,  Bau  von  Eisenbahnen  — 
im  Unterschied  zn  Hochbaaten.  3.  Zugehörige  Mafsnahmen, 
speziell  im  Interesse  des  Wasserbauwesens.  Solche  Mafsuahmen 
enthalt  die  Forstpolizei  als  Schulzforstpolizei,  d.  h,  als  Polizei, 
wonach  der  Forst  schtitzen  soll,  speziell  also,  wie  das  Waaser- 
banwesen,  vor  Überschwemmungen,  dann  anch  vor  Lawinen,  Berg- 
stareen  usw. 

Ein  der  Schweiz,  speziell  dem  Bnnd  eigentttm- 
lichea  Rechtsinstitnt  sind  die  öffentlichen  Werke  iusofera: 
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zwar  werden  auch  in  anderen  Staaten  solche  Werke  von  Staats 
wegen  errichtet  oder  unterstützt;  der  Sache  nach  sind  also  Öffent- 
liche Werke  nicht  spezifisch  schweizerisch.  Aber  eigentümlich 
ist  vor  allem,  dafs  das  Becht  zur  Errichtung  und  Unterstützung 
von  Anstalten  und  Anlagen,  das  sonst  jeder  Staat  ohne  weiteres 
besitzt  (vgl.  oben  S.  92),  hier  speziell  bezUgltch  der  sog.  Öffent- 
lichen Werke  besonders  ausgesprochen  wird  —  und  sodann,  dal> 
die  RechtssKtze  darüber  zu  einem  besonderen  Komplex  mit  be- 
stimmt abgegrenztem  Inhalt  sich  formieren.  —  Eine  Eigentüm- 
lichkeit speziell  des  Bundes  aber  sind  die  Öffentlichen  Werke; 
in  den  Kantonen  kennt  man  dieses  Rechtsinstitut  als  besonders 
Rechtsordnung  nicht.  Die  Kantone  haben  eben  die  regel- 
mälsigen  Aufgaben  eines  Staates,  während  dem  Bunde  nur  un- 
verhftltnismäCeige  Aufgaben  zufallen,  die  Über  den  Zweck  oder 
die  Kraft  eines  Einzelstaates  hinausgehen,  und  als  eine  solche  be- 
sondere Aufgabe  sind  Anlagen  der  genannten  Art,  die  unter  Um- 
ständen ein  weiterreichend  es  als  blofs  kantonales  Bedürfnis  dar- 
stellen und  dann  auch  Über  die  Kräfte  eines  einzelnen  Kantons 
hinausgehen  und  auch  meistens  Über  Kanton sgrenaen  hinaus  sich 
erstrecken  —  durch  die  genannten  Bestimmungen  der  Bnndei- 
verfasBung  erklärt  worden. 

2.  Das  Verhältnis  der  bezüglichen  Besümmnngen  zueinander 
ist  folgendes:  a.  Orundbestimmung  (nicht  Hauptbestimmung) 
des  ganzen  Institutes  ist  Art.  37,  welcher  dem  Bund  die  Ober- 
aufsicht über  Strafsen  und  BrUcken  überträgt,  an  deren 
Erhaltnng  die  Eidgenossenschaft  ein  Interesse  hat.  Diese  Auf- 
sicht ist  schon  zur  Zeit  der  alten  Bünde  geübt  worden  (erstmals 
1478  infolge  einer  Reklamation  der  Fuhrleute  über  den  schlechten 
Zustand  der  Strafsen  in  der  Schweiz),  bildet  dann  in  der  Mediation 
eine  verfassungsmäßige  Kompetenz  des  Landammanns  der  Scbweis 
(Kap.  XX,  AtL  XXIII)  und  wird  auch  unter  dem  Bundesvertrag 
von  1815,  obschon  darin  nicht  ausdrücklich  statuiert,  fortgesetzt 
geübt  (vgl.  Bepert.  der  Abschiede  I,  1132ff.).  —  b.  Die  Haupt- 
bestimranng  ist  Art.  23,  schon  in  der  früheren  Bundes- 
verfassung (Art.  21)  aufgestellt.  Der  Artikel  ist  gewissermatsen 
die  Folge  der  Orundbestimmung :  für  den  Fall,  dafs  die  Anisicht 
(als  negative  Sorge)  nicht  genügte,  weil  die  Kantone  das  Bedürf- 
nis nach  den  nötigen  und  gehörigen  Strafsen  nicht  befriedigten 
oder  nicht  befriedigen  kannten,  tritt  der  Bund  ein,  gestützt  auf 
sein   Recht  der  Errichtung  oder   Unterstützung    und 
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Dicht  nnr  für  8tra&«it,  sondsni  auch  ßtr  lUideTfl  Öfi^atliche  Werk«. 
Das  ist  dann  positive  FUrsot^,  Dieselbe  hat  der  Band  übrigend 
bereits  im  Liuthantemebmen  (1804 — 22)  betutigt. —  c.  Spezial- 
bestimniQngen,  bestehend  erst  seit  1874;  es  sind:  Art.  2  4  betr. 
Wasserbau-  und  Forstpolizei,  enthaltend  das  Recht  der 
Oberaufsicht  nnd  der  Subvention  zugleich,  und  Art.  26  betr.  das 
RAcht  des  Bnndes  zur  Eisenbabagesettgebung.  Zwar  hat 
er  ein  sotchea  Recht  schon  nnter  der  Bande sverfassaug  von  1848 
nnd  von  Anfang  an  gestützt  blofs  auf  die  Hauptbestimmung  von 
Art.  21  (neu  23)  in  Anspruch  genommen;  mit  dem  Spezial- 
artikel  26  ist  aber  der  Art  23  fUr  das  Eisenbahnwesen  nicht 
gegenstandslos  geworden,  sondern  bildet  immer  noch  die  Grund- 
lage fttr  die  Beteiligung  des  Bundes  am  Eisenbahnwesen  durch 
Subvention  nnd  Selbstbetrieb. 

n.   Der  Artikel  23  spezieU. 

Er  zerfällt  in  drei  Alineas,  betr.  vor  allem  den  Grund- 
satz des  Rechtes  der  Errichtung  und  Unterstützung  öffentlicher 
Werke,  dann  das  Expropriationsrecht  und  scblielslich  das  Recht 
der  Untersagung  öffentlicher  Werke  als  Gegenstück  zum  erst- 
genannten Recht. 

A.   Errichtmig  ond  UnterstflUnnfir  öffentlicher  Werke. 

1.  Errichtung.  Es  gibt  keine  öffentlichen  Werke  im  Sinne 
von  Art.  23,  welche  der  Bund  selbst  errichtet  hKtte,  aufser  dem 
Linthwerk;  Polytechnikum,  MilitSr- ,  Post-  und  Telegraphen- 
anstaltea  usw.  sind  keine  „öffentlichen  Werke".  —  Das  Linth- 
werk  bestand  ursprünglich  in  der  EnUumpfang  des  Gebietes 
zwischen  Walensee  und  Zurichsee  durch  EinfHhrnng  der  Linth, 
zum  Zwecke  der  Ablagerung  ihres  Geschiabes,  in  den  Walensee 
(Escher^Kanal)  ^)  und  Ableitung  derselben  von  da  in  den  ZUrich- 
See  (Linthkanal)  nnd  wurde  als  solches  Unternehmen  dnrch  Tag- 
satzungsbeschlnfs  v.  28.  VII.  1804  nnter  den  Schutz  und  die 
Leitung  des  Bandes  gestellt  (vgl.  Snell  I,  S.  267).  Seit  Vollendung 
der  beiden  Kanalisationen  besteht  das  Linthwerk  in  Schutz  nnd 
Unterhalt  der  betr.   Anlagen   und  wird   geregelt  durch  Bundes- 

')  Benannt  nach  dem  Begründer  und  Erbauer  des  Werkes,  Hans 
Conrad  Escher  von  ZDrich,  mit  dem  vom  Kleinen  Rate  durch  Beschlufs 
T.  12.  VI.  1823  —  aürch.  Gesetze  der  Restanrationszeit  HI,  S.  TO  —  ver- 
liehenen Ehrensunamen  „von  der  Linth". 
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erlasse  nnd  durch  VerordnuDgen  der  für  die  VerwRltnng  des  Werkes 
(Linth Verwaltung)  eingesetzten  Linthkotnmigsiou,  die  vom  Bundes- 
rat und  den  Regierungen  der  beteiligten  vier  Kantone  (ZUricfa, 
Schwyz,    Glarus    und    St.  Gallen)   gemeinsam    bestellt   wird ;    vgl, 

1.  Bnndesgesetz  betr.  die  Unterhaltung  des  Linth- 
werkes,   v.   6.  XU.    1867t    E.G.   9/208,   als  das   Hanptgesetx. 

2.  Bundesbeachlufs  betr.  die  Heoi^niaation  der  Linthverwal- 
tung,  V.  27. 1.  1862:  7/119,  AbKndernng  VI,  497,  und  Beglemeut 
über  die  GeschHftsordnting  der  Linthkommission,  v.  25.  IX.  1877: 
III,  232.  3.  Verordnungen  nud  Reglemente  betr.  Linth- 
polizei  9/647,  Erhebung  der  Linthaulage  (d.  b.  Einzug  der  Bei- 
steuern ftlr  das  Linthwerk  von  den  Eigentümern  des  Hinterlandes) 
10/115,  Lintbschiffahrts-  nnd  Reckerordnung  H,  177,  Unterhalt 
der  Benkner  Hintergrabendftmmlein  V,  913,  Bildung  der  neuen 
Hintergraben -Genossame  916.  —  4.  Bundes bescbluls  betr.  Zu- 
sicherung eines  Bundesbeitrages  fllr  die  Vollendung  des 
Lintbwerkes,  v.  25.  III.  1B97 ;  XVI,  102. 

2.  Unterstützung  (Subvention).  Die  Subvention 
öffentlicher  Werke  ist  nur  ein  Teil  der  Bundessubventionen  Hber- 
haupt;  neben  jener  gibt  es  nKmlich  noch  und  ebenfalls  zufolge 
Bundesverfassung  oder  Bnndesgesetzen :  Subventionen  fUr  das 
Schulwesen  (höhere  Unterrichtsanstalten  nnd  Volksschule,  ArL  27), 
Landwirtschaft  (vgl.  oben  S.  93)  u.  a.  —  Betr.  die  Subvention 
ütTentlicber  Werke  speziell,  so  kommen  folgende  Punkte  in  Be- 
tracht, a.  Das  Recht.  Durch  Art.  23  wird  ein  förmliches 
Recht  des  Bundes  zur  Subvention  Öffentlicher  Werke  statuiert. 
Ein  Recht  zu  Unterstützungen  besitzt  der  Bund  zwar  schon  nach 
allgemeinen  Grundsätzen  (vgl.  oben  S.  92  f.)  nnd  besafs  es  also 
schon  vorher,  wie  er  sich  denn  auch  am  Linthuntemehmen  von 
Anfang  an  beteiligt  hatte.  Aber  seitdem  ihm  ein  fSnn liebes 
Recht  zur  Unterstützung  speziell  der  Öffentlichen  Werke  verliehen 
worden  ist,  ist  damit  diese  UnteistUtznng  zu  einer  Aufgabe  des 
Bundes  gleichberechtigt  mit  anderen  erhoben  worden,  sn  dafs  er 
sie  neben  und  mit  den  anderen ,  nicht  erst  hinter  den  anderen 
und  nur,  soweit  ihm  diese  die  Mittel  dafUr  Übriglassen,  zu  er* 
fHllon  berechtigt  erscheint.  Das  ist  die  besondere  Bedeutung  der 
Erhebung  dieser  Subvention  zu  einem  verfassungsmftfsigen  Rechte.— 
b.  Der  Umfang  der  Subvention.  Die  Subvention  für  Öffent- 
liche Werke,  gestutzt  auf  Art.  23,  ist  erstreckt  worden  auf:  Straben 
nnd  BrQcken,  Schutzbauten  an  OewSssem  und  OewKsserkorreküonen 
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(seit  1874  beeteht  dafUr  zwar  der  Spezi alartikel  24  und  bezw. 
em  gesetzlicher  Titel  in  dem  daraufhin  erlasBenen  Bandesgesetz), 
Eisenbalinen,  auch  auf  die  Wiederherstellung  der  am  5.  VII.  1887 
eingesunkenen  Vorstadt  Zug  (betr.  Ufereinbnich  zwar  auf  das 
vorhin  erwHhnte  Wasserbaupolizeigesetz,  im  übrigen  dagegen, 
namentlich  betr.  Wiederherstellung  der  Stratsen,  gestutzt  auf 
Art.  23  der  Bundesverfassung).  Vgl.  im  gauzeu  v.  Salis  III, 
Nr.  910—992.  —  c  Die  Bedingung.  Grund sStzHclie  Be- 
dingung des  Sabventionsrechtes  wie  dar  Errichtung  ist ,  dafs  es 
Werke  betreffe,  die  „im  Interesse  der  Eidgenossenschaft  oder  eiuee 
grofsen  Teiles  derselben"  liegen  —  also  Werke  von  gemein* 
schweizerischem  oder  doch  von  allgemeinerem,  nicht  blofs  lokalem 
Interesse.  Interessen  dieser  Art  sind  militllrische  oder  national- 
Ökonomische  Interessen,  ~-  Speziell  ist  ein  solches  Interesse  auch 
das  VerkebrsbedUrfnis  (der  £auiaflbertragung)  der  verschiedenen 
Landesteile  untereinander,  und  die  Subvention  ist  gerechtfertigt, 
wenn  die  Herstellung  besonders  schwierig  ist  und  über  die  KrSfte 
von  Gemeinden  und  Kanton  hinausgeht;  so  beim  Seedamm 
Rapperswil  wi«  beim  AlpenUbergang  des  Schjn  in  GraubUndeu. 
Aach  solche  Werke  sind  nicht  blofs  lokaler  Natur,  sondern  dienen 
zur  Verbindang  der  anstofsenden  Landesgegenden,  den  Zufahrten 
von  weiter  her.  Vgl.  v.  Salis  1.  c.  und  meinen  Grundrifs  des  Staats- 
und Verwaltungsrechts  der  schweiz.  Kantone  II,  S.  225/22t).  — 
Die  erste  Subvention  ftlr  Alpenstrafsen  ist  tlbrigens  nicht  die  fUr 
die  Brttnigstralse  v.  26.  VII.  1856  (v.  Salis),  sondern  die  für  den 
Gro&en  St.  Bernhard  v.  21.  VU.  1854  (B.G.  4/265). 

B.   Expropriation. 

Vgl.  Bundesgesetz  betr.  die  Verbindlickkeit  zur 
Abtretung  von  Privatrechten,  v.  1.  V.  1849:  B.G.  1/319, 
dazu:  Abänderung  vod  Art.  37:  5/568,  Anwendung  auf  Waffen- 
pl&tze  VI,  184,  auf  Schielsplatze  XVI,  709,  und  Verordnung  und 
Reglement  betr.  SchStznngskommissionen  XIX,  334,  370. 

Nach  diesem  Geseta  findet  die  Expropriation  von  Buades- 
wegen  statt  nicht  nur  fUr  (ifTentliche  Werke,  die  von  Bandes  wegen 
errichtet  werden,  so  dafs  es  dann  auch  wirklich,  wie  der  Wort- 
laut von  Art.  23,  Abs.  2,  der  Bundesverfassung  voraussetzt,  der 
Bund  ist,  der  das  Recht  der  Expropriation  geltendmacht  — 
sondern  auch  für  öffentliche  Werke ,  auf  welche  die  Anwendung 
des  bundesmfifsigen  Expropriationsrechtes    beschlossen  wird,    und 
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diese  Anwendung  wird  nnter  umstanden  beechloaseD  auch  für  Toa 
Kantonen,  Gemeinden  oder  Privaten  unternommene  Öffentliche 
Werke,  die  aber  vom  Bund  unterstntzt  werden,  oder  deren 
AnsfUbrung,  wie  die  der  Eisenbahnen,  der  Oeuehmigung  des 
Bandes  bedarf. 

Nach  anderen  Bandesgesetzen  findet  die  Expropriation  von 
Bnndes  wegen  noch  anf  andere  Fälle  Anwendung,  bezw.  ea  findet 
diese  !Bxpropriation  weiterhin  kraft  anderer  Bundesgesetze  An- 
wendung, wie  die  Expropriation  fUr  Errichtung  von  Bandeabanten 
kraft  des  eidgenSsaiachen  Expropriationageeetzea  selbst  —  also 
ex  lege,  nicht  blofa  kraft  besonderen  Beacblnaaea  der  Bunde»- 
veraamralung ;  so:  1.  auf  alle  vom  Bund  konzedierten  Eisen- 
bahnen, lant  Bnndesgesetz  betr.  Baa  nnd  Betrieb  von  Eisen- 
bahnen, V.  23.  XII.  1872,  Art.  12:  B.6.  11/4;  2.  auf  Wasser- 
bauten, welche  durch  das  Bnndesgesetz  betr.  die  Wasserban- 
polizei  im  Hochgebirge,  v.  22.  VI.  1877,  vorgesehen  sind,  kraft 
Art.  8  dieses  Gesetzes:  III,  1895;  8.  ebenso  nach  dem  früheren 
Bundesgesetz  betr.  die  Forstpolizei,  Art.  22,  fUr  Anfforstungen 
nach  MaTsgabe  dieses  Geaetzes  {II,  358)  —  nach  dem  nenen  be- 
züglichen Bnnde^eaetz,  Art.  45,  dagegen  (XIX,  503)  findet  die 
Expropriation  fltr  Triangalation ,  Ablösung  von  Nntzungarecbten 
an  Waldungen  und  fUr  AuiYoratungen  nach  Slafsgabe  des  kan- 
tonalen Eechtea  atatt,  immerhin  mit  dem  Vorbehalt  des  Reknrs- 
rechtes  an  den  Bundesrat  betr.  die  Pflicht  zur  Abtretung  oder 
Ablösung  eines  Rechtes.  Dieser  Übergang  vom  eidgenössischen 
zum  kantonalen  Expropriattousrecbt  weckt  die  Frage  nach  dem 
Verhältnis  der  beiden  Rechte  zneinander. 

Das  Verhältnis  des  Bundesgesetzes  betr. 
propriation  zu  den  kantonalen  Expropriatii 
gesetzen  beztlglich  der  Anwendbarkeit  ist  das:  das  Bnndes' 
gesetz  beansprucht  Anwendung  fttr  Abtretungen,  an  denen  dei 
Bund  interessiert  ist,  welche  aber  mit  den  kanontalen  Expropriationa- 
geaetzen  wegen  deren  mdglicher  Mangelhaftigkeit  oder  wegen 
der  Ausdehnung  der  Expropriation  nicht  oder  nur  schwer,  jeden- 
falls nicht  gleichmSfaig  durchzufllhren  sind.  Interessiert  ist  der 
Bund  an  allen  von  ihm  vorgesehenen  Zwangsabtretungen,  sonst 
würden  sie  von  ihm  nicht  vorgesehen  sein ;  das  eidgenössische  Ex- 
propriationsrecbt  ist  dabei  aber  nur  nötig  fUr  Unternehmungen  wie 
Eisenbahn-  nnd  Wasserbauten,  die  unter  Umstunden  Über  kan- 
tonale Grenzen  hinausgehen,  während  forstpolizeiliche  Abtretungen 
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nnd  AbltteungeD  sich  aaf   einen    lokalen  üajon    beBcfaTänken ,    so 
dafa  fllr  diese  das  kantonale  Expropriationsrecht  genllgt. 

C.  TlDtersagnilK  ßfFentlicher  Werke  im  militärischsn  Inter- 
esse. —  Als  Gegenstand  der  Unter sagnng  kommen  in  Frage 
effentliche  Werke  an  der  Schweizergrenze,  welche 
die  Sicherheit  der  Schweiz  blofsstelUn ,  wie  Überscfaienung  oder 
DnrchbohrtiDg  von  Grenzgebit^n  (Simplon)  nnd  Überbrttckung 
von  Grenzflüssen  (Ponte  Tresa).  —  Der  Grund  der  Untersag^ng 
mnfs  im  militärischen  Interesse  liegen.  Es  stehen  sich 
also  nicht  gegenüber  eidgenössischea  nnd  kantonales  Interesse; 
das  Interesse  mnfs  immer  eidgenössisch  sein,  aber  nicht  jedes  eid' 
genCssische  Interesse  genügt.  Eis  stehen  sich  vielmehr  gegenüber 
militKriscbe  and  andere  öffentliche  Interessen,  insbesondere  Handels- 
nnd  Verkehrs  Interessen.  Jene  sprechen  unter  Umstünden  fUr 
Abscfaliersung  des  Landes,  also  gegen  öffentliche  Werke,  bestehend 
in  Niederlegnng  oder  Überwindnng  von  Verkehrasch  ranken  — 
die  Handels-  und  Verkehrsinteressen  dagegen  für  Öffnung  und 
Verbindung  des  Landes  nach  auÜsen.  Jene  Interessen  gehen  aber 
als  Interessen  der  Existens  nnd  Integritfit  des  Landes  dieseu  vor, 
wie  Existenz  und  Sicherheit  des  Staates  der  Wohlfahrt  des  Volkes 
vorgehen;  vgl.  meine  Politik,  S.  15,  180  Note  und  279.  Im 
Interesse  jener  können  also  öffentliche  Werke,  so  sehr  sie  sonst 
willkommen  wären,  untersagt  werden.  —  Die  Kompetenz  zur 
Untereagnng  steht  nicht  beim  Bundesrat,  sondern  ist  der  Bundes- 
versammlung reserviert  mit  Rücksicht  auf  die  Wichtigkeit 
des  Rechtes;  ein  unter  Umständen  so  schwerer  Eingriff  in  das 
Verkehrslebea  soll  nur  von  der  höchsten  Behörde  des  Landes  be- 
schlossen werden  können. 

III.  Honopolislerang  der  Wasserkräfte  der  Bchweiz 
(rectins  Regal isi erung :  es  handelt  sich  nicht  nm  die  Verstaat- 
lichung eines  Gewerbebetriebes,  sondern  um  die  Übertragung  des 
Rechtes  am  Wasser,  also  des  Wasserregals,  auf  den  Bund): 
Petition  der  schweizerischen  Gesellschaft  „Fr  ei -Land"  (6«sell- 
schaft  für  Boden  Verstaatlichung)  vom  April  1891  an  die  Bundes- 
behörden nm  Aufnahme  eines  Artikels  in  die  B  nnd  es  Verfassung  des 
Inhalts :  „Sämtliche  noch  unbenutzte  Wasserkräfte  der  Schweiz 
sind  Eigentum  des  Bundes.  Die  Gewinnung  nnd  Ausbeutung 
derselben,  sowie  deren  Fortleitnng  durch  Elektrizität,  Druck- 
luft   usw.    sind    Bundessache.      Über    die    Durchführung    dieses 
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Monopols,  sowie  über  die  Verteiltiag  des  Reinertrages  ans  dem- 
selben  wird  ein  Bundesgesetz  das  Nötige  bestimmen."  Die  Petition 
wnrde  abgewiesen,  aber  eine  Untersnchung  der  Wasserkräfte  der 
Schweiz  angeordnet  nnd  begonnen.  Vgl.  BJB.  1891 :  IV,  333,  640; 
1894:11,820.  B.G.  XV,  U2.  B.B.  1895:  III,  237.  B.G.  XV226, 
und  die  jährlichen  Berichte  über  den  Stand  der  Untersuchung 
von  B.B  1896,  I,  983  bis  1904,  II,  119. 

ArUkel  S4. 

Der  Bund  hat  das  Beeht  der  Oberaufsicht  tber  die  Wasserbaa» 
und  Forstpoltsel. 

Er  wird  die  Korrektion  und  Terbanong  der  Wildwagser,  sowie 
die  AnfTorstiug  Ihrer  QneUengebiete  unterst&tEen  und  die  nStig» 
MchlitEenden  Bestiinmun^en  zur  Erhaltung  dieser  Werke  nnd  der 
schon  Torhandenen  Waldnu^n  aufstellen. 

Literatur;  J&ggi,  Die  Flufa-  und  GewSsBerkoTrektioDen  seit 
dem  Jahre  I8l8  (Zeitschrift  für  Schweiz.  Ststiatik  1888,  XXIV,  179  5.): 
A.  T.  Salis,  Schweiz.  Wasserbauwesen,  Organisation,  Leistungen  nnd 
BauB^steme,  18^;  Die  Wildbachverbaiiiing  in  der  Schweic,  dar- 
geetdlt  vom  eidgenössischen  Oberbauinspektorat,  1890/92.  —  Felber, 
Art  24  der  Schweiz.  BuDdesverfasHung  und  der  Einflufs  des  Waldes  auf 
den  Wasserstand  der  Flüsse  (Schweiz.  Zeitschrift  für  Forstwissen- 
schaft 1887). 

Mit  diesem  Artikel  beginnen  die  gesetzgeberischen  Aufgaben 
des  Bundes  in  Sachen  der  inneren  Verwaltung.  Die 
Lesung  dieser  Aufgaben  der  Bunde srerfassung  bildet  die  grorse, 
weitreichende     nnd     tiefgreifende    Verwaltungsgesetzgebung     des 


I.  Gmnd  und  Zweck  des  Artikels.  Aus  welchen  Gründen 
bezw.  nach  welchen  Rücksichten  die  Übernahme  von  Angaben  durch 
den  Bund  im  allgemeinen  stattfindet,  siehe  darüber  oben  S.  91. 
Hier,  bei  Art.  24,  ist  es  speziell  die  Rücksicht  anf  die  Ver- 
nachlässigung dieses  Teils  der  Verwaltung  durch  die  Kantone, 
und  um  so  mehr,  als  eine  Vernachlässigung  der  Wasserbau-  und 
Forstpolizei  nicht  nur  an  den  Kantonen  und  Gemeinden,  die  sie 
begehen  oder  dulden,  sich  rächt,  sondern  auch  andere  Oemeinden, 
andere  Gebiete,  andere  Kantone  mit  in  den  Kreis  des  Verderbens 
zieht  und  Katastrophen  vorbereitet,  unter  denen  das  gause 
Land  erbebt  (vgl.  B.B.  1870,  II,  670).  —  Der  Zweck  des  Artikels 
ist  denn  auch  dem  Grande  entsprechend :  es  soll  von  Bundes  wegen 
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uunentUch  der  Verwüstung  durch  die  GewHaser  Ein- 
halt getnn  werden.  Dieser  Verwüstung  aber  wird  Einhalt  getan 
dnrch  die  Wasserbau-  und  Forstpolizei.  Von  der  Wasserbaa- 
polizei  gilt  das  selbstverstAndlich.  Ea  gilt  aber  auch  von  der 
Forstpolizei,  weil  diese  Verwüstung  hauptsKchlich  die  Folge  der 
in  den  Waldungen  stattfindenden  Mifswirtschaft  ist,  die  Forst- 
poHzei  aber  die  mifsbrUnchlicfaeD  Abfaolznngen  verbietet  und  eine 
ordentliche  Wirtschaft  gebietet.  Dadurch  also,  dafs  dem  Bund 
Kompetenzen  in  diesen  VerwaJtungsgebieten  Übertragen  werden, 
wird  von  Bundes  wegen  der  LandeBkalamit&t  der  Überschwemmungen 
usw.  entgegengewirkt. 

n.   Die  Eompetenzen  des  Bandes.    Dem  Bund  wird  in 

jedem  der  beiden  Gebiete,  Wasserbau-  und  Forstpolizei,  eine  drei- 
fache Kompetenz  übertragen :  Oberaufsicht,  Unterstützung 
und  Gesetzgebnng.  Das  Recht  der  Gtesetzgebuug  ist  aus- 
gedruckt im  Nachsatz  betr.  „die  nätigeo  schützenden  Be- 
stimmungen". Mit  der  gesetzgeberischen  Kompetenz  ist  es  aber 
beim  Wosserban-  und  Forstwesen  nicht  getan;  sie  steht  nicht 
einmal  in  erster  Linie;  denn  es  bandelt  sich  nicht  blofs  um 
Schutz  dni'ch  gesetzliche  Bestimmungen,  sondern  um  positive 
Pflege,  n&mlich  um  Errichtung  und  Unterhaltung  wasserbaulicher 
und  forstlicher  Anlagen;  daher  auch  und  vor  allem  Oberau&icht 
Aber  solche  Anlagen  und  Unterstützung  solcher  Anlagen  als 
Kompetenzen  des  Bundes.  —  Die  Oberaufsicht  speziell  ist  mittel- 
bare Aufsicht,  insofern,  als  zunächst  die  Kantone  die  Aufsicht 
über  solche  Anlagen  zu  fuhren  haben,  und  mufs  ausdrücklich 
festgesetzt  werden,  beides  im  Gegensatz  znr  Aufsicht  Über  den 
Vollzug  von  Bnndesgesetzen :  diese  kommt  dem  Bund  unmittelbar 
zu  und  versteht  sich  von  selbst.  —  Die  Unterstützung  ihrerseits 
bildet  nicht  nur  ein  Recht  des  Bundes  —  das  hätte  er  schon 
ohne  jede  Bestimmung  und  hat  es  in  einem  hCheren  Sinn  spesnell 
ans  dem  Titel  des  Artikel  23  (vgl.  oben)  —  sondern  eine  Pflicht 
(„er  wird  die  Korrektion  und  Verbauung  der  Wild  waaser,  sowie 
die  Aufforstung  ihrer  Quellengebiete  unterstlttzen"). 

III.  Das  Geltungsgebiet  des  Artikels.  Nach  dem  ur- 
sprunglichen Art.  24  der  Bundesverfassung  hatte  der  Bund 
das  Recht  der  Oberaufsicht  über  Wasserbau-  tind  Forstpolizei  nur 
im  Hochgebirge,  und  unter  Hochgebii^e  war  das  Alpengebiet 
mit  den  Voralpen  verstanden,  so  dsfa  der  Kompetenz  des  Bundes 
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das  gause  schweizeriBche  Mittelland  nad  der  Jnra  entfielen.  Du 
Älpeugebiet  mit  den  Voralpen  war  das  sog.  „eidgenössische  Font- 
gebiet".  —  NachderPartialrevision  dieses  Artikels,  v.  11. VH. 
1897,  hat  der  Bund  jetzt  diese  Rechte  über  die  ganze  Schweiz.  la- 
folgedessen  wurde  das  frühere  erste  Bnndeagesetz  Über  die  Forst- 
polizei (B.G.  n,  353)  durch  Bundesbeschlnb  v.  15.  IV.  1898 
(XVI,  825)  als  auf  die  ganze  Schweiz  anwendbar  erklärt,  bis  das- 
selbe durch  ein  aeaes,  gnindsStzlich  speziell  mit  Rücksicht  auf 
die  Ausdehnung  des  Geltangsgebietes  des  Art  24  Über  die  ganze 
Schweiz  revidiertes  For'stgesetz  (vgl.  unten  IV)  ersetzt  worden  ist 
(betr.  diese  Gesetzesrevision,  ihre  loangrifftiahme  und  ihre  interi- 
mistische Sistierung  wegen  des  Unfall-  und  Kranken  versieb  ernngs- 
gesetzes,  bis  das  letztere  gefallen  war,  vgl.  B.B.  1898 :  III,  543 ; 
1899:  in,  101,  IV,  1034).  Warum  aber  ist  nicht  auch  das  Wasaer- 
baupolizeigesetz  nach  Ausdehnung  des  Geltungsgebietes  des 
Art.  24  in  Revision  gezogen  worden?  Weil  dieses  sich  schon 
nach  seiner  ursprünglichen  Fassung,  und  zwar  gestützt  auf  den 
unverändert  gebliebenen  Abs,  2  des  Art.  24,  auf  die  „Wild- 
wasser"  bezog  und  als  Wildwasser  die  FlUsse  gelten,  soweit 
sie,  wenn  sie  nicht  verwildem  sollen,  zur  Fortbewegung  ihrea  Ge* 
acbiebes  künstlicher  Einrichtungen  bedürfen,  also  bis  zu  den  Seen 
(B.B.  1876,  I,  660)  —  also  Wildwasser  nicht  nur  die  Wanser  im 
Hochgebirge,  sondern  (in  der  Schweiz)  auch  im  Tal  und  Uber- 
hanpt  in  ihrem  unteren  Laufe  sind. 

IT.  Die  Bandesgegetzg«bnDg  in  Ausführung  des  Art.  24. 
Ftlr  Wasserbau-  und  ftlr  Forstpolizei  gibt  es,  trotzdem  die  Gesetz- 
gebung über  beide  in  einem  und  dem  gleichen  Artikel  der 
Bundesverfassung  vorgesehen  ist,  je  ein  besonderes  Gesetz,  jedes 
wieder  mit  Annexen  —  weil  sich  beide  Aufgaben  technisch 
scharf  voneinander  scheiden,  wie  denn  auch  der  Organisation 
nach  Wasserbau-  und  Forstwesen  besondere  Verwaltungen  und 
einen  ahgesouderten  geschHftlichen  Verkehr  notwendig  machen 
(vgl.  B.B.  1875,  IV,  1090/1091).  —  Die  beiderseitigen  Gesetz- 
gebnngen  sind  folgende: 

1.  betr.    die  Wasserb  anpoli  zei: 

Bundesgesetz  betr.  die  Wasserbaupnlizei  im  Hochgebirge, 
T.  22.  VI.  1877:  B.G.  III,  198.  —  Bundesbeschlufs  betr.  Be- 
willigung eines  Bundesbeitrages  fUr  Schutzbauten  an  Wildwassern 
und  für  Aufforstungen  im  Hochgebirge,  v.  21.  VII.  1871:  10/517, 
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aafgehobeu  bis  anf  Art.  2  betr.  Schutzbau tenfonds ;  BnndesrKts- 
bescblab  betr.  Vervendnug  des  Scbatzbautenfouds  HI,  226. 

2.    betr.  die  Forstpolizei: 

Bandesgesetz  betr.  die  eidgenSsaiscfae  Oberaufsicht  Über  die 
Foretpolizei ,  v.  11.  X.  1902:  B.G.  XIX,  492;  VollBiehtings- 
Terordniing  507,  mit  Abftndernng  XX,  47;  Bundesratsbeschlnfs 
betr.  Wählbarkeit  an  eine  btthere  eidgenöasiscbe  oder  kantonale 
Forstbeamtung  XIX,  677. 

Artikel  »5. 

Der  Bnnd  Ist  befngt,  gesetsllche  Bestiramnngen  Iber  die  Ans- 
flbnng  der  Fischerei  nnd  Jagd,  namentlich  znr  Erhaltung  des  Hoch- 
wildes, sowie  zum  Schutse  der  für  die  Land-  nnd  Forgtwlrtochaft 
nBtillchen  TSgel  in  treffen. 


Literatur:  Fiurz,  Gexchicbte  und  System  der  Schweiz.  Jagd- 
etrafgesetzgebung,  1900.  —  As  per,  Die  Fische  der  Schweiz,  1891; 
r.  Liebenan,  Geschichte  der  Fischerei  in  der  Schweii,  1897. 

I.  Der  Znaammenhang  dieser  Anfgaben  miteinander.  Wie 
Wasserbau-  und  Forstanlaf^n  als  äfientliche  Werke  durch  den 
Zweck  des  gemeinsamen  Schutzes  vor  Überschwemmungen  zu- 
sammenhHngen,  so  Fischerei  und  Jagd  als  Gewerbebetriebe. 
Fischerei  und  Jagd  haben  nSmIicb  rechtlich  den  Gegenstand 
und  die  Behandln  ngsweise  gemeinsam.  Betr.  den  Gegenstand,  so 
sind  sie  auf  die  Pertinenz  des  Wassers  (Fische  und  andere 
Wassertiere)  oder  des  Waldes  (Jagdwild)  gerichtet.  Auch  die 
Fischerei  faetrifit,  obschon  sie  sich  auf  das  Wasser  bezieht  und 
insofern  eine  Art  Wasserregal  ist,  nicht  wie  die  übrigen  Waeser- 
regalien  (Schiffahrt,  FHhren,  Flöfsen,  Wasserwerke)  den  Wasser- 
lanf,  sondern  eben  die  Pertinenz  des  Wassers,  wie  die  Jagd  auch 
eine  Pertinenz  betrifft,  und  gehört  daher  neben  das  Jagdregal, 
nicht  neben  die  Wasserregalien.  —  Und  betr.  die  rechtliche  Be- 
handlung kommen  bei  Fischerei  und  Jagd  die  gleichen  Grund- 
sätze in  Betracht,  regalistisch  und  polizeilich.  Regalistiscb  fragt 
es  sich,  ob  die  Ausbeutung  seitens  des  Staates  nach  dem  Pacht- 
oder nach  dem  Patent(Konzessions-)sjstem  stattzufinden  habe,  und 
polizeilich,  betr.  die  Kegetang  der  Ausübung,  bandelt  es  sich  bei 
beiden  Betrieben  um  die  Regelung  nach  Zeit  (Schonzeiten),  Ort 
(Schonreviere),  Art  nnd  Weise  (Verbot  von  Fallen  nnd  Giften), 
Qualität   der   Tiere    (Ansschluls    von  jungen    Tieren    und    bezw. 
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Muttertieren,  kleinen  FiBclien). —  Der  Vogelschatz  seinerseits 
gehört  mit  der  Jagd  snsammen  znr  Jagdgesetzgebang,  weil  er  im 
AnsBchlnsse  gewisser  Vogelarten,  der  sog.  nützlichen  VOgel,  von 
der  jagdmtlfsigen  Erlegung  besteht  —  wie  bei  vierfUfsigea  Jagd- 
tieren die  Jagd  von  Muttertieren,  jungen  Tieren  usw.  ans- 
geschlosBen  wird  (vgl.  oben). 

II.  Der  Grand  der  Übertragung  bezüglicher  Kompetenzen 
an  den  Bund  ist  der  gleiche  wie  heim  vorigen  Artikel:  Ver- 
nachlässigang  dieser  Aufgaben  durch  die  Kantone.  Infolge 
der  Vemaclilässigung  war  das  Hochwild  an  vielen  Orten  fast  toII- 
Btändig  ausgerottet,  und  waren  die  FlUsse  und  Bftche  von  den 
edelsten  Fiscbsorten  immer  mehr  entvölkert  worden ;  auch  war  im 
Tessin  wie  im  stammverwandten  Italien  ein  förmlicher  Vertilgungs- 
krieg  gegen  die  der  Landwirtschaft  nützlichen  Vögel  im  Schwange 
und  ist  es  grobenteils  heute  noch,  da  dieselben  anf  ihren 
HerhstzUgen  scharenweiae  gefangen  and  getatet  werden,  am  als 
DelikateBsen  oder  Ausstattuagsgegensttlnde  verkauft  za  werden. 

III.  Die  Kompetenz  des  Bundes  ist  hier  der  Natnr  der 
Sache  nach,  im  Gegensatz  zum  vorigen  Artikel,  nur  gesetz- 
geberischer Art,  und  sein  Gesetzgebungsreclit  beschränkt  sich 
auf  polizeiliche  Bestimmangeu,  im  Gegensatz  zu  regal  istischen. 
Das  Regal  betr.  Fischerei  und  Jagd  gehört  als  grund herrliche« 
Begal  (vgl.  zn  Art.  31)  den  Kantonen  und  kann  ihnen  ohne 
weiteres,  ohne  ausdrückliche  Ermächtigung  der  Bundesverfassung, 
vom  Bund  nicht  entzogen  werden.  —  Auch  die  poIizei gesetzliche 
Kompetenz  erscheint  beschränkt,  so  ausdrücklich  betr.  die  Jagd, 
weil  namentlich  der  Erhaltung  des  Hochwildes  Sorge  getragen 
werden  soll.  Der  Bundesgesetzgeber  hat  sich  denn  wenigstens  beim 
Jagdgesetz  damit  begnügt,  die  „wichtigsten  Grundsätze  über  Tier- 
schutz nnd  pSegliche  Behandlung  des  Jagdbetriebes"  auszusprechen 
(vgl.  B.B.  1875,  III,  2&)  —  weniger  beschränkt  hat  er  sich 
beim  Fi  schere  igese  tz ,  mit  Rücksicht  auf  die  Staatsverträge  betr. 
die  Fischerei  im  Rhein  und  Bodensee,  mit  denen  die  interne 
Fi  schere  ige  setzgebung  in  Einklang  zu  bringen  war  (vgl.  B.B.  1875, 
IV,  149  ff.). 

IT.  Die  Bandesgesetzgebang  trennt  sich  auch  hier,  wie 
in  Ausführung  des  vorigen  Artikels,  in  zwei  Gesetzgebungen:  betr. 
Fischerei  und  betr.  Jagd  und  Vogelschutz. 
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1.  betr,  Fischerei: 

BnndeBgeBefa  betr.  die  Fischerei,  v.  21.  XII.  1888;  B.G.  XI,  62 
(aa  Stelle  eines  früheren,  ersten  Gesetzes:  B.G.  IT,  90);  VoU- 
Biehnngsverordnung  145,  Abänderung  XIII,  309 ;  Special  Verordnung 
betr.  Verunreinigung  der  GewÄaser  XI,   163, 

2.  betr.  Jagd-  und  Vogelschutz: 

Bnndesgesetz  Über  Jagd  und  Vogelschnti,  v.  17.  IX.  1875: 
B.G.  n,  39*,  Votlziehungsverordnaug  156;  Verordnung  betr.  aus- 
iKndieches  Wildpret  IV,  41;  Verordnung  über  die  Baunbezirke 
XVm,  74fi,  ErgKnzung  XIX,  32.  —  Bundesbeschlurs  betr.  die 
Beteiligung  des  Bundes  an  den  Kosten  der  Kantone  für  Über- 
wachung der  Bannbezirke  fUr  die  Hochvildjagd  III,  576,  Ver- 
ordnung IV,  38. 

Artikel  SB  bi«. 

Das  Scblacbten  der  Tiere  ohne  rorherig'e  Betkubung  ror  dem 
BlutentEuge  ist  bei  jeder  Scblachtart  and  Tlebgattnng  ausnahmslos 
untersagt. 

Der  Artikel  enthalt  das  Schttchtverbot,  und  Schachten 
ist  die  Schlachtung  nach  den  Vorschriften  des  Talmud,  die 
israelitische  Schlachtmetfaode ,  bestehend  im  Durchschneiden  des 
Halses  bezw.  im  BIntentzug  ohne  vorherige  Tötung  oder  Be- 
täubung des  Tieres. 

I.   Die  Torgesehiehte. 

1.  Zuerst  erging  eine  Fetitiou  des  Vorstandes  des 
schweizerischen  TierschntzTereins  an  den  Bundesrat, 
V.  27.  IV.  1886,  des  Inhalts,  der  Bundesrat  wolle  daFUr  sorgen, 
data  das  SchSchten  in  der  ganzen  Schweiz  verboten  werde.  Die 
Petition  wurde  abgewiesen  mit  der  Begründung,  die  Bundes- 
verfassung Art.  69  gebe  dem  Bund  keine  Korapetenz,  das  Schlacht- 
verfahren  au  regeln,  da  dieses  weder  auf  die  Verbreitung  von 
Viehseuchen  noch  auf  die  Gesundheit  des  Fleisches  von  EinflnCs 
sei  (v.  Salis  I,  Nr.  19).  Dagegen  ist  zu  bemerken:  die  Bundes- 
verfassung Art.  69  gibt  dem  Bund  allerdings  keine  Kompetenz  betr. 
das  Schlachtverfahren,  aber  sie  gibt  ihm  auch  keine  Kompetenz 
zur  Kontrolle  Über  die  Gesundheit  des  Fleisches  (nur  über  die 
Verbreitung  von  Seuchen),  und  doch  hat  er  eine  solche  Kontrolle 
gesetzlich  eingeführt.     Der  Schritt  aber  von   der  Fleischkontrolle 
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zur  Regelung  des  SchUcbtverfahrens  wftte  nicht  grttfaer  gewesen, 
als  es  derjenige  war  von  MaTsuafamen  gegen  Verbreitnng  von 
Viehseuchen  zur  Kontrolle  des  Fleisches  auf  seine  Gesundheit. 

2.  Darauf  erfolgte  der  Gegen stofs  in  Eekursen  israeli- 
tischer GenoKsenschnften  und  Vereine  g^en  kan- 
tonale Schfichtverbote  (der  Kantone  Aargau  uud  Bern)  ans  den 
Jahren  1888/89.  Diese  Rekurse  nahm  dann  der  Bundesrat, 
wenigstens  bedingt,  in  Schutz:  das  Schächten  sei  eine  Knltus- 
haudlung;  eine  solche  sei  nach  Art.  50,  Abs.  1,  zu  schützen,  so- 
fern sie  nicht  der  Sittlichkeit  und  der  äffentlichen  Ordnung  zu- 
wider sei;  Tierquälerei  verletze  nun  allerdings  die  Sittlichkeit, 
aber  das  Schttchten  sei  eine  Tierquälerei  nur,  wenn  es  ohne 
Vorsicht«-  und  Seh utzmafs regeln  vorgenommen  werde,  kOnne  also 
nur  bedingt  verboten,  bezw.  müsse  bedingt  gestattet  werden 
(anter  der  Bedingung  von  Vorsichts-  und  Scbntzmarsregeln) ;  vgl, 
V.  Salis  H,  Nr.  725.  Diese  Begründung  ist  nicht  weniger  un- 
richtig. Die  kantonalen  SchKchtverbote.  waren  mit  der  Bundes- 
verfansnng  nicht  im  Widerspruch.  Das  Schlachten  ist  gar  keine 
Kultushandlung  im  Sinne  von  Art.  50  der  Bundesverfassung,  eine 
Handlung  der  Gottesverekrung ,  sondern  eine  Handlung  des 
bUrgerlichea  Lebens,  die  allerdings  judiscberseits  rituell  be- 
stimmt wird,  worauf  es  aber  für  die  Bundesverfassung  nicht  an- 
kommen kann. 

3.  Initiativbegebrsn  auf  Aufnahme  des  Schachtverbotes 
in  die  Bundesverfassung  (mangels  einer  Volksgesetzesinitiative), 
das  in  der  Volksabstimmung  v,  20.  VIII.  1893  von  Volk  und 
Ständen  angenommen  wurde  (vgl.  B.B.  1893,  IV,  399).  Die  Zahl 
von  ll*/s  annehmenden  Ständen  gab  zu  der  Frage  AnlaTa,  ob  zur 
Stftndemehrheit  nicht  12  Stimmen  gehfiren,  was  vom  Bundesrat 
richtige rweise  verneint  wurde  (siehe  unten  zu  Art.  123). 

IL  D«r  Verfassungsartlkel. 

Derselbe  ist  die  Schuld  des  Unverstandes  und  der  Knrz- 
sichtigkeit  der  BundesbebUrden  in  der  Frage.  Die  finndeebehärden 
hstten  selbst  ein  gesetzliches  Schächtverbot  (als  Nachtrag  zum 
Bundesgesetz  betr.  Viehseuchen,  in  Erweiterung  speziell  der  bundes- 
gesetzlicben  Metzgereik  od  trolle)  aufstellen  kOnnen  oder  hätten 
wenigstens  die  kantonalen  Schäcbtverbote  bestehen  lassen  sollen; 
weil  sie  weder  das  eine  noch  das  andere  taten,  kam  es  zum  Initiativ- 
begehren auf  Einführung  des  Verbotes  in    die  Bundeaverfluaung. 
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Das  Initiativ  begehren  ab«r  hätten  sie,  weil  sein  Inhalt  Überhaupt 
nicht  in  eine  Verfaasnng  gehört  {vgl.  Einleitung  S.  6),  zurück- 
weisen können  und  sollen,  um  diesem  Volkswnnsche  im  Wege 
dee  Gesetzes  zu  entsprechen.  So  aber  ist  es  gekommen,  dals 
der  Artikel  2b^^^  einen  Flecken  in  der  Bundesverfassung 
bildet. 

Auch  die  Stellung  des  Artikels  ist  verfehlt,  wieder  ans 
Schuld  der  Bnndesbehörden,  die  dieselbe  bestimmten.  Was  hat 
das  SchKchtverbot  mit  Fischerei  und  Jagd  (Art.  25)  zu  tun,  als 
dafs  es  sich  da  wie  dort  um  das  TOteu  handeil  ?  Von  diesem  Ge- 
sichtspunkte aus  hatte  das  SchBcbtverbot  schließlich  auch  unter 
dae  Verbot  der  Todesstrafe  (Art.  65)  gepafst.  Nein,  das  Schächt- 
rerbot  betrifft  eine  spezielle  Seite  des  Schlacbtens,  und  dieses  ist 
im  ZuK&mmeuhang  mit  der  Viehs enchenpolizei  buu desgesetzlich 
geordnet.  Zwar  ist  das  Schächtverbot  nicht  gesundheitspolizei- 
licher, sondern  Sitten  polizeilich  er  Art;  aber  die  Gesundheitspolizei, 
zu  der  die  Viehs euchenpolizei  gehört,  enthält  nicht  nur  gesnnd- 
heitspolizeiliche  Vorschriften,  sondern  auch  Vorschriften  anderer 
Art:  Vorschriften  zum  Schutze  vor  Ansbentnug  (so  diejenigen 
gegen  Verfälschung  von  Lebensmitteln)  u,  a.  Gleichwie  die 
Lebensmittelkontrolle  eine  Erweiterung  der  Schlachtkontrolle  bildet, 
so  bildet  das  Schächtverbot  eine  spezielle  Seite  der  Schlacht- 
kontrolle, nnd  wie  jene  unter  Art.  60  der  Bundesverfassung  (als 
Art.  69  '>'^)  gestellt  worden  ist,  so  hätte  auch  dieses  darunter 
gehört. 

Der  Vollzug  des  Verbotes  ist  Sache  der  Kantone,  und  zu 
diesem  Zwecke  sind  von  ihnen  auch  Strafbestimmungen  gegen 
eine  bezügliche  Übertretung  aufzustellen,  m.  a.  W. :  ist  die  lex 
imperfecta  des  Art,  25'J"*  xa  einer  lex  perfecta  zu  machen.  Der 
Bund  bat  nur  die  Aufsicht  Über  den  Vollzug,  infolge  deren  vom 
Bundesrat  eine  Einladung  zum  Vollzuge  durch  Kreisschreiben  erging 
(B.B.  1894,  I,  195).  Den  zwecks  gleichmäfsigen  Vollzuges  vom 
schweizerischen  Tierschutzverein  gewünschten  Erlafa  eines  Bundee- 
gesetzes  über  das  Schächtverbot  hat  die  Bundesversammlung  ab- 
lehnt (vgl.  B.B.  1894,  III,  965  und  Beilage  zu  B.B.  1895,  Nr.  18). 
Betr.  Anstände  im  Vollzug  vgl.  1897,  I,  163 ;  1898,  lU,  705. 


ArtllEel  S6. 

Die  Oesetzgebnn;  flber~d«n  Ban  und  Betrieb  der  Elaenbahnen 
tot  Bandessache.  ^ 

Literatur;  Hunziker,  Fr.,  Das  Schweiz.  Eiaenbahnnetz  in 
seinen  AnRlDgen  und  seiner  Entwicklung  (Programm  der  Kantoneschule 
in  Zürich,  ia77J;  Hürlimann,  Die  eidgenössische  Eisenbabngesetz- 
gebnng,  1887;  Huber,  Die  Koniessionserteilung  flir  Strafaeneisenbabn- 
imd  Tramway-Unternehmnngen,  1888;  Keller,  Der  Staatebahngedanke 
bei  den  TeTechiedenen  Völkern,  historisch  dargestellt,  1897;  Herold, 
Der  Schweiz.  Bund  und  die  Eisenbahnen  (Münchener  Tolks wirtschaft- 
liche Studien  49),  1902;  S  icbler,  Schweiz.  Eiseubahnliteratur  1830—1901 
(Bibliographie  der  Schweiz.  Landeskunde),  1902;  Oetiker,  Die  Eisea- 
babngesetzgebung  des  Bundes,  1902, 

Dhb  Becht  des  Bundes  im  allgemeinen  betr.  das  Eisenbahn- 
wesen:  ein  Monopol  auf  Bau  und  Betrieb  von  Eisenbahnen 
besitzt  der  Bund  nicht;  es  mUfste  ihm,  am  geltendgemacht 
werden  zu  können,  ausdrücklich  zugesprochen  sein,  und  das  ist 
nicht  der  Fall.  Hingegen  besitzt  er  I.  das  Kecht  der  Gesetz- 
gehung  über  Bau  und  Betrieb  und  II.  das  Recht  der  Staats- 
bete ilignng. 

I.  Die  Gesetzgebang. 

A.  Das  Recht  der  Gesetzgebung  besitzt  der  Bund  nicht  erst 
seit  dem  nen  in  die  Bande sverfassung  von  1874  aufgenommenen 
Art.  26;  vielmehr  bat  der  Band  dieses  Recht  schon  unter  der 
Band  es  Verfassung  von  1S48  fUr  sieb  in  Anspruch  genommen,  ge- 
stutzt auf  Art.  21  (nen  23)  betr.  Errichtung  und  UnterstUtznng 
öffentlicher  Werke,  nnd  als  erstes  beaUgliches  Gesetz  das  Bandes - 
gesetz  über  den  Bau  und  Betrieb  von  Eisenbahnen 
im  Gebiete  der  Eidgenossenschaft,  v.  26.  VII.  1852 
(B.G.  S/170),  erlassen,  das  noch  unter  der  alten  Bundesverfassang 
durch  das  beute  gültige  Gesetz  gleichen  Namens  v.  23.  VII.  1872 
(B.G.  11/1)  ersetzt  worden  ist.  — Ans  dem  Inhalt  dieser  Gesetx- 
gebung  sind  hier  zwei  Punkte  hervorzuheben: 

1.  Die  Frage  des  Staats-  oder  Privatbetriebes  von 
Eisenbahnen.  Nacb  dem  1.  Bandesgesetz,  Art.  1,  war  der  Ban 
und  Betrieb  von  Eisenbahnen  den  Kantonen  und  bezw.  der 
Privattatigkeit  überlassen,  m.  a.  W. :  der  Band  war  von  Bau  and 
Betrieb  von  Eisenbahnen  aasgeschlosseo.  Diese  Bestimmung 
war  dasResultat  desKampfes  zwischen  Staatsbahn- 
und    Privatbahnsystem,    das    erstere    durch   Stämpfii,    das 
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letztere  durch  Alfred  Escher  vertreten.  Es  handelte  sich  also 
anch  dsmals  nicht  nm  ein  rechtliches  Honnpol  des  Bundes,  sondern 
einfach  nm  dessen  freie  Staatabeteitigung  am  Eisenbahnbau  und 
.-betrieb.  —  Dnrch  das  2.  Bundeageeetz  ist  jene  Bestimmnng  weg- 
geworfen and  damit  anch  dem  Bund  für  eine  Beteilignag  am 
Ban  und  Betrieb  freie  Hand  gegeben  worden.  Das  kommt  ^r  die 
seitherige  Erwerbung  und  Betrieb  von  Eisenbahnen  durch  den 
Bund  in  Betracht;  dafUr  ist  also  schon  damals,  dnrcb  das  2.  Ge- 
setz V.  J.  1S72,  die  HCglichkeit  geschaffen  worden.  Becbtlich 
fragt  es  sich  aber  immer  noch ,  ob  das  verfassungsmäTsige  Recht 
des  Bundes  auf  Errichtung  öffentlicher  Werke,  zu  denen  un- 
bestreitbar und  vor  allem  die  Eisenbahnen  gehören,  durch  blofses 
Gesetz  mit  Bezug  auf  die  Eisenbahnen  ausgeschlossen,  also  im 
ganzen  beschränkt  werden  konnte  —  kurz,  ob  das  I.  Eisenbabn- 
gesetz  des  Bundes  in  diesem  Hauptpunkte  nicht  verfassungswidrig 
war,  im  Widerspruch  stand  mit  Art.  21  (beute  23)  der  Bundes- 
verfassung.    Die  Antwort  erscheint  mit  der  Frage  gegeben. 

2.  Begriff  von  Eisenbahn').  Derselbe  ist  durch  die 
Bundesverfassung  selbst  nicht  bestimmt,  sondern  erst  durch  die 
Bundesgesetzgebnng  bezw.  deren  Auslegung  festgestellt  worden.  — 
An  sich  kann  Eisenbahn  einen  dreifachen  Sinn  haben,  a.  Im 
weitesten  Sinne  ist  es  eine  VerkeLrsaustalt,  welche  die  Befllrdentng 
von  Personen  und  Gütern  auf  besonderen  Schienenwegen  bezweckt; 
b.  im  engeren  Sinne  nur  diejenigen  dieser  VerkebrsanstaltetL,  die 
mit  Kotorkraft  betrieben  werden,  also  unter  Ausschtnfs  der  Pferde- 
bahnen ;  c.  im  engsten  Sinne  nnr  die  mit  Dampfkraft  betriebenen 
Eisenbahnen,  also  nur  die  sog.  Lokomotivbahuen.  —  Die  Bundea- 
gesetzgebnng  im  Eisenbahnwesen  beansprucht  nun  hetr,  die  Kon  - 
zessionspflicbt  Anwendung  auf  alle  Bahnen,  anch  auf  die 
Pferdebahnen  —  in  anderen.  Beziehungen  hingegen  (Transport, 
Verp^ndung  und  Zwangsliquidation,  KUckkauf)  auf  Stralsen- 
bafanen  Überhaupt  nicht,  also  auch  nicht  auf  elektrische  Strafsen- 
bahnen. 

B.  Die  Qoelkn  der  Bundeggosetzgebung  über  das  Eisenbahn- 
wesea  im  allgemeinen  (aufser  der  speziell  die  Staatsheteiligung 
des  Bundes  am  Eisenbahnwesen  betreffenden  Gesetzgebung)  lassen 
sich  folgendermafsen  gruppieren: 

')  Vgl.  die  niigeheuerliche  Definition  des  deutschen  Reichsgerichtes 
in  Entscheidungen  des  Reichsgerichts  in  ZiTilsachen  II,  8  ff.  —  eine  wegen 
ihrer  endlosen  Breite  sog.  Klopstockache  Definition. 
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1.  Hauptgesets:  BundesgeseU  über  den  Bau  und  Betrieb' 
der  EiBenbahnen  auf  dem  Gebiete  der  ach weizeri Beben  Eidgen osBcuschaft, 
V.  23.  XII.  1872:  11/1  (kurzweg  „EiaenbahngeBOtz",  im  Gegensatz 
eum  „Bundeebabngesetz"  unter  II,  B,  2);  Terordnung  dazu  I  241. 

SpezialVerordnungen  dazu,  betr.:  Anaehlafs Verhältnisse  6/74, 
BefOrdemng  fahrender  Costbureaus  7/77,  Hilitttrtransporte  I  228,  Be- 
nutzung der  Eisenbahn tetegraphen  441,  technische  Einheit  X  68,  zoll- 
aichete  Einrichtnng  der  Eisenbahnwagen  77,  Benutzung  der  Bahnanlagen 
zu  Telephonleitungeu  542,  ebcnie  Brücken  usw.  XII  1045,  Seilbahuea 
XIV  179,  XV  431;  Spezialbahnen  XIV  714,  RoUmaterial  XV  11,  elek- 
trische Bahnen  XVII  270,  Fahrpläne  XIX  731. 

2.  Spezialgesesetze: 

a.  Als  Zweiggesetz.e  des  Hauptgesetzea  und  dorcli  dieaea  telbst 
vorgesehen ; 

Bundesgesetz  betr.  die  Arbeitszeit  beim  Betriebe  der  Eisen- 
bahnen und  anderer  Verkeh rsan stalte n ,  v.  19.  XII.  1902:  XIX  561 
(Art.  9  des  Hauptgesetzes);  VoDziehungsverordnuagea  betr.  Poatdienst 
673,  Bahn-  und  Dampfochifiunternebmungen  681,  Telegraphen-  und  Tele- 
phondienst 75t. 

BundesgesetaGberdia  Verpfändung  undZwangsliquidation 
der  Eisenbahnen  auf  dem  Gebiete  der  schweizerischen  Eidgenossen- 
schaft, V.  24.  VI.  1874:  I  121  (Hauptgeaetz  Art.  11),  Abfindening  betr. 
Sicherste! luug  der  Kassen  und  Kautionen  der  Eisenbahnangestellten 
IV  51;  Verordnungen  betr.  das  Pfandbuch  I  lOS,  III  456,  IV  10.  — 
Bundesgesetz  betr.  die  Sicherstelluag  der  Vergütungen  aus  dem  direkten 
Verkehr  der  Eisenhahnen  und  aus  der  Mitbenutzung  von  Bahnhöfen 
und  Bahnstrecken  V  225. 

Bundeageaetz  über  das  Rechnungswesen  der  Ei aenb ahnen  usw. 
(Hauptgesetz  Art.  1«),  vgl.  II,  B,  1. 

Bundesrats b es chlufd  betr.  die  Berechnung  des  Reinertrages  der 
Privatbahnen  (Hauptgeaetz  Art.  tU)  XX  70. 

Bundesbeschlufa  über  das  Tarifwesen,  v.  19.  XII.  1884:  VII 779 
(Hauptgesetz  Art  36);  Bundesratsbeschtufs  betr.  Eipeditionsfrist  X  8. 

Bundesgesetz  Über  die  Reebts Verhältnisse  der  Verbindnngs- 
geleise  zwischen  dem  schweizerischen  Eisenbahnnetz  und  gewerb- 
lichen Anstalten,  v.  19.  XII.  1874:  I  488  (Hauptgesetz  Art.  86).  Betr. 
den  AnachluFs  an  Eisenbahnen  vgl.  oben  1.  Spezial Verordnungen. 

Bundesgesetz  betr.  Handhabung  der  Bahnpolizei,  v.  18.  II.  1S78: 
Ul  422  (Hauptgesetz  Art.  81,  Abs.  6). 

Bundeageaetz  betr.  den  Transport  auf  Eisenbahnen  und  Dampf- 
Bchiflfen,  V.  29.  III.  1893:  XIII  644  (Hanptgeseta  Art.  88,  Ziff.  1),  Voll- 
■iebungs Verordnung  756.  —  Tran sp ort reglement  (Hauptgesetz 
Art.  86)  762,  mit  Anhängen,  Nachträgen,  Abänderungen,  Et^ozungen: 
XIV  528,  XV  325,  XVI  1,  420,  720;  XVII  88,  210,  293;  XVIII  394; 
XX  92.  —  Betr.  Viehtransport  X  557,  XIX  4:i6. 

Bundesgesetz  betr.  die  Haftpflicht  der  Eisenbahn-  und  Dampf- 
schiffahrtsnntemehmungen  bei  Tötungen  und  Verletzungen,  v.  1.  VII. 
1875:  I  787  (Hauptgeaetz  Art.  S^,  Ziff.  3). 
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b.  Ala  NoTslIe  zum  Obligstionen recht,  Art.  640:  Bundeageeetz 
betr.  das  Stimmrecht  der  AktionBre  von  EiaeDbahngesellschaften 
und  die  Beteiligung  des  Staates  bei  deren  Verwaltung,  r.  28.  VI.  18S5: 

XV  283. 

3.  Soudergesetz  betr.  die  Nebenbahnen:  Bundeegesetz  über 
Bau  und  Betrieb  der  echweizeriachen  Nebenbahnen,  t.  21.  XII.  1899: 
XVIII  42;  VollziehungsTerordnQng  XIX  702. 

II.  StaatsbeteiliguDg. 

Die  Beteiligung  speziell  des  Bundes  am  Eisenbahn weaea 
stutzt  sich  auf  Art  23  (alt  21)  der  Bundesverfassung  und  kann 
danach  bestehen  in  „Errichtung"  bezw.  Erwerbung  und  Betrieb 
durch  den  Bund  selbst  oder  in  Unterstütz nng ,  sog.  Subvention, 
Die  Form  der  Subvention  ging  voraus;  Erwerbung  und  Betrieb 
durch  des  Bund  datieren  aus  der  jüngsten  Zeit. 

Ä.    SobreDtion : 

!.  Bundeageaetz  betr.  Gew&hmng  von  Subsidien  ffir  Alpen- 
bahnen, v.  22.  VIH.  1878:  IV  1.  —  Bundesbeschlufe  betr.  die  Subvention 
des  Bundes  für  den  Simplonduichaticb,   v.  SO.  VI.  1898:  XVI  773. 

2.  Bundesbeschlufs  betr.  Übernahme  der  Garantie  für  das 
Simplonanleihen  der  Jura-Simplonbahngesellschaft  durch  den  Bund, 
V.  19.  IV.  1898:  XVI  695,  und  Bundesratsbeachlura  810. 

8.  Bundesbeschlurs  betr.  Bewilligung  einer  BundeaaubTeution 
für  ein  Schmalapurbahnnetz  in  Graubünden,  v.  SO.  VI.  1898: 

XVI  846. 

Anhang:  Bundesbeschlufa  betr.  die  Nationalbahngarantie- 
schuld der  vier  Städte  Winterthur,  Baden,  Lenzburg  und  Zofingen 
(Tgl.  B.B.  1883,  IV  524  und  B.G.  VII  322).  und  das  neueste  Gesuch  um 
Eriafs  der  Schuld  (vgl.  B.B.  1904,  III  579  und  777). 

B.    Ernerbnng  Dod  Betrieb  von  Bundesbahnen. 

1,  Bundengesetz  über  das  Rechmingsw  eaen  der  Eisen- 
bahnen, V.  27.  VIII.  1896:  B.G.  XV,  517.  Dieses  Gesetz  bildet 
die  Vorbereitung  der  Verstaatlichung  der  Eisenbahnen  insofern, 
als  es  eine  richtige  Berechnung  des  Wertes  der  Bahn  fUr  den 
Bückkaufsfall  sichert,  und  gehört  daher  hierher,  nicht  zur  all- 
gemeinen Eisenbahngesetzgebnng  des  Bundes,  obwohl  es  sieb  auch 
auf  Art.  18  des  Baudesgesetzes  betr.  Bau  und  Betrieb  der  Eisen- 
bahnen stützen  kann  und  stutzt  (vgl.  I,  B,  1).  Es  gilt  auch  beute 
noch  fBr  diejenigen  nicht  verstaatlichten  Bahuen,  fUr  welche  sich 
der  Bund  das  Rückkauf  Brecht  vorbehalten  hat,  immerhin  also  für 
Straßenbahnen  nicht.  Demselben  ist  ein  erstes  Gesetz  gleichen 
Namens,  aber  mit  weniger  strengen  Bestimmungen ,  voraus- 
gegangen,  d.  d.  21.  XU.    1883:   B.G.  VII,  429.  —  Verordnung 
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über  die  Vorl&ge  und  die  Form  derRechnaogen  und  Bilauzen 
der  EiBenbahngesellschnftea  VII,   725. 

2.  Bundesgesetz  betr.  die  Erwerbung  und  den  Betrieb 
von  Eiaenbabnen  auf  Hecbnung  des  Bundes  und  die  Organisation 
und  Verwaltung  der  scbw ei zer lachen  Bundesbahnen,  v.  15.  X,  1897: 
B.G.  XVI,  553  (kurzweg  „Bundeabahngeaetz",  im  Gegen- 
satz zum   „Eisenbabngeaetz"   nnter  I,  B,  1). 

In  Ausführung  dazu: 

a.  betr.  Finanzifirung;  BundesbeschlurB  betr.  Erwerbung  von 
schweizerischen  Eiseuhahnobligationen  und  Aufnahme  einea  Staata- 
anleihena  zum  Zwecke  der  Eisen  bahn  Verstaatlichung,  v.  28.  VI.  1899: 
XVII  229;  Erweiterung  XVIII  611,  —  Bundeabeschlufe  betr.  Voll- 
lUBchterteitnng  zur  Konversion  von  Anleihen  der  vetataaÜicbteu 
echweizerischen  Eisenbahne u  XIX  74, 

b.  betr,  Ankäufe  und  hezw.  Bau:  Bundesbeschlnfs  betr. den  frei- 
händigen  Rückkauf  der  8.C.B.  dnrch  den  Bund,  v.  14,  XII.  1900:  XVIII 
417,  dazu  der  frühere  BundesbeachlurH  betr.  Verlegung  der  Elsäaserlinie 
in  Baael  XVI  592.  —  BundesbeachlufH  betr.  den  freihändigen  Ankanf 
der  K.O.B.  durch  den  Band  XVIU  918,  —  Bundesbeachlufa  betr. 
den  Bau  der  Rickenbahn  und  den  Ankauf  der  Toggenburger- 
hahn  durch  den  Bund  925.  —  Bundesbeachlufa  hetr.  den  freihändigen 
Ankauf  der  V.8.B.  durch  den  Bund  XIX  68;  dito  betr.  Wühlen- 
Bremgarten  77.  —  Bundesbescblufs  betr.  den  freihändigen  Ankauf  der 
J.S.B.  durch  den  Bund  XIX  Sß6;  vgl.  auch  Eiaenbahn vertrage  betr. 
Simplon,  oben  8.  176. 

c.  betr.  Organisation:  Votla leb ungs Verordnung  zu  2.  XVII  393; 
Abänderungen  und  Ergänzungen  761,  XVIII  860,  XIX  36,  83,  679.  — 
BundesbeacblufB  betr.  die  Taggelder  nnd  Reiseent Schädigungen 
der  Mitglieder  des  Verwaltungsratea  und  der  Kreis  eis  eu  bah  nrSte  XVIII 
227.  —  Buudeagesetz  betr.  die  Besoldungen  der  Beamten  und  An- 
gestellten 230;  Gehaitaordnung  XIX  1.  —  Regulativ  über  die  Organi- 
sation des  Militär eisenbahnwesens  88.  —  Bundcsratabeschlufs  betr. 
Ausschreibung  vakanter  Stellen  XX  63. 

d.  betr.  Betriebsgrundsätze:  Buudesgesetz  betr.  das  Tarif- 
weaen  der  schweizerischen  Bundesbahnen  XVIII  790. 

Artikel  97. 

Der  Bund  iat  befugt,  anfger  der  bestehenden  polftechnlsGlieii 
Schale  eine  tJniTeraltät  und  andere  hSbere  Unterrlcbtsuiiitalten  zu 
errichten  nnd  solche  Anstalten  zu  nnteratUtzeu. 

Die  Kantoue  sorgen  für  genügenden  Frlmarnnterricht,  welcher 
Knsschlielallch  unter  staAtllcher  Leitung  stehen  soll.  Derselbe  tat 
obllgatorfi^ch  und  In  den  StTeiitlleben  Schulen  unentgeltlich. 

Die  Öffentlichen  Schulen  soUen  Ton  den  Angehfirigen  aller  Be- 
kenntnisse ohne  Beelotr&chtlgung  Ihrer  Glaubens-  nnd  Oenlssens- 
freihelt  besucht  werden  können. 
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G^en  K&Dtone,  welche  diesen  Terpfllch tunken  niclit  ntnkr 
kommen,  wird  der  Bund  die  nfitigen  TerfUgniiffeii  treffen. 

Literatur  betr.  Art.  27  im  allgemeinen:  Hunziker,  Geschichte 
der  Schweiz.  Volksschule,  3  Bde.  188U82;  Jahrbuch  dea  Unterrichts- 
Wesens  in  der  Schweiz,  begründet  von  C.  Grob,  ISTOff.;  Schwei- 
zerische Schulstatistik,  8  Bde.,  1894/95,  von  A.  Huber;  Beer, 
Das  Unterrichts  Wesen  der  Schweiz.  — Betr.  die  Hochschulfrage :  Geiser, 
Die  Bestrebungen  zur  Gründung  einer  eidgenössischen  Hochschule 
1768— 1874,  1890;  Zntt,  Die  Unterstützung  der  kantonalen  Hochschulen 
durch  den  Bund,  Denkschrift,  1888;  Zürcher  Hochschnl verein, 
Die  Bundessubvention  an  die  kantonalen  Hochschulen,  1888',  Schäppi, 
Ein  Beitrag  zur  richtigen  LSsung  der  Hochschulfrage,  1889;  Gutachten 
von  Wolf  und  Heilihetr.Errichtnng  einer  eidgenössischen  Rechtsschule, 
1889  und  1890;  Locher,  Die  Unterstützung  der  kantonalen  Hochschulen 
durch  den  Bund,  Referat,  1904.  —  Betr.  die  Volksschule:  Artikel  27 
der  Bundesverfassung  und  der  Primarunterricht  in  der  Schweiz,  Bericht 
an  den  Schweiz.  Bundesrat  vom  eidgeniSsaiachen  Departement  des 
Innern  (Droz),  1878;  Die  Lehrschwesternfrage,  Studie  zur  Tages- 
geschichte, 1881. 

Es  ist  das  der  sog.  Scbnlartikel.  Gegenstand  des  Artikels 
eind  die  hßheren  Scholen,  die  Primarachnle  bezw.  der  Primar- 
unterricht nnd  in  einem'  Punkte  (Glaubens-  und  Gewissensfreiheit) 
die  Schulen  Überhaupt  —  während  der  entsprechende  Art.  22 
der  früheren  Bnnd  es  Verfassung  speziell  eine  Universität  nnd  eine 
polytechnische  Schule,  keine  weiteren  höheren  Unterrichtsan stalten 
und  andere  Schalen  Überhaupt  nicht  zum  Gegenstande  hatte,  mit 
dem  Rechte  des  Bandes  die  eine  and  die  andere  zu  errichten, 
nicht  auch  zu  unterstützen.  —  Die  Bestimmnng  des  Art.  27  zer- 
fllllt  in  vier  Abafitze  mit  folgendem  Inhalt. 

I.   Höhere  UDterrichteanstalteii. 

A.    Inhalt  von  Abs.  1,  im  Gegensatz  zum  früheren  Art.  22. 

Früher,  nach  Art,  22  der  Band  es  Verfassung  von  1848,  war 
der  Sund  befugt,  eine  Universität  und  eine  polytechnische 
Schule  zu  errichte».  Es  war  also  nur  von  diesen  beiden  hCtberen 
Scfaulan stalten  and  nur  im  Sinne  der  Errichtung  die  Rede.  — 
Es  war  die  Errichtung  der  einen  und  der  anderen  Anstalt 
durch  den  Bund  selbst  bezweckt,  aber  aus  verschiedenen  Gründen: 
].  Die  Errichtung  der  Universität  aus  nationalem  Interesse  in 
doppeltem  Sinn,  um  eiuerseit«  auch  mit  grofsen  ausländischen 
Universitäten  konkurrieren  und  der  schweizerischen  Jugend  die 
gleiche  Bildangsgelegenheit,  aber  ohne  die  fremdländischen,  unter 
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Umstanden  antirepnblikaD lachen  EinflUss«  bieten  za  kffanen,  and 
nm  andererseits  die  Universitätebildnng  dadurch  zu  erweitern, 
dafs  sie  vod  einer  ktuitonalen  zu  einer  allgemein  schweizerischen 
Angelegenheit  erhoben  witrde.  Also  eine  schweizerische  Universitllt 
zur  Befreiung  vom  auslttndigcben  Geist  einer-  und  vom  eng  kan- 
tonalen Geist  andererseits.  2.  Die  Errichtnng  des  PolTtechnikums 
dagegen  mnlate  zur  eidgenössischen  Sache  gemacht  werden  ans 
finanziellen  Grfladen  insofern,  als  sie  über  die  Kräfte  eines  ein- 
zelnen Kantons  binanagiug.  -^  Und  zwar  war  also  die  Errichtung 
beider  Anstalten  bezweckt,  der  einen  wie  der  anderen,  ja  der 
eidgenttssi sehen  Universität  in  erster  Linie.  Errichtet  aber  wurde 
zuerst  und  bis  heute  allein  das  Polytechnikum.  Der  Grund  ist 
zweifach:  1.  eine  Anstalt  von  der  Art  des  Polytechnikums  war 
noch  nicht  vorhanden  und  daher  das  Bedürfnis  der  Errichtnng 
dringlicher;  2.  standen  der  Errichtung  des  Poljtecbnikums  durch 
den  Bund  bezw.  als  eidgenUssische  Anstalt  eben  darnra  auch  keine 
Rücksichten  auf  kantonale  Anstalten  dieser  Art  entgegen,  wie  es 
bei  der  eidgenCssi sehen  Universität  der  Fall  ist. 

Heute,  nach  Abs.  1  des  Art  27,  ist  die  bezügliche  Beingnis 
des  Bundes  erweitert:  die  Möglichkeit  der  Gründung  einei 
eidgenössischen  Universitfit  ist  ihm  nach  wie  vor  offengelassen. 
Daneben  aber  kann  er  nun  auch  andere  hshere  Unterrichts- 
Anstalten  errichten  und  solche  Anetalten,  statt  sie  selbst  zu 
richten,  unterstützen. —  Unter  „anderen"  höheren  Unterrichts- 
anstatten  sind  im  Sinne  des  ersten  bezUgHcbea  Antrages  (dei 
national  rHtlichen  Kevisionskommission  1870/71)  zu  verstehen 
Acke.rbao-,  Handels-,  Gewerbe-,  Kunslachulen  und  Lebrerseminarien, 
und  imSinneder  bezSglichen  SubventionsbeschlUsse  (vgl,  unter B,2) 
sogar  hauswirtBchaftlicbe  und  berufliche  Bildungsanstalten  des 
weiblichen  Genchlecbtes  und  Überhaupt  auch  blofse  Kurse  höheren 
Unterrichtes.  —  Ob  aber,  betr.  die  Frage  der  Unterstützung, 
der  Bund  nicht  nur  andere  höhere  UnteiTichtsanstalten  als  die 
Universität,  sondern  auch  die  kantonalen  Universitäten  unter- 
stützen kann?  Die  Bejahung  der  Frage  Hegt  im  Sinne  der 
Revisionsberatungen  1873/74,  wo  der  betreffende  Antrag  zum 
erstenmal  gestellt  wurde.  In  der  Revisionskampagne  1870'71 
war  mit  Bezug  auf  andere  höhere  Untern chtsansttOten  nur  von 
Errichtung,  noch  nicht  von  blofser  Unterstützung  die  Rede.  — 
Die  ganze  Erweiterung  der  Bestimmung  ist  eine 
VerwäBserung    des     eidgenössischen     Uni versitäts- 
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gedankens,  und  speziell  in  der  Möglichkeit  der 
Unterstützung  auch  der  kantonalea  UniTersitäten 
liegt  die  Gefahr  der  vtSltigen  Vernichtung  dieses 
groteen  Gedankens. 

B.  VolllifhoBf;  des  Absatzes  durch  die  Bundesgesetzgebung. 

Es  ist  zu  nnterscheiden  zwischen  den  Bnudeserlassen  betr. 
das  Polytechnikum  und  betr.  die  Subventionen  an  andere  habere 
Unterrichtsan  stalten . 

1.   Polytechnikum. 

a.   Organisation: 

Bundesgeeetz  betr.  die  Errichtung  einer  eidgenössi- 
schen polytechnischen  Schule,  t.  7.  11.1854:  B.G,  4/1;  Bundes- 
beschlur«  betr.  Festseteung  des  Jahres kredites  XVIII  888;  Bundesgeeetz 
iKtr.  Erhöhung  der  Mitgliederzahl  des  eidgenössischen  Schulrates  und 
Aufhebung  des  Vorbereitungskurees  V  560;  Vertrag  mit  der  schwei- 
zerischen Rentenanstalt  Gber  die  Gründung  einer  Versicherangs Stiftung 
7/897  und  Bundesbeacblurs  betr.  die  Unterstützung  einer  Witwen-  uud 
Waisenkasse  der  Lehrerschsft  XVIII  685.  —  Bundesgesetz  betr.  Er- 
weiterung der  Forstschule  an  einer  land-  und  forstwirtschaft- 
lichen Schule  10/10.  —  Bandesbeschlurs  betr.  Errichtung  einer  Stelle 
far  landwirtschaftlich«  Untersuchungen  III  62,  Erweiterung 
IX  272;  Bunde sbeschlura  betr.  Errichtung  einer  Centralanstalt  für  daa 
forstliche  Versnchswesen  VIII  154,  Verordnung  IX  39;  Bnndes- 
beschlufs  betr.  Anstalt  zur  Prüfung  der  Festigkeit  von  Baumaterialien 
(Festigkeitsprüfangsraasebine)  X  433;  Bundesgeaetz  über  die 
schweizerische  meteorologliBche  Zentralanstalt  XVUI  786. 
BandeHfaeschlufs  betr.  die  Übernahme  der  meteorologischen  Station  auf 
dem  gftntis  VIII  156. 

Reglement  für  die  eidgenössische  polrtechniscbe 
Schule  XVIt  dSS.  —  Regnlativ  Gber  die  Aufnahme  vou  Schulern  und 
Zahßrem  V  853,  für  die  Diplomprüfungen  XVIII 827,  betr.  Preisaufgaben 
XV  319;  für  Erteilung  von  Stipendien  6S8,  ans  der  Kemschen  Stiftung 
XV  815,  aus  dem  ChatelaiD-Fonds  317;  betr.  das  Kassa-  und  Rechnungs- 
wesen XIII 180.  —  Bund  es  rata  beschlufs  beti,  die  Tagegelder  und  Reise- 
entsch&digungen  der  Hitglieder  der  Lehrerschsft  XIV  341. 

b.  Bau  last,  vgl.  Bundesgesetz  betr.  die  Errichtung  einer  eid- 
genössischen polytechnischen  Schule,  Art.  40,  und  Bundesgesetz  betr. 
die  Erweiterung  der  Forstschule  zu  einer  land-  und  forstwirtschaftlichen 
Sehule,  Art,  8;  dazu: 

Vertrag  zwischen  der  Regierung  von  ZSrich  und  dem  schweizerischen 
Schnlrate,  betr.  Benutzung  der  wissenschaftlichen  Samm- 
lungen und  des  botanischen  Gartens  in  Zürich,  v.  14.  X.  1859: 
6/Slfl;  Vertrsg  zwischen  dem  Stadtrate  von  Zürich  und  dem  schwei- 
zerischen Schulrate,  betr.  freie  Benutzung  wissenschaftlicher  Sammlungen 
der  Stadt  Zürich,  v.  1.  V.  1860:  6/49». 
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Vertrag  zwiachen  der  Regierung  des  Kantons  ZQrich  und  dem 
schweizerischen  Scbnlrate  betr.  die  Erbauung  einerneuen  St  ernwaite, 
V.  25,  V.  1861:  im. 

Vertrag  zwischen  dem  Kanton  Zürich  und  dem  schweizerischen 
Schulrat  betr.  Erstellung  eines  Versuchsfeldes  fnr  die  landwirt- 
schaftliche Abteilung  der  eidgendesischen  polytechnischen  Schule, 
10/807. 

Vertrag  über  die  Reg uliernng  der  Baapflicht  des  Kantons 
Zürich  gegenüber  der  eidgenössischen  polytechnischen  Schule,  t.  1.  III. 
1883:  VII  254. 

2.  Andere  „höhere"  Unterricbtsanetalten,  Subventionen: 
Bandesbeechlurs  betr.  die  gewerbliche  und  industrielle  Be- 

mfsbildung,  v.  27.  VI.  1884 :  VI!  613;  Vollziehungs Verordnung  XVm  272. 

Bundesbeschlurs  betr.  Förderung  der  kommerziellen  Bildong, 
V.  15.  IV.   1891:  XU   148-,  Voll ziehungs Verordnung  XVIII  261. 

Bundesbeschlufs  betr.  die  hauswirtschaftliche  und  bernf- 
liehe  Bildung  des  weiblichen  Geschlechtes,  v.  20.  XU.  1895: 

XV  448. 

BaudesratsheschlDrs  betr.  eine  Interpretation  der  Bundes- 
beBcblüsee  über  Berufsbildung  (d.  h.  der  drei  vorigen)  XVIU  880. 

3.  Hilfsanstalten,  Errichtung  und  Unterstützung. 
BundeBbesehlufs  betr.  die  eidgenSssische  Staatsrechnung  v.  J.  1880 

(betr.  die  den  Vereinen  gewährten  Bundeaaubventionen  für  literarische 
oder  kQnstlerische  Unternehmungen)  V  421. 

Bundesbeschlufs  betr.  die  Beteiligung  des  Bundes  an  den  Be- 
strebongen  zur  Erhaltung  und  Erwerbung  vaterländischer  Altertümer, 
T.  30.  VI.  1886:  IX  62;  Voll ziehungs Verordnung  X  9. 

Bundesbeschlufs  betr.  die  Förderung  und  Hebung  der  scbwei- 
zerischen  Kunst,   v.  22.  Xtl.  1887:    X  579,   Vollziehungsverordnung 

XVI  64,  Ab&nderung  des  Bundesbeschlusses  849  (vgl.  auch  XVn  819).  — 
Reglemente  betr.  answ&rtige  Ausstellungen  XV  456,  die  nationale  Kunst- 
ausstellung XVI  67,  Erstellung  Öffentlicher  monumentaler  Kunstwerk« 
72  (Abänderung  XVII  35),  Kopten  von  Kunstwerken  129,  Bildhauer- 
arbeiten 435,  Stipendien  851. 

Keglement  üb.  die  Oeschäftoordnung  der  eidgenössischen  Kommission 
der  Gottfried-Keller-Stiftung,  v.  9.  VIL  1891:  Xtl  140. 

Bundesbeschlufs  betr.  dieErrichtung  eines  schweizerischen  Lande  ■- 
museums,  v.  27.  VI.  1890:  XI  690,  betr.  Erweiterung  des  ersten 
Bundesbeschlurses  XIX  246.  —  Verordnung  betr.  die  Verwaltung  XU  663, 
Regulativ  betr.  das  Kassen-  und  Rechnungswesen  XV  311. 

Bundesbeschlufs  betr.  die  Errichtung  einer  schweizerischen  Landes- 
bjbliothek,  v.  28.  VL  1894:  XIV  435;  Verordnung  betr.  Leitung  und 
Verwaltung  XV  2,  Zusatz  XVI  87;  Regulatjv  betr.  das  Ksssen-  und 
Rechnungswesen  XV  230.  —  Bundesbeschlufs  betr.  Bibliothek  Staub 
XVI  703. 
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H.   Piimarschale,  Abs.  2. 

1.  Zweck  der  Bestimmung  ist  die  Hebnng  dee  Volks- 
nn terricht«8,  im  Interesse  der  allgemeinen  Wehrpflicht  and 
mit  Rücksicht  auf  die  Ausdebnnng  der  politischen  Hechte,  damit 
das  Volk  für  beides  entsprechend  gehildet  sei. 

2.  Gegenstand  ist  der  Primamnterricbt.  a.  Also  nur  der 
^Primarnnterricht",  d.  h.  der  Unterricht  anf  der  Primarflobal- 
stufe  bezw.  der  dieser  Stufe  entsprechende  Unterricht  —  nicht 
auch  der  Sekundär  Unterricht,  obschon  die  Sekundärschule  auch 
zur  Volksschule  gehdrt,  den  Abachlufs  derselben  bildend;  die 
Sekundärschule  vohl  deshalb  nicht,  veil  dieser  weitere  Volk»- 
schul Unterricht  nicht  in  allen  Kantonen  eingerichtet  ist,  und  der 
Bund  sich  begütigen  mulste,  das  Volksschulwesen,  soweit  es  allent- 
halben in  der  Schweiz  besteht,  zu  heben,  nicht  auch  daran  denken 
konnte,  die  zweite  Stufe  der  Volkasohnle  sn  fordern.  Aber  aller 
Primarunterricbt  ist  Gegenstand  des  zweiten  Absatzes,  und  was 
Primarunterricht  Ist,  bestimmt  sich  nach  altgemeinen  GruadsHtsen; 
dafilr  ist  die  Beceichnting  des  betr.  Unterrichtes  nicht  mabgebend, 
so  dals  nicht  unter  dem  Namen  eines  anderen  Unterrichtes  wirk- 
licher Primamuterricht  den  Anforderungen  des  Absatzes  entzogen 
werden  kann.  —  b.  ,PriuiBr  Unterricht",  nicht  Primär  schule, 
d.  h.  also  nicht  nur  der  Unterriebt  der  betr.  Stufe,  der  einer 
Anzahl  von  Schttlem  gemeinsam  erteilt  wird  (Schule  ist  eine  An- 
stalt fUr  gemeinsamen  Unterricht),  sondern  auch  der  Einzelnuterricht 
der  betr.  Stufe.  Der  Abs.  2  bezieht  sich  also  auch  auf  allen 
Primamuterricht.  —  Speziell  bezieht  er  sich  nicht  nur  auf 
ttfTentliche  Primnrschalen,  die  nie  als  Einzelunterricht  eingerichtet 
werden,  sondern  auch  auf  Privatschulen,  Betr.  S  f f e  a  1 1  i  c  h  e 
Schulen:  dafs  nicht  nur  solche  dem  Abs.  2  unterliegen,  ergibt 
sich  ans  Abs.  2  selbst,  insofern  als  er  die  eine  der  vier  darin 
eothaltenen  Forderungen  an  den  Primarunterricht,  die  der  Ua- 
entgeltlichkeit,  ausdrücklich  und  nur  sie  auf  (Sfientliche  Schulen 
bescbrKnkt,  so  dafs  die  übrigen  auch  fttr  Priyatschulen  und 
privaten  Einzelunterricht  gelten.  P  ri  vatschulen  ihrerseits 
sind  durch  Art.  27  nicht  ausgeschlossen,  aber  ebensowenig 
garantiert;  Abs.  2  bezieht  sich  einfach,  auf  Primarunterricht,  der 
danach  allerdings  bestehen  mufs,  aber  nicht  notwendig  auch  in 
der  Form  der  Privatscbnle  geduldet  zu  werden  braucht. 

3.  Inhalt.      Der   Absatz    enthalt   vier    Forderungen    an   den 
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Frimarunterriclit  in  der  Meinung,  dafs  die  Kantone  für  deren 
Erfüllung  zu  sorgen  haben.  Der  Primarunterricht  ist  also,  soweit 
OfFentlich,  Sache  der  Kantone,  nicht  des  Bundes;  der  Bund  hat 
nur,  wie  über  die  andere  Anforderung  an  Schulen  (Abs.  3),  so- 
weit es  nicht  Schulen  des  Bundes  selbst  sind ,  wie  das  Poly- 
technikum, die  Oberaufsicht.  —  Die  vier  Forderungen  an  den 
Primamuterricht aber  sind  folgende :  a.  „genügend",  b.  „unter 
staatlicher  Leitung".  Das  letztere  ist  die  Fnrd^mng  der 
Laisierung  des  Unterrichtes.  Deshalb  sind  Geistliche  von  der 
Schule  nicht  ausgeschlossen,  nur  dürfen  sie  nicht  in  ihrer  geist- 
lichen AmtssteUung  in  der  Schule  betätigt  sein.  Auch  die  Mit- 
glieder geistlicher  Orden  sind  nicht  ausgeschlossen  (Lehrschwestem' 
frage),  unter  der  gleichen  Bedingung  und  unter  der  weiteren,  dafs 
der  betr.  Orden  nicht  durch  Art.  ül  (Jesuiten artikel)  davon  aus- 
geschlossen sei.  c.  „obligatorisch".  Damit  ist  der  Schul- 
£wang  oder  vielmehr  der  Unterrieb tsswang  gefordert,  als  Zwang, 
den  Unterricht  dieser  Stufe,  oh  Schul-  oder  Einzelunterricht  (vgl. 
oben),  zu  beBuchen.  d.  „unentgeltlich"  endlich  soll  der 
Unterricht  sein,  was  aber  nur  fllr  öffentliche  Schulen  verlangt 
werden  kann.  Es  mUsaen  daher  von  Bundes  wegen 
0  ff  entliche  Primarschnlen  bestehen,  insofern  als  Privat- 
schulen wegen  des  geforderten  Schulgeldes  nicht  von  allen  be-  . 
sucht  werden  kSnnten.  Es  war  aber  durch  Art.  4  der  Übergangs- 
bestimmungen der  Bundesverfassung  den  Kantonen  zur  Einfllhmng 
der  Unentgeltlichkeit  des  öffentlichen  Primär  Unterrichtes  eine 
Frist  von  5  Jahren  eingeräumt  worden.  —  Vgl.  die  Rekursprazis 
betr.  diese  vier  Forderungen  nuter  den  in  v.  Salis  IV,  8.  S44  £ 
aufgeführten  Entscheiden. 

III.   Öffentliehe  Schulen,  Abs.  3. 

1.  GegeuHtand  des  Absatzes  sind  nur  die  öffentlichen 
Schulen,  d.  b.  die  von  Staat  oder  Gemeinde  errichteten  nnd  ge- 
haltenen Schulen,  aber  alle  öffentlichen  Schuten,  nicht  nur  die 
Primarschule  bezw,  Volksschule  im  weiteren,  sondern  auch  die 
höheren  Schulen,  und  nicht  nur  die  Schulen  der  Kantone,  sondern 
auch  diejenigen  des  Bundes  (Polytechnikum). 

2.  Der  Zweck  des  Absatzes  ist  die  Befreiung  der 
Schule  vom  Glaubenszwang,  Dadurch  steht  der  Absatz 
einerseits  im  Gegensatz  zum  vorigen  Absatz  und  andererseits  in 
Verbindung  mit  Art.  49.    —  Der  Gegensatz    zqm  vorigen  Absatz 
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liegt  dftrin,  dtSa  hier,  in  Abs.  3,  nur  ^freiung  vom  Olanbena- 
zwang,  dort  dagegen  staatliche  Leitung  der  Schule  verlangt 
ist.  Die  kirchliche  Leitung  bedingt  nicht  notwendig  den  Glaubens* 
2wang,  daher  mag  sie,  das  ist  der  Standpunkt  der  Bnndeeverfassnng, 
fUr  andere  Schulen  als  die  Primarschule  bestehen,  nur  ist  der 
Glaubensswang  ausdrücklich  aussuBchliefsen.  Die  staatliche  Lei- 
tung dagegen  gibt  sicherere  Gewähr  für  Glaubensfreiheit;  daher 
wird  fllr  die  Primarschule,  als  Anstalt  der  Minimalbildung  des 
Volkes,  an  der  der  Bund  selbst  interessiert  ist,  nicht  nur  die  Be- 
freiung vom  Glanbenszwang,  sondern  geradezu  die  staatliche 
Leitung  verlangt.  —  Die  Verbindung  sodaun  von  Art.  27  mit 
Art.  49  besteht  in  einem  doppelten  Verhältnis.  Einerseits  statuiert 
Art.  27,  Abs.  3  ausdrücklich  die  Anwendung  der  Glaubens-  und 
Gewissensfreiheit  (Art.  49,  Abs.  2)  auf  die  Schule,  d.  h.  die 
Glaubens-  und  Gewissensfreiheit  darf  nicht  durch 
die  Schule  beschrttnkt  werden;  andererseits  findet  aber 
aneh  Art.  40,  Abs.  4  stillschweigend  Anwendung  auf  die  Schule 
nach  der  umgekehrten  Seite,  d.  fa.  die  Schule  darf  nicht 
durch  die  Glaubeneansichten  beschrankt  werden 
(so  ist  der  Schulzwang  anch  an  kirchlichen  Festta^n  verbindlich, 
speziell  fUr  die  Juden  am  Samstag). 

3.  Inhalt  des  Abs.  3,  fltr  sich  betrachtet:  a.  Die  Schute  im 
ganzen  (ata  ganze  Anstalt)  darf  nicht  konfessionell  sein,  d.  b.  die 
Trennung  in  konfessionelle  Schulen  ist  ansgeschloBsen. 
Vgl.  v.  Salis  I,  S.  171l>,  IV,  Nr.  Iti02;  dann  speziell  die  be- 
rühmten Schnlreknrse  dieser  Art:  Dietikoner  Schulrekurs,  ibid. 
Nr.  1608,  und  Lichtensteiger  Schulrekurs,  Nr.  1611.  —  b.  Auch 
der  Unterricht  in  der  Schule  (abgesehen  vom  Religionsunterricht) 
darf  nicht  konfessionell,  sondern  mufa  konfessionslos  sein  —  eine 
Forderung,  die  namentlich  beim  Oeschichlsunterricht  zur  Geltung 
kommt  Vgl.  I.  c,  Nr.  1661  und  1€04.  —  c.  fietr.  den  Keligions- 
nnterricht  speziell  aber,  so  ist  durch  Abs,  3  nicht  bedingt, 
weder  dsfs  er  in  Öffentlichen  Schulen  überhaupt  nicht  zugelassen 
werde,  noch  dafs  er,  wie  man  es  nennt,  konfessionslos  sei;  er 
kann  vielmehr  koufessionell  sein,  aber  dann  darf  er  nicht  obli- 
gatorisch sein.     Vgl.  B.B.  1891 :  II,  340. 

IT.  Exebationsklaasel^  Abs.  4. 

Sie  betrifft  die  Verpflichtungen  nach  Abs.  2,  die  nur  kan- 
tonale Verpflichtungen    sind,    und    betrifft  auch  die  Verpflichtung 
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nach  Abs.  8,  soweit  es  sich  nicht  nm  die  eidgentasiecha  Schale 
handelt  —  sie  betrifft  Überhaupt  nur  kantonale  Verpflichtangen. 
und  sie  besteht  in  dem  Recht  and  in  der  Pflicht  des  Bandes,  die 
aStigen  Verfügungen  zur  DnrchfHhrang  der  betr.  Bestimmangen 
(Abs.  2  and  3)  zn  erlassen. 

Dieses  Recht  nnd  diese  Pflicht  besteht  schon  nach  Art.  10 '2, 
Abs.  2  („er,  der  Bnndesrat,  hat  für  Beohachtnng  der  Ver- 
fassang  .  .  .  des  Bandes  .  .  .  za  wachen"),  also  als  Ansfluls  des 
Aafsichtsrechtes  Bber  die  bundesraehtlichen  Verpflichtangen  der 
Kantone.  Das  VerfUgnngerecht  des  Bandes  ist  aber  hier,  bei 
Art.  27,  noch  besonders  aoerkannt  worden,  als  Entgegenkommen 
gegen  den  Antrag  aaf  ein  weitergehendes  Kecbt  des  Bandes,  nKm- 
lieh  betr.  Anforderangeu  an  die  Primarschale  and  an  deren 
Lehrer  Vorschriften  zn  erlassen  (vgl.  Protokolle  Über  die  Ver- 
handlungen der  eidgenUssi sehen  Rftte  betr.  Revision  der  Bondos- 
verfftHsung  1878/74,  Anbang,  8.  235  and  268). 

Was  aber  ist  unter  den  „nötigen  Verfügungen"  su  ver- 
stehen ? 

1.  Jedenfalls  Verfolgungen  im  Sinne  des  Zwanges  (koenitive 
Verfügungen).  Und  zwar  sind  als  Verfügungen  in  diesem  Sinne 
zu  betrachten,  nicht  blots  eigentliche  Verfllgnngen,  d,  h.  Ver- 
wal  tungsmafsnafamen  im  einzelnen  Fall,  sondern  in  Ausdehnung 
der  Bnndeskompetenz  (vgl.  obenS,  104)  auch  gesetzgeberische 
Hafsuahmen,  d.  h.  altgemeine  Vorschriften  zar  Durcbfuhrang  der 
Verpflichtangen  in  Abs.  2  nnd  S.  Immerbin  hat  das  ans  dem 
Verftigungsrecht  folgende  Gesetzge  hangsrecht  des  Bundes  sich 
darauf  zu  beschränken,  Grundaltse  fUr  das,  was  seiner  Aufsicht 
bezw.  Verfügung  unterliegt,  aufzustellen,  also  zu  bestimmen,  was 
„genügender"  Primamnterricht  sei,  was  „staatliche  Leitung*  usw., 
besw.  was  zu  tun  oder  zu  lassen  sei ,  um  den  hundeamftlsigen 
Verpflichtuogen  eu  geuUgen.  Speziell  also  kann  der  Bund  be- 
stimmen, was  genügender  Primarnnterricbt  sei,  er  kann  also 
Über  das  Hiuimam  der  Anforderungen  an  die  Primar- 
schule gesetzliche  Bestimmungen  aufstellen.  In  der  vom  Volk 
verworfenen  I.  Revision,  im  Verfassungsentwurf  v.  fi.  HI.  1872, 
Art.  2b ,  war  von  genügendem  Primarnnterricbt  fUr  sich  Ober- 
haupt nicht  die  Rede  gewesen,  sondern  statt  dessen  von  einem 
Gesetzgehungsrecht  des  Bundes  betr.  das  Uinimnm  der  An- 
forderungen an  die  Primarschule,  so  dafs  dieses  Recht  statt  jenes 
Grundsatzes  gelten  sollte,   und  in   der  II.   Revision  von  1873/74 
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war  man,  nachdem  derGrandsati  des  g^eaügendenFrimarantertichtea 
TOQ  beiden  Räten  gemeinBchaftlich  aufgestellt  worden  war,  nicht 
darüber  nneinB  geworden,  ob  der  Band  das  Recht  haben  solle, 
dieses  Hioimum  zu  bestimmen,  sondern  über  den  weiteren  Antrag: 
über  die  sn  die  Primarschule  zu  stellenden  Anfor- 
dernngen  Uberbanpt,  sowie  Über  die  Anfordernngen -an 
deren  Lebrer  Vorschriften  zu  erlassen;  dieser  weitere  Antrag 
war  abgelehnt  worden.  Das  Gesetzgebungsrecht  des 
Bundes  betr.  diese  Hinimallimite,  wie  es  aus  dem 
VerfUgnngsrecbt  betr.  den  Grundsatz  des  genügen- 
den Primarnnterrichtes  folgt,  erscheint  also  durch 
die  Geschichte  der  Entstehang  des  Artikels  keines- 
wegs  besehrfinkt. 

Es  ist  dann  vom  Band  ein  Anlauf  zur  Gesetzgebung  in  diesem 
Sinne  betr.  Art.  27  genommen  worden,  aber  mifslangen.  Vgl. 
BundesbeschUXs  betr.  die  Vollziehung  des  Art.  27 
der  BuudesTerfasBung,  v.  14.  VI.  1S82.  Derselbe  be- 
zweckte an  sich  nur  die  zum  ErlaXs  eines  bezUglicheu  Gesetzes- 
entwurfes  nCtigen  Erhebungen  aber  das  Schulwesen  der  Kantone, 
sah  aber  zu  diesem  Zwecke  die  Anstellung  eines  eidgenOSHischen 
Erziehungssekretärs ,  des  von  gegnerischer  Seite  sog.  „Schal - 
Togtes",  vor  und  wnrde  darum  in  der  dagegen  angerufenen 
Volksabstimmung  v.  26.  XI.  1882  verworfen  (v.  Balis  IV,  Nr.  1580, 
nnd  I,  S.  484,  Ziff.  10).  Darauf  erfolgte  ein  „Programm  des 
eidgenössischen  Departements  des  Innern  pro  1882 
bis  84"  (Schenk)  als  Vorarbeit  für  ein  Bundesgesetz  über  den 
Schalartikel  (v.  Salis  IV,  Nr.  1581).  Dabei  aber  blieben  die 
gesetzgeberischen  AnUnfe  stehen,  und  die  Verfügungen  nach 
Abs.  4  erschöpften  sich  in  Verwaltnogsmaisnahmen  bezw.  Bekurs- 
entscheiden. 

2.  Ob  aber  unter  den  „nötigen  Verfügungen"  nicht  nur 
zwingende  Verfügungen  bezw.  Vorschriften,  sondern  auch  Ver- 
fügungen im  Sinne  der  Unterstatzung  des  kantonalen  Schul- 
wesens verstanden  werden  konnten,  so  dafs  der  Bund  schon  ge- 
stützt auf  Abs.  4  von  Art.  27  die  Volksschule  hatte  subventio- 
nieren können?  Diese  Frage  ist  unpraktisch  geworden,  nachdem 
durch  Einfügung  des  Art,  27'''*  dieses  Becht  dem  Bund  besonders 
eingerfinmt  worden  ist. 


ArtlKel  »Ih». 

Den  Eantonen  werden  zur  Unterstfitziin;  In  der  ErflUliuig  der 
Umen  aaf  dem  Gebiete  des  PrlmanmteiTlchteg  obUe^enden  Pflichten 
Beiträge  geleistet. 

Das  Nähere  bestimmt  das  fienetz. 

Die  Organisation,  Leitung  nnd  Beanfslchtlgung  des  Primär- 
schnlweseng  bleibt  Saclie  der  Kantone,  rorbehalten  die  Bestlmmnngen 
des  Art.  27. 

Vgl.  den  Text  dieser  VerfassungsnaTelle,  t.  23.  XL  1902, 
in  B.G.  XIX,  358. 

Die  Entatebung  dieser  Verfase an gsbexti mm nng.  I.  Die  erste 
Anreguug  zur  Untersttltzung  der  Volksschule  durch  den  Bund 
liegt  in  der  Motion  Curti,  V.20.VI.  1892  (v.  Salia  IV,  Nr.  1583), 
die  eine  bezUgliche  UnterstUtznng  einfach  auf  dem  Venraltnngs- 
faezw.  Budgetwege  bezweckte.  2.  Petition  von  19  Kantona- 
regierangen  auf  ErUfs  eines  „Bundesgesetzes  betr.  die 
Unterstützung  der  Offen tUchen  staatlicben  Primarschule  durch  den 
Bund",  mit  bezüglichem  Entwurf  (B.B.  1899,  I,  458).  Darauf 
arbeitete  das  eidgenössische  Departement  des  Innern  seinerseits 
einen  Entwurf  zn  einem  bezüglichen  Erlafs  aus  („Entwurf  eines 
Bundesbeschluases  betr.  die  Unterstützung  der  öffentlichen  Primar- 
schule durch  den  Bund":  B.B.  1899,  U,  242).  Derselbe  wurde 
vom  Bundesrat  akzeptiert,  jedoch  mit  Rücksicht  auf  die  eid- 
genOBsiscbe  Kranken-  und  Unfallversicherung  zurückgestellt  (B.B. 
1900,  I,  487/438).  Nach  Verwerfung  des  Kranken-  und  Unfall- 
vers ich  erungsgesetzes  wurde  die  Behandlung  der  Schul  Subvention 
infolge  Motion  wieder  aufgenommen,  und  es  erfolgte  die  Botschaft 
des  Bundesrates  an  die  Bundesversammlung,  mit  Entwurf  eines 
BundesbeachluBses  (B.B.  1901,  lU,  729).  —  3.  Nach  Beratung 
des  Entwurfes  in  der  Band  es  Versammlung  wurde  beschlossen,  es 
sei  der  Weg  der  Verf  assungsre  visi  on  einzuschlagen.  Da- 
nach neue  Vorlage  des  Bundesrates  auf  Ergänzung  des  Art.  27 
der  Bundesverfassung.  Durch  Bundesbeschlufs  v,  4.  X.  1902 
(B.B.  1902,  IV,  585)  wird  diese  Ergänzung  beschlossen,  und  der 
Zusatzartikel  als  Art,  27**"  wird  in  der  eidgenUssiscben  Volks- 
und Standeabstimmung  x.  23.  XI.  1902  (B.B.  1902,  V,  806)  an- 
genommen. 

In  AnsfUhning  des  Artikels  ist  seither  erlassen  worden  das 
Bundesgeaetz    betr.    die    Unterstützung    der    öffent- 
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liehen  Primarschule,  v.  25.  VI.  1903:  B.G.  XIX,  709  (dazn 
Botschaft  B.B.   1902,  V,  811). 

Doxu:  Bnndesbeschlufs  betr.  die  EratellnDg  einer  Schulwand- 
karte der  Schwell  für  Primär-,  Mittel-  und  Fortbildungschulen,  v. 
31.  Kl.  1894:  XIV  227;  BundearatsbeachlufB  betr.  unentgeltliche  Abgabe 
{an  die  genannten  Schulen)  XVIIl  882,  betr.  Verkauf  884. 

Artllcel  »8. 

Du  Zollwesen  Igt  Sacke  de»  Bundes.  Derselbe  hat  das  Becht, 
Ein-  und  AngfahrztUle  zu  erheben. 

Literatur:  Eichmann,  Sammlung  der  Konvent  ional -Zolltarife 
aller  LSnder  nnd  der  üandelaverträge  der  Schweiz,  1889;  Huber,  Dia 
Entwicklung  des  ei<JgeuöaaiBchen  Zollweseus,  1890. 

Die  Art.  28^-80  betreffen  das  Zollwesen.  Sie  sind  das 
Resultat  einer  geschichtlichen  Entwickelung,  durch  die  das  kan- 
tonale ZoUweseo  weggeräumt  wurde ;  diese  Entwickelung  ist  zu- 
nächst darzustellen.  Sodann  kommt  das  Verhältnis  der  Artikel 
zueinander  und  schliefslich  der  erste  Art.  28  für  sich  in  Betracht. 

I.   Geschichtliche  Entwickelung. 

1.  Vor  1848  war  das  Zollweaen  gegen  das  Ausland  wie 
zwischen  den  Kantonen  und  die  Verkebrsabgaben  auch  im  Innern 
der Eantone  ganz  kantonale  Sache,  abgesehen  von  derHelvetik. — 
Durch  den  Bundesvertrag  von  1815,  Ai-t.  11,  Abs.  3  war  betr. 
die  kantonalen  Zolle,  Weg-  und  Brückengelder  nur  bestimmt,  dars 
weder  neue  errichtet,  noch  die  bestehenden  erhCht  werden  dürfen. 
An  eidgenössischen  ZoDgebllhren  bestand  lediglich  eine  0«- 
bttfar  auf  den  Eingang  von  Waren  in  die  Schweiz  zum  Zwecke 
der  Bildung  nnd  Speisnng  einer  eidgenössischen  Eriegskaese;  diese 
Oebtlhren  wurden  aber  von  den  Grenzkan tonen  fUr  die  Kasse  be- 
zogen (Art.  3,  Abs.  3  ff.).  —  2.  Bundesverfassung  1848. 
Durch  Art.  28  wurde  das  ZoIIwesen  als  Sache  des  Bundes  er- 
klärt und  durch  die  folgenden  Artikel  näher  geordnet.  Diese 
Ordnung  betrifft;  zwei  Seiten:  die  neuen  Bundeszölle  und  die  bis- 
herigen kantonalen  Gebühren,  a.  Die  neuen  Bundeszölle. 
Es  sollen  von  nnu  an  grundsätzlich  Zölle  nur  vom  Bund  nnd  nur 
als  schweizerische  Grenzzölle  erhohen  werden.  Und  zwar  sollen 
in  diesen  Grenzzöllen  die  eidgenössischen  GrenzgebUhren  auf- 
gehen, die  unter  dem  Bundesvertrag  von  1815  fUr  die  Bildung 
und    Speisung    der    gemeine  idgenOssischen    Kriegskasse    erhoben 
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wurden  (vgl.  oben).  FOr  die  Erhebnng  dieser  Zölle  warden  ge- 
wisse  GrandBätze  anfgeetellt,  die  in  der  Hauptsache  auch  in  die 
nene  Bundesverfassung  nbei^angen  sind.  Der  Ertrag  der  Bundes- 
zOUe  aber  war  in  erster  Linie  zur  Abfindung  der  Kantone  fHr 
ihre  dadurch  aufgehobenen  Gebühren  zu  verwenden,  und  nur  die 
Mehreinnahme  fiel  in  die  Bundeskasse.  —  b.  Die  bisherigen 
kantonalen  Gebühren.  Diese  wurden  teils  aufgehoben 
bezw.  als  durch  die  Zollgesetzgebung  ablösbar  erklärt,  so  die 
Land-  und  WasserzHlle,  Weg-  und  Brückengelder,  Kanfhans- 
gebUhren  —  teils  auf  ihren  damaligen  Bestand  und  ihr  damaliges 
Mafs  eingeschrilnkt ,  so  die  KonsumgehUhren  (vgl.  unten  eu 
Art.  82). 

II.  Das  TerhUtnis  der  Art.  28-30.  Seit  der  Bundes- 
verfassung von  1874  handelt  es  sich  nur  noch  um  die  Bondes- 
zSlle,  nicht  mehr  um  die  durch  sie  aufgehobenen  kantonalen 
Gebuhren,  Es  bestehen  also  in  der  heutigen  Bundesverfassung 
nur  noch  Bestimmungen  Über  die  ersteren;  die  Artikel  der 
froheren  Bundesverfassung  betr.  die  aufgehobenen  kantonalen  Ge- 
bühren sind  einfach  weggefallen.  Betr.  nun  das  VerhHltnig  dieser 
Bestimmungen  zueinander,  so  bestätigt  Art.  28  das  bisherige 
Prinzip,  wonach  das  Zollwesen  Sache  des  Bundes  ist,  und  setzt 
Art  29  die  Grundsätze  der  Erhebung  der  Zolle  und  Art.  30  die 
Verwendung  von  deren  Ertrag  fest. 

m.  Betr.  den  Art.  28  fOr  steh  ist  nur  zn  konstatieren, 
dals  danach,  nach  dem  zweiten  Satz,  dem  Bund  nur  das  Recht 
zur  Erhebung  von  Ein-  und  Ausfuhrzflllen  gegeben  ist ,  die 
.DnrchgangfizOlle  also,  die  unter  der  frllberen  Bundesverfassung 
(Art.  25,  Ziff.  2)  daneben  erhoben  werden  konnten,  beseitigt 
sind.  Warum  das?  Der  Dnrchgangszoll  wird  zwar  nicht  von 
den  Inltlndem,  sondern  von  den  Ausländem  geleistet.  Aber  er 
trifft  den  inländischen  Verkehr  insofern,  als  wenn  er  hoch  ist, 
der  Verkehr  durch  das  Land  vermieden  und  ein  anderer  Weg 
aufgesucht  wird,  so  dafs  die  inländischen  VerkehrsanstaJten  und 
Verkehrsgeschttfte  (Eisenbahnen,  Spediteure)  darunter  leiden.  Wird 
aber  der  DurchgangezoU,  um  den  Verkehr  durch  das  Land  nicht 
za  erschweren  oder  zu  hemmen,  möglichst  niedrig  angesetzt, 
wie  es  durch  die  Bundesverfassung  von  1848  (1.  c.)  vorgeschrieben 
war,  so  wirft  er  nicht  so  viel  ab,  dafs  es  sich  vertrügt,  ihn  über- 
haupt beizubehalten.    So  betrugen  die  Einnahmen  vom  Transitzoll 
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i.  J.  1878  in  der  Schweiz,  im  letzten  Jahre  desaelbeii,  nur 
4996  Fr.  —  D«ber  wurde  er  darcb  die  neue  BuDdeaverfassung 
grundsttzlicb  beseitigt.  Immerhin  ist  seine  Eiuftthmng  als  anfser- 
ordentliche  Hafsregel  ftlr  Zeiten  des  Zollkampfes  durch  das 
Bnndeegesetz  über  das  Zollwesen,  Art.  1,  Abs.  2  (E.G.  XII,  692) 
bezw.  durch  das  BnudeEgesetz  betr.  den  schweizerischen  Zolltarif, 
V,  10.  X.  1902,  Art.  3,  nocb  vorbehalten.  Diese  Bestimmangen 
sind  also  sog.  Kampfartikel,  wie  sie  Art.  39,  Ziff.  8  der  Bundes- 
verfassnug  gestattet  (vgl.  unten). 

Artikel  »». 

Bei  Erhebung  der  ZSlIe  sollen  folgende  Grundsätze  beachtet 


1.  Elngangr^ebtthren : 

a)  Die  nr  die  inlftndlsche  Industrie  und  Landwirtschaft  er- 
forderliches Stoffe  sind  Im  Zolltarife  mfigllchst  ^erln; 
zn  taxleren. 

b)  Ebenso  die  znm  nOtl^n  Lebensbedarf  erforderlichen 
Gegenstände. 

c)  Die  Gegenst&nde  des  Lnxns  nnterllegen  den  hSchaten 
Taxen. 

Diese  Gmnds&tze  sind,  wenn  nicht  zwli^rende  GrUnde  entgegen* 
stehen,  anch  bei  Abschllefsung  von  Handelsvertr&gen  mit  dem  Ans- 
lande  zu  befolgen. 

8.    Die  Ansgang^ebfihren  sind  mSgllchst  mähig  festznsetzea. 

8.  Durch  die  Zollgesetzgebnng  sind  znr  Sicherung  des  Grenz* 
und  HarktTerkehrs  geeignete  Bestimmungen  zn  treffen.  Pem  Bande 
bleibt  immerhin  das  Beeht  Torbehalten,  unter  auher ordentlichen 
Umst&nden,  In  Abweichung  ron  rorstehenden  Bestlmranngen,  TOrttber* 
gehend  besondere  Mafsnahmen  zu  treffen. 


I.    Die  GnmdBfttze  des  Art  29. 

Sie  beti-effen  im  ganzen  die  Erhebang  der  Zölle,  im 
Gegensatz  zu  Art.  28,  der  das  Prinzip  bestätigt,  wonach  das  Zoll- 
wesen Sache  des  Bundes  ist,  und  zerfallen  im  einzelnen  in 
1.  Tturifregeln  (Ziff.  1  und  2)  und  2.  Ausnahm ebesti min nngen 
betr.  die  Zollerhebung  überhaupt  (Ziff.  3  und  Schlufssatz). 

A.    Tarifregeln,  Gegenstand  und  Inhalt. 
Gegenstand  derselben  sind  die  „  Ein gangsgefa Uhren"  und  die 
„AuBgangsge bahren" ;  „DurchgangsgebUhren"  gibt  es  seit  1874  nicht 
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mehr  (vgl.  den  vorigen  Artikel).  —  Betr.  den  Inhalt  ist  sn  unter- 
scheiden zwischen  den  natioualea  Tarifregeln,  d.  h.  den  Regeln 
&ii  die  Zollgeso tzgehnng  nnd  der  internationalen,  anf  die 
ZollTCtrtrage  beztlglii-hen  Klausel  des  Abs.  2  nach  seiteD  der 
Eingangsgebllhren  speziell. 

1.  Die  nationalen  Regeln.  Danach  sind  die  Für  die 
inlIEDdieche  Industrie  und  Land  Wirtschaft  erforder- 
lichen Stoffe,  ebenso  die  znm  nötigen  Lebensunter- 
halt erforderlichen  Gegen  Stande  beim  Eingang  möglichst 
gering  zu  taxieren  und  sind  die  An  agangsgebtihren  Uher- 
banpt  mSCsig  festzusetzen.  Gegenstfiode  des  Lnxns  dagegen  sind 
beim  Eingang  möglichst  hoch  zu  bezollen.  —  Letztere  Seite  der 
Tarifbestim muugen  ist  klar:  es  ist  damit  der  Eingangszoll  anf 
Luxus  als  indirekte  Luxussteuer,  d.  h.  als  eine  Art  der  Loxob- 
Steuer  im  weiteren  Sinn  mit  besonders  hohen  Sätzen,  eingeführt. 
Betr.  die  Tarif  best  immnngen  im  tlbrigen  dagegen ,  welche  mög- 
lichste Ermfifsigung  des  Zolles  vorschreiben,  fragt  es  sich,  ob 
damit  das  sog.  Freihand  eis  System  von  Bundes  wegen  ais 
Regel  proklamiert  werde,  so  dafs  Schutzzölle  ordentlicherweise 
ausgesc blossen  waren. 

Das  Wesen  des  Freihandels  besteht  in  der  Aufhebung 
jeder  Belästigung,  von  Polizeimafsnahmen  und  Abgaben,  im  Ver- 
kehr zwischen  Produktion  nnd  Konsumtion,  und  sein  Umfang 
erstreckt  sich  nicht  nur  auf  den  auswärtigen  Handelsverkehr  (Zölle), 
sondern  auch  auf  den  inlandischen  Wirtschaftshetrieh  (Handels- 
und  Gewerbefreiheit).  In  beiden  Beziehnngen  aber  ist  der  Frei- 
handel, auch  wo  er  eingeführt  ist,  nicht  absolut,  sondern  nur 
relativ  in  dem  Sinne,  dafs  der  Verkehr  zwar  nicht  ganz  un- 
beschrKnkt,  aber  möglichst  wenig,  soweit  es  mit  den  öffentlichen 
Interessen  vereinbar,  beschrankt  ist.  Betr.  die  2^11e  speziell  ist 
Freihandel  immer  noch  vorhanden,  auch  wenn  sie  nicht  völlig 
beseitigt,  sondern  nur  auf  den  Stand  von  sog.  Finanzzöllen 
herabgesetzt  sind,  und  so  erhebt  sich  die  Frage  nach  dem  Unter- 
schied zwischen  Schutzzoll  und  Finanzzoll.  — -  Unter  Schutz.- 
zoU  versteht  man  den  Zoll  auf  ausländische  Produkte,  dnrch 
welchen  die  Eoakurrens  des  Auslandes  mit  den  betr.  inländischen 
Gewerben  erschwert  werden  soll,  oder  anch  einen  solchen  auf  die 
Ausfuhr  inlHndischer  Erzeugnisse  zugunsten  heimischer  Erwerbs- 
zweige. Er  ist  deshalb  als  ein  Mittel  anzusehen,  die  Produktion 
eines  Landes  zn  fördern,    in  dem  einen  Falle   dadurch,    d^s  er 
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eine  Erhöbntig  der  Preise  emnnglicht,  in  dem  anderen  Falle  durcli 
Herbeiftthrnng  einer  Ermursignng  derselben.  Den  Schutzzöllen 
^gentlber  sind  Fiuanzzölle  solche  Zfille,  bei  welchen  der 
wirtschaftliche  Schutz  entweder  gar  nicht  vorhanden  ist,  wie  bei 
Gegenständen ,  die  im  Inlande  Überhaupt  nicht  erzeugt  werden 
oder  ebenso  hoch  beBtenert  sind,  wie  die  vom  Auslände  bezogenen 
Gegenstände  durch  den  Zoll  —  oder  wo  die  wirtschaftliche 
Wirkung  vHllig  in  den  Hintergrund  tritt  Dud  die  Zolle  nur  auf- 
erlegt werden,  um  die  Staatskasse  zq  fllllen,  wo  also  die  finan- 
zielle Seite  überwiegt  (vgl.  Conrad,  Volks  Wirtschaftspolitik,  3.  Auf- 
lage, S.  822). 

Der  Sinn  .  der  Bundesverfassung  ist  nun  offenbar  der :  der 
Bund  soll  durch  die  Zölle,  als  seine  Haapteiuuahmeqnelle,  Ein- 
nahmen machen,  aber  weder  auf  Kosten  der  Betriebs»  und  bezw. 
ExportfUhigkeit  der  inlRndi sehen  Industrie  und  Lnndwirtscbaft, 
noch  anf  Kosten  der  ErnSbrnng  des  Volkes.  Soweit  Schutzzölle 
diese  Absicht  verletzen,  sind  sie  allerdings  von  Bnudesverfassungs 
wegen  ausgeschlossen,  wenigstens  ordentlich  erweise,  und  liefsen 
sich  nur  gemäfs  Schlnfssatz  des  Art.  29  unter  aufserordentlicheu 
Umständen  als  vorübergehende  besondere  Marsnahmen  rechtfertigen. 
Es  lassen  sich  aber  Schutzzölle  denken,  die  nur  die  ausländische 
Industrie  oder  Landwirtschaft  treffen  und  auch  die  notwendige 
EraXbrung  der  inländischen  Bevölkerung  nicht  berfihren,  und 
insoweit  sind  auch  Schutzzölle ,  selbst  ordentlicherweise ,  vor 
Art  29  der  Bundesverfassung  zulässig.  Art.  29  der  Bundes- 
verfassung schliefet  also,  ganz  abgesehen  von  anfser- 
ordentlichen  Umständen,  die  Scfautzzjtlle  nicht  un- 
bedingt aus. 

Ob  aber  Scbntzzölle,  als  Zölle  zum  Schutze  inländischer 
Erwerbszweige,  mit  Art.  i  der  Bundesverfassung  betr.  die  Rechts- 
gleichheit vereinbar  sind?  In  der  Botschaft  zum  ersten  Bundes- 
geeetz  Über  das  Zollwesen  meinte  der  Bundesrat:  „Einzelnen 
Industriezweigen  ausnahmsweise  gröfaeren  Schutz  als  anderen  zu 
gewähren,  ist  nicht  zulässig,  weil  die  Bundesverfassang  nach 
ihr^m  Sinn  und  Geist  alle  Bllrger  gleichgehalten  und  alle  Vor- 
rechte einzelner  abgeschafft  wissen  will"  (B.B.  1848/49,  I,  noch 
8.  296,  II.  Beilage,  S.  4).  Dagegen  ist  zu  sagen:  soweit  sich 
Schutzzölle  für  alle  Industriezweige  und  in  gleichem  Hafse 
denken  lassen,  kommt  die  Rechtsgleichheit  Oberhaupt  nicht  in 
Frage;  fllr  den  Schutz  besonderer    Industriezweige    aber  oder 
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in  besonderem  Mafse  wird  sich  immer  auch  das  ttffestliclifl 
Interesse,  dafs  dieser  Scbutz  für  diesen  Industriezweig  oder  in 
diesem  Mafse  zum  Bestehen  r>der  Prosperieren  besonders  nDtig 
sei,  erklären ,  und  dann  ist  die  Bechtsgteichbeit  nicht  vertetzt, 
weil  diese  nicht  unbedingt  ist,  sondern  unter  erheblichen  tat- 
sächlichen Verschiedenheiten  auch  eine  verschiedene  rechtliche 
Behandlung  der  Sache  gestattet  (vgl.  su  Art.  4).  Jedenfalls  aber 
stunde  immer  die  nicht  weniger  bundesverfaesongsrntHsige  Be- 
stimmung des  Art.  29  in  Reserve,  wonach  im  ZoUweaen  unter 
anberord entlichen  Umständen  vorübergehend  besondere  Mab- 
nahmen  getroffen  werden  kttnnen. 

Der  Bund  ist  denn  in  der  Tarifgesetzgebung,  durch  die  um- 
gebenden Grofsstaaten  mit  ausnahmslos  schntzzOllnerischer  Politik, 
seit  1884,  d.  h.  seit  dem  vorletzten  allgemeinen  ZoUtarifgeaeti 
(B.G.  VU,  549;  vgl.  B.B.  1878,  II,  911  und  1882,  IV,  3S5),  aof 
den  Weg  des  Schutzzolles  als  eines  Kampfzolles  gegen  das  Aus- 
land gedrängt  worden,  und  das  jüngste  Bundesgesetz  betr.  den 
schweizerischen  Zolltarif,  v.  10.  X.  1902,  ist  aasgesprochener - 
maXsen  nach  seinem  ganzen  Inhalt  ein  Kampfgesetz, 

2.  Die  internationale  Klausel,  betr.  Handelsverträge 
nämlich.  Es  ist  das  die  Bestimmung:  „Diese  Grundsätze  (betr. 
die  EingangsgebUbren)  sind,  wenn  nicht  zwingende  GrUnde  ent- 
gegenstehen, auch  bei  Abschliefsung  von  Handelsverträgen  mit 
dem  Auslande  zu  befolgen."  —  Die  Bestimmung  war  bedingnngs- 
los  (ohne  den  Zusatz :  „wenn  nicht  zwingende  GrUnde  entgegea- 
Btehen")  in  den  Entwurf  der  I.  Revision  v.  5.  III.  1872  aufgenommen, 
dann  vom  Bundesrat  in  seinem  Vorschlag  zur  H.  Revision  g»- 
strichen  worden,  bat  dann  aber  mit  der  Bedingung  Aufnahme  in 
die  neue  Bundesverfassung  gefunden. 

Urheber  der  Bestimmung  bei  beiden  Revisionen  war  Simon 
Kaiser  von  Solo tbnrn.  Er  wollte  damit,  es  solle  dem  Auslände 
gegenüber  darauf  bestanden  werden,  dals  auch  es  die  Rohstoffe  und 
notwendigen  Lebensmittel  von  Zöllen  mtfglichst  freihalte.  Vom 
Bundesrat  und  von  anderer  Seite  war  gegen  die  Bestimmung  ein- 
gewendet worden,  dafs  man  sich  damit  die  Hände  binde,  anderen 
Staaten  entgegenzukommen  und  dadurch  den  Abschtufs  von  Ver- 
trägen unter  Umstanden  unmöglich  mache.  Der  Bundesrat  hatte  in 
seinem  Streichungsantrag  auch  darauf  aufmerksam  gemacht,  dals 
die  Bestimmung  auf  der  irrigen  Voraussetzung  beruhe,  es  werde 
bei  neuen  Handelsverträgen  eine  Tarifiemng  der  Zollansätze  vor- 
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genommen;  ilavon  sei  man  aber  zarUckge kommen,  indem  man 
sich  vorzagsweise  auf  den  Grundsatz  der  gegenseitigen  Behand- 
lung der  meistbegünstigten  Nation  stutze.  —  Zur  weiteren  Be- 
grilndnog  des  Kaiserschen  Antrages  waren  Tom  Antragsteller  bei 
der  n.  Kevision  zwei  SKtze,  ein  Eechtssatz  nnd  ein  politiBcher 
Satz,  anfgestellt  worden,  die  beide  gleich  unhaltbar  erscheinen, 
wodurch  der  Antrag  selbst  gekennzeichnet  wird.  ^.  In  eine a 
Vertrag  nollen  keine  Bestimmungen  aufgenommen 
werden  dürfen,  welche  mit  der  B  andesverf  assung 
nicht  im  Einklang  stehen,  ein  Satz,  dessen  Inhalt  oben 
S.  163  widerlegt  worden  ist.  2.  Dnrch  Aufstellung  eines 
neuen  Zolltarifes  sei  der  Abschlufs  von  Yertrttgen 
tlberflUssig  zu  macben,  d.  h.  Zälle  seien  derart  anznnetzen, 
dafa  Vertrage  nicht  notwendig  waren,  oder  wohl  lieber  gar  nicht 
anzusetzen  —  eine  Forderung  von  Freihandelsprinzip ,  die  der 
neuesten  Zollpolitik  des  Auslandes  gegenüber  geradezu  kindlich 
erscheint. 

Vgl.  Protokoll  über  die  Verhandlangen  des  schweizerischen 
Nationalrates  betr.  Revision  der  Bundesverfassung,  1871/72,  S.  99  f.; 
Protokolle  Über  die  Verhandinngen  der  eidgeuCssi sehen  BEte  betr. 
Revision  der  Bundesverfassung,  1878/74,  S.  52  f.,  Beilage  II, 
9.  17  (=B.B.  1878,  II,  977  f.). 

B.  Ansnahmebestimman^n  betr.  die  Zollerhebung  über- 
haupt, Ziff.  3  nnd  SchluTssatz. 

Es  sind  also  deren  zwei;  sie  sind  aber  in  jeder  Beiiiehung, 
botr.  Gegenstand,  Richtung  nnd  Zweck,  voneinander  verschieden. 

Die  eine,  Ziffer  8  bezw.  der  erste  Satz  von  Ziff.  3,  betrifft 
den  Grenz-  und  Uarktverkebr.  unter  Orenzverkehr  ist 
der  nacbbarlicbe  Verkehr  an  der  Grenze,  insbesondere  der  land- 
wirtschaftliche, verstanden.  Die  Bestimmung  richtet  sich  an  die 
innere  Gesetzgebung  ohne  HUckBicht  auf  VertrSge  und  hat  eine 
weitere  Erleichterung  des  Zollverkehrs  zum  Zweck.  Die  „Siche- 
rung" des  Grenz-  und  Marktverkehrs,  zu  welcher  die  Zollgesetz- 
gebung aufgefordert  wird,  soll  also  ein  Schatz  sein  nicht  vor 
dieser  Art  Verkehr,  sondern  dieses  Verkehres  selbst,  d.  h.  nicht 
ein  besonderer  Schutz  der  fiskalischen  Interessen  auf  Kosten  des 
Verkehrs,  sondern  es  soll  umgekehrt  die  Freiheit  dieses  Verkehrs 
mßglichst  geschützt  werden.  —  Als  Mafsnabme  zu  diesem  Zweck 
kommt   insbesondere    die    Einrichtung  von  Freipässen    in  Be- 
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tracht,  entweder  und  hauptsächlich  fUr  gewisse  Gegenstände  des 
nachbarlichen  Verkehrs,  die  vorll hergehend  eingeführt  werden,  am 
nachher  wieder  an  ihren  Ort  znrUckzngeben  (wie  Gerätschaften  oder 
Erzeugnisse  landwirtschaftlicher  Bewirtschaftung  von  Gütern  an 
der  Grenze),  oder  auch  fUr  Waren  von  Kaufleuten  und  Fahri- 
kanten,  die  auf  fremde  Messen  gesandt  und  im  Falle  des  Nicht- 
verkaufes  zurückgenommen  werden. 

Der  Schlufssatz  des  Art.  29  dagegen  betrifit  Mafsnabmen 
namentlich  fUr  den  Zollkampf,  also  gegen  fremde  Länder,  um 
ZoUerscbwernngen  zu  erwidern  und  dadurch  womöglich  zu  ver- 
hindern oder  abzustellen,  und  weiter  also  den  ZoUverkebr  er- 
schwerende Mafsnabmen.  Unter  „Mafsn  ahmen'  sind  zun  Hebst 
Ve rwal  tu ngsm  ausnahmen  dieser  Art  zu  verstehen,  zu  denen 
der  Bundesrat  durch  Art.  35  des  Bnndesgesetzee  Über  das  Zoll- 
wesen, den  speziell  so  genannten  Kampfartikel  (^  Art.  34  des 
früheren  Gesetzes:  B.G.  2/544;  vgl.  auch  B.B.  1892,  III,  436), 
befugt  erkUrt  wird;  dann  aber  auch  die  Gesetzgebung  betr. 
das  Tarifwesen ,  durch  die  in  letzter  Zeit  ein  aosgesprocbener 
Eampftarif,  zum  Zwecke  der  Erlangung  günstiger  i^ollTerträgfl, 
aufgestellt  worden  ist  (vgl.  oben  8.  268), 

n.   Die  Bondesgesetzgebimg  betr.  das  Zollwesen. 
Dieselbe  ist  nach  Zollgrund  Sätzen  und  Zollansätzen  getrennt. 

1.  Bundeageseti  über  das  Zollwesen,  v.  28.  VI.  1S93: 
Xm  692.  Dazu:  Allgemeine  Vollziehungsrerordaung  XV  22, 
mit  Abfinderungen  und  Ergänzungen  460,  562,  XVII  68,  760,  XVUI  281, 
677,  XX  86. 

Verordnung  überZollabfertigung  XIV 448;  in  HoÜlesulas  (bei 
Thonei,  Genf)  10^769,  VII  47,  270. 

Instruktion  fQr  die  schweizerischen  Zollbehörden  6/373.  mit  Ab- 
änderungen 101006,  n/498.  —  Instruktion  fQr  die  ObenoUdirektion 
IV  74  (betr.  die  Organisation  der  Oberzolldirektion  vgl.  vor  Art.  95, 
Bnndesgesetzgebung  2.  e). 

Regulativ  betr.  die  Soldverhältnisse  dea  eidgenössischen 
Grenzwachtkorps  SVI  256,  Abänderung  XIX  750  (über  die  Be- 
soldung der  Zollbeamten  vgl.  vor  Art.  95,  Bnndesgesetzgebung,  4). — 
Bundesratsbeitchlnfd  betr.  Versicherungsfonds  für  Entschädigungen 
an  das  ZoHpersonal  bei  Unffttlen  im  Dienste  XX  24. 

2.  Buudeagesetz  betr.  den  schweizerischen  Zolltarif, 
V.  10.  X.  1902 :  B.B.  1902.  IV  653  (angenommen  in  der  dagt^en  an- 
gerufenen Volksabstimmung  v.  15.  III.  1903;  IJ.B.  1903,  II  585). 

Verordnung  betr.  die  Statistik  des  Warenverkehrs  der 
Schweiz  mit  dem  Auslande  XII  494. 
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ArtlKel  SO. 

Der  Ertraf  der  ZQlle  mit  In  die  Bandeskasse. 
Die  den  Eantonen  bisher  bezahlten  Entgeh KdigniiKeM  fBr  die 
loBgekanften  ZSIle,  Wef -  nnd  Biückei^elder,  Kanf hans-  und  andern 
Oebttbren  dieser  Art  fallen  weg. 

Ansnahnuwetse  erhalten  die  Kantone  DrI,  Oranbflnden,  Tesstn 
nnd  Wallis,  mit  Bfickaleht  anf  Ihre  Internationalen  AlpenstraTsen, 
eine  J&hrllche  EntschUdlrang,  welche,  In  WttriUgnng  aller  Terb&lt- 
nlsee,  festgestellt  wird  wie  folgt:  ' 

Fftr  Uri .    .    .    .    Fr.    80,000 

„     Granbllnden       „    200,000 

„     TesBln  .     .    .      „    200,000 

„     Wallis.    .    .      „      &0,000 

Fflr  BesDrgnng  des  Scbneebmchs  anf  dem  St.  Gottbard  er- 

halten  die  Kantone  ürl  nnd  Tessln  eine  Jährliche  Entsch&dlgni^ 

TOB  ZBSUnmen  40,000  Franken  fUr  so  lange,  als  die  StralBe  Aber  den 

Bergpah  nicht  durch  eine  Eisenbahn  ersetzt  sein  wird. 


I.  Absatz  1  und  2.  Der  Ertrag  der  Zölle  ftllt  seit  1874 
ganz  in  die  Bundeskasse,  und  die  den  Kantonen  bisher  bezahlten 
Entschsdiguitgen  fUr  die  losgekauften  Zölle,  Weg-  und  Brttcken- 
gelder,  Kaufhansgebflhren  n.  a.  sind  weggefallen.  Die  erstere 
Bestimmung  ist  nur  die  Konsequenz  der  zweiten;  die  zweite  also, 
betr.  den  Wegfall  der  Entschädigungen,  ist  die  Hauptsache.  Dieser 
Wegfall  wurde  durch  die  Bundesverfassung  schlechtweg,  ohne 
Vorbehalt  einer  weiteren  Abfindung,  erklärt,  was  ebenso  rechtlich 
zulässig  als  tatsKchlich  angemessen  war.  Tatsächlich  angemessen 
insofern,  als  die  Kantone  das  Äquivalent  illr  diese  EiabuTse  in 
der  Tatsache  erhielten,  dafs  der  Bond  ihnen  die  Kosten  des 
Hilitarwesens  abgenommen  bat. 

Betr.  die  rechtliche  Zulässigkeit  konnte  es  sich 
fragen,  ob  nicht  die  bisher  an  die  Kantone  bezahlten  Eut- 
Bchädigungen  wohlerworbene  Bechte  darstellten,  die  nicht 
ohne  Abfindung  aberkannt  werden  konnten.  FUr  diese  Frage 
ist  zu  unterscheiden  zwischen  der  ordentlichen ,  jedem  Kanton 
gemäfs  alt  Art.  26,  a)  bezahlleu  Entschädigung  von  4  Batzen 
(40  Bappen  n.  W.)  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung,  und  der 
darüber  hinaus  an  gewisse  Kantone  bezahlten  anfserordent- 
lichen  Entschädigung  gemäfs  demselben  Artikel,  lit.  b).  —  Die 
ordentliche  EatschSdigu  ng  war  einfach  durch  die  Bundes- 
verfassang  festgesetzt   worden,   nicht  durch   speziellen   Akt   mit 
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den  einzeloen  Kantonen,  konnte  «Ibo  keine  wohlerworbenen  B«clite 
begründen,  weil  solche  immer  einen  speziellen  Rechtsakt  mit  dem 
Berechtigten  voraussetzen,  einen  Rechtsakt,  der  allerdings  nicht 
nnr  privatrechtlich  (Kanf,  Taasch  oaw.),  sondern  auch  flffentlich- 
rechtlich  (Konzession,  Privileg)  sein  kann.  Jedenfalls  aber  kann 
nur  ein  spezieller  Rechtsakt  oder  ein  als  solcher  anfra fassender 
Rechts  Vorgang  ein  wohlerworbenes  Recht  begründen.  —  Die 
aufserordentlichen  Entschsdignngen  angewisseKantone 
dagegen  beruhten  auf  den  mit  diesen  Kantonen  abgeschlossenen 
sog.  ZollanslOsnngsvertrKgeu  (vgl.  den  Anhang  zum  „Nach- 
weiser über  die  der  Bundes  Versammlung  erstatteten  und  im  Bundes- 
blatt  abgedruckten  Berichte"  v.  J.  1868,  8.  61/62).  Diese  Ent- 
scldtdigangen  bemhten  also  anf  Vertrag,  einem  speziellen  Rechtsakt. 
Aber  auch  diese  Vertr&ge  begründeten  keine  wohlerworbenen 
Rechte,  weil  die  Bundesversammlung  iu  ihrer  Genehmignngs- 
formel  betr.  die  Vertrilge  diese  Wirkang  der  VertrSge  aus- 
geschlossen und  die  freie  Stellung  des  Bundes  gegenüber  den 
Kantonen  vorbehalten  hatte  (vgl.  B.O.  4/863;  dazn  B.B.  1850, 
I,  860  nnd  1872,  I,  89/90). 

n.  AltsatB  3.  Nur  die  Kantone  Urt,  Granbünden, 
Tessin  nnd  Wallis  erhalten  noch  eine  jährliche  EntBchKdigiing 
—  Uri  von  80O00,  GraubUnden  und  Tessin  von  je  200000  und 
Wallis  von  50000  Franken  —  für  den  Unterhalt  ihrer  inter- 
nationalen Alpenstrafsen.  —  £s  ist  das  ein  Rest 
der  an  gewisse  Kantone  bezahlten  aufserordent- 
lichen Entschädigungen,  von  denen  vorhin  die  Rede  war, 
nämlich  so:  schon  fltr  diese  safserordentlicben  Entschädigungen 
überhaupt,  tlber  die  ordentlichen  pro  Kopf  berechneten  hinaus, 
waren  neben  anderen  kantonalen  Verhältnissen  vor  allem  der  anf 
einigen  Kantonen  lastende  sehr  kostspielige  Bergstrafsenban  nnd 
Unterhalt  in  Betracht  gekommen  (vgl.  B.B.  1850, 1,  SOS).  Während 
dann  bei  Aufbebung  der  Entschädigungen  an  die  Kantone  andere 
kantonale  Verbältnisse  nicht  mehr  in  Berücksichtigung  kamen, 
hielt  man  die  Fortbezahlung  von  Entschädigungen  an  jene  Berg- 
kantone, denen  der  Unterhalt  internationaler  Alpenstratsen  oblag, 
nnd  soweit  es  diesen  betraf,  tüv  billig.  Immerhin  kamen  nur 
diejenigen  Alpenstrafsen  fllr  eine  fortznbe  zahl  ende  Entschädignng 
in  Betracht,  ftlr  die  nicht  schon  mit  Rücksicht  anf  besondere 
Strarsensubsidien  des  Bundes  der  Unterhalt  als  Sache  der  be- 
treffenden Kantone  erklärt  worden  war;  es  fielen  danach  bei  Be- 
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reohnang  der  Entschädigungen  nur  in  Betr&cht:  Simplan,  Gotthftrd, 
Splagen,  Bemhardin  and  Julier  (vgl.  B.B.  1872,  I,  199).  Aber 
auch  fUr  dieae  Alpenstrafsen  kann  lant  Art.  37,  Abs.  2  die  Ent- 
schädigung zurückbehalten  werden,  wenn  die  Strabea  nicht  ge- 
hörig unterhalten  werden, 

III.  Absatz  4.  Überdies  war  den  Kantonen  Uri  und 
Tesaiu  fUr  Besorgung  des  Schneebruchs  auf  dem 
St.  Gotthard  eine  jährliche  EntschädigUDg  von  40000  Franken 
fHr  so  )ange  ausgesetzt  worden,  als  die  Stratse  Über  den  Bergpals 
aicht  durch  eine  Eisenbahn  ersetzt  sein  werde.  —  Der  Bestimmung 
liegt  folgender  Talbestand  zugrunde:  den  Kantonen  Uri  und 
Tessin  war  bei  den  ZollansKtsungsverträgen  (vgl.  oben  I)  der 
Schneebmch  auf  dem  St.  Gottbard  abgenommen  und  ihnen  um 
80  weniger  anfserord entliche  EntBchKdigang  bezahlt  worden.  Diese 
fUr  den  Bund  umständliclie  und  unverhältnismärsig  teure  Last 
wurde  dann,  nachdem  schon  unter  der  Bundesverfassnng  von  1848 
bezugliche  Verhandlungen  sUttgefanden  hätten  (B.B.  1866,  II, 
155,  480),  wieder  von  den  beiden  Kantonen  gegen  die  durch 
Abs.  4  festgesetzte  jährliche  Entschädigung  Übernommen.  Vgl.  den 
in  Vollziehung  dieser  Verfassungsbestimmung  erlassenen  Bundes- 
beschluXs  betr.  Übertragung  des  Schneebruches  auf 
dem  St.  Gotthard  an  die  Kantone  Uri  und  Tessin, 
V.  22.  XII.  1874:  I,  219.  Damit  fiel  auch  das  Verorduungs recht 
des  Bundes  und  dessen  letzte  bezügliche  Verordnung  über 
das  Befahren  des  Gotthardpasses  während  der 
Winterszeit,  v.  21.  XI.  1873  (11/395),  dahin.  -  Abs.  i 
hitngt  also  insofern  auch,  wie  Abs.  3,  mit  den 
früheren  aufs  erordentlichen  Zollentschädigungen 
zusammen.  —  Immerhin  sollte  diese  Bundesentschädigung  nur 
bis  zur  Erßffnnng  der  Gotthardbahn  dauern  und  ist  dann,  nachdem 
diese  i.  J.  1882  eröffnet  worden  ist,  mit  Nenjahr  1883  dahin- 
gefallen.  —  Vgl.  B.B.  1850, 1,  286  und  299,  und  1872, 1,  204 
und  1883,  n,  94. 

Artikel  31. 

Die  Freiheit  des  Handels  und  der  Qewerbe  ist  im  ganzen  Um- 
fange der  Eidgenossenschaft  gew&hrl eistet. 
Torbehalten  sind: 

a)  Da»  Salz-  und  Fnlverregal,  die  eidgenössischen  ZOlle,  die 
Eingangsgebflhren  von  Wein  und  andern  gelst^en  fietränken, 

Scholleubergar,  Schveii.  BuDdesverliusUDg.  18 
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aowle  andere  rom  Bunde  aiudiilcUIch  uterksiiiiteTerbnHicb^ 
Htenem,  nach  M&Tgg'abe  des  Art.  Sä. 

b)  Die  Fabrikation  und  der  Terkanf  febrannter  Wasser,  nach 
Maßgabe  des  Art.  93^». 

c)  Das  Wlrtschaftswesen  und  der  Kleinhandel  mit  grelstlgen 
Oetr&nken,  In  dem  Sinne,  daTs  die  Kantone  anf  dem  Wef« 
der  Gesetsf  ebnng  die  Ansttbnn;  des  Wlrtschafts^ewerbes  nnd 
des  Kleinhandels  mit  gelstifren  6etr&nken  den  durch  das 
fiffentllcke  Wohl  geforderten  BeschrKoknagen  unterwerfen 
kSnnen. 

d)  Sanltttspollzeillche  Mafsre^eln  ^ef  en  Epidemien  nnd  TIeh- 
senehen. 

«)  TerfHguiMren  Ober  Ausflbun^  Ton  Handel  and  bewerben,  über 
Bestenernng'  des  QewerbsbetrIebes  nnd  Aber  die  Besntznn; 
der  Strafsen.  Diese  Terfüirnngen  dürfen  den  Ornndsati  der 
Handels-  nnd  Gewerb efrelbelt  selbst  nicht  beeintrikhtlgen. 

Literatur:  Cohu,  Art.  31  der  Schweiz.  BandesrerfaSBung  betr. 
die  Freiheit  des  Handels  und  der  Gewerbe  (Zeitschr.  für  gesamte  Staats- 
wissenschaft,  1883);  ScbolleDberger,  Die  achweiz.  Handels-  und  Ge- 
werbeordnungen ([.  Hälfte),  1889 ;  B  erth  e au ,  Die  bundesrechtliche  Praiin 
betr.  Niederlassungsfreiheit,  Gewerbefreiheit  usw.,  1895;  Goldstein, 
Die  Gewerbefreiheit  u.  ihre  Licht-  u.  Schattenseiten,  1901.  —  v.  Orellii 
Die  Stellung  der  Phannacie   zu  Art,  31,   1881. 

Es  ist  zn  unterscheiden  zwischen  dem  Prinzip  der  Handels- 
nnd  Gewerbefreiheit  (Abs,  1)  und  den  Vorbehalten  (Abs.  2, 
lit.  a — e).  Nach  beiden  Seiten  ist  das  Institut  gegenüber  frlllier 
wesentlich  verändert  worden. 

I.   B&8  Prinzip. 

1.  Nach  der  Bundesverfassung  von  1848,  Art.  29, 
war  nur  die  Freiheit  dea  Handels  von  Kanton  zu 
Kanton  garantiert  („FUr  Lebensmittel,  Yieh  und  Kanfmanns- 
waren,  Landes-  und  Gewerbse rzeugnisse  jeder  Art  sind  freier 
Kauf  und  Verkauf,  freie  Ein-,  Aus-  und  Durchfuhr  von  einem 
Kanton  in  den  anderen  gewährleistet").  Die  Gewerbefreiheit  im 
Innern  eines  Kantnns  war  nicht  fUr  sich  und  schlechthin  ge- 
wHhrleistet .  sondern  nur  als  Folge  des  Niederlassungs rechtes, 
also  nur  den  niedergelassenen  SchweizerbUrgem  und  nur  so  weit, 
als  die  KantonsbUrger  sie  besafsen  (alt  Art.  41,  Ziff.  4). 

2.  Nach  der  Bundesverfassiing  von  1874  dagegen 
ist  die  Freiheit  nicht  nur  des  Handels,  sondern  auch  der  Ge- 
werbe und  schlechthin  und  im  ganzen  Umfang  der  Eidgenossen- 
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schftft  gewährleistet.  Die  wesentlichen  Momente  dieaes  Grund- 
satzes sind  folgende:  a.  Aach  der  „Gewerbe".  Unter  Gewerbe 
ist  „jede  berofamäfsige ,  auf  Erwerb  gerichtete  Tätigkeit"  ver- 
standen (vgl.  B.B.  1895,  I,  212),  also  das  Gewerbe  im 
weiteren  Sinn,  mit  Einschlnfs  von  Urproduktion  und  wissen- 
Bcbafllichen  und  künstlerischen  Berufsarten.  —  b.  „Schlecht- 
hin", d.  h.  die  Hiuidels-  und  Gewerbefreiheit  ist  garantiert 
ohne  Rucküicht  auf  die  Niederlassung,  Um  der  Art 
des  Gewerbebetriebes  willen  mag  jemand  niederlassungspflichtig 
erscheinen,  so  namentlich  beim  sog.  stehenden  Gewerbebetrieb 
(im  Gegensatz  zum  ambulanten  Gewerbebetrieh) ;  er  ist  aber  (so- 
fern im  übrigen  die  gesetzlichen  Bediogungen  vorhanden  bezw. 
erfüllt  sind)  gewerbeberechtigt  nicht  nur  nnd  nicht  erst,  irenn  er 
Niederlassung  genommen  hat,  sondern  ohne  weiteres,  c)  „Im 
ganzen  Umfang  der  Eidgenosseuschaft."  Die  Ge- 
werbefreiheit gilt  also  nicht  blofs  von  Kantou  zu  Kanton,  so 
da&  sie  in  jedem  Kanton  beliebig  beschritukt  werden  konnte, 
sofern  sie  nur  fUr  KantonsbUi^er  ebenso  beschränkt  wtlrde  wie 
fUr  SchweizerbUrger,  sondern  sie  ist  in  jedem  Kanton  prinzipiell 
die  gleiche  insofern,  als  sie  zwar  in  den  verschiedenen  Kantonen 
durch  die  kantonale  Gesetzgebung  verschieden  beschränkt,  nie- 
mals aber  durch  die  Beschrankung  verletzt  oder  gebrochen 
werden  darf, 

3.  Immerhin  gilt  die  Handels-  und  Gewerbe freiheit  nach 
wie  vor  und  wie  immer  sie  gewährleistet  sei,  nnr  gegen  Ver- 
gewaltigung durch  die  Staatsgewalt  und  nur  fUr 
ScbweizerbU  iger. 

a.  Das  erstere  folgt  aus  der  Eigenschaft  als  Freiheitsrecht 
ttberbaupt.  Die  Freiheitsrechte  sind  Schutzrechte  gegen  die 
Staatsgewalt,  nnd  auch  die  Handels-  und  Gewerbe  freiheit  ist 
nichts  weiter.  Daher,  und  das  ist  die  praktische  Folge, 
enthebt  die  Handels-  und  Qewerbefieibeit  keineswegs  von  kon- 
traktlichen Beschrfinknugen,  als  Beschi^nkungen  gegen- 
über Privaten  durch  Vertrag.  Solcher  Beschränkungen  mag 
sich  jeder  seihst  erwehren,  dadurch,  dals  er  sie  nicht  eingebt; 
wenn  sie  -aber  Übernommen  werden,  sind  sie  unbedingt  zu- 
lässig —  das  ist  der  Standpunkt  der  Handels-  und  Gewerbe- 
freiheit. Wenn  im  Verhältnis  des  Dienstnehmers  zum  Dienst- 
herrn die  Verdingung  auf  Lebenszeit  aus  Rücksicht  auf  die 
persönliche    Freiheit   unznlKssig    erscheint,    so    auch    nicht   kraft 
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der  persOulichen  Freiheit  aU  eines  Fr« iheita rechtes  (das  Becht 
der  pers^Snlichen  Freiheit  hedentet  etwas  ganz  anderes:  die 
körperliche,  keine  rechtliche  Freiheit),  sondern  als  eines 
Satzes  des  Privatrechtes  ( eidgenössisches  Obligation  enrecht, 
Art.  S45);  mit  dem  Recht  der  Handels-  und  Gewerbefreiheit 
aher  hat  diese  Freiheit  schon  gar  nichts  an  tun,  weil  dasselbe 
im  Gegeoteil  daraufgeht,  sich  nach  Beliehen  zu  betätigen,  also 
aach  seine  Person  beliebig  zu  verdingen.  Vor  der  Handels- 
und  Gewerbefreiheit  sind  also  kontraktliche  Beschränkungen 
jeder  Art  und  unbedingt  zulässig,  so:  Konventionalstrafen;  Ver- 
pflicbtnngen  als  Mitglied  einer  Gemeinschaft  (Holzverkaufsverbot 
für  Hitglieder  einer  Holzkorporation)  and  vor  allem  die  Ab- 
lehnung seitens  eines  Dritten,  mit  jemandem  einen  Vertrag  eiS' 
zngehen,  ihn  in  eine  Gemeinschaft  aufzunehmen  —  alles  Fälle, 
die  schon  Gegenstand  von  Rekursen  wegen  angeblicher  Ver- 
letzung der  Handels-  und  Gewerbe  frei  heit  gebildet  haben.  — 
b.  Dals  die  Handels-  und  Gewerbe  frei  heit  nur  für  Schweizer- 
bflrger  gilt,  folgt  daraus,  dafs  sie  nicht  zu  den  beziehungslosen 
Freibei tsrechten  gehttrt.  Die  F  reiheitsrechte  stehen  an  sich  als 
Volksrechte  nur  dem  Volk,  dem  Staatsvolk,  d.  h.  den  Nationalen 
au.  Nur  diejenigen  Freiheitsrechte ,  die  keine  Beziehung  der 
Person  zum  Staat  voraussetzen ,  also  beziehungslos ,  ideal  sind, 
wie  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit,  Kultusfreiheit ,  Recht  zur 
Ehe,  Petitionsrecbt  und  das  Verbot  der  Todesstrafe  und  der 
körperlichen  Strafen,  kommen  als  allgemeine  Menschenrechte 
auch  den  Ausländern  ohne  weiteres,  d.  h.  ohne  das  Mittel  des 
Vertrages,  zu  (vgl.  mein  Bnndesstaatsrecht,  S.  208).  Dazu  gehört 
aber  die  Handels-  und  Gewerbe  frei  heit  nicht;  dieser  kennen  die 
Ausländer  nur  durch  Staat sve rtrag ,  Nie derlassungs vertrag  teil- 
haftig werden,  und  auch  dann  noch  nur  bedingt  nnd  beschränkt. 
Das  Nähere  ist  Sache  der  Auslegung  der  Verträge  bezw.  des 
Bund  esverwaltungsrecbtes. 

n.  Die  Torbehalte. 

A.  Die  Vorbehalte  im  all^emeiuen.  Sie  beziehen  sich 
teils  auf  Gegenstände,  die  durch  weitere  Artikel  der  Bnndes- 
verfassang  dem  Bnud  zur  Gesetzgebung  oder  Verwaltung  Über- 
tragen sind  (ausgenommen  das  Salzregal),  so  1  i  t.  a — d,  mit  Bezug 
auf:  Pulverregal  (Art.  41),  Zölle  (28—80),  Konsumogebtthren 
und  weitere  Verbrauchssteuern  (32),  Alkobolmonopol  nnd  Alkohol- 
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geeetzgebung  (32  ^")  und  sanitätspolizeiliche  MaTsuabmeD  (69), 
—  kantonale  uuitUspoIizeiliche  Malsregeln,  «ofern  sie  Ober  die 
Vollziehung  der  Bundesgesetzgebung  hinansgeben ,  fallen  unter 
lit.  e  —  teils  auf  die  kantonale  Qesetzgebting  und  Ver- 
waltung betr.  Polizei  nnd  Besteuerung:  lit.  e. 

B.  Die  VorbehiiUe  zn^nsten  des  Bundes,  der  Kreis 
dieser  Vorbehalte  im  ganzen  und  die  Kegalien  speziell. 

Der  Kreis  der  Vorbehalte  ist  nicht  vollständig.  Es  gibt 
noch  andere  Zweige  des  Handels  und  der  Gewerbe,  !ür  welche 
die  Bundesverfassung  besondere  Artikel  angestellt  hat,  so  Jagd 
und  Fischerei ,  Auswandemngsagentnren ,  Versicherungswesen, 
Lotterien  usw.  Auch  diese  anderen  Gegenstände 
haben  als  vdd  Art.  31  ausgenommen  zu  gelten,  in 
dem  Sinne ,  dafs  besondere  Bestimmungen  ohne  KUcksicbt  auf 
Art.  31  fttr  sie  aufgestellt  werden  können  Die  einen  und 
anderen  sind  Gegenstand  der  Besprechung  der  sie  betreffenden 
besonderen  Artikel, 

Die  Regalien  speziell;  ihr  Bestand,  ihre  rechtliche  Quali- 
fikation und  Verteilung  zwischen  Bund  und  Kantonen. 

1.  Auch  die  Kegalien  sind  als  Gegenstand  der  Vorbehalte 
nicht  vollständig  aufgezählt.  Aufser  den  aufgezählten 
gibt  es  noch  andere;  so  schon  nach  der  ursprünglich en 
Bundesverfassung  von  1874  und  bezw.  1848:  das  Post-  und 
bezw.  Telegraphen-  und  Telephonregal,  Art.  34,  und  das  MUnz- 
regal,  Art.  38,  und  dazu  seit  der  Partialrevision  des  Art  39 
T.  J.  1891  anch  das  BankuoteDmunopot,  Alle  diese  weiteren 
B«gftlien  bilden  nicht  weniger  als  die  in  Art.  31  selbst  auf- 
gezählten eine  Ausnahme  von  der  Gewerbefreiheit. 

2.  Alle  diese  in  der  Bundesverfassung  Überhaupt  vor- 
gesehenen  Regalien  aber  sind  keine  Regalten  im  engeren  Sinne, 
sondern  Gewerberegalien  oder  Monopole, 

Die  Regalien  im  engeren  Sinne  sind  grnndherrlicbe 
Regalien,  d.  h.  Alleinrechte  des  Staates  als  Grundherr  oder 
Nachfolger  desselben  an  Grund  und  Boden  bezw.  au  Teilen 
desselben  (Bergregal)  oder  an  Pertinenzeu  des  Grund  und  Bodens 
oder  des  Wassers  (Jagd-  und  Fischerei  regal)  oder  am  fliefsen- 
den  Wasser  (Muhlen-,  Flofo-  und  Fahrregal).  Diese  berühren 
die  Gewetbefreiheit  nicht  und  gehören  ohne  weiteres  den  Kan- 
tonen als  den  ursprünglichen  Territorialherrschaften  su,  an  die  sie 
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vom  König  oder  Kaiser  Übergegangen  sind;  ein  Übergang  von 
den  Kantonen  an  den  Bund  aber  hat  nicht  stattgefunden. 

Gewerberegalien  oder  Monopole  dagegen  sind  Alleinrechte 
des  Staates  auf  gewisse  Betriebe  (Monopol  heifiit  Alleinhandel), 
und  diese  bilden  einen  Eingriff  in  die  Gewerbefreiheit,  können 
also  vor  Art.  31  nur  bestehen,  soweit  sie  dni-ch  die  Bundes- 
verfassung vorgesehen  sind.  —  Ausdrücklich  vorgeseben  ist  n.  a. 
und  in  erster  Linie  das  Salzregal;  darunter  ist  also  das  Salz- 
regal als  Oewerberegal  zu  verstehen,  d.  h.  das  Salzhandels- 
regal ,  als  ausschliefsliches  Recht  des  Salzhandels ,  der  Einfuhr 
und  des  Verachleifses,  im  Gegensatz  zum  Salzgew  in  nnngsregal,  das 
als  Teil  des  Bergregals,  also  als  Regal  im  engeren  Sinne,  ohne 
weiteres  den  Kantonen  zusteht.  —  Nicht  ausdrücklich  und 
auch  sonst  nicht  vorgesehen  war  vor  der  Partialrevision  von 
1891  das  Banknotenmonopol,  d.  b.  das  ausschliersliche 
Recht  des  Staates  auf  Emission  von  Banknoten  und  bezw. 
anderen  Geldzeichen.  Daher  stand  es  vorher  weder  den  Kau- 
tonen  noch  dem  Bunde  zn,  nnd  ist  das  Gesetz  des  Kantons 
Zürich  betr.  Ausgabe  von  Banknoten  v.  1-^.  IV.  1877,  das  ein 
Banknotenmonopol  fllr  den  Kanton  bezw.  für  die  Kantonalbank 
in  Anspruch  nahm,  von  den  Bundeshebtrden  mit  Recht  als  bnndes- 
verfassungs widrig  kassiert  worden  (vgl.  v.  Salis  11,  Nr.  583).  — 
Auch  andere  Monopole  sind  den  Kantonen  verscblossen,  so  das 
Spielkartenmonopol  (Erkenntnis  betr.  den  Kanton  Teesin: 
V.  Salis  n,  Nr.  543) 

Keine  Monopolisiemng  dagegen  ist  es,  wenn  eine  Erwerbs- 
tStigkeit  aus  direktem  Uffentlichen  Interesse  zu  einer 
amtlichen  Funktion  (des  Staates  bezw.  der  Gemeinde)  er- 
hoben wird,  unterliegt  also  auch  nicht  dem  Art.  31  bezw.  dem 
Verbot  des  Monopols.  Immerhin  mnfa  ein  direktes  öffentliches 
Interesse  vorliegen.  Der  Staat  kann  eine  Erwerbsttttigkeit  über- 
nehmen aus  indirektem  öffentlichen  Interesse,  d.  h.  fiakaliscbem 
Interesse,  also  blofs  um  die  Finanzen  zn  vermehren,  darf  aber 
dafllr  kein  Ausschlnfsrecht  statuieren.  Wenn  sie  aber  ans 
direktem  öffentlichen  Interesse  (feuerpolizeilichem,  sanitHtspolizei- 
lichem  usw.)  Übernommen  wird,  so  wird  die  Erwerbstfitigkeit 
zum  Amt,  bei  welchem  sich  der  Äusschlufs  privater  Tätigkeit 
von  selbst  versteht.  Daher  kann  das  Kaminfegergewerbe ,  das 
OeschSft  einer  Leichenbitter  in  zu  einer  Öffentlichen  Funktion 
gemacht  werden,  ohne  Art.  31   zu  verletzen,  und  erscheinen  die 
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gegenteiligen  Entscheide  dea  Bundesrates  unrichtig  (betr.  Kamin- 
feger vgl.  Balis  n,  Nr.  602;  B.B.  1897  I,  999,  UI,  491  und 
1898  I,  453,  nnd  betr.  Leichenbitter innen :  B.B.  1897  III, 
841  ff.). 

3.  Verteilung  der  Monopole  awiachen  Bund  und 
Kantonen.  Von  den  durch  die  Bundesverfassung  ausdrücklich 
vorgesehenen  Monopolen  geboren  alle  dem  Bund,  auEser  dem 
Salzregal,  d.  h.  Salzmonopol ,  das  als  fllr  die  Kantone  vor- 
behalten zu  gelten  hat,  weil  es  vom  Bund  nicht  in  Anspruch 
genommen  wird.  —  Dazu  kommt  dann  noch  als  kantonales 
Monopol  das  Brand  versicher  ungsmonopol,  d.  h.  das 
ansschliefsliche  ßecht  des  Staates  auf  Versicherung  gegen  Feuer- 
schaden. Dasselbe  ist  zwar  durch  die  Bundesverfassung  nicht 
ausdrücklich  vorgesehen,  gilt  aber  von  jeher  als  vor  ihr  zulässig. 
Nach  der  Bundesverfassung  von  1848  war  überhaupt  nur  die 
Handels-,  nicht  die  Gewerbefreiheit  garantiert  (vgl.  oben  8,  274), 
so  dafs  Monopole  (eigentliche  Gewerbemonopole)  überhaupt  nicht 
ausgeschlossen  waren.  Durch  die  Bundesverfassung  von  1874 
aber  sind  für  das  Versichernagswescn  besondere  Bestimmungen 
des  Bundes  vorgesehen,  so  dafs  es  nicht  ohne  weiteres  unter 
Art.  81  fttllt  (vgl.  oben  S.  277),  und  diese  besonderen  Be- 
stimmungen sollen  Uberdem  nur  die  Pri vatnntemehmungen  im 
Gebiete  des  Versicherungswesens  betreffen,  wozu  die  kantonalen, 
staatlichen  Versicherungsanstalten  nicht  gehören;  diese  bleiben 
also  mit  ihrem  Monopol,  wie  sie  bereits  bestanden,  unberührt. 
Durch  das  Bundesgesetz  betr.  das  Versicherungswesen,  Art.  1, 
Abs.  5 ,  sind  dann  die  kantonalen  Brandversicherungsan stalten 
ausdrücklich  vorbehaiten  worden  (B.G.  VIH,  172).  Vgl.  betr. 
das  BrandverBicherungsmonopoI :  B.B.  1895,  I,  186  und  1898  ü, 
41,  und  B.E.  XX,  328. 

C.  Die  Vorbehalte  zDgnnsten  der  kantonalen  Oesetz- 
gebnng  und  Verwaltung  (üt.  e). 

Im  altgemeinen  sind  es  deren  drei,  betr.  VerfUgnngen :  Über 
Ausübung  von  Handel  und  Gewerben  (polizeiliche  Ver- 
fügungen), Über  Besteuerung  des  Gewerbebetriebes  und  Über 
die  Benutzung  der  Strafsen.  —  Unter  „Verfügungen"  sind 
aber  in  allen  drei  Fdllen  nicht  nur  Anordnungen  im  einzelnen 
Fall,  sondern  auch  allgemeine  Regeln  bezw.  Gesetze  zu  ver- 
stehen.   Die  Bedingung  ftlr  alle  drei  Arten  der  Verfügung  ist 
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immerhiD ,  dafa  sie  den  Gmndeatz  der  Handels-  und  Gewerbe- 
freibeit  selbst  nicbt  beeinträchtigen;  was  damit  gemeint  ist,  ist 
tUr  jede  Art  Verfügung  verscbieden ,  und  so  kommt  es  anf  die 
Vorbobalte  im  einzelnen  an. 

Im  einzelnen  betracbtet,  folgen  die  Vorbebalte  in  der  Ver- 
fassung im  VerhültniB  ihrer  Bedeutung,  werden  aber  nachstehend 
in  umgekehrter  Reihenfolge  behandelt. 

1.  VerfUgangen  Über  die  Benutzung  der  Strafsen. 
Auch  unter  diesen  Verfügungen,  wie  unter  denen  Über  Aus- 
nbung  von  Handel  und  Gewerben ,  sind  polizeiliche  Ver- 
fügungen verstanden,  nicht  fiskaliscbe;  mit  anderen  Worten:  die 
Verfügungen  über  die  Benutzung  der  Strafsen  dürfen  keinenfalls 
in  Auflagen  fUr  diese  Benatzung  bestehen  (die  Binnenzolle, 
Weg-  und  Brückengelder  sind  schon  unter  der  früheren  Bundes- 
verfassung abgeschafft  worden;  vgl.  oben  S.  264),  sondern  sind 
nur  gestattet  als  Verfügungen  der  StrafäenpoHzei.  Und  zwar 
Kind  gemeint:  Verfügungen  speziell  zum  Schutze  der  Strafse, 
des  Strafsen  kö  rpers ,  worin  der  eine  Teil  der  Strafsen  pol  izei  be- 
steht, während  der  andere  Teil  deu  Schutz  des  Strafsenverkehrs, 
des  Verkehrs  auf  den  Strafsen ,  znm  Gegenstande  hat.  Diese 
Verfolgungen  speziell  erscheinen  vorbehalten  mit  Rücksicht  anf 
die  kostspieligen  AlpeDstrafsen,  ao  deren  Erhaltung  auch 
der  Bund  ein  besonderes  Interesse  hat,  und  die  deshalb  in  der 
Bundesverfassung  wiederholt  spezielle  Berücksichtigung  gefunden 
haben:  in  Art.  30  und  36;  die  Strafen  gehören  auch  vorzugs- 
weise zu  den  ttffentlichen  Werken,  deren  UnterstUtznng  dem 
Bunde  gemäfs  Art.  23  der  Bundesverfassung  zur  Aufgabe  gemacht 
ist  (vgl.  oben  S.  236). 

2.  Besteuerung  des  Gewerbebetriebes. 

Dieser  Vorbehalt  ist  neu.  Unter  der  Bundes verfasssung 
von  1848  war  kein  Anlafs ,  kantonale  Gewerbesteuern  vor- 
zubehalten, weil  die  Gewerbefreiheit  (im  Innern  des  Kantons), 
abgesehen  von  der  der  Niedergelassenen,  überhaupt  nicht 
garantiert  war  (vgl.  oben  S.  274),  die  Kantone  also  die  Gewerbe 
beliebig  beschränken  und  belasten,  also  auch  unter  Steaer  stellen 
konnten.  Garantiert  war'  nur  die  Handelsfreiheit  von  Kanton  zn 
Kanton,  diese  aber  nur  unter  dem  Vorbehalte  polizeilicher, 
nicht  auch  fiskalischer  Verfügungen.  Gestützt  auf  diesen  Mangel 
eines  Vorbehaltes   fiskalischer  Verfügungen,    so    dafs  der  Handel 
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von  Kantnn  zn  Kaaton  nicht  mit  solchen  hele^  werden  zu 
können  Bchien  —  waren  dnrch  BnndeaheschiurB  v,  29.  VII.  1859 
(B.C.  6/304)  die  Handelsreisenden,  nicht  nur  die  sog. 
Gro9(£qgros)- Reisenden,  sondern  auch  diejenigen,  die  bei 
Privatleuten  umherreisten  (E.G.  7/7),  als  patentfrei  (frei  von  Patent- 
(axen)  erkUrt  worden.  Sobald  indes  die  neue  BundesverfaaBtiDg 
auch  die  Besteuerang  des  Gewerbebetriebes  vorbehalten  hat,  wurde 
die  Steuerbefreiung  der  Handelsreisenden  nicht  weiter  geschlitzt, 
so  dafs  anch  diese  gleich  anderen  Gewerbetreibendes  wieder 
kantonnlerseits  besteuert  werden  konnten,  bis  sich  das  Bundes- 
geaetz  betr.  die  Patenttaxen  der  Handelsreisenden  (vgl.  unten 
HI)  ins  Mittel  gelegt  hat.  Über  diese  Entwickelung  des  Rechtes 
betr.  die  Handelsreisenden  vgl.  B.B.  1883  IV.  405.  — 

Der  Sinn  des  Vorbehaltes  betr.  die  Bestenerang  des  Ge- 
wetbebetriebes  ist  der:  es  sind  damit  nicht  die  allgemeinen 
Steuern  (Vermögens-,  Einkommens-,  Ertragssteuer)  gemeint; 
diese  sind  unbedingt  zulSssig.  Gemeint  sind  nur  die  speziellen 
Gewerbesteuern  (die  sog.  Patentsteuern,  wie  die  Hausier-, 
Wirtschaftssteuer  usw.);  diese  sind  nur  bedingt  zuUssig,  eben 
wegen  dieses  Vorbehaltes,  dürfen  danach  nXmlich  nicht  so  hoch 
sein,  dafs  dadurch  der  Gewerbebetrieb  vernnniflglicht  wird,  sonst 
erschiene  der  Grundsatz  der  Handels-  und  Gewerbefreiheit  selbst 
beeinträchtigt. 

8.  Verfugungen  Über  Anstlbn  ug  von  Handel  und 
Gewerben. 

Darunter  sind  also,  im  Gegensatz  zu  den  vorigen,  gewerhe- 
polizeiliche  Verfügungen  zu  verstehen.  Also  auch  Polizei- 
ge setze,  immerhin  nur  Polizeigesetze  hezw.  Verwaltunga- 
gesetze,  d.  h.  Gesetze  zum  Schutze  tiffentticher  Interessen,  nicht 
Zivilgesetze,  d.  h.  Gesetze  zur  Regelung  privater  Interessen. 
Zwar  können  auch  Zivilgesetze  bezw.  zivilgeeetzliche  Bestim- 
mangen  zum  Schutze  der  einen  oder  anderen  Partei  der  Inter- 
essenten in  Qffentlicbem  Interesse  erlassen  werden  (z.  B.  ein 
Gesetz  tlher  Viehwährschait ,  das  speziell  den  Bauern  vor  den 
Schlingen  der  Viehschacherer  behüten  will)  und  sind  dann  und 
insoweit  den  Polizeigesetzen  gleich  nach  Art.  31  der  Bnndes- 
verfassang  zu  beurteilen. 

Aber  inwieweit  sind  Polizei  Vertilgungen  bezw.  Polizeigesetze 
nach  dem  Vorbehalte  zulSssig?  Die  Antwort  liegt  in  folgenden 
Sätzen : 
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a.  Zulässig  sind  nicht  nur  VerfUgnneen  d«r  epeziellen 
Gewerbepolizei,  d.  h.  VerfUgnngen,  durch  welche  ein  Ge- 
werbe als  solches  geordnet  wird  (Hausier-,  Wirtschaftsgesetze  usw.), 
sondern  auch  Verfügungen  ans  anderweitigen  polizeilichen 
Gründen  (Verfugungen  der  Gesundheits-,  Feuer-,  Banpolizei  usw.). 

b.  Die  Verfügungen  kennen  betreffen  nicht  nur  die  Ausübung 
selbst,  sondern  auch  das  Recbt  zur  Ausübung,  kdnnen  also  in 
Konzessionsbedingnsgen  wie   in  Betriebsvorscbriftea 


c.  Um  aber  den  Grundsatz  der  Handels-  und  Gewerbe- 
freibeit  nicbt  zu  verletzen,  müssen  sie  durch  ein  öffentliches 
Interesse  gerechtfertigt  sein.  Dem  öffentlichen  Interesse 
entgegengesetzt  ist  das  egoistische  Interesse  der  Gewerbetreiben- 
den selbst;  Beschränkungen  aus  diesem  Interesse  sind  un- 
zulässig, so  die  früheren  Zünfte  und  Bann-  oder  Zwangsrechte. 
In  Frage  bleiben  die  obligatorischen  fiernfsgenossenschaften  als 
moderne  Form  der  ZUnfte  und  di^  Ehehaften  als  Residuen 
früherer  Bau n-  oder  Zwangsrechte.  —  1.  Obligatorisch«  Be- 
rufsgenossenschaften sind  Genossenschaften,  zu  welchen  der 
Beitritt  für  die  Angehörigen  des  betreffenden  Berufes  obligatorisch 
ist.  Aufgaben  derselben  sind :  Aufstellung  von  M inimal tarifen 
der  Arbeitslöhne  und  der  Preise  der  gelieferten  Arbeit;  Begu- 
lierung  der  Arbeitsweise  und  der  Lohnzahlung;  MaTsnahmen 
gegen  den  Kredittnifsb rauch ,  die  Konkurse  und  betrügerischen 
Abmachungen;  Organisation  der  Ausknnftserteilungen  usw.  — 
vgl.  BB.  1889,  III,  1078/79.  Alle  diese  Angaben  gelten  aber 
nnr  als  Interessen  der  betreffenden  Berufskreise  selbst,  nicht  des 
Gemeinwesens,  also  nicht  als  öffentliche  Interessen  —  wenigstens 
galten  sie  damals  bei  PrQfnng  der  Frage  noch  nicht  dafür.  Die 
obligatorischen  Beruiegenossenschnften  erschienen  daher  vor 
Art.  31  unzulässig;  um  sie  nnd  andere  Beschränkungen  im  Ge- 
werberecht, die  sonst  unzulässig  erschienen,  einfuhren  zu  können, 
war  ein  Art.  84*^'  beabsichtigt,  der  aber  in  der  Volks-  und 
Ständeabstimmung  verworfen  wnrde  (vgl.  oben  S.  53,  Nr.  10 
nnd  unten  III).  —  Anders  die  Beschränkung  des  bürsenm&fstgen 
Verkehrs  auf  die  Vereinigung  der  Börsensensale  nnd 
Börsenagenten  eines  Verkehrsplatzes.  Die  Beschrän- 
kung gilt  als  öffentliches  Interesse,  und  daher  ist  die  zwangs- 
weise Vereinigung  der  betreffenden  Personen  zu  diesem  Zwecke 
zulässig  (v.  Salis   II.  S.   210,  c;   B.B.  1897  IV,  391).     Ebenso 
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ztilltssig  sind  au  zweifelhaft  die  ZwangBgenosseaachaften 
in  Sachen  der  Wasiterbaupolizei  und  der  Land-  und  Forst- 
wirtschaft, als  Verbände  zur  ErfOlInug  nnzweifelhafl  öffentlich- 
rechtlicher Anfgaben.  —  2.  Die  Ebehaften  als  Residuen  der 
Bann-  und  Zwangsrechte.  Die  Bann-  oder  Zwangsrechte  bestanden 
in  der  Befugnis  des  Inhabers,  die  Bewohner  eines  bestimmten 
Umkreises  zu  zwingen ,  den  Bedarf  an  gewissen  Gegenständen 
bei  ihm  zn  beziehen  (daher  der  Name;  „Bann"  soviel  als  Zwang), 
und  waren  vielfach  mit  Monopolen  verbundeu,  so  dafs  der  Be- 
sitzer nicht  nnr  ein  ausschHefsliches  Recht  hatte  auf  die  Kunden 
des  Bezirkes,  sondern  auch  auf  Herstellung  bezw.  Lieferung 
der  betreffenden  Ware  im  Kreise  überhaupt.  Sie  waren  ge- 
wöhnlich an  den  Besitz  eines  Grundstückes,  eines  Hauses  ge- 
knüpft, so  dafs  das  Becht  nur  demjenigen,  aber  jedem  zustand, 
der  das  Grundstück  besafs  —  sie  waren  auf  die  „Realität', 
das  Grundstllck,  „radiziert",  daher  „Realge  werbe  rechte".  Die 
heutigen  Ehehaften  nun  sind  nach  Aufhebung  von  Zwang  und 
Konopol  einfache  Real  gewerberechte  und  als  solche  heute  noch 
zulässig:  sie  scbliefsen  niemanden  vom  Recht  anf  die  Kundsame 
aus,  wie  das  Bannrecht,  noch  hindern  sie  jemanden,  wie  das 
Monopol,  am  betreffenden  Gewerbehe  trieb  Überhaupt.  Eine 
andere  Frage  ist,  ob  sie  wohlerworbene  Rechte  sind,  so 
AaSa  sie  ohne  EntschHdignug  der  Berechtigten  nicht  abgeltSst 
werden  können.  Vei^l.  meinen  Artikel  „Ehehaften"  im  Hand- 
wSrterbnch  der  schweizerischen  Volkswirtschaft,  Sozialpolitik  und 
Verwaltung.  —  3,  Als  Öffentliches  Interesse  gilt  auch  nicht 
das  öffentliche  Bedtli-fnis:  anch  wenn  fltr  einen  Gewerbebetrieb 
kein  Öffentliches  BedUrlnis  besteht,  kann  er  deswegen  doch 
nicht  beschränkt  oder  verboten  werden.  Eine  Ausnahme  bilden 
das  Wirtschaftsgewerhe  und  der  Kleinhandel  mit 
geistigen  Getränken,  nach  Artikel  31,  c,  selbst.  Nicht 
nur  kffnnen  Wirtschaftsgewerbe  und  Kleinhandel  mit  geistigen 
Getränken  allen  durch  das  Öffentliche  Wohl  geforderten  Be- 
schi^lnkungen  (betreffend  Person ,  Lokal ,  Betrieb)  unterworfen 
und  danach  patentpflichtig  erklärt  und  besteuert  werden,  sondern 
sie  kennen  nun  auch,  was  sonst  bei  keinem  Gewerbe  der  Fall 
ist,  nach  dem  Bedürfnis  beschränkt  werden,  so  dafs  bezugliche 
Betriebe  über  eine  hestTmmte,  fUr  das  Bedürfnis  genügend  er- 
scheinende Zahl  (Normalzahl)  hinaus  nicht  gestattet  zu  werden 
brauchen.     Dieses  Recht  der  Beschränkung  der  Schankstellen  ist 
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eines  der.  durch  die  sog.  Alkobolrevision  v.  J,  1885  eingefilhrten 
Eampfmittel  gegen  den  Alkoholiernua.  Schon  früher  gab  es 
kautonalerseits  solche  sog.  BedUrfnisbestimmUDgeo  betreffend  das 
Schankge werbe,  die  dann  aber  mit  der  Bnndesrevision  von  1874 
kraftlos  wurden.  Ob  sie,  soweit  sie  nicht  inzwischen  ausdrücklich 
abgeschafft  worden  sind,  durch  die  Revision  von  1865  einfach 
wieder  auflebten?  Nein!  (v.  Salis  11.  Nr.  646).  —  Sonst  ist 
als  öffentliches  Interesse  nur  anerkannt  der  Schutz  vor  Ge- 
fahren für  öffentliche  RechtsgUter,  aber  ftlr  alle 
Guter,  die  als  (iffeutliche  gelten :  Gesundheit,  Sicherheit,  Ordnung, 
Sittlichkeit;  auch  der  Schutz  vor  Übervorteilung  ist  ein  öffentliches 
Interesse. 

d.  Die  Verfügungen  können  bestehen  nicht  nur  in  der 
Beschränkung,  sondern  sogar  im  Verbot  von  Gewerbebetrieben 
oder  von  Betriebsweisen,  unter  der  Bedingung,  dafs  der  Zweck 
durch  die  blofse  Beschränkung  nicht  oder  unzureichend  erflillt 
werde.  Wenn  der  Zweck  speziell  Schutz  vor  Übervorteilung  ist, 
so  können  Manipulationen,  die  eine  Täuschung  des  Publikums 
bedingen,  verboten  werden,  sofern  es  sonst  kein  Kittel  gibt,  das 
Publikum  vor  Übervorteilung  zu  bewahren.  Das  gilt  namentlich 
von  dfln  Panschereien,  die  kein  schütz  berechtigtes  Gewerbe 
sind ;  dahin  gehört  auch  die  Kochfettpauscberei  (vgl.  den  damit 
unvereinbaren  Entscheid  des  Bundosrates:  B.B.  1889  V,  72; 
1900  I,  740). 

HL  Die  Bandesgesetzgebai^. 

Ein  Recht  zur  Gesetzgebung  über  Handel  und  Gewerbe 
im  allgemeinen  besitzt  der  Bund  nicht;  ein  bezüglicher  Zn- 
satz zur  Buadesverfasbung,  Art.  34ter  („Der  Bund  ist  befugt, 
über  das  Gewerbeweseu  einheitliche  Vorschriften  aufzustellen"), 
war  von  der  Bundesversammlung  beschlossen  worden,  wurde  aber 
in  der  Volksabstimmung  v.  4.  III.  1S94  verworfen  (vgl,  oben 
S.  52,  Nr.  10,  und  B.B.  1892,  V,  UÖ6;  1894,  I,  2a  und  1025). 
Der  Bund  hat  also  nach  wie  vor  ein  Gewerbegesetzgebungsrecht 
nur,  soweit  ihm  ein  solches  durch  andere  Artikel  der  Bundes- 
verfassung Übertragen  ist. 

Nichtsdestoweniger  sind,  gestutzt  auf  Art.  31,  erlassen  worden: 
1.  Bund  esge  setz  betr.  Kon  trollt  er  ung  und  Garantie  des  Fein- 
gehaltes der  Gold-  und  Silberwaren,  v-  23.  XII.  1880 
(B.G.  V,  363);    2.    Buudcsgesetz    betr.    den    Handel    mit   Gold- 
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und  Süberwarenabfallcn,  y.  17.  VI.  1886  (IX,  266), 
und  3.  Bundesgesetz  betr.  die  Pntenttaxen  der  Hnndelsreiaen- 
d«n,  V.  24.  VI.  1892  (XIII,  43),  dazu  BundeBratabeschluTs 
(48)  —  1.  und  2.  zugleich  gestutzt  auf  Art.  64,  den  Justiz- 
gesetzgebungsartikel.  Die  drei  Gesetze  nebmen  sich  schon  in 
diesem  Zusammenbang,  mit  einem  rein  grnudsStzlicbeu,  keinerlei 
Eompetenzbestimmnng  enthaltenden  Verfassungsartikel,  aonderbftr 
genug  ans,  und  ihre  InkonstitntionalitAt  ist  im  Übrigen  oben 
S.  106/106  näher  nachgewiesea  worden.  Hier  ist  nur,  nach  dei- 
Erlftuterung  des  Art.  31  selbst,  noch  darauf  hinzuweisen, 
dafs  die  Berufung  auf  Art.  31  nm  so  baltloser  erscheint,  als 
lit.  e  des  Artikels,  die  dabei  speziell  gemeint  ist 
(„Verfügungen  über  AusHbutig  von  Handel  und 
Gewerben"),  sich  gar  nicht  auf  den  Bund,  sondern 
auf  die  Kantone,  auf  kantonale  Verfügungen  be- 
zieht. Das  Gutachten  Cornaz ,  zufolge  dem  speziell  das 
Bundesgesetz  betr.  Handelsreisende  auf  Art.  31  gestutzt  wurde, 
iet  in  seinem  verfassnugsrechtl ichen  Teil  (B.B.  1891,  III,  80)  eine 
unwissenschaftliche,  rein  tendenziilse  Mache. 

Früher  hatte  der  Bundesrat  selbst  den  Erlafs  eines  Handels- 
reisenden-Gesetzes mangels  gesetzgeberischer  Kompetenz  des 
Bundes  abgelehnt  (vgl.  v.  Salis  II,  S.  239);  seither  hat  er  auch 
eine  Petition  am  Erlafs  eines  Hausiergesetzes  abscblKgig  be- 
achieden,  freilieb  nicht  aus  rechtlichen  Bedenken,  sondern  nur 
aus  ZweckmafsigkeitsgrUndeu  (B.B.  1908,  I,  349  IT.). 

Artikel  33. 

Die  Xantone  sind  befugt,  die  Im  Artikel  31,  Litt,  a  erwähnten 
Elngangggeb Uhren  Ton  Wein  and  andern  geistigen  Getränken  anter 
fnlgrenden  Besekr&nknngen  zu  erhebeni 

&)  Bei  dem  Bezngr  derselben  soll  der  Transit  in  keiner  Weise 
belästigt  und  der  Terkehr  flberhaapt  so  wenig  als  möglich 
gehemmt  und  mit  keinen  andern  Gebähreu  belegt  werden. 

b)  Werden  die  fUr  den  Terbrauch  eingefUhrteu  Gegenstände 
wieder  ans  dem  Kanton  ansgefithrt,  so  sind  die  bezahlten 
Eingangggebflhren  ohne  weitere  Bel&stignng  zarttckzu- 
erstatten. 

c)  Die  Erzengniase  schweizerischen  Ursprungs  sind  mit  nle- 
dr^em  Gebühren  za  belegen  als  diejenigen  des  Auslandes. 

d)  Eingangsgebflhren  Ton  Wein  und  andern  geistigen  (betränken 
schweizerischen  Urapmiiga  dürfen  da,  wo  solche  schon  be- 
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stehen,  nicht  erhSht,  nnd  in  Kantonen,  irelche  noch  keine 
beziehen,  nicht  eingeführt  werden, 
e)  Die  Gesetze  nnd  Terordnnn^n  der  Kantone  Hber  den  Beza; 
der  Elngrangggebfihren   sind   der  Bandesbefaflrde    ror  Toll- 
Ziehung  derselben  znr  Ontbelssnng  rorznlegen,   damit  die 
Ttichtbeachtung  Torstehender  Grundsätze  rerhlndert  werden 
kann. 
Mit  Abianf  des  Jahres  1890  sollen  alle  Eütgan|rsgebflhren,l welche 
dermalen  von  den  Kantonen  erhoben  werden,  sowie  ähnliche,  Ton 
einzelnen  Gemeinden  bezogene  Gebühren  ohne  Entschädigung  dabin- 
foUen.  

Literstur:  Hoffmann-Herian,  Die  kantonalen  Ohmgeld- 
and  KonBumosteuem  in  der  Schweiz,  1872. 

I.  Der  Artikel  betrifft  die  früher  sog,  KonsumogebUhren. 
„KonsnmogebUhren"  im  allgemeinen  sind  Verbrauchsstenern,  d.  h. 
Abgaben  anf  den  Glebranch  gewisser  Waren  (geistiger  Getränke, 
Zucker,  Tabak  usw.),  aber  Verbrauchssteuern,  die  speziell  auf  iu 
den  Kanton  und  bezw.  in  einen  Ort  eingeführte  Waren  bezogen 
worden,  also  eine  Art  der  sog.  Binnenzölle,  d.  h.  der  Zölle  im 
Innern  der  Schweiz.  —  Die  Konsumogebuhren  sposiell  auf 
geistige  Getränke  nannte  man  Ohmgelder.  , Ohmgeld'  kommt 
von  „Umgeld"  und  dieses  von  „Ungeld".  Ungeld  heilst  wört- 
lich ein  2n  Unrecht  erhobenes  Geld  (indebitum);  speziell  hiefs 
ursprünglich  so  die  Verbrauchssteuer  als  eine  anfserord entliche 
Abgabe.  Ans  Ungeld  wurde  dann  Umgeld  zur  Bezeichnung  einer 
Steuer  auf  den  Warenumsatz  oder  einer  Umlage,  einer  Abgabe 
auf  die  Pflichtigen.  Ohmgeld  endlich  ist  eine  Umdentung  auf 
das  WeinmaTs  Ohm  (=^  Saum),  also  speziell  ein  Weinumgeld.  Vgl. 
Schweiz.  Idiotikon,  Bd.  1,  S.  244'245. 

IL  Durch  die  Bundesverfassung  von  1848,  Art.  24, 
wurden  die  Binnenzßlle  als  durch  den  Bund  ablösbar  erkUH. 
Inzwischen  aber,  bis  zur  Ablffsung,  wurde  das  Recht  der  Kantone 
auf  den  Bezug  vorbehalten;  daher  die  Beatimmungen  von  Art.  29, 
lit.  e  {„Vorbehalte^  sind:  .  .  e)  Die  von  der  Tagsatzung  be- 
willigten oder  anerkannten  Gebühren,  welche  der  Bund  nicht  auf- 
gehoben hat"),  Art.  -31  und  Art.  3  2  („aufser  den  nach  Art.  29, 
Litt,  e)  vorbehaltenen  Berechtigungen").  Die  Zollgesetzgebung 
hat  zwar  bald  danach  diese  Binnenzölle  aufgehoben  (vgl.  oben 
8.  264).  —  Dagegen  wurden  die  Konsumogebuhren  anf 
Wein    und    andere    geistige    GetrKnke     speziell    den 
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Eantonen,  die  sie  bisher  bezogen  hatten,  zur  Erhaltung  ihres 
finanziellen  Gleichgewichtes,  darch  Art.  S2  reserviert,  aber  unter 
der  BeschrKnknng,  dafs  dieselben  nicht  erhf!ht,  noch  neue  ein- 
geführt werden  durften,  und  dafs  sie  für  schweizerische  Erzeug- 
nisse billiger  als  fUr  atislHndische  angesetzt  werden  mntaten.  Der 
Vorbehalt  dieser  KonsumogebUhren  in  Art.  29,  lit.  f,  war  denn 
auch,  im  Gegensatze  zu  demjenigen  der  Lit.  e  (oben),  unbedingt.  — 
In  Anwendung  von  Art.  32  war  erlassen  worden :  Bundesrats- 
beschlufs  betr.  UraprnngszeugniBse  fUr  Getränke 
schweizerischer  Herkunft  10/1066,  Zusatz  V,  28. 

Ul.  Bundesverfassung  von  18  74,  BesUnd  und  recht- 
liche Behandlung  der  kantonalen  Gebühren. 

Die  Bundesverfassung  von  1874  fand  nur  noch  eigent- 
liche KonsumogebUhren,  also  EingangsgebUhren  auf  Wein 
und  andere  geistige  Getränke,  vor,  nachdem  die  Binnenzölle 
im  übrigen,  d.  h.  die  Verbrauchssteuern  auf  andere  GegensUlnde 
ebenso  wie  die  Weg-  und  Brückengelder  usw.,  längst  abgeschafft 
waren.  —  Neben  den  kantonalen  EingangsgebUhren  auf  Wein 
nnd  andere  geistige  Getränke  gab  es  allerdings  noch  ver- 
einzelte ähnliche,  von  Gemeinden  erhobene  Gebühren,  wie  die 
Oktrois  in  den  Stadtgenieindeu  Genf  und  Carouge.  Daher  ist  denn 
im  Abs.  2  von  Art.  32  anch  von  diesen  ähnlichen,  von  ein- 
zelnen Gemeinden  bezogenen  Gebühren  ausdrücklich  die  Rede, 
nnd  mit  Kucksicfat  hierauf  sind  in  Art.  31,  lit.  a,  nicht  nur 
die  EingangsgebUhren  von  Wein  nnd  anderen  geistigen  Getränken, 
sondern  auch  „andere  vom  Bund  ausdrücklich  anerkannte  Ver- 
brauchssteuern" vorbehalten. 

Die  EingangsgebUhren  auf  Wein  und  andere  geistige  Ge- 
tränke werden  unter  den  nämlichen  Bedingungen  wie  von  der 
früheren  Bundesverfassung  vorläufig  noch  gestattet  (Abs.  1). 
Beide  aber,  die  genannten  Oktrois  wie  die  kantonalen  Eingangs- 
gebUhren auf  Wein  usw.,  sollen  als  die  letzten  Reste  der  Binnen- 
zülle  mit  Ablauf  des  Jahres  1890  ohne  Entschädigung 
dahinfallen  (Abs.  2).  —  Eine  rechtliche  Pflicht  zur  Ent- 
schädigung bestand  für  den  Bund  keinenfalls,  weil  diese  Ein- 
nahmen der  Kantone  als  Öffentlich-rechtliche  Abgaben  auf  Hoheits- 
rechten beruhten,  es  aber  in  der  Kompetenz -Kompetenz  des 
Bundes  lag,  Hoheitsrecbte  der  Kantone  wie  auf  sich  selbst  zu 
übertragen  so  Überhaupt   zu  beseitigen.     Der  Anl^chnb  des  Hin- 
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falls  dieser  (rebllliren  aber  war  ein  Gebot  politischer  Rücksicht, 
der  Rücksicht  auf  die  Finanzen  der  betreffenden  Kantone,  welche 
Ohmi^eld  bezogen,  der  kurzweg  sog.  Ohmgel dkantone  —  damit 
sie  Zeit  erhielten,  sich  nach  anderen  Einnahmequellen  an  Stelle 
der  aufzuhebenden  Gebühren  umzusehen. 

IV.  Partialrevision  v.  25.  X.  1885,  wodurch  Art.  82«» 
und  Art.  6  der  Übergangsbestimmungen  neu  in  die  Bundes- 
verfassung eingeführt  wurden.  Durch  Art.  32''"  wird  die  Bsndes- 
geaetzgebung  ermächtigt,  die  Alkoholsteuer  einzuführen,  statt  deren 
dann  das  Alkoholmonopol  eingeführt  worden  ist  (wovon  unten)  — 
und  in  Art.  6  der  Übergangsbestimmungen  wurde  fest- 
gesetzt, dafs,  wenn  vor  Ende  des'  Jahres  1890  ein  Bundesgesets 
im  Sinne  von  Art.  82 ''■^  eingeführt  werde,  die  von  Kantonen 
und  Gemeinden  nach  Art  32  bezogenen  Eingangsgebühren  schon 
mit  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  dahinfallen  sollten.  Diese 
Antizipation  des  Dahinfalles  der  betr.  Gebühren  durfte  sich  der 
Bund  erlauben  mit  RUcksicht  darauf,  dafs  mit  der  Einflihrung 
der  Alkoholsteuer  bezw.  des  Alkoholmonopols  dessen  Ertrag,  der 
nach  Art,  32t''9  selbst  den  Kantonen  verbleibt,  für  den  Ausfall 
Ersatz  bot. 

Es  wurde  dann  ein  erstes  Bundesgesetz  betr.  ge- 
hrannte Wasser,  v.  23.  XII.  1886  (B.G.  X.  60)  erlassen,  das 
zwar  im  ganzen  am  27.  V.  1887  in  Kraft  trat,  die  Durchführung 
in  gewissen  Teilen  aber,  wozu  auch  der  Hinf&ll  der  Eingangs- 
gebUhren  gehfirte,  dem  Bundesrat  Uberliefs  (Art.  10),  und  dieser 
hatte  dann  dnrch  Beschlufs  v.  15.  VII.  1887,  Ziff.  XI 
(ibid.  118)  den  Heimfall  der  betr.  Gebühren  anf  1.  IX.  1887. 
festgesetzt. 

Mit  1.  IX.  1887  also  sind  die  kantonalen  und 
lokalen  EiugangsgebUhren  völlig  dahinge fallen  und 
ist  der   Art.   32   selbst   erloschen. 

Artikel  SS^'«. 
Der  Bund  ist  befugt,  im  We^e  der  Gesetz^ebtuig  Torschrfften 
nber  die  Fabrikation  und  den  Verkauf  gebrannter  Wasser  zu  er- 
lassen. Bei  dieser  Gesetzgebung  sollen  diejenigen  Erzeugnisse, 
welche  entweder  ansKemhrt  werden  oder  eine  den  Genuin  ans- 
schllerBende  Zubereitung  erfahren  haben,  keiner  Bestenernng  unter- 
worfen werden.  Das  Brennen  von  Wein,  Obst  nnd  deren  AbflUlen, 
Ton  Enzlanwnrzeln,  Wachhold  erbe  er  en  nnd  tUuillchen  Stoffen  fUlt 
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betreffend  die  FHbrIkktloii  und  Bestenemn^  nicht  nnter  die  Bondes- 
.gVsetBsebnn^. 

Nach  dem  Wegfall  der  Im  Artikel  S3  der  BiindeHTerfaBBanK  er- 
w&liHten  Ei^a^nf  ebflhren  anf  geistigen  Getränken  kann  der  Bande! 
mit  solcben,  welche  nicht  gebrannt  sind,  von  den  Kantonen  keinen 
besondem  Stenem  nnterworfen  nerden,  noch  andern  Beschiilnknngen 
als  deijen^en,  welche  znm  Schntze  vor  gefUsehten  oder  gesnnd- 
belta schädlichen  GetrEoken  notwendig  sind.  Jedoch  bleiben  hierbei 
In  Betreff  des  Betriebs  Ton  Wirtschaften  nnd  des  Klelnverkanfs  von 
<{iiantltiten  unter  zwei  Liter  die  den  Kantonen  nach  Artikel  8t  sn- 
stehenden  Kompetenzen  Torbehalten. 

nie  ans  der  Bestenemng  des  Terkanfs  gebrannter  Waaser  er^ 
sielten  Relneinnahmea  rerblelben  den  Kantonen,  In  welchen  sie  mm 
Bezag  gelangen. 

Die  Reineinnahmen  des  Bandes  ans  der  Inländischen  Fabrikation 
nnd  ans  dem  entsprechenden  Zollznschlag  anf  eingeführte  gebrannt« 
Wasser  werden  anter  die  sämtlichen  Kantone  nach  Terhältnls  der 
darch  die  Jeweilige  letzte  eidgenössische  Tolksz&binng  ermittelten 
faktischen  Berfilkening  verteilt.  Ton  den  daherigen  Einnahmen 
Iiaben  die  Kantone  wenigstens  Wlt  znrBAämpfang  des  AlkohollsmnB 
in  seinen  Ursachen  nnd  Wirkungen  tu  rerwenden. 
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Bnreau,  1684;  Martin,  L'alcool  en  Suiaee,  1891;  Droz,  Le  monopole 
de  l'alcool  en  Soisse,  1895;  Hauck,  Beitrag  zur  Entwicklungegescliichte 
des  BciiiTeiz.  Alkoholmonopols,  1899;  Näf:  1.  Kritik  der  Motion  Steiger, 
1903,  und  2.  Zur  ReviBion  der  Gesetzgebung  über  das  Alkoholmonopol, 
1903;  Milliet,  Geistige  Getränke  (Handwörterbuch  der  Schweiz.  Volks- 
wirtschaft usw.).  —  Betr.  Tabakmonopol  bezw.  Tabaksteuer  speziell 
vgl.:  Challet-Venel,  Etüde  pr^Hminaire  concernnnt  un  impiJt  fM^ral 
BUT  le  tabac,  187T;  Nftf,  Tabakmonopol  und  Biersteuer,  1903  nnd  die 
darin  angefBhrte  Literatur;  vgl.  auch  PflQger  zu  Art.  3i>'>", 

I.    Die  FartialreTisiOD  t.  SS.  T.  1883  Im  ganzen. 

Der  Art.  3  2l>'«  bildet  den  HauptteÜ  der  sog.  Alkoholrevision 
von  jenem  Tage.  Die  anderen  Teile  dieser  Revision  sind  Art.  31 
lit.  b  und  c  und  Art.  6  der  Ü  bergangsbestinminngen. 
Diese  beiden  Teile  statuieren  nur  Wirkungen,  welche  Art  32^'* 
einerseits  auf  die  Handels-  und  Gewerbefreiheit  und  andererseita 
auf  die  kantonalen  Ein gangsgeb Uhren  aastibt,  nfimlich:  Art  31,  b 
nimmt  die  Fabrikation  nnd  den  Verkauf  der  gebrannten  Watwer,    . 

3ohall«DberK«r.  Schireii.  BaadefrerlksBiing.  ]9 
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vt;lche  nnn  nach  Art.  32 '><«  Gegenstand  besonderer  Band esgeeets- 
gebung  sind,  von  der  Handels-  und  Oewerbe&eibeit  aas;  davon. 
iBt  nicht  weiter  za  reden.  Art.  31,  c  etataiert  das  Recbt  be- 
BOnderer  B<^Bcbränkung  dea  Wirtschaftswesens  and  des  Klein- 
handels mit  geistigen  Getränken  durch  die  Kantone,  als  ein  darcb 
Art.  $2^'''  weiterhin  vorgesehenes  Kampfmittel  gegen  den  AlkohoUs- 
mus;  davon  ist  näher  beim  betreffenden  Absatz  dea  Art.  32^'» 
zn  sprechen.  Art,  6  der  Übergangsbestimmungen  sieht 
eine  frühere  Abschaffung  der  KonBumogebUbren  vor,  nachdem  ein 
Ersatz  dat^r  durch  die  bundesrechtlicbe  Alkoholbesteuerung  von 
Att.  32 li''  in  Aussicht  stand;  davon  war  bereits  zu  Art.  82  die 
Kede. 

n.    Artikel  32  Ws  far  sich. 

A.  Der  Artikel  im  ganzen.  Der  Zweck  der  Kevision, 
deren  Hanptresaltat  dieser  Artikel  ist,  war  verstand i gerweise 
nicht  die  BekämpAing  des  Alkohol  gen  nsses  Überhaupt,  sondern 
nur  der  Schnapspest  einerseits  und  des  Wirtschaftsnnwesens 
andererseits.  —  Als  Mittel  wurden  danach  gewählt:  1.  Ver- 
teuerung und  Verbesserung  der  gebrannten  Getränke  durch  Be- 
steuerung und  Normierung  der  Fabrikation;  2.  Verbillignng 
der  übrigen  Getränke  durch  Steuerbefreiung  des  bezüglichen 
Handels  und  Beschränkung  des  Wirtschaf tsweseus  durch  Za- 
lassang  der  sog,  Nonnalzahl.  Danach  scheiden  sich  denn  die 
beiden  ersten  Absfitze  des  Artikels.  —  Die  beiden  weiteren  Ab- 
stltze  3  und  4  dagegen  betreffen  den  Ertrag  der  von  Bund 
und  Kantonen  zu  gewinnenden  Einnahmen  auf  gebrannte  Ge- 
tränke, seine  Zuwendung  und  Verteilung  an  die  Kantone. 

B.  Absatz  1  betrifft  die  gebrannten  Getränke  und  statuiert 
in  einem  ersten  Satz  das  Gesetzgeb ungerecht  des  Bundes  mit 
Bezug  auf  Fabrikation  und  Verkauf  gebrannter  Wasser,  und  in 
zwei  weiteren  Sätzen  statuiert  er  Ansnahmsfälle ,  die  der  Be- 
steuerung und  hezw.  Gesetzgebung  des  Bandes  nicht  unterliegen. 
Die  Ausnahmsfälle  sind  technischer  Art,  insofern,  als  sie 
nach  der  Art  und  Weise  des  Betriebes  betreffend  gebrannte 
Wasser  bestimmt  werden,  und  gehören  also  nicht  weiter  hierher. 
Beim  Gese t zgebungsrecht  hingegen  erhebt  sich  die  Rechts- 
frage der  Ronstitutionalität  der  kraft  desselben  ergangenen 
BundesgesetsEgebung ,  durch  welche  das  Monopol  der  Fabrikation 

.  und  des  Verkaufes   gebrannter  Wasser   für  den  Bund  eingeführt 
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wurde    —   karz   die   Frage    der    Eonstittitionalität   des 
Alkoholmonopole. 

Bei  Beantirortang  dieser  Frage  ist  vom  Wortlaut  des  Abs.  1 
aaszngeben.  Dieser  sieht  vor:  Gesetzgebung  betreffend 
Fabrikation  und  Verkauf  gebrannter  Wasser,  d.  h.  Normiemng 
dieser  Betriebe  (zum  Zwecke  der  Verbesserung  des  Fabrikates), 
und  Bestenernng  der  gebrannten  Wasser  (zum  Zwecke  der 
Verteuerung).  Der  bnndesratltcbe  Entwurf  eines  Cresetzes  ging 
denn  auch  auf  Normierung  und  Besteuerung  der  Fabrikation 
als  privater  Fabrikation  (B.B.  1886,  III,  421).  Erst  in  der 
Bundesversammlung  „wurde  der  bundesrKtliche  Entwurf  fallen- 
gelassen und  das  Bundeagesetz  betreffend  gebrannte  Wasser  auf  den 
Bodeu  des  Branntweinmonopols  erlassen"  (v,  Salis  III,  Nr,  998) 
—  anf  Antrag  der  vorberatenden  Eommission  des  Nationalrates 
bezw.  deren  Mehrheit.  Nun  der  Standpunkt  der  Uebrbeit,  seine 
B^ründnog  und  Kritik.  1.  So  gut  der  Bund  jegliche 
Industrie  betreiben  könne,  deren  Betrieb  im  Hinblick 
anf  mi litttr lache ,  postalische  Zwecke  usw.  ihm  ersprieEslich  er- 
scheine (wie  die  Waffenfabrik,  Telegraphenwerkstatte  usw.),  so 
dürfe  er  mit  gleichem  Eecht  auch  in  diesem  Gebiet  zum  In- 
dustriellen werden  nsw.  —  Gewifs  bat  der  Bund  das  Recht,  in 
Bandesverwaltungssachen  die  dafür  nötigen  nnd  nützlichen  Be- 
triebe einzurichten,  ja  sogar  auch  sonst  Betriebe  einzufllhren, 
deren  Einführung  im  Öffentlichen  Interesse  liegt  und  weder 
seines,  des  Bundes,  andere  Pflichten  noch  die  Rechte  von 
Kantonen  verletzt  (vgl.  oben  8.  92).  Aber  in  diesem  Recht 
der  Errichtung  bezw.  Einrichtung  liegt  ohne  weiteres  nicht  auch 
das  ausschliefsliche,  monopolistische  Recht  der  Einrichtung; 
es  mufs  ihm  dieses  AuHschlufs recht  durch  eine  besondere  Be- 
stimmung der  BttndesverfaBSQug  verliehen  sein.  Läfst  sich  eine 
solche  Verleihung  mit  den  folgenden  ErwKgungen,  2  und  3,  be* 
gründen?  —  2.  Es  sei  dem  Bund  die  Bestenernng  verliehen, 
und  das  Monopol  sei  nichts  anderes  als  eine  be- 
stimmte Art  der  Besteuerung.  Wenn  dies  richtig  wäre, 
so  konnten  auch  die  Kantone,  denen  die  Besteuerung  des  Ge- 
werbebetriebes vorbehalten  ist  (Art.  31,  e),  die  Gewerbe  nicht 
blofs  besteuern ,  sondern  monopoliseren.  Richtig  ist  aber  nur, 
dals  das  Monopol  dem  Effekt  nach,  für  die  StaatBkasse,  der 
Besteuerung  gleichkommt,  iusofem,  als  beim  Monopol  die  Steuer 
im  Freisauf schlag    anf  der   monopolistisch    fabrizierten    oder  ein- 
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gefllbrteD  War«  benteht;  rechtlich  aber  — und  daraufkommt 
es  fUr  die  Frage  der  KonstitntioDalit&t  als  Rechtsfrage  an  —  ist 
das  Monopol  etwas  ganz  anderes:  es  ist  nicht  blofs  Anflage  auf 
private  Fabrikation,  sondern  Auaschlufs  der  privaten  Fabrikation 
seihst.  —  3,  Wenn  bei  der  Übertragung  des  Oesetzgebnnga- 
rechtes  an  den  Bnnd  das  Monopol  ausgeschlossen 
worden  sollte,  so,  meinte  xom  dritten  die  Kommissioo, 
hxtte  es  ausdrücklich  geschehen  mUsBeu;  wie  beim 
Banknotenartikel  (in  seiner  nrsprtlnglichen  Fassung) ,  wo  dem 
Bund  zwar  das  Gesetzgebung« recht  Übertragen,  das  Monopol  aber 
ausdrücklich  ausgeschlossen  worden  sei.  Hiei^egen  ist  zu  sagen: 
dem  Bnnd  ist  auch  noch  in  anderen  Artikeln  der  Bundes- 
verfassung das  Gesetzgebungerecht  abertragen,  ohne  dafa  deshalb 
ein  Monopol  in  Anspruch  genommen  wird  (so  im  Eiseubabn- 
artikel,  Art.  26),  und  betreffend  den  Banknotenartikel  speziell, 
so  ist  das  Monopol  hier  ausdrücklich  ausgeschlossen  worden,  weil 
schon  dazumal  eine  Bundesbank  beabsichtigt  war,  die  aber 
keinenfalls  das  ausscbliefsliche  Recht  auf  Emission  von  Bank- 
noten besitzen  sollte  (vgl.  die  Protokolle  über  die  Verhandlangen 
der  eidgenössischen  Räte  betr.  Revision  der  Bundesverfassung 
1873/74).  Der  entscheidende  Rechtssatz  ist  also  nicht  der: 
der  Bund  besilzt  im  Gesetzgebungsrecht  aach  das  Recht  des 
Monopols,  soweit  dieses  nicht  durch  die  Bundesverfassung  aus- 
drücklich ausgeschlossen  ist  —  sondern  vielmehr  der :  der 
Bnnd  besitzt  im  Gesetzgehnngsrecbt  kein  Recht 
des  Monopols,  wenn  ihm  dieses  durch  die  Bsndes- 
verfassung  nicht  ausdrücklich  verliehen  ist. 

Das  eidgenössische  Alkohol  m  onopol  erscheint  also  in- 
konsti  tut  ioneil. 

C.  AbsatE  2  betrifft,  im  Gegensatz  zu  Absatz  1 ,  die  Bfcht 
gebrannten  GetrXnke.  Diese  sollen,  um  deu  Konsum  von  den 
gebrannten  ab-  und  ihnen  zusnleuken,  keinen  besonderen 
Steuern  und  keinen  anderen  poli  zeilichen  Beschrllnkungen 
als  solchen  der  Lebensmittelpolizei  unterworfen  werden.  Aus- 
genommen ist  aber  das  Wirtschaf tswesen,  gegen  das  sich 
andererseits  die  Alkohol revision  richtete ,  und  diesem  wird  auch 
der  sonstige  Kleinverkauf  (der  sog.  Verkauf  Über  die 
Gasse)  von  Quantitäten  unter  zwei  Liter  freigestellt:  diese  Be- 
triebe können  den  besonderen,  in  Art.  31,  lit  e,  dafUr  auf- 
gestellten Beschränkungen  nnterworfen  werden. 
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Betr.  einmal  die  Grenze  des  Kleinverkaufs  von 
nicht  gebrannten  Getränken.  Der  Verkauf  solcher  ist  also  von 
zwei  Litern  an  aufwärts  frei  von  Konzession  nud  Gewerbesteuer 
nnd  ist  insofern  Grofshandel.  Diese  Grenze  sollte  durch  die 
Motion  Steiger  (Mitglied  des  Nationalrates)  bin  auf  zehn  Liter 
hinaa%esetzt  and  damit  das  Wirtschaftsge werbe  von  der  Kon- 
kurrenz des  nicht  wirtschaflsmfifsigen  Klein  Verkaufes  von  Wein 
usw.  befreit  werden;  das  in  der  Motion  liegende  Begehren  war 
denn  auch  dem  Schofse  des  schweizerischen  Wirtevereins  ent- 
sprungen, und  der  Motionär  selbst  ist  Gastwirt.  Die  Hotion 
wurde  aber  auch  von  der  Totalabstinenz,  die  nicht  nur  die  ge- 
brannten, sondern  alle  alkoholischen  Getränke  und  nicht  nur 
deren  Mifsbrauch,  sondern  deren  Konsum  überhaupt  bekämpft, 
unterstützt,  ohne  zu  bedenken,  dafs  mit  der  Motion  nur  dem 
Wirtschaftsuuweaeu  Yorschnb  geleistet  wird.  Es  wurde  auch 
die  Änderung  der  Bundesverfassung  im  Sinne  der  Motion  be- 
schlossen, in  der  Volksabstimmung  v.  25.  X,  1903  aber  ver- 
worfen.    Vgl.  B.B,  1901,  II,  205;  1903,  ID,  711  und  V,  76. 

Betr.  sodann  die  besonderen  Beschränkungen  des 
Wi  rtschaftswBB  ens  und  im  weiteren  auch  des  Kleinhandels 
mit  geistigen  Getränken  nach  Art.  81,  e,  speziell  betr.  die 
Normalzahl,  so  war  davon  bereits  oben  S.  283  die  Rede. 

D.  Absatz  3  nnd  4  betreffen,  wie  Abs.  1,  nur  die  ge- 
brannten Wasser,  aber  die  Staatseinnahmen  auf  dieselben. 
Die  Staatseinnahmen  sind  1.  einerseits  solche  aus  dem  Verkauf 
gebrannter  Wasser  durch  Besteuerung  dieses  Verkaufs,  speziell 
des  Kleinverkaufs ;  als  Bezieher  dieser  Steuern  sind  die  Kantone 
vorausgesetzt,  und  es  wird  bestimmt,  dafs  ihnen  die  von  ihnen 
bezogenen  Steuern  verbleiben  sollen.  Das  ist  der  Inhalt  von 
Abs.  3.  —  2.  Andererseits  und  vor  allem  sind  die  Staats- 
einnahmen aus  gebrannten  Getränken  solche  aus  Fabrikation 
und  Einfuhr.  Die  Erhebung  derselben  ist  als  Sache  des 
Bundes  vorgesehen ;  die  Reineinnahmen  sind  aber,  nach  Abs.  4, 
an  die  Kantone  zu  verteilen,  nnd  zwar  nach  Mafsgabe  der  Be- 
völkerung, aber  unter  der  Bedingung,  dafs  sie  10*'/o  zur  Be- 
kämpfung des  Alkoholismns  zu  verwenden  haben.  Die  ganze 
bezügliche  Einnahme  des  Bundes  fällt  also  den 
Kantonen  zu,  nicht  blofs  */io;  nur  ist  '/lo,  das  daher  sog. 
Alkoholzehntel,  zu  diesem  speziellen  Zweck  bestimmt.  —  Die 
an    die  Kantone    fallenden  Beineinnahmen    des  Bundes    belaufen 
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eich  jährlich  a^f  ca.  6  MillioDen  Fr.;  pro  1902,  dem  letstea 
Berichtsjahre,  beliefen  sie  sich  auf  5  818,790  Fr.  (B.B.  1908,  II, 
621),  —  vg].  bfitr.  Abs.  3  und  4  speziell:  B.B.  1884,  IV,  479  and 
1886,  m,  487,  445. 

ni.  Die  Bnndesgesetzgebnog  betr.  gebrannte  Wasser: 
Bunde§gesetz  Aber  gebrannte  W&aser  (in  Er- 
setzung dos  ersten),  29.  VI.  1900:  B.O.  XVIII,  297;  dazn  eine 
VoUziehangs Verordnung  (XVIU,  310).  Das  ist  alles;  dadurch  ist 
mit  den  z&hllnsen  BeachlüBsen,  Verordnungen  und  Eeglementen 
des  Bundesrates,  die  seit  dem  ersten  Älkoholgesetz  aufgelaufen 
waren,  aufgeränmt  worden.  Es  besteht  davon  einzig  noch  der 
BuDdesbeschloTs  betr.  die  Taggelder  nnd  Beiseentschttdi- 
gungen  der  Beamten  und  Angestellten  der  Alkohol  Verwaltung 
Xm,  265.  Auch  die  Verordnung  des  Bnndesgericbtes  betr. 
das  Verfahren  bei  Entschädigungsansprüchen  privater  Brenner  an 
den  Bund  wegen  EinfUhrnng  des  Monopole  (X,  269)  erscheint 
heute  gegenstandslos. 

ArUKel  33. 

Den  Xantoiten  bleibt  es  anhelmgestellt,  die  Austlbiuig  der 
wlssenschaftUclien  Bemfsuteu  von  einem  Angweise  der  Bef UilgiiBK 
abh&nglg  sa  machen. 

Anf  dem  We;e  der  Bnndesfresetzfebang  Ist  dafflr  zu  sorgen, 
da^  derartige  Answeise  tir  die  granze  Eldgenossenscban  gütig  er- 
worben werden  kSnnen. 


Literatur:  Koltbrunnei,  Die  rechtliche  Stellung  des  Arztes, 
1902.  —  Betr.  Advokatur;  Zeitschr.  des  bem.  Juri stenvere ins  XXXVI, 
337;  Schweiz.  Blätter  für  Wirtschafts-  und  Sozialpolitik  r  Till,  564,  600, 
740;  IX,  165. 

I.    Der  Artikel  selbst 

Derselbe  ist  neu  in  die  Bundesverfassang  von  1874  auf- 
genommen worden.  Er  betrifft  die  wissenschaftlichen 
Berufs  arten,  die  operae  liberales,  im  GegeDsatz  zu  den 
operae  commnnes,  den  handwerkem&fsigen  Gewerben,  die  ganz 
unter  Art.  31  fallen.  Was  aber  sind  wissenschaftliche  Bemfs- 
arten?  Beruf  ist  jedenfalls  nur  eine  freie,  privatwirtecbaft- 
liche  T&tigkeit,  die  nicht  verstaatlicht  ist  (vgl.  B.E.  XXIII,  487), 
und  unter  den  freien  Berufen  sind  wissenschaftliche  diejenigen, 
die  von  geistigen    Gesetzen  beherrscht  werden,    im  Gegen- 
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Batz  zu  den  anderen,  die  blob  anf  gedAchtniamaTsigem  Wissen  oder 
Handfertig^keit  beruhen.  —  Der  Artikel  zerßlllt  in  zwei  Ab- 
BKtze  von  entgegengesetzter  Bedentnng;  za  Abs.  2  kommt  dann 
nuch  Art.  5  der  Übergangsbestimmungen. 

A.  Absats  1  erscheint  wie  eine  Beschrfinknog  der  wissen- 
schaftlichen Bernfsartea  gegenüber  den  gewöhnlichen,  wpil  damit 
fQr  jene  ausdrücklich  festgestellt  wird,  daTs  die  AnsUbung  von 
einem  Fähigkeitsausweise  abhSngig  gemacht  werden  könne. 
Die  Bestimmung  involviert  aber  an  sich  keine  besondere  Be- 
dingung, die  nicht  auch  den  gewöhnlichen  Gewerben  auferlegt 
werden  könnte:  die  Ausübung  von  Berufen  Überhaupt  kann 
schon  nach  Art.  81  von  einem  Fshigkeitsans weise  abh&ngig  ge- 
macht werden,  sofern  ein  solcher,  wie  z.  B.  bei  Maschinisten, 
Hufschmieden,  Bergführern ,  Chanffenrs  usw. ,  im  Öffentlichen  In- 
teresse geboten  erscheint.  Die  Aufnahme  der  Bestimmung  hatte 
nur  den  Zweck ,  Anträge  (Scheuchzer ,  Klein)  auf  Aufhebung 
aller  staatlichen  Prüfungen  ftir  wissenschaftliche,  speziell  fUr  die 
medizinischen  Berufsarten  znrtickzn weben  und  den  Kantonen 
ausdrücklich  die  Befugnis  vorzubehalten,  nach  wie  vor  auch 
diese  Berufsarten  unter  die  Bedingung  des  Fllhigkeitsaus weises 
EU  stellen. 

B.  Absfttf  2  dagegen  in  Verbindung  mit  Art.  &  der 
ÜbergaDf^sbestiMnanf^en  statuiert  eine  effektive  Bevorzugung 
der  wissenschaftlichen  Bernfsarten  vor  den  anderen  dadurch, 
daTs  bezügliche  BefUhigungsaus weise  fUr  die  ganze  Schweiz 
gelten,  während  andere  nur  fUr  das  Gebiet  dos  Kantons,  der  sie 
erteilt  hat,  Gültigkeit  haben.  Die  Bevorzugung  besteht  also  in 
der  Freizügigkeit  der  wissenschaftlichen  Berufsarten,  in  der 
kurzweg  sog.  wissenschaftlichen  Freizügigkeit,  und  in  dieser  Be- 
vorzugung liegt  das  Hauptgewicht  der  bezüglichen  Bestimmungen ; 
das  Hauptgewicht  liegt  also  in  Abs.  2  und  in  der  Übergangs- 
bestimmung Art.  5.  —  Zum  Schutze  dieses  Freiheitsrechtes  ist 
seit  1897  das  Bundesgericht  kompetent  erklArt  worden,  weil  durch 
Art.  189  des  Bundesgesetzes  Über  die  Organisation  der  Bundes- 
rechtspflege  bezügliche  Beschwerden  nicht  ausdrllcklich  als  Ad- 
ministrativstreitigkeiten  den  politischen  Bundesbehürden  vorbehalten 
sind  (vgl.  B.B.  1897,  I,  257,  1898,  I,  456  und  B.E.  XXllI, 
478  ff.).  Früher  waren  die  politischen  Bundesbehörden  kompetent 
und  vielleicht  mit  gröfserem  Kecht,  weil  die  Handels-  und  Ge- 
werbefreiheit nach  wie  vor  dem  neuen  Orgauisationsgesetz   unter 


ihrem  Schutze  steht  and  die  wiaseaBchaftliche  Freizügigkeit  unr 
eine  Erweiterung  der  Handel§-  and  Gewerbe freilieit  ist.  —  Im 
übrigen  ist  zwischen  den  genannten  beiden  Bestimmungen  zn 
nnterscheiden. 

Art.  2  selbst  macht  es  dem  Bund  zur  Aufgabe,  die  Ein- 
richtung von  eidgenOSBischen  FShigkeitsans weisen  für  wisseu- 
schaftliche  Bernfsarten  zu  treffen.  Dasselbe  ist  bis  jetzt  nnr  fUr 
Medizisalpersonen  (Ärzte,  Apotheker,  Tier&rste  and  Zahnärzte) 
geschehen;  vgl.  unter  II.  Durch  die  Einrichtung  eidgenössischer 
Fahigkeitsaas weise  wird  die  Ausstellung  kantonaler  Ausweise 
nicht  aasgeschloBsen ;  jene  aber  gelten  fOr  die  ganze  Schweiz, 
diese  daneben  nur  mehr  Air  den  betr.  Kanton. 

Art.  5  der  Ühergangsbestimmnngen  sodann  verleibt 
fUr  diejenigen  wissenschaftlichen  Berufsarten,  für  welche  ein  eid- 
genössischer Ausweis  noch  nicht  eingerichtet  ist,  den  kanto- 
nalen oder  konkordatsmäfsigen  Ausweisen  die  Qultigkeit 
dnrch  die  ganze  Schweiz  wie  eidgenössischen.  Die  von  einem 
Kanton  ausgestellten  Ausweise  mHssen  aber,  um  diese  Gleich- 
stellang  zu  geniefsen,  auf  Grund  einer  Staatsprüfung  erworben 
sein,  d.  h.  auf  Grund  einer  Prüfung  UheT  die  Befähigung  and 
zwar  keiner  blofsen  Doktorprilfung.  In  Betracht  kommen  als 
kantonale  Ausweise  namentlich  die  Rechtsanwaltspatente  (vgl. 
V.  Salis  IV,  8.  421  ff.).  Konkordatsmäfsige  Ausweise  sind 
eingerichtet  fllr  die  evangelischen  Geistlichen  und  für  die  Geo- 
meter  (vgl.  oben  S.  154,  Nr.  8  und  9).  Ob  aber  der  Beruf  der 
letzteres  zu  den  wisseaschaftlicheo  gehört?  (Vgl.  v.  Salis  IV, 
Nr.  164,  o.)  Von  gewisser  Seite  wird  sogar  prätendiert,  auch 
die  Elementarlehrer  zu  den  wissenschaftlichen  Bernfsarten  zu 
rechnen  (Meyer,  Snpplm.  S.  40). 

C.  In  allem  Uhrige  □  unterste  heu  die  Wissen- 
schaft liehen  Berufsartea  wie  aadere  dem  Art.  31 
der  Bundesverfassung,  wie  ja  Art,  31  sich  auf  jede  er- 
werbende Tätigkeit,  auch  auf  die  Wisseoschaft  bezieht  (vgl. 
obeo  S.  275).  Die  Fersoueu  der  wissenschaftlichen  BernfsartMi 
kCuaeo  daaacb  1.  eiaerseits  wegen  UnwUrdigkeit  snrttck- 
gewieeen  werden,  wie  bei  gewöhnlichen  Berufen,  für  welche 
(wie  z.  B.  bei  Stetlenvermittelaagsbareaos)  die  Eigenschaft  der  Ehr- 
barkeit bezw.  guten  Leumundes  zur  Bedingung  gemacht  ist,  und 
2.  andererseits  wegen  mangelnden  bezw.  gedeckten  Bedttrfaisses 
nn  Personen  des  betr.  Berufes,  knrz  wegen   der  Bedürfnis- 
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Eahl     Mtekt    zurückgewiesen    werden,    so    weoig    als    Leute 
anderer  Bemfe,  aufeer  dem  Wirtwhaftswesen  (Art  3],  c). 

Die  Stellung  der  Bundesbehörden  in  der  Frage  nach  dem 
Verhfiltnis  der  wissen schaftlichen  Berufsartan  zu  Art.  31  der 
Bundesverfassung  ist  widerspruchsvoll  und  falsch.  Widersprnchs- 
Toll  insofern ,  als  einerseits  gesagt  wird ,  die  wisaenschaftlichen 
Bemlsarten  könnten  nach  Art.  83  weitergehenden  Beschrän- 
kungen als  die  gewöhnlichen  Berufe  nach  Art.  31  unterworfen 
werden  (vgl.  den  Fall  v.  Salis  II,  Nr.  586),  und  andererseits: 
der  Apothekerberuf  untRrliege  —  abgesehen  davon,  dafs  er  nach 
Art.  8:1  einem  wissenschaftlichen  Ausweise  unterworfen  werden 
könne  —  dem  Art.  81,  so  dafs  die  EröSnung  einer  Apotheke 
nicht  von  der  Frage  des  Öffentlichen  Bedürfnisses  abhängig  ge- 
macht werden  ktfane,  sondern  jedem  Bewerber  um  eine  Apotheke, 
der  die  persönlichen  Bedingungen  erfülle,  gestattet  werden  müsse 
(v.  Salis  n,  Nr.  589  und  IV,  Nr.  1685).  Wenn  die  wissen- 
scbaMichen  Berufsarten  nach  Art.  83  weitergehenden  Be> 
schränkungen  als  die  gewöhnlichen  Berufe  nach  Art.  31  unter- 
worfen werden  kttnoten,  so  könnten  sie  aucb,  anders  als  die 
gewöhnlichen  Berufe  nach  Art.  31,  vom  Bedürfnis  abhängig  ge- 
macht werden ,  auch  die  Apotheken ,  wie  es  ftlr  die  letzteren 
T.  Orelli  in  der  zu  Art.  31  zitierten  Schrift  prätendiert.  Es  ist 
aber  falsch ,  in  Art.  33  Überhaupt  eine  Beschränkung ,  eine 
weitere  Beschränkung  als  in  Art.  31,  zu  erblicken;  Art.  38 
enthält  vielmehr  eine  Bevorzugung  der  wissenschaftlichen  Berufs- 
arten im  Sinne  der  Freizügigkeit  und  nichts  weiter,  v.  Orelli 
war  wenigstens  konsequent;  die  Bundespraxis  ist  falsch  und  in- 
konsequent dazu. 

IL   Die  Bnndesgesetzgebaiig  betr.  die  Medizinalpersonen. 

Bundeagesetz  betr.  die  Freizügigkeit  des  Medizinal- 
peraonals  in  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft,  r. 
19.  XII.  1877:  III,  379;  Ausdehnung  auf  die  Zahnärzte  X,  58.  — 
Verordnung  XVII,  ti55,  Abänderung  XIX,  698.  —  Reglement  betr. 
den  Maturitätsausweis  für  die  Kandidaten  der  medizinischen  Be- 
mfsarten  XVII,  723,  Sistierung  XVIH,  243,  nraprnngliches  Haturitäts- 
programm  X,  533.  —  Reglement  für  die  eidgenössische  Maturitäts- 
kommiasion  XVII,  740. 

Reglement  für  die  achweizeriai'he  Fbarmakopöakommiasion 
XIX,  65.  —  Es  bandelt  sich  um  Ausarbeitung  einer  neuen  Pbarmacopoea 
belvetica  durch  eine  Kommission  auf  Kosten  des  Bundea  kraft  seiner 
Kompetenz,  aoweit  die  eidgenösaiache  Gesundbeitapolisei  reicht,  und  im 
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abrigen  zufolge  seines  Bechtes  zu  A^ier  Tätigkeit  (vgl.  oben  m  Art  2, 
S.  92).  Die  Pliarmacopoea  belvettca  ist  i.  J.  1893  vom  Bundesrat  ein- 
geführt worden,  und  zwht  für  den  eidgenftsaischen  Sanitätsdienst  kraft 
eigener  Kompetenz  des  Bundes  und  im  weiteren  auf  Grnnd  der  Zu- 
stimmung der  Kantone,  aufser  Glarun  (vgl.  B.B.  1893,  V,  551;  1894 
I,  246). 

Artikel  S4. 

Der  Bund  ist  befi^t,  einheitliche  Besllmmajigen  über  die  Ter- 
wendnug  Ton  Kindern  In  den  Fabriken  und  über  die  Daner  der 
Irbelt  erwachsener  Personen  In  denselben  anfzastellen.  Ebenso  Ist 
er  berechtigt,  Torschrlften  zum  SchntEe  der  Arbeiter  gegen  einen 
die  Gesundheit  nnd  Siclterhelt  gefährdenden  Gen  erbebe  trieb  zn  er- 
lassen. 

Der  GesGh&ftsbetrleb  von  Inswandernngs Agenturen  nnd  von 
PrlTatuntemehmnngen  im  Gebiete  des  Terslcherungs Tresens  unter- 
liegt der  Aufsicht  und  Gesetzgebung  des  Bundes. 

Literatur;  Das  Bundesgesetz  betr.  die  Arbeit  in  den  Fabriken, 
kommentiert,  herausgegeben  vom  Schweiz.  Handels-  und  LandwirtachaftH- 
departement,  18B8;  Zeerledet,  Die  Schweiz.  Haftpäichtgesetzgebung, 
1888;  Raapopoff,  Die  moderne  Produktionsweise  und  die  Arbeiter- 
Bchutzgesetzgebnng,  1896;  Lang,  Daa  Schweiz.  Fabrikgesetz,  1899; 
Fanny  Goldstein,  Der  Arbeiterschutz  zugunsten  der  Frauen  und 
Kinder  in  der  Schweiz,  1904.  —  Berichte  der  eidgenössiachen  Fabrik- 
inspektoren,  ]S78ff.;  Berichte  der  Kantonsregierungeu  über  die  Ans- 
fühnmg  der  Bundesgesetze  usw.,  1H85  ff.;  Schweiz.  Fabrikstatiatik,  18820*. 

Joes,  Über  Schutz  aufsieht,  Organisation  nnd  Leitung  der  Schweiz. 
Auswanderung,  1864^  Bockenmeyer,  Bas  AuBwanderungswesen  in 
der  Schweiz,  in  Belgien,  England  und  Deutschland,  1892;  Das  schweiz. 
Auswand erungswesen  und  die  Revision  und  Vollziehung  des  Bundes- 
gesetzes betr.  usw.,  Bericht  von  L.  Rarrer,  1886. 

Stüssi,  Der  Bund  und  das  Versicherungswesen,  1892;  v.  Wald- 
kirch, Die  Staatsaafsicht  über  die  privaten  Versicherungsunter- 
nehmungen, 1892.  —  Bericht  des  eidgenössischen  Versicherungsamtes  in 
der  Schweiz  über  die  privaten  Versicherung  »-Unternehmungen  in  der 
Schweiz,  1886  ff. 

I.   Der  Artikel  Im  ganzen. 

Gegenstand  desselben  sind  Fabrikarbeit,  Answandemugs-  nnd 
Versicherungswesen.  Das  Verhältnis  dieser  drei  Verwaltungs- 
zweige  ist  folgendes.  An  sich  sind  sie  ganz  verschieden  von- 
einander, stehen  auch  rechtlich  miteinander  in  keiner  anderen  Ver- 
bindung, als  dafs  alle  drei  zum  inneren  Verwaltungsreclit  gehören.  Die 
Übertragnng  an    d»n  Bund  aber  hat  den    gemeinsamen 
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Grund,  dare  die  Besoi^ng  dieser  Zweige  durch  die  Kantone 
mangelhaft  war  wegen  VemachlftBsigaag  der  Aufgaben  oder  Un- 
zulänglichkeit der  Mitt«l,  nämlich:  betr.  die  Fabiikarbeit 
hatte  man  früher  die  Regelung  auf  dem  Eonkord atswege  versucht, 
aber  eHnlglos,  weil  immer  mehrere  Kantone  sich  beiseite  hieltea 
und  auch  unter  denjenigen,  welche  gruadsätzlich  die  WUnschbar- 
keit  gemeinsamer  Vorschriften  anerkannten,  eine  absolute  Einigung 
über  alle  Punkte  nicht  zu  erzielen  war  (Blumer-Morel  ü,  S.  276). 
Beim  Answandernngsweseu  versteht  sich  schon  wegen  dessen 
{irtlicher  Ausdehnnng  die  Unzulänglichkeit  der  kantonalen  Mittel 
von  selbst.  Auch  heim  Versicherungswesen  ist  der  Grnud 
der  Übertragung  an  den  Bund  der  gleiche:  es  fehlten  in  den 
Kantonen  zum  Teil  die  nötigen  Mittel,  um  die  etwa  bestehenden 
Vorschriftea  gehtfrig  durchzuführen,  zum  Teil  gebrach  es  an  den 
nötigen  Fachmännern,  um  gewisse  technische  Fragen  in  genügender 
Weise  zu  entscheiden  (B.B.  1885,  I,  104). 

Die  Übertragung  an  den  Bund  ist  aber  andererseits  bei  der 
Fabrikarbeit  in  einer  von  derjenigen  der  Auswanderung  nnd  Ver- 
sicherung bemerkenswert  verschiedenen  Weise  erfolgt.  Bei 
der  Fabrik  arbeit  ist  dem  Bund  nur  das  Gesetzgebungsrecht  über- 
tragen, so  dafs  den  Kantonen  die  Vollziehung  verbleibt;  ähnlich 
irie  bei  Mab  und  Gewicht  (Art.  40),  Seuchenwesen  (Art.  69)  usw. 
(vgl.  B.B.  1875,  IV,  932).  Bei  Auswanderung  und  Ver- 
sicherung dagegen  ist  nicht  nur  die  Gesetzgebung,  eondem 
auch  nnd  in  erster  Linie  die  bisherige  kantonale  Aufsicht  voll 
nud  ganz  mit  Ansschlufs  der  Kantone  auf  den  Bund  übertragen 
worden.  Das  ist  als  Sinn  des  Art.  34,  Abs.  2  der  Bundes- 
verfassung mit  Bezug  auf  das  Versicherungswesen  ausdrücklich 
konstatiert  worden  (B.B.  1885,  I,  106),  und  mit  Bezug  auf  das 
Auswandern ugs wegen  versteht  es  sich  wegen  dessen  Natur  (vgl. 
oben)  noch  mehr  und  von  selbst.     Vgl.  auch  B.E.  III,   777. 

U.  Die  Fabrikarbelt. 

1.  Art.  34,  Abs.  1.  Damit  ist  dein  Bund  ein  Teil  der 
Arbeiterschutzgesetzgebung  übertragen  worden.  Die  Arbeiter- 
Bchntzgesetzgebung  bildet  die  eine  Seite  des  öffentlichen  Arbeiter- 
rechtes im  allgemeinen  und  hat  zum  Gegenstand  den  Schutz 
des  Arbeiters  in  seinem  Verfaältuis  zum  Ärbeit«herm,  kurz  im 
Arbeitsverhältnis.  Das  Gegenstück  dazu  bildet  die  Arbeiter- 
fllrsorge,  d.  h.  die  (positive)  Sorge  für   den  Arbeiter  bei  Ausfall 
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an  Arbeit  oder  an  Arbeitsverdienst;  diese  Soi^e  besteht  im  sog. 
Hecbt  auf  Arbeit,  aU  staatlicher  Garantie  der  Arbeitsgelegenheit, 
und  iu  der  Arbeiterversicherung.  Die  letztere  wieder  besteht  je 
nach  dem  Grund  des  Ausfalles  au  Arbeit  odor  Arbeitsverdienat 
in  1.  Arbeitslosenversicherung  (gegen  Arbeitslosigkeit),  2.  Kranken- 
und  Unfall  Versicherung  (gegen  Arbeitsunfähigkeit),  wenn  vor- 
Ubei^hend,  und,  wenn  bleibend,  in  3.  lovaliditäts-  und  Alters- 
versicherung. 

Dem  Bund  ist  auch  von  der  ArbeiterfOrsorge  ein  Teil 
übertragen  worden,  und  ein  weiterer  Teil  hat  ihm  Übertragen 
werden  sollen.  Übertragen  worden  ist  ihm  nKmlich  nacbtrüglich 
die  Kranken-  und  Unfallversicherung,  durch  Art,  34 ''■'^,  wovon 
nachher.  Weiterbin  hat  ihm  Hbertragen  werden  sollen  das  Recht 
auf  Arbeit,  und  zwar  durch  die  BnudesverfaeeungBinitiative  vom 
29.  Yin.  1893,  gerichtet  auf  Einführung  eines  bezüglichen  Bundes- 
verfassungsartikels, die  aber  in  der  Volksabstimmung  v.  8.  VL 
1894  verworfen  wurde  (vgl.  B.B.   1893,  IV,  369;  1894,  UI,  89). 

Betr.  naa  die  dem  Bund  durch  Art.  34,  Abs.  1.  Übertragene 
Arbeiterschnt  zgesetzgebung.  Der  Absatz  bescbrBnkt  die 
Arbeiterschutzgesetzgebung  des  Bundes  auf  die  spezielle  Klasse 
der  Fabrikarbeiter  und  bezeichnet  als  spezielle  Punkte  des 
Schutzes:  die  Verwendung  von  Kindern,  die  Dauer  der  Arbeit 
erwachsener  Personen  und  die  Gesundheit  und  Sicherheit  der 
Arbeiter  überhaupt.  Die  bezflgliche  Bnndesgesetzgebung  hat  sich 
denn  auf  die  Fahrtkarbeit  beschränkt;  aufser  den  speziell  be- 
zeichneten Punkten  aber  hat  sie  auch  die  Haftbarkeit  bei  Ver- 
letzungen und  Tötungen  von  Arbeitern  in  der  Fabrik  und  durch 
den  Betrieb  dei-selben,  die  Kündigung  und  die  Lohnzahlung 
normiert  (vgl.  2).  Durch  die  Bnndeegesetzgebnng  ist  das  Recht 
der  kantonalen  Gesetzgebung  in  Sachen  des  Fabrikschutzes  aus- 
geschlossen (vgl.  V.  Salis  rv,  Nr.  1463). 

2.    Die  Bundesgesetzgebung. 

a.   Fabrikgesetzgebung : 

Bundeegesetz  betr.  die  Arbeit  in  Fabriken,  v.  23.  III.  1877: 
m,  241;  dazu  BnnüesratebeHchlüsee  und  Verordnnngen  betr.:  Volle, 
von  Art.  1  des  Gesetzes  XII  1S3,  Hilfsarbeiten  125,  Nacht-  und  Sonntage- 
arbeit XII,  259,  Dampfkessel  und  ÜampfgefSrec  XVI,  290,  Fabrikanlagen 
401,  Vollz.  von  Art.  15  und  16  des  Gesetzes  410,  Vollz.  v.  Art.  5  lit  d 
des  Gesetzes  XVIU  432,  Verbot  des  Tragens  von  125  kg-Säcken  XIX, 
819.  —Bundesgesetz  betr.  die  Besoldung  der  Fabrikinspektoren 
IV  213.  —  Bundesgeeetz  betr.   die  Fabrikation  und  den  Vertrieb  von 
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Zöndhölachen,  v.  2.  XI.  1898;  XVII,  76}  VoUaiehunga Verordnung 
743,  BundeBratebeschlnls  betr.  den  Transit  von  ZöndhOlzchen  mit  gelbem 
Schwefel  XVIII,  862. 

b.  Haftpflichtgeaetzgebung: 

Bnndeegeaetz  betr.  die  Haftpflicht  aus  Pabrikbetrieb,  v. 
25.  VI.  1881;  V,  562.  ~  Bundesgesetz  betr.  die  Ausdehnung  der 
Haftpflicht  nnd  die  Ergänzung  des  Bundesgeseties  v.  25.  VI.  1881, 
V.  26,  IV.  ISST:  X,  165j  Bundesgesetz  betr.  Lohnzahlung  und 
Bufaenwesen  bei  den  nach  dem  Bundesgesetz  v.  26.  IV.  1887  haft- 
pflicbtigen  UoternehmUDgen  XIX,  348. 

c.  BevisionsbestrebuDgen  betr.  du  Fabrikgesetz  uod 
bezw,  betr.  das  eicIgenOssiache  Obligatione urecht  im  Interesse  der 
Arbeiter:  1.  betr.  Lohnzahlung  und  Lohnabzüge  (Motion 
Comtesse),  in  der  Meinung,  dafs  die  betreffenden  BestitnmDDgen 
des  Fabrikgeeetzes  in  den  Dieostvertrag  überhaupt  eingeeetst 
werden,  und  2.  betr.  VerkUrzong  des  MaximalaTbeitstages 
bie  auf  8  Standen  (Maifeierpetitionen).  Die  weitere  Behandlung 
dieser  Motios  und  der  Petitionen  ist  vnn  der  Bundesversammlung 
verschoben  worden,  „bis  nach  Erledigung  der  Frage  der  Kranken- 
und  Unfallversicherung",  und  ist  auch,  nachdem  das  Bnndesgesetz 
betr.  die  letztere  verworfen  worden  ist,  bisher  nicht  wieder  auf- 
genommen worden.  —  Vgl.  B.B.  1894,  lU,  1;  1897,  I,  69  und 
1898,  II,   149. 

3.  Anlaufe  zn  einem  internationalen  Fabrik- 
recht, vgl.  die  vorzitierten  Akte.  Die  Aueftlhrung  selbst  gehört 
nicht  hierher. 

III.  Aosvanderongsiresen. 

1.  Die  Bnndespolitik  betr.  das  Auswauderungewesen.  Die 
früheren  bezüglichen  Anregungen  im  Schofse  der  BandesbehOrden 
gingen  auf  Forderung  der  Auswanderung  als  Mittel  gegen  Über- 
völkerung und  Pauperismus.  Der  Bundesrat  selbst  befürwortete 
das  erstemal,  wo  er  sich  mit  der  Frage  befafste,  i.  J.  1853:  „ge- 
eignete Marsnahmen  aur  Verhütung  der  Übervölkerung  und  Über- 
handnähme des  Pauperismus".  Dann  folgten  in  gleichem  Sinn 
die  Motionen  von  Bleuler,  Philippin,  und  vor  allem  war  in  diesem 
Sinne  unermüdlich  tatig  Nationalrat  Joos  von  Schaffhaufen  (Ver- 
fasser der  oben  zitierten  Schrift).  Vgl.  B.B.  1879,  III,  929.  — 
Die  Bundesverfassung  von  1874  beschränkte  die  Aufgabe  des 
Bandes  auf  die  Regelung  des  Ana  wand  erungswesens,  und  die 
Tendenz  der  Bnndespolitik  wurde  ausdrücklich  dahin  formuliert, 
„dab  die  Bundesbehörden  sich  jeder  direkten  Teilnahme  an  der 
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Auswanderung  zn  «nthalten  und  steh  darauf  xa  beschränken  haben, 
diejenigen  schweizerischen  Angehörigen,  welche  den  festen  Eut- 
schlufs  kundgeben,  auszuwandern,  oder  die  wirklich  auswandero, 
beslmdglich  zn  belehren  und  zn  schlitzen"  (1.  c).  Schwächlicher 
Standpunkt!     Vgl.  auch  meine  Politik,  8.  137. 

2.    Bundesgesetzgebnng. 

BnndeagesetE  betr.  den  Oeschäftsbetrieb  der  Aue- 
wanderungaagenturen,  v.  22.  III.  1888;  X,  652;  Vollziehunga- 
verordnung  665,  Ergänsung  XI,  23,  BundeBratsbescblura  betr.  Organisation 
des  Bchweizeriachen  AuswandernngsamteB  XVIII,  424. 

IT.   Tersiehernngswesen. 

1.  Die  Bundeekompetenz.  Der  Aufsicht  und  Gesetzgebung 
des  Bundes  unterliegen  nur  die  Privatnnternehmnngen 
im  Gebiete  des  VersichernngsweHens.  Die  kantonalen,  von  Kantons 
wegen  errichteten  Versicherungsanstalten  erscheinen  dadurch  aus- 
genommen, HO  namentlich  die  kantonalen  Brand assekuranzaustalten, 
Mobiliar-  wie  Gebäude  aase  kur  an  zan  stalten  mitsamt  ihrem  Bechte 
des  Monopols,  das  damit  gewahrt  ist  (vgl.  oben  S.  279). 

2.  Die  Buudesgesetzgebung. 

Bundesgeaeti  betr.  Beauf sichtigang  von  Privatunter- 
nehninngen  im  Gebiete  des  Versichernngswesens,  v.  25.  VI. 
188S:  VIII,  171;  daznr  Verordnung  über  die  Kaution  von  V ersieh emnga- 
geaellachaften  IX,  285,  Regulativ  über  die  von  den  Vorsichemnga- 
geselUchaften  £u  bezahlende  Staatsgebühr  285.  —  Bundesbescblufs 
betr.  die  Zueammenatellung  der  in  VerBicherungsetreitHachen  in  der 
Schweiz  ergehenden  Civilurteile  KI,  26. 

Bundesgesetz  betr.  die  flilfskasaen  der  Eisenbahn-  und 
DampfachiffgeaellBchaften,  v.  28.  VI.  1889:  XI,  265. 


JüTtUlLe]  34t'l'. 

Der  Bund  Wird  auf  dem  Wege  der  Oesetsgebmig  die  XrutkeB- 
nnd  ünfRllTerslGhemsg  einrioliten,  nnter  BerUcksIchtlgiuig  der  be- 
stehenden Krankenkassen. 

Er  kann  den  Beitritt  allgemein  oder  Hr  elnxelne  BeTSlkenugs- 
klassen  obligatorisch  erUKren. 


Der  Artikel  ist  durch  die  Partialrevision  v.  36.  X.  1  8  90 
aufgenommen  worden.  £r  betrifft  die  Arbeiterversicherung,  ent- 
halt aber  nur  die  Kranken-  und  Unfallversicherung  als 
Aufgabe  des  Bundes  (vgl.  oben  S.  300). 
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L  Seseblchte  und  ^«lleo. 
A.   Znr  VerfftsHongsreTiBioiL 

1.  BotBcb&ft  des  BnndesrateB  v.  28.  XI.  1889  (B.B.  1889, 
IV,  825).  Sie  enthielt  den  Vorschlag,  einen  neuen  Art.  34'*'" 
in  die  BnndesverfasBnng  anfeunehmen  mit  dem  Wortlaut:  „Der 
finnd  ist  befug:t,  im  Wege  der  Gesetzgebung  die  obligatorische 
Unfallversicherung  einzurichten.  Er  ist  im  weiteren  befbgt, 
über  die  Kranken Tersichemng  gesetzliche  Bestimmungen  zu 
treffen  and  für  sämtliche  Lohnarbeiter  den  Beitritt  zu  einer 
Krankenkasse  verbindlich  zu  erkUren,"  —  ÄuTsere  Anregungen 
dazu  waren  von  offizieller  und  privater  Seite  ergangen:  offizielle 
Anregungen  waren  das  Postulat  des  Nationalratee  v.  25.  III.  1885 
(Hotion  Klein  —  dagegen  Droz)  und  das  Postulat  der  Bundes- 
versammlung V.  29.  IV,  1887,  beide  zwecks  Einführung  einer 
allgemeinen,  obligatorischen,  staatlichen  Unfallversicherung  der 
Arbeiter;  die  privaten  Anregungen  bildeten  Kundgebungen  von 
Vereinen,  von  Versammlungen  und  der  Presse.  —  Die  innere 
Berechtigung  des  Vorschlages  lag  nach  selten  der  Unfall- 
versicherung in  folgendem.  Statt  der  Haftpflicht  sollte,  wegen 
deren  Mangel,  die  Unfallversichernng  eingeführt  werden.  Die 
M&ngel  der  HaftpSicbt  sind :  die  Haftpflicht  kann  nur  bestimmten 
Betrieben,  Grofsbe trieben,  zugemutet  werden ;  sie  bewirkt  ferner 
eine  blofee,  dem  Fall  und  dem  liafse  nach  beschrankte  Ent- 
schädigung, und  endlich  kann  ihre  Realisierung  gelegentlich  un- 
sicher werden.  Die  Unfallversicherung  dagegen  —  und  das  sind 
ihre  Voratige  im  Vergleich  zur  Haftpflicht  —  umfaCst  alle  gewerb- 
lichen Arbeiter,  geht  bis  zur  Versorgung  des  Arbeiters  und  zur 
Unt«rstatzung  der  Hinterbliebenen  und  gewährt  eine  sichere  An- 
wartschaft auf  das  Äquivalent  des  Verdienstausfalles.  —  Der 
Vorschlag  des  Bundesrates  sah  neben  der  Unfallversicherung  die 
Krankenversichernng  vor,  aber  nicht  wie  jene  als  staatliche 
Anstalt,  als  einen  Verwaltungezweig  des  Bundes  selbst,  sondern  als 
selbstfindiges,  auf  den  bestehenden  freien  öffentlichen  Verbänden  der 
Krankenversicherung  begründetes  Institut  Dagegen  wurde  durch 
den  Vorschlag  die  Invaliditäte-  and  Altersversicherung 
atwdrUcklich  noch  zurückgestellt. 

2.  Protokoll  der  Verhandlungen  der  fUr  die  Vorberatung 
des  bundesrätlicbeu  Vorschlages  bestellten  Kommissionen  des 
Nationalrates  und  des  Stfinderates,  v.  10.— 12.  III.  1890:  B.B. 
1890,  II,  Anbang. 


804  Kommentar. 

3.  Bondesbesehlars  betr.  Art.  84Mb  (b.B.  1890,  m,  644), 
mit  folgeodem  Wortlnut  dieses  Artikels:  „Cer  Bvnd  wird  «nf 
dem  Wege  der  Gesetzgebung  die  Kranken-  und  Unfailversicherung 
einrichten,  unter  Berücksichtigung  der  bestehenden  Erankea- 
kassen.  —  £r  kann  den  Beitritt  allgemein  oder  fUr  einzelne  Be- 
vOlkerungsklassen  obligatorisch  erklären"  (gleich  dem  heatigen 
Art.  34l>is). 

4.  Volkaabstimmung,  v.  26.  X.  1890,  mit  dem  Besoltat 
der  Annahme  des  VerfaSBungsartikets  (B.B.  1890,  JV,  1127). 

B.   Zar  Bondesgesetzgebung   in  Atisfohrung  des  Artikels. 

1.  Botschaft  des  Bundesrates  zu  den  Entwürfen  von  zwei 
Bundesgesetzen :  1)  betr.  die  Kranken versicheruDg  und  2)  betr. 
die  Unfallversicherung,  v.  21.  I.  1896:  B.B.  1896,  I,  189. 

2.  Nachtragsbotschaft  betr.  Finanzierung,  v.  IS.  IV. 
1897:  B.B.  1897,  U,  883,  mit  dem  Inhalt,  es  seien  5  MilUonea 
für  Versicherungszwecke  als  Spezialreserve  zurückzulegen. 

3.  Bericht  der  Nationalratskommi  ssion,  r.  Juni 
1897 :  B.B.  1897,  UI,  751,  Abänderungsvorschläge  zu  den  Gesetzes- 
entwürfen des  Bundesrates  enthaltend,  8.  783. 

4.  Bericht  des  schweizerischen  Indnstriedeparte- 
ments  an  den  Bundesrat  Über  die  finanzielle  Tragweite  derVer- 
sicherungsprojekte,  v.  26.  IV.  1898:  B.B.  1898,  III,  887  (devi- 
sferter  Bedarf  gegen  8  Millionen  jährlich). 

5.  Erkl&rung  des  Bandesrates  betr.  die  Finanziernng 
der  Kranken-,  Unfall-  und  Militär  Versicherung,  v.  26.  IX.  1699: 
B.B.  1899,  IV,   836. 

6.  BnndesgeBetz  betr.  die  Kranken-  und  Unfallversicherung 
mit  Einschlufs  der  Militftrversichemng  (e  i  u  Gesetz),  v,  5,  X.  1899 : 
B.B.  1899,  IV,  853. 

7.  Bandeabeschlufs  betr.  Herstellung  des  Gleich- 
gewichtes in  den  Bundesfinanzen  und  Beschaffung  der  Mittel 
zur  Durchführung  der  Versicherungsgesetze,  v.  6.  X.  1899:  B.B. 
1899,  IV,  1025. 

8.  Gleichzeitige  Beschlüsse,  v.  6.  X.  1899:  B.B.  1899  IV, 
1034,  zum  Zwecke  speziell  der  Sistierung  der  Gesetzesarbeit  in 
Sachen  der  Lebensmi  ttclpolizei,  der  Forstpoli  zei- 
rerision  und  der  Reorganisation  desMilit&rdepartements; 
daher  sog.  „ErsparnisbeschlUsBe". 
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9.  RefereaduiDsbegehren  gegeu  das  Gesetz,  Uuter- 
Bchriften  (117.  461  gültige):  B.B.  1900,  I,  202. 

10.  Antwort  des  Bundesrates  v.  6.  lY.  1900  anf  die  An- 
fragen von  Wnllschläger  und  von  Greulich  betr.  das 
Baudesgesetz:  B.B.  1900,  U,  488. 

11.  VoIksabBtimmnng  Über  das  Bundeegesebs  v.  20.  V. 
1900,  Botschaft  betr.  daa  Ei^ebnii«:  B.B.  1900,  lU,  293.  Das 
Gesetz  war  übrigens  formal  verfehlt:  in  der  Disposition  und  durch 
Vermischang  mit  einer  Kasse  blofser  Beglementsbestimmungen ; 
vgl.  meine  Politik,  ä.  227. 

12.  Aus  dem  verworfenen  Bunde^esetze  ist  dann  die  Uili- 
tSrversicher UDg  fUr  sich  zum  Gesetz  gemacht  worden  und 
unangefochten  in  Kraft  getreten  an  Stelle  des  früheren  Bundes- 
gesetxes  über  MilitKrpension«n  und  £ntschMiguDgen  (vgl.  oben 
S.  216). 

II.   Literatur. 

Zur  Verfanstmggrevigion:  Itschner,  Staatlich  -  obligatorische 
Krankenversicherung,  1886;  Scherrer,  0ie  obligatorische  Unfoll- 
veraicherung,  1886.—  Gutachten  Kinkelin  und  Denkschrift  Forrer, 
als  Beilagen  zur  Botschaft  des  Bundesrates  (A,  1):  B.B.  1889,  I\',  845 
und  855;  GSttisheim,  Denkschrift  über  die  Einführung  einer  schwei- 
zerischen Krank enveiaichening,  lä90. 

ifur  BundengestUgelrung  6muj.  lum  Bundesgesüz:  Seh weizeri sehe 
Unfall-  und  Krankenveraicherung.  Gedruckte  Vorarbeiten  zum  Bundes- 
gesetz, 1890/93 ;  Eipertenkommisfiion  betr.  Kranken-  u,  Unfallversicherung. 
Stenographisches  Bulletin  der  Verhandlungen,  1893,  —  Schuler,  Dia 
obligatorische  Krankenversicherung  in  der  Schweiz,  1891 ;  Felber, 
Kranken-  und  Unfaliveraicherung  mit  besonderer  Berücksichtigung  der 
Land-  und  Forstwirtschaft,  18Ü2;  Widmer,  Ideen  zur  Initiative  für 
schweizerische  Bundes  Versicherung,  1892;  Zuppinger,  Allgemeine 
schweizerische  Versicherung  gegen  Krankheit,  Unfall,  Invalidität  und 
Tod,  1892;  Benziger,  Die  Gesetzes  entwürfe  über  die  Kranken-  und 
Unfallversicherung  usw.  (Schweiz.  Blätter  für  Wirtschafts-  und  Sozial- 
politik, 1894,  n,  41);  Pflüger,  Die  unentgeltliche  Krankenpflege  und 
das  Tabakmonopol  (ibid.  II,  73).  '—  Kaufmann,  Die  Grundzüge  der 
schweizerischen  Kranken-  und  Unfallversicherung  1899 ;  Koechlin, 
Bnndesgesetz  betr.  nsw.,  1899;  Repond,  Kritik  des  Bundeegeaetzea 
V.  5.  X.  1899  betr.  Kranken-  und  Unfallversichemng,  1900. 
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Artlk«!  3S. 

Die  Errlchtmig  TOn  Spielbanken  Ist  niit«rsa^.  Die  xnr  Zelt 
bestehenden  Splelh&UBer  mftsaen  am  81.  Deiember  1877  ffeBchloBseM 
werden. 

lllfftlllr  seit  dem  Anfange  des  Jahres  1871  erteilte  oder  er> 
nenerte  Koniesslonen  werden  als  nn^tlg  erU&rt. 

Der  Btmd  bann  anch  In  Beitehans  anf  die  Lttterlen  geelgaet« 
Maßnahmen  treffen. 

LiteraturiEttlin,  Eeferat  Aber  die  Glöcks-  nnd  Hazardspiele 
in  der  Schweie,  1863. 

Daa  ist  der  §og.  Spielbankartikel ,  mit  drei  Absätzen ,  von 
denen  sich  der  dritte  auf  die  I^otterien  bezieht. 

I.    Betr.  die  Spielbanken. 

Dnrch  die  Verfassung  selbst  werden  die  Spielbanken  prin- 
zipiell verboten.  Das  Verbot  besteht  ans  drei  Sätzen :  1.  Es  wird 
die  Einrichtung  von  Spielbanken  allgemein  und  fttr  dieZn- 
kanft  untersagt.  2.  Der  zweite  Satz  enthält  einen  terminus 
ad  quem  ftlr  bestehende  SpielhKuser,  bis  zu  welchem  solche 
geschlossen  werden  mUssen,  nnd  dieser  Termin  war  speziell  mit 
Rücksicht  auf  die  Spielbank  in  Saxon,  Kanton  Wallis,  be- 
stimmt. Saxon  war  die  einzige  damals  in  der  Schweiz  be- 
stehende Spielbank  (vgl.  B.B.  1873,  II,  973),  nnd  ihre  Konzession 
ging  mit  81.  Xn.  1877  (nicht  1876;  vgl.  Protokolle  betr.  die 
Bnndesverfassungsrevision  1873/74:  S.  826,  Anhang  8.  18,  oder 
B.B.  1.  c.)  zu  Ende.  —  3.  Säte  3  enthalt  einen  termius  a 
quo  fUr  die  Ungültigkeit  neu  erteilter  Konzessionen:  es  sollen 
seit  Anfang  des  Jahres  1871  erteilte  oder  emenerte  Konzessionen 
ungültig  sein.  Der  Termin  ist  gewählt  mit  Rücksicht  auf  deu 
Beginn  der  Totalrevision  der  Bundesverfassung,  durch  welche 
das  Verbot  eingeführt  wurde,  nnd  der  Satz  im  ganzen  betrifft 
wieder  Saxon,  dessen  Konzession  inzwischen  wieder  erneuert 
worden  sein  soll  (vgl.  das  letzte  Zitat). 

In  AuBfobruDg  des  Bandesverfassungsartikels  ist  nach  seiten 
des  Umfange  des  Verbotes  ein  G-esetz  insofern  mHglich,  als  an 
bestimmen  bleibt,  was  unter  Spielbanken  zu  verstehen  ist,  und 
zur  Gesetzgebung  ist  der  Bund  auch  berechtigt:  auch  mit  Bezug 
nnf  ein  blofses  Gebot  oder  Verbot  kann  er  wenigstens  die  Tragweite 
desselben  bestimmen ,  und  zwar  nicht  nur  rekursweise ,  durch 
Einzelentscheidnng,   sondern  gesetzgeberisch,   dnrch   Anfsteltong 
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«iner  allgemeinen  Regel.  In  den  Bundesbehtirden  ist  dann 
wiederholt  ein  Gesetz  gegen  die  Spielbaokes  verUngt  worden, 
and  zwar  im  Sinne  möglicheter  Ansdehnung  dei  verfasHtings- 
mtfsigen  Verbot«»:  daa  Verbot  hoII  nicht  nsr  fUr  die  „grtlnen 
Tische"  (Kngelspiel,  Roulette)  gelten,  sondera  anch  fllr  das 
ROfelispiel  Oen  ani  petits  chevsnx);  das  Postulat  ist  aber 
scblieCslich  abgelehnt  worden  (vgl.  B.B.  1902,  II,  4).  Das 
Kslslispiel  ist  zwar  Oewtanspiel,  aber  mehr  zur  Unterhaltung, 
und  es  kommt  Bcbliefslich  alles  anf  die  OrOfse  des  Einsatzes  an, 
insofern,  als  nach  dem  Grunde  des  verfassungsm&fsigeQ  Verbotes 
Spielbanken  verboten  sein  sollten,  weil  sie  gegen  das  Öffentliche 
Interesse  sind,  und  daher  auch  nur  verboten  sein  sollen,  soweit 
sie  dem  Öffentlichen  Interesse  entgegen  sind. 

II.  Betr.  Lotterien.  Die  Lotterien  sind  nicht  unbedingt 
verboten;  der  Bund  ist  aber  auch  mit  Bezug  auf  sie  zu  „ge- 
eigneten HaTsnahmen"  ernifichtigt.  Damit  ist  ein  Verbot  nicht 
ausgeschlossen,  und  es  köunea  die  Uafsnahmen  nicht  nur  in 
Einzel  ver^gungen ,  Verwaltungsmaüsnahmen ,  sondern  auch  in 
lepslatorischen  Erlassen  bestehen.  Aber  anch  hier  besteht  noch 
kein  besonderes  Bundesgesetz.  Es  sind  allerdings  wiederholt 
Anläufe  zd  einem  solchen  genommen  worden;  vgl.  B.B.  1893,  I, 
112/113,  235  und  1894,  U,  4,  femer  1901,  II,  4.  Hingegen 
ixt  die  Pflicht  der  Postspedition  von  Lotterieanzeigen  in- 
folge einer  Motion  Joos  (v.  Salin  IV,  Nr.  1409)  gesetzlich  dahin 
«ingeschritnkt  worden,  daXs  die  Post  nicht  verpflichtet  ist ,  offene 
Sendungen  von  Lotterieanzeigen  zu  befördern,  sofern  es  sich 
nicht  um  behördliche ,  von  einer  schweizerischen  Behörde  be- 
willigte Verlosungen  handelt;  vgl.  B.O.  XIV,  890,  Art.  12  und 
&91,  Art.  32.  Solange  keine  Maisnahmen  vom  Bunde  getroffen 
sind,  sind  die  Kantone  zu  solchen    berechtigt  und  in  gleichem 

III.  In  beiden  Beziehungen  gibt  es  also  von  Bundes  wegen 
nur  Einzelverftlgungen  bezw,  Rekursentscbeide.  Vgl. 
betr.  den  Artikel  im  ganzeu  v.  Salis  IV,  S.  112  ff.,  und  weiter: 
betr.  Spielbanken  B.B.  1898,  I,  458,  betr.  Lotterien:  B.B.  1892, 
m,  915;  1895,  III,  957  (ein  fataler  Entscheid,  durch  den 
Lotterieanleihen  den  Prämienanleihen  gleichgestellt  werden,  so 
sehr  sie  sich  schon  begrifflich  von  diesen  unterscheiden),  auch 
1900,  ni,  781. 

20« 


Artikel  Sft. 

Daa  Vfstr  und  Teln^aphenweBen  im  KanEen  rmfange  der  Eld- 
genosaengchaft  Ist  Bundegsache. 

Der  Ertrag  der  Fost-  and  TelegraphenTerwaltniv  fUlt  In  die 
eldgenStslsche  Sasse,  | 

Die  Tarife  «erden  Im  sanzen  Gebiete  der  Eld^enosseitBcliaK 
nach  den  gleichen,  mfigllchst  billigen  6mnd«&tEen  bestimmt. 

Die  CnTerietzlIchkelt  des  Post-  und  Telegrapfaengehelnmlsses 
Igt  gew&lirl eistet. 

Literatur:  Die  Schweiz.  Alpenpfisee  und  das  PostwcBen  tm  Ge- 
birge. Offizielles  Posthandbuch,  1892/93;  Stäger,  Das  Schweiz.  Post- 
wesen  z.  Z.  der  Helvetik,  1879;  Muggli,  Beitrftge  zum  ach weiz.  Post. 
recht,  1890;  Sieber,  Die  öffentlich-rechtliche  Stellung  der  DampfBchiff- 
nnternehmurgen  in  der  Schweiz,  lH92;  Oetiker,  Das  Bundesgeaetz 
aber  das  Postregal,  1901.  ^  Reinhard,  Die  Entwidtlung  des  Telephon- 
wesene  in  der  Schweiz,  1898.  —  E,  Zürcher,  Das  Amtageheimnia  nach 
eidgeuÖBaischem  und  zürcherischem  Recht  (Schweiz.  Zentralblatt  für 
Staats-  und  Gern eindererwal tun f^  11,  Nr.  2);  F.  Esslinger,  Das  Amts- 
geheimnia  und  deasen  Verletzung  mit  besonderer  Berücksichtigung  des 
Schweiz.  Bundesreehtes  und  des  zürcherischen  Rechtea,  1904. 

I.  Geschichtliche  Entwiclielnn^  <\es  Verfasaungsrechtes 
betr.  diese  Verkehrsanstalten.  1.  1848.  Wie  da.s  Zoüwesen, 
so  wurde  auch  das  Postwesen  vom  Bund  Übernommen,  im  ganzen 
Umfang  der  Bidgenossenscbaft ,  und  zwar  wie  bei  jenem  unter 
Anfetellung  gewisser  GnindsHtze  des  Betriebes  und  gegen  Ent- 
schädigung an  die  Kantone  ftlr  Abtretung  des  Postregals  (Art  3S). 
Die  Grnndsätze  betrafen :  An  frech  terhaltnng  der  bestehenden 
Postverbindungen,  Vereinheitlichung  und  möglichste  ErmHfsignng 
der  Tarife  nnd  Gewahrleistung  des  PostgeheimnisBes.  Über  das 
Postgeheimnis  unter  II.  Als  Entschädigung  an  die  Kantone 
wnrde,  ahnlich  wie  beim  Zollwesen,  der  Ersatz  des  ganzen  Rein- 
ertrages, den  die  Kantone  vom  Postwesen  auf  ihrem  Kantonal- 
gebiete  bezogen  hatten,  bestimmt,  nnd  zwar  nach  dem  Dnreh- 
schnittsertrag  der  Jahre  1843  —  1846,  mit  zwei  Vorbehalten : 
einerseits,  daCs  die  Entschadignngen  zusammeu  nicht  mehr  als 
die  Bundeseinnahme  betragen  sollten,  nnd  dafs  andererseits  kein 
Kanton ,  such  wenn  er  aus  dem  Postwesen  nichts  Inkriert  hatte, 
leer  ausgehen  sollte.  Wo  das  Postregal  vom  Kanton  an  Private 
abgetreten  worden  war ,  übernahm  der  Bund  die  Entschädigung 
an  diese  (so  im  Kanton  Schaffhausen  an  den  Fürsten  v.  Thurn  nnd 
Taxis:  B.G.  3/650  ff.). 
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2.  1874.  Das  PoBtwesen  wird,  wie  es  1848  vom  Bund 
Übernommen  wurde ,  fortdauernd  als  Bundeesaclie  erkl&rt ,  und 
die  beiden  Gruadaätze  betr.  die  Tarife  und  die  Unverletzliclikeit 
des  Postgebe imnisB es  werden  wiederholt.  Hingegen  werden  die 
den  Kantonen  beim  Übergang  des  Postwesens  von  diesen  an  den 
Buud  gemachten  Konzessionen  fallengelassen:  betr.  Aufrecht- 
erhaltung der  seinerzeit  von  ihnen  eingerichteten  Post- 
verbiuduugen  (das  Postnetz  war  nun  ausgebildet  und  wird 
weiter  vom  Bund  frei  bestimmt)  und ,  was  die  Hauptsache : 
die  jährlichen  Entschädigungen  an  die  Kantone.  Diese  werden, 
wie  diejenigen  an  die  Ztllle,  aufgehoben,  aber  aus  einem 
anderen  Grunde :  die  Post  rentierte  sich  überhaupt  nicht  so  sehr, 
dftfa  diese  Entschädigungen  weiterbezahlt  werden  konnten ,  und 
soll  es  auch  nicht,  indem  sie  verfassungsgemtlfs  nicht  auf  fis- 
kalische Zwecke,  sondern  auf  Erleichterung  des  Verkehrs,  wozu 
vor  allem  die  Verbilligung  der  Tftxen  gehOrt,  gerichtet  ist.  Der 
Ertrag  der  Post  Verwaltung  f^Ilt  nun  ohne  weiteres  in  die  Bundes- 
kasse.  —  Inzwischen  war  noch  der  elektrische  Telegraph 
(im  Gegensatz  zum  alten  optischen  Zeichentetegraph ,  der  ztt 
Kriegszwecken  heute  noch  verwendet  wird,  wie  im  letzten  Buren- 
krieg)  als  neue  Erfindung  aufgekommen.  Zwar  war  die  Er- 
findung, im  18,  Jahrhundart  gemacht,  in  anderen  Ländern  bereits 
praktisch  verwertet  worden;  aber  in  der  Schweiz  war  zur  Zeit 
der  Aufstellung  der  Bundesverfassung  von  1848  der  Erfindung 
noch  keine  Bedeutung  beigemessen,  weshalb  davon  in  der  Bundes- 
verfassung auch  keine  Kede  wer.  Schon  drei  Jahre  nachher  aber 
wurde  auf  dem  Wege  des  Bundesgesetzes  (Bundesgesetz  vom 
23.  XII.  1861 :  B.G.  3/1)  das  Telegraphenwesen  gleich  der  Post 
als  Buudesregal  erklärt  und  geordnet  —  „in  Betracht  der  auFser- 
ordentlichen  Entwicklung,  welche  die  elektrischen  Telegraphen 
in  den  Nachbarstaaten  erhalten  haben,  und  der  grofsen  Wichtig- 
keit, welche  die  Errichtung  derselbeu  f^r  die  Schweiz  in 
politischer  und  volkswirtschaftlicher  Beziehung  hat,  uud  in 
fernerem  Betracht,  dafs.  der  Bau  und  Betrieb  von  Telegraphen 
in  enger  Verbindung  mit  dem  Postregale  steht"  (Ein- 
gang zum  zitierten  Bundesgesetz).  Die  enge  Verbindung  mit 
dem  Postregale  bezw.  das  Recht,  wegen  dieser  engen  Verbindung 
den  Telegraph  einfach  von  Bundesgesetzes  wegen  als  Bundes - 
regal  dem  Postregal  anzuachliefsen ,  wurde  darin  gefunden,  dafs 
die  Mitteilungen  mittels  der  Telegraphen  in  der  Wesenheit  nichts 
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Anderes  seien  als  die  Briefkorrespondfinzeii,  deren  BefitrdeniDp 
oach  dem  PoBtregalgeeetz  dem  Bunde  ausBchliefBlich  Torbehalten 
sei  (B.B.  1851,  III,  290).  80  wurde  der  Telegraph  aum  Bundes- 
regat  und  erst  dann  als  solches  in  der  neuen  BundesverfasBanf 
zugleich  mit  dem  Postregal  bestätigt,  auch  sind  die  weiteren 
Bestimmungen  betr.  die  Post  (betr.  Ertrag;  Tarif,  Creheimnis)  auf 
ihn  ausgedehnt  worden.  —  Ganz  ähnlich  wie  mit  dem  Telegraph 
ist  es  seit  Inkrafttretuug  der  Bundesverfassung  von  1874  mit 
dem  Telephon  als  Bundessache  gegangen.  Der  gegen  End« 
1877  unter  diesem  Namen  bekannt  gewordene  Apparat  schien 
geeignet,  eine  vielfache  Anwendung  im  Öffentlichen  Verkehr  zq 
finden.  Bei  der  Frage,  welche  Stellung  der  Bund  da>u  ein- 
zunehmen habe,  wurde  davon  ausgegangen,  dafs  der  Apparat 
unter  die  elektrischen  Telegraphen  falle,  weil  dieser  Begriff  alle 
diejenigen  Einrichtungen  umfasse,  weiche  dazu  dienen,  mittels 
der  Elektrizität  zwischen  zwei  entfernten  Punkten  Gedanken 
auBzutanscben.  Durch  blofsen  Bundesratsbeschlufs,  d.  d. 
18.  II.  1878  (B.B.  1878,  I,  291),  wurden  dann  die  Telephou- 
einrichtungen  gleich  wie  die  gewöhnlichen  Telegraphen  als  in 
das  Regal  des  Bundes  fallend  erklärt,  die  Erstellung  aber  den 
Bewerbern  darum  im  Konzessionswege  Überlassen.  Erst  seit  1881 
wurden  die  öffentlichen  Telephonleitusgen  ausschlietslich  von  der 
Bundesverwaltung  hergestellt,  und  nachdem  das  im  Jahre  1880  noch 
als  Privatuntemehmen  konzessionierte  Stadttelephonnetz  Zürich 
zurückgekauft  worden  war  (B.B.  1884,  IV,  274),  ist  das  Telephon- 
wesen  nicht  nur  ein  Bnndesregal  wie  das  Telegraphenwesen 
im  engeren  Sinne,  sondern  wird  seitdem  auch  wie  dieses  aus- 
schliefslich  in  Bundesregie  betrieben.  Erst  im  Jahre  1889 
wurde  das  Telephonwesen  in  diesem  Sinne  durch  Gesetz  ge- 
ordnet (siehe  unten  IH).     Vgl.  v.  Saus  EU,  Nr.  996. 

n.    Artikel  36  der  BandesTerfaäsang. 

1.  Derselbe  statuiert  das  Post-  und  Telegraphenwesen  im 
ganzen  Umfange  der  Eidgenossenschaft  als  „Bundessache",  d.  h. 
als  Bnndesregal  oder  vielmehr  als  amtliche,  hoheitliche 
Funktion  des  Bundes  (vgl,  oben  S.  278).  2.  Gegenstand  des 
Regals  ist  die  regelmBfsige  und  periodische  Beförderung  von 
Personen,  Gutern  und  Nachrichten.  3.  Danach  hat  sich  der 
Umfang  des  Kegals  mit  der  Zunahme  der  Entdeckung  neuer 
Befbrdemngsmittel   stetig  erweitert:   nach   der  BuudesveifaBsung 
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von  1848  bestand  es  nur  im  Postregal;  dann,  nachdem  das 
Telegrapheawesen  Bedeutung  erlangt  hatte,  wurde  1851  auch 
dieses  in  das  Segal  einbezogen;  infolgedessen  iat  dann  ia  der 
Bundesverfassung  von  1874  von  Post-  nnd  Telegraphen regal  die 
Rede,  und  seitber,  1678,  ist  das  Regal  ancb  auf  das  Telepboo 
erstreckt  worden  (vgl.  I).  —  4.  Betrieb.  Für  alle  drei  Ein- 
richtungen gilt  Regie.  Es  findet  keine  Verleihung,  weder  an 
Kantone  noch  an  Private ,  statt;  die  Yerleibnng  würde  dem 
Zweck  der  Übertragung  an  den  Bund,  und  das  ist  Einheit  der 
Verwaltung,  bezw,  dem  Charakter  der  Aufgabe  als  hoheitlicher 
Funktion  widersprechen.  Ausnahmen  vom  Regiebetrieb  bilden 
nur :  a.  geschichtlich  die  ursprüngliche  Vergebung  des  Rechtes 
aar  Herstellong  von  Telephon  anlagen  im  Konzeasionswege  (vgl. 
oben)  und  b.  von  jeher  die  sog.  „Postkonzession"  an 
Schiffe  und  Fuhrwerke  fllr  Bef^Irderung  von  Personen  und  ihres 
GepKckfl,  gemäfe  Bundesgesetz  über  das  Postregal,  Art.  7  (vgl. 
unten  HI).  —  Die  Gmudsätse  des  Regiebetriebes  betreffen 
den  Ertrag ,  die  Tarife  und  das  Postgeheimnis.  Der  Ertrag 
der  Post-,  Telegraphen-  nnd  Telephon  Verwaltung  fällt  in  die 
Bundeskasse;  auch  der  Ertrag  der  Postverwaltung,  und  es  ist 
dafür  den  Kantonen  seit  1874  auch  keine  Entschädigung  mehr 
2n  bezahlen  —  von  einer  solchen  Entschädigung  fUr  das  Tele- 
graphenregal,  das  nie  den  Kantonen  gehörte,  war  niemals  die  Rede, 
vom  Telephon  regal  ganz  zu  schweigen.  Die  Tarife  sodann 
werden,  nach  der  Vorschrift  des  Artikels,  im  ganzen  Gebiete  der 
Eidgenossenschaft  nach  den  gleichen,  mögliebst  billigen  Grund- 
sätzen bestimmt.  Endlich  wird  die  Unv erletz lichkeit  des  Post- 
nnd  TelegraphengeheimniasBB  gewährleistet.  Dasselbe 
umfafst  nach  Einbezug  des  Telephonwesens  in  das  Regal  auch 
das  Telephougeheimnis  (vgl.  Bundesgesetz  betr.  das  Telephon- 
wesen, Art.  17  —  unten  III)  und  heifst  im  ganzen  kurzweg 
„PoBt^heimDis".  Das  Postgeheimnis  ist  eine  Art  der  rechtlich 
geschützten  Geheimnisse  (als:  Amts-  und  Berufegeheimnisse, 
Fabrikations-  nnd  Geschaftsgeheironisse,  Urknndengeheimnis).  Es 
besteht  einerseits  im  Nichteind ringen  in  Korrespondenzen ,  die 
auch  dem  Postbeamten  verschlossen  sind  (durch  Offben  von 
Briefen  —  Briefgeheimnis),  andererseits  in  der  Geheim- 
haltung von  amtlichen  Kenntnissen  mit  Bezug  auf  Dritte,  die 
mit  der  Anstalt  verkehren,  d.  h.  in  der  Wahrung  des  postali- 
schen Amtsgeheimnisses  (Postgeheimnis  im  engeren  Siune)  — 
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dafl  letztere  ist  besonderE  wiclitig  im  Telegraphenverkebr.  Das 
Postgeh eimniB  im  engeren  Sinne  fällt  fort  bei  Bescblagn ahmen 
oder  Aufschlufsbegnhren  kompetenter  Gerichts-  oder  Polizei- 
behUrden,  auch  gegenDber  der  Zeugenpflicht  im  Strafprozets. 
Das  Postgeheimnis  im  eineu  und  anderen  Sinn  ist  ausdrücklich 
statuiert  bezw.  dessen  Verletzung  verpönt  im  Bundesgesetz  betr. 
das  Postregal  Art.  9,  im  Bnndesgesetz  betr.  den  telegraph Ischen 
Verkehr  in  der  Schweiz,  Art.  2,  und  im  Bnndesgesetz  betr.  das 
Telepbonwesen ,  Art.  17  (vgl.  unten  III).  Die  Verletzung  des- 
selben ist  strafrechtlicb  bedroht  im  Bnndesgesetz  über  das 
BundesstraFrecht  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft,  v.  4.  II. 
1853,  Art.  54  und  55  (B.G.  3'421). 

III.    Die  BnndflBgesetzgebniig 

betr.  Poat,  Telegraph  und  Telephon,  Sie  teilt  sich  nach  Post 
einerseits  und  Telegraph  und  Telephon  andererseits,  indem  die 
Organisation  fUr  die  beiden  letzteren  Anstalten  gemeinsam  und 
von  dem  Postwesen  überhaupt  getrennt  ist. 

A.  Post,  vierfache  Gesetzgebung: 

1.  Bundesgesetz  über  das  Postregal,  v.  5.  IV.  1894:  XIV 
358.  —  Verordnungen  betr.  Konressionierung  von  Fuhrwerken  XV 
330,  Bau  und  Betrieb  von  Dampfschiffen  u.  a.  405:  Bundesrats- 
beBchlufs  betr.  Luftseilbahnen  usw.  XIX  2T9. 

2.  Burdesgesetz  über  die  Organisation  der  Post- 
Verwaltung,  v.  25.  V.  1849:  1/104.  —  Bundesratabesehlüsse  betr. 
fahrende  Postbureaua  7/651,  kombinierte  Post-  und  Telegraphenbureaus 
VI  206.  —  Verordnung  betr.  Postaspiranten  XV  HO,  Abänderung 
XIX  671 ;  vgl.  auch  die  Bundesgesetzgebung  betr.  Bundesrat  {vor 
Art.  95)  2,  g.  —  Bnndesbeecli lasse  betr.  Entsclifidigungen  bei  Unflilen 
des  Poetpereonale  im  Dienst  XVI  258,  Versicherungsfonds 
XVII,  81. 

8.  Bundesgesetz  betr.  die  Posttaxen,  v.  26.  VI.  1884: 
VU  584;  Nachtrag  XI  720,  Revision  XII  350.  —  Verordnung  betr.  die 
Erstellung  der  VPertzeichen  der  Post'  nnd  Telegraphen  Verwaltung 
V  18. 

4.  Transportordnung  für  die  schweizerischen  Posten, 
V.  8.  XII.  1894:  XIV  555;  Zusatz  und  Abänderungen  XV  305,  360,  434, 
XVI  871.  XVm  1.57,  XIX  S21,  714.  —  Estrapostordrung  der 
schweizerischen  Post  Verwaltung,  v.  14.  XI.  1899:  XVH  442. 

B.  Telegraph  nnd  Telephon. 

1.  a.  Bundesgesetz  betr.  die  Organisation  der  Tele- 
graphen Verwaltung,  V.  20.  Xn.  1854:  5'!;  Abflndemng  1IOT6.  — 
Verordnung  über  Disziplinarstrafen  5'56,  Instruktion  fflr  die  Telegraphen- 
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direktion  und  die  Inspektoren  531;  Verordnungen  betr.  Telegraphen- 
aspiranten  XIV  719,  Telegrapbengehilfinnen  usw.  XVI  820,  Errichtung 
von  Telegraphenbureaus  usw.  862. 

Buudesgesetz  betr.  die  Einteilung  der  Telegraphen  kreise  8/873, 
Verordnung  tS84. 

b.  Bundesgeseta  über  den  telegrapbischen  Verkehr  im 
Innern  der  Schweiz,  v.  22.  VI.  1877;  III  161.  —  Verordnung 
über  die  Benutzung  der  elektrischen  Telegraphen  IX  231,  Abänderung 
XII  41 ;  Ausführung,  auch  hetr.  Telephonzentralatationen  XIX  726,  An- 
wendung des  internationalen  Telegraphenreglements  zur  Verordnung 
XX  33. 

2.  BundesgesetE  betr.  das  Telephonwesen,  t.  27.  VI.  1889: 
XI  256;  Bundesgesetz  betr.  Ermäfaigung  der  TelepfaongebOhren  XV 
122.  —  Verordnung  betr.  das  Telephonwesen  XV  234,  Abänderung 
XX  51. 

3.  Bundesgesetz  betr.  die  elektrischeu  Schwach-  und 
Starkstromanlagen,  v.  24.  VI.  1902:  XIX  259;  Ausföbruiigs- 
bestimmungen  betr.  Starkstrominspektorat  400,  Planvorlagen  für  Stark- 
etromanlagen  757.  —  Bundesratsbeschlüsse  betr::  allgemeine  Vorschriften 
über  elektrische  Anlagen  XVII  234,  Erstellung  der  Stromleitungen  der 
elektrischen  Bahnen  270,  Überführung  von  Schwachstromleitungen  über 
BabnkontaktleituDgen  XIX  30. 

Artikel  37. 

Der  Bund  übt  die  Obersvrslcht  Über  die  Strafgen  und  Brttcken 
ans,  an  deren  Erbsltniig  die  £ldgeuoBHenBcli&ft  ein  Interesse  hat. 

Die  Srnnmen,  welche  den  Im  Art.  80  bezeichneten  Kantonen 
nlt  BDckalcht  auf  Ihre  iDtematlooaleii  AIpenstrafHen  Eokonimen, 
werden  ron  der  BondesbehSrde  EorHckbehalten,  wenn  diese  Strol^en 
von  den  betreffenden  Kantonen  nicht  In  gehSrIgem  Zustand  unter* 
halten  werden.  

Literatur;  Bavier,  Die  StraTsen  der  Schweiz,  1878. 

I.  Das  Terhältnls  dieses  Artikels  zu  anderen  Artikeln 
der  BundesverfasBung.  1.  Einerseits  zu  den  Art.  23,  24  und 
2  6.  Art.  37  macht  mit  diesen  weiteren  Artikeln  zusammen  das 
Kecbtsinstitut  der  sog,  Offentlicheu  Werke  aus ,  und  zwar  bildet 
Art.  37  die  geschichtliche  Omndhestimmung  dieses  Institutes, 
während  dessen  Hauptbe Stimmung  Art.  23  ist;  vgl.  oben  S.  284. 
2.  Andererseits  «u  Art.  31,  e  (betr.  Vorbehalt  von  Verfllgungen 
über  die  Benutzung  der  Strafsen).  Beide  Bestimmungen,  Art.  37 
und  31,  e,  statuieren  ein  Recht  zu  polizeilichen  Mafsnabmen  betr. 
die  Stra&en.  Wahrend  aber  durch  Art,  31,  e,  polizeiliche  Ver- 
fügungen der  Kantone  vorbehalten  werden,  statuiert  Art.  37  ein 


Recht    dea    Bundes,    eelbst   polizeilich«    Aufsicht    sn  Üben    besw. 
polizeiliche  VerfUgnagen  zu  erlassen. 

n.  Artlltel  37  fBr  sieh. 

1.  Gegenstand  der  ÄuFsicht  des  Bnodes  (Abs,  1)  sind 
Strafsen  und  Brücken,  ,an  deren  Erhaltung  die  Eidgenossenschaft 
ein  Interesse  hat".  Dahin  gehören:  a.  die  internationalen  Alpen- 
fitrarsen,  fUr  welche  lant  Bundes  Verfassung  Art.  30  die  betr. 
Kantone  (Üri,  GraubUnden,  Tessin,  Wallis)  eine  jährliche  Ent- 
schädigung vom  Bnnd  erhalten ;  b.  diejenigen  Stral^en ,  deren 
Bau  der  Band  subventioniert  bat,  womit  die  Verpflichtung  der 
Kantone  zum  Unterhalt  der  betr.  Strabeu  verbunden  ist,  und 
c.  die  Postatrafsen ,  auch  die  Militär-  und  Zollstraben,  auch  so- 
weit sie  nicht  in  eine  der  beiden  vorigen  Kategorien  fallen 
Bullten. 

2.  Die  Exekutionsklansel  von  Abs.  2.  Der  Bnnd 
ist  befugt,  von  ihm,  gestützt  auf  Art  37,  erlassene  YerfUgungen 
wie  andere  gegen  die  Kantone  auf  dem  Exekutionswege  durch- 
znaetzeu  (vgl.  oben  S.  201).  Mit  Bezug  auf  seine  Oberaufsicht 
tlber  Strafsen  und  Brllcken  hat  er  Uberdem  das  besondere 
Zwangsmittel  der  ZarUckbehaltung  der  den  betr.  Kantonen  nach 
Art.  30  zukommenden  Bunde sentschfidignngen,  und  die  Statnierung 
dieses  Mittels  bildet  den  Inhalt  von  Abs.  2.  Nach  dem  im 
ttbrigen  gleichlautenden  Art.  33  der  früheren  Bnndesverfassnng 
konnte  der  Bund  gegebenenfalls  die  den  Kantonen  für  Zölle  und 
Posten  zukommenden  Summen  znrttckbebalten  und  besafs  er 
also  dieses  Recht  gegenüber  allen  Kantonen.  Seit  1874  gibt  es 
Postentschad ignngen  überhaupt  nicht  mehr  und  sind  von  den 
ZollentschKdi gütigen  die  in  Art.  30  bezeichneten  der  letzte  Rest, 
so  dafs  der  Bund  das  Mittel  der  ZurUckbehaltung  nur  mehr 
gegen  die  betr.  vier  Elantone  besitzt. 

3.  Organ  der  Oberanfsicht  ist  das  im  Jahre  1870  für  das 
Wasserbau-  und  Strafsenwesen  des  Bundes  besondere  und  ständig 
eingerichtete  Oberbau  in  spektorat.  Vgl.  den  Bundesbeschlufs  v.  23. 
XII.  1870 :  E.G.  10/35(1,  dazu  B.B.  1870,  III,  740. 
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Artlltel  38. 

Dem  Bunde  steht  die  AngBbaiiir  aller  Im  Mttnzre^le  b^rllTeneii 

Beehte  zn. 

Die  MBnzpr&ffDiiK  geht  einzig  Tom  Baude  ans. 

Er  beBtlnunt  den  Httnzfnh  und  erl&fgt  allf  Ullge  YorachrlfteH 

aber  die  Tarlflenuig  fremder  MBnzsorten. 

Literatur:  Foer-Herzog,  Bericht  an  den  Schweiz.  Handels- 
nnd  Industrieverein  Qber  den  gegenwfiitigen  Stand  der  Uünzfrage,  ]878; 
Cramer-Frey,  Die  Mflnzfrage,  1881;  Der  gegenwartige  Stand  der 
Hünzfrage  mit  besonderer  Berfickeichtigung  der  Schweiz.  VerhäUniaee, 
1694;  KBchlin-ßeigj,  Die  W&hrungsfrage  und  der  Fall  der  Preise, 
1886;  Platel,  Das  Ufinzwesen  der  Schweiz,  1888;  Coraggioni, 
Möazgeschichte  der  Schweiz,  1896.  —  Burckhardt-Bieehoff,  Dia 
lateinische  Mfinekonvention  und  der  internationale  Bimetallisnius,  1886; 
Marsaalt,  Des  Conventions  monitaires,  1889. 

L  Geschichtliche  Entwickelang  des  eidgenöBsisclieii  Monz- 
rechtes. 

1.  1848.  Durch  die  BundesTerfaseung  voa  1848,  Art.  36, 
wurden  dem  Bund  Munzregal  und  Münzhoheit  Übertragen.  —  Betr. 
dae  MUnzregal,  bestehend  in  dem  ausEchliefslichen  Rechte 
des  Staates,  hier  also  des  Bundes,  Mttnzen  (Metallgeld)  zu  prfigea, 
wurde  weiter  bestimmt,  die  Münzprägung  durch  die  Kantone  hOre 
auf  und  gebe  einzig  vom  Bund  aus.  Damit  wurde  dem  Bunde 
zugleich  zur  Pflicht  gemacht,  das  MUnzregal  in  Regie  auszuüben, 
das  Recht  der  Prägung  nicht  hinwieder  zn  vergeben  oder  zn 
verpachten.  Die  Austtbung  konnte  zwar  erst  erfolgen,  nachdem  der 
MUnzfnfs ,  nach  welchem  die  Prttgnng  erfolgen  sollte ,  festgesetzt 
war,  und  diese  Festsetzung  war  nicht  in  die  Bundesverfassung 
selbst  aufgenommen,  sondern  der  Bundesgesetzgebung  vor- 
behalten worden.  Wohl  aber  war  in  die  Bundesverfassung  auf- 
genommen worden  die  Vorschrift,  dafs  die  MUnzprllgung  durch 
die  Kantone  aufhöre,  so  dafs  durch  diese  inzwischen  keine 
MUnzen  mehr  geprägt  werden  durften ;  ihr  MUnzregal  hörte  un- 
mittelbar mit  Inkrafttreten  der  Bundesverfassung  auf.  —  Die 
Übertragung  der  Münzhoheit  ihrerseits  an  den  Bund  umfaCsCe 
zweierlei :  Festsetzung  eines  MUnzfufses ,  nach  welchem  das 
MUnzregal  sich  ausüben  liefs,  und  WegrBumung  der  bisherigen 
kantonalen  MUnzen.  In  ersterer  Beziehung  wurde  zwar  also  die 
Festsetzung  einem  Bundesgesetz  Überlassen,  durch  die  Bandes- 
verfassung   selbst   aber    immerhin    die    Festsetzung    „des"    MUnz- 
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fulses,  also  eines  fUr  die  ganz«  Schweiz  einbeitliclien,  vorgeflehen, 
als  welcher  daun  der  Franken  des  fraazÜBiscbeu  Mtlnzsyetems 
(statt  des  sUd deutschen  Guldens  oder  des  Schweizerfrankens, 
wie  vorgeschlagen  war)  gewählt  wurde.  Betr.  die  Liquidation 
der  kantonalen  MUnzen  handelte  es  eich  zunächst  darum,  fllr  die 
Zwischenzeit,  bis  zur  Festsetzung  der  eidgentissischen  MUnze  und 
ilirer  Herstellung,  den  Wert  der  kantoualen  Münzen  festzusetzen 
{vgl.  Dekret  der  Bundesversammlung  v.  30.  VI.  1849:  B.G. 
1/178)  und  sie  hierauf  nach  der  eidgenössischen  MUnze  zu 
tarifieren,  um  sie  danach  einsulOsen  und  einzuschmelzen  oder 
umzuprfigen  (vgl.  den  EinlSsungstarif:  B.G.  1>'316).  Den  Verlust 
durch  die  Einschmelzung  hatten  die  Kautone,  jeder  fllr  die  von 
ihm  geplagten  MUnzen,  zu  tragen.  —  Die  ersten  Htinz- 
jirägungen  des  Bundes  erfolgten  im  Ausland  (Paris  und 
StraTsburg),  bis  eine  eidgenössische  Münzstätte  errichtet  wurde 
(Bnndesbeschluls  v,  28.  I.  1854:  B.G.  4/19),  in  welcher  dann 
im  Juli  1854  mit  der  SelbatprBgung  begonnen  wurde  (B.B.  1854 
II,  415). 

2.  1874.  Das  MUnzrecht  des  Bundes  ist  sich  nach  der 
neuen  Bundesverfassung  im  wesentlichen  gleichgeblieben.  Im 
neuen  Art.  38  ist  gegenüber  alt  Art,  86  nur  weggeblieben,  was 
sich  auf  den  Übergang  des  Mlinzwesene  von  den  Kantonen  auf 
den  Bund  bezog;  insbesondere  war  die  Einschmelzung  und  Um- 
prSgung  der  kantonalen  MUnzen,  womit  sieb  der  ScbluEs  von  alt 
Art.  36  beschäftigte,  längst  vollendete  Tatsache.  Sodann  ist  die 
Tarifierung  .fremder  MUnssorten  nicht  mehr  der  Bandesgesetz- 
gebung  vorbehalten,  sondern  kann  im  bloFsen  Verwaltungswege 
vorgenommen  werden. 

II.    Artikel  38  der  BoDdesverfassang. 

Derselbe  entbHlt  zwei  Arten  von  Bestimmungen :  1.  Regal- 
bestimmungen (Abs.  1  und  2),  wonach  dem  Bund  das  MUnzregal 
zusteht  und  von  ihm  in  Regie  auszuüben  ist  (^die  Hflnzprfigung 
geht  einzig  vom  Bund  aus"),  weder  an  die  Kantone  übertragen 
noch  verpachtet  werden  darf;  2.  Bestimmungen  betr.  die  Münz- 
hoheit (Abs.  3):  der  Bund  bestimmt  den  Mttnzfufs  und  erlalst 
allfbllige  Vorschriften  über  die  Tarifierung  fremder  MUnzen  — 
die  uBbere  ErkUrnng  liegt  in  der  geschichtlichen  Darstellung  (I). 

m.    Die  Bondesgesetzgebnog. 

1.  Bundeabeschlurs  betr.  ErrichtuDg  einer  eidgenössischen  Müns- 
st&tte,  V.  2V.  1. 1854:  4'19;  Übereinkunft  mit  der  Regierung  des  Kantone 
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Bern,  betr.  die  nutznngsweise  Abtretung  des  Münzgebänden,  v.  4.  XI. 
1S54:  5/44.  —  Verordnung  über  die  Organisation  der  eidgenössischen 
Münzstätte  6/463;  Abänderungen  10/872,  XV  501.  —  Regulativ  über  die 
Kontrolliernng  der  in  der  eidgenossi sehen  Münzst&tte  gepvfigten 
Münzen  XVI  829. 

2.  Buniiesgesetz  über  das  eidgenössische  Münzwesen,  v.  7.  V. 
1850:  1/305;  Abfinderungsgesetze  6/449,  10/342,  I  585,  IV  217,  V  453.  — 
BnndeBgesetz  betr.  die  Prägung  von  Goldmünzen  10,'S46,  Regulativ 
dazu  XI  235;  BundesbeschlurB  betr.  die  Tarifiemng  fremder  Goldmünzen 
X  96.  —  Reglement  über  die  Zirkulation  und  den  Ans  tausch  der 
Silberscheidemünzen,  der  Nickel-  ond  Kupfermünzen  9/640;  Bundearnts- 
beschiuCe  betr.  die  Zerstbrnng  fiilscher  und  die  Ersatzleistung  für  zer- 
schnittene echte  Münzen  XX  26. 

Bundesgesetz  betr.  die  Um  w  and  1  n  ng  der  in  verschiedenen  Bnndes- 
gesetzen  in  alter  Währung  ausgedrückten  Ansätze  in  neuer  Währung, 
V.  11.  VIII.  1852:  3183. 

ArlllLel  3». 

Das  Becht  eüt  Ausgabe  Ton  Banknoten  und  andern  gleichartigen 
(JeldzelGben  steht  anssctallersllch  dem  Bunde  zn. 

Der  Bund  kann  das  ans scblleFsl lohe  Becht  zur  Ausgabe  von 
Banknoten  durch  eine  unter  gesonderter  Verwaltung  stehende  Staats- 
iMnk  ausüben,  oder  es,  rorbehältllcb  des  Blick  kau  fsrechtes,  einer 
iB  errichtenden  centralen  Aktienbank  Mbertragen,  die  nnter  seiner 
Xltirlrknng  nnd  Aufsicht  Terrraltet  wird. 

Die  mit  dem  Kotenm onopol  ausgestattete  Bank  hat  die  Baupt- 
anfgabe,  den  Geldumlauf  des  Landes  zu  regeln  nnd  den  Zahlungs- 
Terkehr  zn  erleichtem. 

Der  Reingewinn  der  Bank  Über  eine  angemessene  Terzlnsong, 
bezlehangswefse  eine  angemessene  Dividende  des  Dotatlous-  oder 
Akt  lenk  aplt  als  nnd  die  nötigen  Einlagen  In  den  Reserreronds  hinaus 
komnit  wenigstens  zn  zwei  Drltttellen  den  Kantonen  zu. 

Die  Bank  nnd  Ihre  Zweiganstalten  dürfen  In  den  Kantonen 
keiner  Bestenemng  nnterzogen  werden. 

Eine  KechtSTerblndllchkeft  für  die  Annahme  von  Banknotes 
und  andern  gleichartigen  Geldzeichen  kann  der  Bund,  aufser  bei 
Kotlagen  in  Eriegfzelten,  nicht  aussprechen. 

Die  Bnndesgesetzgebnng  wird  Über  den  Sitz  der  Bank,  deren 
firandlagen  und  Organisation,  sowie  Bber  die  Ausführung  dieses 
Artikels  Oberhaupt,  das  Nähere  bestimmen. 

Literatur:  Burckhardt-Bisthof f,  Referat  über  die  Ent- 
wicklnng  eines  Schweiz.  Banknotengesetzes,  1875;  Pfau,  Das  Bank- 
wesen der  Schweiz  und  des  Auslandes,  1873;  Frpy,  Die  Banknoten- 
frage  und  die  Schweiz.  Emissionsbanken,   1879;   Cramer-Frey,  Die 
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Regulierung  dea  Banknoten w es ene  in  der  gcWeii,  1880;  Scherer, 
Die  Banknoten  in  der  Schweiz,  1892;  v.  Graffencied,  T>ie  schwelt. 
Staatsbank,  1894;  Gygax,  Kritische  BetrachtnnKen  über  das  scbwdi. 
Notenbankwesen  mit  Beziehung  auf  den  Pariaer  Wecbselknts,  1901  j 
Landmann,  Die  Notenbank^ge  in  der  Scbweii,  1902. 

£in  Kecbt  des  Bundes  im  Bauknolenweeen  besteht  Über- 
haupt erst  seit  1874,  und  zwar  folgendermaTsen :  nach  dar 
ursprünglichen  Bundesverfassung  von  1874  bestand  dieses  Recht 
nur  als  OesetzgebungBrecht  betr.  Ausgabe  nnd  EinlOsang  von 
Banknoten  (Banknotenkontrolle)  und  war  das  Monopol 
ßlr  die  Ausgabe  von  Banknoten  ausdrücklich  ausgeschlossen. 
Seit  der  Partialrevision  v.  18.  X.  1891  besteht  das  Recht  des 
Bundes  im  ausBchliefslichen  Rechte  znr  Ausgabe  von  Banknoten 
(Banknote&monopol),  das  er  durch  eine  Staatsbank  selbst 
ansUben  oder  zur  Anstlbung  an  eine  private  Aktienbank  Über- 
tragen kann.  Danach  scheidet  sich  denn  die  folgende  Dar- 
stellang  des  Art.  89.  Immerhin  gilt  heute  der  Geiietzgebung 
nach  noch  die  blolse  Banknotenkontrolle,  weil  ein  erstes  Geseta 
in  AnsfUhrnng  des  Monopols  vom  Volke  am  21.  It.  1897  ver- 
worfen nnd  ein  anderes  noch  nicht  zustande  gekommen  ist. 

I.     Die  Banbnotenkontrolle    als  Vorläufer  des  Monopols. 

Sie  basiert  auf  dem  ursprünglichen  Art.  89,  lantend: 
„Der  Bund  ist  befugt,  im  Wege  der  Gesetzgebung  allgemeine 
Vorschriften  über  die  Ausgabe  und  die  Einlösung  von  Banknoten 
zu  erlassen.  —  Er  darf  jedoch  keinerlei  Monopol  für  die  Aus- 
gabe von  Banknoten  anisteilen  nnd  ebenso  keine  Rechts  Verbind- 
lichkeit für  die  Annahme  derselben  aossprechen." 

Dadurch  wurde  ein  Gesetzgebungsrecht  des  Bundes  statuiert, 
und  zwar  im  Sinne  des  Kontrollrechtes  Über  die  Banknoten- 
emission  kantonaler  oder  privater  Banken  uud  mit  der  Direktive, 
dals  kein  Monopol  nnd  kein  Zwangsknrs  eingeführt  werden 
dürfe.  Daa  Kontrollrecht  bezweckte  die  Verhütung  des 
Mifsbrauches  der  Emtssionsfreiheit  und  den  Schutz  des  Laades- 
kredites.  Der  Anaschlnfs  des  Monopols  seinerseits  lag  schon  in 
dem  Umstände,  dafs  dem  Bund  das  blofse  Gesetzgebungsrecht 
übertragen  wurde.  Da  aber  schon  bei  Einführung  des  Bank- 
notenartikels die  Errichtung  einer  Landesbank  beabsichtigt  war 
nnd  von  gegnerischer  Seite  befürchtet  wurde,  das  Gesetzgebnugs- 
recht  könnte  zur  Einführung  eines  Monopols  für  die  Landesbank 
milebrancht   werden    (wie    es    beim    Alkoholattikel ,    Art.    32  ^>x, 
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geschehen  war)  —  warde  der  Banknotenartikel  nur  unter  dem 
auadrOcklicben  Vorbehalt  des  Anssclilusses  des  Monopols  zu- 
gestanden (vgl.  oben  8.  292).  —  Die  £infUhrang  des  Zwangs- 
kuFsea  dagegen  liegt  an  sich  im  Gesetzgebungsrecfat;  venn 
eine  Landesbank  errichtet  wurde,  konnten  ihre  Noten  daher 
immerhin  mit  Zwangsknra  ausgestattet  werden ,  und  weil  man 
dies  verbindem  wollte,  mufste  es  ausdrücklich  gesagt  werden.  — 
Der  ausdrückliche  Ausschlnfs  des  Monopols  also  war  blolse 
Vorsicht,  der  Ausschlufs  des  Zwangskarses  dagegen  notwendig, 
insofern  als  sonst  der  Zwangsknra  durch  die  Gesetzgebung  ein- 
geftlhrt  werden  konnte. 

In  Ausftihrnng  des  ursprünglichen  Bundesverfaasnngsartikels 
wurde  ein  erstes  „Bnndesgesetz  bezüglich  der  Ausgabe  und  Ein- 
lösung von  Banknoten",  v.  18.  IX.  1875,  erlassen,  das  aber  in 
der  dagegen  angemfenen  Volksabstimmung  v.  23.  IV.  1876  ver- 
worfen wurde  (v.  Salis  IV,  Nr.  1541);  darauf  folgte  das  Bnndes- 
gesetz V.  8.  in.  1881  (vgl,  unter  III),  das  unangefochten  in 
Kraft  trat  und  heute  noch  gültig  ist. 

n.    Dm  BanknotemooDopoL 

A.  Anläufe  zur  Einführung:  1.  Motion  Joos,  nach  dem 
ersten,  vervorfeneu  Bundesgesetz  gestellt,  d.  19.  III.  1879,  aber  fUr 
nicht  erheblich  erklärt  (B.B.  1880,  III,  597/598).  —  2.  Petition 
des  schweizerischen  Vnlksvereins  v.  1.  X.  1879  betr.  Bevision 
der  Bundesverfassung  Art.  39  im  Sinne  der  Einführung  des 
Monopols  (und  zugleich  betr.  Hevieion  v.  Art.  120  zwecks  Ein- 
führung der  partiellen  Verfassungsinitiative) ,  der  aber  von  der 
BnndesTersammlnng  keine  Folge  gegeben  wurde  (B.B.  1879,  III, 
1061;  vgl.  auch  oben  8.  52,  Ziff.  2  und  7).  —  3.  Volks- 
initiative V.  8.  VIII.  1880,  betr.  Kevision  speziell  von  Art.  89 
im  Sinne  des  Monopols.  Mangels  einer  Parti  alverfassungs- 
initiativQ  mufste  die  Initiative  dem  Volke  als  Total verfassnngs- 
initiative  vorgelegt  werden,  wnrde  aber  vom  Volke  verworfen 
(v.  Salis  I,  Nr.  238;  vgl.  auch  oben  S.  49  u.  52,  Ziff.  2).  — 
Alle  diese  Anregungen  auf  Änderung  des  Verfassnugsartikels 
ergingen,  noch  bevor  ein  Bundesgesetz  betr.  den  ursprünglichen 
Artikel  in  Kraft  getreten  war.  Nachdem  dies  geschehen  war, 
das  Prinzip  der  , Vielheit  der  Banken"  sich  aber  als  nnzulKnglich 
erwiesen  hatte,  war  der  Boden  für  eine  Änderung  des  Bundes- 
verfassnngsartikels  selbst   nun   gflnstjg,    und  so  wurde  der  letzte 
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Anlauf  mit  Brfolg  unternommen:  4.  Die  Motion  Keller, 
Fiechenthiil  (vgl.  oben  S.  53,  Ziff.  8).  Derselbe  wurde  vom 
NationalrAt  für  erheblich  erklSrt  iind  der  von  der  Bundesversamm- 
lung auf  Vorlage  des  Bundesrates  (B.B.  1891,  I,  1)  durchberatene 
Entwurf  eines  revidierten  Art,  39  in  der  Volksabstimmnog  v. 
18.  X.  1891  angenommen. 

B.  Der  residierte  Artikel  89  enthält  betr.  das  Monopol, 
das  er  einfllhrt,  nähere  Bestimmungen  nach  drei  Seiten,  1.  Gegen- 
stand des  Monopols  sind  nicht  nur  Banknoten,  sondern  auch 
andere  gleichartige  Geldzeichen  (Kassenscbetne,  MUnzzertifikate). 
Während  aber  das  Kecbt  znr  Ausgabe  von  Banknoten  tibertragbar 
ist,  ist  das  Kecbt  zur  Ausgabe  anderer  Geldzeichen  nicht  Über- 
tragbar, sondern  auf  die  Bundeskasse  beschränkt,  und  beziehen 
sich  auch  die  weiteren  Bestimmungen  des  Artikels  (auber  Abs.  6) 
auf  solche  Geldzeichen  nicht.  2.  Die  Ausbeutung  dea 
Monopols  kann  elektiv  geschehen:  durch  eine  Staatsbank,  d.  h. 
in  R«gie  (durch  den  Bund  selbst) ,  in  diesem  Falle  aber  unter 
von  der  Ilbrigen  Bundesverwaltung  gesonderter  Verwaltung  — 
oder  durch  eine  Privatbank,  d.  h.  durch  Übertragung  des 
Monopols  an  eine  zu  errichtende  zentrale  Aktienbank  unter  Mit- 
wirkung und  Aufsicht  des  Bundes.  —  3.  Betriebsgrund- 
sätze, d.  h.  leitende  Grundsätze  fUr  den  Betrieb,  betr.:  Auf- 
gabe der  Bank  (den  Geldumlauf  des  Landes  zu  regeln  und  den 
Zahlungsverkehr  zn  erleichtern),  Reingewinn  (fSllt  zn  wenigstens 
'/s  an  die  Kantone,  als  Gegenleistung  fUr  das  der  Bank  ver- 
liehene Monopol),  Steuerfreiheit  („in"  den  Kantonen,  d.  h- 
Freiheit  von  Gemeinde-  wie  Staatssteuern),  Verbot  des  Zwangs- 
kurses (aufser  bei  Notlagen  in  Kriegnzeiten).  Vgl.  des  näheren 
B.B.  1891,  I,  1. 

C.  Die  BnndPSf^setzgebnnf;  in  Ausfabrung  des  revidierten 
Artikels  ist  noch  nicht  znm  Ziele  gelangt.  1.  Ein  Bundea- 
gesetz  über  die  Errichtung  der  Schweizerischen 
Bundesbank,  v.  18.  VI.  1896  (B.B,  1896,  III,  681;  Botschaft 
dazu:  1894,  III,  565)  ist  in  der  dagegen  angerufenen  Volks- 
abstimmung V.  28.  in.  1897  verworfen  worden  (BB.  1897,  II, 
27).  Dasselbe  sah,  Echoa  dem  Titel  nach,  eine  Bundesbank 
(Regiebetrieb)  vor,  mit  Sitz  in  Bern  und  einem  Grundkapital  von 
35 — 50  Millioneu,  wovon  */»  durch  den  Bund  aufzubringen  und 
-5  den  Kantonen  reserviert  waren,  also  unter  Ausschlnfs  des 
Privatkapitals.    Hanptgegner  des  Gesetzes,  aber  von  verschiedener 
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Seite,  warea  Cramer-Frey,  wegen  AnsBcblnases  des  Frivatkapitals 
und  der  Motionfir  Keller,  wegen  Verdrängung  der  KantonalbankeD, 
denen  nach  seiner  Meinung  die  Aufgabe  vollziehender  Organe 
vorbehalten  und  ihr  bisheriger  Anteil  an  der  Notenemission 
überlassen  bleiben  sollte.  —  2,  Bundesgesetzeaeotirur  f,  mit 
Botschaft  des  Bundesrates  t.  24.  III.  1899  (B.B.  1899,  II,  194): 
auf  Grundlage  einer  Privatbank  -(„zentrale  Notenbank"),  auch 
mit  Sitz  in  Bern,  aber  vom  Grundkapital  von  86  Millionen  Über- 
nimmt Vs  der  Bund,  Vs  wird  den  Kantonen  und  Vs  der  Öffent- 
lichen Zeichnung  (dem  Frivatkapital)  vorbehalten.  —  3.  Ein 
nener  Gesetzesentwurf  ist  infolge  der  erheblich  erklärten 
Motion  Scherrer-FHileman  (B.B.  1904,  T,  533'534)  seither  vom 
Bundesrat  der  Bundesversammlung  vorgelegt  worden  (B.B.  1904, 
IV,  441). 

m.    Die  geltende  Bimde^eaetzgebDiig. 

Sie  steht  noch  auf  dem  ursprtlnglichen  Art.  39,  der  nene 
Artikel  dagegen  ist  noch  nicht  auageftlhrt;  mit  anderen  Worten: 
derjenige  Artikel,  der  ausgeführt  ist,  gilt  nicht  mehr,  und  der- 
jenige, der  gilt,  ist  noch  nicht  ausge^hrt.  Immerhin  kann  kein 
Zweifel  sein,  dafs  die  auf  Grund  des  ursprunglichen  Art.  39  er- 
lassene Gesetzgebung  darum  doch  noch  za  Recht  besteht:  nach 
Art.  2  der  Übergangsbestimmungen  der  Bundesverfassung  tritt  ein 
eidgenössisches  Gesetz  (von  anderen  Erlassen  abgesehen),  welches 
mit  der  neuen  Bundesverfassung  im  Widerspnche  steht,  für  den 
Fall,  dafs  in  dieser  ein  Bundesgesetz  in  Aussicht  genommen  ist, 
erst  mit  dessen  Erlassung  aufser  Kraft  und  so  im  gleichen  Falle 
auch  ein  Bundesgesetz  gegenüber  einem  partiell  revidierten 
Bandesverfassungsartikel,  wie  der  neue  Art  39. 

Die  geltende  Bankuotengesetzgehung  des  Bundes  besteht  in 
folgendem : 

fiundesgesetz  über  die  Auegabe  und  Einlösung  von  Bank- 
noten, V.  8.  nl.  1881:  V  400;  Vollziehungsverordnnng  dazu  869.  — 
Regulative  über;  Hinterlage  der  Wertschriften  864,  Ausübung  der 
BundeskontroUe  VI  193;  Rückzug  der  Banknoten  201,  Abänderung  615; 
Austausch  der  alten  Noten  VII  212,  Ersatz  286,  Rückruf  292,  Einlösung 
derselben  durch  die  eidgenössische  Staatskasse  VIII  193. 


-,  SohwaiE.  Bund^AvarfaBiun^. 


ArtUcel  40. 

Die  Fe^tsetznng  TOn  Maf»  and  Gewicht  Ist  Bnndeas&clie. 
Die  Aiisfflhnin;  der  beKD^llcheu  Gesetze  ^eschlebt  durch  die 
Kantone  unter  Anf siebt  des  Bundes. 

Literatur:  Ria,  Die  alten  MaCae  und  Gewichte  des  historischen 
MuBeiim  in  Bern,  1899;  Zur  Geschichte  des  internationalen  Mafe-  und 
GewichtsbureauB,  1890. 

I.  Die  Entstehung  des  Artikels.  Durch  die  frühere 
Bund esver ras Hung  (Art.  37)  war  zwar  bereits  yorgeBehen,  der 
Bund  werde  für  die  ganze  Eid  genösse  nscliaft  gleiches  Slals  und 
Gewicht  einfuhren,  aber  mit  der  Beschränkung  „auf  den  Grund- 
lagen des  bestehenden  Konkordates",  (1,  h.  des  Konkordates  Ubor 
«ine  gemeinsame  schweizerische  Mafs-  und  Gewichtsordnung ,  v. 
17.  VIII.  1835  (Snell  I,  316).  Damit  war  die  Schweiz  an  das 
alte  FuFs-  und  Ffundayatem  gebunden.  E»  hatten  sich  aber  schon 
von  Anfang  der  48  er  Verfassung  an  Bestrebungen  zugunsten  dea 
metrischen  Systems  geltendgemacLt.  Bei  der  Partialrevision 
V.  J.  1866  wurde  dann  die  Gelegenheit  wahrgenommen,  jene  be- 
schränkenden Worte  des  Verfassungsartikels  fallenzulasseu  (vgl. 
oben  S.  37),  damit,  „wenn  man  spllter  den  Augenblick  der 
System anderung  fUr  gekommen  hielte,  die  Verfassung  der  Aus- 
fuhrnug  derselben  kein  unubersteiglicbee  Hindernis  mehr  in  den 
Weg  legen  wUrde"  (B.B.  1865,  lU,  53).  Als  aber  die  Partial- 
revision von  1866  in  diesem  wie  in  den  meisten  anderen 
Punkten  verworfen  wurde,  wurde  durch  „Bundesgesetz  betr.  Ab- 
änderung des  Gesetzes  über  die  MaXs-  und  Gewichtsordnung", 
V.  23.  XII.  1851,  V.  14.  Vn.  1868  (B.G.  9/368),  das  metrische 
System  neben  dem  alten  als  gleichberechtigt  zugelassen.  In  der 
nenen  Bundesverfassung  ist  dann  der  Artikel  in  der  Fassung  der 
Partialrevision  von  1866  aufgenommen  und  darauf  durch  die 
Bundesge^etzgebung  das  metrische  Mafs-  und  Gewichtssystem  zum 
ausBchliefslichen  erhoben  worden. 

II.    Die  BnndesgesetzgebDDg. 

Bundeagesetz  über  Mafs  und  Gewicht,  v.  3.  VII.  1875:  I  752; 
VoUziehungBverordnung  XVII  465. 

Regulativ  über  die  eidgenössischen  Urmafse  6/598.  —  Reglement 
über  die  Organisation  und  Verwaltung  der  eidgenössischen  Eichst&tte 
a/3T,  Abinderung  9/182. 
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ArUkel  41. 

Fabrikation  nnd  Terkanf  des  Schief  spul  rerH  im  Cmfan^e  der 
Eldgenosaengchaft  stehen  ausschllerslloh  dem  Bnnde  zn. 

Als  SchletbpnlTer  nicht  braochbare  Hprengfabrlkate  sind  im 
Be^al  nicht  inbe^tfen, 

I.  Der  Terfassongsartikel,  seine  Entstehung.  Die  Haupt- 
bestitnmung,  Abs.  1,  wodurch  das  sog.  Pulverregal  als  Re^al  des 
Bundes  statuiert  wird,  war  sdion  in  der  Bundesverfassung 
von  1848  enthalten  und  bildete  den  Art.  38  derselben.  Vorher 
war  die  Pulverfnbrikation  teils  kantonales  Regal  und  wurde  von 
den  Kantonen  in  Regie  betrieben,  teils  war  sie  ganz  Sache  des 
Privatbetriebes.  Für  den  Übergang  des  Regals  au  den  Bund  war 
keine  Entschädigung  vorgesehen;  das  Regal  ist  ein  Recht  des 
Staates  als  solchen,  bildet  kein  privates,  wohlerworbenes  Recht,  das 
entschädigt  zu  werden  brauchte,  und  wenn  fltr  Zoll-  und  Postregal 
vom  Bund  Entschädigung  geleistet  wurde,  so  nicht  kraft  Rechts- 
pflicht,  sondern  aas  Billigkeitsgrlluden,  die  beim  Pulverregal  nicht 
in  Betracht  kamen,  weil  die  Entziehung  desselben  kein  empfind- 
licher Verlust  fUr  die  Kantone  war.  Ftlr  die  Aufserbetriebsetzung 
privater  Pnlvermllhlen  dagegen  mufste,  mit  ROcksicht  darauf,  dafs 
dieser  Betrieb  als  wohlerworbenes  Recht  erschien,  vom  Bund  zu- 
folge bnndesge richtlichen  Urteils  Entschädigung  geleistet  werden 
(vgl.  B.B.  1851,  II,  212;  UUmer  I,  Nr.  409),  Und  die  Puiver- 
mtlhlen  llbemahm  der  Bund,  soweit  tlberhnupt,  kaufwetse  —  die 
kantonalen  wie  private,  well  es  sich  nicht  um  ein  blofses  Recht, 
sondern  um  substantielles  Eigentum  handelte.  —  In  der  Bunden- 
verfassung  von  1874  erhielt  der  frühere  Art.  38  als  neuer 
Art.  41  den  Znsatz  (Abs.  2),  dafs  als  Schiefsptilver  nicht  brauch- 
bare SprengTabrikate  im  Regal  nicht  inbegriffen  seien  —  eine 
Bestimmung,  die  vorher  schon,  anlSlslicfa  eines  Spezialfalles,  im 
Gesetzeswege  eingeführt  worden  war  (Bundesgesetz  betr.  Ergänzung 
des  Gesetzes  über  das  Pulverregal  v.  30.  IV.  1849,  v.  26.  VII. 
1873:  B.G.  11'253;  vgl.  unten  II). 

II.  Die  Baudesgesetzgebong. 

BtmdeBgesetz  über  das  Pul verregale,  v.  ao.  IV.  1849:  1/16.5, 
Ergänzung  11/253;  Verordnung  über  den  Verkauf  von  ScUiefspulver 
i/17I.  —  Bundesgesetz  betr.  die  Reorganisation  der  Pulverve  rwaltung 
-6/56;  Bundesraisbeschlüsac  betr.  Pulverbezirke  I  5137,  Verordnung  über 
die  Pulververwaltung  VIII  158. 

21» 
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Artikel  4». 

Die  AgsgrabeM  des  Bbs4«8  werdes  bestritten  t 

a)  an»  dem  Ertr^  des  BisdeaTerHSgeiiB ; 

b)  aas  dem  Ertrag  der  scbwelierlsobeii  6reiui9Ucj 

c)  ans  dem  Ertrag  der  Posl^  nnd  Telegraph eBTenraltangi 

d)  aus  dem  Ertrag  der  PalTerrenraltaiig ; 

e)  ans  der  H&lfte  des  Brntto-Ertrages  der  von  den  Kantonea 
bezogenen  MUlt&rpIllclitersatiBteneni; 

f)  ans  den  Belti^en  der  Kantone,  deren  nKhere  Begnllerug, 
Torzngswelse  nach  Massgabe  der  Stenerkraft  derselben,  der 
Bunde BgeBetzgebnng  rorbelialten  ist. 

Liter&tur:Cohn,Die  Finanzlage  der  Seh  weil,  1877;  Lombard, 
Etnde  sur  lea  6nanceB  de  la  Conf^^ration,  cona^qaence  de  U  Constitution 
de  1874, 1878 ;  S  t  ei  g  er ,  Betrachtungen  über  den  Finanzbanshalt  der  Kan- 
tone und  ihre  Beeiehungen  cum  Bund,  1899. 

L  Der  TerfsssmigBartUEel. 

1.  Der  Artikel  im  ganzen.  Es  ist  der  kurzweg  sog.  Finans- 
artikel.  Er  betrifft  aber  nur  die  eidgenössischen  Finans- 
quellen,  nicht  das  ei dgenSsai sehe  Finanzwesen  im  allgemeinen, 
speziell  also  nicht  die  Ausgaben  der  Bundesverwaltung  und  auch 
nicht  die  Anlagen  der  Bundesgelder,  noch  das  Verhältnis  zwischen 
Ausgaben  und  Einnahmen  bezw.  das  finanzielle  Oleichge wicht, 
sondern  nur  die  Einnahmen,  und  auch  diese  nicht  sämtlich.  —  Die 
beiden  bisherigen  Einnahmequellen,  die  eidgenössischen 
Kriegsfouds  nad  die  kantonalen  Oeldkontiugeute  gingen 
vom  Bunde  von  1815  anf  den  1848  errichteten  Bnudesstaat  Ober. 
Weiter  wurden  diesem  mit  Rücksicht  auf  die  neuen  Angaben 
neue  Eiunahmeqnellen  geöfbet  durch  Übertragung  der  drei  Rr- 
galien:  Z»lle,  Posten  und  Scbiefspulver.  Bis  1874  hatt« 
sich  dann  aus  dem  Überschuts  dieser  Einnahmen  allmählich  ein 
Vermögen  angesammelt,  das  Bundesve  rmSgen,  und  dazn  ist 
durch  die  Bundesverfassung  von  1874  die  Einnahme  aus  dem 
Militärpflichtersatz  neu  hinzugefügt  worden.  Aber  auch 
die  1848  neugefiffneten  Einnahmequellen  haben  sich  bis  nnd  mit 
der  Bundesverfassung,  wenn  nicht  dem  Namen,  so  dem  Gehalt 
nach  stark  verändert.  Der  Ertrag  der  schweizerischen  Orenz- 
zölle,  der  Post-  und  bezw.  Telegraphen  Verwaltung  nnd  der  Pulver- 
verwnltung  ist  als  Einnahmequelle  nominell  und  der  Ertrag 
der  Pulververwaltung  auch  materiell  rechtlich,  insofern,  als  dieser 
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Ertrag  von  jeber  ganz  in  die  Bnndeekasse  fi«I,  sich  gleichgeblieben. 
Hingegen  bat  sieb  der  Ertrag  der  GrenKztSlle  und  der  Post- 
rerwaltung,  abgsaehen  von  der  Vermebning  und  Erhöhung  der 
bestimmenden  tatsKchlicheD  Faktoren,  des  Terkehre  und  der  Taxen, 
dadurch  wesentlich  gehoben,  dafo  er  nun,  seit  Abschaffung  der 
Zoll-  uud  PoBteatgchftdigni^n  an  die  Kantone,  nicht  mehr  nur 
in  seinem  Uberschiefseaden  Teile,  sondern  ganz  in  die  Bundes- 
kasse fXllt.  Dazu  kommt  nun  noch  der  Ertrag  ans  der  Telegraphen- 
und  Telephonverwaltung.  —  Nicht  aufgeflihrt  dagegen  als  Ein- 
nahmequellen sind  in  Art.  42,  so  wenig  als  schon  in  alt  Art.  39, 
das  Httnzregal  und  die  Gebtlbren  und  Bufsen  des  Bundes:  jenes 
ans  einem  ihm  eigentümlichen  Grunde  uud  diese  wegen  ihrer 
geringeren  Erheblichkeit.  DasMünsregal  kommt  deshalb  nicht 
als  Einnahmequelle  für  die  Bundesverwaltung  in  Betracht,  weil 
ui-BprUnglich  der  Gewinn  ans  den  Neupr&gangen  unter  die  Kan- 
tone zu  verteilen  war  (Bundesgesetz  betr.  die  Ausführung  der 
schweiseri scheu  Mtlnzreform,  v.  7.  V.  1850,  Art.  1,  Abs.  8: 
B.G.  1/310)  resp.  von  den  Verlnstbetreffnissen  der  Kantone  an 
den    alten  Mttnzen    (1.  c.  Abs.  2)    abgezogen    wurde  (B.B.    1853, 

II,  129),  und  weil  nachher  ans  den  bei  den  NacfaprSgungen  sich 
ergebenden  EinnahmenberschtlBsen,  nachdem  sich  solche  einmal, 
statt  der  früheren  StaatszascfaUsse  an  die  MUnzver waltung  (^1. 
K.  B.  B.B.  1857,  I,  594),  eingestellt  hatten,  ein  Reservefonds  fllr 
eich,  zur  Deckung  der  Kosten  für  Einlösung  abgenutzter  Schweizer- 
m Unzen,  gebildet  wurde  (Bundesgesetz  betr.  Abänderung  des 
Mttnzgesetzes,  v.  81.  I.  1860,  Art.  8:  B.G.  6/443).  Gebühren 
und  Bufsen  des  Bundes  andererseits:  Gebühren  werden  teils 
dnrch  die  Bundesverwaltung  (Konzessionsgebtthren  von  Eisen- 
bahnen ,  Answandemngeagentnreu  und  Versicherungsunterneb- 
mungen ;  Bankkontrollgebtlhr,  Alkoholgebtlhr  nsw,),  teils  durch  das 
Bandesgericht  (Gericht^ebühren)  und  Bufsen  dnrch  die  Straf- 
gerichts Verwaltung  des  Bundes  erhoben;  vgl.  meineu  Grundrifo 
des  Staats-    und  Vervaltungsrechts  der   schweizerischen  Kantone, 

III,  47/48. 

2.    Die  einzelnen  Einnahmequellen  des  Art.  42. 

».  Baii4eireraSgei.  Nach  der  entsprechenden  Bestimmung 
der  Bundesverfassung  von  1848,  Art.  39,  a,  bestand  das  Ver- 
mögen des  neuen  Bundesstaates  einzig  aus  den  eidgenös- 
sischen Kriegsfonds,  die  er  vom  Bund  von  1815  über- 
nahm (vgl.  oben).     Mit  diesen   eidgenössischen   Kriegsfonds  ver- 


hjelt  es  sich  folgend  ermafsen.  Gemäfs  dem  Bund  es  vertrag  von 
1815,  Art.  3,  Abs.  3  ff.,  bestaud  eine  eidgenässische  Kriegskasse, 
zu  deren  Bildung  und  Speisung  eine  besondere  Gebühr,  neben 
und  zugleich  mit  den  kantonalen  Grenzzöllen,  erhoben  irurde  (vgl. 
oben  S.  263).  Die  Einrichtung  dieses  Kriegsfouds  erfnhr  noch 
unter  dem  Bandesvertrag  vnn  1815  eine  Änderung.  Der  eine  und 
einzige  Kriegsfonds,  zu  welchem  noch  die  Kriegs entsch&digung  von 
3  Millionen  Franken  hinzukam,  welche  Frankreich  zufolge  des 
zweiten  Pariser  Friedens  der  Schweiz  bezahlen  mafete  —  wurde 
in  drei  Kassen  (verfasBungemttfsige  Kriegskagse,  Instmklionskasee 
und  Ersparaisfonds)  abgeteilt,  die  aatUuglich  auch  getrennt  ver- 
waltet, danach  aber  unter  eine  einzige  Verwaltung  gestellt  und 
„die  eidgenössischen  Kriegsfonds"  genannt  wurden  (Snell  I,  8.  381). 
Daher  ist  im  oben  zitierten  Art.  89,  a,  der  Bundes  Verfassung  von 
1848  von  Zinsen  gder"  eidgenössischen  Kriegsfonds  die  Rede.  — 
Nachdem  sich  dann  seit  1848  aus  den  neuen  Einnahmen  des 
Bundes  ein  weiteres  Vermögen  angesammelt  hatte  (vgl.  oben  1), 
wird  in  der  Bundesverfassung  von  1874  die  bezügliche  Einnahme- 
quelle des  Bundes  als  Bnndesvermögen  schlechthin  be- 
zeichnet. —  AiiTser  dem  allgemeinen  Bundesvermögen  besitzt  der 
Bund  noch  Spezialfonds,  die  teils  ihm  ebenfalls  eigentumlich 
angehören  (wie  der  Invalldenfonds  und  der  Grenus-Invalidenfonds, 
die  Berset-MUller-Stiftnng) ,  teils  von  ihm  nur  verwaltet  werden; 
Tgl.  unten  II  und  die  jeweiligen  Staatsrechnungen  (letzte  6  B,  1904, 
lU,  335). 

k.,  e.,  d.  Zille,  Post  nod  Telegraph,  Sebiefspalver.  Ober 
diese  Einnahmequellen  als  solche  ist  hier  weiter  nichts  zu  sagen; 
als  Gegenstände  der  Bundesverwaltung  aber  sind  sie  bei  den  be- 
züglichen Artikeln  der  Bundesverfassung  (28—30,  36  und  41) 
bereits  besprochen  worden. 

e.  MiliUrpflicbteruti.  Der  ist  vom  Bund  nicht  nur  ein- 
heitlich normiert,  zufolge  Art.  18,  Schlur»,  wovon  bereits  oben 
8.  217  die  Rede  war,  sondern  er  fällt  auch,  und  das  ist 
Gegenstand  der  vorliegenden  Bestimmung,  zur  HKlfte  dem 
Bunde  zu,  um  neben  dem  Wegfall  der  Zoll-  und  PostentschHdi- 
gnngen  an  die  Kantone  als  Deckung  fUr  die  MilitHrkosten  zu 
dienen.  Er  fiel  aber  dem  Bunde  zu  nicht  erst  mit  Erlafs  des  be- 
Bilglichen  Bundesgesetzes  (vgl.  oben  I.  c),  sondern  gleich  mit 
Inkrafttreten  der  Bundesverfassung,  obschon  er  dazn- 
nal    noch   nach  den   kantonalen    Gesetzen    bezogen  wurde.      Ein 
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Initi&tivbegehren  des  Kantone  Zürich,  im  Sinne  von  Art.  93  der 
Bandeaverfaesnng ,  des  Inhalte,  der  Bund  möge  mit  Rücksicht 
darauf,  dafs  schon  zwei  bezügliche  Bundesgesetze  vom  Volke  ver- 
worfen worden  waren,  auf  den  Bezug  seinerseits  bis  zum  Inkraft- 
treten eines  bestlglichpu  Bnndesgesetzes  verzichten,  wurde  ab- 
gewiesen, weil  der  Bezug  der  Hälfte  des  Atilitärpflichtersatzes 
(Art.  48,  e)  nicht  durch  Erlafs  des  betr.  Bundesgesetzes,  der  sich 
auf  einen  ganz  anderen  Artikel  der  Bundes  Verfassung  (Art.  18, 
Scblufs)  stutzt,  bedingt  sei  (v.  Salis  III,  Nr.  846;  vgl.  auch 
Nr.  847). 

f.  Die  kailoiAl«  fieldkntiigeite.  Sie  bilden  die  Klteete 
und  primitivste  Einnahmequelle  des  Bundes,  wurden  schon 
in  der  Mediationsakte  (Bundesverfassung  Art.  2)  festgesetzt, 
dann  im  Bnndesvertrag  von  1815,  Art.  3,  und  gingen  von  da 
in  die  Bund  es  Verfassung  von  1848  und  bezw.  1874  über,  Ihre 
Bedeutung  aber  erlitt  durch  die  Bundesverfassung  eine  er- 
hebliche Änderung.  Nach  dem  Buudesvertrag  von  1815  und 
schon  nach  der  Mediationsakte  waren  sie  ordentliche  Beitrage 
der  Kantone  an  den  Bund,  mangels  eigener  Einnahmequellen  des 
Bnndes.  Sie  brauchten  «war  nicht  immer  im  ganzen  verfasBungs- 
mäfsigen  Betrage  erhoben  zn  werden,  sondern  worden  auch  blofs 
zur  Hälfte,  zu  einem  Drittel,  Viertel  nsw.  erhoben,  wonach  dann 
auch  die  Geldskala  rubriziert  wurde  (vgl.  Snell  T,  S.  708709); 
aber  sie  worden  regelmäfsig  jährlich  erhoben.  Die  Bundes- 
verfassung von  1848  dagegen  sah  sie  nur  mehr  als  anfser- 
ordentliche  Einnahmequelle  des  Bundes  vor,  insofern  als 
sie  zwar  nicht  nur  fUr  aufserord entliche  Ausgaben ,  sondern 
auch  für  andere ,  wie  lifTentlicbe  Werke,  eidgenössische  Hoch- 
schule nsw.,  sollten  erhoben  werden  kennen,  aber  immerhin  nur 
infolge  besonderer  Beschlttsse  der  Bundesversammlung.  Damit 
wurde  die  Finanz  Verwaltung  des  Bundes,  der  nun  ja  auch  seine 
eigenen  Finanzquellen  erhalten  hatte,  von  derjenigen  der  Kantone 
für  die  Regel  unabhängig  gestellt.  Immerhin  war  von  Bundes- 
verfassungs  wegen  noch  eine  Geldskala  vorgesehen,  die  alle 
20  Jahre  revidiert  werden  sollte.  In  Ausführung  dieser  Be- 
stimmung wui-de  durch  Bundesgeseta  v.  9.  VII.  1851  (B.G.  2/369) 
eine  neue  Geldskala  aufgestellt,  die  dann  nach  Ablauf  der  20  Jahre 
durch  Bundesbeschlufs  v.  12.  VII.  1871  (B.G.  10450)  einfach  als 
weiter  in  Kraft  verbleibend  erklSrt  wurde.  Eine  Erhebung  von 
Greldkontigenten    hat    seit    der    Bundesverfassung    von    1848    nur 
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einmal,  i.  J.  1849,  Dir  die  Kosten  der  durch  die  badiuche  Bevo- 
Intion  verursachten  Truppenaofstellang,  stattgefanden  uud  dieses 
eiue  Mal  noch  auf  Grund  der  eidgenflssiscben  Geldskala  v.  J.  1838 
(Snell  I,  S.  705)  —  seither  nicht  mehr.  —  Auch  in  die  Bnndes- 
verfaBsung  von  1874  Bind  die  kantonalen  Geldkoatingeute  als 
nominelle  Einnahmequelle  aufgenommeu  worden.  Formell  wurde 
danach  auch  eine  neue  Geldakala  fUr  20  Jahre  gültig  auf- 
gestellt  durch  Buudesgeaetz  v.  9.  III.  1875  (B.G.  I,  503),  das 
dann  nach  Ablauf  dieser  Frist  durch  Bundesbescblnfs  v.  5.  IV. 
1895  (B.G.  XV,  198)  einfach  als  „bis  aof  weiteres"  in  Kraft 
bleibend  erklärt  worden  ist. 

II.  Die  Bandesgesetzgebnng,  nicht  nur  betr.  die  Ein- 
nahmequellen des  Bundes,  sondern  betr.  die  eidgenSssische  Fiuanz- 
verwaltung  überhaupt,  soweit  nicht  vorstehend  bereits  an- 
gegeben. 

1.  Speeialfonds,  als;  Invalidenfonds,  a.  0.  8.  lU  320;  Grenus- 
Invalidenfonds,  Isafende  Sammlung  2/402;  Berset-Mül  1er- Stiftung  XTIII 
712,  856.  XIX  24. 

2.  Gleichgewichtabeschiasse:  BundeBbeschlufa  betr.  Her- 
Stellung  des  Oleichgewichts  in  den  BundeafiDsnzen,  v.  21.  II.  I8T8: 
III  830;  Abändeningen  besw,  Wiederaufhebung  speeiell  betr.  Militär 
B.  oben  223.  —  Bundeabeschlufs  beti.  Herstellung  des  Gleichgewichts 
in  den  Buudeafiuauzen  und  Beschaffung  der  Mittet  zur  Durchführung 
der  Versicherungsgesetze,  v,  6.  X.  1699:  XYII  819;  Bundesbeschlufs 
betr.  Wiederherstellung  des  Kunstkreditea,  v.  7.  XII.  1903:  XX  49. 

S.  Anlage  eidgenSsaischer  Stastsgclder  und  der  Spezial- 
fonds: ßundesgeseti  betr.,  v.  10.  IV.  1891:  XII  143;  Ergänzung  XV  200. 

Artikel  43. 

Jeder  Kantonsbflrger  Ist  ScbwelEerbBrger. 

Als  solcher  kann  er  bei  allen  eld^enSsslgcben  Wahlen  und  Ab- 
stimmungen an  seinem  Wohnsitze  Anteil  nehmen,  nachdem  er  glck 
Qber  seine  Stlmmberechtlgong  gehörig  ansgewlesen  hat. 

Niemand  darf  in  mehr  als  In  einem  Kanton  poUtische  Beckt« 
MStiben, 

Der  nledei^elsssene  SchwelEerbttrger  genlelBt  an  seinem  Wohn- 
sitie  alle  Bechte  der  Kantonsbli^er  nnd  mit  diesen  auch  aUe  Becht« 
der  Oemeindebflrger.  Der  Mltanleü  an  Btlrger-  nnd  Korporations- 
gfltem,  sowie  das  Stimmrecbt  In  refn  bBrgerlicben  Ai«elefenkelt«n 
sind  Jedoch  hievon  angenommen,  es  w&re  denn,  dafs  die  Kantonkl- 
KCBetEScbn»g  ^^wftf  anderes  bestimmen  würde. 
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In  kuitonalen  und  ftemelndeaagelegeiilielteii  erwirbt  er  dos 
Sthnnirecht  Bach  einer  Nlederliusiiiit  Ton  drei  Monaten. 

Die  kantonalen  Oesetie  über  die  Tfied erlas Hong  und  das  Stimm- 
recht der  Niedergelassenen  In  den  Gemeinden  unterliegen  der  Oe- 
nehmlguBf  des  Bnndesrates. 


Literfttar:  Kanz,  Dsa  zürch.  und  eidgenüBaiBche  Aktivbürger- 
recht, 1892;  SchiSter,  Die  Qffentlich-ret^tlicben  Folgen  der  frucht- 
losen PAndang  und  dea  Ronkuraea  .in  der  Schweiz  (betr.  Stimmrecht), 
1892;  Bett  heau.  Die  bnodeagericht  liehe  Praxis  betr.  die  Niedcrlasaungs- 
freiheit,  Gewerbefreiheit  und  politiache  Stimmberechtigung  (vgl.  auch 
zn  Art.  81  und  45),  1895. 

Über  das  Verhnltnis  des  Artikels  zu  dem  entsprechenden 
Art  42  der  früheren  Bundesverfassnug  siebe  oben  S.  43.  —  Der 
Art.  4  3  ftlr  sich  betrachtet,  zerfällt  in  zwei  voneinander  ganz 
verschiedene  Teile:  Abs.  1  and  die  weiteren  fUnf  Absätze. 

L   Absatz  1. 

Derselbe  bestimmt:  „Jeder  KantonebUrger  ist  Schweizer- 
bili^r."  Der  Satz  ist  ganz  gleich  schon  im  entsprechenden  Art.  42 
der  früheren  Bundesverfassung  enthalten. 

1.  Die  Tatsache  der  Einfuhrnng  des  SchweizerbUrgerrechtes. 
Durch  Abs.  1  ist  das  SchweizerbUrgerrecht  nebeu  dem 
KantonabUrgerrecht  und  als  bloFse  Folge  dea  letz- 
teren eingeflthrt  worden.  Frllher  gab  es  das  nicht.  Vor  1798 
bestanden  aar  Gemeinde-  und  Kanton abUt^rrecht  (Landrecht). 
Znr  Zelt  der  Helvetik  vertrug  sich  mit  dem  schweizerischen  Ein- 
heitsstaat nur  ein  Scfaweizerb tilgerrecht ,  kein  Kanton sbUrgerrecbt, 
und  auch  das  SchweizerbUrgerrecht  beruhte  nicht  auf  Gemeinde- 
bBrgerrecht,  dieses  wurde,  vielmehr  gesetzlich  „zernichtet  und  auf- 
gehoben" (Tageblatt  der  Gesetze  and  Beschlüsse  II,  318).  Mediation 
und  Bundeavertrag  von  1815  erkannten  das  Kantonsbllrgerrecht 
mit  ihrer  rechtlichen  Grundlage  der  Orts-  and  GemeindebUrger- 
recbte  wieder  an,  aber  kein  SchweizerbUrgerrecht. 

2.  Der  Grand  der  Einführung  des  Schweizer- 
bUrgerrechtes  neben  dem  Kantonsbllrgerrecht  ist 
das  hnndesstaatliche  Verhältnis.  Im  bände sstaatlichen 
Verhältnis  übt  der  Bund  seine  Herrschaft  direkt  auch  (iber  die 
Bürger  aus  (vgl.  oben  zu  Art.  2),  und  insofern  erscheinen  die 
Bürger  eines  Einzel  Staates,  wenn  sie  in  einem  anderen  Einzel- 
staat  sich  befinden,  jedenfalls  als  Bürger  des  Bundes,  als  Inländer 
im  weiteren  Sinne,     So  ist   es  im  Deutschen  Beich;  vgl.  Reichs- 
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Verfassung  Art  3,  Abs.  1  („Für  ganz  Deutschland  besteht  ein  gemein- 
Bames  Indigenat  mit  der  Wirkung,  dafs  der  Angehörige  [Unter- 
tfaan,  Staatsbürger]  eines  jeden  Bundesstaates  in  jedem  anderen 
Bundesstaate  als  Inländer  zu  behandeln  .  .  .  ist"),  nud  Gesetz 
Über  die  Erwerbung  nnd  den  Verlust  der  Bundes-  nnd  Staats- 
angehörigkeit, V.  1.  VI.  1870,  §  1  Abs.  1  („Die  Bundeszugehörig- 
keit wird  durch  die  Staatsangehörigkeit  in  einem  Bundesstaate  er- 
worben .  .  .").  Und  Bo  also  aocb  in  der  Schweiz,  wo  es  neben 
KautonsbUrgern  Seh weiaerbUrger,  d.  h.  Bürger  anderer 
Kantone,  gibt,  die  es  aber  als  Bürger  eines  Kantons  ohne 
weiteres  sind. 

3.  Die  Folgen  andererseits  der  Einführung  des 
Schweizerbürgerrecbtes  sind  die  Rechte  nnd  bezw. 
Pflichten  als  Schweizerbtlrger.  Diese  sind  zwar  alle 
vom  Bund  eingertlnmt  bezw.  auferlegt.  Das  folgt  daraus ,  data 
ihre  Unterlage  selbst,  das  Schweizerbürgerrecht,  vom  bnndeRBtaat- 
lichen  Verhflltnis  herrührt.  Aber  sie  bestehea  nicht  nur  in 
Bechten  und  Pflichten  gegenüber  dem  Bunde  selbst,  sondern  auch 
in  solchen  gegenüber  den  Kantonen,  soweit  sie  eben  von  der 
Bundesverfassung  gegenüber  den  Kantonen  festgesetzt  sind ,  wie 
es  gerade  mit  dem  im  gleichen  Art.  43  statuierten  Stimmrecht 
der  Schweizerbürger  in  kantonalen  und  Gemeindeaogelegenheiten 
der  Fall  ist.  —  Mit  den  Rechten  und  Pflichten  eines  Schweizer- 
bflrgers  als  solchen,  d.  h.  Rechten  nnd  Pflichten,  die  der  Bürger 
eines  Kantons  in  einem  anderen  Kanton  kraft  B  u  n  d  e  s  rechtes 
besitzt,  sind  nicht  zu  verwechseln  die  Rechte  nnd  Pflichten 
eines  Kantonsbürgers  in  einem  anderen  Kanton  kraft  Konkor- 
datsrechtes; in  letzterem  Fall  ist  der  KantonabUrger  nicht 
Schweizerbit rger,  sondern  er  bleibt  Kanton sbUrger,  nur  dah  er  als 
Bürger  dieses,  eines  konkordierenden  Kantons,  besondere  Rechte 
oder  Pflichten  besitzt,  wie  der  Ausländer  in  der  Schweiz,  mit  dessen 
Heimatstaat  die  Schweiz  im  VertrngsverhKltnis  (Niederlassungs- 
vertrag)  steht,  —  Die  Folge  des  Schweizerbürgerreehtes  ist  also 
speziell  der  Anspruch  auf  die  Rechte  (von  den  Pflichten  abgesehen), 
welche  das  Buudesrecht,  in  specie  die  Bundesverfassung,  den 
Büi^em  verliehen  hat.  Das  sind  alle  durch  die  Bundesverfassung 
überhaupt  festgesetzten  Volksrechte,  Frei  hei  tsrechte  und  poli- 
tischen Rechte  —  also  nicht  etwa  blofa  die  in  des  folgenden  Ab- 
sätzen des  Art.  43  festgesetzten  Rechte  der  SchweizerbUrger, 
speziell  die  Stimmberechtigung.    Abs.  1  hat  eben  nicht  nnr 
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Bedeutung  ftir  den  Art.  43  selbst,  sondern  fUr  alle 
Artikel  der  Bund esverfasanug  mit  volksrecbtlichen 
Bestimmungen.  Die  Stellung  der  Bestimmung  ist  daher  falsch, 
veil  mifsleitend;  die  Bestimmung  sollte  ihrer  allgemeinen  Be- 
deutung entsprechend  gleich  Art.  4  betr.  die  Hechtsgleichheit 
vorangestellt  werden,  neben  Art.  4  oder  noch  voraus,  ntther  au 
Art.  2,  mit  dem  sie  in  enger  Beüiehung  steht  (vgl.  oben  2.). 

II.   Absatz  2—5. 

Vgl.  meine  „Schweizerische  Freizügigkeit",  S.  27  ff.  (betr. 
Stimmrecht). 

Im  allgemeinen  betreffen  diese  Bestimmungen  eine  der  Folgen 
von  Abs.  1,  nKmlich  gewisse  Berechtigungen  der  Schweiz  er  bUrger, 
hauptsächlich  die  Stimm berechtigung.  Durch  diese  Berechtigungen 
unterscheidet  sich  die  schweizerische  Bundesverfassung  von  der 
deutschen  Reichs  Verfassung  und  die  heutige  schweizerische  Bundes- 
verfassung von  der  früheren  von  1843.  Von  der  deutschen 
Reicfasverfassung  insofern:  nach  der  deutschen  Keichs- 
verfassnng  erwirbt  der  Deutsche  in  einem  anderen  Buudesstaat 
die  Stimmberechtigung  in  Ei uzel Staatsangelegenheiten  an  eich  nicht; 
wohl  aber  hat  er  Anspruch  auf  Einbürgerung  im  anderen  Bundes- 
staat, und  durch  diese  erwirbt  er  dann  das  Stimmrecht.  Nach 
der  Bundesverfassung  dagegen,  der  früheren  wie  der  heutigen, 
hat  der  SchweizerfaUrger  keinen  Anspruch  auf  EinbUigerang  in 
einen  anderen  Kanton,  wohl  aber  erwirbt  er  ohne  weiteres  daselbst 
das  Stimmrecht  auch  in  kantonalen  und  sogar  in  Gemeinde- 
an  gelegen  heilen.  —  Gegenüber  der  früheren  Bundes- 
verfassung  andererseits  sind  die  Berechtigungen,  speziell  das 
Stimmrecht,  welche  der  SchweizerbUrger  als  solcher  erwirbt,  heute 
viel  weiter;  die  weiteren  Absätze  des  Art,  43  lauten  denn  auch 
ganz  anders  ak  die  des  entsprechenden  Art  42  der  früheren 
Bundesverfassung,  während  Abs.  I  bei  beiden  Artikeln  dui-chaus 
gleichlautend  ist.  Über  den  Unterschied  der  früheren  von  den 
heutigen  Bestimmungen  dieser  weilereu  Absätze  des  Art.  42  und 
43  war  oben  S.  329,  bezw.  43  die  Rede.    ■ 

Im  einzelnen  haben  die  Abs.  2  —  5,  für  sich  betrachtet, 
folgende  Bedeutung. 

A.    Absatz  2, 

Er  betrifft  das  Stimmrecht,  und  zwar  bei  e  i  d  - 
genüssischen    Wahlen    und    Abstimmungen.      Eidgenössische 
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Wahlen  und  Abstimmungen  Bind ;  die  Wahl  des  Nationalratea 
(Art.  72  ff.)  nnd  der  eidgenfissischen  Gefichworenen  (Art.  112) 
und  die  Abstimmung  über  Bnndesgesetze  und  bezw.  Bundes- 
bescblUBse  (Art.  89)  and  über  die  Band  es  Verfassung  (Art.  118  ff.), 
und  betr.  das  Stimmreclit  bei  «olchen  Wahlen  und  Abstimmangen 
gelten  folgende  Grundsätze : 

1.  Stirn mberecbt igt  ist  nur  der  SchweizerbUrger;  dieser 
Ausdruck  ist  deklarativ ,  nicht  extensiv  zu  interpretieren ,  in 
doppelter  Beziehung.  Einmai  ist  nur  der  SchweizerbUrger  stimm- 
berechtigt, nicht  auch  der  Ausländer.  Nach  allgemeinen 
Grundsätzen  besitzt  der  Ausländer  keinerlei  politische  Rechte, 
sofern  ihm  solche  nicht  durch  das  inländische  Recht  ein- 
geräumt sind.  Die  Verträge,  Niederlassnngs vertrage,  geben  keinen 
Anspruch  darauf.  Das  Bundesrecht  selbst  räumt  aber  nirgends 
dem  Ausländer  Stimmrecht  ein,  also  ist  er  jedenfalls  bei  eid- 
genSssiscben  Wahlen  und  Abstimmungen  davon  ausgeschlossen.  — 
Zum  zweiten  kommt  das  Stimmrecht  wie  die  politischen  Rechte 
überhaupt  (Wahlrecht  und  Stimmrecht  im  engeren  Sinne, 
Initiativrecht  vgl.  nnteu  B,  2,  b)  nnr  den  Schweizern  zu,  nicht 
den  Schweizerinnen,  im  Gegensatz  zu  den  Freibeits- 
rechten.  Die  Frei  he  its  rechte  sind  Rechte,  die  zwar  an  sich  auch 
nicht  den  Ausländern  zukommen,  sondern  nur  den  Inländern, 
dem  Staatsvolk,  die  aber  dem  Volk  im  ganzen  zukommen,  um 
es  vor  staatlicher  Vergewaltigung  zn  schützen,  also  auch  den 
Franen  und  Kindern ,  die  dieses  Schutzes  ebensosehr  und  noch 
mehr  bedürftig  sind  als  die  Männer.  Die  politischen  Rechte,  speziell 
das  Stimmrecht,  dagegen  kommen  den  Kindern  krafl  positiver 
Rechtsbestimmung  gar  nicht  und  den  Frauen  nicht  ohne  weiteres 
zu.  Mit  dem  Frauen  stimm  recht  verhält  es  sich  also  wie  mit  dem 
Stimmrecht  der  Ausländer:  es  ist  präsumtiv  ausgeschlossen.  Das 
Bundesrecht  aber  enthält  fUr  Frauen  so  wenig  als  fUr  Ausländer 
eine  positive  gegenteilige  Bestimmung  des  Inhalte,  dafs  die 
Frauen  zum  Stimmrecht  zugelassen  wUrden  \  sie  sind  also  davon 
wie  die  Ausländer  von  Bundes  wegen,  in  Bundessachen,  aus- 
geschlossen. 

Stimmberechtigt  bei  eidgenössissischen  Wahlen  und  Ab- 
stimmungen sind  also  nur  die  Schweizer,  im  buchstäblichen 
Sinne  des  Wortes,  weder  Ausländer  noch  Frauen. 

2.  Stimmberechtigt  sind  aber  bei  eidgenössischen  Wahlen 
und  Abstimmungen  alle  SchweizerbUrger,  sofern  sie  das  Stimm- 
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rechtsalter  erreicht  haben  and  nicht  vom  ÄktivbUrgerrecbt  auB- 
gescbloBsea  sind.  a.  Speziell  eind  atimmberechtigt  bei  diesen 
Wahlen  nnd  Abstimmnngen  nicht  nur  die  uiedergelassenen 
SchweizerbUrger,  sondern  aach  die  achweizerischen  Aufent- 
halter. Was  Aufenthalter  sei  im  Gegensatz  znm  Nieder- 
gelassenen ,  bestintnit  sich  nach  kantonalem  Recht ,  solange  kein 
Bandesgesetz  gem&fs  Art.  47  besteht.  Jedenfalls  aber  sind  alle 
Schweizerblti^r,  die  nicht  blofs  zur  faktischen,  ortsanwes enden, 
sondern  znr  rechtlichen  (d.  h.  zu  Recht,  auf  Otnnd  einer  Be- 
willigung ansässigen)  oder  WohnbeTfilkernng  gehttren,  stimm- 
berechtigt (vgl.  meine  Schweizerische  Freizügigkeit,  8.  30).  — 
b.  Das  Stimmrech taalter  beginnt  nach  der  Bundesverfassung 
Art.  74,  Abs.  1,  fllr  eidgendssiscbe  Wahlen  und  Abstimmungea 
mit  dem  zurückgelegten  20.  Leben  »jähr.  Die  Bestimmung 
steht  zwar  unter  „Nationalrat" ,  gilt  aber  auch  iür  andere  eid- 
genössische Wahlen  (eidgenössische  Geschworene)  und  für  eid- 
genSssische  Abstimroungen.  Aber  sie  gilt  nur  fttr  eidgenßssische 
Wahlen  und  Abstimmnngen ,  nicht  anch  fllr  kantonale  oder  Gre- 
meindewahlen  und  -abstimmungen.  Sie  gilt  also  gerade  für 
den  gleichen  Gegenstand  wie  Art.  43,  Abs.  2  selbst.  Vgl.  zu 
Art.  74.  —  c.  Der  Ansschlufs  vom  Stimmrecht  dag^en  be- 
stimmt sich  nach  dem  kantonalen  Recht,  solange  die  in  Art.  66 
und  74 ,  Abs.  2 ,  vorgesehene  Bundesgesetzgebung  nicht  erlassen 
ist,  was  noch  nicht  der  Fall.  Zwar  ist  ein  bezügliches  Bnndes- 
gesetz  von  der  Bundesversammlung  zweimal  erlassen,  beide 
Haie  aber  von  der  dagegen  angerufenen  Volksahstimmung  ver* 
werfen  worden  (1874/75  und  1876/77),  und  eine  dritte  Vorlage 
des  Bundesrates  v.  J.  1882  ist  bei  den  Kttten  der  Bundes- 
versammlung liegengeblieben  (vgl.  v.  Salis  11,  Nr.  767).  Es 
gilt  also  ßlr  die  Ausscfalursgründe  beim  Stimmrecht  immer  noch 
das  kantonale  Recht,  und  zwar  also  nicht  bbrs  beim  Stimmrecht 
in  kantonalen  und  Gemeindeangelegenheiten,  sondern  auch  in 
eidgen Cssischen  Angelegenheiten. 

3,  Das  Stimmrecht  bei  eidgenOsBisclien  Wahlen  und  Ab- 
stimmungen ist  sofort  mit  dem  rechtlichen  Wohnsitz  gegeben 
—  im  Gegensatz  zu  demjenigen  iu  kantonalen  und  Gemeinde- 
angelegeuheiten ,  in  welchen  es  nach  der  Bundesverfassung  (Alt. 
43,  Abs.  5)  erst  nach  drei  Monaten  Niederlassung  gewttbrt  zu 
werden  braucht. 

4.  Das  Stimmrecht  in  eidgeußssischen  Angelegenheiten  kann 
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aber,  wie  auch  in  kantonaleu  and  Oemeindeangelegenheiten, 
nnr  am  Wohnsitz  ausgeübt  werden,  d.  h.  am  Sita  der  Person 
des  Stimmberec-htigten  —  also  weder  an  seinem  Heimatort,  wenn 
der  Stimmberechtigte  nicht  dort  wohnt,  noch  an  einem  blobea 
OescfaKftsdomizil  oder  am  Sitz  einer  Zweigniederlasenng. 

5.  Die  Bedingung  des  Stimmrechtsansweises  („nach- 
dem er  sich  Über  seine  Stimmberechtigung  gehOrig  ansgewiesen 
hat");  vgl.  meine  Schweizerische  Freizügigkeit,  S,  31/S2. 

Durch  das  noch  unter  der  BnndesTerfsBaung  von  1848  er- 
lassen«,  heute  noch  gültige  Bnndesgesetz  betr.  die  eid- 
genCBsiBchea  Wahlen  nnd  Abstimmungen,  v.  19.  VII. 
1872  (BG.  10/915),  ist  diese  Bedingung  nicht  gestellt;  Art.  5 
bestimmt  vielmehr :  „Jeder  in  einer  Gemeinde  wohnende  Schweizer- 
bUrger  ist  von  Amtes  wegen  in  dos  Stimmregister  einzutragen, 
insofern  nicht  der  betreffenden  BehJJrde  die  Beweise  dafUr  vor- 
liegen ,  dafs  er  nach  den  Gesetzen  des  Kantons  von  dem  Aktiv- 
bUigerrecbt  ausgeschlossen  sei."  Der  Schweizerbtlrger  wird 
danach  also  als  stimmberechtigt  präsumiert,  sobald  er  sieb 
als  solcher  und  über  das  erforderliche  AJter  ausgewiesen  hat, 
was  mit  der  Vorlage  des  zum  Zwecke  der  Niederlassung  oder  des 
Aufenthaltes  abzugebenden  Heimatscheines  getan  ist  (vgl.  auch 
BB.  1872,  II,  765  ff.). 

Darauf  folgte  die  Bundesverfassung  von  1874  mit 
dieser  neuen  Bestimmung  betr.  die  Bedingung  des  Stimmrechts- 
ausweises,  dafs  der  Schweiz erhUrger  sich  Über  seine  Stimm- 
berechtigung  gehürig  ausgewiesen  haben  mtlsse ,  um  an  den  eid- 
genössischen Wahlen  und  Abstimmungen   teilnehmen    zu  können. 

Alsbald  erhob  sich  der  Streit  darüber,  was  gelte,  ob  das 
Bundesgesetz,  Art.  5,  oder  diese  Bestimmung  der  neuen  Bundes- 
verfassung, bezw.  ob  jenes  mit  dieser  vereinbar  sei.  Der 
Streit  entstand  in  dem  deshalb  berUhmt  gewordenen  Rekurs- 
falle  des  Gemeinderates  DUrnten,  Kanton  Zürich,  der  die 
BundesbehUrdeT)  zwei  Jahre  lang  (1876/78)  beschäftigte.  Der 
Bundesrat  vertrat  den  Standpunkt,  es  sei  nicht  ausgeschlossen, 
dafs  der  in  Art.  43,  Abs.  2,  der  Bundesverfassung  verlangte 
Stimmrechtsaus  weis  durch  eine  Bescheinigung  Über  den  Besits 
des  Seh w ei zerbUrger rechtes  und  das  Alter  von  20  Jahren  als 
erbracht  betrachtet  werden  könne,  so  dafs  die  Hinterlage  eines 
Heimatsscheines,  der  über  beides  Auskunft  gibt,  auch  als 
Aasweis  über  dieStimmberechtignng  gentigte,  mit  anderen  Worten: 
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«8  sei  Art.  5  des  BundesgeBetzes  mit  Art,  43  der  Bnndea- 
verfaBsUDg  vereinbar.  —  Von  den  beiden  Räten  der  Bundes- 
versammlung, an  die  vom  Entscheide  des  Bundesrates  reknriert 
wurde ,  trat  der  Nationalrat  dem  Bundesrat  bei ,  wogegen 
der  StMndernt  tu  Art.  43,  Abs.  2,  die  Bedingung  eines 
spesiellen  Stimm  rechtsausweiBes,  über  die  Vorlage 
eines  üeimatssch eines  hinausgehend,  erblickte.  Weil  beide  Räte 
sich  nicht  einigen  konnten,  blieb  es  beim  Standpunkt  des 
Bundesrates. 

Bei  Beurteilung  der  Streitfrage  ist  zunächst  festzustellen, 
dafs  die  betreffende  Bestimmung  des  heutigen  Art.  43,  Abs.  2, 
schon  in  der  Bundesverfasaungsrevision  1871/72,  im  November 
1871,  aufgestellt  worden  ist,  daTs  aber  die  betreffenden  Protokolle 
keinen  Anhalt  fUr  di»  Entscheidung  der  Frage  bieten.  Für  die 
Entscheidung  im  Sinne  des  Bundesrates  und  bezw.  des  National- 
ratea  sprechen  aber  folgende  Umstände:  1.  dafs  der  Bundesrat, 
als  er  das  Bundesgesetz  und  damit  den  Art,  5  einbrachte,  den  Vor- 
schlag im  Verfassungsentwürfe  betr.  die  Bedingung  des  Stimmrecbts- 
ausweises  bereits  vor  sich  hatte,  so  dafs  die  Aufstellung  des 
Art.  5  auch  dem  neuen  Verfassungsentwürfe  zn  genügen  schien, 
um  Bo  mehr,  als  der  Bundesrat  schon  damals  darauf  aufmerksam 
machte,  dafs  ein  spezieller  Stimm  rechts  aus  weis  aus  einem  anderen 
Kanton,  wie  namentlich  aus  dem  Heimatkanton,  jedenfalls  nicht 
gefordert  werden  könne,  weil  für  die  Stimmberechtigung  das 
Kecbt  des  Niederlassungskantons  mafsgehend  sei;  —  2.  dafs  die 
Entscheidung  von  Bundesrat  und  Nationalrat  die  freisinnigere 
ist,  und  daher,  wenn  Art.  5  schon  der  Bunden  Verfassung  von 
1848  entsprach,  es  nicht  weniger  bei  der  neuen  Bundesverfassung 
der  Fall  sein  kann,  von  der  hier  so  wenig  als  sonst  anzunehmen 
ist,  dafs  sie  hinter  der  Bnndeg Verfassung  von  1848  zurtlck- 
atehen  wolle. 

Die  gleiche  Begünstigung  der  PrtLBumtEon  des  Stimmrechtes, 
nachdem  der  Betreffende  sich  als  Schweizerbilrger  und  über  ein 
Alter  von  wenigstens  zwanzig  zurflckgelegten  Jahren  ausgewiesen 
hat,  wird  dann  auch  der  Stimm herecbtigung  in  kantonalen 
und  Gemeindeangelegenheiteu  von  Bundes  wegen  zu- 
erkannt. Das  Stimmrecht  in  kantonalen  und  Gemeindeangelegen- 
heiten beruht  auch  auf  Bundes  Vorschrift  (Art.  43,  Abs.  5)  und 
steht  daher  anch  unter  dem  Schutze  der  Btmdesbehörden. 
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B.    Absatz  3. 

„Niemand  darf  in  mehr  aU  einem  Kanton  politische  Bechta 
ansllben. " 

1.  Der  Satz  im  ganzen  betrifft  die  Änsttbnng  der  poli- 
tischen Rechte  bezw,  (vgl.  unten)  des  Stimmrechtes,  seist  also 
den  Besitz  desBelbea  voraus.  Er  bezieht  sich  nicht  nur  anf  das 
eidgenössische,  sondern  anch  anf  das  kantonale  nnd  Gemeinde- 
Stimmrecht,  also  anch  auf  die  folgenden  Absätze  vie  anf  den 
Torhergehendea. 

2.  Die  beiden  Teile  des  Satzes  sind:  a.  nicht  „in  mehr 
als  einem  Kanton".  Danach  erschiene  der  Satz  blofe  von 
interkantonaler  Bedeutung  in  der  Meinung,  dafs  innerhalb  eines 
und  des  gleichen  Kaotons  jemand  politische  Bechte  an  ver- 
schiedenen Orten  (Gemeinden)  zugleich  ansVben  könnte,  wenn  es 
die  kantonale  Gesetzgebung  gestattet.  Aber  das  eidgenössische 
Stimmrecht  ist  nach  Abs.  2  am  Wohnsitz  auszuüben  nnd  ebenso 
das  kantonale  und  Gemeindestimmrecht  nach  Abs.  4;  der  persön- 
liche Wohnsitz  aber,  der  hier  vorausgesetzt  ist  —  nuf  das  Gfl- 
echaftsdomizil  bezw.  die  Zweigniederlassung  kommt  es  nicht  an  — 
ist  anch  innerhalb  des  gleichen  Kantons  nur  an  einem  Orte 
möglich,  90  dafs  jeder  das  Stimmrecht,  wie  nur  in  einem 
Kanton,  so  auch  nur  an  einem  Orte  ausüben  kann  (vgl. 
anch  mein  Bundesstaatsrecht ,  S.  217)  —  b.  „politische 
Rechte".  Unter  politischen  Bechten  sind  an  sieh  nicht  nur 
aktives  Wahlrecht  und  Stimmrecht  i.  e.  S.  (bei  sachlichen  Ab- 
stimmungen), die  zusammen  das  Stimmrecht  i.  w,  S.  bilden,  zn 
verstehen,  sondern  anch  Initiativrecht  (Recht  der  Beteiligung  bei 
Volksinitiativen)  und  passives  Wahlrecht.  Aber  hier  wie  sonst 
in  der  Bundesverfsssung  (anfser  in  Art.  49,  Abs.  4;  vgl.  diesen 
Artikel)  ist  nnter  politischen  Rechten  das  passive  Wahlrecht  nicht 
gemeint,  weil  es  der  Bundesverfassung  dabei  nicht  darum  zu  tun 
ist,  den  Btlrgern  die  Teilnahme  an  der  Staatsgewalt  in  einer  Be- 
hörde, sondern  blota  als  Bürger  zu  sichern.  Unter  politischen 
Rechten  sind  also  nur  die  aktiven  politischen  Hechte  zn  ver- 
stehen, und  weil  das  Initiativrecht  immer  nnd  überall  mit  dem 
Wahl'  nnd  Stimmrecht  zusammenfällt,  ist  unter  politischen  Rechten 
kurzweg  das  Stimmrecht,  allerdings  i.  w.  S.,  zu  verstehen. 
Das  Stimmrecht  seinerseits  ist  aber,  anch  in  öffentlichen  An- 
gelegenheiten, die  hier  allein  vorausgesetzt  sind,  nicht  immer  ein 
politisches  Recht,  sondern  es  kommt  auf  die  Art  der  Angelegenheit 
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an.  Das  Stimmrecht  in  eidgenösBiscben  Angelegenheiten  zwar 
gehtSrt  gewib  zn  den  politischen  Rechten  (Abs.  2).  Ebenso  das 
Stimmrecht  in  kantonalen  Angelegenheiten  (Abs.  4).  Bei  Ge- 
rn eindeangelegenh  et  ten  dagegen  ist  nach  Abs.  4  zwischen  den 
sonstigen,  politischen  nnd  den  rein  bürgerlichen  Angelegenheiten  zu 
an tersc beiden.  In  rein  bürgerlichen  Angelegenheiten 
besitzt  der  Schweizerb Urger  das  Stimmrecht  von  Bandes  wegen 
nicht;  anf  dasselbe  bezieht  sieb  die  Snndes Verfassung  Ilberhanpt 
nicht.  Also  gilt  fUr  dasselbe  andererseits  auch  der  Grundsatz 
nicht,  dafs  es  nur  in  einem  Kanton  bezw.  an  einem  Ort  aus- 
geübt werden  könne;  es  kann  also  jemand  sehr  wohl,  wenn  er 
an  verschiedenen  Orten  verbltrgert  ist,  das  Stimmrecht  ■  in  rein 
bürgerlichen  Angelegenheiten  an  jedem  dieser  Orte  ausüben, 
sofern  es  die  kantonale  Gesetzgebung  gestattet;  die  Bundes- 
verfassung jedenfalls  steht  nicht  im  Wege. 

3.  Der  Revers  des  Satzes  im  ganzen  ist,  dafs  der  gleiche 
Bürger  anch  nicht  in  doppeltem  Mafse  politisch 
repräsentiert  sein  darf.  Die  Volksvertretung  ist  daher  nicht 
auch  nach  der  einem  Kanton  bürgerlich  angehörenden,  aber  aus- 
wärts wohnhaften  Bevölkerung  zu  bemessen,  weil  sonst  der  in 
einem  anderen  Kanton  niedergelnseene  Kantons  btlrger  doppelt  ge- 
rechnet wäre :  einmal  im  Niederlassungs-  nnd  einmal  im  Heimate- 
kanton; die  Volks  Vertretung  ist  vielmehr  allein  nach  der  Wohn- 
bevölkerung zu  bemessen,  wie  diese  anch  allein  stimmberechtigt 
ist.     Tgl.  meine  Schweizerische  Freizügigkeit,  S.  29. 

C.    Absatz  4  nnd  5. 

1.  Gegenstand.  Diese  Absätze  betreffen,  in  doppeltem 
Gegensatz  su  Abs.  2,  nicht  nur  das  Stimmrecht,  sondern  die 
Rechte  der  Schweizerborger  überhaupt,  und  betreffen  diese 
Hechte  in  Kanton  und  Gemeinden,  also,  was  das  Stimm- 
recht speziell  betrifft,  das  Stimmrecht  der  SchweizerbUrger  in 
kantonalen  nnd  Gemeindeangelegenheiten.  —  Immerhin  sind 
unter  Rechten  nur  die  öffentlichen  Rechte,  nicht  die 
zivilen  Rechte  zu  verstehen.  Die  zivil  rechtlichen  Verhältnisse 
folgen  dem  Grundsatz  von  Art.  46  und  bezw.  60  der  Bondes- 
verfiusung.  Unter  den  Öffentlichen  Rechten  sind  aber  nicht 
blols  die  politischen  Rechte  zu  verstehen,  sondern  auch  die 
übrigen,  also  alle  sog.  subjektiven  tsffentl  ichen  Rechte 
oder  Volksrechte,  auch   die   Freiheitsrechte  (auch  die   freie 
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GewerbsaaBUbnng  nnd  das  Recht  der  Erwerbung  und  VerKureerung 
von  LiegeDflchaften ,  von  dem  nach  der  ursprünglichen  Bundes- 
Verfassung  von  1848,  Art.  41,  Ziff.  4,  die  Nichtchristen, 
besonders  die  Juden,  aasgeschlossen  waren).  —  Speziell  gehört 
dazu  auch  das  Recht  auf  die  positiven  Leistungen  von  Kanton 
und  Gemeinde,  die  sog.  bürgerlichen  Kechte,  da,  wo 
der  SchweizerbUrger  niedergelassen  ist.  Dies  folgt  a  con- 
trario aus  Satz  2  von  Abs.  i.  Durch  dieae  Bestimmung  wird 
vom  Anspruch  des  niedergelassenen  Schweizerb Urgers  auf  die 
gleichen  Rechte,  wie  sie  der  Kautons-  und  Oemeindebtlrger 
besitzt,  ausgenommen:  auTser  dem  Stimmrecht  in  rein  bürger- 
lichen Angelegenheiten  auch  der  Mitanteil  an  BUrger-  und 
Korpora tion^tem.  Also  sind  im  Übrigen  ähnliche  Vorteile  von 
Kantons-  bezw.  Gerne indegtttern  und  im  weiteren  auch  sonstige 
Leistungen ,  die  Kanton  oder  Gemeinde  bieten ,  dem  nieder- 
gelassenen SchweizerbU^er  ebenso  zug&nglich  wie  dem  Kantons- 
tind  Gerne  in  debUrger. 

2.  Der  Inhalt.  Abs.  4  enthält  im  ersten  Satz  die  Regel 
betr.  die  Rechte  der  Schweizerbtlrger,  im  zweiten  eine  Anauahme, 
und  Abs.  5  enth&lt  eine  besondere  Bedingung  fUr  das  Stimm- 
recht der  Schweizerbtlrger  in  kantonalen  und  Gemeinde- 
angelegenheiten, als  eines  der  in  der  Beget  inbegriffenen  Rechte. 

a.  Die  Regel:  „Der  niedergelassene  Schweizerbtlrger  ge- 
nietst  an  seinem  Wohnsitze  alle  Rechte  der  Kanton sbtlrger  und 
mit  diesen  auch  alle  Hechte  der  Gemeindebtlrger,"  —  Unter 
„Schweizerbtlrger"  ist  hier  je  nach  dem  Recht  nicht  nnr 
der  erwachsene  männliche  Schweizerbtlrger,  sondern  auch  die 
Schweizerin  und  bezw.  der  schweizerische  Minderjährige  zu  ver- 
stehen, in  der  Meinung,  dats  zwischen  ihnen  betr.  Freibeitsrechta 
and  borgerliche  Rechte  kein  Unterschied  gemacht  werden  darf, 
wohl  aber  betr.  politische  Rechte,  weil  nach  Art,  4  der  Bundes- 
verfassungbetr.  Rechtsgleichheit  der  tatsächliche  Unterschied  des  Ge- 
schlechtes bezw.  Alters  wohl  bei  diesen,  nicht  aber  bei  Jeaen  Rechten 
rechtlich  erheblich  ist.  Immerhin  künneu  auch  in  den  politischen 
Rechten  die  Fratteu  und  bezw.  die  Minderjährigen  den  Männern 
gleichgestellt  werden,  fUr  kautouale  und  Gemeindeangelegen- 
heiten ;  fUr  eidgenössische  Angelegenheiten  dagegen  stehen  sie 
ihnen  nicht  gleich  von  Bundesverfassung»  wegen  (Abs.  2;  vgl. 
oben  8.  332  ff.).  —  Der  Schweizerbtiiger  in  diesem  Sinn  wird 
durch  Abs.  4,    Satz    1,    in    den    fiffentlichen    Rechten    nicht   nur 
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dem  KantonebUrger ,  sondern  auch  dem  Qemeind  ebUrger 
gleiehgOBtellt,  so  dafs  es  nicht  mehr  genUgt,  wie  nach  der 
früheren  Bundesverfassung  beim  Kecbt  auf  Niederlassung  (vgl. 
«ben  S.  43),  wenn  er  dem  KantonsbUrger  gleichgestellt  wird,  in 
der  Meinung,  dafs  er  mit  diesem  beliebig  anders  als  der  Ge- 
meindebUrger  behandelt  werden  durfte.  Aber  der  Schweizei^ 
bUrger  wird  di^m  Gemeindebtlrger  nicht  direkt  gleichgestellt, 
sondern  durch  daa  Mittel  der  Gleichstellung  des  KantnnbQrgers 
mit  dem  GemeindebUrger;  es  ist  aleo  nicht  nur  der  Schweizer- 
bUrger  dem  Gemeindebtlrger  gleichgestellt,  sondern  auch  und 
Torans  der  Kantonsbltrger ,  und  mit  diesem  erst  ist  er  dem  Ge- 
meindebtlrger gleichgestellt  —  mit  anderen  Worten:  die  Be- 
stimmung dieser  Gleiclistelhmg  betrifft  nicht  nur  das  inter- 
kantonale, sondern  auch  das  innerkantonale  oder  interkommunale 
Verhältnis  der  Gleichstellung.  —  Dieser  Gieichstellang  teilhaftig 
ist  aber  nur  der  niedergelassene  Scbweizerbllrger ,  im 
Gegensatz  zum  blofseu  Aufenthalter.  Der  schweizerische  Aufent- 
halter kann  also ,  streng  genommen ,  beliebig  anders  behandelt 
werden  als  der  niedergelassene  Schweizerbltrger.  Immerhin  hat 
jeder  schweizerische  Aufenthalter  die  Mäglicbkeit  dieser  Gleich- 
stellung insofern,  als  er  ein  bundesverfassungsmäfsiges  Recht 
darauf  besitzt,  nicht  blofs  als  Aufenthalter,  sondern  als  Nieder- 
gelassener, trotz  der  kantonal  rechtlichen  Kategorien  von  Niedei^ 
lassnng  und  Aufenthalt,  aufgenommen  zu  werden  (vgl.  zu 
Art,  45).  —  Die  Gleichstellung  geniefst  der  niedergelassene 
Schweizerbttrger  nur  an  seinem  Wohnsitz,  wie  er  auch  speziell 
das  Stimmrecht  nur  an  seinem  Wohnsitz  ausüben  kann  (vgl, 
oben  8.  336);  während  aber  dieses  an  den  persönlichen  Wohn- 
sitz gebunden  ist,  genügt  fUr  andere  Rechte  nach  Art  derselben 
auch  ein  Wohnsitz  sonst. 

b.  Die  Ausnahme:  betr.  den  Mitanteil  an  Bürger-  und 
Korporati onsgUtern  und  das  Stimmrecht  in  rein  bürgerlichen 
Angelegenheiten.  —  Beide  Rechte,  auf  die  sich  also  die  Gleich- 
stellung des  SchweizerbUrgers  mit  Kantons-  und  GemeindebUi^er 
nicht  bezieht,  betreffen  die  Bit  rgergemeinde  und  die  sog. 
Korporation,  beides  Verwaltungskörper  im  Gegensatz  zur 
politischen  Gemeinde.  Bq rgergemeinde  einmal  ist  die  zu  einer 
Einheit  (Persönlichkeit,  juristischen  Person)  erhobene  Gesamtheit 
der  Bürger  einer  Gemeinde,  deren  Mitglied  man  nur  durch  Er- 
werbung   des    BUrgenfechtes    der    Gemeinde    wird,    und    BUrger- 
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guter  sind  also  diu  einer  solchen  Gemeinde  ^hörigen  Ottter, 
ancb  soweit  sie  nicht  zur  Nutzung  durch  die  BUrger,  sondern  za 
gemeinsamen ,  der  BUrgergemeinde  vorbehaltenen  Ofientlichea 
Zwecken  bestimmt  sind  (ein  Antrag  Anderwerth  wollte  betr.  die 
BürgergUter  nur  den  Anteil  an  den  btirgerlichen  Nntznngs- 
gtttem  ansnehmen;  Tgl.  Revisionsprotokoll  1B71/75,  S.  194,  205). 
Korporation  andererseits,  sc.  Gemeindekorporation,  ist  die  Toil- 
gemeinde  mit  bestimmten  ZweckgUtem  nnd  danach  bestimmton 
Zwecken,  die  teils  noch  öffentlich  sind,  teile  insofern  bereits  privat- 
recfatlicb  geworden  sind,  als  aie  nnr  in  der  Nntzting  des  Outea 
dnrch  die  Genossen  bestehen;  die  Mitgliedechaft  bernht  auf  be- 
sonderer persönlicher  Verbindung  oder  anf  Erwerb  eines  Teil- 
rechtes.  Also  auch  soweit  die  Korporation  noch  Offentlicfa- 
rechtlich  ist,  besitzt  der  Schweizerborger  kein  bundeemXfsiges 
Recht  anf  Hitanteil  oder  Stimmrecht  dabei.  —  Beide  Rechte, 
Mitanteil  an  BUrger-  und  Korporation sgiltem  nnd  das  Stimm- 
recht in  rein  bürgerlichen  Angelten heiten ,  sind  aber  nur  dem 
ScfaweizerbUrger  vorenthalten,  nicht  anch  dem  Kantons- 
bttrger,  so  dals  dieser  kraft  der  kantonalen  Gesetzgebung  darauf 
Anspruch  haben  kann,  ohne  dafs  deshalb  auch  der  Schweisrar- 
btlrger  darauf  Anspruch  hätte.  Immerhin  kennen  diese  Rechte 
durch  die  kantonale  Gesetzgebung  auch  den  ScbweizerbUigem 
eingerHumt  werden ,  mit  anderen  Worten :  die  Bestimmung  betr. 
die  Rechte  der  Schweizerblli^r  gegenüber  Kanton  nnd  Gemeinde 
ist  nur  eine  HiDimalbestiminung,  die  dnrch  die  kantonale  Gesetz- 
gebung zugunsten  der  Schweizerbürger  erweitert  werden  kann. 

c.  Die  besondere  Bedingung  für  das  Stimm- 
recht der  SchweizerbUrger  in  kanteaalen  und  Oemeinde- 
angelegenbeiten ,  Abs.  5,  —  Der  SchweizerbUrger  erwirbt  dieses 
Stimmrecht  erst  nach  einer  Kiederlassung  von  drei  Monaten. 
Das  ist  die  sog.  Karenzzeit  fUr  das  Stimmrecht  der  Schweizer- 
bUi^r  in  diesen  Angelegenheiten.  Immerhin  ist  diese  Karenz- 
zeit fakultativ,  d.  b.  die  Kantone  kCanen  das  Stimmrecht  in 
kantonalen  nnd  Gemeindeangelegenheiten  den  niedergelassenen 
Schweizerbttrgern  sofort  geben,  wie  sie  das  Stimmrecht  auch  dem 
Aufenthalter  und  diesem  mit  beliebiger  oder  ebenfalls  ganz  ohne 
Karenzzeit  geben  ktSunen.  —  Ob  aber  diese  besondere  Bedingung 
auch  in  kirchlichen  Angelegenheiten  gilt?  bexw.  ob  jeder 
Kantons-  nnd  SchweizerbUrger  der  betreffenden  Konfession,  der 
seit  drei   Monaten    in    der   Gemeinde   niedergelassen   und    sonst 
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nicht  vom  Stimmrecht  BUBgearhloBBen  iet,  Ansprach  anf  Stimm- 
berechti^ng  in  der  Kirchengemeinde  bnt?  Die  Frage  ist  sehr 
bestritten.  Die  Beantwortung  der  Frage  hangt  davon  ab,  ob 
Angenommen  wird,  die  Bedingung  gelte  nur  fUr  die  politischen 
Angelegenheiten  oder  für  alle  anderen  anfeer  den  rein  bürger- 
lichen Angelegenheiten.  Anf  dem  Standpunkt  der  ereteren 
Annahme,  also  auf  dem  der  Vemeinnng  der  Frage  stehen 
gewisse  kantonale  Gesetzgebungen  in  Kirchensachen  (Bern, 
Neuenbui^)  nnd  von  selten  der  Theorie  Gareis  und  Zorn, 
Staat  und  Kirche  in  der  Schweiz  (L,  384  n.  626),  ebenso  mein 
GrnndriCs  des  Staats-  und  Verwaltungs rechts  der  schweizerischen 
Kantone  (II,  207);  danach  richtet  sich  das  Stimmrecht  in 
Kirchensachen  b%zw,  in  der  Kirch engemeinde  Überhaupt  nicht  nach 
Art.  43  der  BundesverfasRung ,  sondern  lediglich  nach  der 
kantonalen  Gesetzgebung.  Für  Bejahung  der  Frage  dagegen 
hat  sich  die  Bund  es  Versammlung  anlafslich  der  Genehmigung  der 
Glarner  Verfassang  ausgesprochen  (vgl.  v,  Salis  I,  S.  166). 

D.    Absatz  6. 

„Die  kantonalen  Gesetze  aber  die  Niederlassung  und  das 
Stimmrecht  der  Niedergelassenen  in  den  Gemeinden  unterliegen . 
der  Genehmigung  des  Gemeinderates. " 

Das  ist  also  eine  formale  Bedingung.  Gegenstand  derselben 
sind  nicht  blofs  Rechte  der  Niedei^elassenen  nnd  nicht  alle 
Rechte  der  Niedergelassenen,  sondern  folgende.  1.  Das  Recht 
auf  Niederlassang,  wie  es  in  Art.  45  festgesetzt  ist.  Art.  43, 
Abs.  6,  beseieht  sich  also  insofern  nicht  auf  vorangehende  Be- 
stimmungen des  gleichen  Art.  43 ,  sondern  auf  Art  45 ,  damit 
die  Erfüllung  von  dessen  Bestimmungen  durch  den  Bundesrat 
festgesetzt  werden  kSnne.  —  2.  Betr.  die  Rechte  der  Nieder- 
gelassenen ,  wie  sie  in  Art,  43  selbst  bestimmt  sind ,  unterliegen 
nicht  alle  der  Wahrung  des  Bandesrates  auf  dem  Wege  der 
Genehmigung  der  bezüglichen  kantonalen  Erlasse,  sondern  nur 
das  hauptsächlichste  derselben,  das  Stimmrecht,  und  zwar  auch 
nur  da,  wo  es  am  ehesten  der  Beeinträchtigung  ausgesetzt  er- 
scheint, nftmlicb  in  den  Gemeinden,  und  hier  gibt  es  ein 
bandesverfaesnngsmafsiges  Recht  auf  Stimmrecht  nur  für  die 
Niedergelassenen.  Das  Stimmrecht  der  Niedergelassenen  in  den 
Gemeinden  ist  es  also,  bezüglich  dessen  die  kantonalen  Gesetze 
dem    Bundesrat    zur    Genehmigung    vorzulegen     sind.       Speziell 
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handelt  es  sich  offenbar  darum,  dafs  politische  Gemeinde- 
angelegen  h ei ten  nicht  etwa  iUschlicherweiae  unter  dem  Titel 
von  bürgerlichen  Angelegenheiten  dem  Stimmrecht  der  Schweizer- 
btlrger  vorenthalten  werden.  —  3.  In  jedem  Fall,  betreffe  nun  der 
kantonale  Erlafs  das  Kecht  auf  Niederlassung  oder  das  genannt« 
Stimmrecht,  kommt  es  nicht  darauf  an,  ob  der  Erlafs  ein  Gesetz 
oder  eine  Verordnung  sei.  Auch  blofse  Verord  nungen  dieses 
Inhaltes  unterliegen  der  bnndesrKtlichen  Genehmigung;  sonst 
kennte  das  Recht  des  Bundes  einfach  umgangen  werden.  Übrigens 
betrifft  es  Rechte  der  Bürger,  und  solche  können  nur  im  Gesetz- 
gebun^wege  festgestellt  werden,  oder  das  Gesetz  mtlfsta  wenigstens 
die  Feststellang  dem  Yerordnungsrechte  delegieren ,  in  welchem 
Fall  der  delegierte  Erlafs  den  gleichen  Bedingungen  unterliegt, 
denen  der  delegierende  unterläge,  also  auch  der  Bedingung  der 
bundesrStlichen  Genehmigung. 

Artllcel  44. 

Kein  Kanton  darf  einen  E&ntonsbflrfrer  ans  seinem  Gebiete 
verbannen  (verweisen)  oder  Ibn  des  Bttr^errechtes  verlnsti;  er- 
kl&ren. 

Die  BedinKung'en  fQr  die  Erteilung  des  BDr^errechtes  an  Ans* 
ttnder,  sowie  diejenigren,  unter  welchen  ein  Schweizer  zum  Zwecke 
der  Erwerimuf  eines  ausländischen  Bflrgerrechtes  anf  sein  BDrfer* 
recht  verclchten  kann ,  werden  durch  die  Bundes^esetzgebun;  ge- 
ordnet.   

Literatur:  Estoppey,  La  loi  fMfrale  du  3.  VII.  1876  sur  I& 
natural isation  et  la  renonciation  k  la  nalionalit^  eui»ee,  1888:  Rieser, 
Das  Schweizerbargerrecht,  1892  (Zeitachr.  fQr  Schweiz.  Statistik  ]892, 
S.  150ff.);  Carlin,  Erwerb  und  Verlust  des  Schwcizerbürgerrecht» 
(ZeitBchr.  fSr  schweif.  Recht,  n.  F.  XIX):  Stoll,  Der  Verlust  des 
Schweizcrbürgerrecbtes,  1888;  Kunz,  Die  Strafe  der  I^n  des  Verweisung 
nach  Schweiz.  Recht,  1895;  Sehmid,  Unsere  Fremdenfrago,  1900. 

I.   Der  Artikel  im  ganzen. 

Er  hat  zum  Gegenstande  das  Kantonsbllrgerrecht 
selbst,  im  Gegensatz  zu  Art.  4H,  Abs.  1,  welcher  blofs  die  Folge 
desselben,  das  Schweizerbitrgerrecht,  statuieit. 

.  Er  bestimmt  zum  Teil  den  Erwerb  und  Verlust  desselben, 
zum  Teil  auch  den  Inhalt  des  Bürgerrechtes;  aber  weder 
das  eine  noch  das  andere  vollständig  (aufser  den  Verlust), 
sondern  ganz  nach  Bedürfnis    und  durcheinander.    So  enthält  der 
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1.  Absatz,  1.  Satzteil,  eine  Bestimmung  betr.  den  Inhalt  insofern, 
als  die  Verbannung  des  KantonsbUi^ers  verboten  nnd  damit  das 
unbedingte  Wohnsitzrecht  als  Bechtsfolge  des  Bürgerrechtes 
statuiert  wird.  Der  2.  Satzteil  betrifll  den  Verlast  (AusBchlafs  des 
fiUrgerrechtsveTlastes).  Und  der  2.  Absatz  betrifft  Erwerb  und 
Verlast,  aber  nur  im  Verhältnis  znm  Ausland.  Den  Erwerb  ftlr 
Schweizerbllrger  bestimmt  der  Artikel  nicht:  weder  verleiht  er  ein 
Recht  auf  Erwerb  (vgl.  oben  S.  331),  noch  stellt  er  die  Be- 
dingungen dafür  fest.  —  Nach  diesen  Sfttsen  teilt  sich  dann  die 
Erklärung  des  Artikels  im  einzelnen. 

II.  Das  Verbot  der  Verbannnng. 

Der  Artikel  statuiert  damit  also  das  unbedingte  Wohn- 
sitzrecht des  KantonsbUrgers  im  Kanton.  —  Das  Verbot  ist 
neu.  Es  ist  eingesetzt  durch  die  Bundesverfassung  von  1874 
in  den  Art.  43  der  früheren  Bundesverfassung  und  veranlafst 
durch  die  Praxis  der  kantonalen  Gesetzgebung,  wonach  die  Landes- 
verweisung als  Strafe  gegen  KantonsbUrger  eingeführt  worden 
war,  um  Schweizerbllrger  ausweisen  zu  dUrfen.  Nach  der 
Bundesverfassung  von  1848,  Art.  41,  Ziff.  6,  in  Verbindung  mit 
Art.  48  konnten  nämlich  SchweizerbDrger  durch  gerichtliches 
Strafnrteil  nur  ausgewiesen  werden,  wenn  die  Strafe  der  Weg- 
weisung auch  fUr  KantonsbUrger  bestand. 

Für  die  nähere  Erklärung  des  Verbotes  ist  jedes  Wort  des 
Verfassungen] Kfsigen  Satzes  von  Bedeutung,  nur  ist  vom  letzten 
Worte  als  dem  Gegenstand  des  Verbotes  auszugehen.  1.  „Ver- 
bannen". Unter  Verbannnng  als  Gegenstand  des  Verbotes  ist 
die  strafrechtliche  bezw.  straf  richterliche  Verbannung ,  die  Strafe 
der  Landesverweisung,  zu  verstehen  —  im  Gegensatz  zur  polizei- 
lichen Wegweisung,  der  Entziehung  der  Niederlassung  aus  polizei- 
lichen Gründen,  die  durch  Art.  45  normiert  wird.  —  2.  o^us 
seinem  Gebiet".  Der  Ausdruck  ist  allgemein  und  bezieht  sich 
offenbar  auf  das  ganze  Kantonsgebiet,  ohne  verschiedene  Teile 
desselben  auszunehmen ;  daraus  folgt,  dafs  das  verfasBungsmäfsige 
Verbot  der  Kantons  Verweisung  auch  auf  die  Bezirke  bezogen 
werden  mnfs,  in  der  Meinung,  dafs  nicht  nur  nicht  aus  dem 
Kanton,  sondern  auch  nicht  ans  einem  Bezirke  desselben  aus- 
gewiesen werden  darf.  So  interpretiert  das  Bnndesgericht  (B.E. 
I,  79,  lit.  d).  Deutlicher  gesagt:  der  Ausdruck  gilt  nicht  nur 
für  das  Kantonsgebiet  im  gan»en,  sondern  auch  fltr  die  einzelnen 
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Teile  deaselben,  ist  also  unter  Umständen  gleichbedentend  mit 
„«US  einem  Gebiete  desselben"  (sc.  des  Kantons).  —  3.  „Einen 
Kan  tonsbUrger".  Aber  auch  ein  Schweizerbürger  darf  nicht 
aus  einem  Kantone  verwiesen  werden,  weniger  infolge  des  Art.  60 
der  Bundesverfassung,  als  zufolge  des  Art.  45  {vgl.  B.E.  1,  c, 
iit  c  und  6.  264  ibid  ).  Art.  60  stellt  zwar  die  SchweiaerbHrger  den 
Kantonsbürgern  gleich,  aber  nur  mit  Bezug  auf  Verhaltnisse,  die 
nicht  dui^li  andere  Artikel  der  Bundesverfassung  besonders,  anders 
geregelt  sind,  wie  es  gerade  in  dieser  Besiehnng  der  Fall  ist, 
oder  einer  besonderen  Regelung  wenigstens  Torhehalt«n  sind  (vgl, 
unten  zu  Art.  60).  Art.  45  dagegen  schliefst  die  Entziehung  der 
Niederlassung  aas  anderen  als  den  darin  bestimmten,  schweren 
Gründen  aus.  Zwar  ist  damit  die  polizeiliche  Entziehung  gemeint, 
aber  auch  die  strafrichterliche  Entziehung  erscbeint  auf  diese  Gründe 
beschrttnkt,  sonst  kannte  schlierslicb  wegen  einer  blofsen  Polizei- 
Übertretung,  zwar  nicht  durch  die  Polizei,  aber  durch  das  Gericht, 
Entziehung  der  Niederlassang  erfolgen.  Art.  44  betr.  die  Frage 
der  Verbannung  von  Schweizerbürgem  ist  also  durch  Art  45  zu 
interpretieren.  —  4.  „Kein  Kanton".  Wenn  ein  Kanton  nicht 
nur  nicht  einen  KantonsbUrger,  sondern  auch  nicht  (wenigstens 
nicht  schlechthin,  nicht  ohne  die  Voraussetzungen  des  Art.  45) 
einen  6chweiaerbUrger  aus  seinem  Gebiete  verbanneD  darf,  so 
sollte  man  meinen,  auch  der  Bund  dürfe  keinen  Schweizer- 
bürger aus  seinem  Gebiete,  aus  der  Schweiz  verbannen.  Aber  die 
Strafgesetze  des  Bundes  (Bundesgesetz  über  die  Strafi-echtspflege 
fiir  die  eidgenössischen  Truppen,  v.  27.  VHI.  1851,  B.G.  2/606, 
Art.  4,  Iit.  d  und  Art.  8,  Abs.  3,  nud  Bundesgesetz  über  das 
Bundesstrafrecht  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft,  t.  4.  IL 
1853,  B.G.  3/404,  Art.  2  Iit.  c  und  Art.  5,  Abs.  3)  statuieren 
die  Landesverweisung  als  Strafe  nnd  zwar  ausdrücklich  auch  tVit 
Schwetzerbürger.  Und  diese  Bestimmungen  gelten  nicht  als  durch 
die  Bundesverfassung  von  1874,  Art.  44  aufgehoben,  sondern  als 
heute  noch  gültig  (vgl,  Stoofs,  Die  Gmndaüge  des  schweizerischen 
Strafrechts  I,  63,  nnd  Knnz,  Die  Strafe  der  Landesverweisung 
nach  schweizerischem  Recht,  8.  108). 

IIL  AaBschlaDi  des  Bärgerreelitaverliistes. 

1.  Die  Bestimmung  stand  schon  in  der  Bundesverfassung  von 
1848  und  bildete  fllr  sich  (noch  ohne  die  Verbann nngshestimmung) 
den  Abs.  1   von  alt  Art.  43. 
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2.  Die  EünfUhrnng;  deiaelben  bernbte  auf  einem  sehr  prak- 
tischen Grunde,  nebenbei  aber  auf  einer  sehr  idealiatischea, 
phantastischen  Anschaunng.  Der  praktische  Grund  war  der,  die 
fleimatslosigkeit  zn  verhüten,  die  vielfach  dadnrcti  entstanden  war, 
d&fs  die  Kantone  an  den  Religionswecfasel  und  die  £ingehung  ge- 
mischter Ehen  die  Heimatslnsigkeit  als  gesetzliche  Folge  knUpften, 
nnd  dafs  dieselbe  anch  als  gerichtliche  Strafe  anegesprochen 
werden  konnte.  Phantagtisch  dagegen  war  die  dabei  mitwirkende 
Anschauung,  die  tief  im  Volke  begründet  sei :  das  schweiserische 
Heimatsrecht  könne  niemals  verlorengehen,  es  mllsse  sogar  heilig 
geachtet  werden  nsw. 

S.  Was  ist  aber  unter  „verlustig  erklären"  eu  ver- 
stehen? a.  Die  VerlnstigerkUntng  ist  jedenfalls  ein  Akt,  der 
von  der  anderen,  dem  Berechtigten  gegenüberstehenden  Seite, 
gegen  seinen  Willen  erfolgt  —  steht  also  im  Gegensatz  zum 
Verzicht,  zur  freiwilligen  Aufgebung  des  Bttrgerrechtes  durch 
den  Schweizerburger  selbst;  der  Verzicht  ist  nicht  ausgeschlossen, 
aber  nur  er  ist  als  Qrand  des  Bürgerrechtsverlnstes  anerkannt. 
Das  schweizerische  Btlrgerrecbt  bedeutet  also  immerhin  keine  nn- 
bedingte  und  noläsliche,  auch  durch  Verzicht  nicht  lOsbare  Ver- 
bindung mit  dem  Heimatsstaat,  m.  a.  W. :  keine  sog.  ,perpetual 
allegiance",  wie  z.  B,  das  russische  Bürgerrecht.  —  Im  weiteren 
aber  bedürfen  sowohl  „verlustig"  als  „erklären"  einer  näheren  Er- 
ISnterung.  „Verlustig"  heifst:  nicht  nur  unverjährbar  d.  h. 
nicht  durch  Zeitablauf  verlierbar,  sondern  auch  sonst  unverlierbar, 
weder  durch  die  Erwerbung  eines  fremden  Bürgerrechtes,  noch 
durch  den  Eintritt  in  fremde  Dienste,  noch  durch  sonstige  Hand- 
lungen des  Berechtigten,  aufser  durch  Verzicht  (vgl.  oben),  ver- 
lierbar.  —  Und  „erklären"  bedeutet  nicht  blofs  eine  Verfügung, 
einen  Einzelsproch,  speziell  ein  gerichtliches  Urteil  zur  Strafe  für 
Verbrechen  oder  Vergehen,  sondern  auch  ein  Gesetz,  eine  all- 
gemeine gesetzliche  Bestimmung ,  die  den  Verlust  des  Bürger- 
rechtes als  unmittelbare  Folge  gesetzlicher  Gründe  (wie  Verjährung, 
Erwerb  eines  anderen  Bürgerrechtes,  Eintritt  in  fremde  Dienste) 
statuierte.  Der  Bürger  kann  also  gegen  seinen  Willen  weder 
durch  Verfügung  (Urteil)  noch  durch  Gesetz  des  Bürgerrechtes 
verlustig  erklBrt  werden. 

IV.    Das  VerhUtnis  zum  Ausland. 

Der  entsprechende  Art.  43  der  früheren  Bundesverfassung 
statuierte  diesfalls  nur  eine    Bedingung    für  die  Erteilung  des 
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Bürgerrechtes  sn  Änst&nder  durch  die  Kautoae,  nämlich  dafa  sie 
ans  dem  frUberen  8taat§Terband  entlassen  würden.  —  Der  heatige 
Art.  44,  Abs.  2,  dangen  sieht  ein  Bundesgesetz  vor  betr.  die 
Bedingungen  überhaupt  für  die  Erteilung  des  Bürgerrechtes  an 
AuslSnder,  zugleich  aber  auch  für  die  Bedingungea  des  Verzichtes 
von  Schweizern  auf  das  schweizerische  Bürgerrecht.  In  Ans- 
fuhrung  dieser  Bestimmung  war  das  fiundeagesetz  betr.  die 
Erteilung  des  Schwe  izerbUrgerrechtes  nnd  den  Ver- 
zicht auf  dasselbe,  v.  3. VII.  1876  (B.G.  II,  510),  erlassen 
worden.  Betr.  die  Erteilung  des  Schweizerb Urgerrechtes  an  Aus- 
länder, so  stellte  das  Bundesgeaetz  aufser  der  einen  schon  in  dar 
Bundesverfassung  von  1848  enthaltenen  bezw.  ihr  ähnlichen  Be- 
dingung noch  eine  zweite  Bedingung  auf,  nämlich  die  eines  zwei- 
jährigen unnnterbroiibenen  Wohuaitzes  in  der  Schweiz  —  beides 
erschwerende  Bedingungen  im  Öffentlichen  Interesse,  die  erstere 
zur  Vermeidung  von  Konflikten  mit  dem  Aasland  und  die  zweite 
znr  Wahrung  der  Ehre  des  SchweizerbUrg errech tes ,  damit  die 
Erwerbung  ernsthaft  gemeint  nnd  die  Erteilung  nicht,  wie  es 
vielfach  geachah,  zn  einem  Gegenstände  der  Geld  Spekulation  ge- 
macht werde. 

Dieses  Gesetz  ist  ersetzt  worden  durch  das  Bundesgesetk 
betr.  die  Erwerbung  des  Schweizerbürgerrechtes 
und  den  Verzicht  auf  dasselbe,  v.  25.  Vi.  1903  (B.G. 
XIX,  6dO).  Vgl.  auch  Anleitung  zur  Erlangung  der  bu&desrät- 
lichen  Bewilligung  fUr  Einbürgerung  und  Wiedereinbürgerang : 
B.B.  1904,  I,  12.  —  Der  ausgesprochene  Zweck  dieser  Gesetzes- 
reviaion  war  die  Erleichterung  der  Einbürgerung  der 
in  der  Schweiz  wohnenden  Ausländer  mit  Kücksicht  darauf,  dafs 
sich  die  Zahl  derselben  im  Verhältnisse  zur  einheimischen  Be- 
vOlkernng  bedenklich  vermehrt  hatte.  Zu  diesem  Zwecke  sollte 
nicht  sowohl  von  den  früheren,  nach  wie  vor*  im  öffentlichen 
Interesse  liegenden  Bedingungen  abgegangen  als  vielmehr  nach 
anderer  Seite  ErleicfateruDg  geschaffen  werden  durch  1.  Naturali- 
sation der  Ausländer  von  Gesetzes  wegen  aus  bestimmten  Gründen 
(Geburt,  längerer  Wohnsitz,  ßSentlicber  I>ienst  im  Lande),  2,  Ge- 
währung eines  Rechtes  auf  Einbürgerung  nnd  3.  durch  Keduhtion 
der  Ei nkaufsgeb Uhren.  Dabei  konnte  es  sich  fragen,  ob  solche 
Erleichterungen  mit  Art.  44,  Abs.  2,  vereinbar 
bezw.  ohne  Verfasaungsrevision  zulässig  seien ,  nach  Geschichte 
und     Wortlaut    dieser    Verfassungabestimmung.      Nach    der    Ge- 
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schiebt«  insofera,  ttls  man  bei  Übertragung  der  Aufstellung  von  Be- 
dingungen an  die  BundeBgeaetzgebung  der  Meinung  war,  dafa 
die  Bundesgeaetzgebung  gegen  Leichtfertigkeiten  in  der  Erteilung 
dea  Bürgerrechtes  an  Ausländer  Stellung  nehme,  alsu  weitere  die 
Einbllrgerung  insofern  erschwerende  Bedingungen,  aufser  derjenigen 
der  Bundesverfassung  von  1848,  aufstelle.  Auch  der  Wortlaut 
der  VerfasBungsbestimmung  liefs  die  Kompetenz  der  Bundesgeaetz- 
gebung  zu  solchen  ErleichteruDgen  nicht  unzweifelhaft  erscheinen: 
es  ist  nur  von  „Bedingungen"  die  Hede;  Bedingungen  bilden  aber 
an  sich  immer  eine  Erschwerung,  haben  also  ohne  weiteres  den 
Sinn  von  erschwerenden  Bedingungen,  während  die  beabsichtigten 
Erleichterungen  nicht  nur  eine  Minderung  von  Bedingungen, 
Bondera  die  Befreiung  von  solchen,  wenn  auch  nach  anderer 
Seite,  d.  h.  von  bisher  kantonalen  Bescbrtiiikungen,  involvierten.  Bei 
Revision  des  bisherigen  Gesetzes  ist  aber  auf  diese  ganze  Frage  kein 
Gewicht  gelegt  worden,  aondern  es  kam  blofa  zur  Erwägung,  ob  die 
Einfuhrung  vou  Erleichterungen  von  Bundes  wegen  zu  ge- 
schehen habe  oder  aber  den  Kantonen  zu  UberlASsen 
bezw.  ihnen  die  Ermächtigung  dazu  zu  geben  sei,  und  die 
Revision  hat  sich  auf  den  schwSchlichen  Standpunkt  der  zweiten 
Alternative  gestellt  (vgl.  B.B.  1901.  II,  458). 

Artikel  4B. 

Jeder  Schweizer  hat  das  Becht,  sich' [in ner halb  des  Bchwel- 
zerischeu  Gebietes  an  Jedem  Orte  uiederznlaaBen ,  wenn  er  einen 
Heimatschein  oder  eine  andere  flelchbedentende  AiiBwelsaohrift 
besltit. 

Aasnahmsn  eise  bann  die  NlederlaHsangr  denjeniir^n,  welche  In- 
fo^e  eines  s tr äff erichl liehen  Urteils  nicht  im  Besitze  der  bUrjrer- 
liehen  Rechte  und  Ehren  sind,  rervf  tigert  oder  eutzog'en  werden. 

Weiterhin  kann  die  Mederlassnng  denjenigen  entzogen  werden, 
welche  wegen  schwerer  Vergehen  wiederholt  gerichtlich  bestraft 
worden  sind,  sowie  denjenigen,  welche  dauernd  der  ötTeutllchen 
Wohltätigkeit  zur  Last  fallen  nnd  deren  Heimatgemeinde,  beziehungs- 
weise Heimatkanton  )eine  angemessene  Unters tDtznng  trotz  amtlicher 
Anffordernngr  nicht  ir^währt. 

In  Kantonen,  wo  die  VrtHche  ArmenpHege  besteht,  darf  die 
Bestattung  der  Niederlassong  fttr  EantongangehCrige  an  die  Be- 
dingung geknfipft  werden,  dafs  dieselben  arbeitsfähig  und  an  Ihrem 
bisherigen  Wohnorte  im  Heimatkanton  nicht  bereits  In  dauernder 
Weise  der  fiffentUchen  Wohltätigkeit  zur  Last  gefallen  seien. 
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Jede  iMwelsnBg  we^en  TerarmaiiK  morB  Ton  Seite  4er  Be- 
^lermi;  des  NlederlossDnggkantons  genehmigt  nitd  der  belaiatlleheH 
Begiemng  znm  Torans  angezeigt  irerden. 

Der  niedergelassene  Schwelierb Arger  darf  Ton  Seite  des  die 
Niederlassung  gestattenden  Kantons  mit  keiner  Bflrgscliaft  nnd  mit 
keinen  andern  besondem  Lasten  behafs  der  NlederlaBsnng  belegt 
werden.  Ebenso  darf  die  Oemelnde,  in  iteicher  er  seinen  Wnbu- 
sftz  nimmt,  Ihn  nicht  anders  besteuern  als  den  OrtsbU^^er. 

Ein  Bundesgesetz  wird  das  Maximum  der  ftr  die  üffederlassangs- 
bewllllgnng  zn  entrichtenden  Kanzlei gebtlhr  bestimmen. 

Literatur;  Schollenberger,  Die  oehweiz.  Freizügigkeit,  1891 ; 
derselbe,  „Freizügigkeit"  im  Handwörterbuch  der  Schweiz.  Volkswirt- 
schaft, Sozialpolitik  und  Verwaltung;  Bertheau,  Die  bundesrechtliche 
Praxis  betr.   die  Nieder! asBuugsfreili ei t   usw.  (schon   zu  Art.  31   zitiert). 

Der  Komplex  der  Art.  45 — 48.  Diese  Artikel  zns&mmen 
betreffen  das  Recht  der  Freizügigkeit  und  zwar  der  persön- 
lichen Freizügigkeit,  d,  h.  das  Recht  des  freien  Zuges  der  Person 
von  Ort  zu  Ort,  im  Gegensatz  zur  wirtschaftlichen  Freizügigkeit, 
enthalten  hauptsächlich  in  der  Abschaffung  der  Abzugsrechte 
und  der  Zugrechte  (vgl.  Art.  62  und  63).  Der  erster«  dieser 
Artikel,  Art.  45,  ist  der  Hauptartikel.  Die  weiteren  Aitikel  er- 
scheinen nicht  blofs  „gewissermafsen  als  Anhängsel"  (Blumer- 
&[oreI  I,  9.  316) ,  sondern  stehen  iu  einem  ganz  bestimmten 
Verhältnis  zu  demselben ,  nämlich  im  Verhältnis  von  Folge- 
bestimmung (Art.  46),*  AnsfUhrungsbestimmung  (Art  47)  und  Aus- 
nahmebestimmung (Art.  48)-  —  Eine  dem  ersten  Artikel  ent- 
sprechende, wenn  anch  viel  beschränktere  Bestimmung  gab  es 
schon  unter  der  Bundesverfassung  von  1848  (Art.  41);  die  weiteren 
Artikel  dagegen  sind  neu. 

Der  Art.  45  für  sich.  Er  statuiert  das  Recht  auf 
Niederlassung,  im  Gegensatz  zu  Art,  43  betr.  die  Rechte  der 
Niedergelassenen.  Über  das  Verhältnis  des  Art.-  45  znm  früheren 
Art  41  vgl.  oben  S.  43  und  bezw.  S.  37.  —  Betr.  den  näheren 
Inhalt  des  Artikels  selbst  ist  zu  unterscheiden  zwischen  I.  Prinzip 
(Abs.  1),  II.  den  Vorbehalten  vom  Prinzip  betr.  Verweigerung 
and  Entziehnng  der  Niederlassung  (Abs.  2—5)  und  III.  den  fikono- 
miscben  Folgen  des  Prinzips  (Abs.  6  und  7). 

I.    Prinzip. 

Das  drückt  sich  in  Folgenden  Sätzen  aus:  1.  Der  Artikel 
gilt  nur  ftlr   Schweizerbll rger   („Jeder   Schweizer   hat   das 
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Recht  .  .  .").  Das  Recht  der  Aaslftsder  beurteilt  sich  nach  den 
Vertrugen ;  immerhin  können  die  Ausländer,  soweit  die  VertrKge 
ungtlnstiger  aind,  von  den  Kantonen,  und  diesen  steht  das  Nieder- 
laasungswesen  zu,  gleich  den  SchweizerbUrgem  behandelt  werden ; 
aber  die  AuslXnder  haben  kein  Recht  darauf.  —  2.  Der  Schweizer 
bat  das  Recht,  sich  innerhalb  des  schweizerischen  Gebietes  an 
jedem  Orte  niederzn lassen,  nicht  nur  in  jedem  Kauton,  sondern 
auch  innerhalb  eines  Kantons  in  jeder  Gemeinde;  m.  a.  W. :  der 
Artikel  schafft  ein  Recht  des  freien  Zuges  nicht  nur  von  Kanton 
zu  Kanton,  sondern  auch  innerhalb  eines  Kantons  von  Gemeinde 
zu  Gemeinde.  —  3.  Der  Schweizerbflrger  hat  das  Recht,  sich 
niederznlaseen  und  damit  die  vollen  Rechte  eines  Nieder- 
gelassenen zu  erwerben;  er  braucht  sich  nicht  mit  einer  Aufeut- 
haltsbewilliguDg  und  mit  den  minderen  Rechten  eines  Aufent- 
halters zu  begnügen.  —  4.  Die  Bedingung  ist,  dafs  er  einen 
HeimatsBchein  oder  eine  andere,  gleichbedentende  Ausweis- 
schrift  j3eBitze ;  aber  nur  das  ist  Bedingung.  Analyse :  es  kann 
kein  weiterer  Aas  weis  verlangt  werden,  weder  an  Ver- 
mögen wie  früher  vietfecb,  noch  an  Papieren,  und  zwar  in 
letzterer  Beziehung  kann  speziell  kein  Ausweis  über  bürger- 
liche Rechte  und  Ehren  verlangt  werden,  obschon  wegen  Ver- 
lustes derselben  infolge  strafgerichtlichen  Urteils  die  Nieder- 
lassung verweigert  werden  kann.  Andere  Papiere  im  Interesse 
der  Öffentlichen  Ordnung  (Ordnungspapiere),  wie  Zivi Istandssche ine, 
MilitBrbUchlein,  können  verlangt  werden,  nur  nicht  als  Bedingung 
der  Niederlassung,  sondern  unter  Ordnungsstrafe.  —  Betreffend 
den  vorgeschriebenen  Heimatsschein,  so  ist  das  Formular  des- 
selben festgestellt  durch  Konkordat  vom  28.  I.  1854  (B.G.  4/357). 
Danach  gibt  es  zwei  Formulare :  eins  fUr  verheiratete  männliche 
Personen  und  ein  zweites  für  Unverheiratete  beider  Geschlechts. 
Im  zweiten  ist  der  Vorbehalt,  dafs  zur  Eingehung  einer  Ehe  die 
Vorschriften  des  Hetmatekantons  beobachtet  werden  mllfsten,  als 
unvereinbar  mit  Art.  54  der  Bundesverfassung,  wonach  das  Recht 
zur  Ehe  unter  dem  Schutze  des  Bundes  steht,  von  Bundes 
wegen  gestrichen  worden  (B.G.  VIII,  50),  —  Was  eine  gleich- 
bedeutende AusweisBchrift  sei,  ist  bundesrechtlich  nicht 
bestimmt.  Hingegen  wUrde  darüber  im  Streitfall  letztinstanzlich 
die  zuständige  Bundesbehörde,  nnd  das  ist  seit  dem  neuen  Bnndes- 
.  gesetz  ttber  die  Organisation  der  Bundesrechtspflege  das  Bundes- 
gericht,  zn  erkennen  haben.    —    5,    Um  dieser  Bedingung,    des 
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Besitzes  einen  HeimatSBcheins ,  g«ntlgen  zu  können,  hat  der 
Schweiserbtlrger  aach  ein  bundeeverfasBungsmäfBiges ,  eben  anf 
Art.  45  gestutztes  Recht  anf  Ausstellung  eines  Heimatsscheines 
seitens  der  HeimatsbehCrde  und  ein  Kecht  anf  Rückgabe  bezw. 
Heransgabe  des  Hetmatsscheins  seitens  der  Niederlassnngs- 
gemeinde  beim  Wegzug  aus  der  Gemeinde  oder  seitens  eines 
Privaten,  bei  dem  der  Heimatsschein  hinterfegt  worden  ist, 
Yen  Privaten  kann  die  Heraasgahe  des  Hei  matssch eins  dem  TrHger 
bezw.  dessen  Gewalthaber  unter  keinen  UmstSnden  Terweigert 
werden.  Von  der  Heimatsgemeinde  kann  die  Ausstellnng  nnd  von 
der  NiederlasHungsgemeinde  die  Rückgabe  des  H ein) atssch eins  nur 
verweigert  werden  aus  Grtlnden,  nun  denen  der  Träger  an  dem 
Orte,  wo  ihm  die  Ansstellnng  oder  Rückgabe  verweigert  wird, 
zurückgehalten  werden  kann,  d.  h.  ans  GrUnden  des  Rechtes  der 
persönlichen  Sistierung.  Diese  Gründe  sind:  Strafuntersuchiing, 
militHrische  Stell nngspfli cht  (bezw.  die  Pflicht  der  militArischen 
Abmeldung),  Stell »ngspflicbt  des  Kridaren  (vgl.  Bundesgesetz  über 
Schuldbetreibung  und  Konkurs,  Art.  221)) ,  Zeugenzwang,  Vor- 
mundschaft, Unterstutznngabedilrftigkeit  (Bettelei).  Dagegen  sind 
solche  Gründe  nicht  und  berechtigen  daher  auch  nicht  zur  Ver- 
weigerung der  Ausstellung  oder  Rückgabe  des  Heimatsscfaeineü : 
finanzielle  Ansprttche,  auch  solche  öfTentlich- rechtlich  er  Natur 
(Steuern,  selbst  MiliUlrstenern) ,  polizeiliche  Bedingnngen  (Rech- 
nungsrur,  d.h.  amtliche  Bekanntmachung  des  beabsichtigton  Weg- 
zuges der  Person  mit  der  Aufforderung  zur  Anmeldung  all^lliger 
Ansprüche   gegen    dieselbe    —    Rückgabe    des    Schriftenempfang- 

H.  Torbehalte  betreffend  Verweigerung  und  Entziehung 
der  Niederlassung. 

A.    VflrwcigernHK  der  Niederlassung. 

Die  Niederlassung  kann  dem  Schwetzerbüi^er  nur  verweigert 
werden  bei  Verlust  der  bürgerlichen  Rechte  und  Ehren 
infolge  Strafnrteils  (Art.  45,  Abs.  2).  Analyse:  1.  Die 
Tatsache ,  dafs  der  Bewerber  vor  der  Niederlassung  nicht  der 
bürgerlichen  Rechte  und  Ehren  infolge  Strafurteils  verlustig  ge- 
gangen sei,  bildet  wohl  eine  Voraussetzung  des  Niederlassungs- 
rechtes,  wird  aber  präsumiert,  braucht  nicht  von  ihm  bewiesen 
zu  werden,  es  sei  denn,  die  Niederlassungsbehttrde  habe  bezw, 
bescheinige  einen  Grund,  am  Vorhandensein  dieser  Voraussetzung 
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zu  zireifeln.  —  2.  Die  bürgerlichen  Rechte  und  Ehren. 
Sie  kommen  wesentlich  nur  dem  Manne  zu.  Zwar  gibt  es 
nicht  nur  öffentlich •  rechtliche  bürgerliche  Rechte  und  Ehren, 
sondern  auch  privatrechtliche;  aber  auch  diese  sind  hauptsächlich 
anf  den  Uaan  beschränkt  wie  das  Recht  bezw.  die  Fähigkeit, 
Vormund,  Testamentszeuge  nsw.  zu  sein  (vgl.  StooCs,  GrundzUge 
des  schweizerischen  Strafrechts  I,  365  ff.)  Der  Verlust  der  bürger- 
lichen Rechte  und  Ehren  trifft  also  wesentlich  nur  den  Mann, 
nnd  ist  auch  gegen  diesen  ein  Verlustgrund  ftir  die  Niederlassung 
nur,  wenn  Sffentl  ich -rechtliche  Befugnisse,  speziell  das  Stimm-  und 
Wahlrecht,  im  Verlust  inbegriffen  sind  —  die  privatrechtlichen 
Rechte  und  Ehren  sind  viel  zu  geringfügig,  als  dafs  ihr  Verlust 
den  Verlust  eines  öffentlichen  und  dazu  so  wichtigen  Rechtes 
wie  die  Freizügigkeit  nach  sich  ziehen  ktinnte.  Wenn  ako  dort,  wo^ 
wie  im  Kanton  Genf,  der  Verlust  der  bürgerlichen  Rechte  und 
Ehren  teilbar  ist,  nur  privatrechtliche  Befugnisse  entzogen  werden, 
kann  die  Niederlassung  deshalb  keinenfalls  verweigert  werden. 
Es  müBsen  öffentlich -rechtliche  Rechte  und  Ehren,  und  zwar 
die  eigentlich  politischen  des  allgemeinen  Stimm-  und  Wahl- 
rechtes, entzogen  worden  sein,  um  die  Verweigerung  der  Nieder- 
lassung SU  rechtfertigen;  die  „Weibergemeinde "  mit  ihrem  Recht 
der  Wahl  von  Hebammen  (vgl.  zttrch.  Gesetze  XXII,  191)  be- 
sitzt aber  damit  kein  politisches  Recht,  kein  Recht  auf  poli- 
tische Wahlen,  sondern  blofs  auf  die  Wahl  einer  einzelnen  und 
dazu  untergeordneten  Klasse  von  Pflegebeamten,  nnd  es  kommt 
daher  auf  die  Entziehung  dieses  Rechtes  für  die  Niederlassung  nicht 
an  (vgl.  das  gegenteilige  Urteil  des  Bundesgerichtes:  B.E.  XXHI, 
524).  —  3.  Der  Verlust  mufs  eingetreten  sein  infolge  Straf- 
nrteilg,  nicht  blofs  infolge  konkursrichterlichen  Urteils,  und 
nlüier:  er  mufs  eingetreten  sein  wegen  eigentlicher  Vergehen; 
der  Verlust  als  Strafe  für  Polizei  Übertretungen  genügt  auch  nicht. 

B.   Entzielmiig  (Abs.  3), 

Verhältnis  zu  Art.44,  Abs.  1,  lautend:  „Kein  Kanton 
darf  einen  Kantonsbftrger  aus  seinem  Gebiete  verbannen  (ver- 
weisen) .  .  ,"  Beide,  Art.  45,  Abs.  3  wie  Art.  44,  Abs.  1,  sind 
anf  die  Entziehung  der  Niederlassnng  gerichtet.  Aber  sie  sind  von 
verschiedener  Art  mid  stehen  in  verschiedener  Stellung  zueinander. 
Art.  44  betreffend  Verbannung  ist  Btrafreehtlicher ,  Art.  45  da- 
gegen polizeilicher  Natur.    Und  Art.  44  ist  durch  Art.  45  bedingt 
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insofern,  als  die  Verbannnng  eintreten  kann  in  den- 
jenigen Fallen,  in  denen  die  (polizeiliche)  Ausweisung 
statthaft  ist,  aber  nur  in  diesen  Fällen  (B.E.  I,  79  c 
nnd  264,  bezw.  B.B.  1876,  U,  272;  vgl.  ancfa  oben  S.  344). 
Die  Verbannung  kann  sonst  nie  eintreten,  weder  gegen  einen 
EantonsbUrger  innerhalb  des  Heimatskantons  (ans  einem  Bezirk), 
noch  anch  gegen  einen  SchtreizerbUrger. 

Der  Art.  45,  Abs.  3,  für  sich,  enthaltend  die  GrHnde 
der  Entziehnng  der  Niederlassung.  Wahrend  die  Verweigening 
der  Niederlassung  nur  in  einem  Falle,  bei  Verlost  der  bttrger- 
lichen  Ehren  und  Rechte  infolge  Strafarteiis,  znUssig  ist  (ab- 
gesehen von  dem  aasnabms weisen  Bechte  der  Kantone  mit  Ort- 
licher Armenpflege,  von  welchem  nuten  die  Rede  sein  wird),  gibt 
es  fUr  die  Entsiehung  drei  Orltnde; 

1.  Verlust  der  btlrgerlichea  Rechte  und  Ehren 
infolge  Straflirteils  (Abs.  2).  Dieser  Grnnd  gilt  gleichet^ 
weise  fUr  Entziehung  wie  für  Verweigerung  der  Niederlassung;  was 
von    ihm  oben    bei  Verweigerung   gesagt  ist,  gilt  also  auch  hier. 

2.  Wiederholte  Bestrafung  wegen  schwerer  Ver- 
gehen. Analyse:  a.  Was  sind  „schwere  Vergehen"?  Mals- 
gebend für  die  Beantwortung  der  Frage  sind  nicht  die  kautonalea 
Strafgesetzbücher  mit  ihren  Kategorien  von  schweren  nnd  einfachen 
Vergehen  bezw,  Verbrechen  (schwere  und  einfache  Diebstahle, 
schwere  und  leichte  Körperverletzungen  usw.),  bezw.  ist  nicht  die 
Stellung,  welche  einem  Vei^ehen  in  diesen  Kategorien  angewiesen 
if>t;  sondern  mafsgebend  sind  allgemeine  Rucksichteu,  speziell  die 
Gefahr  fUr  die  öffentliche  Sicherheit  und  Sittlichkeit.  Daher 
gehört  beispielsweise  die  Kuppelei  au  den  schweren  Vergehen 
im  Sinne  von  Äri.  45,  Abs.  3,  —  b.  Was  ist  wiederholte 
Bestrafung?  Die  Wiederholung  der  Bestrafung  mufs  am  be- 
treffenden Niederlassungsorte  selbst,  der  aus  diesem 
Grunde  die  Ausweisung  verfügen  will,  erfolgt  sein,  oder  es  mufs 
wenigstens  am  bisherigen  Niederlassungsorte  zu  der  anderwärts 
erlittenen  wiederholten  Bestrafung  eine  neue  belastende  Tatsache 
(sittenwidrige  oder  die  öffentliche  Sicherheit  geßlhrdende  Auf' 
fUhrung)  hinzugekommen  sein.  Die  Wiederholung  mufs  femer 
im  Vergehen,  nicht  blofs  in  der  Bestrafung  liegen,  d.  h.  es 
mufs  der  Niedergelassene  am  Niederlassungsorte  selbst  ein  neues 
Vergehen  oder  wenigsfens  (vgl.  den  vorigen  Satz)  eine  neue  be- 
lastende  Tatsache    verschuldet   haben.     Endlich    muls    anch    das 
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wiederholte  Vergehen  ein  schweres  aeia  bezv.,  wenn  es  ander- 
w&rts  begangen  worden  war,  gewesen  sein. 

3.  UnterstUtzungabedUrftigkeit.  Nähere  Beqnisite: 
der  Niedergelassene  mtifs  dauernd  nnterstfltzangsb'edttrftig  ge- 
wesen aein ;  es  genügt  also  zur  Bntziehnng  der  Niederlassung  nicht, 
dab  die  Unterstütz ungsbedUrftigkeit  erst  zu  befürchten  oder  blofa 
rorUbergehend  sei.  Er  mnCs  ferner  der  WohltKtigkeit  in  der 
Niederlaasangsgemeinde  selbst  zur  Last  gefallen  sein;  er 
kann  nicht  ansgewiesen  werden,  wenn  er  anf  Kosten  der  Heimata- 
gemeinde  iinterstttlzt  wird.  Und  er  mufa  daselbst  der  Öffent- 
lichen Wohltfttigkett  znr  Last  gefallen  sein,  d.  h.  der  Öffentlich- 
rechtlichen  Armenpflege  der  Niederlassangsgeineinde  selbst  (vgl. 
B.E.  XXI  »38),  nicht  blofs  der  privaten  WohlUltigkeit ,  sei  e» 
von  Fartiknlaren  oder  Vereinen,  Was  gilt  da  von  der  Unter- 
stützung durch  eine  sog.  freiwillige  Armenpflege,  wie  sie  in  der 
Stadt  Zürich  organisiert  ist? 

Das  ausnahmsweise  Eecht  der  Kantone  mit  örtlicher 
Armenpflege,  wie  Bern  and  Neneubarg,  betrifft  den  Grund 
der  UnterstUtzungsbedtlrfUgkeit ,  aber  als  Grund  nicht  znr  Ent- 
ziehung, sondern  zur  Verweigerung  der  Niederlassung.  Die  Ortliche 
Armenpflege,  bestehend  in  der  Pflicht  der  Unterstützung  der  am 
Ort  angesessenen  unterstützungsbedürftigen  Personen,  nicht  nur 
der  Ortsbttrger  {daa  annenrechtliche  Tenitorialsyslem,  im  Oegeusatz 
zum  Heimatsprinzip)  —  schliefst  das  Recht  auf  Entziehung  der 
Niederlassung  wegen  Untersttltznngsbedflrft^keit  ans,  wenigstens 
ao  weit,  als  die  Ortliche  Armenpflege  reicht,  also  gegen  Eantons- 
büi^r;  d.  h.  Bürger  eines  Kantons  mit  Örtlicher  Armenpflege 
können  kraft  des  kantonalen  Gesetzes,  das  diese  Art  Armenpflege 
eingeftlhrt  hat,  ans  einer  anderen  Gemeinde  des  Kantons  nicht 
wegen  UnterstUtzungsbedUrftigkeit  angewiesen  werden.  Dafür 
gewinnt  der  Kanton  mit  Ortlicher  Armenpflege  bezw.  die  Ge- 
meinden dieses  Kantons,  denen  die  Armenpflege  obliegt,  von 
Bundesverfassungs  wegen  das  Recht  zur  Verweigerung  der 
Niederlassung  aus  dem  Gmnde  der  Unterstützungsbedürftigkeit 
(Art.  45,  Abs.  4),  Wenn  eine  Gemeinde  unterstütz  an  gsbedürftig 
gewordene  Personen  um  der  Unters  tu  taungsbedUrftigkeit  willen 
nicht  ausweisen  kann,  so  mnFs  ihr  gestattet  sein,  Leute,  wenn 
sie  von  Tomberein  nnterstützungabedUrftig  sind,  s  u  r  ü  c  k  zuweisen, 
tun  sie  nicht  von  Anfang  an  und  fort  und  fort  erhalten  zu 
müssen  —  das  ist  der  Gedanke  der  Bestimmung.  — 
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Auf  den  Fall  der  Unterst UtBUngsbedUrftigkeit  bezieht  sich 
auch  Absatz  5  des  Art.  45,  die  formale  Bedingung  enthaltend, 
dafs  die  Aue  Weisung  aus  diesem  Grunde  von  selten  der  Regierung 
des  Niederlassungskantons  genehmigt  und  der  heiinat])cheD  Be- 
glerung  Im  voraus  angezeigt  werden  mllsse.  Es  handelt  sich  also 
nur  um  den  Fall  der  Armenausweisung,  In  welchem  Falle  es, 
im  Gegensatze  zu  den  beiden  anderen  Auswelsungsfftllen ,  einer 
Übernahme  der  ausgewiesenen  Person  oder  Familie  von  Seiten 
ihrer  Heimalsbehörde  bedarf,  und  weil  diese  Übernahme  im  Falle 
der  Ausweisung  von  Kantonsfremden  nicht  nur  die  heimatliche 
Gemeinde,  sondern  den  Kanton  angeht,  soll  die  Mafsnahme 
Im  ganzen  durch  die  beiderseitigen  Regierungen  vermittelt  werden, 
um  einerseits  als  Ausweisung  von  der  einen  genehmigt  und  anderer- 
seits als  Übernahme  von  der  anderen  vorbereitet  zu  werden. 

C.  ßemeins&me  GrindsktEC  betr.  das  Recht  der  Verweigerung 
und  der  Entziehung,  in  Auslegung  von  Art.  45.  1.  Wie  das  Recht  auf 
Niederlassung  nicht  nur  von  Eanton  zu  Eanton,  sondern  auch  im 
eigenen  Heimatskanton  des  Niederlassungsbe Werbers  gilt,  so  auch  das 
Recht  zur  Verweigerung  uud  zur  Entziehung,  d.  h.  auch  einem 
Kantonsbürger  kann  In  einer  anderen  Gemeinde 
seines  Kantons  die  Niederlassung  verweigert  oder 
entzogen  werden  aus  den  genannten  Grtlnden,  aber 
nur  aus  diesen.  —  2.  Andererseits  kann  ein  Schweizer- 
bUrger  im  Aus weisungsf alle  nicht  nur  aus  der  NIederlassnngs- 
gemeinde,  sondern  zugleich  aus  jeder  anderen  Gemeinde  des 
Kantons,  d.  h.  aus  dem  Kanton  selbst,  ausgewiesen 
werden.  —  3.  Das  Recht  der  Verweigerung  oder  des  Entzuges 
Ist  Individualrecht  lieh,  d.  h.  es  ist  nur  gegeben  gegen  die 
Person,  in  welcher  die  Voraussetzungen  zutreffen,  nicht  auch  gegen 
andere  mit  ihr  rechtlich  verbundene  Personen,  wie  gegen  Eheftun 
bezw.  Ehemann,  oder  gegen  Kinder  bezw.  Eltern.  Aber  es  ist 
gegen  die  betreffende  Person  unbedingt  gegeben,  ohne  Rück- 
sicht auf  Ihre  Verbindung  mit  anderen,  speziell  wenn  die  Ehefrau 
ausgewiesen  wird,  zessiert  das  Recht  des  Ehemannes  auf  die  sog. 
Nachfolge,  kraft  dessen  er  sonst  die  Ehefrau  bei  sich  behalten 
könnte  —  das  blofs  privatrechtliche  Recht  der  Nachfolge  mufs 
dem  üffentlich- rechtlichen  der  Ausweisung  weichen.  —  4.  Ver- 
weigerung und  Entziehung  wirken  so  lange  als  die 
Grunde,  aus  denen  sie  verhflngt  worden  sind,  und 
diese  Grllnde  wirken   folgendermaTsen :  Verlust   der    hUrgerlich^i 
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Rechte  und  Ebren  bis  oach  Ablauf  der  Zeit  dieser  Strafe  bezw, 
bis  zur  Kebabilitation ;  Verarmung  bin  snm  Einti-itt  besserer  öko- 
nomischer Yerh&ltnisse  —  aber  der  Grund  der  wiederholten  Be- 
strafung wegen  schwerer  Vei^ben,  wie  lange  wirkt  der? 

m.  Ökonomlsehe  Folgen  des  Prinzips. 

Es  sind  deren  zwei :  Befreiung  von  besonderen  Auflagen  auf 
die  Niedergelassenen  und  Limitierung  der  Niederlassungs- 
bewilligungsgebühr. 

1.  In  eraterer  Beziehung  handelt  es  sich  wieder  um  zwei 
verschiedene  Auflagen:  um  Bürgschaft  und  andere  besondere 
liSSten  hehufs  der  Niederlassung  von  selten  des  die  Niederlassnog 
gestattenden  Kantons  und  um  besondere  Besteuerung  aeitens  der 
Niederlassungsgemelnde  —  also  um  Auflagen  verschieden  nicht 
nur  nach  dem  Subjekt,  sondern  auch  nach  dem  Zweck  der  Auf- 
lage, a.  Bürgschaft  und  andere  besondere  Lasten 
behufs  Niederlassung  seitens  des  Kantons.  Die  dies- 
bezügliche Bestimmung  ist  hergebracht:  sie  war  schon  in  der 
früheren  Bundesverfassung  (Art.  41,  Zitf.  2)  ganz  gleichlautend 
enthalten.  Und  die  betreffenden  Auflagen,  die  dadurch  beseitigt 
werden,  hildeten  nicht  sowohl  eine  PSicht  der  Niedergelassenen, 
nachdem  die  Personen  sich  einmal  niedergelassen  hatten,  sondern 
'  eine  Bedingung  des  Bechtes  auf  Niederlassung,  die  erfüllt  werden 
mulste,  um  die  Niederlassung  Überhaupt  zu  erbalten  und  dann 
auch  beisu behalten.  Speziell  die  Bürgschaft  war  frtther  gefordert 
worden,  um  den  Kanton  fUr  das  Risiko  spKterer  Verarmung  der 
NiederlasBungsbe Werber  zu  decken.  —  b.  Besondere  Be- 
steuerung der  Niedergelassenen  durch  die  Ge- 
meinde. Diese  Bestimmung  ist  durch  die  Bundesverfassung 
von  1874  neu  zur  ersteren  Bestimmung  hinzugekommen.  Die 
durch  sie  abgeschaffte  Auflage  bildete,  im  Gegensatz  zu  den 
ersteren  Auflagen,  keine  Bedingung  des  Rechtes  auf  Niederlassung, 
sondern  eine  Ptlicht  der  Niedergelassenen,  nachdem  die  Nieder- 
lassung vollzogen  war.  Und  die  Abschaffung  der  Auflage  bezw. 
die  Befreiung  davon  besteht  darin:  zwar  durfte  der  Schweizer- 
bUrger  schon  nach  der  Bundesverfassung  von  1848  von  der  Ge- 
meinde nicht  anders  besteuert  werden  als  der  KantonsbUrger 
(gemXfs  Art.  48,  neu  60) ;  da  und  soweit  dieser  aber  anders,  höher 
besteuert  werden  konnte  als  der  GemeindebUrger,  war  es  auch 
gegenüber  dem  SchweizerfaUi^er  zulässig,  ihn  von  Gemeinde  wegen 
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anders  za  beateuein  als  den  OrtsbUr^r.  Nach  der  Bunde»- 
verfasBtmg  von  1874  dagegen,  kraft  eben  der  vorliegenden  B»- 
etimmung,  kann  der  SchweizerbUrger  nicht  anders  beBteaert  werden 
als  der  Geraeindebttrger,  wie  denn  auch  im  Übrigen  durch 
Art.  43  der  Schweizerbürger  direkt  dem  Gemeindebttrger  in  der 
Hauptsache  gleichgestellt  wird  (vgl.  za  Art.  48).  Die  vorliegende 
Bestimmnng  des  Art.  45  gehörte  eben,  als  die  Rechte  der  Nieder- 
gelassenen betreffend,  zum  Art.  43. 

2.  Die  Limitierung  der  Ksnzletgebuhr  fUr  die  I^ieder- 
lassuDgsbewilligang.  Die  Bundesverfassnng  von  1848  (Art  41, 
Ziff.  8)  hatte  die  Bandesgesetzgebung  beauftragt,  nicht  nur  das 
Haximnm  dieser  Kanzleigebuhr ,  sondern  auch  und  in  erster 
Linie  die  Dauer  der  Niederlassnngsbewillignngzu  be- 
stimmen. Darauf  hin  ist  das  Buniesgesetz  Über  die  Dauer 
und  die  Kosten  der  Niederlassnngsbewilligung,  v. 
10.  Xn.  1849  (B.O.  1/271),  erlassen  worden.  In  der  Bondea- 
verfassung  von  1874  dagegen  ist  dies&Us  nur  noch  von  der 
Kanzleigebuhr,  nicht  mehr  von  der  Dauer  der  Niederlassungs- 
bewillignng  die  Bede,  so  dafs  danach  die  einmal  erteilte  Niedet^ 
laBBungsbewillignng  fUr  Schweizerbttrger  keiner  Emenemng  mehr 
bedarf,  wie  denn  auch  der  Heimatsechein ,  auf  den  die  Nieder 
laaeung  genommen  zu  werden  pflegt,  unbe^istete  Gültigkeit  besitzt. 
Es  ist  also  vom  angeführten  Bundesgesetz  die  Bestimmung  betr. 
die  Dauer  der  Niederlassangsbe willigung  und  bezw.  betr.  die 
Gebühr  für  Erneuerung  der  Bewilligung  dahingefallen  (vgl.  B.B. 
1876,  II,  261  ff.)  und  gilt  lediglich  noch  das  einmalige  Fixum  von 
4  Franken  (a.  W.,  6  Fr.  n.  W.)  fUr  die  Bewilligung  nnd  bezw. 
von  der  HSlfte  bei  Verlegung  des  Wohnsitzes  von  einer  Gemeinde 
in  eine  andere  desselben  Kantons. 

Artikel  4«. 

In  Beziehung  anf  die  clvllrecbtUeken  TerhUtnlsse  stehen  die 
niedergelassenen  In  der  Begel  nnter  dem  Keckte  nnd  der  Gesetl' 
gebnn;  des  Wobnslties. 

Sie  Bnndesgesetifebang  wird  Aber  die  Anwendnng  Alese» 
firnndsaties,  sowie  gegen  Doppelbestenemn;  die  erforderlichen 
Bestimmungen  treffen. 

I.  Der  Artikel  im  ganzen,  sein  Gegenstand  und  sein  Inhalt. 

Der  Artikel  betrifft  die  zi vilrechtlichen  VerhHltnisse 

der  Niedergelassenen  und  die  Doppelbesteuerung,   nnd   er 
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enthält  mit  Bezog  auf  beide  Qeg«iiBUtnde  einen  Grundsatz  und 
«inen  Anftrag  an  die  Bundesgesetxgebang  zar  nBberen  Ausführnng 
desselben.  Hit  Bezug  auf  die  zivilrecbtiicben  Verbaitniese  stellt 
^er  Artikel  die  Regel  auf,  dafs  die  Niedet^elassenea  anter  dem 
Recbtu  und  der  Gesetzgebung  des  Wobnsitzes  sieben,  also  die 
Kegel  des  Territorial prinzips  im  Gegensätze  zum  Heimatsprinzip 
im  internationalen  bezv.  interkantonalen  Privatrecbt.  Betr.  die 
Doppelbesteuerung  andererseits  verlangt  der  Artikel  prinzipiell  ein 
Verbot  derselben,  indem  er  bestimmt,  die  Bundesgesetzgebung  habe 
Anordnungen  „gegen"  die  Doppelbesteuernng  zu  treffen.  In  beiden 
Besiebnngeu  also  enthält  der  Artikel  eine  Folgebestimmung 
des  Rechtes  auf  Niederlassung:  1.  Mit  Bezug  auf  die 
zivilrechtlicben  Verhältnisse  insofern,  als  der  Nieder- 
gelassene von  der  Komplikation,  bei  Verlegung  seines  Wohnsitzes 
in  einen  anderen  Kanton  unter  Umständen  von  zwei  Rechten  und 
zwei  Gerichtsständen,  dem  des  Heimate-  und  des  Niederlassungs- 
kantons,  in  Anspruch  genommen  zu  werden,  befreit  vird  —  speziell 
befreit  ■wirA  von  der  fortdauernden  Herrschaft  des  heimatlichen 
Rechtes  an  fremdem  Orte  und  dadurch  in  der  Verlegung  des 
Wohnsitzes  erleichtert  wird.  —  2.  Mit  Bezug  auf  die  Doppel- 
besteuerung: es  bandelt  sich  beim  Verbot  derselben  haupt- 
sächlich um  den  Fall,  wo  entweder  fiürgerort  und  Wohnsitz  oder 
pei-sönlicher  nnd  nnperstinlicber  Wohnsitz  (Zweigniederlassung) 
au seinanderf allen.  Wie  der  Bürger  fi'ei  sein  soll  —  das  ist  der 
Oedanke  des  Verbotes  —  seinen  Wohnsitz  aufserbalb  seines 
Btlrgerortes  zu  verlegen  oder  neben  seinem  persönlichen  Wohnsitz 
«inen  unpersönlichen  zu  gründen,  so  soll  er  auch  frei  sein  davon, 
um  dieser  Beziehungen  willen  doppelt  und  dreifach  besteuert  zu 
werden,  sonst  wäre  er  gehemmt,  sich  in  diesen  Beziehungen  zu 
eichen.  Es  ist  denn  auch  im  Deutschen  Reich  einfach  aus  der 
Freiheit  von  Aufenthalt  und  Niederlassung,  wie  sie  in  Art.  8  der 
Reichsverfassnug  garantiert  ist,  das  Recht  zum  Erlalb  eines 
„Reichsgeseties  wegen  Beseitigung  der  Doppelbesteuerung"  ab- 
geleitet worden,  ohne  dafs  dieses  Recht,  wie  es  in  der  schwei' 
Kerischen  Bundesverfassung  der  Fall  ist,  ausdrücklich  statuiert 
wäre  (vgl.  meinen  Artikel  „Freizügigkeit"  im  Hand  werter  buch 
der  schweizerischen  Volkswirtschaft,  Sozialpolitik  und  Verwaltung), 
Beide  Bestimmungen ,  betr.  zivil  rechtliche  Verhältnisse  und 
betr.  Doppelb«st«uerung,  gehören  also  zusammen  in  der  Meinung : 
wie  der  Niedergelassene    bezw.  Aufenthalter    in    der  Besteuerung 
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befreit  sein  soll  von  Doppelbesteuerung,  eo  in  den  zivil- 
recbtlicben  VerbKltnissen  von :  DoppeWormundacbaft, 
Doppelgese  tzgebnng  und  Doppelgerichtsstand  (vgl. 
B.B.   1862,  Iir,  510). 

II.   Die  ziTilrechtliehen  Terhältnlsse. 

Literatur,  vgl.  Bader,  Dm  Bundeagegetz  betr.  die  civilrechlr 
liehen  Verbältnisse  der  Niedergelassenen  und  Aufentbalter,  1897  (2.  Aufl. 
1900),  und  die  dort  zitierte  Literatur. 

Es  handelt  sich  um  die  Ansscbeidnng  der  Kompe- 
tenzen in  Zivilsachen,  banptsftchlicb  zwischen  Kantonen^ 
nach  Möglichkeit  auch  zwischen  einem  Kanton  und  dem  Ausland, 
□nd  zwar  zwischen  Wohnsitz-  und  Heimatskanton  bezir. 
zwischen  Wohnsitz-  und  Heimataataat. 

A.  Die  gescbicbtlicbe  Entwickelung  des  Rechtes  zur  Her- 
BtelluDg  einer  bezüglichen  Ordnung  ist  folgende.  1.  Die  erste  Ord- 
nung wurde  auf  dem  Konkordatswege  getroffen  durch  die  drei 
Konkordate:  Konkordat  flber  vormundschaftlicbe  und  Bevogtigungs- 
verhältnisse,  v.  15.  VII.  1822;  Konkordat  Über  Testiemngsf^big- 
keit  und  ErbTecbtsverbällnisBe ,  vom  gleichen  Datum,  und  Kon- 
kordat Über  die  Behandlung  der  Ehescheidungsmie,  v.  6.  VII. 
1821 ;  vgl.  Snell  I,  8,  281  ff.  —  2.  Darauf  folgten  Versuche  einer 
Revision  von  Bundes  wegen:  zuerst,  1862'4it,  einfach  als 
Gegenstand  der  Bundesgesetzgebung,  indem  der  Bundesrat  der 
Bundesversammlung  den  Entwurf  eines  bezuglichen  Bundesgesetzes 
vorlegte,  der  aber  vom  Stilnderat  verworfen  und  vom  Kationalrat 
deshalb  znrUckgelegt  wurde.  Bei  der  Partialrevision  der  Bnudes- 
verfasBUng  von  18fi<t  sodann  bildete  die  Regelung  der  zivilrecht- 
lichen Verhältnisse  den  vierten  der  neun  Revisionspnnkte  in  dem 
Sinne,  dafs  dem  Bund  ein  bezflgliches  Gesetzgebungsrecht  über- 
tragen werden  sollte ;  er  wurde  aber  mit  den  übrigen  anlser  einem 
von  Volk  und  Ständen  verworfen,  vgl.  oben  S.  37.  Im  Jahre  1879 
bildete  diese  Regelung  einen  Revision  spunkt  der  Totalrevision  der 
Bundesverfassung  (Art,  45 ;  vgl.  oben  S.  44,  Ziff.  12.),  kam  aber  mit 
dem  ganzen  Revisionswerke  wieder  zu  Fall.  —  3.  Endlich  er- 
folgte die  Aufnahme  eines  beztlglicben  Grundsatzes  mit  Gesetz- 
gebnngsrecbt  des  Bundes  als  Art.  46  der  he  ntigen  Bundes- 
verfassung, Zum  Zwecke  der  Ausführung  dieses  Artikels  erschien 
1876  ein  neuer  Entwurf  eines  Bundesgesetzes  (B.B.  1876,  IV,  39^ 
der    aber  von    den    Rsten    bis   auf  weiteres    zurückgelegt    wurde. 


Enter  Abschnitt:  Allgemeine  Bestimmangen,  Art.  46.         359 

bis  auf  Grund  ainea  dritten  Oesetzesentwnrfes  vom  Jahre  1887 
(B.B.  1887,  III,  113)  das  hentige  BnndesgesetK  betr.  die 
ziTilrechtlicfaen  Verhältnisse  der  Niedergelassenen 
und  Aufenthalter,  v,  25.  VI.  1891  (B.G.  XU,  369),  ei- 
lassen  worden  ist  Durch  dasselbe  erst  sind  die  beiden  ersten 
Konkordate  ersetzt  worden.  Das  dritte  Konkordat  war  mit 
den  übrigen  Konkordaten  betr.  die  Ehe  bereits  durch  das 
Bnndesgesetz  betr.  FeBtst«l)ung  und  Beurkundung  des  ZirilBtaDdes 
und  die  Ehe,  v.  29.  XII.  1874  (B.G.  I,  506),  Art  62  (vgl.  unt«n 
zu  Art.  53  der  Bund  es  Verfassung)  aufgehoben  worden.  Durch 
das  letztere  Bnndesgesetz  ist  die  Ehegesetzgebung  im  weiteren, 
betr.  Eheechliefsung  und  EheanflOsnng,  an  den  Bund  tibergegangen, 
wKhrend  durch  das  Bnndesgesetz  betr.  die  zivil  rechtlichen  Ver- 
hftltnisse  nur  das  Becht  der  Kompetenzans scheid ung  in  den  übrigen 
Zivilsachen  (aufser  dem  Sachen-  und  Obligationen  recht),  also  ge- 
rade betr.  den  Inhalt  der  beiden  ersten  Konkordate,  auf  den  Bund 
übergegangen  ist. 

B.  Die  dogmatischen  Prinzipien  der  Ordnung  der  Zivilrecht- 
liehen  Verhältnisse  sind  nach  Art.  46  und  dem  bezüglichen 
Bundesgesetz  folgende.  1.  Betr.  den  Hufserea  sachlichen  Umfang, 
so  stellt  das  Buudesgesetz  nur  Bestimmungen  auf  für  die  per- 
soneu-,  familien-  und  erbrechtlichen  Verhältnisse. 
Mit  den  Obligation enrechtltcben  nnd  dinglichen  Rechtsverhältnissen 
ist  es  so :  die  ersteren  sind  nach  Seite  des  materiellen  Rechtes 
zufolge  Art.  Gi  der  Bondesverfassnug  durch  das  Bnndesgesetz 
über  das  Obligationen  recht  einheitlich  geordnet,  und  nach  Seite 
des  Gerichtsstandes  richten  sie  sich  nach  dem  Grundsatze  des 
Art.  59  der  Bandesverfassung;  für  die  dinglichen  Rechtsverhttlt- 
nisse  aber  gelten  überall  ohne  weiteres  Recht  und  Gerichtsstand 
der  gelegenen  Sache  (vgl.  auch  B.B.  1862,  III,  510,  und  Blume r- 
Morel  I,  9.  280).  —  2.  Betr.  den  inneren  sachlichen  Umfang  der 
Ordnung  stellt  das  Bundesgesetz  Bestimmungen  anf  nicht  nur 
über  das  materielle  Recht  (darüber,  welches  kantonale  Ge- 
setz zur  Anwendung  zu  bringen  sei,  das  des  Wohnortes  oder  das 
der  Heimat),  sondern  auch  über  den  Gerichtsstand  (darüber, 
welche  Behörde  bezw.  welches  Gericht  zur  Anwendung  kompetent 
sei,  das  des  Wohn-  oder  das  des  Heimatsortes).  —  3.  Dem  persön- 
lichen Umfang  der  Kompetenzausscheidung,  d.  h.  dem  der  Ordnung 
nnterworfenen  Personenkreise  nach  bezieht  sich  das  Bnndesgesetz 
nicht  nur  auf  die  Niedergelassenen,    sondern    auch  auf  die 
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Anfenthalter,  in  Rttckaicht  auf  Art.  47  der  BundesTerfaMonj^, 
wonach  auch  ttb«r  di«  bürgerlichen,  nicht  nur  Über  die  politischen 
Rechte  der  Anfenthalter  dnrcb  Band esgesetz  Vorschriften  anfgestellt 
werden  sollen  (vgl.  aach  B.B.  1876,  TV,  40)  —  im  Gegensatz  zu  den 
bis  zum  Erlab  des  Bunde agesetzes  gültig  gewesenen  Konkordaten, 
die  sich  nur  mit  den  Niedergelassenen  befalBten,  —  4.  fietr.  die 
Art  der  Kompetenzatuscheidung ,  ob  Heimats-  oder  Territorial- 
prinzip, so  gilt  der  in  Art,  46  aufgestellte  G-rnndsate  gerade 
dieser  Frage,  und  zwar  soll  das  Territorialprinzip  die 
Regel  bilden,  und  danach  hat  dann  das  Btindesgesetz  die  Ge- 
richtsbarkeit des  Wohnsitzes  als  prKsumtiv  erklKrt  nnd  als  mafo- 
gebendes  materielles  Recht  im  einzelnen  vorzugsweise  das  des 
Wohnsitzes  gewHhIt  —  letzteres  wieder  im  Gegensats  zn  den 
Konkordaten,  die  dem  Heimateprinzip  bei  Anwendnug  des  mate- 
riellen Rechtes  huldigten. 

III.   Das  Verbot  der  Doppelbeateaeroiig. 

Literatur:  Zürcher  nnd  Schreiber,  zwei  vom  scbweic. 
JuristenTerein  gekrönte  Preisschriften  über  das  Thema;  Kritische  Dar- 
stellung der  hundesrechtlichen  Praiia  betr.  das  Verbot  der  Doppel- 
besteuemng,  1882;  van  Mujden,  Exposä  critique  de  la  jurisprudence 
fM6rale  en  matiäre  de  double  imposition  etc.,  ISijS;  Speiser,  Das  Ver- 
bot der  Doppelbesteuerung,  1890  (vgl.  auch  Zeitschr.  für  schweis.  Hecht, 
neue  Folge  VI,  1  und  XXI,  557);  Brodtbeck,  Unser  Buodeerecht  in 
Doppelbesteuemngssachen,  1898. 

1.  Form  nnd  Wirksamkeit  des  Verbotes.  Der  Grund- 
satz des  Verbotes  ist  uicht  ohne  anderes  direkt  von  der  Bundes- 
yerfassnng  selbst  aufgestellt  worden ,  sondern  es  wird  auf  ein 
Bundesgesetz  verwiesen,  das  die  erforderlichen  Bestimmungen 
treffen  werde.  Nach  der  Bundesverfassung,  Übergangsbestimmungen 
Art.  2,  treten  aber  Bestimmungen  der  Bundesverfassung,  fUr 
welche  ein  Bundesgesetz  in  Aussicht  genommen  ist,  erst  in  KraA, 
bezw.  entgegenstehende  kantonale  Bestimmungen  erst  anfser  Kraft 
mit  ErlassuDg  des  in  Aussicht  genommenen  Bnndesgesetzes.  Zwar 
ist  betr.  das  Verbot  der  Doppelbesteuerung  ein  Bundesgesetz 
i,  J.  1885  entworfen,  von  den  eidgenössischen  Ruten  aber  ver- 
worfen besw.  zurückgestellt  worden  (vgl.  v.  Salis  I  No.  51). 
Nichtsdestoweniger  steht  der  Grundsati;  des  Verbotes  heute  in 
Anwendung,  weil  er  schon  unter  der  Bundesverfassung  von  1848 
(seit  1862;  Ullmer  II  Nr.  694),  ohne  dafs  diese  davon  auch  nur 
ein  Wort  enthielt,  von  den  BundesbehUrden  zur  Geltung  gebracht 


Erster  Abschnitt:  Allgemeiue  fieetimmuDgen,  Art.  47.  3g] 

worden  war  und  die  Bnndesgewalt,  wie  das  Buodesgerlcbt  seither 
erkl&rt  hut,  in  ihrer  MachtTollkommenheit  keinesfalls  hinter  1874 
znrOckgehei)  kSnne,  der  Bund  also  betr.  die  Doppelbesteuerung, 
soweit  er  damals  schon  sich  kompetent  erachtete,  es  heute  noch 
sein  mUsse  (B.E.  I,  12,  18,  83).  —  Daher  gibt  es  heute,  wenn 
auch  nocl)  kein  Bundesgesetz ,  so  doch  eine  bnndesrechtliche 
ReknrspraxiB  Über  das  Verbot  der  Doppelbesteuerung,  und  zwar 
so  vielfUtig,  dafs  sie  auf  alle  möglichen  Detailfragen  Antwort  gibt. 
2.  Die  Beknrspraxis  betr.  das  Verbot  der  Doppel- 
bestenerung;  vgl,  die  STstematiscbe  Zusammenstellung  derselben 
in  meinem  Gmndrifs  des  Staats-  und  Verwaltnngsrecbts  der 
schweizerischen  Kantone,  IQ,  56  ff. 

Artikel  47. 

Ein  Bundesgesetz  wird  den  unterschied  zwischen  Niederlassung 
and  Anfenthalt  bestimmen  und  dabei  gleichzeitig  Aber  die  politischen 
nnd  blirgerUcben  Becbte  der  schweizerischen.  Aufenthalter  die  n&bem 
Torschrlften  aufstellen. 


Der  Artikel  sieht  also  Ein  Bundesgesetz  mit  Bezug  auf  drei 
Verhältnisse  vor:  1.  Unterschied  zwischen  Niederlassung  und 
Aufenthalt,  2.  politische  und  3.  bürgerliche  Rechte  der  schweize- 
rischen Aufenthalter.  —  Die  Ausführung  des  Artikels  aber  ist 
geteilt  worden:  I.  Betr.  die  bürgerlichen  Rechte  der 
schweizerischen  Aufenthalter  vgl.  das  in  Ausführung  von  Art.  46 
mit  Bezug  auf  die  zivil  rechtlichen  Verhältnisse  der  Niedergelassenen 
nnd  Aufenthalter  erlassene  Bundesgesets ,  oben  8.  359.  II.  In 
Ans^hrung  des  Art.  47  im  Übrigen,  speziell  also  betr.  den 
Unterschied  zwischen  Niederlassung  und  Aufenthalt  und  die  poli- 
tischen Rechte  der  Aufenthalter  im  Verhältnis  zu  denjenigen  der 
Nisdergelassesen,  und  zugleich  in  AnsfUhrnng  anderer,  damit 
znsammenhKngender  Artikel  der  Bundesverfassung 
(Art.  43,  speziell  Abs.  2-5;  Art,  45,  Schlnfsabsatz,  Art.  66  und 
74,  Abs.  2)  —  sind  nacheinander  zwei  Bundesgesetze  erlassen 
worden:  1.  Bnndesgesetz  Über  die  politische  Stimmberech- 
tigung der  SchweizerbUrger,  vom  2.  X.  1874  (die  Bestimmung 
des  Unterschiedes  zwischen  Niederlassung  und  Aufenthalt  wurde 
dem  Bandesgesetz  über  die  zivil  rechtlichen  Verhnltnisse ,  vgl. 
Art.  46,  Überlassen),  und  2.  Bundesgesetz  betr.  die  politischen 
Rechte  der  Niedergelassenen  nnd  Aufenthalter  und  den  Verlust 
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der  politischen  Rechte  der  Schveizerbtii^er,  v,  28.  III.  1877  (daa 
zunftchst  den  Unterschied  zwischen  Niederlassung  und  Auf- 
enthalt statuierte).  —  Das  eine  wie  das  andere  dieser  beiden 
Bnndesgesetze  aber  ist  in  der  dagegen  angerufenen  Volksabstim* 
mang  verworfen  worden.  ^-  8.  Durch  ein  Postulat  des  National- 
rates veranlafst,  wurde  vom  Bundesrat  ein  dritter  Entwurf 
eines  bezüglichen  Gesetzes  vorgelegt,  d.  d.  2.  VI.  1882,  vnn  der 
Bundesversammlung  dann  aber  liegengelassen.  —  Vgl.  v.  Salis 
n  Nr.  767. 

Über  das  VerhHltnis  des  Art.  47,  speziell  betr.  die  politischen 
Rechte  der  schweizerischen  Aufenthalter,  zu  Art.  66  und  Art.  74, 
Abs.  2,  siehe  bei  Art.  66. 

ArtllL«!  18. 

Ein  Bundes^esetz  wird  Aber  die  Kosten  der  Terpflegnng  nnd 
Beerdigung  armer  AngehSrlger  eines  Kantons ,  welche  In  einen 
andern  Kanton  krank  werden  oder  sterben,  die  nßtlgen  Bestimmnngeii 
treffen.  ^___^_ 

1.  Verhältnis  zu  Art.  46,  als  dem  Bauptartikel  betr. 
die  Freizügigkeit.  —  Art.  48  ist  eine  Ausnahmebestimmung 
von  Art.  45  (oben  8,  348)  insofern :  Art,  45  statuiert  eine  Pflicht 
des  Niederlassungsortes  bezw.  des  Niederlassungskantons  zur 
ArmeufUrso^e  nur  so  lange,  bis  der  Arme  beimgeschafft  werden 
kann,  nnd  auch  diese  Pflicht  statuiert  der  Art.  45  nur  still- 
schweigend. Art.  48  dagegen  setzt  ganz  bestimmt  eine  Pflicht 
der  Verpflegung  und  Beerdigung  armer  Angehörigen  anderer 
Kantone  am  Niederlassungsort  voraas,  weil  die  Bundesgesetz- 
gebung  nur  über  die  Kosten  der  Erfüllung  dieser  Pflicht  Be- 
stimmungen zu  treffen  angewiesen  wird.  Aber  nur  eine  FUr- 
sorgepflicht  gegenüber  kranken  (und  verstorbenen)  Armen  ist 
in  dieserWeise  festgestellt  und  nur  zugunsten  von  armen  Nicht- 
kantonsbUi^em,  wahrend  Art.  45  die  Fllrsorgepflicht  (bis  znr 
Zeit  der  Abschiebung)  überhaupt,  in  jedem  Armutsfall,  und  auch 
gegenüber  KaDtonsbUrgem  stillschweigend  statuiert. 

2.  Veranlassung  znr  Anfnahme  dieses  Artikels  war  der 
Umstand ,  dafs  die  meisten  Kantone  zwar  die  Pflicht  der  Ver* 
pflegung  und  Beerdigung  armer  Angehörigen  anderer  Kantone 
bereits  aus  sich  anerkannten,  aber  in  der  Kostenfrage,  ob  die 
Kosten   gegenseitig   vergütet    oder    Verpflegung    und    Beerdigung 
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gegenseitig  nnentgeltlich  geleistet  werden  sollten  —  aneeinander- 
gingea,  nämlich  sn ;  durch  das  Konkordat  betr.  gegen- 
seitige Vergütung  vonVerpflegnngs-  nnd  Begräbnis- 
kosten für  arme  Angehlfr ige,  y.  16.  XT.  1865  (B.G.  8/820, 
894  und  896),  zwiacbeu  18  Kantonen  (allen  anfser  Bern,  Luzern, 
Scbwyz,  beiden  Unterwaiden,  Freiburg  und  Wallis)  wai-  die  Frage 
schon  laut  dem  Titel  des  Konkordates  naoh  dem  Prinzip  der 
gegenseitigen  Vergütung  geregelt  Bern  und  Luzem  dagegen 
hatten  den  Beitritt  zum  Konkordat  nur  deswegen  verweigert, 
weil  sie  das  andere  System,  das  System  der  gegenseitigen 
Unentgeltlichkeit  vorgezogen  hatten.  Um  nun  diese  Pflicht  der 
Verpflegung  nnd  Beerdigung  fUr  die  ganze  Schweiz  und  nach 
einem  einheitlichen  Prinzip  durchführen  zn  können,  ist  durch 
Art.  48  dem  Bund  das  bezügliche  Gesetzgebungsrecht  übertragen 
worden, 

3.  Die  Änsführnng  des  Art.  48  ist  erfolgt  durch  das 
Bundesgesetz  über  die  Kosten  der  Verpflegung  er- 
krankter und  der  Beerdigung  verstorbener  armer 
Angehöriger  anderer  Kantone,  v.  22.  VI.  1875  (B.G.  I, 
748),  nnd  zwar  nach  dem  System  der  gegenseitigen  Ünentgeltlich- 
keit,  obschon  nur  8  Kantone  (darunter  gerade  Bern  und  Luzem 
nnd  von  den  Konkordatskantonen:  Solothurn,  Aargau,  Tfaurgau, 
und  Tessin  sich  für  dieses  System  ausgesprochen  hatten  (vgl. 
B.B.  1875,  III,  251),  Durch  dntt  Bundesgesetz  ist  das  frühere 
Konkordat  aufgehoben  worden. 


Artikel  49. 

Die  Slftnbe&s-  nnd  Gewissensfreiheit  Ist  nMverletzllck. 

niemand  darf  zur  Teilnahme  an  einer  Beligion^enoasenschaft, 
oier  an  einem  rellfiOsen  Unterricht,  «der  zur  Tomahme  einer 
rellgriSsen  Handlung  gezwungen,  oder  wegen  Glanbensanslchten  mit 
Strafen  li^end  welcher  Art  belegt  werden. 

Über  die  rellgifise  Erzlehnng  der  Kinder  bis  zum  erfüllten 
16.  Altersjahr  Terfügt  Im  Sinne  vorstehender  ßmndsätze  der  lnhal>er 
der  T&terllchen  oder  vormandscbaftlichen  Gewalt. 

Die  AnsHbnng  bürgerlicher  oder  politischer  Rechte  darf  dnreil 
keinerlei  Torschriften  oder;  Bedfngmagen  klrclilicber  oder  reltgiSser 
Nator  beschränkt  werden. 

Die  Glauben sanslcfaten  entbinden  nicht  von  der  Erfüilnng  der 
bttrgerUchen  Pflichten. 
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Niemand  Ist  gehalten,  Stenem  zu  bezahlen,  welche  speilell  fBr 
eigentliche  EnltiisziTeGke  einer  RellglonsgenOHgenBchaft,  der  er  nicht 
anfehfirt,  anferle^  werden.  Die  n&faere  Aiuniininff  dieses  flnmd- 
satzeg  ist  der  Bnudesgesetzgebunff  Torhehalfen. 


Literatnr  betr.  Art.  49— 52r  aareid  und  Zorn,  Staat  und 
Kirche  in  der  Schweiz.  2  Bde.,  1877r78.  —  Langhard,  Die  Giauhens- 
u.  Kultuefreiheit nach  achweic.  Bundesrecbt,  1886;  Reding-Biberegg, 
Über  die  Frage  der  Eultugstenern,  vom  Schweiz.  Juristen  verein  gekrOnte 
PreisBchrift,  1885;  v.  Salia,  Das  Jesuiten  verbot  der  Bundes  Verfassung 
(Zeitachr.  für  achweis.  Recht,  n.  F.  X,  26);  derselbe,  Die  Religions- 
freiheit, 1892,  und  Die  Entwicklung  der  Kultusfreiheit  in  der  Schweiz, 
1894;  Sfimuelj,  Art.  50  der  Schweiz.  Bundesverfassung,  1875,  und  Zur 
Interpretation  des  Art.  50,  Abs.  2,  187S;  Streif  f,  Die  Religionsfreiheit 
und  die  Marsnahmen  der  Kantone  und  des  Bundes  gemafs  Art.  50,  Abs.  2 
der  achweiz.  Bund  es  Verfassung,  1895. 

I.  Bie  Art.  49  bis  und  mit  54,  ihre  Zusammengehörigkeit 
und  ihr  Verhältnis  zueinander.  Diese  Artikel  umfasse n  die 
Knltusbestimmongeu  des  Bundes  nnd  verhalten  sich  folgender- 
mafsen  zueinander.  Art.  49  und  50  betreffen  die  Religion sfraiheit 
and  zwar:  Art.  49  betrifft  die  Glanbens-  nnd  Gewissens- 
freiheit als  die  individnelle  Religionsfreiheit,  d.  h.  als  das 
Recht  des  Individuums  auf  ein  beliebiges  oder  auf  gar  kein  Be- 
kenntnis, bezw.  das  freie  Recht  der  privaten  Gottes  Verehrung. 
Art,  50  dagegen  betrifft  die  K  ultusfretbeit  als  die  genossen- 
schaflJiche  Religionsfreiheit,  d.  h.  die  Freiheit  der  Gottes vereh rang 
im  Verein  mit  GlaubensgenoBsen,  bezw.  der  öffentlichen  Gottes- 
verehmng.  —  Art.  50,  Abs.  4,  51  und  52  sind  Kultnrkampf- 
bestim  mnngen,  speziell  Bestimmungen  gegen  katholische 
Knltuaeinrichtnngen  im  Dienste  der  nltramontauen  Propaganda, 
als  Bistümer  (Art  50,  Abs.  4),  Jesuiten  (51)  nnd  Klöster  (52)  — 
in  Anwendung  von  Art.  50,  Abs.  2,  des  Vorbehaltes  des  staat- 
lichen Rechtes  gegen  die  kirchlichen  Gemeinschaften.  —  Art.  53 
und  54  enthalten  die  Verbürgerlichung  (Laisierung,  SHku- 
larisation)  gewisser  Einrichtungen,  d.  h.  Befreiung  dieser  Kia- 
richtungen  von  kirchlicher  Herrschaft  und  kirchlichem  Einflnts. 
Diese  Einrichtungen  sind:  Zivilstand  nnd  Ehe  (Art.  53,  Abs.  1 
und  Art.  54)  und  BegrÄbnisweeen  (Art.  53,  Abs.  2).  Die  Ver- 
bürgerlichung derselben  bildet  eine  spezielle  Anwendung  von 
Art.  49,  Abs.  4:  wie  die  Art.  50,  Abs.  4  nnd  Art.  51  nnd  52 
eine  Anwendung  von  Art.  50,  Abs.  2,  bilden,  so  die  Art.  53  und 
54  eine  Anwendung  von  Art.  49,  Abs.  4,  insofern  als  diese  Ein- 


Erster  Abschnitt:  Äilgemeine  BeetimmungeD,  Art.  49.  865 

richtangeii  Rechte  der  Bürger  betretfen,  derea  AasUbaog  bezw. 
Oennrs  nach  Art.  49,  Abs.  4  durch  keinerlei  Vorschriften  oder 
Bedingungen  kirchlicher  Natar  beschiHnkt  werden  darf.  Das 
Recht  zur  Ehe  ist  unzweifelhaft  ein  bürgerliches  Recht  in  diesem 
Sinn,  und  wenn  such  der  Anspruch  anf  Verbürgerlichung  der 
Zivilstandsfbhrung  im  weiteren  und  des  Begräbnis wesens  nicht 
als  eigentliches  sabjektives  Recht  erscheint,  an  war  doch  die 
EinfQhrang  der  weltlichen  Zivilstand  sfuhrnng  im  Zusammenhang 
mit  der  Aufstellung  von  Art.  49,  Abs.  4,  erfolgt,  und  in  der 
gleichen  Gedankenverbindung  steht  nicht  weniger  die  Verbürger- 
lichung des  Begräbnis  Wesens. 

IL  Der  Art.  49  flu-  sieh. 

Gleschicbtlich  betrachtet  ist  der  Artikel  neu.  Die  Bundes- 
verfassung von  1848  statuierte  nur  die  Knltusfreihett,  wovon 
beim  nächsten  Art.  50  die  Rede  sein  wird.  Die  Kultus  frei  heit 
involviert  aber  die  Glaubens-  und  Gtewissensfreiheit  insofern:  so- 
weit die  gemein scbaftli che,  Öffentliche  Gottesverehrung  gestattet 
ist,  soweit  ohne  anderes  auch  und  voraus  die  private  Gottes- 
verehrung, die  Hausand  acht.  Neu  ist  am  Art  49  eben  nicht 
sowohl  das  Prinzip  der  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit,  als  viel- 
mehr die  Folge be Stimmungen,  die,  gestutzt  anf  das  Prinzip,  des 
weiteren  aufgestellt  worden  sind. 

Dogmatisch  ist  also  zu  unterscheiden  zwischen  Abs.  1  und 
den  folgenden  Absätzen  des  Art.  49. 

A.  Abs.  1  enthält  einfach  das  Prinzip,  d.  h.  gewähr- 
leistet die  Freiheit  der  privaten  Gott  es  Verehrung  an  sich,  und 
diese  für  sich  verstand  sich  schon  unter  der  früheren  Bundes* 
Verfassung,  nachdem  durch  sie  die  Kultuafreiheit  statuiert  war. 
Wo  die  letztere  gestattet  ist,  ist  es  auch  und  noch  vorher  die 
erstere;  die  Garantie  der  Kultusfreibeit  setzt  die  der  Glaubens- 
und Gewissensfreiheit  voraas.  Die  Garantie  der  Glaubens-  und 
Gewisse usfreibeit  ist  also,  nachdem  die  Eultusfretheit  bereits 
garantiert  war,  au  sieb  gar  keine  weitere  Errungenschaft;  die 
erstere  brauchte  gar  nicht  mehr  garantiert  zu  werden,  sie 
verstand  sich  von  seihst.  —  Aber  die  Folgen,  welche  der 
Glanhens-  und  Gewissensfreiheit  gegeben  werden  sollten,  ver- 
standen sieb  nicht  von  selbst;  um  dieser  Folgen  willen  mufste 
sie  besonders  garantiert  werden ,  bezw.  mursten  besondere  Be- 
stimmungen   aufgestellt   werden,    nnd    diese    Folgebestimmungen 


sind   es   auch,    welche  das  Frei  he  Ua  recht  des  Art.  49   besonders 
wertvoll  machen. 

B.    Abs.  2 — 6,  das  sind  die  FolgebestimmDogen. 

Zunächst  im  ganzen  and  ia  ihrem  VerfaSltnis  zueinander 
betrachtet.  Die  durch  die  Abs.  2 — 6  bestimmten  Folgen  bestehen 
im  ganzen  darin,  dafs  einer  nicht  nur  glauben  kann,  was  and 
an  wen  er  will  —  das  liegt  schon  im  Prinzip,  sondern  dasB  er 
auch  von  Nachteilen,  die  er  darum  erleiden  kennte,  frei 
sein  soll.  Das  ist  der  eigentliche  Gehalt  der  Glaubens-  und  Ge- 
wissensfreiheit. —  Das  Verhältnis  aber  der  Folge bestimmnngea 
zueinander  ist  das:  die  Befreiung  von  den  Nachteilen  bezieht 
sich  im  wesentlichen  auf  die  beiden  Seiten,  die  mit  Kachteilen 
bedroht  sein  können  und  erfahrungsgemHfs  bedroht  sind  :  auf  das 
kirchliche  oder  religiöse  Verhalten  und  auf  die  weltliche  Rechts- 
stellung, Danach  scheiden  sich  denn  auch  die  Abs.  2 — G,  und 
zwar  so:  1.  Abs.  2  und  3  betretfen  das  kirchliche  oder 
religiöse  Verhalten  in  der  Meinung,  dafs  auf  dasselbe  kein 
Zwang  ausgeübt  und  durch  kein  Strafmittet  eingewirkt  werden 
darf,  weder  durch  die  Kirche  noch  durch  den  Staat.  2.  Abs.  4 — 6 
dagegen  betreffeu  die  weltliche  Rechtsstellung.  Einer- 
seits darf  niemand  in  seinen  Rechten  wegen  des  Glaubens  hintan- 
gesetzt oder  durch  Auflegung  von  Pflichten,  die  fUr  Andersgläubige 
gelten  (Eutins Bteuern),  in  seinem  Glauben  verletzt  werden  (Abs.  4 
nnd  6).  Andererseits  aber  darf  sich  auch  niemand  hinter  seiuem 
Glauben  verschanzen,  um  sich  Pflichten,  die  für  alle  BUrger 
gelt«n,  zu  entziehen  (Abs.  5). 

Die  Abs.  2 — 6  im  einzelnen,  ihre  praktische  Anwendung. 
Die  hauptsächlichsten  praktischen  Anwendungen  dieser  Folge- 
beetimmungen  der  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit  betreffen 
nachstehende  Rechts iusti tute. 

1.  Eidesleistung.  Der  Eid  als  Rechtehandlung  kann 
entweder  assertorisch,  eine  eidliche  Versicherung  der  Wahrheit 
einer  Behauptung  sein,  wie  der  Zeuge.neid,  oder  promissorisch, 
ein  eidliches  Versprechen ,  wie  es  namentlich  der  Amtseid  ist 
In  jedem  Falle  ist  er  eine  Versicherung  oder  ein  Versprechen 
unter  Anrufung  Gottes  nnd  (nach  katholischem  Ritus)  der  Heiligen, 
also  eine  religiöse  Handlung.  Als  solche  aber  kann  er  nach 
Art.  49,  Abs.  2,  nicht  erzwungen  werden,  und  es  kann  auch 
niemand    wegen  Verweigerung    des    Eides    (Amtseides)   vom  Amt 
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znrUckgewieBea  werden;  das  letztere  nach  Abs.  4.  1.  Der  Eid 
kann  nicht  erswnngen  werden.  Damit  ist  nicht  gesagt, 
dab  das  Gelttbde  allein  zulässig  sei,  vielmehr  können  Oelubde 
und  Eid  nebeneinander  vorgesehen  sein.  Es  brauchen  auch  nicht 
beide  einfach  alternativ  oder  elektiv  nebeneinander  gestellt  zn 
sein,  so  daTs  derjenige,  welcher  einen  Eid  oder  ein  Gelflbde  zu 
leisten  hat,  von  vornherein  und  obne  weiteres  die  freie  Wahl 
zwischen  beiden  besitzt ;  es  genttgt  vielmehr  nach  Art.  49,  Abs.  2, 
wenn  das  Gelllbde  nur  eventaell  vorgesehen  ist,  ftlr  den  Fall, 
daTs  die  Eidesleistung  verweigert  wird.  —  2.  Wegen  Ver- 
weigerung des  Amtseides  kann  auch  niemand  vom 
Amt  zurückgewiesen  werden.  Zur  Gewährung  dieses 
Schutzes  genllgt  Abs.  2  nicht.  Nach  dieser  Bestimmung  kOnnte 
der  Gewählte  nur  verlangen,  nicht  zum  Amtseid  angehalten  isu 
werden ;  aber  er  hBtte  keinen  Anspruch  darauf,  trotzdem  zum 
Amte  zugelassen  zu  werden.  Dieser  Anspruch  folgt  ans  Abs.  4, 
nSmlich  so:  das  passive  wie  das  aktive  Wahlrecht  ist  ein  poli- 
tisches Recht  im  Sinne  dieser  Bestimmung,  wShrend  sonst  unter 
dem  Ausdmck  „politische  Scchte"  in  der  Bundesverfassung  nur 
die  aktiven  politischen  Uechte  begriffen  sind  (vgl.  su  Art.  43, 
Abs.  3).  Hier,  bei  Art.  49,  Abs.  4,  ist  es  anders,  weil  es  sich 
nicht  um  Feststellnng  politischer  Bechte  handelt,  die  in  der 
Bundesverfassung  nur  zugunsten  der  Teilnahme  der  Btlrger  als 
solchen  an  der  Staatsgewalt,  nicht  auch  zugunsten  der  Mitglied- 
schaft von  Behörden  erfolgt  —  sondern  um  die  Befreiung  poli- 
tischer Rechte  von  Glauben srOcksichten,  die  als  solche  soweit  als 
mfiglich  aufzufassen  ist,  also  auch  als  Befreiung  der  passiven 
politischen  Rechte,  die  immerhin  auch  politische  Rechte  sind,  von 
bezüglichen  Rucksichten.  Also  das  passive  wie  das  aktive  Wahl- 
recht und  das  Stimmrecht  llberhaupt  ist  im  Sinne  von  Art.  49, 
Abs.  4,  ein  politisches  Recht,  und  die  Bedingung  der  Eidesleistung 
wäre  ihrerseits  im  Sinne  dieses  Absatzes  eine  Bedingung  religißser 
Natar;  also  darf  jenes,  das  passive  wie  das  aktive  Wahlrecht, 
zufolge  Abs.  4  und  nnr  zufolge  dieser  Bestimmung  von  der  Be- 
dingung der  Eidesleistung  nicht  abhängig  gemacht  werden. 

2.  Feiertage.  Bestand.  Es  gibt  bürgerliche,  vom  Staat 
eingesetzte  und  kirchliche  Feiertage.  Die  einen  kOnnen  mit  den 
anderen  zusammenfallen,  wie  namentlich  die  Sonntage.  Anfser 
den  btlrgerlichen  bezw.  gemischten  Feiertagen  gibt  es  aber  auch 
noch  besondere,    rein    kirchliche  Feiertage,    hauptsHchlich    in  der 
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katholischen  Kirche.  —  Für  den  Schutz  der  einen  osd  anderen 
durch  den  Staat  gelten  zwei  Hanptgrundafttze.  1.  Die  bürger- 
lichen Feiertage  gelten  für  alle  wea  Olaabens 
immer,  d.  h.  sie  mtlHsen  als  Rnhetage  von  allen  so,  wie  es  der 
Staat  vorschreibt,  beobachtet  werden,  soweit  die  Vorechrift  nicht 
spezifisch  religiös  bezv.  konfesBiouell  ist  (Einstellung  blofs  von 
lärmenden  Seschäftigungen  oder  von  jeder  BeschHftignng  usvr., 
vgl.  dagegen  den  Fall  in  v.  Salia  II  Nr.  705).  So  also  gelten 
namentlich  die  Sonntage,  and  diese  speziell  anch  fBr  die  Juden. 
Die  Pflicht  der  Bürger  zur  Einhaltung  der  staaÜichen  Vorschriften 
richtet  sich  nach  Abs.  5,  nicht  nach  Abs.  4;  die  Pflicht  des 
Staates  dagegen,  in  die  Vorschriften  nicht  religiöse  bezw.  kirch- 
liche Bedingungen  einzumischen,  allerdings  nach  Abs.  4  (vgL 
das  vorige  Ziiat).  —  2.  Die  besonderen  Feiertage  eines 
bestimmten  Kultus  (anfser  den  bürgerlichen)  gelten  für  die 
Bürger  im  allgemeinen,  speziell  ftlr  die  Auder^täubiges  nur  in- 
sofern, als  KultneetOrungen  verboten  sind.  Dieser  Ornudsatz 
bildet  schon  mehr  eine  Anwendung  von  Art,  50,  Abs.  1 ,  die 
aber  hier  an  die  vorige,  weil  den  gleichen  Gegenstand  betrefibud, 
anzuschliefsen  ist. 

3.  Schul-  und  Militärpflicht,  Stimmpflicht.  Es 
sind  das  bürgerliche  Pflichten,  und  an  ihnen  namentlich  stofsen 
sich  gelegentlich  gewisse  Olaufaensanaichten.  Daher  kommt  hier 
insbesondere  Art.  49,  Abs.  5  zur  Anwendung,  und  diese  An~ 
Wendung  ergibt  betr.  die  hauptsHchlichsten  KonfliktslMle  kurx 
folgende  Regeln.  Betr.  die  Schulpflicht:  dar  Schulbesuch  am 
Samstag  ist  anch  für  die  Jadenkinder,  verbindlich,  und  in  der 
SamstagsBchale  sind  auch  sie  wie  andere  zu  manueller  Tfttigkeit 
verpflichtet,  so  sehr  nach  dem  orthodoxen  jüdischen  Ritus  Hand- 
arbeiten am  Sabbath  verboten  sein  mögen.  Zum  UilitHrdienst  sind 
auch  die  Wiedertlinfer  trotz  der  Abneigung  ihres  Glaubens  ver- 
pflichtet. Der  Stimmpflicht  endlich  kann  sich  niemand  wegen 
des  Sonntages ,  auf  den  die  Erftlllung  derselben  festgesetzt  zu 
werden  pflegt,  entschlagen. 

4.  Knltusstenern.  Es  handelt  sich  um  das  Verbot  der 
Knltasstenem  für  Andersgläubige.  In  Betracht  kommen  vier 
Seiten,  von  denen  jede  ihre  besondere  Rechtsfrage  bietet.  1,  Das 
Verbot  an  sich.  In  dieser  Beziehung  fragt  es  sich,  ob  dasVer- 
bot  bereits  wirksam  sei;  Die  betreffende  Verfassungs- 
bestimmuag,   Art  49,  Abs.  6,   erklttrt  zum  Schlafs,   die  nKhere 
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AusftlhruTig  dieses  Qrundsatzee  (des  Verbotes)  sei  der  Bandes- 
geeetz^buDg  rorbeh alten.  Es  war  zw&r  ein  Entwurf  eines 
Bnudesgesetzes  Über  Steuern  ftlr  Knltnszwecke  unterm  25.  XI. 
1875  aufgestellt,  von  der  Bandesversaiiimluag  aber  zurückgewiesen 
worden  (vgl.  v.  Salis  II,  Nr.  715),  ohne  dafs  die  Aufgabe  seither 
wieder  anfgeDominen  worden  wHre.  Infolgedessen  wtlre  dag  Verbot 
laut  Art  2  iler  Übergangsbestimmungea  der  Bundesverfassung 
noch  nicht  in  Kraft  bezw.  die  entgegenstehenden  kantonalen  Be- 
stimmnngeii  noch  nicht  aufser  Kraft  getreten.  Das  Bundesgericht 
hat  aber  erklärt,  der  Omndsatz  finde  ohne  weiteres  Anveudnog 
trotz  des  Schinfssatzes  von  Art.  49,  weil  er  fUr  sich  positiv  nnd 
genau  genug  erscheine,  im  Gegensatz  su  anderen  Grundsätzen, 
die  ohne  nähere  Bestimmung  durch  die  Gesetzgebung  nicht  aus- 
führbar seien  (B.E.  I,  84r'8f>)  —  wie  es  an  sich  beim  Verbot  der 
Doppelbesteuerung  zutrifft,  das  aber  nichtsdestoweniger  auch 
bereits  praktisch  ist,  weil  es  das  schon  vor  der  Bundesverfassung 
von  1874  war  (vgl.  oben  an  Art.  46).  —  2.  Der  Gegenstand  des 
Verbotes.  Gegenstand  des  Verbotes  sind  nur  Steuern  fUr 
Knltnszwecke,  nicht  Steuern  anderer  Art,  auch  wenn  sie  von 
einer  kirchlichen  GenosHenscbaft  erhoben  werden,  m.  a.  W.:  damit 
eine  Steuer  Kultuasteuer  im  Sinne  von  Art.  49,  Abs.  6,  sei,  genilgt  es 
nicht,  dafs  sie  von  einer  Religionsgenossenschaft  (Kirchengemeinde) 
erhoben  werde,  sondern  sie  innfs  auch  für  Kultnsawecke  erhoben 
werden.  Auf  den  Zweck  der  Steuer  also  kdmmt  es  an,  nicht  auf 
das  Subjekt,  das  sie  erhebt  So  ist  keine  Kultussteuer  die  von 
einer  Kirchengemeinde  erhobene  Armensteuer;  ihr  unterliegen, 
soweit  Bürger  überhaupt,  auch  Andersgläubige.  —  3.  Subjekt  des 
Verbotes  bezw.  der  verbotenen  Stener.  Es  fragt  sich,  wem  unter- 
sagt ist,  Kultnssteuem  von  Andersgläubigen  zu  erheben.  Dabei 
entsteht  die  Vorfrage,  wer  fUr  die  Erhebang  von  Kultusstenem 
überhaupt  in  Betracht  komme.  Es  sind  Staat  und  Gemeinde ;  der 
Staat  für  seine  Landeskirche,  und  die  Gemeinde,  Kirchengemeinde, 
für  die  Pfarrei.  Betr.  das  Verbot  nun  sollte  man  meinen,  dafs 
der  einen  wie  der  anderen  Art  Verband,  dem  Staat  wie  der 
Kirchengemeinde,  die  Elrhebung  von  Kultnssteuern  von  Anders- 
gläubigen verboten  wäre.  —  Das  Bundesgericht  aber  ist  anderer 
Ansicht.  Danach  können  selbst  Steneru  zu  eigentlichen  Kultus- 
zwecken auf  Grund  des  allgemeinen  Staatsbudgets 
von  allen  Steuerpflichtigen  ohne  Unterschied  der 
Glanbensangehör  igkei  t  erhoben  werden  ' —  auf  Gmnd  des 
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allgemeineD  Gemeindebndgets  dsgegen  nicht.  Audi  soweit  also 
eiue  alli^meine  StnatflSteaer  KnltasEwecken  dient,  kano  sie  von 
allen  Bürgern  erhoben  werden,  eine  Gemeindesteuer  nichL  Die 
Folge  ist  die:  beim  Staate  braucht  es  kein  besofaderes  Kultus- 
bndget  (fttr  die  Landeskirche),  aber  bei  der  Gemeinde.  Die 
Ansicht  ist  inkonsequent;  sie  kann  sich  lediglich  auf  den  Ent- 
warf eines  Bundesgesetzes  über  Steuern  fllr  Knitnszwecke  (vgl. 
oben  Ziff.  1)  ^tutzen,  der  in  Art.  2  allerdings  ausschliefslicb  von 
Staatssteuem,  als  vom  Verbot  ausgenommen  spricht,  aber  um  so 
weniger  fUr  die  Praxis  mafsgebend  ist,  als  es  der  Entwurf  betr. 
das  Verbot  der  Doppelbesteuerung  (vgl.  oben  S.  360)  auch  nicht 
war.  Die  Ansicht  ist  aber  auch  ungerecht  für  den  einzelnen 
Steuerpflichtigen  und  konservativ  fUr  das  ganze  Staatswesen,  in- 
sofern, als  sie  einen  tendenziösen  Vorschub  fUr  die  Erhaltung 
des  Bestandes  der  Landeskirche  bildet.  —  i.  Endlich  das  Objekt 
des  Verbotes  bezw.  die  Frage,  wer  durch  dasselbe  geschützt  er- 
scheine. In  dieser  Beziehung  ist.  vom  Buudesgericht  der  Satz  auf- 
gestellt worden:  nichtpflichtig  zur  Bezahlung  von 
Kultnssteuern  ist  nur,  wer  durch  die  Besteuerung 
für  einen  bestimmten  Kultus  in  seiner  Glanbens- 
und  Gewissensfreiheit  Terletst  wird.  Weil  juristische 
Personen  in  der  Glaubensfreiheit  nicht  verletzt  werden  können,  da 
sie  einen  Glauben  Überhaupt  nicht  besitzen,  sind  Korporationen 
(Aktiengesellschaften  und  Genossenschaften ,  aach  Gemeinden) 
knltnsstenerpöicbtig,  und  zwar  an  alle  Kulte,  die  überhaupt  Steuer^ 
recht  besitzen  (B.E.  IV,  536).  Das  Gleiche  wird  von  Stiftungen 
anzunehmea  seio.  —  Wurde  der  Grundsatz  dahin  lauten:  nicht 
pflichtig  seien  alle,  welche  nicht  zu  dem  betreffenden  Knltas  ge- 
hiren,  wie  es  eigentlich  der  Wortlaut  der  Verfassungsbestimmung 
(„einer  Religionsgenossenscfa&ft ,  der  er  nicht  angehört")  ver- 
langt —  so  würden  auch  die  juristischen  Personen  als  überhaupt 
konfessionslos  steuerfrei  sein.  Aber  also:  nicht  alle  diejenigen  sind 
frei,  die  einem  bestimmten  Kultus  schlechthin  nicht  angehSren, 
sondern  nur  diejenigen,  die  ihm  angehören  k  tt  n  n  t  e n ,  aber  eben 
nicht  angehören,  also  nur  physische  Personen.  —  Ein  weiterer 
Gmndsatz  betr.  das  Objekt  ist  der:  von  der  Zugehörigkeit  zu 
einem  Kultus  im  Sinne  der  Steuerpflichtigkeit  tür  denselben  be- 
freit da,  wo  der  betreffende  Kultus  eine  Landeskirche  bildet,  nur 
der  Austritt  aus  der  Landeskirche  selbst,  nicht  schon 
der  Austritt  ans  der  zugehörigen  Kirchengemeinde  (BX.  II,  396  u.  a.). 
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Artikel  SO. 

Die  freie  AnBtlbnnf  grotteBdlenstllcher  Handlangen  Ist  Inner- 
halb der  Schranken  der  Sittlichkeit  nnd  der  Sffentllchen  Ordnung 
^w&hrleistet. 

Den  Kantonen,  sowie  dem  Bnnde  bleibt  Torbehalten,  lar  Hand- 
kahuig  der  Ordnung  nnd  des  öffentlichen  Friedens  nnter  den  An- 
yehSrlgen  der  rergchledenen  Hellgionsgenoggenschaften,  sowie  gegen 
Eingriffe  kirchlicher  BehSrden  In  die  Rechte  der  Bürger  nnd  des 
Staates,  die  geeigneten  Maßnahmen  zn  treffen. 

AnstSnde  ans  dem  Sffentllchen  oder  Priratreehte,  welche  ttber 
-die  BUdnng  oder  Trennnng  tou  Religio nsgenossenschaften  entstehen, 
hBunen  anf  dem  Wege  der  Beschwerdefflfarung  der  Entscheidung  der 
inst&ndlgen  BnndesbehSrden  nnterstellt  werden. 

Die  Errichtung  von  BlstBuem  anf  schweizerischem  Gebiete 
anterllegt  der  Qenehmignng  des  Bnndes. 


L   Der  Artikel  im  ganzen. 

Er  betrifft  die  Kultus  freiheit  nnd  zerfallt  in  vier  Absätze, 
die  sich  folgend ermafBen  zneinander  verhalten.  Abs.  1  statuiert 
das  Prinzip  der  KultusFreibeit.  Abs.  2  dagegen  enthalt  einen 
allgemeinen  Vorbehalt  vom  Prinzip  zugnnsten  des  Rechtes 
staatlicher  Uafsnabmen  in  Sachen  der  Kulte,  und  Abs.  8  normiert 
als  Folge  vom  Prinzip  und  vom  Vorbehalt  das  Recht  der 
Bildung  oder  Trennung  von  Beligionsgenossen Schäften.  Abs.  4 
enthalt  wieder  einen  Vorbehalt  vom  Prinzip,  aber  im  Unterschied 
zu  Abs.  2  einen  speziellen  Vorbehalt  fUr  eine  staatliche  Mafs- 
Dahme  gegen  eine  bestimmte  katholische  Kultuseiurichtung,  die 
Bistümer.  Ähsliche  spezielle  Vorbehalte  wie  Abs.  4  des 
Art.  50,  gegen  andere  speziell  katholische  Kultuseinrichtungen, 
Einrichtungen  der  ultramontanen  Propaganda,  enthalten  weiter 
4ie  Art.  51  und  52,  gegen  Jesuiten  und  Klöttter.  Art.  50,  Abs.  4 
und  Art.  51  und  52  gt^bctrea  flberbaupt  zusammen  als  Kultur- 
kampf bestimm  nngen  gegen  den  politischen  Katholizismus, 
d.  h.  den  Ultramontaniemua,  vgl.  oben  8.  364. 

n.  Absatz  1,  betr.  die  Garantie  der  Kultusfreiheit, 
^.  h.  des  gemeinsamen  Gottesdienstes.  Er  entspricbt  dem  Art.  44, 
Abs,  1 ,  der  früheren  Bundesverfassung.  Frflber  war  nur  die 
Freiheit  der  christlichen  Konfessionen ,  nnd  zwar  nur  der  an- 
erkannt christlichen  Konfessionen  gewHhrleistet:  der  katholischen 
und  der  evangelisch-reformierteo  Kirche  Zwinglischer  und  Calvji,- 
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niecher  Observanz,  aber  nicht  der  Intberiachen  Kirche  —  von 
anderen  Religionen,  speziell  der  jüdischen,  ganz  abgesehen.  In- 
sofern also  war  uar  die  Konfessionsfreiheit  garantiert. 
Immerhin  ging  diese  Gewähr) eistnng  weiter  als  die  der  Hediaüon : 
es  wurden  die  anerkannten  christlichen  Konfessionen,  also  speziell 
die  katholische  und  die  reformierte,  beide  in  jedem  Kanton  ge- 
währleistet —  nicht^  wie  durch  die  Hediatioa  (in  den  einzelnen 
Kantonsverfassnngen)  in  jedem  Kanton  nur  gerade  diejenige,  die 
bisher  daselbst  ausgeübt  worden  war,  so  dafs  beide  Konfessionen 
nebeneinander  nur  in  den  paritätischen  Kantonen  garantiert 
waren.  Der  Bundesvertrag  von  1815  aber  kannte  eine  Kultns- 
freiheit  Überhaupt  nicht,  so  wenig  als  die  alte  Eidgenossenschaft 
vor  1798.  Hente  dagegen,  seit  1874,  ist  die  Knltusfreiheit 
überhaupt,  d.  h.  die  Ausübung  jeglichen  Kultus,  gewährleistet  — 
aber  erst  seit  1874;  vorher  kam  die  Erweiterung  der  Konfessions- 
freiheit zur  allgemeinen  Knltusfreiheit  gar  nicht  in  Frage,  auch 
bei  der  Partialrevision  v.  J.  1866  nicht,  die  wohl  betrefis  Nieder- 
laasungsfreiheit  und  Oleichatellung  der  SchweizerbUrger  mit  den 
KantonsbUrgern  die  Beschränkung  dieser  Rechte  auf  die  aner- 
kannt christlichen  Konfessionen  aufhob ,  aber  die  Beschränkung 
der  Knltusfreiheit  auf  diese  Konfessionell  bestehen  liefs  (vgl. 
oben  8.   37). 

Mit  der  Gewährleistung  der  Kultusfreiheit  ist  keineswegs 
die  sog.  Trennung  von  Kirche  und  Staat  von  Bandes 
wegen  zum  Prinzip  erhoben.  Vielmehr  kßnueii  Landeskirchen  nach 
wie  vor  bestehen.  „Landeskirche"  ist  diejenige  Retigions- 
genossenschaft,  die  als  Verband  aller  Angehörigen  der  betreffenden 
Religion  oder  Konfession  im  „Lande"  (Staat),  als  kirchliche  Ge- 
samtgemeinde, staatlich  konstituiert  und  organisiert  ist.  Die 
Landeskirche,  katliolisch  oder  reformiert,  kann  also  vor  Art.  50 
sehr  wohl  bestehen,  auch  mit  den  Vorrechten,  mit  denen  sie  aus- 
gestattet ist  vor  anderen  Religionegenossenachaften  (Beamten- 
qualität der  Funktionäre,  Steuerrecht  usw.).  Nur  sind  die 
anderen  Kulte  neben  ihr,  wenn  auch  nicht  bevorrechtet  wie  sie,  so 
doch  zu  Recht  anerkannt,  nicht  blofs  geduldet  oder  gar  schutzlos. 

Immerhin  erscheint  die  Knltusfreiheit  schon  im  Prinzip  nicht 
unbedingt  gewährleistet.  Die  freie  Ausübung  gottesdienstl icher 
Handlungen  ist  ausdrücklich  nur  gewährleistet  „innerhalb  der 
Schranken  der  Sittlichkeit  und  der  Cffentlichen  Ordnung*.  Ein 
Kultus  also,    dessen  Lehren  mit  der  Sittlichkeit  und  Öfientlichen 
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Ordnnng  im  Widersprach  stehen,  hat  auf  diese  Freiheit  ron 
Tornherein  keinen  Ansprach.  Das  ist  der  Fall  beim  Hormo- 
nismaa  mit  eeiner  Einrichtung  der  Polygamie,  die  sich  auf 
einen  Glaubenssatz  des  Mormonismus  stützt  und  iuBofem  xa 
diesem  Glauben  selbst  gehfirt,  auf  den  Satz  uftmlich,  die  Seelen 
bitten  Präexistenz,  und  es  sei  verdienstlich,  durch  Zeugung  von 
Kindern  ihnen  Leiber  zu  verschafieu.  Die  Polygamie  ist  in  ütab 
wohl  durch  die  Unionsregierung  seit  189»  unterdrückt,  bildet 
aber  nach  wie  vor  einen  Glaubenssatz  bezw.  eine  rituelle  Vor- 
schrift des  Mormonismus.  Die  Polygamie  aber  steht  im  Wider- 
spruch mit  dem  bei  deu  KnlturvHlkem  herrschenden  Sittlicbkeits- 
begriff,  verletzt  also  speziell  die  Bedingung  der  Sittlichkeit,  unter 
der  die  Kultusfreiheit  gewährleistet  ist.  ßs  sind  also  nicht  uar 
Mafsoabmen  gegen  den  Uormonismus  „zur  Handhabung  der  Ord- 
nnug"  (Abs.  2)  gestattet,  sondern  er  braucht  schon  nach  Abs.  1 
überhaupt  nicht  geduldet  2U  werden. 

HL    Absatz  2,  betr.  den  Torbehalt  der  Garantie. 

Schon  in  Abs.  1  ist  eigentlich  ein  Vorbehalt  enthalten :  die 
Bedingung  der  „Sittlichkeit  und  der  Öffentlichen  Ordnung",  von 
der  vorhin  die  Rede  war,  enthält  einen  solchen.  Damit  ist  aber 
nur  das  allgemeine  Becbt  vorbehalten,  die  lex  generalis,  das 
auch  fUr  audere  Personen  oder  Gemeinschaften,  nicht  blofs  fUr 
Beligionsgeuossenschaften  oder  gar  nur  eine  bestimmte  Religions- 
genoBsenschafi,  bezw.  das  für  alle  verbindliche  Gesetz.  Weiter  da- 
gegen geht  Abs.  2,  von  dem  hier  speziell  zu  sprechen  ist:  es 
sollen  auch  besondere  MaTsnahmen  getroffen  werden  kOnnen 
im  Interesse  der  Religionsgenossenschaften  unter  sich  und  gegen 
Eingriffe  derselben  in  die  staatlichen  Eechte,  und  das  von  den 
Kantonen  wie  vom  Bund.  Ea  kommen  also  &Xr  die  nähere  Aus- 
legung des  Absatzes  vier  Fuukte  in  Betracht. 

1.  „HahBahnen".  Darunter  sind  nicht  nur  Verwaltungs- 
mafsnahmen ,  speziell  polizeiliche  Verfügungen ,  sondern  auch 
legislative  Akte,  Gesetze  und  Verordnungen  zu  verstehen,  wie 
denn  speziell  der  Bund  Überhaupt  da,  wo  er  zu  ^Uafsnahmen" 
«der  „Verfbgungen"  durch  die  Bundesverfassung  berechtigt  er- 
klSit  ist,  auch  zur  Aufstellung  genereller  Kegeln  mit  fiesug  auf 
den  betreffenden  Gegenstand  berechtigt  gilt  (vgl.  oben  S.  104). 
£j6  soll  also  neben  dem  bestehenden  allgemeinen  Rechte  ein 
besonderes  Recht  zu  den  bezeichneten  Zwecken  (zur  Handhabung 
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der  Ordnung  nnd  des  ßfientlichen  Friedens  anter  den  Angebßrige» 
der  rerechiedenen  Beligionflgenossenschaften  usw.)  aufgestellt  werden 
kOaaen.  £h  dUrfeu  aber  diese  Mafsnahmen  weder  die  Verfassung 
des  Bundes  noch,  wenn  von  einem  Kantonsorgan  ausgehend,  die 
Verfassung  des  betr.  Kantons  verletzen.  Immerhin  ist  von  dieser 
Bedingung  der  Fall  eines  Notstandes  des  Staates  auszunehmen: 
Not  kennt  kein  Gebot,  und  tiber  das  Recht,  verfaBsungsmUrsigea 
wie  gesetzliches,  geht  das  Notrecht  (jns  eminens)  des  Staates,  das 
kein  Recht  ist,  sondern  der  G-rund  höherer  ZweckmäTsigkeit,  ans 
dem  Lehensinteressen  des  Staates  selbst  auf  Kosten  des  Rechtes 
gewahrt  werden  dUrfen  und  sollen  (vgl.  meine  Politik,  8.  47). 
Dafs  aber  unter  den  Mafsnahmen  des  Abs.  2  von  Art.  50  besw. 
unter  dem  dadurch  vorgesehenen  besonderen  Rechte  nicht  Not- 
akte zu  verstehen  sind,  ergibt  sich  daraus,  dafs  Rechtsverletzungen 
nicht  durch  das  Recht  selbst  und  von  Tomherein  legitimi^t 
werden  können,  sondern  ihre  Rechtfertigung,  wenn  überhaupt, 
einzig  in  der  Politik  finden. 

2.  „Znr  Hsndbabug  der  Ordnung  und  des  öffentliclien  Friede» 
unter  den  Angebttrigen  der  verschiedenen  Religionsgenossen- 
Schäften".  Das  ist  der  eine  Zweck ,  zu  welchem  besondere 
Mafsnahmen  vom  Staate  getroffen  werden  können.  Unter  „Ord- 
nung" ist  hier,  im  Gegensätze  zur  „öffentlichen  Ordnung'  des 
Abs.  1 ,  nicht  die  rechtliche ,  Btaatliche  Ordnung  verstanden, 
sondern  die  tatsBchliche  Ordnung,  ein  geordneter  Zustand 
unter  den  verschiedenen  ReligionsgenoBsenschaften.  Cnd  der 
„öffentliche  Frieden"  unter  den  Angehörigen  der  verschiedenen 
Religio nsgenossenschaften  ist  derjenige  Frieden,  au  dem  die 
Öffentlichkeit ,  die  Volksgenossen  seh  aft  allgemein  interessiert  ist 
bezw.  durch  dessen  Störung  diese  selbst  in  Mitleidenschaft  ge> 
zogen  würde.  —  Unter  dem  Gesichtspunkte  dieses  Zweckes 
kommen  als  besondere  Mafsnahmen  namentlich  in  Betracht  das 
Genfer  sog.  Soutanengesetz  (B.E.  II,  178)  und  die  kantonalen 
Erlasse  gegen  das  erste  Auftreten  der  Heilsarmee  im  Anfang 
der  80  er  Jahre  (vgl.  v.  Salis  It,  S.  ä65  ff.).  Die  letzteren  Er- 
lasse überschritten  freilich  mitunter  das  verfassungsmKfsige  Mafs 
und  mufste»  durch  die  BnndesbehOrden  redreasiert  werden.  Da- 
bei hat  aber  das  Bundesgericht  in  zwei  grundsHtzlichen  Fragen 
keine  geschickte  Hand  bewiesen.  Die  erste  Frage  betraf  das 
VerldÜtnis  von  Art.  50,  Abs.  2  der  Bundesverfassung  zu  der  in 
gewissen    kantonalen    Verfassungen    garantierten    Versammlungs- 
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freiheit.  Daa  Buiidesgericht ,  das  damcilB  flir  die  erster«  Ver- 
fassuDgsbeatiiniDiiiig,  gemSTs  dem  früheren  BundeHgeaetz  über  die 
Organiflation  der  BundesrechtB pflege,  Art.  59,  noch  nicht  zuständig 
war,  kassierte  einen  kantonalen  Erlats  aus  dem  Gmnde,  dafs  er, 
wenn  er  auch  vor  der  Bundes  Verfassung,  Art  50,  Abs.  2,  zulässig 
wäre,  doch  vor  der  betr.  kantonalen  Verfassungsbeatimmang 
unzulässig  sei  (Fall  Schaaff,  ZUrich:  B.E.  XII,  93);  in 
einem  zweiten  ähnlichen  Falle  dagegeu  erklärte  sich  das  Bundes- 
gericht  inkompetent,  weil  der  Fall  nicht  nach  dem  Grundsätze  der 
Versammlungsfreiheit  zu  bearteilen  sei,  sondern  nach  Mafsgabe 
der  Kaltnsfreiheit,  die  der  Kognition  des  Bundesrates  unterstehe 
(Fall  Gentil  und  Kons.,  Waadt:  B.E.  XUI,  6).  —  Die 
zweite  grundsätsHche  Frage  betraf  Art.  50  der  Bundesverfassung 
selbst,  nachdem  der  Schutz  dieser  Bestimmung  durch  das  neue 
Bnsdesgesetz  Über  die  Organisation  der  Bundesrechtspflege  v.  J. 
1893  auf  das  Bundesgericht  übergegangen  war.  Das  Bundes- 
gericht erklärte:  Art  50  der  Bundesverfassung  gestatte  eine  Be- 
scbräukuug  der  Ausübung  gottesdienstl icher  Handlungen  nur  in- 
soweit, als  dies  im  Interesse  der  „Sittlichkeit  und  der  öffentlichen 
Ordnung"  geboten  sei;  wenn  ein  Kultus  diese  nicht  verletze, 
dürfe  er  nicht  beschränkt  werden  (Fall  Gertsch,  Basel- 
land: B.E.  XX,  744).  Das  ist  falsch  insofern,  als  Sittlichkeit 
and  öffentliche  Ordnung  eine  Bedingung  der  Kultus  freiheit  selbst 
bilden,  nach  Abs.  1  (vgl.  oben  S.  373),  darüber  hinaus  aber  noch 
weitere  Beschränkungen  zum  Zwecke  der  Handhabung  der  Ord- 
nung und  des  tüfeutlichen  Friedens  usw.  nach  Abs.  2  aufgestellt 
werden  können. 

3.  „Sewi«  gegen  EiagrilTe  kfrchlloher  BehSrdca  in  die  Seehte 
der  Bfirger  nn4  des  Staates".  Das  ist  der  zweite  Zweck,  der 
besondere  staatliche  Maisnahmen  gestattet.  Der  Zusatz  ist  neu. 
Er  ist  vcranlafst  durch  die  Infalltbilitätserklärung  des  Papstes 
auf  dem  vatikanischen  Konzil  v.  J.  1870,  der  zufolge  Ein- 
griffe der  römischen  Kirche  in  die  Rechte  des  Staates  drohten 
(vgl.  Protokoll  über  die  Verband  Inngen  des  Nstionalrates 
betr.  Revision  der  Bundesverfassung  1871/72,  S.  237,  249,  An- 
hang 79)  und  zur  Zeit  der  Aufstellung  uud  Inkrafttretung  der 
neuen  BundesverfasFiung  such  bereits  begangen  worden  waren 
Das  letztere  betrifft  deu  Kiichenkonflikt  im  Beruer  Jura 
i.  J.  1873  mit  folgendem  Tatbestand.  Bischof  Lachat  im  Bis- 
tum Basel  hatte  gegen  zwei  die  Unfehlbarkeit  nicht  annehmende 
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Geistliche  Exkoramnnikation  and  Amtaentsetznag  auBgesprochen 
und  dieselbe  trotz  AafTordemng  der  DiCfzesauknnfereaz  (Konferenz 
der  Regierungen  der  zur  DiöKege  Basel  gehSrigen  Kantone)  nicht 
zurückgenommen,  worauf  er  von  dieser  als  abgesetzt  erklärt 
wurde.  Darauf  Protest  der  katholischen  Geistlichkeit  des  Jura 
gegen  diese  Absetzung  unter  Verweigerung  des  Gehorsams  gegen 
die  bemi&cfaen  Staatsbehörden,  der  damit  beantwortet  wurde,  dafs 
auf  Antrag  des  bemischen  Regierungsrates  69  Priester  von  ihren 
Pfarrstellen  gerichtlich  abberufen  und  da  sie  sich  der  Amts- 
führung nicht  enthielten,  mit  den  Übrigen  Protestlern,  97  an  der 
Zahl,  ans  dem  Jura  ausgewiesen  wurden  (vgl.  Gareis  und  Zorn, 
SUat  und  Kirche  in  der  Schweiz  I,  267  IF.,  und  v.  Salis  II 
Nr.  687).  Uiese  Hafsnabmen  fallen  unt«r  den  Gesichtspunkt  der 
neuen  Zusatzbestimmnug  des  Art.  50,  Abs.  2,  wie  auch  die  fie- 
urti«ilung  durch  die  Bundesbehörden  zum  Teil  noch  unter  diesem 
Gesichtspunkte  erfolgte;  die  Malsnahme  der  Ausweisung  speziell 
aber  ging  Über  das  verfassungsrnftlsige  Mals  hinaus  und  wurde 
auch  von  den  BundesbehSrden  desavouiert. 

4.  Die  Kompetenz  zu  solchen  Mafsnahmen  und  zu 
diesen  Zwecken  steht  in  erster  Linie  den  Kantonen  zu ;  der  Band 
ist  aber  berechtigt,  kantonale  Mafanahmea  auf  ihre  Bechtmäfsig- 
keit  bezw.  VerfassungsmHrsigkeit  (eben  auf  ihre  Übereinstimmung 
mit  Art.  50,  Abs.  2),  nicht  aber  auf  ihre  Zweckmäfsigkeit,  zu 
kon troll ierea  und  auch  von  sich  aus  solche  Matsnahmen  zu 
treffen.  Die  Kompetenz  auf  selten  des  Bundes  kommt  zu:  fnr 
die  Überprüfung  kantonaler  Uafsnahmen :  im  Bekursfalle  dem 
Bundesgericht  und  von  Amts  wegen  dem  Bundesrat  (Art.  102  Ziff.  2 
der  Bundesverfassung),  und  (üt  die  Selbstvornslime  solcher  Hats- 
iiahmen  kommt  es  darauf  an,  worin  solche  bestehen,  namentlich 
ob  in  Gesetzen  oder  blofsen  Venraltangsakten ,  nm  je  nachdem 
der  Bundesversammlung  oder  dem  Bundesrat  zuzustehen. 

IT.     Absatz  3,    mit    dem    Inhalt,    dafs  Anstände    ttber   die 

Bildang   oder   Trennnng   von   ReligloiiBgenosseiisehaften 

vor  die  BuudesbebOrden  gezogen  werden  können.  Die  Be- 
stimmung ist  neu.  Sie  bildet  eine  Konsequenz  von  Abs.  1  und 
2  zugleich.  Von  Abs.  1  insofern:  wenn  nach  Abs.  1  alle  Kulte 
gestattet  siud,  so  mufs  auch  die  Bildung  neuer  Keligionsgenossen- 
schaften  und  die  Abtrennung  von  bestehenden  gestattet  sein,  uud 
namentlich  auch  neben  der  Landeskirche  und  durch  Auascbeidung 
ans    derselben.     Und    diese  Bildung    oder   Trennung   mufs   unter 
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den  Schatz  der  Bundesbebfirdeu  gestellt  werden,  90  gut  wie  nach 
Ahs.  2  die  Ordnung  nnd  der  Öffentliche  Frieden  unter  den  ein- 
ma]  heetehenden  Religion agennsBenBchaften ;  dae  iat  die  Konaequeni 
uiB  Abs.  2  aeineraeits.  Den  Hauptfall  der  Anwendung  von  Abs  3. 
bietet  nicht  die  Bildung  von  ReligioaBgenoasenBcb&ften ,  wo  alao 
Uitglieder  Terachiedeuer  Konfessionen  oder  Religionen  oder  solche, 
die  bisher  überhaupt  keiner  AugehSrt  hatten,  zu  einer  neuen 
kirchlichen  Gemeinachaft  »ich  zusammenschliefseii ,  sondern  der 
Fall  der  Trennung  einer  Beligioaagenoseenachaft.  Die  Kirche 
ist  nicht  zentripetal;  weit  davon  entfernt,  zu  einer  Herde  unter 
einem  Hirten  zuaammenznatreben,  ist  sie  erfahrungsgcmäls  zentri- 
fugal, nnd  die  Zentrifngalitltt  führt  zur  AnflSsung.  Nur  die 
rSmisch  -  katholische  Kirche  vermag  noch  mittels  des  gewaltigen 
Apparates  ihrer  Hierarchie  ihre  Gl&nbigen  zusammenzuhalten; 
das  iat,  vom  kirchlichen  Standpunkte  ans  betrachtet,  ihr  nn- 
beatreitbares  Verdi  enat.  Der  Hauptfalt  der  Trennung  einer 
ReligionagenoBsenschaft  aber  kann  auf  zwei  voneinander  wohl  zu 
nnteracheidende  Arten  erfolgen:  durch  Austritt,  gemeinschaft- 
lichen Austritt  eines  Teiles  der  Mitglieder  aus  einer  Religions- 
genossenschait  oder  durch  Spaltung  der  ReltgioDSgenosaenachaft. 
Diese  letztere  Art  der  Trennung  allein  wird  von  Samnely  be- 
rücksichtigt. —  1.  Autritt,  Das  ist  der  Fall  der  Bildung  von 
Sekten  und  freien  Kirchen.  Beides  aind  Separationen  von  der 
christlichen  Kirche ,  der  Staats-  oder  Landeakirche ;  es  sind 
die  sog.  Dissidenten.  Der  Unterschied  zwischen  beiden  ist  aber 
der:  Sekten  sind  Separationen  nicht  nur  der  Organ iaation, 
sondern  auch  der  Lehre  nach,  mit  besonderen  Glaubenssätzen 
oder  KultusUbungen^  so  die  Irvingianer  (£rwartnng  baldiger 
Wiederkunft  Christi),  Methodisten  (gemeinaamea  Lesen  der  Schrift 
und  Gebet  usw.),  Wiedertäufer  (Taufe  der  Erwachsenen)  u.  a. 
Die  Freien  Kirchen  dagegen  sind  Separationen  speziell  von 
der  evangelischen  Landeskirche,  aber  nur  der  Organisation,  nicht 
der  Lehre  nach,  nur  mit  orthodoxer  Richtnng  (die  „Orthodoxen"). 
Die  Freien  Kirchen  sind  also  ähnlich  den  Christkatholikeu,  die, 
weil  nur  der  Ot^aniaation,  nicht  der  Lehre  nach  von  der  römisch- 
katholischen  Kirche  abgefallen,  hlofs  als  Schismatiker  gelten, 
während  die  Protestanten ,  da  sie  auch  der  Lehre  nach  von  der 
katholischen  Kirche  abgefallen  sind,  dieser  als  Häretiker  er- 
scheinen. Beide  aber,  Freie  Kirchen  wie  Sekten,  sind,  worauf  es 
hier   ankommt,   aus   dem  Verband  der  Kirche,    dem   sie   früher 
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angehörten,  ausgetreten  ').  Die  ADwendnng  von  Abs.  3  snf  dieseu 
Fall  ist  nun  einfach  die:  die  Kirchen,  die  Landeskirchen  mOesen 
den  Anstritt  geschehen  laaseu;  weil  aber  der  Austritt  ans  einer 
Kirche  nichts  weiteres  bedingt  als  die  Entlassang  durch  dies«, 
speziell  keinen  Anspruch  an  die  Kirche ,  aus  der  ausgetreten 
wird,  erscheinen  Auslände  in  diesem  Falle  gewissermafsen  schon 
begriflamälsig,  nach  dem  Begriff  vom  Austritt,  ausgeschlossea  und 
sind  jedenfalls  noch  nicht  vor  die  Baude sbebörden  gelaugt,  — 
2.  Anders  bei  der  Sptltailf  einer  Religionsgenosseuschaft  im  buch- 
stäblichen Sinne,  abgesehen  von  dem  weiteren  kirchen rechtlichen 
Unterschied  zwischen  Hftresie  und  Schisma.  Spaltung  im  staats- 
rechtlichen Sinne  liegt  vor,  wenn  innerhalb  einer  Religions- 
genossen Schaft  zwei  Parteien  sich  gegenUbertreten ,  von  denen 
jede  behauptet,  dafs  sie  ausscblielslicb  die  betr.  Religionsgenossen- 
Bchaft  repräsentiere  —  den  echten  Ring  in  Leasings  „Nathan" 
besitze.  Es  tritt  also  in  diesem  Falle  keine  Partei  ans  der 
ReligioDBgenosaen Schaft  aus,  sondern  die  eine  Eeligionsgenossen- 
schaft  trennt  sich  in  zwei.  Das  ist  der  Fall  bei  der  modernen 
Spaltung  der  katholischen  Kirche  in  Altkatholiken  (schweizerisch : 
Christkatboliken)  und  Römisch -Eatholitiche,  die  durch  die  In- 
fallibilitatsorklämng  des  Papstes  durch  das  vatikanische  Koneil 
V.  J.  1870  provoziert  worden  ist  und  in  der  Schweiz  zur  Grün- 
dung der  i^hristkatholischen  Kirche  i.  J.  1874  geführt  hat.  Hier 
sind  Anetfinde  infolge  der  Trennung  entstanden,  welche  die 
Bundesbehörden  in  Anspruch  genommen  haben;  vgl.  v.  Salis  II, 
Nr,  730  und  731  u.  a.  Den  Hauptanstand  bildete  der  Maria- 
bilfreknrs  in  den  Jahren  1884—90,  betr.  die  Frage  der  Mit- 
benutzung der  Marifthilfkirche  in  Lnzern  (daher  der  Name  des 
Rekurses)  durch  die  dortigen  Christkatholiken;  von  v,  Salis  unter 
diesem  besonderen  Titel,  aber  an  einem  anderen  Orte  behandelt; 
II,  S.  342  ff.     Die  Entscheide  des  Bundesrates  nnd  der  Bnndes- 


')  Das  ist  bei  der  Heilsarmee  nicht  der  Fall.  Nicht  nur  re- 
krutieren sich  die  Seligmacher  aus  gleichgültig  welchen  Konfessionen 
oder  Heligionen,  sie  lassen  auch  ihre  Mitglieder  in  ihren  kirchlichen 
Verbänden  nnd  wollen  nur  eine  allgemeine  Erwecknng  und  Neubelebung 
des  religiösen  Sinnes  in  allen  Kirchen  bewirken  (vgi.  Schramm,  Das 
Heer  der  Seligmachcr,  S,  40,  Deutsche  Zeit-  und  Streitfragen,  Heft  178). 
Die  HeiUarmee  bietet  aUo  nicht  nur  kein  Beispiel  der  Trennung  einer 
ReligionsgenoHsenschaft,  sondern  eigentlich  aucli  nicht  der  Bildung  einer 
besond  eren  Re  ligionsgenossenschaft. 
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Versammlung  widerBprecken  aich,  nnd  der  letztere  erscheint  reclit- 
lich  nnklar  und  fftlBch  in  Begründung  nnd  DispoeitiT.  Von> 
Bondesrat  wurde  dabei  richtig  f eetgestellt :  „dafs  Art.  SO,  Abs.  3 
in  dem  Falle  anwendbar  ist,  wn  unter  den  Angehörigen  eine» 
Bfiligionsbekenutnisses  eine  Spaltung  eingetreten,  wo  sich  zwei 
religiöse  Richtungen  gegenüberstehen,  die  beide,  gestutzt 
auf  ihr  Bekenntnis,  den  Anspruch  erheben,  die  bisherige  Gemein- 
schaft AUSHcbliefslich  im  wahren  Sinne  darzustellen"  (vgl.  1.  c.  S.  351). 

Zuständig  ffir  Anstände  Über  die  Bildung  oder  Trennung 
von  EetigionsgenoBEenBcha^n  waren  nach  dem  früheren  Bundes- 
gesetz  Über  die  Organisation  der  Bunde s rechtspflege :  ttber  An- 
stSnde  aus  dem  öffentlichen  Recht  die  politischen  Bundesbehdrden, 
über  solche  aus  dem  Frivatrecbt  das  Bandesgericht  (Art.  59,  Abs.  2^ 
Ziff.  6) ;  nach  dem  hentigen  Bundesgesetx  dagegen  ist  Über  die 
einen  und  die  anderen  Anstände,  sowohl  Über  die  öffentlichen  al» 
privatrechtlichen,  wie  über  Art.  60  im  flbrigen,  das  Bundesgericht 
zuständig. 

T.  Absatz  4,  betr.  die  Errichtung  von  BfstOmem  auf 
schweizerischem  Gebiet  —  eine  Bestimmung,  die  also  schon  zu 
den  Kulturkampfartikeln  der  Bundesverfassung  gegen  gewisse- 
Einrichtungen  der  katholischen  Kirche  gehört. 

Die  Anfnahme  der  Bestimmung  ist  veranlafst  worden  durcb 
die  eigenmHchtige  Einsetzung  Mermillods  zum  apostolischen 
Vikar  (d.  h.  Stellvertreter  des  Papstes)  in  Genf  i.  J.  1873  seitens 
des  Papstes.  Durch  diesen  Akt  sollte  der  Kanton  Genf  mit 
seiner  katholischen  Bevölkerung  einseitig,  ohne  Befragung  der 
Staatsbehörden,  vom  Bistnmsverbande  Lansaune  abgetrennt  nnd 
zu  einem  eigenen,  nnmittelbar  unter  dem  Papste  stehenden  Bis- 
tum mit  dem  Bischofssitze  in  der  Stadt  Genf,  der  alten  Hoch- 
burg des  Calvinismns ,  erhoben  werden.  Der  pHpstlichen  An- 
mafsung  wurde  vom  Bundesrat  durch  Ausweisung  Mermillods, 
nachdem  dieser  anf  die  Stelle  freiwillig  zu  verzichten  sich  ge- 
weigert hatte,  entgegengetreten.  Ob  die  Ausweisung  rechtmüfsig 
war,  ist  eine  Frage  fllr  sich;  sie  wird  unten  bei  Art.  70  behandelt 
werden.  Jedenfalls  war  die  Mafsnahme  lediglich  repressiv  und 
konnte  auch  nur  auf  die  allgemeine  Kompetenz  des  Bundesrates 
zur  Wahrung  der  Interessen  der  Eid  genösse  nscbaft  nach  aufsen 
und  zur  Sorge  für  die  innere  Sicherheit  (alt  Art.  90,  neu  102, 
Ziff.  8  und  10)  gestutzt  werden.  Um  ahnlichen  Fällen  kirchlicher 
Eigenmacht  vorzubeugen,  erschien    es  geboten,    dem   Bnnde    von 


380  Kommentar. 

vorDherein  und  durch  eioe  spezielle  Bestimmung  das  präventive 
Recht  einzurHumen,  bei  Erricbtnu^  von  Bistümern  mitzusptechea, 
und  daher  wurde  Abs,  4  aufgenommen.  Die  Bestimmung  lifst 
sich  also  ihrer  Veranlassung  nach  als  Hermillod-Artikel  bezeichnen, 
wie  Abs.  2,  Nachsatz,  in  diesem  Sinne  eigentlich  eis  Lachat- 
Artikel  ist.  Immerhin  ist  Abs.  4  direkt  und  erst  dnrch  dea 
Mermillod -Handel  provoziert  worden,  wie  denn  der  Entwurf  der 
I.  Bunde Brevision  v.  5.  III.  1872  im  entsprechenden  Art.  49  noch 
keiue  solche  Bestimmung  aufweist  —  wahrend  die  AuAiahme  des 
Nachsatzes  von  Abs.  2,  betr.  EJugrÜFe  kirchlicher  Behörden  in 
die  Eecbte  der  Btlrger  und  des  Staates,  die  sich  auf  die  In- 
fallibilitKtaerklärung  zurückAlhrt,  schon  bei  der  I.  Revision  erfolgt 
ist,  aber  fUr  die  II.  Kevision  durch  die  Lachat - Affaire  bezw. 
den  Kirchenkonflikt  im  Berner  Jura  noch  eine  besondere  Be- 
kräftigung erfahren  hat  (vgl.  oben  8.  375/376). 

Der  Inhalt  des  dem  Bund  durch  Abs.  4  verliehenen  Hechtes 
bedarf  nach  drei  Seiten  einer  näheren  Bestimmung. 

1.  Es  ist  nur  von  Bisttlmern  auf  aehweiierischea 
Gebiete  die  Bede.  Die  Lostrenuun^  der  Schweiz  von  aus- 
wärtigen Bistümern  und  damit  von  fremder  staatlicher  Hoheit  ist 
längst  erfolgt,  und  sie  ist  auch  am  der  Befreiung  von  dieser 
willen  erfolgt.  Die  Bischöfe  stehen  nämlich  nicht  nur  unter  dem 
kirchlichen  Oberhaupt,  sondern  unter  der  Herrschaft  des  Staates, 
in  welchem  sie  ihren  Sitz  haben,  mit  Bezug  auf  Einsetzung 
(Wahl,  Amtseid)  und  Rechtsstellung,  und  damit  insofern  ihr 
ganzer  Sprengel,  auch  soweit  er  zu  einem  anderen  Staate  gehtfrt. 
Die  Lostrennnng  ist  erklärt  worden  durch  Bnndesbeschlufs 
V.  22.  VI.  1859  (6/300),  lautend:  „Jede  auswärtige  Episkopal- 
Jurisdiktion  auf  Schweizergebiet  ist  aufgehoben,"  und  aus  dem 
Grunde,  weil  die  Eidgenossenschaft  ein  Abhängigkeitsverhältnis 
eines  Teils  ihres  Gebietes  zn  einer  fremden  Macht  nicht  fort- 
bestehen lassen  könne  (vgl.  B.B.  1859  II,  81  ff.).  £s  handelte 
sich  speziell  um  Abtrennung  des  Kantons  Tessio  und  einiger 
Teile  des  Kantons  GraubUnden  (der  Gemeinden  Foachiavo  nnd 
Brnsio)  vom  Bistum  Como  und  Erzbistum  Haitand  bezw.  von  der 
Lombardei.  —  Infolge  dieser  grundsätzlichen  Aufhebung  jeder 
aDBwärtigen  Episkopaljurisdiktion  wurden  dann  Verträge  ndtig: 
einerseits  mit  dem  heiligen  Stuhl  zat  Regelung  der  kirchlichen 
Verhältnisse  der  betr.  schweizerischen  Gebietsteile  bezw.  deren 
Unterstellung  unter  ein  schweizerisches  Bistum,  und  andererseits  mit 
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der  inzwischeD  zur  Herrschaft  in  der  Lombardei  gelan^n  italieni- 
schen Regiemng  znr  Aoseinandereetzang  der  Vermögens  Verhältnisse, 
speziell  zur  AbtOsang  der  den  lom bardischen  Bischöfen  in  ihren 
bisherigen  schweiserischen  Bistamsteilen  zustehenden  Einkaufte. 
Das  letztere  war  Sache  des  Vertrages  mit  der  Staats  regiemng, 
weil  die  Temporalien  (Einkünfte)  des  Bistums  durch  das  staat- 
liche Recht  bedingt  sind  und  auch  zum  Teil  vom  Staat  geleistet 
werden.  Diese  zweite  Seite  fand  ihre  Erledigung  zuerat,  und  zwar 
durch  die  Vertrüge  Über  die  Guteraus Scheidung  zwischen  dem  Kan- 
ton Tessin  und  den  granbUndnerischen  Kircbengenieinden  Poechiavo 
und  Brnsio  einerseits  und  den  lombardischen  BistUmern  Mailand 
und  Como  andererseits  (sog.  „ Ab kurungs vertrage"  ^)  zwischen  der 
Eidgenossenschaft  und  dem  ESnigreiche  Italien  v.  30.  XI.  1S82 
(7/609)  und  20.  XI.  1867  (9/347);  vgl.  auch  B.B.  1863,  IH,  197 
und  204.  Eine  VerstSndignng  mit  der  Kurie  ttber  die  kirch- 
lichen Verhältnisse  der  abgetrennten  schweizerischen  Bistumsteile 
war  erst  später,  zum  Teil  erst  in  nenester  Zeit  mOglich:  betr. 
die  beiden  bttndnerischen  Gemeinden,  in  dem  Sinn,  dafs  sie  dem 
Bistnm  Chur  einverleibt  wurden  (Übereinkunft  t.  29.  VIII.  1870: 
10/289);  Tessin  dagegen  wurde  unter  einen  „apostolischen 
Administrator"  gestellt  und,  ein  Verhftltnis,  das  zwar  von  den 
Baseler  DiUzesa&ständen  nicht  anerkannt  ist,  mit  Basel  zum 
Doppelbistum  Basel -Lugano  vereinigt  (Übereinkünfte  v.  1.  IX. 
1884:  VII  798,  und  16.  IIL  1888:  X  732).  Betr.  diese  Ver- 
trage im  ganzen  siehe  die  Liste  der  Vertrftge  oben  zu  Art.  8. 
Neben  den  drei  bereits  genannten,  weil  Gegenstand  von  Bundes- 
aktionen gewordenen  BistUmern  Lausanne-Genf  und  Chur 
und  Basel-Lngano  gibt  es  noch  zwei  weitere  schweizerische 
Bistflmer  St.  Gallen  und  Sitten.  Die  beiden  letzteren  sind 
auch  der  Zirkumskription  nach  staatsrechtlich  anerkannt,  während 
dies  bei  den  drei  erstereu  zurzeit  nicht  der  Fall  ist;  das  NShere 
aber  gehOrt  ins  Bundesverwaltungsrecbt  oder  ine  schweizerische 
Staatskirchenrecht.  Aufser  diesen  fünf  römisch-katholischen  Bis- 
tUmern ist  i.  J.  1874  mit  der  BegrUndnng  der  christ-katholi sehen 
Kirche  in  der  Schweiz  auch  ein  schweizerisches  christkatho- 


')  gAhkuren"  heifst  eigentlich  ein  Kirchspiel  abteilen  und  ein- 
grenzen (nicht  von  curia,  d.  h.  päpstlicher  Hof,  sondern  von  cura  als 
Seeleorge  im  fibertragenen  Sinne  von  Pfarrhof,  Pferrei,  Pfiirrgemeinde), 
dann  überhaupt  kirchliche  Sprengel,  wie  grofs  immer,  festsetzen  und 
nmschreiben. 
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liBches  BiBtam  eiDgerichtet  and  vom  Bundeerat  gemäfB  Art.  50, 
Aba.  4,  Anteil  Beschluß)  v.  28.  IV.  1876  genehmigt  worden  (vgl. 
meinen  GrondrifB  dea  Staats-  und  Vertr&ltnngsrecbts  der  schweize- 
rischen Kantone  II,  216/217,    und  v.  Salis  II  Nr.   748). 

Eine  Unterstellung  scbweizerischer  Gebietsteile  unter  ein 
auswärtiges  Bistum  darf .  auch  nicht  weiter  stattfinden ,  in  Kraft 
jenes  Bnndesbeschlusses  v.  22.  VI.  181>d,  durch  den  grundsätz- 
lich jede  auswärtige  fipiskopaljurisdiktion  anfgeboben  worden  ist, 
und  aus  dem  Grunde,  weil  eben  durch  Art.  50,  Abs.  4  der 
Bundesverfassung  nur  mehr  schweizerische  BistUmer  als  solche 
vorausgesetzt  sind,  die  fUr  die  Staats-  bezw.  bandea rechtliche  An- 
Erkennung  in  Betracht  kommen  kOnnen.  Und  zwar  gilt  dies  nicht 
nur  mit  Bezug  auf  die  katholischen  Londeekirchen  in  den  Kan- 
tonen, sondern  auch  fUr  katholische  Gemeinschaften,  welche  ledig- 
lich den  Charakter  von  Privatvereinen  haben  (Samuely) ;  anch 
letztere  dUrfen  sich  nicht  unter  ein  auswärtiges  Bistum  stellen. 

2.  Mit  Bezug  anf  schweizerische  BistUmer,  die  allein  vom 
schweizerischen  Kecht  anerkannt  sind,  unterliegt  nur  die  Br- 
richtilg  solcher  dem  ßechte  des  Bandes  und  auch  nur  insoweit, 
als  sie  seiner  denehnigung  bedarf.  Damit  ist  eine  Kompeteuz- 
bestimmnng  im  Verhältnis  von  Band  und  Kantonen  aufgestellt 
Die  Errichtung  selbst  betr.  fiistttmer  erscheint  damit,  soweit  die 
weltliche  Macht  dabei  beteiligt  ist,  wie  von  jeher  als  Sache 
-der  Kantone.  Zur  Errichtung,  deren  Genehmigung  immerhin 
dem  Band  vorbehalten  ist,  gehört  nicht  nur  die  Bildung  einer 
neuen  DiUzese,  d.  h.  eines  territorial  abgegrenzten  Kreises,  inner- 
halb dessen  eine  bischfif liehe  Jurisdiktion  dauernd  ausgettbt 
werden  soll  —  soDdem  auch  die  Veränderung  einer  bestehenden 
DitSzese  (Samnely),  nnd  nach  beiden  Seiten  ist  Errichtung  wieder, 
wie  im  Verhältnis  zu  auswärtigen  Bistümern,  vorhanden  nicht 
nur,  wenn  Landeskirchen ,  sondern  auch  wenn  private  Beligions- 
^enoBsen Schäften  zu  einem  Bistum  zusammengefafst  oder  einem 
solchen  unterstellt  werden  wollen.  Ist  aber  schon  die  Errichtung, 
nach  Seiten  der  staatlichen  Beteiligung  dabei ,  an  sich  Sache  der 
Kantone  und  verbleibt  dem  Bund  diesfalls  nur  die  Genehmigung, 
so  erscheint  die  Einrichtung  eines  Bistums,  soweit  sie  vom 
Staat  abhängt  (betr.  Wahl  des  Bischofs,  seine  Rechtsstellung  und 
sein  Verhältnis  zu  den  Ffarrgemeinden)  vollends  nnd  ausschliefs- 
lich  als  Recht  der  Kantone.  So  scheiden  sich  die  Kompetenzen 
zwischen    Bund    und    Kantonen   mit    Bezug    anf  den    Gegenstand 
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selbst  betr.  Errichtung  nnd  Einricbtung  von  Bistflmern,  und  mit 
Rucksicbt  bierauf  offenbar  sind  die  bezUglicheik  Vertrüge  mit  dem 
b.  Stahle  nicht  vom  Bunde  fUr  sich  und  fUr  sich  allein,  soodem 
für  sich  nnd  im  Namen  der  beteiligten  Kantone,  ja  mitunter  im 
Namen  dieser  allein  abgeschlossen  worden.  Es  kommt  aber  in 
Betracht,  dafs  das  internationale  Vertragsrecht  nach  Art.  8 
der  Bundesverfassung  beim  Bunde  steht  und  dafs  Vertrage  mit 
dem  h.  Stuhl  Überhaupt  nicht  zu  denjenigen  Vertrügen  gehören, 
deren  Abschlufs  nach  Art,  9  ausnahmsweise  den  Kantonen  vor- 
behalten ist,  schon  dem  Wortlaute  dieser  Bestimmung  nach  nicht 
und  noch  weniger  in  Hinsicht  auf  die  Bedeutung  solcher  Verträge, 
kommt  doch  dabei  die  Unabhtlngigkeit  des  Landes  von  einer 
auswärtigen,  wenn  auch  nicht  weltlichen  Macht  in  Frage. 
Art.  &0,  Abs.  i  ist  also  dareli  Art.  S  in  interpretif ren ,  und  wie 
sehr  da,  wo  keine  Vertrage  in  Betracht  kommen,  einzig  die 
Rücksicht  auf  den  Gegenstand  selbst  Air  die  Kompetenzfrage 
zwischen  Bund  und  Kanton  den  Ausschlag  geben,  mag,  so  sehr 
ist  zu  prätendieren,  dafs  kirchenrechttiche  VertrSge  allein  vom 
Bund  und  in  seinem  Namen  abgeschlossen  werden. 

3.  Die  Kompetenz  des  Bundes  fltr  sich  betrachtet,  fragt 
es  sich,  welchem  Otgan  desselben  sie  zukomme.  Das  ist  die 
Kompetenzfrage  im  Bund,  im  Gegensatz  zur  vorigen  (2)  als  der 
Kompetenzfrage  zwischen  Bund  und  Kantonen.  Soweit  es  sich 
bei  der  Genehmigung  von  Bistümern  nur  um  eine  innere,  ein- 
seitige Tätigkeit  des  Bundes  handelt,  kommt  sie  als  Sache  der 
Verwaltung  dem  Bundesrat,  der  Exekutive  des  Bundes  zu,  wie 
die  Genehmigung  der  Errichtung  des  christkatholischen  Bistums 
in  der  Schweiz.  Verträge  hingegen  zum  Zwecke  der  Errichtnng 
oder  auch  Einrichtung  von  Bistümern  wie  die  Verträge  über 
römisch-katholische  Bistümer  mit  dem  h.  Stuhl  sind  wie  alle  Vei^ 
träge  dem  Bnndesparlament  bezw.  dessen  Ratifikation  vorzu- 
behalten, und  nur  die  Abgabe  von  Erklärungen  in  Auslegung  von 
Verträgen  bei  deren  Vnllziehung  ist  als  dem  Bundesrat  Überlassen 
zn  betrachten. 

ArtllLel  51. 

Der  Orden  der  Jesuiten  nnd  die  Ihm  affllUerteu  Gesellschaften 
dürfen  in  keinem  Teile  der  Schweiz  Aofnahme  finden,  und  es  Ist  Ihren 
CHIedem  Jede  Wirksamkeit  In  Kirche  nnd  Schale  nntersagt. 

Dieses  Terbot  kuin  dnroli  BondeBbeBCtaluTs  ameh  anf  andere 


irelstllche  Orden  ausgedehnt  werden,   deren  Wlrksnmkelt  stants- 
gef&hrllcli  Ist  oder  den  Frieden  der  Konfessionen  st^trt. 

I.  Der  Artikel  im  ganzen.  Ee  ist  der  sog.  Jesniten- 
artikel.  —  Er  bildet,  wie  bereits  oben  8.  364  bemerkt  worden 
ist,  mit  Art  50,  Abs.  4  (Btstttmer),  and  Art.  52  (Klfister)  za- 
sammen  eine  spezielle  Anwendnag  bezw.  Konsequenz  von  Art.  50| 
Abs.  2.  Die  letztere  Bestimmung  gestattet  in  staatlichem  Inter- 
esse Beschränk angen  der  Knltasfreiheit ;  während  aber  solche 
BescbrKnkangen  zu  treffen  sonst  der  Oesetzgebnng  und  bezw.  der 
Verwaltung  überlassen  ist,  werden  sie  in  den  drei  Punkten  von 
der  Bundesverfassung  selbst  getroffen.  Die  besondere  Aufstellung 
solcher  Schranken  speziell  betr.  Jesuiten  nnd  KlOster,  die  einen 
Einbrach  in  allgemeine  YerfassungsgmndsBtze  wie  namentlich  in 
die  Nied erlas snngsfreiheit  bedeuten,  beweist  aber  hinwieder,  dab 
sonst  Beschränkungen  der  Knltusf reihe it  nach  Art.  30,  Abs.  2, 
sich  nicht  Über  Verfassungsgrundsatze  hinwegsetzen  dttrfen,  mit 
aaderen  Worten :  dals  diese  Bestimmung  weder  der  Legislative 
noch  der  Exekutiv«  eine  diskretionäre  Gewalt  für  Beschränkungen 
der  Knltasfreiheit  verleiht  (Samuely).  Verfossungs Verletzungen 
bei  Vornahme  einer  Beschränkung  der  Knltusfreiheit  sind  nur 
der  Bundesverfassung  gestattet  und  sind  dann  keine  Verfassangs- 
verletzungen  mehr,  wi<i  eben  die  Bestimmungen  betr.  Jesuiten 
und  Klöster  —  vorbehalten  ist  immerhin  ftlr  Legislative  und 
Exekutive  das  staatliche  Notrecht  (vgl.  oben  S.  374).  Während 
der  Bistumsvorbehalt  in  Art.  50,  Abs.  4,  einen  Schutz  gegen 
eigenmächtige  Eingriffe  kirchlicher  Behörden  in  staatliche  Bechte 
bildet,  also  eine  Anwendung  des  Nachsatzes  von  Art  50,  Abs.  2, 
mit  welchem  er  auch  erst  zuletzt,  bei  der  II.  Bevision  i,  J.  1873, 
aufgestellt  worden  ist  —  sind  Jesuiten  verbot  nnd  Kloster- 
beschränknng  (Art.  51  und  52)  eine  Konsequenz  des  ersten  und 
ursprünglichen  Satzes  von  Art.  50,  Abs.  2,  insofern,  als  sie  HalS' 
nahmen  im  Interesse  der  Ordnung  und  des  öffentlichen  Friedens 
unter  den  Konfessionen  darstellen.  Das  Jesuitenverbot  des  Art.  51 
speziell  ist  erlassen  worden  mit  HUcksicht  darauf,  dafs  die  Wirk- 
samkeit der  Jesuiten  in  der  Schweiz  mit  dem  konfessionellen 
Frieden  unter  den  Eidgenossen  unverträglich  erscheint;  die 
Jesuitenfrage  hatte  die  Schweiz  in  den  Sonde rb und s krieg  gesttltst, 
und  das  Jesuiten  verbot  bildet  das  Denkmal  dieser  Eämpfe.  — 
Der  Artikel  setzt  sich   aber  geschichtlich   ans  verschiedenen 
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Teilen  zusammen:  ans  dem  Vordersatz  von  Abs.  1,  der  inBofem 
die  Ornndbestimmung  bildet,  als  er  ursprUsglicb  allein  stand  and 
den  ganzen  entsprechenden  Art  68  der  BnndesTerfaBSnng  von 
1848  ausmachte.  Dazu  kam  dann'  schon  in  der  I.  Revision  von 
1872  der  Nachsatz  des  heutigen  Abs.  1,  und,  unter  Beibehaltung  des- 
selben bei  der  II.  Revision,  der  heutigen  Bundesverfassung,  weiter 
noch  Abs.  2,  die  beide  znsamtnen  Verschfirfangen  der  Grund- 
bestimiBang  darstellen.  Danach  scheidet  sich  denn  die  Darstellnng 
dea  Artikels  im  einzelnen. 

II.  Die  GmndbestiminiUl^,  lautend:  „Der  Orden  der 
Jesuiten  nnd  die  ihm  affiliierten  Oeaellscbaften  dürfen  in  keinem 
Teile  der  Schweiz  Aufnahme  finden."  In  Auslegung  dieser  Be- 
stimmung sind  drei  Funkte  festzustellen.  1.  Es  bandelt  sich 
hier  nur  am  den  Orden  der  Jesaiten  und  die  ihm  affiliierten 
Gesellschaften  als  solche,  als  Korporationen;  diese  sind  an- 
bedingt vom  Gebiet  der  Eidgenossenschaft  ansgeschlossea ,  aber 
nur  sie.  —  2.  Der  Ordea  der  Jesuitea  ist  die  als  Societas 
Jesns  vom  päpstlichen  Stuhle  approbierte  kirchliche  Genossen- 
schaft regulierter  Kleriker  (v.  Salis).  —  3.  Was  aber  sind  ihm, 
dem  Orden  der  Jesuiten,  „atSUierte  QesellichaReB"?  Unter  Ge- 
sellschaften einmal  sind  ia  diesem  Sinn  die  Orden  und  Kongre- 
gationen (von  denen  naher  nnten  zu  Art.  52  die  Rede  sein  wird) 
zu  verstehen,  nicht  aber  Bruderschaften.  Bruderschaften  sind 
Vereinigungen  zur  Erreichung  einzelner  kirchlicher  Zwecke,  zur 
Abhilfe  von  geistlichen  und  leiblichen  Notständen,  zu  bestimmtem 
Gottesdienst,  zur  Übung  christlicher  Liebeswerke,  zu  Missions- 
zwecken  usw.  —  unterscheiden  sich  aber  wesentlich  von  den 
Orden  nnd  Kongregationen  dadurch ,  dafs  ihre  Mitglieder  kein 
nach  bestimmter  Regel  normiertes  gemeinsames  Leben  fuhren, 
nicht  ihrer  ganzen  Persönlichkeit  nnd  T&tigkeit  nach  im  Zweck 
und  Dienst  der  Vereinigung  aufgehen.  Also  nur  Orden  und 
Kongregationen  kOnueu  n.  U.  als  Affilierte  der  Jesuiten  im  Sinne 
von  Art.  51  der  Bundesverfassung  in  Betracht  kommen.  Eine 
solche  Äffiliiation  liegt  in  denjenigen  FHllen  vor,  in  welchen  der 
Jesuitenorden  oder  einzelne  Mitglieder  des  Jesuitenordens  direkt 
bei  der  GrUndnng  und  Organisation  eines  anderen  Ordens  und 
einer  ordensShnlichen  Kongregation  beteiligt  waren  oder  in  Zn- 
kunft  beteiligt  sind  oder  direkt  in  irgendwelcher  Beziehung,  sei 
ii  es  in  geringerem  Umfange,   mit  der  Leitung 
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von  Orden  und  Kongregationen  betraut  Bind  —  femer  iu  den- 
jenigen FHllen,  in  welcben  ein  indirekter  Zusammenhang  mit 
d«m  Jesuitenorden  in  der  Weise  besteht,  dafs  ein  Orden  oder 
eine  Kongregation  mit  offenbarer,  sei  es  in  den  Statuten  ans- 
gesprochener,  sei  es  nnansgesprochen  gebliebener  KUcksicht  auf 
den  Jesuitenorden  gegründet  wurde  —  endlich  in  denjenigen 
FAllen,  in  welchen  eine  dritte  GenoseeDschaft  mit  einer  dem 
Jesuitenorden  in  besagter  Weise  affiliierten  GenoBseusehail  in 
eben  einem  solchen  Verhältnisse  steht  (vgl.  den  au  Art.  49 
zitierten  Aufsatz  von  v.  9alis).  —  Also  karz:  „Äff  i  li  ierte 
Geaellschaften"  sind  Orden  oder  Kongregationen, 
die  direkt  oder  indirekt  von  Jesuiten  gegründet 
sind  oder  geleitet  werden,  ihnen  in  der  einen  oder  anderen 
Weise  untergeben  sind  (afSliieren  heifst  wOrtticb :  sich  zu  Kindern 
machen,  an  Kindes  Statt  annehmen,  wie  adoptieren).  Danach  sind 
den  Jesuiten  afGliiert  z.  B.:  die  Sociät^  du  Sacr£  Coeur  (Kon- 
gregation des  heiligen  Hereens  Jesu)  und  die  ürsulinerinnen, 
indirekt  die  Jesuitinnen  (vgl.  1.  c.)  Vom  Bundesrat  wurden  iu  einem 
speziellen  Falle  i,  J.  1876  die  Ligorianer  (Redemptoristea) 
als  Alliierte  der  Jesaiten  erklärt  (vgl.  v.  Salia,  Bundesstaats- 
recht II,  Nr.  766).  —  Im  Deutschen  Beicbe  galten  als  dem  Orden 
Jesu  „verwandte"  Orden  (ein  allerdings  etwas  anderer,  weiterer 
Begriff;  vgl.  unten)  ursprünglich  die  Gesellschaft  vom  heiligen 
Herzen  Jesu ,  die  Lazaristen,  die  Priester  vom  heiligen  Geist 
nnd  auch  die  Redemptoristen ,  seit  1S94  die  beiden  letzteren 
Orden  aber  nicht  mehr. 

III.  Di«  Versehftrfnnsen,  Nachsatz  von  Abs.  I  des  Art.  51 
(„und  es  ist  ihren  Gliedern  jede  Wirksamkeit  in  Kirche  nnd 
Schule  untersagt")  und  Abs.  2.  £ine  Verschärfung  der  Grund- 
bestimmnngen  an  sich  ist  eigentlich  nnr  die  erstere  Bestimmung; 
Abs.  2  ist  eine  Erweiterung  der  Grund besti mm u ng ,  aber  eine 
Verschärfung  der  Orden beschrKnkung  Überhaupt. 

A.  Der  Nachsatz  von  Abs.  1.  Die  Aufnahme  in  die  Bundes- 
verfassung ist  schon  bei  der  1. -Revision  erfolgt,  nnd  auch  damals 
wurde  damit  nur  eine  Anschauung  zum  Ausdruck  gebracht,  die  schon 
onter  der  Bundesverfassung  von  1848  zu  Hecht  erkannt  worden 
war.  AnMslich  eines  Falles  im  Kanton  Wallis  i.  J.  1866  näm- 
lich und  wiederholt  gegenüber  dem  gleichen  Kanton  i.  J.  1872, 
wurde  vom  Bundesrat,  einfach  gestützt  auf  den  damaligen  Art  S8, 
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die  GninclbeBliinmiiag  des  heutigen  Art.  61,  erkl&rt,  dafs  ancli 
den  einzelnen  Mitgliedern  des  Jesuitenordens  jede  Wirksamkeit 
in  Kirche  und  Scbnle  untersagt  sei  (B.B.  1866  IH  S60  nnd  1867 
I  778;  1873  II  65),  und  in  dieser  Form  ist  der  Grundsatz  in 
die  neue  Bundesverfassung  tibergegangen.  Beim  ersteren  Fall 
war  zugleich  festgestellt  worden :  der  Art.  38  sei  nur  eine  Kon- 
sequenz des  im  Art.  44  (d.  b.  Abs.  2;  neu  50,  Abs.  2)  ans- 
gesprocbenen  Orundsatzes,  indem  schon  die  Tagsatzung  gefunden 
bab«,  dab  die  Wirksamkeit  der  Jesuiten  in  der  Schweiz  mit  dem 
konfessionellen  Frieden  unter  den  Eidgenossen  unvertrftglicfa  sei 
{vgl.  oben  B.  884).  —  In  weiterer  Anwendung  der  Bestimmung 
ist  die  BandesbehOrde  zur  Auslegung  gelangt,  dafs  als  Mitglieder 
des  Jesuitenordens  nicht  nur  Frofessen  (die  das  feierliche  Ordens- 
^lubde  abgelegt  Laben),  sondern  auch  solcbe  unterer  Klassen  zu 
betrachten  seien,  und  dafs  ihnen  die  Wirksamkeit  nicht  nur  in 
Jiffentlichen  Kirchen  und  Schulen  untersagt  sei,  sondern  auch  in 
Versammlungen,  die  privaten  Charakter  haben  (v.  Salis  U, 
Nr.  758ff.).  Betr.  den  Unterricht  ist  den  Jesuiten  immerbin  nur  die 
Wirksamkeit  in  der  Scbnle,  d.  h.  in  Anstalten  Blr  gemeinsamen 
Unterricht,  nicht  im  privaten  Einzelunterricht  untersagt;  hinwieder 
ist  aber  auf  der  Stufe  des  Primarunterricbtes  den  Jesuiten  auch 
der  Einzelunterricht  untersagt,  weil  auf  dieser  Stufe  der  Unter- 
richt Uberhanpt  unter  staatlicher  Leitung  stehen  und  insofern  den 
Anforderungen  an  den  staatlichen,  Sflentlichen  Unterricht  ent- 
sprechen mufs  (Art  27,  Abs.  2). 

B.  Absftts  2.  Derselbe  ist  erst  bei  der  2.  Revision  auf- 
gestellt worden  mit  BUcksicht  auf  den  vorangegangenen  Kultur- 
kampf, der  auch  die  weiteren  Kulturkampf  bestimmungen 
provoziert  hat  (vgl.  die  Einleitung),  und  seine  Aufstellung 
war  speziell  gerichtet  gegen  den  Kapuzinerorden,  dessen  be- 
sonderer Einflnfs  auf  das  Yolk  sich  bemerklich  gemacht  hatte. 
Immerhin  kann  das  Verbot,  das  nach  Abs.  1  fUr  den  Orden 
der  Jesniten  und  die  ihm  afSliierten  Gesellschaften  ohne 
weiteres  gilt,  auf  andere  geistliche  Orden  nur  unter  der  be- 
scbrftnkenden  Bedingung  ausgedehnt  werden,  dafs  ihre  Wirksam- 
keit BtaatsgefUhrlich  ist  oder  den  Frieden  der  Konfessionen  stört. 
Aber  damit  werden  vom  Verbot  Orden  erreicht,  die,  wie  das 
deutsche  Beicbsgesetz  sagte,  dem  Orden  der  Jesuiten  „verwandt" 
sind.  Wie  dieser  wegen  seiner  StaatsgefHhrlicbkeit  nnd  Störung 
des  konfessionellen  Friedens  ohne  weiteres  verboten  ist,  so  kOnnen 
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aach  andere  Orden  mit  denselben  Tendenzen  verboten  werden, 
anch  wenn  sie  dem  Jeeuitenorden  nicht  affiliinrt  sind.  Gin  diesem 
ftffiliierter  Orden,  weil  von  Jesuiten  gegründet  oder  geleitet,  int 
dem  Jesaitenorden  immer  verwandt ;  es  kann  aber  ein  Orden 
mit  dem  Jesuitenorden  verwandt  sein,  ohne  ihm  affiliiert  zu  sein, 
so  dafs  er  vom  Verbot  des  Jesuitenordens  ohne  Abs.  2  nicht  er- 
reicht wUrde.  Wie  also  der  Begriff  „verwandt"  weiter  ist  als 
„affiliiert",  so  bildet  Abs.  2  eine  Erweiterung  von  Abs.  1.  Und 
zwar  tri£Ft  dann  das  Verbot,  wenn  ein  solcher  anderer  geistlicher 
Orden  nach  Abs.  2  verboten  wird,  nicht  nur  den  Orden  als  solchen, 
sondern  anch  die  einzelnen  Mitglieder  betr.  die  Wirksamkeit  in 
Kirche  und  Schule,  gleichwie  das  Verbot  nach  Abs,  1  nicht  nur 
für  den  Orden  der  Jesuiten  und  die  ihm  af&liierten  Gesell- 
schaften, sondern  auch  fHr  die  einzelnen  Mitglieder  aufgestellt  ist. 
Eine  Teilung  des  Verbotes  durch  die  Verwaltung  erscheint  aus- 
geschlossen. 

Artikel  BS. 

Die  Errlchtang  neuer  und  die  Wlederberstellnng  angehobener 
KIflster  oder  rell^Sser  Orden  ist  nnzol&sslg. 

Auch  dieser  Artikel,  der  sog.  Klosterartikel,  ist  neu, 
wie  die  Scharfnugen  des  Jesnitenarttkels.  Er  war  zwar,  wenig- 
stens betr.  die  Klöster  schon  bei  der  1.  Revision  angeregt,  aber 
fallengelassen  worden;  um  so  mehr  wurde  er  bei  der  2.  Bevision 
wieder  aufgauoiumeu  und  auf  Orden  Überhaupt,  nicht  nur  auf 
Kloster  als  Ordensuiederlassungen,  erstreckt.  Es  handelte  sich 
bei  dieser  2.  Revision  infolge  des  vorangegangenen  Kulturkampfes 
nicht  mehr  nur  um  die  Jesuiten  und  auch  nicht  mehr  nur  um 
diejenigen  anderen  Orden,  die  gleich  ihnen  staatsge&hrlicb  und 
ftir  den  konfessionell en  Frieden  bedrohlich  erscheinen,  sondern 
um  die  katholische  Propaganda  der  Orden  überhaupt  und 
voraus  der  Klöster,  die  als  Niederlassungen  von  Orden  die  Stutz- 
punkte dieser  Bewegung  bilden.  Klöster  und  religiöse  Orden, 
auch  wenn  sie  nicht  unter  Art.  öl  fallen,  so  dafs  sie  gKnzlich 
untersagt  bezw.  aufgehoben  werden  könnten ,  sollen  wenigstens 
nicht  neu  errichtet  oder  wiederhergestellt  werden  dtlrfen.  — 
Der  Artikel  hat  wiederholt  Anwendung  gefunden  (vgl,  v.  Salis 
II  Nr.  752ff.,  und  B.B,  1897  IV  515),  in  neuester  Zeit  ins- 
besondere infolge  der  durch  das  iu  Frankreich  erlassene  Vereine- 
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gesetz  (loi  relative  an  contrat  d'associatioa)  v,  1.  VII.  1901  ver- 
ftnlalsteu  AnswanderDiig  französischer  Kongregationen 
Dach  der  Schweii  (rgl.  B.B.  1902  IV,  239;  1903  HI  270,  S95; 
1904  I,  41 ;  II,  354).  Dabei,  namentlich  im  letzteren  Falle,  hat 
der  Artikel  eine  nfthere  Auslegung   erfahren    in  folgendem  Sinn. 

1.  Orden  im  Sinne  der  Band esverfassung  sind  anch  die  Kon- 
gregationen. Orden  im  engeren  Sinne  sind  geiatlicbe  Genossen- 
schaften, welche  mit  ihren  Regeln  (regulae),  d.  h.  ihrem  Qrnnd- 
gesetz,  die  Approbation  des  Papstes  erhalten  haben,  und  deren 
Mitglieder  die  drei  feierlichen,  anf  Lebenszeit  bindenden  GelUbde 
des  Gehorsams,  der  Armat  und  der  Keuschheit  (vota  solemnia) 
abgelegt  haben.  Die  Kongregation  ist  die  freiere  Form  der  geist- 
lichen Genossenschaft;  sie  lebt  ebenfalls  nach  einem  Grundgesetz, 
das  gewöhnlich  congtitntio  heilst,  braucht  aber  nicht  päpstlich 
approbiert  zu  sein,  und  die  Mitglieder  der  Kongregation  leisten 
nnr  die  einfachen,  im  Unterschiede  zu  den  feierlichen  den  Ge- 
lobenden nicht  mit  so  schweren  Folgen  im  Ühertretungsfall  ver- 
pflichtenden GelUbde,  und  sie  leisten  alle  drei  Gelübde  oder  ein- 
eeine derselben  und  auf  Lebenszeit  oder  anf  bestimmte  Zeit. 

2.  Kloster  ist  die  besondere  Form  einer  Ordens-  oder  Kon- 
gregatiousniederlasEnng.  Für  die  Bestimmung  des  Begriffes  sind 
die  kirchlichen  Vorschriften  über  Klostergrllndung  nicht  mafs- 
gebend,  sondern  die  Bundesbehörde  schöpft  das  Urteil  darUber 
aus  der  freien  WUrdignng  des  einzelnen  Falles.  Danach  ist  eine 
KlostergrUndnng  vorbanden  nicht  erst,  wenn  die  kanonischen  Be- 
dingungen erfüllt  sind,  sondern  mit  jedem  Zusammenleben  nach 
Ordensregeln  —  sobald  eine  Mehrzahl  von  Ordens-  oder  Kon- 
gregationsangehörigen in  einem  Gebäude  vereinigt  werden,  welche 
nach  der  Regel  ihres  Ordens  zu  leben  verpflichtet  sind.  Immer- 
hin ist  das  Zusammen  wohnen, .  die  vita  communis,  wesentlich  fUr 
eine  klösterliche  Niederlassung;  nicht  entscheidend  aber  ist  die 
Zahl  der  zusammen  wohnen  den  Mitglieder;  ebensowenig  kommt  es 
auf  das  Hilfspersonal  (Laienbrilder  und  Schwestern)  ond  darauf 
an,  ob  mit  der  Ansiedelang  eine  einen  besonderen  Zweck  erfüllende 
Anstalt  (Schule,  Spital  usw.)  verbanden  ist. 

3.  Betr.  den  Begriff  der  Neuerrichtung  und  Wieder- 
herstellang  von  Klöstern  and  religiösen  Orden.  Das  Verbot  be- 
trifft die  Orden  als  solche,  nicht  die  einzelnen  Mitglieder:  Einzel- 
personen irgendwelcher  Orden  (abgesehen  von  Art.  51)  dürfen  sich 
in  der  Schweiz  aufhalten  und  niederlassen;  auch  liegt  in  der  An- 
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Btellttug  einzelner  Mitglieder  einer  geistlichen  Gesellachaft  an  einer 
anssclilielalicfa  nnter  weltlicher  Leitung  stehenden  Änatalt,  sofern 
keine  Verschleierung  einei  geistlichen  Institnts  damit  bezweckt 
wird ,  keine  Niederlassnag  der  Kongregation  als  solcher ,  nad 
können  Angehörige  eines  Ordens,  woher  immer,  in  einem  b^teben- 
den  Kloster  anfgenommen  werden.  FUr  das  Recht  auf  Bestand 
eines  Ordens  oder  Klosters  ist  zeitlich  maTsgebend  der  29.  V.  1874, 
der  Tag  der  Bniideeverfassnng  nnd  ihrer  In  kraft  tretung,  also  der 
Umstand,  ob  ein  Orden  oder  Kloster  schon  vor  dieser  Zeit  be- 
standen hat.  Bänmlich  ist  maTsgebend  das  Gebiet  der  Schweiz, 
in  der  Meinung,  dafs  nnter  den  Begriff  der  Errichtung  neuer 
Orden  nicht  sowohl  die  Gründung  eines  Überhaupt,  auch  für  das 
katholische  Kirchenrecht  neuen  Ordens  ftdlt,  sondern  die  Ein- 
führung eines  ftir  die  Schweiü  nenen  Ordens,  welcher  bis  zum 
Inkrafttreten  der  Bundesverfassung  von  1874  nicht  zu  den  in  der 
Schweis  geduldeten  Orden  oder  Kongregationen  gehörte.  Dem 
Inhalte  des  Rechtes  nach  ist  neuen  Orden  und  Kongregationen 
die  Niederlassung  in  der  Schweiz  untersagt,  und  zwar  kommt  es 
nicht  darauf  an,  ob  die  Niederlassung  eine  vorübergehende  oder 
dauernde  sein  soll,  und  zu  welchem  Zwecke  sie  bestimmt  ist ;  in 
letzterer  Beziehung  ist  speziell  auch  die  SchnlgrUndung  untersagt. 
Hingegen  darf  ein  Orden,  der  vor  der  Bnndesvei-fassnng  von  1874 
in  der  Schweiz  ein  Kloster  besafg,  dieses  Kloster  fortführen ;  er 
darf  aber,  auch  wenn  er  vor  diesem  Zeitpunkte  in  der  Schweiz 
geduldet  war,  kein  neues  Kloster  gründen;  dagegen  sind  hin- 
wieder Niederlassungen,  welche  nicht  den  Charakter  von  Klffstero 
tragen,  solchen  Orden  gestattet. 

Artikel  S3. 

Die  Feststellung  und  Benrkundnns  des  CtlrllslAndes  Ist  Sache 
der  bflrgrerllchen  BehOrden.  Die  Bnndes^esetz^ebanK  wird  hierflber 
die  n&hem  Bestimmungen  treffen. 

Die  TerfUgung  Dber  die  Berr&bnlspDLtEe  steht  den  bfir^erllchen 
Behfirden  zn.  Sie  haben  dafUr  zu  sorgen,  dafs  Jeder  Verstorbene 
schicklich  beerdigt  werden  kann. 

Literatur;  Handbuch  für  die  schwciz.  Civilstandsbeamten 
(offiz.);  MartJD,  Commentaire  de  la  loi  föderale  concernant  l'^tat  civil 
et  le  mariage,  1897;  König,  Qutachten  über  AbAnderung  einiger  Be- 
stimmungen des  Bundesgesetzes  usw.,  1888;  Mentha,  Memoire  relatif 
k  la  r^vision  de  la  loi  f^d^ale  etc.,  1888;  Stüssi,  Civiletaud  und  Ehe, 
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eine  ZneanimenBtellung  der  bezugl.  Gesetze  usw.,  1877.  ~  Mächler, 
Dna  BegT&bnifswesen  nacfa  achweiz.  Bundesrecbt,  1692;  Scfaoilen- 
berger,  „BestattungsweBen"  im  Hand  werterbuch  fSr  Schweiz.  Tolks- 
wirtschaft,  Sozialpolitik  uod  Verwaltung, 

I.  Der  Artikel  Im  ganzen  und  Im  Terhältnls  zu  Art.  54. 

A.  Beide  Artikel  aiad  nen ;  sie  waren  in  der  Bandes verfa.s an ng 
von  1848  noch  nicht  enthalten.  Beide  gehören  nach  Gegenstand  und 
Zweck  zusammen.  Art.  53  betrifft  in  seinem  I.  Absatz  das  Zivi  1- 
staodswesen  und  im  2.  Absatz  das  Begräbnis wesen  und  Art.  54 
speziell  die  Ehe;  während  aber  Art.  bS  die  Ehe  nur  nach  ihrer 
formalen  Seite,  als  Teil  des  Zivilstandwesens  im  ganzen,  betrifiit, 
enthält  Art.  54  Grundsätze  materiellen  Eherechtes.  Der  Zweck 
andererseits  ist  der,  diese  Eiarichtnngen  zu  verbttrgerlichen  (vgl. 
oben  S.  364),  und  wenn  auch  Art.  54  selbst  keine  Vorschrift 
der  Verbürgerlichung  bildet,  so  betrifft  er  doch  nicht  nur  eine 
Seite  der  ganzen  Einrichtung,  die  verbürgerlicht  worden  ist,  sondern 
hftt  seinem  Geiste  nach  zur  Verbürgerlichung  mil^wirkt  insofern, 
als  speziell  die  kirchlichen  Beschränkungen,  die  er  mit  anderen 
beseitigt,  sich  nur  oder  doch  am  ehesten  mit  der  VerbUr^rlichung 
des  Institutes  beseitigen  lielBen.  —  Did  Verstaatlichung  im  all- 
gemeinen war  in  folgender  Weise  notwendig  geworden,  und  die 
Aufstellung  der  beztlglichen  Artikel  im  Bund  speziell  ist  die  Folge 
einer  Entwickeluog,  die  im  weitereu  za  beschreiben  bleibt. 

Die  Akte  des  bürgerlichen  Standes  sind  Geburt,  Ehe  und 
Tod;  mit  denselben  sind  aber  von  jeher  kirchliche  Handlungen 
verbunden,  als:  Taufe,  Eheeinaegunng  und  katholischerseits  letzte 
Ölung,  welche  Handlungen  in  der  katholischen  Kirche  und  teil- 
weise auch  in  der  protestaatiscben  (Taufe)  als  heilige  Handlungen 
oder  sog.  Sakramente  gelten.  Diese  Handlungen  waren  es 
ursprünglich  allein ,  welche  registriert  wurden ,  und  sie  wurden 
auch  von  der  Kirche,  welche  sie  vornahm,  registriert.  Damit  von 
jenen  Akten  des  bürgerlichen  Lebens:  Geburt,  Ehe,  Tod,  über- 
haupt Notiz  genommen  wurde,  mufaten  die  heiligen  Handlungen 
darüber  stattfinden ,  und  diese  fanden  eben  nur  statt  bei  An- 
gehffrigen  der  Kirche  selbst  und  nach  kirchlichen  Vorschriften. 
Bei  Ehe  und  Tod  aber  handelt  es  sich  nicht  nur  um  Beurkundung 
des  betreffenden  Aktes  oder  der  damit  verbundenen  kirchlichen 
Handlung,  sondern  nm  einen  weiteren  Akt:  dort  mufs  die  Ehe 
als  Kecbtsakt  geschlossen  werden,  bevor  sie  beurkundet  werden 
kann ,   und   hier  hat   auf  den   Tod    hezw.    dessen    Beurkundung 
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die  BestattuDg  za  folgen,  nnd  beide  Akte  wurden  zugleich 
mit  der  Beurkundung  kirchliche  Angel egf^nheiten :  die  Ebe- 
Bchliefsung  lag  in  der  Eheeinsegnung  seibat,  ohne  welche  die  Ehe 
nicht  als  solche,  enndem  als  Konkubinat  gilt,  nnd  die  Bestattung 
geschah  in  Form  des  kirchlichen  Begängnisses.  Beide  kirchlichen 
Akte  wurden  wieder  nur  Angehörigen  der  Kirche  selbst  zuteil 
und  unterlagen  kirchlichen  Vorschriften.  Damit  hatte  die  Kirche 
zwar  nicht  Geburt  und  Tod ,  die  als  natürliche  Ereignisse  sich 
nicht  gebieten  lassen ,  wohl  aber  Ehe  nnd  Begräbnis  in  ihrer 
Gewalt.  Und  wenn  auch  das  letztere  schließlich  eine  zu  not- 
wendige Harsuahme  ist,  als  dafs  deren  Vornahme  vom  Belieben 
der  Kirche  abhängen  könnt«,  so  blieb  dieser  immer  noch  die 
Einrichtung  der  Ehe.  Als  meuscfaliche  und  willkürliche  Handlung 
hing  die  Eheschliefsung  von  den  Vorschriften  ab,  die  fUr  sie  be- 
standen, nnd  solange  diese  ausschlief slich  kirchlich  waren, 
blieben  Andersgläubige  davon  ausgeschlossen.  Um  die  Einrichtung 
der  Ehe  auch  anderen  als  den  Konfessionsgenosseu  zu  öSiten, 
mnfste  der  Staat  eingreifen;  das  ist  der  Gmnd,  warum  der  Staat 
bei  diesem  Punkte  des  ganzen  Rechtsinstitutes  von  Geburt,  Ehe 
und  Tod,  bei  der  Ehe,  einsetzen  mufste  und  zuerst  eingesetzt  hat. 

B.  So  auch  in  der  Schweiz  und  speziell  im  Bund.  Vorläufer 
einer  bundesmäfsigen  Ordnung  in  Sachen  waren,  von  der  Helvetik 
abgesehen,  Konkordate  betr.  die  Ehe,  die  zur  Mediationszeit  nnd  unter 
dem  Bundesvertrag  von  1815  zustande  kamen;  dann  folgten  unter 
der  Bundesverfassung  von  1848  Bundesgesetze,  immer  noch  nur  betr. 
die  Ehe  und  nur  im  Sinne  der  Ermöglichung  derselben  anch  fbr 
Andersgläubige,  nicht  im  Sinne  der  Verbürgerlichung,  bis  endlich 
die  Bundesverfassung  von  1874  das  ganze  Institut  von  Geburt, 
Ehe  und  Tod  nnter  die  weltliche,  speziell  unter  die  Bundes- 
gesetzgebnng  und  unter  weltliche  Verwaltung  stellte.  Es  sind 
also  drei  Stadien  dieser  Entwickelnng  zn  unterscheiden,  mit 
folgenden  Akten  im  einzelnen. 

1.  Die  Konkordate.  Zunächst  kam  es  zum  Kon- 
kordat betr.  die  Ehen  zwischen  Katholiken  und 
Reformierten,  v.  11.  VI.  1812,  bestätigt  d.  7.  VH.  1819 
(Snell  I,  S.  217),  des  Inhalts,  dafs  Ehen  zwischen  solchen  nicht 
verboten  werden  sollen.  In  Konsequenz  dieser  Vorschrift  be- 
stimmte dann  das  zweite  Konkordat,  das  Konkordat  betr. 
Verkttndung  und  Einsegnung  paritätischer  Ehen, 
v.     14.    VUI.     1821     (I.    c),     dafs    nötigenfalls    die    Verktlndung 
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Bolcher  Eheo  dsrch  den  reformierten  FfiiTrer  oder  durch  den 
ZiTilstandsbeamten  vorgeDommeii  and  die  Ehe  selbst  durch  den 
reformierten  Pfarrer  eingesegnet  werden  soll.  Die  Formalien  der 
EheBchliefaung  hatte  bereit«  das  Konkordat  betr.  Ehe- 
einsegnangeu  und  Eopulationsscheine,  v.  4.  VII.  1820 
(1.  c.  221),  das  dnrch  da«  gleicbsamige  Konkordat  v.  15.  VII- 
1842  (a.  0.  S.  Ill,  204)  teilweise  revidiert  wurde,  ineofem  ver- 
einheitlicht, als  es  die  Legitimation spapiere  bezeichnete,  welche 
für  die  Ehe  zwischen  Angehörigen  verBchiedener  Kantone  und 
zwischen  Btirgem  des  nämlichen  Kantons,  die  sich  in  einem 
anderen  Kanton  tränen  lassen  wollten  —  zwischen  ScbweiKom 
und  Ansländem,  sowie  zwischen  zwei  ausländischen  Personen 
nOtig  und  genügend  sein  sollten.  —  Andererseits  wnrde  durch 
das  Konkordat  betr.  Behandlung  derEhescheidungs- 
f&lle,  V.  6.  VII.  1821  (1.  c.  235)  die  Scheidung  zwischen 
schweizerischen  Niedei^lassenen  dadurch  gesichert,  dafs  der  Ge- 
richtsstand dafllr,  und  zwar  als  solcher  der  Heimatsort  des  Ehe- 
mannes, festgesetzt  wurde, 

2.  Unter  der  Bundesverfassung  v.  1848  sodann  wurde,  gestützt 
auf  Art.  44,  Abs,  2  (heute  50,  Abs.  2)  der  Bundesverfassung  („den 
Kantonen,  sovie  dem  Bunde  bleibt  vorbehalten,  für  Handhabung  der 
Sffeutlichen  Ordnung  und  des  Friedens  unter  den  Konfessionen  die 
geeigneten  Uafsnahmen  zu  treffen"),  auf  die  dadurch  berUhmt 
gewordene  Petition  des  Arztes  Dr.  Benz  in  Siebnen,  Kanton 
Schwjz,  das  Bundesgesetz,  die  gemischten  Ehen  be- 
treffend, d.  3.  XII.  1850  (B.G.  2/130)  erlassen,  wonach  die 
VerkUndung  solcher  Ehen  durch  eine  geistliche  oder  weltliche 
Behörde  zu  vollziehen  ist  und  die  kirchliche  Trannng,  wenn  eine 
solche  im  Heimatakanton  des  Bräutigams  Überhaupt  vorgeschrieben 
ist,  durch  einen  reformierten  oder  katholischen  Geistlichen  inner- 
halb oder  anfserhalb  des  Kantons  vorgenommen  werden  kann.  Mit 
KUckaicht  auf  den  Zwischensatz  („wenn  eine  solche  usw.)  ist  zu 
bemerken,  daTs  in  gewissen  Kantonen  (Genf,  Neuenbürg,  Tessin, 
Baselstadt,  St,  Gallen)  bereits  die  Ziviltranung,  elektiv  neben  der 
kirchlichen,  eiugofllhrt  war.  —  Durch  „Nachtragsgesetz 
betr.  die  gemischten  Ehen",  v.  3.  II.  1862  (7^26),  wurde 
dann  auch  die  Scheidung  gemischter  Ehen  von  Bundes  wegen 
geordnet,  dahin :  die  Scheidungsklage  bei  gemischten  Ehen  gehOre 
vor  den  btti^erlichen  Siebter,  und  zuständig  sei  derjenige,  dessen 
Jarisdiktion  in  Statusfragen  der  Ehemann  unterworfen  sei^  wenn 
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aber  die  Eheleute  unter  eiuer  anderen  Gerichtsbarkeit  stKndan 
oder  unter  einer  die  ^ngsliche  Ehescheidnng  ansBchl lebenden 
Gesetzgebung,  so  sei  die  Klage  beim  Bundesgericht  an- 
zubringen, daa  dann  nach  bestem,  aber  nach  seinem  eigenen  Er- 
mesBea  entscheide.  —  Noch  früher  war  auf  Initiative  des  Bundes- 
rates ein  Konkordat  Über  die  Hitteilung  vonGeburts-, 
Eopulations-  und  Todscheinen  mit  1.  II.  ISHS  in  Kraß 
getreten  (B.G.  4/355),  wonach  die  geistlichen  oder  weltlichen 
Beamten  des  Kantons,  welche  die  Führung  der  Zivils tandaregieter 
besorgten ,  die  ZivilstandH^lle  des  Niederlassungsortes  dem 
HeimatBort  mitzuteilen  hatten  —  also  noch  ein  Konkordat,  kein 
Bnndesgesetz ,  weil  in  der  Sache  der  Bund  selbst  keine  Kom- 
petenz besafs. 

3.  Die  Bnndesrevision.  Dieselbe  erzeugte  die  Bestimmungen 
der  beatigen  Art.  53  und  54  der  Bundesverfassung  erst  nach 
und  nach,  und  zwar  in  folgender  Weise.  In  dem  mitBotschaft 
des  Bundesrates  v.  17.  VI.  1870  (B.B.  1870,  II,  665)  vor 
die  Bundesversammlung  gebrachten  Entwürfe  (ibid.  704)  eines 
Bnndesgesetzes  betr.  die  Revision  der  Bundesverfassung  war  zu- 
nlLcbst  der  Inhalt  des  bentigen  Art.  54  der  Hauptsache  nach,  als 
Art.  43  a,  enthalten.  Er  war  aufgestellt  worden  mit  Rücksicht 
darauf,  dafs,  wie  die  Hindernisse  betr.  die  gemischten  Ehen  durch 
die  Bundesgesetzgebnng  bereits  beseitigt  waren,  auch  die  den 
nicht  gemischten  Ehen  kantonalerseits  noch  anhaftenden  Be- 
schrKnknugen ,  namentlich  diejenigen  Okonnmischer  Natur,  weg- 
geräumt werden  sollten,  und  er  war  in  dieser  Ansfllhrlichkeit 
aufgestellt  worden  in  der  ausdrücklichen  Absicht,  den  Erlafs  eines 
Bnndesgesetzes  über  die  Ebe  dadurch  entbehrlich  zn  machen.  — 
Der  Entwurf  einer  Bundesverfassung  V.  5.  IH.  1872 
sodann  enthielt  den  heutigen  Art.  54  als  Art.  50  nnd  überdies 
in  Art.  55  das  Gesetzgebungs recht  des  Bundes  Über  das  Zivil- 
recht Überhaupt  und  damit  auch  über  Zivilstand  und  Ehe;  der 
Entwurf  ist  aber  von  Volk  und  Stfinden  verworfen  worden  (vgl.  die 
Einleitung,  S.  44).  —  Mit  Botschaft  v.  4.  VH.  1873  (B.B.  1873, 
H,  963)  leitete  der  Bundesrat  einen  neuen  Entwurf  einer  Bundes- 
verfassung (ibid.,  nach  S.  774)  an  die  Rate,  der  den  früheren  Art  50 
(heute  54)  wieder  enthielt,  in  Art.  55  aber  das  Gesetzgebungs- 
recfat  des  Bundes  im  Zivilrecht  in  einer  Weise  beschrankte,  dak 
Zivilstand  nnd  Ehe  ausgeschlossen  waren;  dafllr  bestimmte  Art.  60 
(heute    58)    in    einem    dritten    Absatz:    „Die    Beurkundung   des 
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bflrgerlicben  Standes  nnd  die  Verwaltung  der  damit  zusammeu- 
hSngeoden  EinrichtangeD  steht  den  weltlichen  Behörden  zu".  Die 
letztere  Bestimmnog  hatte  latit  der  BegrUDdnng  in  der  Botschaft 
den  Zweck,  alles,  was  aaf  den  Zivilstand  Bezug  habe,  vom  reli- 
giösen Gebiet  zu  sondern,  speziell  die  Ehe  als  btlrgerltcben  Ver- 
trag auztierkennen ,  und  auch  die  Beerdignngen ,  die  Friedhofe, 
ihre  Poliaei  usw.  sollten  verweltlicht  werden.  —  Die  Bandes- 
verfassung von  1874,  wie  sie  scfalieTslich  zustande  kam,  hat 
dann  noch  das  Gesetzgebungsrecht  des  Bundes  betr.  das  Zivil- 
standswesen  beigefogt,  womit  das  ganze  Recbtsinstitut  begründet 
war,  wie  es  heute  dasteht, 

C  Dnrch  Art.  53  speziell  ist  also  das  ganze  Rechtsinstitat  betr. 
Geburt,  Ehe  und  Tod  den  kirchlicbeu  Behörden  aus  der  Hand 
genommen  und  in  die  Band  der  bttrgerlichen  Behörden  gelegt 
worden,  und  das  in  Konsequenz  von  Art.  49,  Abs,  4,  der  vor- 
schreibt, dals  die  Ausübung  bürgerlicher  oder  politischer  Rechte 
durch  keinerlei  Vorschriften  oder  Bedingungen  kirchlicher  oder 
religiöser  Nntor  beschrankt  werden  darf,  —  Immerhin  besteht 
in  der  Entkleidung  von  kirchlichen  Formen  und  Beschränkungen 
ein  Unterschied  zwischen  der  Zivilstandsfuhrung  au  Eich  und 
den  beiden  weiteren  Akten :  Ebeschliebung  und  Beerdigung,  und 
zwar  in  abnehmendem  Uafse,  der  insofern  znm  einen  Teil  in  der 
Bundesverfftsnnng  selbst  begrOudet  erscheint,  zum  anderen  aus  ihr 
gefolgert  wird.  Die  Zivil  Stands  fbhrung  an  sieb  ist  unbedingt  und 
Busscbliefslich  bürgerlich,  die  Trauung  schon  nicht  in  dem  Mafse, 
daÜB  nicht  neben  bezw.  hinter  der  bürgerlichen  eine  kirchliche 
Trauung  stattfinden  kOnnte,  und  mit  der  Beerdigung  können 
sich  nicht  nnr,  sondern  mtlssen  sich  unter  Umstanden  (auf  Ver- 
langen des  Verstorbenen  bezw.  seiner  Angehörigen)  kirchliche 
OebrHuche,  wie  das  Grabgelaute,  verbinden.  Über  das  letztere 
siehe  unten  III. 

n.     Zlvilstand  und  Ehe  speziell,  Abs.  1. 

Der  Absatz  erklärt  im  ersten  Satz  die  Feststellung  und  Be- 
urkundung des  Zivilstandes  prinzipiell  als  Sache  der  bürgerlichen 
Behörden  und  übertragt  im  zweiten  Satz  die  näheren  Bestimmungen 
Über  die  ZivilstandsfUhrung  der  Bnodesgesetzgebnug. 

A.  Der  flmndsaU.  Der  Satz,  durch  den  er  aufgestellt 
wird,  enthalt  drei  Begriffe,  die  der  näheren  Erklärung  be- 
dttrfen. 


996  KommeDtsr. 

1.  „Zivil  stand".  Der  Zivilstand,  ein  aus  dem  franzCsischeD 
Kecbt  (^tat  civil)  entlehnter  Ausdruck,  oder  Fereonenstand  ist  die 
Rechtsstellung  einer  physischen  Person,  eines  Menschen,  in  Be- 
ziehung auf  das  bUi^rliche  Recht,  und  zwar  speziell  in  Beziehnng 
auf  das  Personen-  und  Familien  recht,  der  status  familiae.  Dies« 
Rechtastellung  wird  bestimmt  durch  das  Kindes  Verhältnis  und 
durch  das  eheliche  Verhftltnis  Das  Eindesverhältnis  entsteht 
regelmäfsig  durch  Abstammung,  ausnahmsweise  durch  Legitimation, 
Adoption  oder  £inkind Schaft.  Das  eheliche  Verhftltnis  wird  nur 
durch  Verheiratung  begründet.  Alle  bestehenden  Familienver- 
hältnisse lOsen  sich  durch  Tod;  ein  bestehendes  eheliches  Ver- 
hältnis kann  aufserdem  durch  Ehescheidung  beseitigt  werden.  Vgl. 
Q.  Meyer,  Lehrbuch  des  deutschen  Verwaltungsrechtes  I,  S  Od.  — 
Zivilstandsakte  sodann  sind  Tatsachen  bezw.  Handlangen, 
durch  welche  der  Zivilstand  begründet  wird.  Das  sind  rege!- 
m&Isig  Geburt,  £he  (EheBchliefsung) ,  Tod;  während  Adoption, 
liegitimation,  £iakindschaft  und  Ehescheidung  nur  ausnahmsweise 
in  Betracht  kommen.  Daher  die  besondere  Gesetzgebung  über 
die  ersteren  Akte,  die  speziell  sog.  Zivilstandsgesetzgebung.  — 
Zivilstaudsakten  dagegen  sind  die  Urkunden,  durch  welche 
die  betr.  Tataachen  bezeugt  werden  (Register,  AuszUge  aus  den- 
selben). 

2.  „Feststellung  und  Benr kund  nag"  des  Zivil- 
standes. Das  ist  die  sog.  ZivilstandsfllhruDg  (vollständig:  Zivil- 
standsaktenftthrang),  womit  eigentlich  nur  die  Aufnahme  der 
den  Zivilstand  begründenden  Tatsachen  hezw.  Handluugeu ,  kurz 
der  Zivil  stand  sakte ,  in  die  Register  bezw.  die  BegisteriUhrung 
über  diese  Akte  bezeichnet  wird.  Die  Zivil standsfbhrnng  besteht 
aber  nicht  bloCs  in  Beurkundung  der  unwillkürlichen  Tat- 
sachen Geburt  und  Tod,  sondern  auch  in  einer  Rechts- 
begrtlndnng  betr.  die  willkürliche  Handlang  der  Eheschliefsung, 
sofern  der  rechtebegründende  Akt,  die  Trauung,  vom  Zivilstands- 
beamten  vorgenommen  wird.  Die  Ehe  wird  nicht  blofs  be- 
urkundet, was  ja  möglich  wäre  —  nach  kanonischem  Recht  er- 
folgt sie  durch  blofsen  Konsens  —  sondern  sie  wird  durch  den 
betr.  staatlichen  Akt,  die  Trauung,  erst  rechtlich  begründet.  Die 
Trauung  hat  also  nicht  blofs  deklaratorische,  sondern  konstitutive 
Bedeutung,  ist  ein  rechtsbegründender  VerwaltungsaJct.  —  Mit 
dem  Wort  „Feststellung"  vor  „Beurkundung"  in  Satz  1  des 
ersten  Absatzes  von  Art,  63  ist  nun  zwar  nicht  speziell  die  Ehe- 
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schliersung  durch  den  Zivilstacdsbeamten  als  weiterer,  Über  die 
blolae  Beurkundong  der  Ehe  hin  ausgehend  er  Akt  gemeint,  sondern 
die  amtlichen  Handlangen  Überhaupt,  die  der  Benrknndnng,  nm 
diese  sicher  vornehmen  zu  künnen,  vorauszugehen  haben,  WKh- 
read  aber  bei  Geburt  und  Tod  vor  deren  Beurkundung  bezv. 
£iiitTBgang  in  die  Register  nichts  anderes  nStig  ist  als  die  Ver- 
gewisserUDg  Über  den  Eintritt  dieser  Tatsachen,  „Feststellung" 
hier  also  im  wörtlichen  Sinne,  als  Richtigstellung,  aufzafassea  iut 
—  hat  bei  der  Ehe  vor  der  Beurkundung  nicht  nur  die  Fest- 
Stellung  der  Scbliefsnng  der  Ehe,  sondern  die  Eheschliefsung 
selbst  stattzufinden,  und  besteht  also  die  iFeststeUnng"  hier  in 
der  Herstellung  des  Zivils tandsaktes  seibat,  m.  a.  W.  in  der 
Vornahme  der  den  Zivilstand  der  Verheiratnng  begründenden 
Handlung. 

8.  „Bürgerliche  Behörden"  endlich  sind  der  Gegen- 
satz zu  den  geistlichen  bezw.  kirchlichen  Behörden  als  solchen. 
Wie  Verbürgerlichung  die  Befreiung  von  kirchlicher  Herrschaft 
und  kirchlichem  Einfluß  bedeutet  (vgl.  oben  8.  364),  so  be- 
deuten bürgerliche  Behörden  die  Behörden  des  Staates  und  der 
Gemeinde  als  weltlicher  Verbände.  Aber  an  sich  sind  nur  die 
kirchlichen  Behörden  als  solche  von  der  Zivilstand sfuhrung  aus- 
geschlossen ,  nicht  der  geistliche  Stand ;  m.  a.  W. :  eine  Behörde 
ist  schon  bUi^rlicb,  wenn  sie  im  Dienste  des  Staates  oder  der 
weltlichen  Gemeinde  steht,  aus  welchen  Stand eselementen  sie  auch 
bestehen  mag,  also  auch,  wenn  sie  aus  Geistlichen  besteht.  Die 
engere  Auslegung  ist  dem  Begriff  erst  durch  die  Bundesgesetz- 
gebung gegeben  worden,  wovon  unten,  und  diese  Auslegung  hat 
allerdings  als  authentische  Auslegung  der  Bedeutung,  welche  der 
Begriff  in  der  Bundesverfassung  speziell  besitzt,  zu  gelten. 

B-    Die  Bandeagesetzgebnng. 

Die  Erlasse;  Bundesgeeetc  betr.  Feststellung  und  Be- 
urknudung  des  Zivilstandes  und  die  Ehe,  v.  24.  XII.  1874: 
B.G.  1  506.  —7  Reglement  für  die  Fühmog  der  Zivils tandaregister 
V  529.  —  Instruktion  fOr  die  Zivilatandsbeamten  betr.  die  Auszüge 
aus  dem  Zivil Btandsregistem  luhanden  der  Bundesbehfirdeii  V  546;  Ab- 
änderung IX  301. 

Inhalt  des  Bnudeageaetzes  im  Verhältnis  zu  den  Verfassnugs- 
bestimmnngen.  Nur  so  weit  das  Bnudesgesetz  die  Verfassung  be- 
rShrt,  gehört  sein  Inhalt  hierher,  und  es  berührt  die  Verfassung 
in  zwei  Beziehungen. 
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1.  Betr.  die  BehCrdeo,  denen  die  Zmlstaudsfithrung  über* 
tra^o  worden  ist.  Die  Übertra^ng  an  die  bUrgerlicbea 
Behörden,  wie  sie  Art.  53  der  Bundes verfaBsnng  verlangt,  be- 
dingt, wie  schon  oben  unter  A,  3  bemerkt,  an  sich  nicht,  dafs 
die  Geistlichen  von  der  ZivüetandsfUhrang  ansgescfalossen 
werden  mUfsten ;  wenn  sie  nnr  nicht  in  ihrer  geistlichen  Amts- 
stellung damit  betrant  werden  —  fthnlich  wie  die  staatliche  Lei- 
tung der  Primarschnle  nicht  den  Ansscblufs  der  Geistlichen  Über- 
haupt, sondern  nur  in  ihrer  Amtsstellung  znr  Folge  hat;  vgl. 
oben  S.  258.  —  Das  Bundesgesetz  bat  aber  die  Oeistlichen  Über- 
haupt TOQ  der  Zivilstands^hmng    ausgeschlossen ,    indem    danach 

.  die  Zivilstandsbeamten  weltlichen  Standes  sein  mUssea  (Art.  1 
des  Gesetzes). 

2.  Betr.  die  ZivilstandsfUhrung  selbst.  Gegenstand 
des  Bundesgesetzes  ist  an  sich  nur  die  Fuhrung,  d.  h.  die  Be- 
urkundung, Kegistrierung  des  Zi  vil  stand  es ;  so  auch  mit  Be- 
zug auf  die  Ehe.  Weil  aber  die  EheschlieÜsung ,  nicht  blofs 
deren  Beurkundung  eine  Handlung  der  Zivi  Islands^  brung  ist, 
die  mit  der  Aktenführung  verbürgerlicht  worden  ist,  waren 
über  die  Eheschliefsung  BeBtimmnugen  zu  erlassen,  wenigstens 
betr.  die  Formen,  in  denen  sie  stattfinden  soll,  also  Be- 
stimmungen Über  formales  Eherecht,  Dahingehört  die  Ein- 
fnhrong  der  obligatorischen  Zivilehe,  wie  sie  schon  in  der  Bot- 
schaft des  Bundesrates  zur  zweiten  Revision  v.  J.  1873  vorgesehen 
war.  Wie  aber  kommt  die  Bundesgesetzgebung  dazu,  auch  in 
das  materielle  Eberecht,  nach  seilen  der  Eheschliebnug 
und  der  Ehescheidung  (von  der  Kassation  abgesehen),  einzu- 
greifen? Durch  Art.  54,  Abs.  1,  der  Bundesverfassung  ist  die 
Ehe  unter  den  Schutz  des  Bundes  gestellt,  also  jedenfalls  die 
Eingehung  der  Ehe,  und  von  diesem  Standpunkte  aus  rechtfertigt 
sich  der  Eingriff  der  Bundesgesetzgebung  in  das  materielle  Ehe- 
recht durch  Feststellung  der  Bedingungen  der  Eheschi iefsung, 
geschichtlich  und  dogmatisch.  Geschichtlich :  zwar  sind  die 
weiteren  Bestimmungen  des  Art.  54  in  der  ausdrücklichen  Ab- 
sicht so  ausfuhrlich  getroffen  worden,  dab  der  Erlafs  eines 
weiteren  Gesetzes  nicht  notwendig  werde  (vgl.  oben  8.  394).  Aber 
schon  damals  war  eventuell  in  Aussicht  genommen  worden,  nicht 
nur  die  Grttude,  aus  denen  das  Recht  zur  Ehe  nicht  beschränkt 
werden  darf,  zu  bestimmen,  worauf  sich  Art.  54,  Abs.  2,  be- 
scbr&nkt ,    sondern   die    Efaehindernisse    positiv    zu    bezeichnen, 
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und  der  Bezeichnung  der  Ehehindemisse  kommt  die  Feststellung 
der  Bedingongen  der  Eheeingehung  gleich.  Zudem  steht  die 
Bundesverfassung  von  1874,  wenn  sie  a.nch  eine  AbschwSchung 
der  durch  die  erste  Bevision  beabsichtigten  Bechtszentralisation 
bedentet,  doch  auf  einem  zentral  istischeren  Standpunkt  als  der 
Entwurf  des  Bundesrates  v.  J.  1870,  der  Hberhaupt  nur  die 
Partialrevision  und  noch  keinerlei  Jnstizgesetzgebnng  des  Bundes 
vorsah.  Speziell  betr.  die  Ehe  gibt  es  nun  nicht  nur  Grundsätze, 
sondern  ein  Gesetzgebuugsrecbt  des  Bundes,  und  das  nicht  nur 
betr.  Beurknndung,  sondern  auch  betr.  Feststellung  bezw.  Her- 
Stellung  des  Aktes  der  EheschlieCsung  (vgl.  oben  A,  2).  So 
begründet  sich  geschichtlich  der  Eingriff  der  Bundesgesetzgebung 
in  das  materielle  Eherecht  nach  selten  der  Eheschliefsung  — 
Anch  dogmatisch  läTst  sich  dieser  Eingriff  rechtfertigen.  Zur 
Feststellung  der  Form  der  EbeschlieFsung  bezw.  zur  Einfllhruug 
der  obligatorischen  Zivilehe  war  der  Bund  jedenfalls,  laut  der 
Geschichte  der  Bundesrevialon ,  berechtigt.  Die  Gesetzgebung 
konnte  aber,  wollte  sie  den  durch  Art.  54  garantierten  Schutz 
der  Ehe  wahrmachen,  nicht  dabei  stehenbleiben,  sondern  muCste 
zugleich  das  Recht  auf  Anwendung  dieser  Form  der  Bhe- 
scbliefsung  sichern  und  zn  diesem  Zwecke  eben  die  Be- 
dingungen der  Ghnschliefsung  feststellen.  —  Und  die  Ehe- 
scheidung? Wie  kommt  die  Bundesgesets^ebung  dazu,  auch  die 
Scheidungsgrunde  zu  normieren?  Die  Kompetenz  des  Bundes 
dazu  ist  wieder  historisch  und  dogmatisch  begründet.  Historisch 
insofern :  nach  dieser  Seite  war  die  Bundesgesetzgebung  schon 
unter  der  Bundesverfassung  v.  1848  soweit  vorgedrungen,  insofern 
als  das  Nachtragsgesetz  betr.  die  gemischten  Ehen  nicht  nur  das 
Buudesgericbt  als  Ebericbter  unter  Umstünden  vorsah,  sondern 
ihm  auch  die  Grtlnde  Uberliefs,  ans  denen  eine  Ehe  zu  scheiden 
war  oder  nicht  (vgl.  oben  S.  393/394).  Hinter  diesen  Standpunkt 
brauchte  die  Bundesgesetzgebung  nach  der  Bundesverfassung  v. 
1874  keinenfalls  zurückzugeben;  vielmehr  galt  es  die  Scheidungs- 
grUnde  gesetzlich  zu  fixieren,  und  zwar  nicht  mehr  nur  für  ge- 
gemischte,  sondern  anch  fUr  nicht  gemischte  Ehen,  fUr  die  Ehe 
überhaupt,  wie  jener  Unterschied  auch  sonst  zu  bestehen  auf- 
gebort hatte.  —  Dogmatisch  ist  das  Recht  der  Gesetzgebung  mit 
Bezug  auf  die  Ehescheidung  begründet  einmal  durch  das, Ver- 
hältnis sEum  Recht  betr.  die  Eheschliebnng.  Wenn  betr.  die 
Eheschi iefsung  nicht  nur  die  Form,  sondern  auch  die  Bedingungen 
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featzastellen  waren,  so  attch  mit  Bezug  aaf  die  Scheidnng,  die 
das  Gegenstück  der  Eheschliefatuig  darstellt.  Aber  aacb  ftlr  sieh 
betrachtet  ist  die  Fixierung  der  ScheidungsgrOnde  dadurch  legi- 
timiert, daTs  die  KrmöglicbDng  der  Ehescheidung  nicht  Hchon  mit 
Feststellung  der  Form  der  ächeidnng,  eondern  erst  mit  Fixierung' 
der  Scheid nngsgrllnde  erreicht  war,  nnt  ho  mehr  als  das  kanonische 
Becht  die  Scheibung  (vom  Baud)  Uberhaupt  nicht  gestattet  und 
das  kanonische  Recht  in  den  katholischen  Ran  tonen  auch  in 
dieser  Beziehung  anerkannt  war;  die  ErmSglichang  der  Lfenug 
der  Ehe  gehört  aber  zum  Schutz  der  Ehe,  den  sich  der  Bund 
zur  Au%abe  gemacht  hat,  ala  negative  Seite  desselben:  wie  der 
Bund  die  Eingehung  der  Ehe  schlitzt,  so  ranfs  er  aucb  die 
Utfglichkeit  der  Lösung  sicherstellen.  Und  übrigens  ist  diese 
Siehe rstellu Dg  der  Scheidung  auch  ein  positiver  Schutz  der  Ehe, 
insofern  als  nnr  dadurch  das  Recht  der  Eingebnng  einer  anderen 
Ehe  gewahrt  wird.  '  Auf  die  Feststellung  der  SchliefsnngB- 
bedingungen  mufste  die  Bestimmung  der  Scbeidnngsgrllnde  folgen ; 
erst  mit  dieser  weiteren  Ordnung  ist  der  Sehnte  der  Ehe  voll- 
ständig. 

Datt  Bnndesgesetz  betr.  Zivilatand  nnd  Ehe  enthält  also 
materielles  Eberecht  nach  beiden  Seiten :  nach  selten  der  Ehe- 
scbliefsung  and  der  Ehescheidung.  Das  materielle  Eherecht  aber 
findet  seine  Grundlage  in  Art.  54  der  Bundesverfassung,  und 
dieser  Artikel  bildet  auch  die  Stutze  für  den  Eingriff  des  Bundes- 
gesetzes  in  das  materielle  Eherecht.  Art.  53  dagegen,  der  den 
Auftrag  an  die  Bundesgesetzgebang  enthält,  betrifft  nnr  formales 
Recht,  Zivilstandsrecbt  im  allgemeinen  und  formales  Eherecht 
speziell.  Das  Bundesgesetz  erscheint  also  als  Ans- 
ftthrung  nicht  nur  von  Art.  63,  sondern  zugleich 
auch  von  Art.  54;  es  erstreckt  sich  über  Art.  53,  von  welchem 
und  gemäfs  welchem  es  allein  Kompetenz  erhalten  hat,  hiuans 
auch  auf  Art.  54.  Das  ist  der  circulns  vitiosns  seiner  konstitn- 
tionellen  Rechtfertigung. 

Durch  das  Bundesgesetz  sind  die  alten  Konkordate  und  die 
(rtlhcreu  Bundesgesetze  aufgehoben  worden,  aucb  das  erste  Kon- 
kordat dieser  Art,  betr.  die  Ehen  zwischen  Katholiken  nud  Re- 
formierten, obschon  ea  im  Bundesgesetze  selbst  unter  den  als  auf- 
gehoben erklärten  Erlassen  nicht  kompariert.  Ob  übrigens  die 
Konkordate  nicht  schon  durch  die  früheren  Bundesgesetze  ent- 
kräftet worden  waren,  ist  hier  nicht  weiter  zu  prftfien. 
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in.  Begr&bnlswesen,  Abs.  2  von  Art.  53. 

A.  Die  Bestimmuiig  im  ganzen.  Sie  eutbalt  zwei  Sätze 
mit  den  Fordernngen:  Verbürgerlichung  der  Begr&bnis- 
plätze  und,  insofern  gebt  die  BeBtimmuDg  über  die  VerbUrger- 
licbimg  hinaus ,  der  sonst  der  ganze  Artikel  gewidmet  'ist  — 
Bcbicklicbe  Beerdigung.  Beide  Forderungen  sind  erst  bei 
der  zweiten  Revision  aufgestellt  worden;  wHbrend  aber  die  erste 
Forderung  schon  im  Entwürfe  des  Bundesrates  v.  J.  1873  ent- 
halten war  (vgl.  oben  S.  39D),  kam  die  zweite  darch  die  Initiative 
der  uationalrfttlichen  Kommission  hinzu.  Das  dogmatische  Ver- 
hältnis der  beiden  Forderungen  zueinander  ist  folgendes.  Das 
Begräbniswesen  ist  nicht  mehr  Sache  der  kirchlichen,  sondern  der 
bürgerlichen  Behörden;  aber  auch  diese  können  es  nicht  nach 
Belieben  ordnen,  sondern  nur  so,  dafs  jeder  Verstorbene  schick- 
lich beerdigt  werden  kann.  Immerhin  liegt  in  der  Laisiernng 
bereits  die  Garantie  einer  gewissen  Scbicklichkeit  der  Beerdigung, 
nämlich  der  Schutz  vor  konfessionell  unschicklicher  Be- 
erdigung —  Unschicklichkeit  aus  konfessioneller  Abneigung  der 
Behörde  gegen  Verstorbene,  bestehend  in  der  Zurücksetzung  ver- 
storbener And eraglänb igen  bei  der  Beerdigung.  Aber  die  Garantie 
voller  Schicklichkeit  ist  damit  noch  nicht  gegeben,  weil  auch 
andere  als  konfessionelle  Unschicklichkeiten  möglich  sind ,  wie 
die  Einrichtung  der  Beerdigung  nach  Rang  and  Stand.  Daher 
wird  die  Schicklichkeit  noch  zu  einer  besonderen  Forderung 
aufser  derjenigen  der  Verbürgerlichung  erhoben. 

B.  Verbürgerlichnng  der  BegräbnispIStze  speziell.  „Die 
Verfügung  Über  die  Begräbnisplatze  steht  den  bürgerlichen  Be- 
hörden zu,"    so   lautet   der    bezügliche  Satz. 

1.  Was  bürgerliche  Behörden  sind,  davon  war  bei 
Zivilstand  und  Ehe  die  Rede;  es  ist  nur  noch  zu  konstatieren, 
dafs  es  bei  diesem  Satz  nur  auf  die  Behörde  als  solche,  dafs 
sie  eine  bttrgerliche  bezw.  weltliche  Behörde  sei,  ankommt,  nicht 
auf  die  Zusammensetzung.  Der  näheren  Erläuterung  bedürfen 
aber  die  beiden  anderen  Punkte:  Verfügung  nnd  BegT«bnis- 
plfttze. 

2.  Verfügung.  Die  Bundesverfassung  verlangt  nicht,  dafs 
die  Begräbnisplatze  in  das  Eigentum  der  bürgerlichen  Verbfinde  Über- 
gehen ;  die  Eautoue  können  aber  weitergeben  und  dem  Staat  bezw. 
den  (politischen)  Gemeinden  ein  Recht  auf  Erwerbung  der  Friedhöfe 
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zum  Eigentum  einr&umen,  wie  es  nach  dem  Züricher  Gremeiocle- 
genetz,  §  14,  der  F&ll  ist.  Die  Bundesverfassung  betrifft  blofs  die  Be- 
sorgung der  Friedhofe ;  dieselbe  soll  durch  die  bürgerlichen  Behörden 
geschehen.  Was  aber  die  bUrgeilichen  Behörden  zu  besorgen  haben. 
ist  bürgerliche  Verwaltung;  andere  gottesdienstliche  Handlungen 
können  von  Staats  wegen  auf  den  Friedhöfen  ansgeschlossen 
werden  (v,  Salis  11,  Nr.  735),  brauchen  aber  auch  andererseits 
von  der  Kirche  nicht  geleistet  zu  werden  (1.  c.  Nr.  744) ,  aufser 
von  OfTentlicheu  Geistlichen,  wenn  der  Staat  es  verlangt  (I.  c. 
Nr.  745).  Ein  öffentlich  angestellter  Pfarrer  kann  sieb  fUr  seine 
Weigerung,  auf  dem  Friedhofe  gottesdienstliche  Handlungen  vor- 
zunehmen, nicht  auf  Art.  53,  Abs.  2  der  Bundesverfassung  be- 
rufen ;  durch  diese  Bestimmung  wird  der  bezügliche  Dienst  nicht 
ausgeschlossen ,  wohl  aber  unter  Umstanden  durch  sein  An- 
stellungsverhfiltnia  verlangt.  Im  übrigen  mufs  das  Beerdigungs- 
wesen nicht  durch  die  bürgerlichen  Behörden ,  überhaupt  nicht 
durch  Behörden  besorgt  werden,  sondern  kann  Privaten  Uherlassen 
sein.  Aber  es  muTs  auch  nicht  im  übrigen  diesen  überlassen 
werden,  kann  vielmehr,  wie  die  Besorgung  der  Begrab nispiKtze 
von  den  Behörden  ,  den  bürgerlichen  Behörden  übernommen  und 
können  Private  davon  ausgeschlossen  werden.  Wenn  auch  Art.  53, 
Abs.  2 ,  von  den  bürgerlichen  Behörden  nichts  weiter  verlangt 
als  die  Besorgung  der  Begrflbnisplätze ,  so  schliefst  er  sie  doch 
auch  von  der  Besorgung  des  weiteren  Beerdigungswesens  nicht 
aus  hezw.  verwehrt  ihnen  nicht.  Private  davon  auszuachliefsen ; 
die  Bestimmung  sagt  überhaupt  zu  der  weiteren  Kommunalisie  rang 
des  Beerdigungs Wesens  durchaus  nichts.  Der  Entscheid  des 
Bundesrates  zugunsten  einer  privaten  „Leichenbitterin"  in  der 
Stadt  Bern  ist  daher  unrichtig  (B.B.  1896  III,  841). 

3.  Begräbnisplfttze.  Es  sind  nur  öffentliche  darunter  ver- 
standen ;  nur  solche  sind  von  den  bürgerlichen  Behörden  zu  besorgen. 
Privat-  und  Korporat  ionsf  ried  höfe  sind  nicht  ausge- 
schlossen; weder  gehen  die  bisherigen  an  die  bürgerlichen  Be- 
hörden über,  noch  sind  neue  verboten.  Aber  auch  fUr  sie  gilt 
schickliche  Beerdigung  (C),  und  darüber  haben  die  bürgerlichen 
Behörden  zu  wachen ;  insofern  haben  diese  von  Bundes  wegen  die 
Beaufsichtigung  darüber,  über  die  privaten  Friedhöfe  aus- 
zuüben —  von  Kantons  wegen  auch  noch  anderes,  wie  ins- 
besondere die  Gesund beitspolizei.  Also  haben  „Besorgung",  d.  h. 
Verwaltung  (eigene  Verwaltung)    und   „Beaufsichtigung"   als  Auf- 
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gaben  der  bürgerlichen  Behörden  nicht  den  gleichen  Gegenstand : 
die  Besorgung  bezieht  sich  anf  die  öfTentlichen ,  die  Beanfsichti- 
gang  (betr.  die  Schickltchkeit  n.  a.)  anf  die  privaten  Friedhöfe; 
m.  a.  W. ;  während  die  Öffentlichen  Friedhöfe  von  den  bttrger- 
liehen  Behörden  selbst  zn  besorgen,  zu  verwalten  sind,  sind  die 
privaten  Friedhöfe  von  ihnen  nur  zu  beaufsichtigen. 

C.  Schickliche  Beerdifi:ail^.  „Sie  (die  bürgerlichen  Be- 
liCrden)  haben  dafllr  zu  sorgen,  dafs  jeder  Verstorbene  schicklich 
beerdigt  werden  kann"  (Satz  2). 

1.  Beerdigung.  Darunter  ist  nicht  nur  die  Eingrabung 
der  Leiche  in  die  Erde,  die  eigentliche  Beerdigung ,  zu  ver- 
stehen, sondern  auch  andere  Arten  der  Bestattung,  speziell 
die  Verbrennang,  so  dafs  auch  diese  nach  Satz  2  gestattet  ist; 
aber  auch  fttr  sie  gilt  das  Gebot  der  Schicklichkeit  (v.  Salis  II, 
"Nr.  733  bezw.  1  Nr.  47).  Andere  Arten  der  Bestattung,  speziell 
also  auch  die  Verbrennung,  waren  danach,  wenn  nicht  prinzipiell, 
so  doch  in  dem  Falle  ausgeschlossen,  dafs  sie  ihrer  ganzen  Art 
nach  unschicklich  erscheinen  würden. 

2.  Schicklich.  Zur  Bestimmung  dessen,  was  schicklich  sei, 
"Wäre  der  ßund  unzweifelhaft  berechtigt,  ein  Gesetz  zn  erlassen.  Er 
hat  jedenfalls  das  Becht  der  Überwachung,  dafs  die  Schicklichkeit 
bei  Beerdigungen  nicht  verletzt  werde,  ist  also  zu  Verfügungen 
im  einzelnen  Falle,  um  Unschicklichkeiten  entgegenzutreten,  be- 
fugt; soweit  er  aber  zu  Verfügungen  berechtigt  ist,  ist  er  auch 
zur  Gesetzgebung  berechtigt,  zur  Aufstellung  von  Regeln,  nach 
denen  er  sein  VerfUgungsrecht  ausübt  bezw.  nach  denen  verfahren 
werden  soll,  um  seinem  VerfUgungs recht  zu  entgehen  (vgl.  oben 
zn  Art.  3).  Von  einem  Gesetz  aber  hat  der  Bundesrat  abgesehen 
nnd  statt  dessen  ein  Programm  mit  folgenden  Grundsätzen 
aufgestellt  (vgl.  v.  Salis  U,  Nr.  732).  a)  Einerseitü  ist  verlangt, 
also  als  Gebot  aufgestellt:  es  soll  der  Seihen  folge  nach 
beerdigt  werden;  weder  Stand  noch  Konfession,  noch  Todesart 
(Selbstmörder),  noch  andere  Umstände  berechtigen  au  AuHnahmen 
im  Sinne  der  Zurtlcksetzung.  Auch  Zeit  und  Art  der  Be- 
stattung sollen  nicht  verletzend  sein :  weder  soll  zu  ungewöhn- 
licher Zeit  (Nachtzeit),  noch  in  anderer  als  der  ordentlichen  Weise 
(Einscharrung)  beerdigt  werden.  —  b)  Andererseits  ist  gestattet, 
als  Lizenz  gewährt:  Juden  an  Orten,  wo  sie  zahlreich  sind, 
die  Anlegung  eigener  Friedhöfe  zu  bewilligeu  und  in  einer 
paritätischen  Gemeinde  die  Teilung   des  Friedhofes   nach 
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EonfeBsioaen  vorzunehmen,  vfibrend  eine  Trennung  der  Schulen 
nach  IConfeaaionen  von  Bandes  wegen  verwehrt  wird  (vgl.  oben 
zu  Art.  27,  Licbtensteiner  SchulrehurB).  —  c)  Orabg;eI  ante. 
Nach  der  Bundespraxis  gilt  es  auch  für  schicklich  im  Sinne  von 
Art,  5S,  Abs.  2,  da(a  jedem  Veratoibenen  ina  Grab  gelHntet  werde, 
und  die  Ablehnung  bezv.  Unterlassung  dea  GrabgelSutes  für  un- 
Bchicklich.  Daa  Grabgeläute  ist  alao  ein  Gebot  und  gebeSrt  als 
solches  zu  den  Grnndstttzen  unter  a.  Ea  ist  aber  beraerkeiiewert, 
dafa  dieses  Gebot  keinen  Teil  des  Programma  selbst  v.  J.  1875 
bildet,  Bondern  hinterher  i.  J.  1879  anlKfalicli  eines  apeziellen 
Falles  in  Appenzell  aufgee teilt  worden  ist  (vgl.  v.  Salia  U^ 
Nr.  741),  und  daCs  ea  die  einzige  bundeamafaige  Forderung  betr. 
schickliche  Beerdigung  bildet,  über  die  nicht  hinwegcakommen 
ist.  Die  sog.  Begräbnisskandale  bestehen  zumeist  in  der  Nicht- 
er ftlllung  dieser  Forderung  und  kehren  in  dieser  Art  immer 
wieder.  Das  Gebot  iat  auch  unberechtigt,  aus  zwei  GrUnden. 
1.  Das  Geläute  gehört  zur  Kirche.  Die  Kirche  dient  aller- 
dings auch  bllrgerlichen  Handlungen  (Gemeindeveraammlnugen, 
Gemeindefestes),  und  so  könnte  man  sagen,  solle  aie  auch  fUr 
die  Beerdigung  dienen,  weil  dieae  eine  bürgerliche  Handlung  iat. 
Aber  die  Eheschließung  ist  auch  eine  büigerliche  Handlung  und 
doch  wird  dafUr  kein  GelKute  verlangt,  ao  sehr  dasselbe  für  die 
kirchliche  Einsegnung  üblich  ist.  Die  Kirche  und  mit  ihr  daa 
GelBute  steht  eben  ohne  weiteres  sur  dem  Volk  der  Gemeinde  im 
ganzen  zur  Yerfllgung,  fllr  den  einzelneu  dagegen  nnr,  soweit  er 
Angehöriger  der  betr.  Religion sgeuosaeuachaft  iat  oder  war,  fUr 
welche  die  Kirche  errichtet  wurde.  Aus  diesem  Grunde  hat  jeden- 
falta  ein  Andersgläubiger  keinen  Anapruch  auf  ein  konfeasiooelles 
Grabgelftute.  2.  Der  Bund  bat  aber  auf  anderen  Gebieten  des  Be- 
atattungsweseua  aufaer  auf  den  Begräbnispl ätzen  selbst  zufolge 
Art.  53,  Abs.  2,  überhaupt  nichta  zu  auchen.  Wenn  nur  der 
Begrab» ispl atz  verbürgerlicht  und  das  Begr&bnia  schicklich  ist,  so 
sind  die  Forderungen  dea  Art  53,  Aba.  2,  durchaus  erfUlJt.  Das 
Grabgeläute  gehört  aber  trotz  dea  Ausdruckes  gar  nicht  zur  Be- 
erdigung, zum  Begräbnis  selbst,  sondern  zum  Begängnis,  zur 
Überführung  der  Leiche  vom  Totenhans  auf  den  Friedhof,  und 
auf  dieae  Übernihrung  zurflck  erstrecken  sich  die  Bundesvor- 
Schriften  (aufser  betr.  Epidemiepolizei)  keinenfalla.  Ea  iat  alao 
in  jedem  Falle  diese  Forderung  dea  GrabgelKutea  abzuweiaen. 
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Artlbel  S4. 

Das  Recht  zur  Ehe  steht  anter  dem  Sctantse  des  Bundes. 

Dieses  Kecht  du-T  weder  aus  klrchllcheii  oder  Skonomlschen 
Bflckslcbten,  noch  wegen  bisherigen  Terhalteng  oder  rds  andern 
polizeilichen  QrBnden  beschränkt  werden. 

Die  in  einem  Kantone  oder  Im  Anslande  nach  der  dort  gelten- 
den 6eset£gebuig  abgescUossene  Ehe  soll  Im  Oeblete  der  Eidgenossen- 
Bohaft  als  Ehe  anerkannt  werden. 

Dnrch  den  Abschlnfs  der  Ehe  erwirbt  die  Fran  da«  Helmat- 
reoht  des  Mannes. 

Dnrch  die  nachfolgende  Ehe  der  Eltern  werden  Torehellch  ge- 
borene Elnder  derselben  legitimiert. 

Jede  Erhebni^  Ton  Bra&telnziigsgeb Uhren  oder  andern  Um- 
liehen  Abgaben  Ist  anznUsslg. 


Über  das  VerbKltnis  dieses  Artikels  znm  vorigen  vgl.  den 
letzteren  Artikel. 

I.  Der  Artikel  Im  ganzen,  seine  Znsammensetznng  und 
das  Verhlltnis  der  vier  Absätze  zueinander.  A  b  s.  1  statuiert  das 
Prinzip:  die  Ehe  wird  vom  Bnndesrecbt  zum  Gegenstand  eines 
Freiheitsrecbtes  erhoben,  das  einerseits  von  bisherigen  kantonalen 
BescbrAnkungen  frei  und  andererseits  mit  den  das  Institut  der 
Ehe  eicbernden  Wirkungen  ausgestattet  ist.  Darauf  bezieben 
sieb  die  fnlgendea  Absfitze  des  Artikels:  Abs.  2  statuiert  die 
ausgescblossenen  Beschrtlnknngen  und  die  Abs.  3 — 6  die  sichern- 
den Wirkungen. 

II.  Die  ansgescblosseuen  Bflsehränkungeil.    Ee  sind 


1.  BescbriLnknng  ans  kircblicben  Bücksicbten,  d.  b.  ans 
Racksichten  des  staatlichen  fi«cbtes  auf  kireblicbe,  von  der 
Kirche  um  der  Religioa  willen  aufgestellte  Satzungen,  nament- 
licb  Rücksicbten  auf  das  kanonische  Recht  mit  seinen  Verboten 
einer  gemischten  Ehe,  der  Priesterehe  uew.  Die  Beseitigung 
dieser  Art  Rücksichten  speziell  verbindet  den  Art.  54  auch  inner- 
lich mit  Art.  53,  weil  er  iosofern  wie  dieser  die  Verbürgerlichung, 
die  Befreiung  von  kirchlicher  Herrschaft  und  Beeinäussnug  be- 
zweckt (vgl.  oben  S.  391);  im  Übrigen  ist  er  mit  Art.  53  nur 
Säuerlich  verbunden,  dadnrcb.  dafs  sie  im  Gegenstnad  zusammen- 
treffen:  Art.   53   betrifft  u.   a.   auch   die   Ehe,   aber   nach  ihrer 
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formellen  Seite,  während  Art.  51  das  materielle  Eherecht  des 
Bandes  entbslt. 

2.  BeecIirtLnktiTig  aus  Ckonomischen  RUcksicfaten.  d.  h. 
die  Beschränkung  der  Ehe  fOr  die  Armen,  am  der  Annnt 
willen  —  eine  Beschränkung,  die  schon  nach  Art.  4  der 
früheren  wie  der  heutigen  Bundes  Verfassung  betr.  die  Kechts- 
gleicbheit  zweifelhaft  erachieu,  weit  die  Armut  nicht  als  eloe 
rechtlich  so  erhebliche  Tatsache  gelten  kann,  um  in  dieser  Be- 
ziehung wie  sonst  eine  Zurttcksetzimg  der  Armen  zu  rechtfertigen 
(vgl.  auch  B.B.  1870,  IT,  686,  die  Botschaft  zum  1.  Entwurf  der 
Bnndesre  Vision). 

8.  Die  Beschränkung  , wegen  bisherigen  Verhaltens 
öder  aus  anderen  polizeilichen  Gründen".  „Polizei- 
liche" Gründe  sind  Gründe  der  polizeilichen,  d.  h.  der  auf 
zweckmäfsige  Einrichtung  des  Staates  gerichteten  Ordnung  — 
im  Gegensatz  zu  kriminellen,  im  Strafgesetzbuch  anfgestelUen 
Tatbeständen,  welche  der  notwendigen  Grundlage  aller  Staats- 
bildung zuwiderlaufen.  Weil  das  „bisherige  Verhalten"  zu  den 
polizeilichen  Gründen  gestellt  wird ,  gilt  es  also  als  unzulässige 
Beschränknug  der  Ehe  auch  nur,  soweit  ea  hlofs  polizeiwidrig 
ist  —  während  verbrecherisches  Verhalten  einen  verfassungsmälsig 
zulässigen  Grund  der  Beschränkung  bilden  würde,  wie  speziell 
der  Ehebmch,  so  dafs  das  ehebrecherische  Verhältnis  zum  Ebe- 
hindemngsgrund  zwischen  den  Ehebrechern  gemacht  werden 
könnte,  was  jedoch  im  Bundesgesetz  betr.  Zivilstand  und  Ehe 
nicht  geschehen  ist.  Die  Unterlassnng  der  Aufstellung  dieser  Tat- 
sache als  Ehehindernis  ist  nicht  verfassungswidrig,  wie  das  Fallen- 
lassen einer  Ehebeschränkung,  welcher  Art  immer,  es  überhaupt 
nicht  ist  (nur  die  Aufstellung  von  Beschränkungen  nnd  auch 
nnr  von  gewissen ,  eben  blob  polizeilichen  Beschritnkungen  ist 
verfassungswidrig)  —  die  Aufstellung  des  Ehebruches  als  Ehe- 
hindernis würde  aber  verfassungsmSfsig  erlaubt  gewesen  sein  und 
wohl  auch  der  Anachanung  der  öffentlichen  Meinung  entsprochen 
haben. 

III.  Die  sichernden  Wlrkangea,  Abs.  3—6.  Sie  be- 
stehen teils  in  der  Anerkennung  der  heimatrechtlichen  Folgen, 
teils  in  der  Befreiung  von  Abgaben.  —  Die  erstere  Seite  hat 
schon  in  früheren  Perioden  des  Bundes  ihre  Berücksichtigung  ge- 
funden. Im  allerersten  Konkordat  betr.  die  Heiraten,  im  Kon- 
kordatwegen des  Heimatsrechtes  der  in  einen  anderen 
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Kantou  einheiratenden  Schweizerin,  v.  8.  VII.  1808, 
beBtÄtigt  d.  9.  VII.  1818  (Snell  I,  216),  war  bestimmt,  dafs  eine 
noch  den  Landesgeaetzen  geschlossene  and  eingesegnete  Ehe  die 
Frau  zur  Ängetörigen  desjenigen  Kantons  mache,  in  welchem  der 
Hann  das  Heimatsrecfat  besitze.  Auch  entbielt  das  erste  Konkordat 
betr.  paritHtiBche  Ehen,  v.  11.  VI.  1812/7.  VTI.  1819  {vgl. 
oben  S.  392)  den  Nachsatz,  dals  solche  Ehen  auch  nicht  mit  dem 
Verlnetn  des  Bfli^er-  und  Heimatsrechts  bestraft  werden  durften. 
Sodann  schlofs  das  Konkordat  betr.  Folgen  der  von 
seh  weizeri  sehen  Angehörigen  mit  Umgehnug  obrig- 
keitlicher Verordnungen  ihrer  Heimat  im  Auslande 
geschlossenen  Ehen,  v.  11.  VII.  1829  (Snell  I,  228),  als 
solche  Folge  den  Verlust  des  Land-  nnd  Heimatsrechtes  aus. 
Nicht  weniger  garantierte  das  Bnndesgesetz  betr..  die  ge- 
mischten Ehen,  T.  S.  XII.  1860  (oben  8.  393),  die  ordentliche 
Wirkung  einer  Ehe  auf  das  Heimatsrecht  von  Frau  und  Kindern 
durch  die  allgemeine  Bestimmung  des  Art.  7:  ^I^'^  Eingehung 
einer  gemischten  Ehe  darf  weder  für  die  Ehegatten,  noch  fUr  die 
Kinder,  noch  für  wen  immer  Rechtsnachteile  irgend  welcher  Art 
zur  Folge  haben." 

Im  einzelneu  sind  die  durch  Abs.  3 — 6  des  Art.  54  fest- 
gesetzten Wirkungen    zugunsten    des   Hechtes    zur   Ehe    folgende. 

1,  Geltung  einer  anderwärts  abgeschloBseaen 
Ehe  im  Gebiete  der  Eidgenossenschaft,  Abs.  3  —  also 
Gültigkeit  einer  Ehe,  auch  wenn  in  einem  anderen  Kanton  oder  im 
Ausland,  wenn  nur  nach  der  dort  geltenden  Gesetzgebung,  ab' 
geschlossen.  Betr.  die  in  einem  anderen  Kanton  abgeschlossene 
Ehe :  gerade  in  dieser  Beziehung  zeigt  es  sich,  dals  bei  Aufstellung 
des  Art.  54  an  ein  Bnndesgesetz  betr.  die  Ehe  nicht  gedacht  war, 
weil  vorausgesetzt  ist,  dafs  die  Ehe  nach  der  Gesetzgebung  der  Kan- 
tone abgeschlossen  werde.  Das  ist  nun  seit  dem  Bundesgesetz  betr. 
Zivilstand  and  Ehe  nicht  mehr  der  Fall,  d.  h.  die  Ehen  werden  nicht 
mehr  nach  kantonalem,  sondern  nach  Bundesgesetz  abgeschlossen, 
so  dafs  ihre  Geltung  ftlr  die  ganze  Schweiz  selbstverständlich  ist, 
nnd  daher  ist  Abs.  3  insofern  gegenstandslos,  —  Aber  auch  die 
im  Ausland  abgeschlossene  Ehe  soll  in  der  Schweiz  anerkannt 
werden ,  wenn  sie  nach  der  dort  geltenden  Gesetzgebung  ab- 
geschlossen ist.  Dieser  Satz  behält  seine  Wirkung  nach  wie  vor. 
Die  Bedingung,  die  also  nur  ftlr  ihn  gilt,  betrifft  nicht  nur 
die  Form  der  Ehe,   sondern   auch   die   materiellen  Erforderniese 
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der  Ehe,  so  dat»  ein«  im  Aoeland  abgeschlosseue  Ehe,  ireon 
sie  den  dorti^n  Erfordernissen  entspricht,  in  der  Schweiz  an- 
erkannt werden  mufs,  stich  wenn  sie  den  inländischen  Erforder- 
nissen nicht  genügt  oder  widerspricht. 

2.  Eintritt  der  Ehefrau  in  das  Bürgerrecht  des 
Mannes  durch  den  ÄbBchlufa  der  Ehe,  Abs.  4. 

3.  Legitimation  vorehelicher  Kinder  der  Eltern 
dnrch  die  nachfolgende.  Ehe,  Abs.  5. 

i,  Aasscblafs  von  Branteinzugsgebtlhren  and 
anderen  ähnlichen  Abgaben,  Abs.  6.  „Braute inzugsgeb Uhren"  sind 
Gebuhren,  die  von  einer  in  eine  fremde  Gemeinde  einheiratenden 
weiblichen  Person  mit  Rücksicht  auf  die  Einheiratung  in  die 
Gemeinde  erhoben  wurden.  Und  unter  „anderen  ähnlichen"  Ab- 
gaben sind  sonstige  in  einem  solchen  Fall  nm  der  Einheiratung 
willen  vorgesehene  Abgaben  zu  verstehen,  namentlich  die  Kantion, 
wie  sie  frllher  vielfach  zur  Deckung  der  Heimatsgemeinde  des 
Ehemannes  fUr  den  Verarm nngsf&ll  der  Familie  erhoben  wurde.  — 
Diese  Gebuhren  und  Abgaben  bildeten  nicht  immer  eine  Be- 
schränkung der  Eheschi iefsnng  selbst,  sondern  unter  Umständen 
nur  eine  nachfolgende  Erschwerung;  der  Ausschtufs  derselben 
gehtfrt  also  nicht  sowohl  zu  den  ausgeschlossenen  Beschränkungen 
(n),  sondern  zu  den  sichernden  Wirkungen  (III) ;  er  sichert  insofern, 
so  wie  die  Ehe  selbst,  die  Ehefrau  und  die  Kinder  durch  die 
vorigen  Absätze  in  ihren  Rechten  gesichert  werden  —  die  Ehe- 
gatten vor  Skonomischen ,  um  der  Eheschi tefsung  willen  auf- 
erlegten Beschwerungen. 

Artikel  M. 

Die  Prersfrelhelt  Ist  gewährleistet. 

Über  den  Htrsbraach  derselben  trifft  die  Kantonal;esetsg%boitf 
die  erforderlichen  Bestimmungen,  welche  Jedoch  der  Qenehmigvmir 
des  Bundesrates  bedttrren. 

Dem  Bunde  steht  das  Becht  zu,  Straf bestinminngen  gtgtm  den 
Mlftbranch  der  Presse  zn  erlassen,  der  ge^n  die  Eld^nossenichafl 
nnd  ihre  Behfirden  gerichtet  Ist, 

Literatur;  Huber,  Zum  Begriff  der  Prefsfreiheit  nach  Schweiz. 
Recht,  1895;  Paccaud,  Du  regime  de  la  Presse,  1887;  Schmid,  Die 
strafrechtliche  Verantwortlichkeit  fBr  Prefs vergehen,  1894;  Wett8tei4 
Die  Tagespresse  in  unserer  Kultur,  190B,  und  Über  das  Verhältnifa 
zwischen  Staat  and  Presse,  1904. 
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I.  Der  Artikel  Im  g&nzen.  Abs.  1  statuiert  den  Graad- 
eatz  der  Prefafreihett.  Abs.  2  und  3  statnieren  das  Recht  nnd 
hezw.  die  Pflicht  der  Gesetzgebang ,  gegen  den  Mi fs brauch 
dieser  Freiheit  Bestintmungen  zn  treffen,  und  zwar  statuiert 
Abs.  2.  dieses  Becht  als  Recht  der  kantonalen  Gesetzgebung 
mit  Bezug  auf  diesen  Mifsbrauch  im  allgemeinen  bezw.  im  Qbrigen, 
Abs.  3  dagegen:  als  Recht  des  Bundes  mit  Bezug  speziell  auf 
den  Mifsbrauch  gegen  die  Eidgenoseenschaft  und    ihre  Behörden. 

II.  Abs.  1  speziell,  betr.  den  Grundsatz  der  Prefsfreiheit. 
1.    Abs.  1  ist  durch  Abs,  2  und  3  zu  interpretieren,    d.  h. : 

die  Prefsfreiheit  ist  nicht  unbeschränkt  garantiert,  sondern  nur 
so  weit,  als  von  ihr  kein  Mifsbraach  gemacht  wird.  Das  Becht 
selbst  also  zu  Prerserzengnisset)  ist  nnbeschrtlnkt ;  hingegen  kann 
die  Ausübung  dieses  Rechtes  so  weit  beschifinkt  werden,  um  einer 
mifsbrftuchlichen  Ansflbung  des  Rechtes  entgegenzutreten.  Es  ist 
also  zwischen  Mafsnahmen  gegen  das  Recht  und  gegen  die  Aus- 
übung der  Prefsfreiheit  zu  unterscheiden  in  folgender  Weise. 

2  Mafsnahmen  gegen  das  Becht  der  Prefsfreiheit, 
Solche  sind  unbedingt  unzulässig.  Als  solche  kommen  in  Betracht: 
Eonzession,  Kantion,  Zensur  —  alles  Mittel  des  sog.  Prohibitir- 
oder  Präven  tivBjstems,  d.  h.  desjenigen  Sj'stems  der  Prefs- 
gesetzgebung,  das  rechtswidrige  oder  sicherheitegef^rliche  Hand- 
lungen der  Presse  von  vornherein  zu  verhindern  bezweckt.  Alle 
diese  Mafsnahmen  betreffen  das  Recht  der  Presse  selbst,  nicht 
blofs  die  Art  nnd  Weise  der  AnsUbung,  nnd  sind  eben  darum  mit 
der  Prefsfreiheit  unverträglich.  Von  Konzession  und  Kaution 
versteht  sich  das  von  selbst:  es  sind  Bedingungen,  ohne  welche 
das  betreffende  Recht  von  vornherein  nicht  ausgeübt  werden  darf. 
Sie  kommen  bei  Handel  nnd  Gewerbe  vielfach  vor,  ohne  die 
Handels-  und  Gewerbe  Freiheit  zu  verletzen;  sie  sind  aber  hier 
als  polizeiliche  Verfolgungen  ausdrücklich  vorbehalten  (vgl.  oben 
8.281).  Ein  solcher  Vorbehalt  besteht  bei  derPrefs- 
freiheit  nicht;  daher  sind  solche,  das  Recht  der 
Ausübung  selbst  betreffende  Mafsnahmen  aus- 
geschlossen. Betr.  die  Kaution  speziell  ist  eine  selbst  nocb 
so  mfifsige  Kaution  unzulässig,  weil  sie  das  Becht  selbst,  nicht 
blofs  die  Art  und  Weise  der  AtisQbnng  betrifft,  und  war  daher 
die  gegenteilige  Entscheidung  der  Bundesversammlung  v.  11. /17. 
XII.  1860  prinzipiell  unrichtig  (vgl.  B.B.  1861,  I,  25,  Note).  — 
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Aber  auch  die  Zensur,  d.  h,  die  fbr  die  Verbreitnng  von  Prefs- 
erzeuguissen  zur  Bedingung  gemachte  vorherige  obrigkeitliche 
Prllfung  und  Bewilligung,  betrifft  das  Becbt  der  Presse,  nicht 
blofs  die  ÄusUb&ng.  Zwar  wird  dnrcb  die  Zensur  nicht  die 
prefsmäfsige  Herstellung  gehindert,  sondern  die  Verbreitung. 
Aber  das  Recht  anf  Prefsf reiheit  bedingt  nicht  nur 
das  Recht  der  Herstellung,  sondern  auch  der  Ver- 
breitung des  Erzeugnisses.  Wird  also  die  Verbreitung 
von  einer  Bedingung  abhängig  gemacht,  und  darin  besteht  die 
Zensur,  so  ist  das  Recht  der  Presse  nicht  weniger  getroffen  als 
dann,  weun,  wie  bei  Eonzession  und  ig^ution,  die  Herstellung 
des  Erzeugnisses  selbst  von  einer  Bedingung  abhängig  ge- 
macht ist. 

3.  Mafsiiahmen  gegen  die  Ausübung  der  PreCs- 
freiheit  bezw.  gegen  die  Art  und  Weise  dieser  Ausübung.  Solche 
dagegen  sind  znl&ssig,  aber  nur  bedingt,  insoweit  nXmlich,  als 
sie  einer  mirsbrSuchlichen  Austlbung  entgegentreten.  Mifs- 
brSuchlich  ist  die  Ansttbung  dann,  wenn  sie  die  allgemeine 
Rechtsordnung  verletzt,  speziell  wenn  sie  mit  dem  Strafgesetzbuch 
in  Konflikt  gerfit  —  aber  sie  ist  nur  in  diesem  Falle  miTsbi'&uchlich ; 
m.  a.  W.:  eine  besondere  Ordnung,  welche  die  Presse  speziell  zu 
beobachten  hätte,  darf  nicht  aufgestellt  werden;  z.  B.  dürfte  ihr 
nicht  vorgeschrieben  werden,  sie  habe  nicht  gegen  die  Landes- 
religion oder  die  Regierangspolitik  zu  agitieren.  —  Entgegen- 
getreten aber  wird  dem  Hifehraucb  vor  allem  und  hanptsKchlich 
durch  Repression,  und  das  wieder  hauptsächlich  durch  straf- 
rechtliche Repression  bezw.  durch  Verfolgung  von  Verbrechen 
und  Vergeben  der  Presse,  aber  auch  durch  polizeiliche  Repression. 
Zu  letzterer  gehOrt  der  Berichtigungszwang,  d.  h.  die 
polizeiliche,  unter  Potizeistrafe  gestellte  Verpflichtung  zur  Be- 
richtigung von  Tatsachen  bezw.  zur  Aufnahme  einer  bezüglichen 
Bericbtignog  auf  dem  gleichen  Wege  der  Fresse  (durch  die 
Zeitung,  welche  die  Tatsache  vorgebracht  hat)  —  immerhin  nur 
betr.  Tatsachen;  Urteile  unterliegen  dem  Berichtigungs- 
zwange nicht,  sonst  wUrde  das  Recht  der  Presse  seibat  be- 
einträchtigt. —  Entgegengetreten  wird  dem  Mifsbrauch  aber  auch 
durch  gewisse  Präventivmafsregeln,  namentlich  solche, 
welche  die  Repression,  insbesondere  die  Verfolgung  von  Prefs- 
vergeben,  sichern,  wie  die  Pflicht  der  Zeichnung  periodischer 
Druckschriften  durch    einen  verantwortlichen  Redakteiir.     Solche 
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PrHventivmaTBn ahmen  betreffen,  im  Gegensatz  zu  Konzession, 
Kaution  and  Zensur,  keineswegs  dos  Recht  der  Prefsfreiheit  — 
dieses  Recht  ist  dadurch  in  keiner  Weise  beschränkt  —  sondern 
nur  die  Art  und  Weise  der  AnsUbnng  und  sind  datam  eben  und 
inHOweit  zulBssig. 

in.  Abs.  2,  wonach  die  Kantonsgesetzgebung  Über 
den  Mifsbrauch  die  erforderlichen  Bestimmungen  trifft,  welche 
jedoch  derGeaehmignugdes  Bandesrates  bedttrfen.  —  1.  „Trifft". 
Damit  ist  der  Ejintonsgesetzgebung  nicht  nur  äas  Recht  vor- 
behalten, sondern  znr  Pflicht  gemacht,  solche  Bestimmungen  zu 
treffen;  m.  a.  W.  die  Indikativfonn  hat  hier  wie  sonst  bei 
Kompetenzbestimmungen  die  Bedeutung  des  Imperativs.  Dieser 
Pflicht  wird  durch  die  Kantonsgesetzg^bung  gentigt,  nicht  nur 
durch  Erlafs  eines  speziellen  Prefsgesetzes ,  sondern  auch  durch 
Aufstellung  allgemeiner,  namentlich  strafrechtlicher  Grundsfitze 
bezw.  durch  den  Erlafs  des  Strafgesetzbuches.  Immerhin  mUssen 
diese  Strafandrohungen  nach  Umfang  und  Inhalt  genttgend  sein, 
um  dem  Mifsbrauch  der  Presse  in  jeder  Beziehung  und  wirksam 
entgegenzutreten.  —  2.  „Genehmigung"  des  Bundesrates, 
Gegenstand  und  Wirkung.  Gegenstand  der  Genehmigung  sind 
alle  Bestimmungen,  welche  die  Presse  speziell  betreffen,  nicht 
nur  die  besonderen  Prefsgesetze ,  sondern  auch  auf  die  Presse 
speziell  bezügliche  Bestimmungen  des  allgemeinen  Strafgesetz- 
buches —  nicht  dagegen  allgemeine  strafrechtliche  Grundsätze, 
auch  soweit  sie  unter  Umstanden  auf  die  Presse  anwendbar  er- 
scheinen, wie  z,  B.  die  Bestimmungen  betr.  Anstiftung  (vgl. 
B.E.  XV,  53).  Betr.  die  Wirkung:  das  Requisit  der  bandes- 
mKfsigen  Genehmigung,  wo  immer  es  in  der  Bundesverfassung 
aufgestellt  ist,  hat  nicht  die  Bedentnug,  dafs  der  betreffende 
Rechtsakt  ohne  die  Genehmigung  nicht  gUltig  oder  wenigstens 
nicht  Tollziehbar  sei  (vgl.  oben  zu  Art.  6);  so  auch  hier  nicht: 
der  Umstand,  dafs  für  ein  Prefsgesetz  die  Genehmigung  des 
Bundesrates  nicht  eingeholt  worden  ist,  hat  die  Ungültigkeit  und 
Unwirksamkeit  des  Gesetzes  nicht  zur  Folge  (1.  c). 

IT.  Abs.  3>  Einzig  mit  Bezug  auf  den  Mifsbranch  der 
Presse,  der  gegen  die  Eidgenossenschaft  und  ihre  Behtfrden  ge- 
richtet ist,  steht  die  Strafgesetzgebnng  dem  Bunde  za;  das  ist 
der  Inhalt  des  Absatzes.  Bezügliche  Bestimmungen  sind  im 
Bundesstrafrecht  der  schweizerischen  Eidgenossen- 
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Schaft,  V.  4.  II.  1853  (B.G.  3/404)  enthalten.  In  Betracht 
kommen:  als  allgemeine  Bestimmungen,  die  namentlich  anch  auf 
die  Fresse  Anweudnng  finden  kOunen :  vom  II.,  speziellen  Abschnitt, 
Tit.  1 ,  Verbrechen  gegen  die  fiufsere  Sicherheit  nnd  Kahe  der 
Eidgenossenschaft,  Tit.  2,  Verbrechen  gegen  fremde  Staaten,  ttikl 
Tit.  3,  Verbrechen  gegen  die  TerfaasungsmBXsige  Ordnung  nnd 
die  innere  Sicherheit.  Unter  Tit.  2  befindet  sich  der  ArL  42,  der 
zum  Silvestrelli- Handel  Anlals  gegeben  hat  —  vgl.  B.B. 
1902,  II,  96&  —  und  der  nun  doch  durch  eine  Silvestrelli -Novelle, 
Art.  48ter,  ei^Suzt  werden  soll:  B.B.  1902,  V,  837,  bezw.  nun 
Art  48''",  nachdem  der  vorausgegangene  ursprüngliche  Art.  48'>'", 
betr.  Verbot  der  Aufreizung  gegen  die  militfirische  Dienstpfiicht, 
der  sog.  Manlkratten- Artikel,  vom  Volk  am  25.  X.  1903 
bereite  verworfen  worden  ist  {vgl.  B.B.  1901,  IV,  1170;  1902,  V, 
935;  1903,  II,  1046,  m,  76)  —  ein  schlechtes  Omen  fUr  den 
Silvestrelli- Artikel.  —  Als  spezieller  Titel  über  Preb' 
vergehen  kommt  vom  genannten  Bundesgesetz  in  Betracht:  Tit.  7, 
Von  den  Verbrechen,  welche  mittelst  der  Drnckerpresse  oder  auf 
Ähnliche  Weise  verübt  werden.   — 

Bett.  Art.  55  bezw,  die  Prefsfreiheit  vgl.  anch  mein  Bundes- 
fitaatsrecht,  S.  210  ff.,  und  meine  Politik,  S.  123  ff. 

Artikel  56. 

Die  Bürger  haben  das  Becht,  Tereine  zu  bUden,  aofem  solch» 
weder  In  Ihrem  Zweck,  noch  in  den  dafBr  bestimmten  Kitteln  rechts- 
iTidr%  oder  staatsgef&hrllch  sind.  Über  den  HifSbrancb  dieses 
Kechtes  trifft  die  Eantonal^esetz^ebun^  die  erforderlichen  Be- 
stlmmnngren.  

Der  Artikel  im  ganzen  zerfallt  in  zwei  Sätze  mit  folgendem 
Inhalt:  der  erste  Satz  enthält  die  Garantie  des  sog.  Vereins- 
rechtes oder  der  V e rein sf reihe it,  und  der  zweite  Satz  einen  Vorbehalt 
zugunsten  des  kantonalen  Gesetzgebnngsrechtes  mit 
Bezug  auf  die  Vereinsfreiheit. 

I.   Die  VereiuBgarantie  des  Bundes. 

A.  Als  Subjekt  des  Vereinsrechtes  sind  anerkannt  die  Bflrger, 
d.  h.  die  Schweizerbtlrger.  Also  nur  die  Bürger,  so  dafs 
die  Ausländer  davon  ausgeschlossen  erscheinen,  soweit  ihnen 
nicht  die  Verträge,  Niederlassungsvertrfige,  dieses  Recht  vermitteln, 
und  das  ist  nicht  der  Fall;    der  Vertrag  enthält   nur  Rechte  mit 
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Bezog  anf  den  einselnen,  nic^t  für  Vereine,  nnd  keineDfalls  Rechte, 
die  politische  Bedeattmg  gewinnen  kßnnen,  wie  das  Vereinsrecht. 
Die  Kantone  kOnnen  in  dieser  Beziehnng,  wie  sonst  mit  Bezng 
anf  VerfassnngBgarantien,  weitergehen  nnd  das  Tereinsrecht  auch 
Ausländem  gewSfaren.  Ob  das  aber  schon  der  Fall  ist,  wenn 
sich  eine  bezügliche  kantonale  Verfassnngsgarantie  nicht  ans- 
drUcklich  auf  SchweizerbUrger  beschränkt?  —  Ob  überhaupt  Ver- 
fassuDgsgarantien ,  wenn  sie  nicht  ausdrücklich  auf  die  Bürger 
beschränkt  sind,  ohne  weiteres  anch  für  Ausländer  gelten?  Das 
ist  die  Frage,  die  das  Bandesgericht  speziell  mit  Bezug  auf  das 
Vereins-  nnd  Versammlungsrecht  der  Ausländer 
bejaht  bat,  mit  der  Begründung,  dafs  ohne  weiteres  nur  die 
Eechtssätze  betr.  die  politischen  Rechte  nicht  aaf  Aasländer 
Anwendung  finden,  dafs  aber  im  übrigen  Verfassung  und  Gesetze 
im  Zweifel  für  das  ganze  Territorium  und  für  die  darauf  an- 
sässige Bevölkerung  gelten,  ohne  Unterschied,  ob  Inländer  oder 
Ausländer  —  immerhin  also  nur  tUr  die  ansässige  Bevölkerung 
bezw.  für  die  niedergelasuenen  Aasländer  (B.E.  VII,  513/514). 
Dieser  Entscheid  ist  unrichtig,  nnd  seine  Begründung  unterliegt 
folgender  Kritik.  Zwar  gelten  Verfassung  nnd  Gesetze  für  das 
ganze  Territorium,  ja,  aber  nur  in  der  Meinung,  dafs  alle  anf 
diesem  Territorium  befindlichen  Personen  dem  Staat  bezw.  den 
Staatsgesetzen  zu  gehorchen  haben,  also  speziell  insoweit  diese 
Gesetze  der  Bevölkerung  Vorschriften  machen,  ihr  Pflichten  auf- 
erlegen ,  wie  namentlich  die  Polizeigesetze  —  das  ist  der  Sinn 
der  sog.  Territorialboheit.  Übrigens  gilt  die  Territorial  hobelt, 
soweit  sie  überhaupt  gilt,  nicht  nur  für  ansässige,  sondern 
ftit  alle  im  Lande  befindlichen  Personen  bezw.  Ausländer.  Hier 
aber,  bei  den  Fteibei tsrechten,  handelt  es  sich  umgekehrt  darum, 
dafs  die  Individuen  in  so  nnd  so  weit  von  der  staatlichen  Herr- 
schaft frei  seien,  also  um  Rechte  der  Individuen  gegen  den 
3taat,  um  Prärogativen  der  einzelnen  gegen  die  Staatsgewalt,  und 
solche  statuiert  der  Staat  ohne  weiteres  nur  für  seine  Staatsbürger 
(der  Fremde  hat  an  sich  keine  Rechte).  Sie  kommen  also  nur 
den  Nationalen  zu ,  gerade  wie  die  politischen  Rechte  \  es  sind 
auch  Rechte,  Volksrechte,  wie  die  politischen  Rechte,  nur  dafs 
diese  mit  Rücksicht  darauf,  dafs  ihre  Ausübung  eine  bestimmte 
Befähigung  voraussetzt,  auf  einen  kleineren  Kreis  der  Nationalen 
beschränkt  sind. 

AJso  nur  die  Bürger,   die  Schweizerbürger ,   und  zwar  von 
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Btmdfia  wegen  kraft  der  aaedrOcklicbßn  Bestimtnuag  des  Art.  56, 
beeitzen  das  Vereinsrecbt,  aber  alle  Bürger  beaitzeu  es,  nicht 
etwa  blofs  die  Männer,  sondern  an  sich  auch  Frauen  und  Minder- 
jährige, weil  diese  tatsächlichen  Unterschiede  des  Geschlechtes 
und  Alters  in  dieser  Beziehung  von  keiner  Erheblichkeit  erscheinen. 
Art.  56  ist  m.  a.  W.  durch  Art  4  betr.  die  Bechtsgleichheit, 
zu  interpretieren,  Wohl  aber  können  die  Vormund  seh  af tsrechte 
über  Frauen  und  Minderjährige,  sowie  das  Hausrecht  einer  Anstalt 
Über  deren  Insassen  bezw.  Angehörige  einen  Eingriff  in  deren 
Vereinsrecht  rechtfertigen.  In  letzterer  Beziehuug  erhebt  sich 
die  schwierige  Frage  des  Vereinsrechtes  der  Studenten,  das  einer 
besonderen  Abhandlung  bedurfte. 

B,  Objekt  des  Rechtes  sind  die  Vereine,  Das  Vereinsrecht 
bietet  aber  objektiv  verschiedene  Seiten  der  Betrachtung  dar. 

1.  Garantiert  ist  das  Vere  ins  recht,  das  Recht  zu  Vereinen; 
vom  Versammlungsrecht  ist  nicht  die  Rede.  Der  Unter- 
schied zwischen  beiden  Rechten  ist  folgender,  Vereine  sind  frei- 
willige, auf  die  Dauer  berechnete  Verbindungen  mehrerer  Personen 
znr  Verfolgung  eines  gemeinschaftlichen  Zweckes;  Versammlungen 
dagegen:  einmalige  oder  periodische  Znaammenktlnfte  mehrerer 
Personen  zum  Zwecke  der  Erörterung  gemetnfsamer  Angelegen- 
heiten. —  Das  VereiDsrecbt  unterscheidet  sich  danach  vom 
Versammlungsrecht  in  folgender  Weise.  Das  Vereinsrecht  hat 
zum  Gegenstände  die  btShere  Ordnung  der  Vereinigung,  eine  Art 
der  Vereinigung,  die  schon  statutarisch  geregelt  ist  und  daher 
auch  von  Seiten  des  Staates  eher  in  Schranken  gehalten  werden 
kann,  während  die  Versammtungen  in  ihrer  Zusammensetzung 
und  Betätigung  unförmiger  und  weniger  zu  beherrschen  sind.  — 
Das  Vereinarecht  bezw.  die  Verein sfreibeit  ist  also  weit  weniger 
gefährlich  als  die  Versammlungsfreiheit  und  kann  daher  auch 
eher  vom  Staate  gewahrt  werden ;  insofern  ist  es  das  ein- 
fachere, geringere  Recht,  iu  welchem  das  Versammlungsrecht, 
soweit  es  nicht  die  Versammlung  eines  Vereins  selbst  betrifft, 
nicht  ohne  weiteres  enthalten  ist. 

2.  Garantiert  ist  das  Vereinsrecht  als  die  Berechtigung 
znr  Bildung  von  Vereinen,  d.  h.  garantiert  ist  die  Befreiung  vom 
Verbot,  Vereine  zu  bilden,  soweit  dieselben  die  Bedingungen 
der  Vereinsgarantie  erfüllen;  garantiert  ist  also  damit  nicht  die 
Befreiung  vom  allfUligen  Gebot  des  Staates,  Vereine  zu  bilden, 
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d.  h.  TOD  der  staatlichen  Pflicht  der  Vereinsbildung.  Diese 
Pflicht,  ob  Terfassnngsmilfsig  snUssig,  beurteilt  sich  nach  anderen 
Garantien;  wie  namentlich  fUr  die  Bildung  obligatorischer  Berufs- 
genoBsen Schäften  als  wirtschaftlicher,  Handel  und  Gewerbe  be- 
treffender Yerbindungen  die  Handels-  and  Gewerbefreibeit  maXs- 
gehend  ist  (vgl.  oben  zu  Art.  31).  Dieser  Pflicht  der  Vereins- 
bildnng  steht  jedenfalls  das  Vereinsrecht  nicht  entgegeu,  weil  es 
sich  DUr  auf  die  Befreiung  vom  Verbot  von  Vereinen  bezieht. 

3.  Garantiert  ist  aber  mit  dem  Vereinsrecht  nicht  nur  die 
Bildung,  sondern  auch  die  Versammlung  von  Vereinen.  Zwar 
spricht  der  Artikel  nur  von  dem  Rechte,  Vereine  zu  „bilden". 
Aber  schon  die  Bildung  eines  Vereins  bedingt  die  Möglichkeit 
des  Zusammentrittes  der  betrefienden  Personen  zur  Konstituierung 
des  Vereins  und  bedingt  dann  auch  die  Freiheit  der  Vereinigung 
derselben  zu  weiteren  Versammlungen  zwecks  Erfüllung  der  Auf- 
gaben des  Vereins.  Ein  Verein,  der  sich  nicht  versammeln  durfte, 
könnte  sich  also  unter  Umstanden  von  vornherein  nicht  bilden, 
was  schon  dem  Wortlaut  des  Artikels  widerspräche,  und  im 
weiteren  sich  nicht  seinem  Zwecke  gemäfs  betätigen,  so  dafs  er 
so  gut  wie  nicht  bestände,  womit  das  Vereinsrecht  auch  dem  Sinne 
nach  illusorisch  würde.  —  Soweit  also  das  Recht  zur  Bildung 
eines  Vereins  besteht,  ist  auch  das  Recht  zu  Vereins  Versamm- 
lungen gegeben.  Das  letztere  aber  nur  prinzipiell;  bei  den 
Versamminngen,  in  denen  das  Vereinsrecbt  zur  Ausübung  gelangt, 
kommt  es  dann  auf  die  Art  und  Weise  der  Ausübung  an,  darauf, 
dafs  diese  nicht  einen  Mifsbraucb  der  Vereinsfreibeit  involviere, 
welchem  entgegenzutreten  nach  Satz  2  des  Artikels  die  kantonale 
Gesetzgebung  kompetent  ist. 

C.  Die  Bedingnngen  des  Verein  srechtes  sind  ausgedruckt 
in  den  Worten:  „sofern  solche  (d.  h.  Vereine)  weder  in  ihrem 
Zweck,  noch  in  den  dafllr  bestimmten  Mitteln  rechtswidrig  oder 
staatsgeiUhrlich  sind".  Das  alles  war  der  Fall  bei  den  Frei- 
scharen ztt  gen  in  den  Jahren  1844/45,  in  Erinnerung  an 
welche  diese  Bedingungen  dem  Artikel  eingefUgt  worden  sind. 
Der  Artikel  stand  ganz  gleichlautend  schon  in  der  Bundesver- 
fftSBung  von  1848. 

Im  einzelnen  sind  die  Bedingungen  folgende : 

1.    „Weder  rechtswidrig  noch  staatsgefährlich". 

Rechtswidrig  ist,  was  mit  dem  geltenden  objektiven  Recht, 
der  Rechtsordnung  im  weiteren  Sinn  (nicht  blofs  mit  Privat-  und 
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Strafreeht),  im  Widerspruche  steht,  und  zwar  mit  einem 
anderweitigen  Grundsätze  des  geltenden  objektiven  Recfa  Ich 
ala  mit  dem  Grundsätze  der  Vereinsfreiheit  selbst,  der  gerade  in 
diener  Beziehung,  betr.  die  Frage  der  Rechtsiridrigkeit,  seine 
Auslegung  vom  übrigen  Rechte  zu  empfangen  hat.  Von  einem 
solchen  anderweitigen  Grundsätze,  mit  dem  der  Bestand  oder  die 
Tätigkeit  eines  Vereins  im  Widerspruche  steht,  kann  es  sich  aber 
fragen,  ob  er  nicht  seinerseits  rechtswidrig  sei,  d.  h.  mit 
einem  höheren  Grundsätze  im  Widerspruche  stehe,  namentlich  eine 
Gesetzesbestimmung  mit  einem  Verfassungsartikei ,  speziell  mit 
einer  Verfassungsgarantie  anderer  Art;  so  ein  Gewerbevereins- 
verbot  (wie  betr.  Trusts,  Ringe,  Kartelle)  mit  der  Handels-  und 
Gewerbefreiheit.  Dann  ist  aber  das  betr.  Vereinsverbot  nach 
diesem  anderweitigen  Grundsätze,  nicht  nach  der  Vereinsgarautie 
zu  beurteilen,  um  zu  erkennen,  ob  es  rechtswidrig  sei  (v^,  anch 
B.E.  Vni,  254  und  X,  28). 

StaatsgefUhrlich  ist  eine  politische  Eigenschaft,  im 
Gegensatze  zu  rechtswidrig  als  der  dem  Rechte  widersprechenden 
Eigenachftft,  —  StaatsgefUirlich  ist,  was  den  Staat  in  seinem  Be- 
stände, nach  seiner  Hufseren  Sicherheit  oder  nach  seiner  inneren 
Ordnang-hin,  bedroht.  Bei  der  Anwendung  des  Begriffes  auf  Vereine 
ppezielt  kommt  es  nicht  darauf  an,  ob  ein  Verein  staatsfeind- 
lich sei.  Einerseits  kann  ein  Verein  bezw.  eine  Partei  staats- 
feindlich sein,  wie  es  die  Ultramon tauen,  Juden  und  Anarchisten 
sind  (vgl.  meine  Politik  S.  87),  ohne  staatsgefHhrlicb  zu  erscheinen 
mangels  Bufserer  Betätigung  seiner  staatsfeindlichen  Gesinnung, 
oder  weil  selbst  die  Betätigung  einer  solchen  Gesinnnng  keine 
Auflösung  bezw.  Umwälzung  des  Staates  selbst,  sondern  nur  eine 
LoslöBung  von  ihm  bedingt,  wie  es  bei  den  Juden  der  Fall  ist. 
Andererseits  kann  auch  ein  nicht  staatsfeindlicher  Verein  Staats- 
gefährlich  werden  durch  die  Art  seiner  Wirksamkeit,  daun  näm- 
lich, wenn  sie  sich  Über  die  Rücksichten  auf  Xufsere  Sicherheit 
oder  innere  Ordnung  des  Staates  hinwegsetzt.  In  diesem  Falle 
wird  der  betr.  Verein  aber  zumeist  auch  rechtswidrig  sein,  in- 
sofern als  er  damit  unter  strafrechtliche  Bestimmungen  betr. 
Landesverrat  usw.  fällt  und  wäre  es  anch  nur  wegen  Versuches 
durch  bezU  gliche  Vorbereitungshandlungen.  —  Staatsge&brlich 
speziell  waren  die  Freischaren  der  Jahre  1844/45  erechlenen 
und  noch  unter  dem  damaligen  Bundesvertrag  von  1815  von 
Bundes  wegen  verboten  worden  (vgl.  den  Tagsatzungabeschlufe  beti. 
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das  Verbot  der  Freigcharen  v.  20.  in.  1845:  «.  0.  8.  HI,  292), 
nnd  mit  Rücksicht  anf  sie  speziell  ist  auch  die  Vereinsgarantie 
anter  diese  Bedingnng  gextallt  vord«n  (vgl.  oben). 

2.  „Weder  in  ihrem  Zweck  noch  in  den  dafUr 
bestimmten  Mitteln  rechtswidrig  oder  staatsge^hrlich  .  .  ." 
Im  allgemeinen  bedarf  das,  was  anter  Zweck  and  Mitteln  zu  ver- 
stehen ist,  keiner  nMheren  Erklärung.  Hingegen  ist  aasdrUcklich 
darauf  hinzuweisen,  dab  es  betr.  die  Mittel  nicht  darauf  an- 
kommt,  ob  sie  wirklich  gebraucht  werden  sollen  oder  gar  be- 
reits gebraucht  worden  sind,  sondern  dafs  es  genügt,  wenn  als 
Mittel  rechtswidrige  oder  slaatsgeftlhrliche  hestimmt,  d.  b.  ans- 
ersehen,  vorgesehen  sind.  —  Im  speziellen  betr.  die  Bewaff* 
nung  als  Mittel,  so  kommt  es  auf  sie  allein  nicht  an.  a)  Einer- 
seits ktfnnen  auch  bewaffnete  Vereine  zulassig  erscheinen,  wie  die 
Schief  Bverein  e,  deren  Zweck  nicht  rechtswidrig  ist,  sondern 
gewissermafsen  durch  das  Kecht  selbst  verlangt  wird  (MilitXr' 
oi^anisation  Art.  140),  und  deren  Zweck  auch  die  Bewaffnung 
bedingt,  wie  schlierslich  das  ganze  waffenftlhige  Volk  der  Schweiz 
einen  bewaffneten  Verein  darstellt  (vgl.  oben  zv  Art.  18). 
b)  Andererseits  kann  blofse  Agitation  in  Presse  und  Versamm- 
lungen als  rechtswidrig  oder  staatsgefithrlich  erscheinen,  wie  die 
Wirksamkeit  der  Anarebist enkinbs,  die  deshalb  zwar  nicht  unter 
allen  Umständen  za  verbieten,  aber  auch  nicht  unbedingt  zn  ge- 
währen lassen  sind. 

n.   Das  kantonale  Geaetzgebongsrecht  betr.  Vereine. 

„Über  den  Mifsbrauch  dieses  Rechtes  trifit  die  Kantonal- 
gesetzgebnng  die  erforderlichen  Bestimmungen."  Das  ist  der 
Auftrag  des  Bundes  an  die  Kantone.  Es  sind  ganz  die  gleichen 
Worte,  wie  diejenigen,  mit  denen  der  Auftrag  bei  der  Prefs- 
freiheit  eräugen  ist  Die  Kantone  werden  also  hier  wie  dort  zu 
solchen  Bestimmungen  nicht  nur  ermUchtigt,  sondern  verpflichtet 
.(„trifft").  Der  „Mif sbrauch",  gegen  den  die  kantonalen 
Bestimmungen  zu  treffen  sind,  hat  aber,  entsprechend  der  Ver- 
schiedenheit der  Bundesgarantie  selbst,  bei  Prefsfreiheit  und  bei 
Vereinsrecht  eine  verschiedene  Bedeutung,  und  es  fehlt  beim 
Vereinsrecht  auch  die  weitere  Bedingung  der  bundesmafsigen 
Genehmigung  bezüglicher  kantonalen  Bestimmungen.  Über 
diese  beiden  Punkte  ist  daher  noch  näherer  Aufschlufs  nCtig. 

SehollaDbargar,  Sfibwais,  BundMTubtmnK.  27 
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A.  „Hifsbranch".     Die  Prefsfreiheit   ist   dem  Bechta   nach 

unbedin^  garantiert.  Daher  kamt  ein  Hifsbranch  nnr  in  der 
Ausübung  stattfinden,  nnd  mtlssen  sich  Bestiinmaiigen  auf  die 
mifsbräuch  liehe  Ausübung  beBchrSnken.  Anders  beim  Vereins - 
recht.  1.  Das  Vereiusrecht  ist  schon  als  Secht  beding;!,  inao* 
fem  als  Vereine  weder  in  ihrem  Zwecke,  noch  in  den  dafUr  be- 
stimmten Mitteln  rechtswidrig  oder  staatsgeftthrlich  sein  dUrfen. 
Daher  kann  ein  Mifsbrauch  nicht  erst  in  der  AnsHbang  des  Ver- 
einsrechtes bezw.  in  der  Betätigung  eines  Vereins  als  solchen, 
sondern  schon  in  der  Entstehung  hezw.  Bildung  eines  Vereins 
liegen  insofern,  als  er  yon  Tornherein  der  Bedingung  des  Ver- 
einsrechtes  nicht  entspricht,  d.  h.  in  seinem  Zweck  oder  in  seinen 
Mitteln  rechtswidrig  oder  stttatsgeiährlich  ist.  Daher  kOnnen  auch 
die  kantonalen  Bestimmungen  von  vornherein  auf  die  Erfullaog 
dieser  Bedingung,  der  das  Vereiasrecbt  selbst  unterstellt  ist,  sehen 
und  zu  diesem  Zwecke  die  Bildung  eines  Vereins  von  der  be- 
hördlichen Prüfung  nnd  Genehmigung  der  Statuten 
abhangig  machen.  Bei  der  Presse  dürfte  das  nicht  geschehen; 
es  kann  eine  Zeitung  gegründet  werden  ohne  jegliche  behörd- 
liche OenebmiguDg,  weil  das  Becht  der  Presse  unbedingt  und 
nnr  die  AnsUbnng  bedingt  ist.  2.  Im  weiteren  kann  daun  auch 
die  Ausübung  des  Vereinerechtes  so  gut  wie  die  der  Prete- 
freibeit  unter  Bestimmungen  gegen  MiCsbrauch  dieser  Ausübung 
gestellt  werden. 

B.  Der  Maugel  der  bundesmafsigen  (leiiehnignng  beim 
Vereinsrechte.  1.  Der  Grund  der  Weglassung  dieser  Bedingung 
liegt  offenbar  gerade  in  der  beschränkten  Bnndesgarantie  gegen- 
über der  Garantie  der  Prefafreiheit.  Bei  der  Prefsfreiheit  ist 
das  Recht  ohne  jede  Bedingung  garantiert  and  nur  die  Au^ 
Übung  BeschrHnknngen  auterworfen ;  es  ist  daher  von  Bundes 
wegen  bei  der  Frefsfreiheit  zu  beachten,  dafs  die  kantonalen  Be- 
schränkungen sich  auf  die  Ausübung  heschränkea  and  nicht  dan 
Becht  selbst  antasten.  Beim  Vereinsrecht  dagegen  ist  auch  das 
Recht  von  Bundes  wegen  beschränkt,  nnd  somit  gibt  es  gar  nichts, 
was  prinzipiell  vor  einem  kantonalen  Eingriff  zu  bewahren  wäre; 
daher  braucht  es  auch  den  präliminaren  Sehnt»  der  bundes- 
mäTsigen  Genehmigung  nicht.  2.  Die  Folge  andererseits  dieses 
Mangels  bnndeBmäfsiger  Genehmigung  ist  nicht  die,  dals  die 
kantonalen  Bestimmungen  jeder  bandesmäXsigen  Kontrolle  ent- 
hoben wären.     Auch    wenn    dieses  Recht   nnr    bedingt   garantiert 
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ist,  so  ist  es  immerliiii  gitrantiert,  bildet  also  ein  garantiertea, 
spesiell  ein  Freiheitarecbt,  das  nach  Art.  5  der  Bande BTerfasBung 
unter  dem  Schatze  des  Bondes  steht.  Ein  solcher  Schatz 
kann  aber  ntttig  werden  insofern :  wenn  auch  ein  Eingriff  darcfa 
die  Kantone  in  das  Recht  selbst  nicht  prinzipiell  aasgeschlossen 
ist,  so  kann  er  doch  quantitativ  zu  weit  gehen,  Über  den  Wortlaut 
oder  Sinn  der  band  es  verfassen  gsmäfsigen  Bedingung  hinaas ,  wie 
es  Hucfa  bei  einem  Eingriff  in  die  Ausübung  des  Rechtes  der  Fall 
sein  kann.  In  beiden  Beziehungen  bleibt  also  dem  Bund  das 
Recht  der  Zurückweisung  einer  bezüglichen  kantonalen  Be- 
stimmuiig,  und  zwar  nicht  nur  auf  Rekurs  der  Betroffeneu  hezw. 
durch  das  Bundesgericht,  dem  bezügliche  Beschwerden  nach 
Art  118,  Ziff.  3  der  Bundesverfassung  unterstehen  (weil  sie  durch 
das  Organ isationsgesetz  betr.  die  Buudesrechtspflege  nicht  als 
Administrativstreitigkeiten,  die  vor  Bandesrat  und  Bundesver- 
sammlung gehören,  erklart  sind),  sondern  auch  ez  officio  durch 
4len  Bundesrat  gemSTs  Art.  102,  Ziff.  2  der  Bundesverfassung. 

Artllcel  ST. 

Das  Petitionsrecht  Ist  gewährleistet. 

I.  Das  Petitionsrecht  im  allgemeineii,  seine  Natur  und 
sein  Inhalt.  1.  Der  Natur  nach  ist  das  Petitionsrecht  ein  F: 
hei ts recht.  Das  ist  ausdrücklich  zu  betonen  gegenüber  Theo- 
retikers, die  das  Petitionsrecht  dem  Beschwerderecht  gleichstellen, 
wie  Jellinek  und  G.  Meyer  (vgl.  mein  Bundesstaatsrecht  8.  20Ö, 
Not«).  Das  Beschwerderecht  ist  ein  (von  v.  Stengel)  sog.  „bürger- 
liches Recht",  d.  h.  ein  Recht  auf  eine  Leistung  des  Staate« 
hier  auf  Leistung  von  Rechtsschutz  —  gehört  also  zu  der  mittleren 
Klasse  der  subjektiven  öffentlichen  Rechte,  in  die  Stellung  zwischen 
Freiheitsrechte u  und  politischen  Rechten.  Das  Petitionsrecht  da- 
gegen geht  lediglich  anf  Schutz  davor,  wegen  Eingaben  an  Be- 
hörden gemafsregelt  oder  gar  kriminalisiert  zu  werden,  wie  es 
vor  der  grofsen  Revolution,  in  der  Schweiz  vor  1798  (im  Wädens- 
wiler-Handel  1648  und  noch  im  Stafen er- Handel  1795)  der  Fall 
war.  Es  ist  also  insofern  ein  Schutzrecht  vor  staatlicher  Ver- 
gewaltigung, und  als  solches  gehört  es  xu  den  Freiheitsrechten, 
m.  a.  W. :  Petitionsrecht  ist  lediglich  Petitions  frei  he  it.  2.  Der 
Inhalt  des  Petitionsrechtes  geht  darauf,  daTs  die  Anliegen  ent- 
gegengenommen bezw.   angehört  werden  müssen,   sofern 
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die  BebCrden,  an  Ün  sie  gerichtet  werden,  in  der  Saehe  kompe- 
tent sind.  Es  anterscheidet  sich  also  auch  dem  Inhalt  nach  vom 
Beschwerderecht.  Dieses  wie  das  Klagerecht  gibt  nämlich  den 
weiteren  Ansprach ,  daXs  die  Beschwerde  bezw.  Klage  anf  die 
rechtlich  bestimmte  Art  geprüft  und  erledigt  werden  mnb  (^1- 
mein  Bnadesstaatsrecht  S.  213).  Noch  mehr  verschieden  ist  das 
Petition  Brecht  von  dem  politischen  Recht  der  Initiative;  speaiell 
von  dem  politischen  Volksrecht  der  Initiative,  wovon  zn  Art.  98 
die  Rede  sein  wird. 

H,  Dag  schweizerische  Petitionsreeht  nach  Art,  57  der 
Bundesverfassung.  1.  Dasselbe  ist  vollständig  nnbescbrftnkt 
garantiert.  2.  Es  gilt  also  von  Bundes  wegen  nicht  nnr  gegentiber 
den  Bunde shehOrden,  sondern  anch  gegentiber  den  kantonalen 
Behörden  nnd  mit  Bezug  auf  alle  BehOrdenkategonen  und 
alle  Gegenstände,  die  überhaupt  in  den  staatlichen  bezw.  ge- 
meindlichen (kommunalen)  GeschHftskreis  fallen.  3.  Und  es  gilt 
nicht  nnr  fUr  SchweizerbUrger ,  sondern  auch  tUr  Ausländer, 
und  das  nicht  blots  seiner  bestimmten  Natur  nach,  nämlich  nicht 
blofs  deshalb,  weil  es  ein  beziehungsloses  Freiheitsrecht  ist,  d.  b. 
ein  Freiheitsrecht,  das  keine  bestimmte  BeEJebang  der  Person 
zum  Staat,  speziell  die  bürgerliche  ZngehSrigkeit ,  die  Eigen- 
schaft als  Volksgenosse  voraussetzt  — -  sondern  es  gilt  so  kraA 
aasdrUcklichen  gesetzgeberischen  Willens.  Es  sollte  nämlich  nach 
dem  Antrage  der  fttr  die  Aufstellung  der  Bundesverft«Bung  von 
1848  bestellten  Revisionskommission  das  Petitionsrecht  speziell 
den  „Schweizern"  garantiert  werden.  Indem  die  Tagsatzung 
diese  Beschränkung  mit  der  anderen  betr.  die  Bundesbehtirden 
(der  Antrag  lautete:  ,die  Schweizer  haben  das  Recht,  an  die 
Bundesbebörden  Petitionen  zu  richten")  strich  nnd  die 
Garantie  ohne  diese  Begeh ränknngen  ausgesprochen  worden  ist, 
hat  der  Gesetzgeber  selbst  statuiert,  dafs  das  Recht  anch  anderen 
als  nnr  SchweizerbUrgeru  zukommen  soll.  —  Das  ist  das  einzige 
Freiheitsrecht,  bei  dem  dies  der  Fall  ist.  Es  gibt  zwar  noch 
andere,  wie:  Glaubens-  nnd  Gewissensfreiheit,  Kultnsfreiheit, 
Recht  zur  Ehe'  nnd  Verbot  der  Todesstrafe  und  körperlicher 
Strafen  —  die  ebenfalls  Ausländern  znkommen,  aber  nur  znfolge 
ihrer  bezieh angslosen  Natur,  nicht  kraft  ansdrtlcklichen  gesetz- 
geberischen Willens.  Umgekehrt  gibt  es  Freiheitsrechte,  wie  die 
Handels-  und  Gewerbefreiheit,  die  nicht  ausdrücklich  auf  die 
Schweizer  beschränkt  sind  nnd  doch  nnr  diesen  zukommen,  weil 
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flie  eben  keine  beziehungsloseii  Rechte  sind  nnd  auch  nicht  ge- 
flisaentlich  vom  Gresetzgeber  von  der  Bescbrltnknng  aof  Schweiaer- 
btlrger,  wie  das  Petitionsrecht,  befreit  worden  sind.  4.  Die 
Bedeutung  des  Petit ionsrechtes  ist  aber  sehr  zusammen- 
geschrumpft. In  der  Verwaltung  im  weiteren  Siaae  (wo- 
runter auch  die  Justiz  mit)  wird  es  von  jeher  durch  das  nach- 
drücklichere Klage-  und  Beschwerderecht,  das  nicht  nur  einen 
Anspruch  auf  Entgegennahme  bezw.  AubOrnng,  sondern  auch  anf 
recbtm&fBige  Erledigung  des  Anliegens  gewährt  —  ausgestochen. 
In  Sachen  der  Gesetzgebung  aber,  an  die  es  sich  noch  halten 
konnte ,  ist  es  durch  das  machtvollere  Recht  der  Volksinitiative 
verdrSngt,  soweit  es  sich  um  den  Kreis  der  Aktivbttrger  bandelt. 
Das  Initiativrecht  kommt  nXmIich  als  politisches  Volksrecbt  nur 
diesen  zu,  wffbrend  das  Pelitionsrecht  als  Freihei tsrecht  auch 
Frauen  und  Mindeijshrigen ,  wie  also  auch  Ausländem  znsteht. 
Immerbin  hat  sich  das  Petitionsrecht  auch  in  der  Geset^ebung 
noch  gelegentlich  neben  der  Initiative  geltendgemacht,  so  bei 
der  Revision  des  Banknotenattikels,  Art.  39  der  Bundesverfassung 
(vgl.  oben  9.  50  und  319). 

Artikel  58. 
Nlemutd  darf  seinem  TerfassBnfsm&ftlgen  Bfotater  emtsfffeii, 
mnd  es  dftrfen  daher  keine  ABsnahu^rerickte  eingefBkrt  werden. 
Die  geistliche  Gerichtsbarkeit  ist  abgeschafft. 

I.   Der  Artikel  Im  ganzen. 

Der  Artikel  bezieht  eich  nnr  auf  die  Rechtspflege,  d.  h. 
auf  die  Anwendnng  von  Gesetzen  bei  Verletzung  von  subjektiven 
Rechten  (hauptsächlich  Oetrenstand  der  Zivilrecbtspflege)  oder 
von  objektiven  Rachtssatznngen  (der  Strafrechtspflege).  Er  be- 
zieht sich  dagegen  nicht  auf  Verwaltung  und  Gesetzgebung,  m.  a.  W. : 
Art.  58  bezieht  sich  nicht  anf  die  Frage,  wem  die  Oeseti^buag 
oder  wem  die  Verwaltung  zustehe.  Er  bezieht  sich  aber  anf 
alle  Rechtspflege,  nicht  nnr  auf  zivil  rechtliche  Streitigkeiten, 
sondern  auch  auf  Strafsachen  nnd  weiter  anch  anf  Administrativ- 
streitigkeiten.  -  Andererseits  bezieht  er  sich  aber  nnr  anf  die 
Rechtspflege  innerhalb  eines  Kantons,  im  Gegensatz  zu 
Art.  59,  der  die  gerichtliche  Kompetenz  zwischen  verschiedenen 
Kantonen  regelt. 


n.   Absatz  1. 

Diese  BestimmaDg  war  schoo  in  der  früheren  Bundesverfasanng 
und  bi6  auf  ein  Wort  (statt  „Etchter"  Hefa  es  früher  „Gerichts- 
stand", was  unten  näher  erklärt  wird)  gleichlantend  enthalten.  — 
In  Frage  kommen  drei  Punkte  der  Bestimmung. 

1.  „Seinem  Bichter."  Was  bedeutet  das?  Damit  ist 
jede  Behörde  gemeint,  welcher  die  Kompetenz,  nicht  hl ofs  die 
Gerichtsbarkeit,  in  einer  Sache  zukommt,  d.  h.  das  Recht  der 
EniBcheidusg  nicht  nur  in  Sachen  der  hetreflendea  Art,  sondern 
im  speziellen  F^l  bezw.  ftlr  die  betreffende  Person  („seinem" 
Richter).  —  Also  nicht  nur  eine  eigentlich  richterliche  Behörde, 
eine  Behörde  der  Justiz,  sondern  anch  eine  Verwaltungahehörde 
(Regierung,  Ortspolizeibehfirde),  und  gelbst  die  gesetzgebende  Be- 
hörde kann  der  nach  Art.  58  gegebene  „Richter"  sein.  Aber 
die  Behörde  mufs  zuständig  eein  in  der  Sache;  nur  dann  ist  sie 
„Richter"  \  in  dieser  Beziehung  kommt  es  also  nicht  nur  auf  die  Be- 
hörde an,  sondern  auch  auf  Recht  und  Pflicht  der  Person  bei  einem 
gegebenen  Gerichte  zu  Recht  zu  stehen,  d.  h.  auf  den  Gerichts- 
stand —  nach  dieser  Seite  sind  „Richter"  und,  wie  es  frtlher 
hiefs,  „Gerichtsstand"  gleichbedeutend.  —  Es  ktlnnen  aber  zwei 
oder  mehrere  Behörden  in  einer  Sache  zuständig  sein  bezw.  ea 
kann  jemand  seinen  Richter  an  mehr  als  einem  Orte  haben. 
Welche  Zuständigkeit  der  anderen  vorzuziehen  sei,  richtet  sich 
nicht  weiter  nach  Art.  56;  wenn  der  Betreffende  nur  vor  einen 
seiner  Bichter  bezw.  nicht  vor  einen  überhaupt  uii  zustand  igen 
Siebter  gezogen  worden  ist,  so  ist  der  Forderung  des  Art.  58 
genügt  (vgl.  auch  B.E.  XVIII  441,  782,  aber  mit  undeutlicher 
Begründung). 

2.  „Seinem  verfassunifsmäfsigen  Bichter." 
YerfaBsungBmKFsiger   Bichter    ist    ein    nach    der    Verfassung 

kompetenter  Bichter,  im  Gegensätze  speziell  au  einem  willkflrlich, 
d.  h.  nicht  nach  einer  objektiven  allgemeinen  Regel  eingesetzte 
Richter.  Der  verfasaungsmSfBige  Richter  ist  insofern  ein  natür- 
licher Richter,  wie  es  im  französischen  Text  heilst  („jnge 
naturel"),  weil  er  nicht  willkOrlich  ist.  —  Wenn  die  Verfassung 
selbst  den  Richter  nicht  eingesetzt,  sondern  die  Einsetzung  dem 
Gesetz  Überlassen  hat,  so  ist  verfassungsmärsig  auch  der  gesets- 
liehe  Richter,  bezw.  der  gesetzwidrige  Richter  ist  in  diesem 
Fall  auch  ein  verfassungswidriger  Richter.  —  Wenn   aber  weder 
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durch  Verfassung  noch  dnrch  Gesetz  der  Richter  in  einer  Sache 
nKher  bestimmt  sein  aollte,  so  kommen  die  allgemeinen  Grtind- 
sfttze  von  der  Gewaltentrennung  zur  Anwendung,  wonach 
jQstizsachen  nicht  vor  die  Verwaltungsbehörden  gehören  und  um- 
gekehrt, und  Streitsachen  jeder  Art  als  Gegenstand  der  An- 
wendung des  Gesetzes  noch  weniger  von  der  Gesetzgebung,  der 
das  Gesetz  aufstellenden  Behörde,  za  entscheiden  §ind. 

3.     An  snahmege  richte. 

Der  Satzteil  betr.  die  Ausnahmegerichte  ergibt  sich,  weil  er 
mit  dem  ersten  durch  „daher"  verbunden  ist,  als  Konseqnens 
desselben  und  ist  es  auch  insofern ,  als  er  speziell  Gerichte  ver- 
bietet,  die  durch  die  Verfassung  oder  in  deren  Vollzug  durch  die 
ordentliche  Gesetzgebung  nicht  vorgesehen  und  insofern  willkür- 
lich sind.  Positiv  bestimmt  sind  Ansnahmegerichte :  vom  Staat 
bestellte  Gericht«  fttr  individuelle  Falle,  sei  es,  dafs  sie  auf  dem 
Verwaltungsweg  oder  durch  Gesetz,  im  letzteren  Falle  also  durch 
eine  lex  specialis ,  bestellt  werden ,  in  jedem  Falle  aber  uamentr 
lieh  zuungunsten  der  betr.  Personen  bestellte  Gerichte.  —  Keine 
Aasnahmegerichte  dagegen  sind  diejenigen ,  die  zwar  nur  fUr 
bestimmte,  aber  ganze  Klassen  von  Personen  oder  Sachen,  also 
durch  jns  singulare  aufgestellt  sind,  wie  MilitSrgericbte,  Handels- 
gerichte, gewerbliche  Schiedsgerichte.  Das  sind  Sonder- 
gerichte,  aber  keine  Aasnahmegerichte.  Immerhin  mUfste 
auch  ein  Sondergeticht ,  wenn  es  nicht  durch  einen  erheblichen 
tatsfichlichen  Unterschied  des  betr.  Personen-  oder  Sachenkreises 
von  anderen  gerechtfertigt  wäre,  als  nnznlHssiges  Ansnahmegericht 
erscheinen,  namentlich  wenn  seine  Einfllhrnng  eine  Verschlechte- 
rung der  Rechtsstellung  der  betr.  Personen  oder  Sachen  invol- 
vierte; insofern  ist  Art.  58  durch  Art,  4  zu  interpretieren-  In- 
dividuelle Gerichte,  darf  es  also  gar  nicht  geben,  Klassengerichte 
(Sündergerichte)  nur  bedingt.  —  Auch  die  Schiedsgerichte  sind 
keine  Ausnahmegerichte.  Sie  werden  zwar  fUr  individuelle  Fälle 
bestellt,  aber  von  den  Parteien  selbst.  Und  sie  sind,  und  nur 
insoweit  sind  sie  Überhaupt  zulässig,  durch  die  ordentliche  Ge- 
setzgebung vorgesehen  entweder  durch  die  allgemeine  Gerichts- 
ot^nisation,  fllr  alle  und  jede  Personen,  und  sind  dann  durchaus 
fakultativ,  oder  durch  Spezialgesetz  (nicht  im  Sinne  einer  lex 
specialis,  sondern  des  jns  singulare),  in  welchem  Falle  sie  zwar 
nicht  fakultativ,  sondern  obligatorisch  zu  sein  pflegen,  aber  immer- 
hin für  eine  ganze  Klasse  von  Fällen  vorgesehen  sind  (z.  B.  durch 


Brandasgeknranzgesetz  fUr  bezügliche  Streitigkeiten  ewisehen  der 
stuüichea  Anstalt  und  den  Versicherten). 

lU.    Abgatz  3. 

Diese  Bestimmung  ist  neu  in  die  Bandes  Verfassung  v.  1874 
aufgenommen  worden,  im  Znaammenh&nge  mit  der  Verbürgerlichung 
gewisser  Einrichtungen,  namentlich  der  Ehe,  mit  Bezog  auf 
welche  hauptsächlich  die  geistliche  Gerichtsbarkeit  in  Betracht 
kam.  Materiell  steht  die  Bestimmung  also  im  Zusammenhange 
mit  Art.  49  und  54,  formell  dagegen  mit  Art  58,  insofern  als 
sie,  wfihrend  Abs.  1  nur  den  verfassungsmifsigen  Bichter  znlllbt, 
den  geistlichen  Richter  überhaupt  ansschliefst.  Die  geistliche 
Gerichtsbarkeit  betrifft  wie  der  „verfassnngsmIÜäige  Richter"  nur 
die  Rechtspflege,  d.  h.  von  anderen  als  Rechtspflegefnnktionen 
sind  die  Geistlichen  dui«h  Art,  58  nicht  ausgeschlossen.  Von 
der  Rechtspflege  aber  sind  ausgeschlossen:  nicht  nur  ganze  Be- 
Iitfrden  von  Geistlichen,  sondern  anch  die  blofse  geistliche  Ver- 
tretung in  einer  Behörde,  immerhin  nur  eine  oMzielle  Vertretung 
dieser  Art  —  einzelne  Personen  geistlichen  Standes  sind  von 
der  Berufung  in  ein  Gericht  nicht  aasgeschlossen ,  wenn  sie  nur 
nicht  in  ihrer  geistlichen  Amtsstellung  dazu  berufen  werden.  — 
Die  geistliche  Rechtspflege  ist  aber  nicht  nar  der  Behörde, 
sondern  anch  dem  anzuwendenden  Rechte  nach  ausgeschlossen, 
d.  b.  auch  weltliche  Behörden  dürfen  nicht  mehr  nach  geistlichem, 
speziell  kanonischnm  Rechte  richten. 

Artikel  59. 

Der  anfrechtstebende  Schuldner,  welcher  In  der  Schweiz  einen 
festen  Wohnsitz  hat,  rnnfs  ttr  persfinllche  Ansprachen  vor  dem 
Richter  seines  Wohnortes  gesucht,  nnd  es  .darf  daher  fttr  For- 
derungen snf  das  Terminen  eines  solchen  anher  den  Kanton,  in 
welchem  er  wohnt,  kein  Arrest  gelegt  werden. 

Torbehalten  bleiben  mit  Bezog  auf  Angl&nder  die  Bestlmmiuiges 
bezüglicher  StaatsTer träge. 

Der  Schuldrerhaft  Ist  abgeschalft. 

Literatur:  Roguin,  L'article  59  de  la  Constitution  f^^rale. 
Etnde  critique  de  la  jurisprudence  du  tribunal  fädäral,  1880;  idem, 
Art.  59derBundesverfassniigundKonkuragerichtsstand,  1880;  Schech, 
Art.  59  der  scbweis.  Bnndesver&ssung,  1882. 
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I.    Ber  Artikel  im  gansen,  dogmatisch  aad  geschichtlich. 

DogmattBcb  enthält  der  Artikel  zwei  verschiedene  Bestim- 
mungen, rerechieden  nach  Gegenstand  und  Geltung.  1.  Die 
Bestimninngen  sind  rerechieden  nach  dem  Gegenstände.  Gegen- 
stand ist  einerseits  die  Regelung  des  Gerichtsstandes,  der  Frage, 
wo  der  Schuldner  seinen  Gerichtsstand  habe,  und  andererseits  die 
AbscbafFang  des  Schuld verhaftee.  Der  Gerichtsstand  bezeichnet 
den  Ort,  wo  die  Person  Becht  za  suchen  hat,  und  die  Regelung 
des  Gerichtsstandes  gibt  also  die  Richtung  an,  in  welcher  gegen 
eine  Person  klagend  oder  exekutiv  vorzugehen  ist,  kurz :  die 
Sichtung  des  Rechtsweges  gegen  eine  Person.  Der  Schuld - 
verbaft  dagegen  ist  eine  Art  des  Rechtsw^es,  des  Voi^ehens 
gegen  einen  Scfanldner,  und  zwar  eiue  Art  der  Exekution,  und 
durch  die  Abschaffung  wird  die  schärfste,  die  Person  des 
Schuldners  selbst  treffende  Exekutionsart,  der  Person alarrest,  be- 
seitigt. 2.  Beide  Bestimmungen  sind  auch  verschieden  nach 
ibrei'  Geltung.  Beide  enthalten  Schatzrecbte ,  und  zwar  vor 
staatlicher  Vergewoltignug  und  insofern  Freiheitsrechte,  aber  nur 
indirekte  Freiheitsrechte ,  weil  sie  Schutz  gewähren  gegen  staat- 
liche Hafsnahmen  oder  Einrichtungen,  die  nur  und  erst  auf  An- 
rnfung  des  Glän bigers  in  Wirksamkeit  treten  bezw.  traten. 
Wabreud  aber  das  Recht  des  Gerichtsstandes  des  Wohnortes 
dispositiv  ist,  so  dafs  auf  dasselbe  vom  Schuldner  verzichtet 
werden  kann,  ist  die  Abschaffung  des  Scbuldverhaftes  absolut; 
das  ist  die  verschiedene  Geltung  der  beiden  Schntzrechte.  Det 
Unterschied  wird  damit  begrUudet  (Bundesgericbt) :  das  erstere 
Recht  sei  zwar  zugunsten  des  Individuums  gegeben,  wie  alle 
Schntzrechte,  aber  nicht  auch,  wie  die  Qbrigen  Schutzrechte, 
speziell  auch  die  Abschaffung  des  Scbnldverbaftes,  aus  Interesse 
der  Allgemeinheit,  sondern  lediglich  aus  Interesse  des  Individuums 
selbst.  Diese'  Begründung  erscheint  als  eine  petitio  priucipii ; 
der  Grund  des  Unterschiedes  liegt  einfach  in  der  Tatsache ,  daTs 
der  Schuldverhaft  als  staatliche  Einrichtung  Überhaupt,  unbedingt 
abgeschafft  ist,  während  neben  dem  Gerichtsstand  des  Wohnortes 
des  Schuldners  andere  Gerichtsstände  zn  bestehen  fortfahren, 
aber  der  Wahl  des  Gläubigers  (unter  der  Bedingung:  aufrecht- 
stehender  Schuldner  mit  festem  Wohnsitz  in  der  Schweiz)  nicht 
freistehen.  Sicher  ist  jedenfalls  das:  laut  der  ersten  Bestimmung, 
nach  ihrem  Wortlaut  selbst,  mnfs  der  Schuldner  (von  den  nähereu 
Bedingungen  abgesehen)   vor  dem  Richter  seines  Wohnortes  aar 
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iDBoferD  gesucht  werden,  als  Auf  sein  VermCgeD  in  einem  anderen 
Kanton  kein  Arrest  gelegt  werden  darf,  d.  h.  die  erste  Be- 
stimmnDg  statuiert  lediglich  ein  Becht  des  Schuldners  darauf, 
dafs  er  am  Wohnorte  gesncht  werden  mtlsse  und  auf  sein  Ver- 
mögen in  einem  anderen  Eanton  kein  Arrest  gelegt  werden 
dürfe  —  keineswegs  eine  Pflicht,  gerade  und  nur  am  Wohn- 
ort zu  Recht  stehen  zu  mUssen  und  sich  den  Arrest  in  einem 
anderen  Kanton  nicht  gefallen  lassen  zu  dflrfen;  hetr.  den 
SchuIdTerhaft  dagegen  heifst  es  kategorisch;  „ —  ist  ab- 
geschafft." 

Geschichtlich  betrachtet,  ist  die  Abschaffang  des  Schuld- 
verhaftes  nen,  erst  in  der  Bundesverfassung  von  1874  ArklKrt 
worden;  die  Regelung  des  Gerichtsstandes  dagegen  im  Sinne  des 
Schutzes  des  forum  domicilii  ist  so  alt  wie  die  EidgenossenBchaft 
und  durch  folgende  Akte  hindurchg^^ngea.  1.  Schon  der  erste 
ewige  Bund  v.  1.  VHI.  1291,  dann  auch  der  zweite  nach  der 
Schlacht  am  Horgarten,  v.  9.  XII.  1315,  und  ebenso  der  Zttrcher- 
bund  y.  1.  V.  1851  enthielten  eine  bezügliche  Bestimmung. 
Die  Bestimmung  enthielt  an  sich  nichts  weiter  als  ein  Verbot 
der  PfUndung  anfserhalb  des  Wohnortes  des  Schuldners;  wurde 
aber  der  Arrest  aufser  dem  Wohnorte  des  Schuldners  als  nn- 
znlttssig  erklärt,  so  blieb  dem  Gläubiger  mangels  der  internatio- 
nalen bezw.  interkantonalen  Rechtshilfe,  die  damals  noch  unbekannt 
war  —  nichts  anderes  übrig,  als  sich  mit  seinem  Anspruch  an 
den  Kicfater  des  Wohnortes  des  Schuldnern  sn  wenden.  Der 
Ausschlufs  des  forum  arresti  zog  also  ohne  weiteres 
den  Gerichtsstand  des  Wohnortes  nach  sich.  — 
2.  Dann  wurde  die  Bestimmung  in  das  Konkordat  über  das 
Forum  des  zu  belangenden  Schuldners  t.  15.  VII.  1804 
(Snell  I,  S.  244)  aufgenommen,  in  der  Fassung:  „ials  der  sefa- 
hafte,  auf  rech  tstebende  Schuldner,  den  alten  Rechten  gemäfs,  vor 
seinem  natürlichen  Richter  gesucht  werden  müsse  und  in  FKlIen 
von  Schuldbetreibungen  von  einem  Eidgenossen  gegen  den  anderen 
danach  zu  verfahren  sei".  Von  da  kam  die  Konkord atabeEtioimung 
dann  in  die  Bundesverfassung  von  1848,  und  als  nur  der  erste 
Teil  des  Satzes  der  Bestimmung  betr.  den  Gerichtsstand  des 
Wohnortes  aufgenommen  werden  sollte ,  wird  die  Anfügung  des 
Xachsatzes,  wie  er  nun  in  der  Bundesverfassung  steht  („und  es 
darf  daher  für  Forderungen  auf  das  Vermfigen  eines  solchen 
anber   dem    Kanton,    in  welchem    er  wohnt,    kein   Arrest    gelegt 
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werden")  aasdrtlcklich  damit  motiviert,  dafs  sonst  der  Oerichta- 
stand  des  Wohnortes  unter  Umstunden  umgangen  werden  kflnne 
dnrch  Verhaftung  d«B  Vermögens  des  Schuldners  in  einem  anderen 
Kaoton.  —  Die  Featstelinng  des  Gerichtsstandes  des 
Wohnortes  zieht  also  umgekehrt  nicht  ohne  weitere» 
den  Aasschlnfs  des  forum  arresti  nach  sich;  dieser 
mufste  vielmehr  noch  ausdrücklich  festgesetzt 
werden. 

U.  Absatz  1. 

Er  setzt  zunächst  den  Gerichtsstand  des  Wohnortes  und 
daran  anschliefsend  den  Ausschinfs  des  Arrestes  in  einem  anderen 
Kanton  fest.  Für  beide  Vorschriften  aber  ist  der  Eingang  des 
Absatzes  („Der  aufrecht  stehende  Schuldner,  welcher  in  der 
Schweiz  einen  festen  Wohnsitz  hat")  gemeinsam,  und  daher  bietet 
der  Absatz  im  ganzen  drei  Seiten,  welche  näher  zu  betrachten 
sind:  A.  Der  gemeinsame  Eingang,  B.  Gerichtsstand  des  Wohn- 
ortes und  C.  Das  Arrestverbot,  d.  b.  das  Verbot  auch  des  Arresten 
in  einem  anderen  als  im  Wohnsitzkanton. 

A.  D(ir  f^emeinssme  Einsang.  Hier  sind  folgende  Worte 
zu  erklären. 

1.  „Der  safnektoteheide  Sekmldier."  —  a.  Es  fragt  sich 
zunKcbst,  ob  darunter  nur  Schweizerbtlrger  zu  verstehen 
seien.  Die  Zusicherung  des  sogenannten  nattlrlichen  Richters, 
welche  in  der  Bestimmung  enthalten  ist,  bildet  ein  Freiheiterecht, 
das  an  sich  nur  dem  Staatsvolk,  hi^r  also  den  Schweizer bttrgem 
zukommt.  In  der  früheren  Bundesverfassung,  Art.  50,  hiefs  es 
auch  ausdrücklich:  „Der  aufrechtstefaende  schweizerische 
Schuldner  .  .  ."  Weil  dieses  Attribut  bei  Hinübemahme  der 
Bestimmung  in  die  neue  Bundesverfassung  weggelassen  worden 
ist  (die  einzige  Abweichung  der  Bestimmung  gegenüber  früher),  Ist 
damit  negativ  dieses  Freiheitsrecht  ausdrücklich  auch  den  Aus- 
ländern geäffaet  worden;  auch  diese  haben  nun  Anspruch  auf 
die  Bestimmung  vorbehaltlich  Abs.  2  (vgl.  auch  B.E.  I,  226).  — 
b.  „Aufrechtstnhend"  sodann  heifst  eins  Person,  die  nicht 
im  Znstande  der  Insolvenz  sich  befindet.  Worin  dieser  Znstand 
sich  manifestieren  mufs,  damit  der  Schuldner  des  Schutzes  des 
Art.  59,  Abs.  1,  entgehe,  darüber  ist  die  Rekurspraxis  dos  Bundes- 
gerichtes zu  vergleichen,  dem  die  Wahrung  dieses  Ver&ssnngs- 
rechtes    zukommt.      Der    Znstand    mnis   aber    vom  Gläubiger    be- 


wiesea  werden ;  er  vird  also  die  Zablnogsfähigkeit  des  Scboldnen 
prKsumiert. 

2.   „Welcher  in  der  Schweiz  einen  festeB  Waluiitz  hat". 

Fester  Wohnsitz  ist  identiech  mit  dem  rümiBch- recht  liehen 
Begriff  vom  Domizil.  Es  handelt  sich  also  nm  das  Domizil  im 
privatrechtlichen  Sinn,  im  Gegensatz  znm  öffentlich- recht- 
lichen Domizil. 

Das  öffentlich-rechtliche  Domizil  seinerseits  ist  ver- 
schieden. Es  ist  teils  polizeiliches  Domizil;  das  ist  die 
Niederlassung  nnd  der  Aufenthalt,  die  durch  die  Abgabe  der 
nötigen  polizeilichen  Schriften,  bezw.  durch  die  daraufhin  erteilte 
Bewilligung  aut  Niederlassung  oder  Aufenthalt,  fixiert  werden.  — 
Teils  ist  es  politisches  Domizil,  d.  h,  der  Ort,  wo  jemand 
seine  politischen  Rechte  ansUbt.  Dazu  ist  nOtig  die  Abgabe  von 
Ausweisschriften  oder  also  polizeiliches  Domizil,  aber  dies  ist  nicht 
genügend :  es  muls  sich  mit  dieser  formellen  Wohnsitznahme  noch 
die  tatsächliche  verbinden.  Das  politische  Domizil  verlangt  also 
mehr  als  das  polizeiliche  Domizil.  —  Teils  endlich  ist  das  öffentlich- 
rechtliche  Domizil:  Steuer domizil.  Dasselbe,  d.  h.  der  Ort,  wo 
jemand  fttr  seine  Person  (abgesehen  von  Liegenschaften)  steuer- 
pflichtig wird,  ist  nicht  bedingt  durch  die  Abgabe  von  Ausweis- 
schriften, sondern  begütigt  sich  unter  Umst&nden  mit  dem  tat- 
sächlichen Wohnsitze,  nnd  zwar  einem  Wohnsitz,  der  nicht  einmal 
fest  zu  sein  braucht,  wenn  er  nur  nicht  blols  vorübergehend  ist. 
Das  Steuerdomizil  verlangt  also  umgekehrt  weniger  als  das  polizei- 
liche Domizil. 

Nach  Art.  59  aber  handelt  es  sich  um  keinerlei  Offentlicb- 
rechtliches  Domizil,  sondern  um  das  privatrecbtiiohe  Domisii. 
a.  Als  p  ri  vatrech  tlicbes  Domizil  gilt  der  Ort,  wo  jemand 
den  Mittelpunkt  seiner  Lebens-  und  GescbKftsfahmng  hat.  Daa 
privatrechtliche  Domizil  ist  also  vom  polizeilichen  Domizil,  bezw. 
von  der  Abgabe  von  Ausweisschriften  unabhängig  wie  das  Steuer- 
domizil, im  Gegensätze  zum  politischen  Domizil ;  es  verlangt  aber 
seinerseits  mehr  als  das  Steuerdomizil ,  weil  es  sich  nicht  mit 
jedem  tatsächlichen,  wenn  nur  nicht  vorU beruhenden  Wohnsitze 
begnügt,  sondern  einen  festen  tatsächlichen  Wohnsitz  bedingt. 
Im  einzelnen  Falle  kann  es  zweifelhaft  sein  nnd  streitig  werden, 
ob  , fester  Wohnsitz"  vorbanden  sei;  darüber  ist  wieder  die 
Beknrsprazis  des  Bundesgerichtes  nachzusehen.  —  b.  Ein  privat- 
rechtliches  Domizil    hat   auch   die  juristische    Person,    nnd 
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zwar  hat  sie  m  entsprechend  der  phyeiachea  Person  da,  wo  eich 
der  Örtliche  Hittelpnnkt  ihrer  Beziehangeu  und  ihrer  OeachäFtH- 
tKtigkeit  befindet,  —  c,  Fttr  Personen,  welche  zofolg«  Handlnngs- 
nnf&higkeit  ihren  Wohnsitz  nicht  selbst  wühlen  kOnnen,  wird  der 
Wohnsitz  durch  Gesetz  bestimmt;  es  Hst  das  der  daher  sogenannte 
gesetzliche  Wohnsitz.  Diese  Personen  sind  Ehetrauen,  anter 
elterlicher  Gewalt  stehende  Kinder  und  staatlich  bevormundete 
Personen.  Fur  diese  Persoaeu  ist  der  gesetzliche  Wohnsitz  also 
der  „feste  Wohnsitz"  im  Sinne  des  Art.  59.  Der  gesetzliche 
Wohnsitz  wird  bestimmt  durch  das  Bundesgesetz  betr.  die  zivil- 
rechtlichen  Verhältnisse  der  Niedergelassenen  und  Aufenthalter 
(vgl,  oben  zu  Art.  46),  Art,  4.  Zwar  gilt  das  Gesetz  an  sieh 
nicht  für  obligationenrechtliche  Verhaltnisse  (vgl.  ebenda),  auf 
welche  allein  sich  Art  59  bezieht.  Aber  ftlr  die  Bevormundeten 
wird  als  solche  der  Wohnsitz  in  jeder  Beziehung  durch  das 
Bundesgesetz  bestimmt,  weil  das  Familien-  bezw.  Vormnudscbafts- 
recht  tlberhaupt  diese  Personen  nicht  nur  im  VerhHltnisse  zum 
Gewalthaber,  also  nach  der  familien rechtlichen  Seite,  sondern  auch 
gegen  Dritte,  speziell  also  auch  nach  der  Obligationen  rechtlichen 
Seite  beherrscht.  Als  gesetzlicher  Wohnsitz  dieser  Personen  ist 
bestimmt:  fUr  die  Ehefrau  der  Wohnsita  des  Ehemannes  usw. 
(siehe  Art.  4  des  Bundesgesetzes), 

B.   Der  Oericbtsstaad  des  Wohnortes,  bezw,  der  Satzteil: 

„nufs  ftlr  persönliche  Ansprachen  vor  dem  Kichter  seines  Wohn- 
ortes gesucht  ....  werden". 

Betr.  die  Vorschrift  des  Gerichtsstandes  des  Wohnortes  im 
ganzen  kommt  in  Frage,  ob  dieselbe  als  ein  Schutzrecht  des 
Schuldners  nur  zwischen  Kantonen  oder  auch  innerhalb  eines 
Kantons  gelte,  d.  fa.  ob  der  Schuldner  nur  in  einem  anderen 
Kanton  als  in  seinem  Wohnaitzkanton  nicht  belangt  werden  ktfnne 
oder  auch  nicht  in  einem  anderen  Bezirke  seines  Wobnsitz- 
kantons;  kurz;  ob  das  Schntzrecbt  blofs  interkantonal  oder 
auch  innerkantonal  bezw.  interkommunal  gelte.  Das  erstere  ist 
der  Fall,  d.  h.  die  Vorschrift  des  Gerichtsstandes 
des  Wohnortes  gilt  nur  f  11  r  den  interkantonalen 
Rechtsverkehr,  nicht  fUr  denjenigen  im  Kanton  selbst,  wo 
der  Schuldner  seinen  Wohnsitz  hat.  Der  Grund  ist  der:  der 
Ansschlnrs  des  Arrestes  (C)  gilt  ausdrilcklich  nur  fUr  einen  Arrest 
„aufser  dem  Kanton,  in  welchem  der  Schuldner  wohnt",  und 
dieser    Ausscblnfs   des   Arrestes    ist   durch   die  Verbindung   des 
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WoTtßB  „daher'  mit  der  Vorschrift  vom  GrsrichtSBtandB  des  Wohn- 
ort«» ebenao  aasdrücklich  als  blofse  Folgerung  aus  der  ersteren 
Vorschrift  erlcltlrt;  was  daher  von  der  Folgerung  gilt,  mub  auch 
«nd  vor  allem  vom  Vordersatz  gelten. 

Betr.  die  Vorachrift  im  einzelnea  kommen  folgende  Worte 
in  Betracht: 

1.    nFir  persSnlielie  Aiapnehn". 

Unter  Ansprachen  sind  nur  privatrecfatliche ,  nicht 
-fiffentlich '  rechtliche  zu  verstehen  —  weder  Straffordemngen 
(Buben fordern ngen)  noch  verwaltongsrechtliche ,  speziell  Steuer- 
forderungen.  Gegen  diese  Ansicht  sprach  die  Praxis  des  Buadee- 
rates  unter  der  frttheren- Bundesverfassung  (vgl.  Ullmer  I,  S.  266), 
äann  unter  der  nenen  Bnndesverfassnng  anßlnglich  auch  die 
Praxis  des  BnDdeagericbt«s  (B.E.  I,  154;  IV,  345;  Vi,  184)  — 
f  U  r  diese  Ansicht  ist  mit  dem  Verdienst,  ihr  eigentlicher  Urheber 
und  Begründer  zu  sein,  Schoch  in  der  eingangs  zum  Art.  59 
zitierten  Schrift  (8.  106  ff.)  aufgetreten,  und  seither  ist  ihr  auch 
das  Bundesgericht  gefolgt  (B.E.  X,  458;  XIV,  168,  520;  XVII, 
864,  S71).  —  Der  Girund,  warum  darunter  nur  privatrechtlicbe 
Ansprachen  zu  verstehen  sind ,  ist  einfach  genug :  es  ist  von 
Ansprachen  als  solchen  die  Bede,  für  welche  der  Gerichtsstand 
des  Wohnortes  als  der  natürliche  Gerichtsstand  mit  Ansschlufs 
anderer  Gerichtsstände  festgesetzt  vird ,  wie  es  im  Zivilprozefs 
und  sonst  (aufser  eben  im  Art.  59)  nur  hier  geschieht,  also  von 
privatrechtlichen  Ansprachen.  Der  Grund,  warum  äffeutlicli- 
rechtliche  Forderungen  nicht  hierher  gehfiren,  liegt  also  im  Recht 
des  Gerichtsstandes  selbst,  das  den  Gegenstand  des 
Art  59  bildet,  als  einem  Recht  für  privatrechtliche  Forderungen, 
and  nicht,  wie  das  Bandesgericht ,  nachdem  es  den  Standpunkt 
gewechselt  hat,  argumentiert,  im  Rechte  der  Geltendmachung 
öffentlicher  Forderungen,  das  besonderen  Grundsätzen  folge  (vgl. 
die  oben  zitierten  seitherigen  Präjudikate);  m.  a.  W. :  die  Cffent- 
licben  Forderungen  gehören  nicht  hierher  nicht  deshalb,  weil  sie 
Öffentlich  sind,  sondern  weil  sie  keine  privatrechtlichen  Forde- 
rungen sind. 

PetsOnliche  Ansprachen -sodann  sind  Fordernugeu,  obliga- 
torische Ansprüche,  gerichtet  auf  eine  Vermögensberrschaft 
über  eine  Person.  Im  Gegensatz  dazu  stehen  alle  anderen 
Ansprachen :  einesteils  die  Ansprachen ,  die  gar  nicht  anf  eine 
VermSgensherrschaft  gehen,  wie  die  Statusklagen  und  im  Grande 
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die  eigentlich  erbrechtlichen  Klagen  —  anderenteils  die  Ansprachen, 
die  zwar  auf  eine  VermOgensherracbaft  gerichtet  sind,  aber  nicht 
tlber  eine  Person,  sondern  über  eine  Sache  and  zwar  nicht  nur 
indirekt,  dnrcfa  die  Herrschaft  Über  die  Person,  sondern  direkt 
über  die  Sache  selbst;  das  sind  die  dinglichen  Klagen.  —  Die 
obligatorischen  Ansprüche  ihrerseits  kfinneo  begründet  sein  in 
Vertragen  (obligationes  ex  contractu)  oder  in  Vergehen 
(ex  delicto)  bezw.  in  QaasiTerträgen  oder  in  Quasidelikten  oder 
im  Gesetz  direkt  (obligationes  ex  lege,  wie  die  Alimentations* 
forderungen).  Das  Nähere  ist  Sache  der  Bekurspraxis,  die  nicht 
hierher  gehört.  > 

2.  »Vor  dem  Eichter  seiaeB  Wobntrtes".  Damit  ist  als  Ge- 
richtsstand der  Gerichtsstand  des  Wohnortes  bezeichnet. 

Es  fragt  sich  zutschst:  welches  ist  das  Verhältnis  des 
„Wohnortes"  als  Ort  des  Gerichtsstandes  zum  „festen 
Wohnsitz"?  Es  war  bereits  vom  festen  Wohnsitze  die  Rede 
als  einem  der  beiden  Attribute,  welche  der  Schaldner  besitzen 
mub,  nm  Anspruch  auf  den  Gerichtsstand  des  Wohnortes  zu 
haben.  Es  bandelte  sich  dabei  um  die  Ftag«,  was  ein  fester 
Wohnsitz  sei.  Hier  dagegen  8t«ht  in  Frage,  wo  der  Wohnort 
sei,  anf  dessen  Gerichtsstand  der  Schuldner  Ansprach  besitzt, 
wenn  er  einen  festen  Wohnsitz  hat.  Die  Fragen  sind  also  an 
sich  nicht  identisch.  Wenn  aber  der  Schuldner  einen 
festen  Wohnsitz  in  der  Schweiz  hat,  so  hat  er  auch 
den  Gerichtsstand  am  Orte  dieses  Wohnsitzes  — 
sofern  er  nicht  einen  anderweitigen  Wohnort  fUr  den  Gerichts- 
stand antser  oder  neben  dem  festen  Wohnsitze  gewählt  hat 

Der  anderweitige  Wohnort  aufser  oder  neben  dem 
„festen  Wohnsitz".  Diener  anderweitige  Wohnort  ist  als  Gerichts- 
standsort jedenfalls  eine  Ausnahme,  uud  daher  sind  Willens- 
erklltmngen  oder  Tatsachen  für  Begründung  eines  solchen  strikt 
zu  interpretieren.  Die  Wahl  kann  geschehen  kasuell  oder  stationär  ■ 
kasnell  durch  vorherige  Vereinbarung  eines  Gerichtsstandes  Air 
einen  bestimmten  Fall  oder  fUr  alle  Streitfälle  aus  einem  be- 
stimmten Rechtsverhältnis  (vereinbarter  oder  prorogierter 
Gerichtsstan  d)  oder  durch  Domizilierung  eines 
Wechsels  oder  dnrch  spontane  Einlassang  auf  eine  Klage 
an  einem  anderen  Orte  —  in  allen  drei  Fällen  bandelt  es  sich  um 
ein  staatliches  Gericht  —  oder  dnrch  Kompromifs  (vor  einem 
Schiedsgericht).    Stationär  ist  die  Wahl  bei  Verzeigung  eines 
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Domizils  nnd  bei  Errichtung  einer  Handels-  besw.  Zw«ig- 
niederlassang.  —  In  allen  diesen  Fällen  kasneller  oder 
stationKrer  Wahl,  mit  Ausnahme  Am  letzten,  handelt  es  sich  um 
einen  Verzicht  anf  den  Schatz  des  ordentlichen  Gerichtsstandes, 
und  ein  solcher  Verzicht  ist  znlltssig  (vgl.  oben  unter  I).  In  der 
Tatsache  der  Erricfatnng  einer  Handels-  hezw.  Zweigniederlassung 
dagegen  liegt  an  sich  kein  Verzicht  auf  den  Gerichtsstand  tan 
ordentlichen  bezw.  persönlichen  Wohnsitz,  sondern  der  Ort  der 
Handels-  oder  Zweigniederlassung  gilt  von  Rechts  wegen  als 
Gerichtsstandsort  fUr  die  Schuld verhSltnisse  dieser  NiederlassuDg, 
neben  dem  es  fllr  dieselben  keinen  anderen  „festen  Wohnsitz" 
weder  braucht  noch  gibt. 

3.  „flcsBcbt  (werden)".  Betrifft  die  rechtliche  Belangnng 
des  Schuldners,  bezieht  sich  aber  ebensowohl  anf  die  Schuld- 
betreibung vie  auf  die  Klage  im  ordentlichen  Zivilprozefs ;  betr. 
den  Fall  der  Schuldbetreibung  vgl.  Bundesgesetz  über  Schuld- 
betreibung und  Konkars,  Art.  46. 

C.  Das  Arrestverbot,  enthalten  im  Nachsatz  von  Absatz  1 
des  Art.  59,  lautend:  „und  es  darf  daher  fUr  Forderungen 
auf  das  Vermögen  eines  solchen  (d.  h.  eines  aufrechtstehenden 
Schuldners,  welcher  in  der  Schweiz  einen  festen  Wohnsitz  hat) 
anfser  dem  Kanton,  in  welchem  er  wohnt,  kein  Arrest  gelegt 
werden." 

Die  Bestimmung  an  sich  hat  folgende  Merkmale :  1.  „Arrest". 
Begriff.  Arrest  ist  die  behördliche  bezw.  richterliche  Beschlag- 
nahme von  Vermögensobjekten  zur  Sicherstellung  der  Verfolgbar- 
keit einer  Forderung  oder  der  Zwangsvollstreckung  fUr  eine  solche 
(B.E.  IX,  37,  XVII,  45).  —  Die  weiteren  Merkmale  sind  schon 
im  Begriff  „Arrest"  enthalten.  2.  „Forderungen":  d,  h. 
obligatorische  oder  Schuldfordemngen ,  gleich  den  „persönlichen 
Ansprachen"  im  Vordersatz  —  also  nicht  öffentlich  •  rechtliche 
Ansprachen  (Geldbnfsen)  und  auch  nicht  Ansprachen  dinglicher 
Natur,  speziell  nicht  Pfand-  und  Retentionsrechte;  fllr  alle  diese 
gilt  das  Verbot  nicht.  —  3.  „Vermögen".  Darunter  sind  Gegen- 
stände des  Verkehrs,  res  in  commercio  zu  verstehen,  nicht  da- 
dagegen  Ausweispapiere  (Beimalsschein,  Pafs,  Wanderbuch)  als 
res  extra  commercium.  Für  solche  gilt  aber  nicht  nur  das  Arrest- 
verbot, sondern  der  Arrest  selbst  nicht.  Ausweispapiere  können 
nHmlich  gegen  Schweizerbtlrger  schon  kraft  Art.  45,  Abs.  1,  nicht 
in     privatem    Interesse     zurückbehalten     werden    (vgl,     oben    au 
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Axt.  45).  —  4)  „Gelegt  werden."  Damit  ist  die  ArreBtIeg:niig 
darch  eine  Behörde  gemeint;  private  Akte,  aaf  Pfand-  oder 
Retentionsrechte  geettttzt,  fallen  nicht  unter  das  Verbot,  abgesehen 
davon,  daTs  die  bezflgUchen  Rechte  überhaupt  nicht  „Fordernngau", 
sondern  von  dinglicher  Xatnr  sind. 

Die  Bestimmung  hat  aber  überhaupt  ihre  Be- 
deutung verloren,  insofern:  nach  dem  Bnndesgeaetz  über 
Schuldbetreibung  und  Konkurs,  Art  271,  darf  auf  Vermtigen  eines 
solchen  Schuldners,  wie  er  durch  Art.  59  vorausgesetzt  ist,  über- 
haupt kein  Arrest  gelegt  iverden,  weder  in  einem  anderen  noch 
im  Wohnsitzkanton.  Pfändungen  dagegen  kSnnen  vom  zuständigen 
Betreibungsbeamten,  nnd  das  ist  bei  einem  solchen  Schuldner  der 
Betreib uogsbeamte  des  Wohnsitzes,  auch  in  anderen  Kantonen, 
wo  Vermögensstlicke  des  Schuldners  sich  befinden,  angeordnet 
werden  (vgl.  Art.  89  des  zit.  Gesetzes;  vgl.  auch  Art  221).  — 
Betr.  die  Hinfklligkeit  der  Bestimmung  des  Art.  59  der  Bundes- 
verfassung infolge  dieses  Bnndeagesetzes  zeigt  sich  hier  nur,  wbb 
immer  in  einem  solchen  Fall :  wenn  der  Bund  eine  Rechtematerie 
zentralisiert,  so  werden  die  von  ihm  darin  irUher  unter  Voraus- 
setzung des  Bestandes  der  kantonalen  Oiesetzgebnng  erlassenen 
Vorschriften  gegenstandslos,  nnd  hier  beruht  die  Zentralisation 
auf  Art.  64,  einem  Bundesverfassungsartikel  so  gut  wie  Art  59 
selbst.  Würde  der  Bund  noch  den  Zivilprozefe  zentralisieren,  so 
fiele  auch  die  Vorschrift  vom  Gerichtsstände  des  Wohnortes  dahin, 
wie  das  Arrestverbot  dahingefallen  ist,  nachdem  der  Arreatprozefs 
in  Verbindung  mit  Schuldbetreibung  und  Konkurs  zentralisiert 
worden  ist  (vgl.  auch  mein  Bundesstaatsrechl,  S.  165). 

III.  Alisatz  S.  Wortlaut-.  „Vorbehalten  bleiben  mit  Bezug 
auf  Ausländer  die  Bestimmungen  bezüglicher  Staatsverträge."  — 
In  Betracht  kommt  diesfalls  nur  der  Vertrag  mit  Frank- 
reich über  den  Gerichtsstand  and  die  Vollziehung  von  Urteilen 
in  Zivilsachen,  v.  15.  VI.  1869  (B.G.  9/1002),  nach  dessen  Art.  1 
Streitigkeiten  zwischen  Schweizern  und  Franzosen  Über  bewegliche 
Sachen  nnd  persnnlicbe  Ansprüche  beim  natürlichen  Richter 
des  Beklagten,  d.  h.  an  dessen  Wohnsitz,  bIbo  gegen  in  Frank- 
reich domizilierte  Franzosen  dort  anhängig  zu  machen  sind. 

Es  gibt  zwar  auch  andere  Vertrage  mit  gelegentlichen  Be- 
stimmungen betr.  den  Gerichtsstand,  abet  für  andere  als  persön- 
liche Ansprüche,    vorzugsweise    für  Erbschaftssachen ;    diese  Ver- 
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trHge   bilden    tÜHO   keine  AasDahme   von  Art.  59,    berühren   dea 
Art.  59  äkerbaupt  nicht. 

IT.   Das  Verbot  des  SchuldTerhaftes,  Absatz  3. 

Soweit  das  Verbot  gilt,  ist  es  absolut,  in  der  Ueionng,  dafs 
auf  dasselbe  vom  Schuldner  nicht  verzichtet  werden  kann  {vgl, 
oben  I).  Der  Umfang  des  Verbotes  aber  ist  bescbrKnkt,  and 
zwar  in  folgender  Weise. 

1.  Das  Verbot  gilt  nur  für  den  Schuldverhaft, 
nicht  für  den  Strafverhaft.  Der  Strafverhaft  dient  als 
Zwangsmittel  znr  Erfüllung  von  Leistungen;  mit  seiner  Ver- 
bufsnng  wird  daher  die  Leistungspflicht  selbst  nicht  getilgt.  Der 
Strafverbaft  dagegen  ist  Strafe  für  Verbrechen,  Vei^eben  und 
Übertretungen  und  konsumiert  die  Strafe  selbst. 

2.  Das  Verbot  gilt  nur  fUr  Geldschatdea,  aber 
für  alle  Ge  Idschulden,  fllräffentlich-recbtliche  wie  fUr  privat- 
rechtliche  Geldschulden  —  speziell  also  auch  für  FrozeTskosteD, 
Stenerforderungeu  und  namentlich  KilitKrpflicbtersatzstenern.  In 
dieser  Beziehung  gebt  das  Verbot  des  Schal dverhaftes  Über  das 
Arrestverbot  und  die  Vorschrift  'des  Gerichtsstandes  des  Wohn- 
ortes bin&ns,  welche  beide  Bestimmungen  nur  für  privatrechtliche 
Forderungen  gelten  (vgl,  oben  S.  430).  Es  kommt  aber  in  Be- 
tracht, dafs  die  Eintreibung  Öffentlich-rechtlicher  Geldfordernngen, 
im  Gegensatz  zu  deren  BegrUndnng  und  Geltendmachung,  ganz 
wie  diejenige  privatrechtlicher  Forderungen  erfolgt ,  und  daher 
kommt  es,  dafs  der  Ausschluls  dieser  Exekutiousart,  des  Personal- 
arrestes,  fUr  die  ersteren  wie  für  die  letzteren  als  geltend  zu  be- 
trachten ist. 

3.  Inwieweit  aber  können  Geldschnlden  inHaft 
umgewandelt  werden? 

Jedenfalls  sind  nur  die  Cffentlich-recbtlichen  Qeldscliulden 
umwandelbar,  und  zwar  nur  diejenigen  (öffentlich -rechtlichen  Geld- 
schulden, welche  zur  Strafe  auferlegt  worden  sind,  d.  h.  die 
Geldstrafen.  Die  Umwandlung  mufs  aber  vom  Gesetz  vorgesehen 
sein ,  schon  wegen  des  Quantitativ  —  zum  Zwecke  der  Fest- 
stellung des  Mafsverhältnieses  zwischen  Geldstrafe  und  Haft  (wie- 
viel Franken  Geldstrafe  für  einen  Tag  Haft  zu  rechnen  sind). 

Das  Bundesgericlit  hat  aber  auch  die  Umwandlung  sonstiger 
effentiich-rechtlichen  Geldschulden  aufser  den  Geldstrafen  für  ver- 
einbar mit  Art.  59   erklärt,   sofern   die   Umwandlung   nicht   bei 
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biober  UnmSglichkeit  der  ErfttUnng  der  betr.  ZablougsTerbindlich- 
keit,  sondern  snr  Strafe  für  schul  dhftfte  (böswillige  oder  fabrltUsige) 
Nicht«rfailting  (B.E.  XIV,  179;  ^1.  aacb  XIX^  473)  erfolgt,  und 
darauf  gesttttztistdas  „Buttdesgesetz  betr.  die  Ergänzung 
des  Bnndesgesetzes  Aber  den  MilitXrpflicfatersatz 
V.  88.  VI.  1878",  V.  29.  m.  19Ü1  (B.G.  XVIH,  695;  vgl.  ancb 
B.B.  1898,  III,  572)  erlassen  worden,  um  denVerhaft  fUr  nicht- 
besablte  UilitSrstBuer  legal  zn  machen.  —  Nach  diesem  Stand- 
punkt des  Bnndesgerichtss  und  des  Bnudesgesetzes  kommt  es  also 
darauf  an,  dab  der  Schuldner  bezahlen  könnte,  aber  nicht  be- 
zahlt; dann  erscheint  die  Nichtbezahlung  schnldhaft^  so  daEs  die 
Geldschnld  umgewandelt  werden  kann.  Dagegen  ist  zu  sagen: 
das  gesetzliche  Mittel  festzustellen,  ob  ein  Schuldner  bezahlen 
kann  oder  nicht,  ist  die  Schnldbetreibnng.  Wenn  die  Scbuld- 
betreibnng die  Zahlung  znr Folge  hat,  daaa  braucht  es  überhaupt 
keine  Strafe.  Wenn  aber  die  Schuldbetreibung  erfolglos  bleibt, 
dann  darf  nicht  Strafe  angesetzt  werden,  weil  dnrcb  die  Be- 
treibung, und  zwar  in  gesetxlicber  Weise,  bewiesen  ist,  dafs  der 
Schuldner  nicht  bezahlen  kann  —  also  bewiesen  ist,  dais  Un- 
möglichkeit der  Zahlung  nud  nicht  schuldhafte  Nichtzahlung  vor- 
liegt. Die  bundesgericbtliche  Zulassung  der  Strafe  für  Nicht- 
bezahlung einer  Geldleistung  beruht  also  auf  einer  unrichtigen 
Voraussetzung,  dafs  der  Schuldner  bezahlen  konnte  und  dennoch 
nicht,  also  scfanldbafterweise  nicht  bezahle  —  ist  also  un- 
richtig, und  damit  erscheint  auch  das  Bundesgesetz  bundes- 
verfasBungswidrig.  Gegen  bnndesve  rfassnngs  widrige  Bundes - 
gesetze  gibt  es  aber  in  der  Schweiz  kein  Rechtem ittel ;  auch  das 
Bnndesgericbt  kann  dagegen  nicht  angerufen  werden  (vgl.  Bundes- 
verEsssung  Art.  113,  Schlulssatz),  abgesehen  davon,  daTs  dies  er- 
folglos schiene,  nachdem  das  Bundesgericht  selbst  durch  seine 
Sprnchpraxis  den  Erlals  dieses  Bundesgesetzes  hervorgerufen  hat. 

Artikel  60. 

ShntUehe  Kantone  sind  verpflichtet,  alle  Schweiz erbflrger  In 
der  Oesetzgebung  sowobl  als  Im  gertchUlchen  TerTohren  den  Bttifern 
des  eigenen  Kantons  gleich  zu  halten. 

I.  Die  BestimmuDg  im  ganzen. 

Es  handelt  sich  um  die  Gleichstellung  der  Schweizerbtl^er 
mit  den  KautonsbUrgem  in  Gesetzgebung  and  geticbtlichem  Ver- 
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fahren.  Der  Artikel  betriBt  aIbo  den  Inhalt  des  Schweiser- 
bUrgerrecbteB,  im  Gegensätze  zu  Art.  18,  Aka.  1,  welcher  d«n  Er- 
werb b^zw.  BesUs  des  Bchweizerbtirgerrechtes  fefitsetat  in  dem 
Sinne,  dala  mit  dem  KaatouBbllrgerrecht  eo  ipso  aach  das 
Schweizerbürgerrecbt  verbanden  sei.  —  Und  zwar  wird  darch 
Art.  60  den  Seh  weise  rbtlrgem  dieKechtsgleichfaoit  garantiert, 
aber  nach  einer  beatimmten  Seite:  im  Verbal tnia  za  den  Kautons- 
bUi^ern.  Dadurch  nnteracbeidet  sich  Art  60  von  Art.  1.  Art.  4 
atellt  die  allgemeine  Kegel  anf,  dafa  die  Schweizerbtirger  vnr  dem 
Geaeta  einander  Überhaupt  gleich  seien.  Aber  von  dieser  Regel 
gibt  ea  zahlreiche  Ausnahmen  nach  Alter,  Geachlecht  und  anderen 
tataBcblichen  (natürlichen  oder  kanetlicbeu)  Unteracbieden,  in  der 
Meinnug,  dafs,  wo  ein  solcher  Unterschied  für  ein  Rechts- 
verhültnia  erheblich  erscheint,  die  Butler  danach  anch  rechtlich 
verschieden  gestellt  und  behandelt  werden  dürfen  (vgl.  za  Art.  4), 
£ine  aolche  Ausnahme  könnte  an  sich  auch  der  Unterschied 
Ewiachen  Schweizerbttrgem  and  KantonsbUi^m  bilden,  ao  dafs 
danach  jene  im  Rechte  anders,  schlechter  geatelU  und  behandelt 
werden  durften  als  diese.  Art.  60  scblieüst  nun,  nad  das  ist 
seine  besondere  Bedentviig,  diese  Ananabme  ana;  «wischen 
Scbweizerbtlrgem  und  KantonabUii^m  soll  ein  Unterschied  im 
Recht  und  dessen  Anwendung  nicht  gemacht  werden.  Er  ist  also 
neben  Art.  4  nicht  ttberflttseig,  wie  Cnrti,  das  Prinzip  der  Gleich- 
heit vor  dem  Gesetze,  meint  (vgl.  zu  Art  4).  Dar  Art  60  ist 
nicht  aufgestellt,  blofs  um  die  Regel  des  Art,  4  nach  selten 
speziell  des  Unterschiedes  zwischen  Schweizer-  und  Kantons' 
bUrgera  zn  ergänzen ;  insofern  wäre  er  überflüssig  —  aondem  um 
die  spezielle  Ausnahme  von  der  Regel,  die  Unterscheidung  nach 
dem  Bürgerrecht,  an szuschU eisen.  Vgl.  mein  Bnndeastaaatsrecht, 
9.  210. 

II.  Die  OleichstellOD^  speziell  („gleichznhaltea"),  ihr 
Verhältnis  zum  Gegeurecht  und  ihre  Beschrankung. 

A.    V«rhKltiiiB  EOm  fiegenrecbt,   Unterschied  und  Geltang. 

1.  Die  Gleichstellung  ist  wesentlich  verschieden 
vom  Qegenrecht  Gegenrecht  oder  Retorsion  (materielle 
Reziprozität)  ist  die  Gleichbehandlung  eines  Ausländers  im  lutande 
mit  der  Behandlung,  die  der  Inländer  im  betreffenden  anslftndischea 
Staate  erfahrt;  kurz  gesagt;  Oleichbehandiung  des  Ausländers  im 
Inland  mit  dem  Inländer  im  Aaslande,    nach  der  Formel  (wobei 
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s^  AnalKudor,  1  =  Inland,  i^InlKnder,  A=AnBlBnd):  al^iA  — 
im  Verhältnis  des  Scbweiserbtlrgers  cum  Ktmtonabtlrger  apeziell : 
Gleicbbe  handln  Dg  des  BVrgen  eines  anderen  Kantons  im  her- 
wartigen  Kanton  mit  dem  herwHrtigen  KantonsbUrger  im  betreffenden 
Anderen  Kanton.  —  GIeichet«llang  (formelle  Beziprozitfit)  dag^en 
ist  die  OleicbbehandlnDg  des  AnslSnders  im  laUnde  mit  dem  In- 
Iftnder  im  Inlande  nach  der  Formel:  al=il  —  im  Verhältnis  des 
SchweiEerbUrgers  zum  Kaatonsbür^r  speziell :  Gleichbeband- 
lung  des  Bürgers  eines  anderen  Kantons  im  her- 
vttrtigen  Kanton  mit  dem  herwärtigen  Bttrgor  hier- 
eelbst.  Diese  Gleicbbebandlnug  kommt  hier,  bei  Art.  60,  in 
Betracht. 

Beide,  Qegenrecht  nnd  Gleichstellnng,  setzen  verschiedene 
Staaten  bezw.  verachiedene  GresetEgebnngen  voraus,  nnd  sie  be- 
ruhen :  das  Gegenrecht  auf  der  eigenen  inländischen  Gesetzgebung, 
die  Gleichstellung  dagegen  auf  einem  höheren  Recht  Über  den 
verschiedenen  Staaten,  entweder  auf  Staatsvertrag  oder,  im  Bundes- 
staat, auf  der  Bnadesverfasenng ,  wie  im  vorliegenden  Falle.  — 
Wenn  die  Gesetzgebungen  der  verschiedenen  Staaten  gleich- 
gestaltet  werden,  von  der  einen  oder  anderen  Seite  ans  sich  oder 
durch  gegenseitige  Übereinkunft,  dann  fallen  Oegenrecbt  und  Gleich- 
stellung im  Effekte  zusammen;  insofern,  als  dann  der  Auslander 
im  Inlande  das  gleiche  Recht  geniefst,  werde  er  nach  Gegenrecht 
oder  nach  Gleichstellung  behandelt  (uneigentliche  Beziprozitftt).  — 
Wenn  aber  die  Staaten  bezw.  Gesetzgebungen  ineinander  auf- 
gehen, oder  wenn  im  Bundesstaat  eine  Gesetzgebungs- 
materie von  den  Einzelstaaten  au  den  Bund  Über- 
tragen, zentralisiert  wird,  so  hören  Gegenrecht 
und  Gleichstellung  überhaupt  auf:  es  untersteht  dann 
der  eine  wie  der  andere,  der  frühere  Ausländer  wie  der  Inländer 
bezw.  der  Nichtkantonsb ärger  wie  der  Kantonsbttrger  dem  fUr 
beide  einen  und  gleichen  Rechte,  das  für  jeden  sein  Recht  ist. 

2.  Das  Gegenrecht  wird  also  durch  Art.  60  aus- 
geschloBBen.  Ausgeschlossen  ist  es  eigentlich  schon  als  unerlaubte 
Selbsthilfe  nach  Art.  14  der  Bundesverfassung  (vgl.  oben  zu 
Art  H).  Jede  Selbsthilfe  zwischen  Rantonen  ist  danach  un- 
erlaubt, und  Selbsthilfe  ist  das  Gegenrecbt  in  Absicht  und  Erfolg 
insofern,  als  die  Kantone  damit  früher  einander  zwingen  wollten, 
gewisse  Grundsätze  der  eigenen  Gesetzgebung  anzunehmen ,  und 
dadurch  das  gute  Einvernehmen  unter  ihnen  oft  in  bedenklicher 
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Weiae  gesttJrt  wurde.  —  Also  oicht  Gegenrecbt,  Bondem  Gleich- 
Stellung. 

B.    Bflsehi^nküBg  der  Gleichstellang. 

So  sehr  die  Gleich Btellung  grnndBätzlich  vorgeechrieben  ist, 
so  ist  sie  doch  nicht  unbeechraakt.  Der  Bnnd  besitzt  nattlrlich 
das  Becht,  wie  das  Prinzip  der  GleicbstellnDg  durch  Art.  60  zu 
statuieren  eo  auch  Auanahmen  davon  durch  andere  Artikel  der 
Bundesverfassung  aufzustellen  bezw.  zuzulassen.  Das  Recht 
der  Gleichstellung  nach  Art.  60  gilt  also  nur,  wenn 
und  soweit  nicht  Ausnahmen  davon  durch  andere 
Artikel  der  Hnndesverf assnng  aufgestellt  oder  zn- 
gelassen  sind.  —  Eine  solche  Ansuabme  bildet  nnsweifelhaft 
das  Stimmrecht  der  niedergelassenen  Schweizerbttrger  in  kan- 
tonalen nud  Gemeindeangelegenheiten  nach  Art.  43  der  Bundes- 
Verfassung,  insofern,  als  dasselbe  den  SchweizerbUrgem  von  Bundes 
wegen  durch  die  Kantone  erst  nach  8  Monaten  erteilt  zu  werden 
braucht,  während  es  den  Kantonsbüigem  sofort  verliehen  werden 

In  Frage  aber  kommen  hauptsächlich  das  Bürgerrecht 
und  das  damit  znsammeuhKugende  Armenrecht,  d.  h. 
das  Recht  auf  Unterstützung  im  Verarmangsfalle.  Es  erhebt 
sich  also  die  Frage,  ob  das  BUigerrecht  in  einem  Kanton  den 
SchweizerbUrgem  wie  den  Kanton sbUrgem  und  Armenuntet^ 
sttltzung  jenen  wie  diesen  gewahrt  werden  mtlese.  Betr.  den 
Kanton  Bern  mit  seinem  Territorialpriuzip  im  Arroenwesen 
fragte  es  sich  in  einem  Rekursfalt,  ob  der  niedergelassene 
Schweizerbtlrger  auch  gleich  den  Kanton sbttrgem  die  Armen- 
unter ettltzung  ansprechen  könnte.  Der  Bundesrat  verneinte 
richtigerweise  die  Frage,  aber  mit  unzureichender  BegrOudong 
(vgl.  Ullmer  II,  S.  IS).  Und  im  Kanton  Ztlrich  wurde  die 
ZulBssigkeit  der  Beziprozitfitsklauael,  wie  sie  ftir  den  Erwerb  des 
GemeindebUrgerr echtes  aufgestellt  worden  ist,  in  Zweifel  ge- 
zogen. Bas  Züricher  Gemeindegesetz  gewährte  nämlich  nach 
der  ursprfinglichen  Fassung  des  §  25  die  unentgeltliche  Ein- 
bürgerung in  einer  Gemeinde  den  niedergelassenen  Scfaweizer- 
bUigem  wie  den  KantonsbUrgem,  ist  dann  aber  dabia  abgeändert 
worden:  „Bürger  anderer  Kantone  kännen  indessen  dieses  Becht 
nur  in  Anspruch  nehmen ,  wenn  ihr  Heimatskanton  Gegenrecbt 
gewährt."  (StUssi,  Sammelband  der  ZUrch.  Gesetze  t.  J.  1896, 
S.  134.)     Das    ist   die   ReziprozitStsklausel,    und    mit    ihrer   Auf- 
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atellnng  erhebt  sich  die  FrKge  nach  ihrer  Zulftssigkeit.  Mit  Be- 
zug auf  beide  Becbte,  Bürgerrecht  und  Armenrecht,  kann  die 
Frage,  ob  aach  für  sie  die  Pflicht  der  Gleichstellung  der  SchweiBer- 
bfliger  mit  den  Kantonsbtti^m  gelte,  nicht  anders  als  verneint 
werden,  und  die  Begrtlndang  der  Antwort  liegt  in  folgenden  Er- 
wägungen: 1.  Der  Art.  60  der  Bandesverfaasnug  gilt,  wie  oben 
fes^estelU  worden  ist,  nicht  fttr  VerhKltnisse ,  die  durch  andere 
Artikel  der  Bundesverfassung  von  der  Gleich  stellang  anegenommen 
werden.  2.  Von  der  Gleicbateltnng  in  solchen  Rechten  aber,  die 
dnrch  das  Bürgerrecht^  das  Gemeindebtlrgerrecht  erworben  werden, 
sind  die  Schweizerbllrger  ausgenommen;  so  betr.  Mitanteil  an 
Bürger-  und  KorporatiouegUtem  und  betr.  Stimmrecht  in  bürger- 
lichen Angelegenheiten :  dnrch  Art.  43,  Abs.  4,  und  betr.  Armen- 
unterstützung  speziell  durch  Art.  45,  Abs.  8.  8.  Ist  der  Schweizei^ 
btlrger  aber  von  der  Gleichstellnng  ausgenommen  mit  Bezug  auf 
Rechte,  die  durch  dan  Bürgerrecht  erworben  werden,  so  auch  mit 
Bezug  auf  die  Erwerbung  des  Bürgerrechtee  selbst;  wenn  er  aus- 
geechloBsen  werden  kann  von  Rechten,  die  durch  die  Einbürge- 
rung erworben  werden ,  so  anch  von  der  Einbürgerung  selbst, 
m.  a.  W. :  wenn  er  ansgeschlossen  werden  kann  vom  bedingten 
Recht,  so  auch  vom  bedingenden  Rechte.  Der  Schweizer- 
bllrger erwirbt  denn  auch  die  ihm  zukommenden  Rechte  als 
solcher,  als  SchweizerbUrger,  also  direkt  nicht  durch  das  Mittel 
des  Gemeinde-  und  Kantonsbürgerrechtes ;  auf  dieses  hat  er 
keinen  bundesrechtlichen  Anspruch  (vgl.  oben  S.  831). 

Betr.  Gleichstellang  und  Gegenrecht  vgl.  Ullmer 
I,  S.  44,  192,  202,  206  und  B.E.  V,  31,  320;  VI,  204,  VII,  235 
und  VIII,  42. 

m.  ^le  Schweiaerbürger"  sind  den  KantonsbUrgem 
gleichzuhalten. 

Und  zwar  sind  den  Kantonsbürgern  alle  Schweizerbürger 
ohie  ABiialine  gleichzuhalten,  nicht  mehr  nur  wie  nach  der  ur- 
sprünglichen Bundesverfassung  v.  1848  ,alle  Schweizerbürger 
christlicher  Konfeseion";  diese  BeschrKnkung  iat  schon  durch 
die  Partialrevision  von  1866  dahingefallen  (vgl.   „Einleitung"). 

Aber  nur  die  Schweizerbfirger  sind  den  KantonsbUrgem  gleich- 
zuhalten,  nicht  auch  die  Nichtkantonseinwohner  den  Kantons- 
einwohnem.  Jenes  Verhältnis  zwischen  den  Bürgern  ist  also  mit 
diesem  zwischen  Nicbtniedergelassenen  nnd  Niedergelassenen  nicht 
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zn  Terwechseln.  —  Die  Nicht^antonMlnwtlmaF  kffnii«n  rechtlich 
ttudera,  Bcblechtet  gehalMo  werden  ak  die  KaatotiBeiavobneri 
namentlich  im  Stenerrecfate ,  mit  Bezug  aof  Stouerobjekte ,  -die', 
auch  wenn  der  Eigentümer  in  einem  anderen  Kanton  wohnt,  dem 
Steuerrechte  des  herwärtigeu  Kantens  unterliegen,  wie  das  bei. 
Liegenschaften  der  Fall  ist.  —  Immerhin  dürfen  auch  die  Nidit- 
kautonseinwohner  nicht  willkttrlicb  anders  behandelt  werden 
als  die  Kantoaseiowohner,  weder  im  Grundsatz  noch  im  Qoanti- 
tativ,  d.  h.  es  mufe  der  tatsftchliche  Unterschied  des  Wohnsitzes 
aafser  oder  im  Kanton  fUr  das  betr.  VerhSltnis  erheblich  sein, 
um  aberhaiipt  von  dfr  Gleichbehandlung  auch  der  Nichtkaatons- 
einwohner  mit  den  Kantone  ein  wo  hnem  abweichen  zu  dürfen,  nnd 
es  darf  anch  nnr  insoweit  abgewichen  werden,  als  der  Unterecbied 
erheblich  erscheint.  Sonst  erschiene  auch  die  ungleiche  Behand- 
lung vnn  Nichtkan  tonsein  wohn  em  und  Kantonseinwobnem  als  eine 
Umgehung  des  Art.  60  und  jedenfalls  als  eine  Verletzung  von 
Art.  4  der  Bundesverfassung.  Als  eine  Umgebung  von  Art.  60 
dann,  wenn  es  namentlich  auf  die  auswärts  wohnenden  Schweizer- 
bllTger,  weniger  auf  die  answ&rtigen  Kantonsbttrger  abgesehen 
würe  ,  so  dafs  der  Unterschied  schlielslich  mit  dem  Unterschiede 
zwischen  Scbweizerblli^em  und  Kanton sbtlrgem  zusammenfiele, 
was  gegen  Art.  60  verstiefse.  Anf  alle  FSlle  aber  wäre  es  eine 
Verletzung  von  Art.  i  der  Bundesverfassung,  weil  dieser  in 
jedem  Verhältnis,  sei  es,  welches  es  wolle,  eine  Abweichung  nnr 
nach  erheblichen  tatsflchlichen  Unterschieden  gestattet.  Vgl.  B.E. 
VII,  236. 

IT.  ^Iii  der  Gesetzgebang  sowohl  als  im  geriehtlicben 
Terfahreo''  soll  die  Oleichstellnng  beobachtet  werden.  Es  ist 
also  wieder  die  Gleichstellung  vor  dem  Gesetz  und  in  dessen 
Anwendung  gemeint,  wie  bei  Art.  4  (vgl.  diesen  Artikel). 
Zwar  ist  betr.  die  Anwendung  des  Gesetzes  nnr  vom  „ge rieht-  , 
liehen  Verfahren"  die  Rede;  aber  dieser  Bestimmung  unter- 
steht nicht  weniger  auch  die  Verwaltung  im  engeren 
Sinn.  Das  gerichtliche  Verfahren  erscheint  einfach  als  die 
hanptstlchlichste  Anwendung  des  Gesetzes,  bei  der  eine  Ver- 
letzung der  Oleichstellnng  zu  befürchten  wäre. 
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ArtllEel  «1. 

Die  recktsbttnt^en  ClfUiirteile,  die  In  einem  Suton  gefftllt 
slndj  sollei  In  der  granzen  Schwele  Tollzogren  werden  kSnnen. 

Der   Artikel   statniert   die   sog.    Rechtshilfe    zwischen 
.    Kiuitonen    zum    Zwecke    des    VoUzuji;e8    rechtokräfüger    Zivil- 
ur'teile. 

I.    Bechtshllfe,  Begriff  und  Bechtsgrnnd. 

Begriff,  im  weiteren  Sinne:  Rechtshilfe  ist  die  Ver- 
pflichtung der  Behörden  su  gegenseitiger  Hilfe  io  Rechtssachen 
zum  Zwecke  des  Erlasses  oder  Vollzages  von  Urteilen,  speziell 
die  Mitwirkung  der  Behörde  eines  anderen  Sprengels,  als  in 
welchem  daa  Urteil  ergangen  ist  (aneigentlicbe  Rechtshilfe).  Im 
engeren  Sinne  versteht  man  unter  Rechtshilfe  diese  Mitwirkung 
zwischen  Behörden  verschiedener  Staaten  (eigentliche  Rechts- 
hilfe). 

Rechtsgrnnd.  Innerhalb  eines  nnd  desselben  Staates  be- 
ruht die  Rechtshilfe  auf  Staatsgesetz ,  zwischen  verschiedenen 
Staaten  auf  Vertrag;  zwischen  den  £inzelBtaaten  eines  Bundes- 
staates kann  die  Rechtshilfe  auch  auf  Vertrag  (schweizerisch; 
Konkordat)  oder  aber  auf  der  Bundesverfassung  bezw.  Bnndes- 
gesetKgebung  seihst  beruhen ,  und  nnr  der  letztere  Fall  kommt 
hier  in  Betracht.  Durch  die  Bundesverfassung  oder  durch  Bandes- 
gesetz kann  aber  im  Bundesstaate  die  Rechtshilfe  nicht  nnr 
zwischen  den  Einzelstaaten,  sondern  unbedingt,  auch  inner- 
halb der  Einzelstaaten ,  also  als  Rechtshilfe  im  weiteren  Sinne 
festgesetzt  werden,  wie  es'im  Norddeutschen  Bunde  bezw.  Deut- 
schen Reich  durch  das  Gesetz  Über  die  GewBbrung  der  Rechts- 
hilfe V.  21.  VI.  1869  geschehen  ist.  Im  Bandesstaat  aber  wird 
die  Rechtshilfe  im  einen  und  anderen  Sinn ,  oh  sie  als  Rechts- 
hilfe nur  zwischen  Einzelstaaten  oder  auch  innerhalb  der  Einzel- 
staaten (wie  im  Deutschen  Reich)  festgesetzt  sei  —  als  solche, 
als  Rechtshilfe,  durch  die  Zentralisation  der  Rechts- 
pflege ebenso  überflüssig  als  unanwendbar,  soweit 
wenigstens  der  gegenständliche  Bereich  der  Rechtshilfe  und  der 
zentralisierten  Rechtspflege  sich  decken.  So  ist  es  beim  zitierten 
deutschen  Reichsgesetz  infolge  des  GerichtsTerfassangsgesetzes  und 
der  Prozelsordnnngen  eingetrofi'en  (vgl.  Laband,  Das  Staatsrecht 
des  Deutschen  Reiches,  S.  218/219).    Desgleichen  in  der  Schweiz 
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bei  AtL  61  der  Bnndesverfftsanng ,  der,  betr.  den  Vollzug  von 
ZivilarteilsQ  durcb  Betreibnag,  durch  das  fiandesgesetz  Über 
Schnidbetreibung  und  Eonknrs,  das  ebensowohl  auf  der  Bandes- 
verfassung  beruht  als  die  Beetimmang  toh  Art.  61,  speziell  durch 
Art.  81,  Abs.  2  dieses  Gesetzes,  UberSassig  und  unanwendbar 
geworden  ist;  vgl.  unten  „Vollzng". 

IL   „Zid8ch«n  Kaatonea^. 

Die  Bestimmung  gilt  also  nur  fllr  interkantonale  Ver- 
hältnisse, d.  h.  sie  gilt  nur  Air  Vollstreckung  tob  Urteilen  ans 
einem  in  einen  anderen  Kanton  —  nicht  fllr  Vollstreckung  in» 
gleichen  Kanton,  in  welchem  das  Urteil  ei^angen  ist.  Zwar 
heifst  es,  sie  „sollen  in  der  ganzen  Schweiz  vollzogen  werden 
kOuuen,"  so  dals  an  sich  auch  der  Vollzug  im  eigenen  Kanton 
gemeint  sein  kfinnte.  Aber  der  Bund  wollte  nicht  in  das  Zivü- 
prozefsrecbt  der  Kantone  selbst  eingreifen,  sondern  aur  zwischen 
den  kantonalen  Jnstizgewalten  vermitteln,  in  dem  Sinne,  daEs  die 
eine  die  andere  unterstützen  solle  (vgl.  auch  B.E.  IV  43/44). 

Auf  interkantonale  VerhKltnisse  zivil  rechtlicher  Art,  nnd  nur 
auf  solche  beziehen  sich  auch  die  Art.  46,  Abs.  1,  und  59; 
der  Unterschied  zwischen  diesen  Artikeln  und  dem  Art.  61  ist 
aber  folgender.  Art,  46,  Abs,  1,  und  59  bestimmen  die  Kom- 
petenz in  Zivilrecbtssacben ,  welcher  Kanton  kompetent  sei. 
Und  iwar  bestimmen  Art.  46,  Abs.  1,  nnd  das  daraufhin  erlassene 
Bnndesgesetz  betr.  die  zivilrechtlichen  VerhKltnisse  der  Nieder- 
gBlassenen  und  Aufenthalter:  die  Kompetenz  in  personen-, 
familien-  und  erbrechtlichen  VerhtÜtnisseu ,  ob  nfimlich 
in  solchen  VerhHltnissen  das  Recht  und  der  Bichter  des  Heimat- 
oder des  Wohnortes  gelte.  Art  59  seinerseits  bestimmt  die 
Kompetenz  fUr  obligationenrechtlicbe  Verhältnisse  betr. 
den  Richter,  dals  der  Schuldner  im  Kanton,  wo  er  seinen  Wohn- 
sitz habe,  gesacht  werden  mllsse.  —  Art.  61  dagegen  bestimmt 
die  Pflicht  znm  Vollzug  eines  kompetenten  Urteils,  doTs  ein 
solches  auch  in  einem    anderen  Kanton  vollzogen   werden  mflsse. 

UI.    Bechtskr&ftige  ZivUiirteUe. 

A.  sZiTilnrteil"  ,  d.  h.  ein  richterliches  Erkenntnis,  durch 
welches  eine  privatrechtlicbe  Streitigkeit  zwischen  zwei  Parteien 
entschieden  worden  ist.  —  £s  mufs  also  einerseits  ein  ZlTÜurteil 
sein,  ein  Urteil  betr.    eine    privatrechtlicbe  Streitigkeit,    am  An- 
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gpmch  anf  Bechtshilfe  nach  Art.  61  m  besitsen.  Diesen  An- 
sprnefa  besitzt  also  ««der  ein  strafrechtliches  noch  ein  ver- 
waltnngsrecbtliches  Urteil.  Bei  Urteilen  von  Strafgerichtsbehffrden 
aber  ZivilansprUche  kann  es  sich  fragen,  ob  es  anf  die  Bebtfrde 
ankomme,  welche  das  Urteil  gefüllt  hat,  so  dafs  dieses  nicht  als 
Zivilurteil  gälte,  oder  anf  den  Inhalt  des  Urteils,  so  dafs  es, 
weil  eine  Zivilsache  betreffend,  ebenfalls  ein  Zivilnrteil  im  Sinne 
des  Art.  61  wire  nnd  danach  Ansprach  datanf  besKfse,  insoweit 
auch  in  einem  anderen  Kanton  vollzogen  zu  werden.  Die  Frage 
ist  kontrovers  und  scheint  noch  keinen  Anlafs  gegeben  zn  haben, 
vom  Bandesgericht  entschieden  zn  werden.  Andererseits  moEs  es 
ein  ZiviluMl  sein,  d.  h.  ein  Entscheid  in  einer  privatrecht- 
lichen Streitigkeit,  ein  Dezisivdekret,  nicht  eine  blofse  Verfügung 
oder  ein  Interlokut  znm  Zwecke,  ein  Urteil  erst  herbeizaftlhren. 
Prozessnalische  Bechtsbilfe  (fUr  blofse  Verfttgaagen  and 
Interlokute)  haben  sich  die  Kantone  zwar  auch  untere ioander 
gegenseitig  zn  leisten ,  aber  nicht  auf  Grund  von  Art.  61 ,  und 
das  nicht  nur  in  Zivil-,  sondern  auch  in  Strafsachen ;  das  ist  das 
Recht  der  sog.  Requisitionen,  vgl.  nnten  „Vollzug". 
B.     „BechtskrSftige  Zivilnrteile". 

1.  Unter  Rechtskraft  ist  hier  nur  die  formelle 
Rechtskraft  verstanden,  nicht  die  materielle  Rechtskraft. 
Materielle  Rechtskraft  ist  diejenige  Eigenscfaafl: ,  vermöge  deren 
ein  Urteil  schlechtweg  als  richtig,  als  der  Wahrheit  entsprechend 
anzusehen  ist;  sie  hindert  die  Wiederaufnahme  des  Ver- 
fahrens, indem  ihr  die  exceptio  re^jt^icatae  zur  Seite  steht. 
Formelle  Rechtskraft  dagegea  ist  »ejenige  Eigenschaft  eines 
Urteils,  vermfige  deren  es  durch  R^htemittel  nicht  mehr  ange- 
fochten werden  kann,  sei  es,  dafs  sieSrscböpft  sind  oder  tlberhanpt 
nicht  benutzt  wurden ;  die  RechtskrtHt  hindert  die  Fortsetzung 
des  Verfahrens  im  Instanzenzug  und  Kulsert  sich  in  der  Voll- 
ziehbarkeit  des  Urteils.  '  Weil  es  nach  Art.  61  nur  darauf 
ankommt,  dafs  das  Urteil  vollzogen  werden  kann,  ist  an  sich 
nur  die  formelle  Rechtskraft  verlangt.  Es  muÜs  also  das  Urteil, 
um  rechtskräftig  zu  sein,  endgültig  sein,  nud  ob  das  der  Fall, 
beurteilt  sich  natürlich  nach  dem  Rechte  desjenigen  Kantons,  in 
welchem  das  Urteil  erlassen  worden  ist. 

2.  Aufser  der  Rechtekraft  selbst  wird  aber  von  einem  Urteil  im 
Sinne  des  Art.  61,  damit  es  in  einem  anderen  Kanton  vollziehbar 
sei,    von  jeher,  nach  der  Spruchprazis  der  BundesbehSrden ,  des 
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BundesrateB  unter  der  früheren  Bundesverfassung  und  des  Bandes- 
gerichtes seit  1874,  noch  die  Existenz  der  „Bedingungen 
und  Voranssetzuugen'^  der  Rechtskraft  verlaugt,  und 
werden  als  solche  Kompetenz  und  rechtliches  Gehttr 
bezeichnet  (vgl.  Ullmer  1,  Nr.  220,  erstes  bezügliches  Prftjndiz; 
dann  ebenda,  S.  223,  wo  en%egen  einem  Recbtsgntachten  die 
Rechtskrafl  fllr  sich  allein  als  nicht  genügend  erklärt  iräd ', 
weiterhin;  B.E.  Vü,  491,  706;  VIU,  728;  XV,  187  u.  a.,  wo 
dann  allerdings  gelegentlich  die  Kompetenz  zur  Bechtskraft  selbst 
gerechnet  wird,  z.  B.  in  III,  646). 

Die  Recbtfertigang  dieser  weiteren  Bequisits  für  ein  .rechts- 
kräftiges" Urteil  läTst  sich. in  folgender  Erwägung  finden:  wenn 
ein  kantonales  Urteil  auf  dieses  bundesverfassungBmftCsJIgfl  Recht 
Ansprach  machen  will,  so  soll  es  auch  den  Bediagntig^  ent- 
sprechen ,  welche  noch  andere  Artikel  der  Bundes- 
verfassung an  ein  Urteil  stellen,  wie  der  Art.  4  bet«,  recht- 
liches Gehör  und  die  Art.  46,  Abs.  1,  und  59  betr.  die  Kompe- 
tenz. Die  beiden  letzteren  Artikel  verlangen  zwar  nur,  dafs  nicht 
ein  inkompetenter  Richter  aufser  dem  Kanton,  in  welchem  der 
Beklagte  seinen  Wohusitz  hat,  entscheide,  so  daTs  sie  selbst  nicht 
verletzt  sind,  wenn  von  in  Frage  kommenden  Rechten  innerhalb 
des  WohnsitzkantouB  ein  inkompetenter  gehandelt  hat ,  wahrend 
es  bei  der  Kompetenz  als  Bedii^ung  für  ein  nach  Art.  61  rechts- 
kräftiges Urteil  die  Meinnng  hat,  dab  es  Überhaupt,  auch 
innerhalb  des  gleichen  Kantons,  der  kompetente  Richter  gewesen 
sein  müsse,  der  das  Urteil  gefällt  habe,  wenn  es  derart  rechtskräftig 
sein  soll,  um  in  einem  anderen  Kanton  vollzogen  werden  zu 
müssen.  Dieser  Erweiterung  der  Bedingung  der  Kompetenz  Über 
die  Art.  46  und  59  hinaus  scheint  echlierslich  die  gemein- 
rechtliche Theorie  zu  Hilfe  zu  kommen,  wonach  bei  Rechts- 
hilfe im  Zivilprozefs  der  requirierte  Richter  die  Zuständigkeit  des 
requirierenden  überhaupt  zu  prüfen  hat  (Holtzendorff,  Enzyklopädie, 
5.  Aufl.,  S.  795). 

Der  Inhalt  dieser  Requisite  im  einzelnen  ist  folgender, 
a)  Das  rechtliche  Gehör.  Darunter  ist  nur  das  sog.  for- 
male GehOr  zn  verstehen,  d.  h.  der  Anspruch  darauf,  dafs  der 
Beklagte  gehörig  vorgeladen  und  ihm  Gelegenheit  znr  Verteidigung 
gegeben  worden  sei;  nicht  aber  das  materielle  GehOr,  weil 
dasselbe  darin  besteht,  dafs  die  Rechtsprechung  nicht  willkürlich 
sei,  eine  Prüfung  dieser  selbst  aber  dem  requirierten  Richter 
keinesfalls    zusteht,      b)    Kompetenz.     Dieselbe    richtet    sich, 
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wenn  nar  Gerichte  des  gleichen  EnntooB,  wo  dos  Urteil  ergangen, 
fUr  die  Kompetenz  in  Frage  kommen,  nacb  dem  Bechte  dieses 
Kftntons ;  in  Fsllea  dagegen ,  to  die  Gerichte  zweier  ver- 
Bcbiedenen  Kantone  tn  der  Kompetenz  konkurrieren,  ist  das 
Bandesrecht  mafigebend,  nnd  Ewar  Art.  46  bezw.  du  daranf- 
bin  erlassene  Bandesgesetz  betr.  zivil  rechtliche  Verbältnisse,  für 
personen-,  familien-  nnd  erbrechtlicbe  Urteile  und  Art.  5  9  flir 
obligationenrecbtlitbe  Urteile. 

C.  Ah  „rechtskräftige  Zivilnrteile"  gelten  auch  solche  von 
Scbiedsgericliten  so  gnt  wie  von  öffentlichen  bezw.  Btaatlichen 
Ger  ichton. 

IT.  Tollzag.  Ausdrücklich  sUtuiert  ist  nur  der  Tellng 
TOD  ZivilnrteilfJL  als  die  bedeutendste  Art  der  Eechtsbilfe.  Dieser 
Vollzug  richtet  sich  nach  dem  Rechte  des  requirierten  Kau. 
tons.  Der  Vollzog  von  Urteilen  in  obligittionenrecbtlicben 
VerbKltnissen  aber  richtet  sich  im  allgemeinen  nach  dem  Bundes- 
gesetz  über  Schuldbetreibung  nnd  Konkurs  und  betr.  solche  Ur- 
teile anderer  Kantone  speziell  nach  Art.  81,  Abs.  2  dieses 
Gesetzes,  und  es  ist  also  mit  Bezug  auf  obligationen- 
rechtliche Urteile  anderer  Kantone  der  Art.  61  der 
Bundesverfassung  hinfsllig  geworden,  weil  eben  die 
bezüglichen  Vollzugsbestimm ungen  zentralisiert  worden  sind  (vgl. 
oben  unter  I).  —  Stillschweigend  gilt  aber  die  Kecbtsbilfe  auch 
fUr  prozessualische  Handlungen  zum  Zwecke  des  Erltsses, 
nicht  des  Vollzuges,  eines  Zivilnrteils  und  auch  in  Sachen  nur 
der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit ,  d.  b.  fttr  sog.  Requisi- 
tionen, speziell  für  Eogatorien  (Requisitionen  zwecks  Ein- 
vernahme von  Zeugen),  und  das  von  jeher,  als  Rechtspflicht  der 
Kantone  untereinander  (vgl.  Ullmer  II,  Nr.  845).  Für  straf- 
rechtliche Requisitionen  ist  durch  Art.  67  der  Bundesver- 
fassung bezw.  durch  die  in  Vollziehung  desselben  erlassene 
Bundesgesetzgebung  besonders  gesorgt  (vgl.  unten  zu  Art.  67). 

ArUkel  6%. 

Alle  Abzngsrecht«  Im  Innern  der  Schweiz,  soirle  die  Zngrechte 
von  Bürgern  des  einen  Kantons  gegen  BBi^er  anderer  Kantone  sind 
abgeschafft. 

L  Znsammenhang  dieses  Artikels  und  des  fol- 
genden   mit   Art,   46    betr.   das    Verbot   der   Doppel- 
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Art.  62  enthalt  das  Verbot  der  AbzngsrecEite  nnd  der  Zng- 
rechte  im  Innern  der  Schveis  bezw.  zwischen  Kantonen,  und 
Art.  6S:  das  (bedingte)  Verbot  der  Abzugarecbte  gegen  maa- 
wKrtige  Staaten.  —  Beide  Artikel  hKngen  mit  dem  Verbot  der 
Doppelbesteuerung  insofern  zuBammen,  «Is  alle  drei  BestimmDUgeB 
die  wirtschaftliche  Freisttgigkeit ,  d.  h.  den  freien  Zug  des 
Vermögens  von  einem  XAnd  ins  andere  bezw.  von  einem  Kanton 
in  den  anderen  als  eine  Konsequenz  der  persHalichen  Freizügig- 
keit oder  der  Niederlassungsfreiheit,  des  freien  Zuges  der  Person, 
sicherstellen.  Betr.  das  Verbot  der  Doppel besteuemng  als  Polge- 
bestimmung  des  Rechtes  auf  freie  Niederlassung  vgl.  oben  zu 
Art.  46. 

II.  Abzngsrfidlte,  auch:  Abzogsgeld,  Ablahrtsgeld ,  Mana- 
missione-  oder  Emigrationagebühr,  detractus  personalis  (bei  W^- 
zug  des  Besitzers  selbst)  nnd  realis  (bei  Anfall  an  auswärtige 
Erben),  gabella  emtgrationis. 

Begriff.  Abzugarecbte  aind  Abgaben  („Recht"  im  Sinne 
von  Abgabe,  wie  auch  das  französische  „droit"  diese  zweite  Be- 
deutung hat)  auf  Vermögen ,  das  infolge  Wegzuges  des  Besitzers 
oder  infolge  Erbganges  aufaer  Landes  zieht.  Die  Abgabe  liegt 
also  auf  dem  Wegzüge  des  Vermögens  und  nur  auf  wegziehendem 
Vermögen.  Daher  ist  kein  Abzugsrecht  die  Erbschaftssteuer, 
auch  nicht  die  Steuer  auf  Erbschaften,  die  anfser  Landes  gehen. 
Denn  die  Erbschaftssteuer  trifft  den  im  Lande  bleibenden  Nach- 
lafs  ebensowohl  wie  den  abziehenden.  Sie  ist  überhaupt  keine 
Abgabe  auf  den  Zug  des  Vermögens,  sondern  auf  das  VermKgeu 
selbst:  eie  trifft  allerdings  das  Vermögen  beim  Übergang  von 
oiner  Hand  in  die  andere,  den  sog.  Verkehr  im  weiteren  Sinn 
und  ist  insofern  eine  Vermögensverkehrssteuer,  im  Gegensätze 
zur  VermOgenahesitzsteuer  oder  zur  Vermögenssteuer  schlecht- 
hin; aber  sie  trifft  nicht  den  Übergang  von  einem  Land  ins 
andere,  überhaupt  nicht  den  räumlichen  Verkehr,  den  sog.  Ver- 
kehr i,  e.  S.  (d.  h.  RaumObertragung  von  Personen,  Gütern  nnd 
Nacbrichten),  bindert  also  nicht  den  freien  Zug  und  unterliegt 
daher  auch  nicht  dem  Verbote  von  dessen  Beschränkungen  bezw. 
dem  Verbote  der  Abzugsrechte. 

Das  Verbot  der  Abzugsrechte  nach  Art.  62  gilt  nur  fUr 
das  Innere  der  Schweiz,  aber  unbedingt. 
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III.  Zi^reehte. 

Begriff.  Im  allgemeinen  ist  Zngreclxt  (anch  Näberrecht, 
Betraktsrecbt  oder  Betrakt,  LoBungsrecht  oder  LosuQg)  das  gesetz- 
liche Vorkaufsrecht  eines  Dritten  für  den  Fall,  dafs  jemand  eine 
Sache,  insbesondere  ein  Grundsttlek,  verHufsern  vill.  Je  nach 
dem  berechtigten  Kreise  unterscheidet  man :  Erblosnng  (d.  h.  das 
Zugrecht  der  Verwandten),  Nachbnrlosnng  (der  Nachbarn),  Mark- 
loeuug  (der  Mark-,  s=  d.  h.  GemeindegenoBSon).  —  Im  Art  62  ist 
speziell  das  Zugrecht  der  KantonsbUrger  gegen  Bürger 
anderer  Kantone  gemeint,  das  zu  verhindern  bezweckte,  dafs 
ein  Gut  an  Kantonslremde  kttme. 

Das  Verbot  gilt  also  speziell  fUr  diese  Art  Zugrecht  und 
nur  fUr  diese  Art. 

ArtlKel  6S. 

Gegen  die  amw&rtlgen  Staaten  besteht  Frelz^gkelt,  nnter 
Torbehalt  des  degenreohtes. 

I.  Unter  „Freizügigkeit^  ist  hier  speziell  die  Befreiung 
vom  Abzugsrecbt  gemeint.  Also  anch  gegen  auswärtige 
Staaten  sind  die  Abzngerechte  abgeschafft,  immerhin  unter  Vor- 
behalt des  Gegenrechtes.  —  Warum  nicht  auch  die  Zugrechte, 
wie  in  Art.  62  ?  Das  Zugrecht  bestand  zwar  vorzeiten  auch  und 
hauptsKchlich  als  Zugrecht  der  Laudesgenossen  gegen  Fremde, 
anch  gegen  Ausländer,  hatte  aber,  je  entfernter  die  berechtigten 
Kreise  von  den  belasteten  waren,  um  so  mehr  seine  Bedeutung 
schon  vor  der  BundesverfassUDg  von  1S48,  also  namentlich  gegen 
Ausländer,  verloren;  ausnahmsweise  freilich  besteht  es  auch  in 
der  letzteren  Beziehung  noch  heute  fort,  wie  in  Baselland  laut 
Landesordnnng,  §  161,  Ziff.  2  (vgl.  Huber,  Schweiz.  Privatrecht,  HI, 
S.265,  U.IV,  S.  719ff.). 

II.  Vorbehalt  des  Oegeorechtes.  BctrefTend  den  Begriff  des 
Gegenrechtes  vgl.  oben  zu  Art.  60.  Das  Abzugsrecbt  ist  also  von 
BundeaverfasBungs  wegen  gegen  fremde  Staaten  nicht  anbedingt 
abgeschafft  wie  im  Innern  der  Schweiz,  sondern  als  Retorsion  vor* 
behalten.  Hingegen  ist  das  Abzugsrecht  vielfach  durch  Staats- 
vertrKge  beseitigt,  so  dafs  das  Qegenrecbt  nicht  mehr  zur  An- 
wendung kommt  —  in  früherer  Zeit  durch  besondere  sog.  „Frei- 
zQgigkei tsver träge " ,  welchem  Sprachgebrauch  der  Ausdruck  in 
Art.  68  entspricht;  in  neuerer  Zeit  durch  Bestimmungen  in  anderen. 


namentlich  Niederlasanngsvertrltgen.  Siehe  diese  Verträge  und 
VertragsbeBtimmnugen  obea  in  der  Laste  der  Bnudesvertrlge  za 
Art  8  (B,  BB,  2,  a). 

Artllcel  64. 

Dem  Bunde  Bteht  die  Oesetzgrebniigr  im 
Ober  die  pergfinllclie  Hasdlnngsf&hlf keit ; 
über  alle  auf  den  Handel  und  MoblllarTerkelir  bezfigrllchrn 
RechtsTerh&ltnlBse   (ObllKatlonenrecht,    mit  Inbe^lT  des 
Handels-  and  Wechselrecbts) ; 
ttber  das  Urheberrecht  an  Werken  der  Llteratnr  und  Ennstf 
fiber  den  Schatz  neuer  Muster  nnd  Modelle,  sowie   xelcher 
Erfindungen,  welche  durch  Modelle  dargestellt  nnd  ^ewerb- 
Uch  Terwertbar  sind; 
Aber  das  BetrelbnugsT erfahren  und  das  Konknrarecht, 
Der  Bund  Ist  zur  Gesetzfebang  auch  In  den  Obrigren  Gebieten 
des  CIrllrechtes  befugt. 

Die  Organisation  der  Gerichte,  das  gerichtliche  Terfolireii  ud 
die  Rechtsprechung  rerblelben  wie  bis  anbin  den  Kantonen. 


I.  Der  Artikel  »r  sich. 

Es  ist  der  sog.  Justizgesetzgebnngsartikel,  durch 
welchen  dem  Bund  das  Gesetzgebungs recht  im  Zivilrecht  and  im 
BetreibtmgsTerfahren  und  Konknrsrecbt  fibertragen  worden  ist. 
Diese  Übertragung  begann  mit  der  Bundesrerfassnng  von  1874; 
nnter  der  frttheren  Bundesverfassung  war  das  Zivilrecht  nnd  waren 
Schuldbetreibung  und  Konkurs  ganz  kantonale  Sache.  Die  Übei^ 
tragnng  beschrünkte  eich  zun&chst,  nach  der  ursprünglichen  Fassung 
des  Artikels,  abgesehen  von  Betreibung  nnd  Konkurs  auf  einzelne 
Gebiete  der  privaten  Rechtsordnung,  nSmlich  auf:  Handlungs- 
fähigkeit, Obligationenrecht  mit  Inbegriff  des  Handels-  und 
Wechsel  rechtes  und  auf  Urheberrecht.  Die  Beschrttnkong 
hatte  ihren  Grund  in  der  Verwerfung  der  Bundes verfassnngs- 
revision  von  1872,  durch  die  dem  Bunde  das  Geset^ebungsrecht 
über  Zivilrecht  im  ganzen  nebst  Zivilprozels  nnd  anch  ttber  Straf- 
recht and  Prozeb  übertragen  werden  sollte,  und  bildete  eine 
Konzession  an  die  fttderalistisch  gesinnten  Kantone,  die  nament- 
lich an  der  gftnzHchen  Zentralisation  der  Rechtsordnung  Anstob 
genommen  hatten  (vgl.  die  Einleitung).  —  Diesen  einzelnen  Ge- 
setzgebnngsgebieten  des  Bundes  im  Zivilrecht  wurde  dann  durch 
die  Paitialrevisian  v.  10.  VII.  1887  ein  nenes,  betr.  Erfindongs- 
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Schatz  biDzngefElgt,  nachdem  eine  erste  darauf  gerichtete  Fartial- 
reTision    vom  Jahre   1882    venrorfen   worden    war   (vgl.  ebenda). 

Endlich  ist  dem  Bunde  das  Geeetzgebnngsrecfat  „auch  in  den 
Übrigen  Gebieten  des  Zi vilrechteB"  Übertragen  worden, 
zugleich  mit  dem  GeBetegebangerechte  „im  O-ebiete  des  Straf- 
rechtes"  (Art.  64^").  Beiden  Übertragungen,  der  Übertragung 
des  Zivilrechts  im  ganzen  und  auch  des  Strafrecbtea  an  den  Bund 
ist  eigentümlich,  daTs  der  Aufstellung  der  bezüglichen  Yerfaseungs- 
bestimmnogen  die  Vorbereitung  der  zu  erlassenden  Bundesgesetze 
voranging  —  bestehend  nicht  nur  in  einer  vergleichenden  Dsr- 
stellang  der  kantonalen  Privatrechte  (Huber,  System  n.  Qeschicfate 
des  Schweiz.  Frivatrechtes,  1886/93)  und  der  kantonalen  Straf 
rechte  (Stoofs,  GrundzUge  des  schweiz.  Strafrechtes ,  1892/93), 
sondern  auch  in  bezüglichen  Vorentwttrfen  zu  einem  schweize rischeu 
Zivilgesetzbuch  und  zu  einem  schweizerischen  Sira%esetzbach. 
Diese  Vorbereitnngen  hatten  zum  ausgesprochenen  Zwecke,  sich 
beizeiten  ein  Urteil  darüber  zu  bilden,  ob  und  in  welcher  Weise 
eine  Vereinheitlichung  des  gesamten  Zivilrechtes  und  des  Straf- 
rechtes durchführbar  sei,  und  danach  die  Formulierung  der  Ver- 
fassungsbestimraungen,  durch  welche  dem  Bunde  das  bezügliche  Ge- 
setzgebungsrecht  übertragen  werden  sollte,  zu  fixieren  (rgl.  die  Bot- 
schaft zur  Einführung  dieser  sr.g,  „Rechtseinfaeit",  v.  28.  XI.  1896: 
B.B.  1896,  IV,  S.  733fF,  insbesondere  S.  743  u.  746/747).  — 
Betr.  die  Vereinheitlichung  des  Zivilrechtes  speziell,  nm  welches 
es  sich  in  Art.  64  handelt,  haben  sich  bereits  Zweifel  erhoben,  was 
unter  „Zivilrecht"  im  Sinne  dieser  Verfassangabestimmnugen 
zu  verstehen  ist:  ob  nnr  das*  materielle  Zivilrecht,  d.  h.  Sätze  rein 
zivilrechtlichen  Inhalts,  oder  auch  das  formelle  Zivilrecht,  d.  h, 
Sätze  nach  Inhalt  der  Zivilgesetzbücher,  so  dafs  in  ein  schweize- 
risches Zivilgesetzbuch  auch  Bestimmungen  ti  ffentlich- recht- 
licher Natur,  soweit  sie  bisher  zum  Inhalte  der  kantonalen 
Zivilgesetzbücher  gehörten,  aufgenommen  werden  dürften  (vgl. 
Wieland,  Zeitschr. f. Schweiz, Recht.,  n.F.XXIl,  S.182lf.,  und 
J.  Holliger,  Schweiz.  Centralblatt  für  Staats-  und  Gemeinde- 
verwaltung, 1904,  Nr.  11). 

Der  dritte,  SchluEsabsatz  des  Art.  64  hat  bei  dieser  Über- 
tragung  des  ganzen  Zivilrechtes  an  den  Bund  auch  eine  Änderung 
erfahren  des  Inhaltes:  statt  wie  bisher  einfech  zu  sagen:  „Die 
Rechtsprechung  selbst  verbleibt  den  Kantonen"  —  keifst  es 
nun:  „Die  Organi  sation  der  Gerichte,  das  gerichtliche 
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Verfuhren  und  die  Rechtsprechung  verbleiben  wie  bis 
anbin  den  Kantonen."  Durch  die  Worte  „bb  anhin"  ist  aus- 
gedrückt, dafs  schon  unter  „Rechtsprechung"  nicht  blola  die  Ver^ 
waltangutatigkeit  in  diesem  Sinne  gemeint  war,  sondern  auch  das 
ganze  diese  Tätigkeit  regelnde  Geaetzgebnngsrecbt,  also  die  Ge- 
setzgebung betr.  Gerichte  Verfassung  und  Frozefs,  oder,  wie  es  jetzt 
heifüt:  „Organisation  der  Gerichte"  und  ,  gerichtlich  es  Ver- 
fahren" .  Die  Änderung  bat  also  blofs  die  formale  Bedentang 
eines  deutlicheren  Vorbehaltes  dieses  ganzen  Gebietes  zugunsten 
der  Kantone  und  geschah  zum  Zwecke ,  die  Zentralisation  des 
gemessensten  auf  die  materielle  Rechtsordnung  zn  beschranken,  — 
Die  gleiche  Bestimmang  ist  denn  auch  noch  seitens  des  Strafrechtes 
in  Art.  64  ^^',  als  Abs.  2,  aufgenommen. 

Neuestens  ist  die  Revision  der  Bestimmung  vom  Er- 
findungsschutz beantragt  in  erweiterndem  Sinne,  nnd  zwar 
dahin,  die  Bedingung  der  Darstellbarkeit  von  Erfindungen 
durch  Uodelle  fallenzulassen  und  einfach  zu  sagen:  g(Deni 
Bunde  steht  die  Gesetzgebung  zu:)  Über  den  Schutz  neuer  Hnstet 
und  Modelle,  sowie  gewerblich  verwertbarer  Erfindungen"; 
vgl.  B.B.  1903,  V,  1. 

II.    BoDdesgesetzgebang  in  Ausfahrung  des  Art.  64. 

i.  Bundeagesetz  betr.  die  persönliche  Handlungsfähigkeit, 
V.  22.  XII.  1881:  B.G.  V  556. 

2.  a.  Bundeagesetz  über  das  Obligationenrecht,  v.  14.  TL 
1381:  V  635;  nebst:  Bnndesgesetz  zur  Erg&nzung  betr.  Handels- 
regiBter  XI  490,  und  Verordnung  nber  Handelsregister  und  Handels- 
amteblatt  XI  492.  —  Femer,  ebenfalls  gestützt  anf  Abs.  ä  von  Art  64: 

b.  Bundesgesetz  betr.  den  Schutz  der  Fabrik-  und  Handels- 
marken, der  Herkunftsbezeichnungea  von  Waren  und  der  gewerb- 
lichen Auszeichnungen,  v.  26.  IX.  1890:  XII  1,  mit  Vo  11z iehungs Verord- 
nung 67;  Bnndesgesetz  enthaltend  ÜbeTgangsbestimmongen  zum  ersten, 
V.  29.  VI.  1894:  XIV  513,  und  Vo Uz iehungs Verordnung  516. 

c.  Bundesgesetz  betr.  Kontrollierung  und  Garantie  des  Fein- 
gehaltes der  Gold-  und  Silberwaren,  v.  23  XII.  1880:  V  363, 
Bundesgesetz  betr.  Zusätze  X  45,  Vo llzi eh ungB Verordnung  XIII  146, 
Bundesratsbeschlufs  betr.  eidgenössisches  Amt  174;  Instruktion  betr. 
Übertretungen  des  Bundesgesetzes  VI  588,  Ergänzung  IX  36;  Bundes- 
raUbeschlufs  betr.  nach  Rufsland  bestimmte  Ubrgebftnse  XV  462.  — 
Bundesgeset^  betr.  den  Handel  mit  Gold-  und  Sitberab fällen, 
T.  17.  VI.  1886:  IX  266;  Vollziehungsverordnung  IX  291,  mit  Ab- 
änderungen X  577  und  XV  322,  und  Instruktion  betr    Kauf  IX  298. 

Von  beiden  Gesetzen  war  bereits  oben  zu  Art.  31  der  Bundes- 
verfassung die  Rede,  als  inkonstitutionellen  Gesetzen  —  es  sind  beides 
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Offen tlicli-rechtliclie  bezw.  Polizei gesetz e ,  in  Art  64  dagegen  änd  um 
privatrech tlicbe  Gesetze  bezw.  tieBstze  der  Rechtaardnnng  veretanden. 
d.  Entwurf  eines  Gesetzes  fibei  den  VeTsicberuDgHver trag 
(B.B.  1904,  I  241). 

3.  Bandesgesetz  betr.  das  Urheberrecht  an  Werken  der 
Literatur  und  Kunst,  v.  23.  IV.  1833:  VU  261;  VoUsiehungsverord- 
nnng  298. 

4.  Bundesgesetz  betr.  die  gewerblichen  Muster  und  Modelle, 
V.  30.  III.  1900;  XVni  126,  Vollzieh ungaverordnuDg  138. 

5.  Bundesgeget«  betr.  die  Erfindungapatente,  v.  29.  VI.  1888: 
X  764  und  Ab&nderung  XIII  523;  Vollziehungs Verordnung  XV  S33,  mit 
Abänderungen  und  Ergänzung  XVI  217,  XVIII  122  nnd  XIX  4)1. 

6.  ßundesgesetz  über  Schuldbetreibung  und  Konkurs,  v. 
11.  IV.  1889:  X  529;  Gebübrentarif  XII  106,  Abänderung  XVm  603; 
Verordnungen  XII  401,  XIII  218,  721.  —  Bundesgesetz  betr.  die  Über- 
tragung der  Oberaufsicht  an  das  Bundeagericht,  v.  28.  VI.  1895: 
XV  289,  306. 

7.  Entwürfe  betr.  das  schweizerische  ZiTilgeaetzhnch  (vgl.  B.B. 
1904,  IV  73S). 

Artikel  64>>i>. 

Der  Bund  Ist  znr  GegetEgebnii;  Im  fieblete  des  Strafrechts 
befngt. 

Die  Orfsnlsatlou  der  Gerichte,  das  gerichtllotae  Terfnliren  nnd 
die  Rechtsprecbni^  Teri>lelbeD  wie  bis  anhln  den  Kantonen. 

Der  Bond  Ist  befugt,  den  Kantonen  inr  Errichtung  von  Straf-, 
Arbeits-  nnd  BeasernngBangtalten  nnd  fVr  TerbeBse rangen  Im  Straf* 
Tollrage  Beltr&ge  zn  gew&hren.  Er  Ist  anch  befagt,  steh  an  Eln- 
rtohtnngen  zum  Schatze  rerwahrloBter  Kinder  zh  beteiligen. 

Mit  dem  Zeltpnnkt,  In  welchem  das  Strafgesetz  In  Kraft  tritt, 
fallen  die  Absätze  ä  und  8  des  Art.  56  der  BnudesTerfassung  dahin. 


Dieser  Artikel  ist  znsaromen  mit  Abs.  2  von  Art.  64  durch 
die  Partialrevision  v.  13.  XI.  1898  aufgestellt  worden  (vgl.  znm 
vorigen  Artikel).  —  Er  zertUllt  in  vier  AbsKtze,  von  denen  die 
zwei  ersten  mit  den  zwei  letzten  Absätzen  des  vorigen  Artikels 
Obereinati mmen ;  speziell  gilt  also  auch  fllr  die  Straf recbtszentrali- 
eation  der  Vorbehalt  zugunsten  der  Kantone  betr.  Organisation  der 
Oerichte,  gerichtliches  Verfahren  und  Kechtsprechnng,  von  dessen 
Bedeutung  im  vorigen  Artikel  die  Rede  war.  Die  beiden  anderen 
AbsKtze  von  Art.  6i^i^  dagegen  sind  diesem,  weil  sie  speziell  im 
Zusammenhang  mit  dem  Stra^echt  stehen,  e  igen  tarn  1  ich ;  sie  sind 
ganz  gleichlautend,  wie  überhaupt  der  ganze  Artikel,  schon  im 
Entwurf  des  Bundesrates  enthalten,  und  es  gilt  also  von  ihnen,  was 
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darüber  id  der  Botsckaft  zu  diesem  Entwarfe,  v.  28.  XI.  1898,  mit 
der  beide  RechtszeDtralisationen,  die  dee  Zivilrechtefl  wie  die  des 
Strafrechtes  (vgl,  zu  Art.  64),  eiDgefUhrt  wurden,  gesagt  ist  Da- 
nach hatte,  und  das  ist  das  Motiv  zum  ersten  Satz  von  Abs.  3 
des  Art.  64'>>«,  eine  vom  eidgenössischen  Justizdepartement  an- 
geordnete UntersnchuQg  der  Strafanstalten  und  GefHngnisse  der 
Schweiz  ergeben ,  dafs  Verbesserungen  im  Strafvollzug  in  vielen 
Kantonen  nnabweislich  sind ;  schon  bei  der  ersten  Bundesrevision 
1871/72  hatte  der  Schweiz.  Verein  fllr  Straf-  und  GcefKnguiswesea 
dafl|r  petitioniert,  dafs  der  Bund  sich  nächst  der  Zentralisation 
des  Strafrecbtes  auch  der  „sehr  wflnscbbarea  Verbesserungen  und 
Fortschritte  im  Straf-  und  GefAngnisweBen"  annehme.  Um  die 
Durch fllhrung  solcher  Verbesserungen  zu  erleichtem  und  an- 
zuregen, ist  nun  dem  Bunde  die  Befugnis  erteilt  worden,  den 
Kantonen  zur  Errichtung  von  Straf- ,  Arbeits-  und  Besserungs- 
anstalten und  für  Verbesserungen  im  StrafvoUzuge  Beitrftge  za 
gewähren.  ~  Die  Aufunhme  des  zweiten  Satzes  von  Abs.  3 
sodann  wird  damit  begründet:  „Zu  einer  wirksamen  Bekämpfung 
des  Verbrecberturns  gehören  aber  uicht  nur  Strafen  und  Straf- 
anstalten, Arbeitshäuser  und  Besserungsanstalten  fUr  jugendliche 
Missetäter.  £s  gehören  dazu  ganz  besonders  auch  Einrichtungen 
zum  Schutz  gefährdeter  und  verwahrloster  Kinder  ....  Wie  sich 
der  Bund  dabei  beteiligen  kann,  das  läfst  sich  beute  uicht  genau 
bestimmen.  Dafs  er  sich  aber  bei  soleheu  Einrichtuagen,  welche 
bestimmt  sind,  die  geerdete  und  verwahrloste  Jugend  vor  dem 
Verbrechen  au  bewahren,  beteiligen  sollte,  das  mochten  wir  in 
dem  neuen  Verfassungsartikel  aussprechen  ..."  —  Endlieh  Ab- 
satz 4  betr.  die  Auf  hebung  der  besonderen  kantonalen- und  eid- 
genOsBiscben  Prefsgesetzgebung  bezw,  Pre&strafgesetzgebung  durch 
ein  allgemeines  eidgenüssiscbes  Strafgesetz.  Derselbe  ist  lediglich 
die  Konsequenz  der  Zentralisation  des  Stra&echtes.  Abgesehen 
vom  besonderen  Bundesstrafrecht,  wird  das  kantonale  Geseta- 
gebungsrecht  betr.  die  Presse,  auch  soweit  es  das  Beebt  m 
polizeilieber  Repression  und  sogar  zur  Prävention  in  sich  schlielst 
(vgl.  ztt  Art.  55),  durch  die  Zentralisation  des  Strafrecbtes  absorbiert, 
insofern  als  sich  diese  nicht  auf  das  materielle  Strafrecht  sn 
beschränken  hat,  sondern  auch  das  formelle,  das  Recht  zn  sonstigen, 
in  den  kantonalen  Strafgesetzbüchern  bisher  enthaltenen  Be- 
stimmungen, wenigstens  betr.  die  Presse,  in  sich  b^^eift. 

Die  Entwürfe  zu    einem    eidgenössischeu  Stra%esatabuche 
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sind  bis  jetzt  als  blofse  Vorantwtlrfe ,  wie  diejenigeu  zum  eid- 
genOssiscben  Zivilgesetzbuch,  d.  h.  Eatwtirfe,  die  noch  nicht  von 
den  politischen  Behürdensls  offiziellen  Gesetzgebnngsf&ktOTen  selbst 
bescbloesen  worden  sind,  aach  noch  nicht  in  der  offiziellen  Samm- 
lung des  Bnndesblatl««,  sondern  nur  separat  erschienen ;  vgl.  B.B. 
1904,  IV,  786. 

Artikel  es. 

Wegen   politischer  Teichen  darf    kein    TodesnrteU    geflUlt 
werden. 

K9rperllche  Strafen  sind  nnterei^. 

Literatur:    Stoofs,    Gnmdzage   des    schweizerischen    Straf- 
rechte,  I,  S.  56  ff. 

I.  Oesehichtliehe  Entwlekelnng  dieser  Bestimmung. 
Die   Bundesverfassang   von    1848    enthielt    diesfalls 

einzig  die  Bestimmung:  „Wegen  politischer  Vei^hen  darf  kein 
Todesurteil  gefXUt  werden"  (Art.  54).  —  Durch  die  Partial- 
reviBinn  von  1866  sollte,  hanptsHcblich  um  die  Prügelstrafe 
abschaffen  zn  können,  der  Art.  54  a  aufgenommen  werden,  mit  der 
Bestimmung:  fDer  Bundesgesetegebung  bleibt  es  anheimgestellt, 
einzelne  Straiarten  als  nnzulilssig  zu  erklsren"  ;  der  Artikel  wurde 
aber  mit  anderen  verworfen  (vgl.  Einleitung,  S.  88).  —  In  der 
Bundesverfassting  von  1874  wurde  daiin  der  Art.  65  mit 
dem  Wortlaute  aufgestellt:  „Die  Todesstrafe  ist  abgeschafft.  Die 
Bestimmungen  des  Militärstrafgesetzes  bleiben  jedoch  in  Kriege- 
zeiteu  vorbehalten.  Körperliche  Strafen  sind  untersagt"  Also: 
1.  Abschaffung  der  Todesstrafe  überhaupt,  nicht  blofs  bei  politi- 
sehen  Vergehen,  auTser  als  Uilitlrstrafe  in  Kriegszeiten,  d.  h.  im 
Ernstfälle,  auch  beim  Aufgebote  zum  Bcbntze  der  schweizerischen 
NeutralitKt  im  Kriege  zwischen  dritten  Staaten;  2.  Abschaffung 
auch  der  körperlichen  Strafen.  —  Durch  die  Fartialr  e  visioa 
Tom  18.  V.  1879,  die  erste  der  Bundesverfassung  von  1879, 
ist  die  Abschaffung  der  Todesstrafe  wieder  auf  die  politischen 
Vergehen  beschränkt  worden,  wie  in  der  Bundesverfassung  von 
1848  und  mit  dem  Wortlaute  dieser;  die  Abschaffung  der  körper- 
lichen Strafen  dagegen  blieb  unberührt  (vgl,  die  Einleitung).  Da- 
her der  heutige  Wortlaut  des  Art.  65. 

II.  £rkl&niBg  des  Art.  65. 

1.    Das  Verbat  im  ganzen  gilt  fUr  den  Bund  wie  fUr   die 
Kantone,  weil  es  unbedingt  aufgestellt  ist  —  im  Gegensätze  zum 
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Verbote  der  Verbanntingsetrafe  nach  Art.  ii,  Abs.  1  (vg\.  obea  za 
diesem  Artikel). 

2.  „Politische  Vergehen".  Unter  Vergehen  sind  hier 
nicht  nur  Vergehen  i.  e.  S.,  sondern  auch  Yerbrechen  zn  Tersteben, 
ohne  Rücksicht  auf  die  Unterscheidung  zischen  diesen  beiden 
KlasBen  von  strafbaren  Handlungen,  wo  sie  Oberhaupt  gemacht 
wird,  wie  insbesondere  in  den  Strafgesetzbüchern  der  französischen 
Kantone  nach  dem  Vorbild  des  ftanzösischen  Rechtes.  Also  nicht 
nur  wegen  politischer  Vergehen,  sondern  auch  wegen  politischer 
Verbrechen  darf  kein  Todesurteil  gefllllt  werden,  auch  wegen  der 
schwersten  Vergehen  nicht.  —  Was  aber  heifst  „politische" 
Vergehen?  Das  ist  nach  allgemeinen  Grundsätzen  zu  bestimmen. 
Auf  die  Bezeichnung  in  den  kantonalen  Strafgesetzbüchern  jeden- 
falls kommt  es  nicht  an,  sonst  könnte  das  Verbot  der  Todesstrafe  fllr 
politische  Vergehen  dadurch  umgangen  werden,  dafs  solche  Ver- 
gehen  unter  anderen  Titeln  im  Strafgesetzbuch  aufgeführt  würden. 
Im  Bunde  hingegen  ist  die  Klassifikation  der  Bnudesgesetzgebung, 
des  Bundesstrafrechtes  und  des  eidgenSssi sehen  Uilitfiretrafrechtes, 
mafsgebend  insofern,  als  die  Bnnde^esetzgebung  überhaupt  keiner 
Überprüfung  unterliegt  (vgl.  Art.llS,  ScUnfssatz).  —  Betr.  den 
Begriff  des  politischen  Vei^ehens  im  allgemeiDen,  so  wird  unter- 
schieden zwischen  politischen  Vergehen  im  engeren  Sinne 
oder  absolut  politischen  Delikten,  d.  h.  Delikten  gegen 
den  Staat  oder  gegen  dessen  Souverftn  und  Organe  in  ihrer  staat- 
lichen Eigenschaft,  speziell  gegen  das  Staatsoberhaupt,  und 
politischen  Vergehen  im  weiteren  Sinne  oder  relativ 
politischen  Delikten,  d.  h.  gemeinen,  aber  ans  politischeu 
Gründen  oder  zu  politischen  Zwecken  begangenen  Delikten.  Für 
den  Art.  65  kommt  aber  dieser  Unterschied  nicht  in  Betracht; 
m.  a.  W.  das  Verbot  der  Todesstrafe  gilt  ohne  Unterschied  für 
politische  Vergehen  überhaupt.  Vgl.  Bader,  Der  Begriff  des 
politischen  Delikts  nach  Schweiz.  Gesetzgebung  und  Praxis,  1894. 

3.  Das  Verbot  der  körperlichen  Strafen.  Als 
„körperliche  Strafen"  gelten  nicht  nur  die  überhaupt  nicht 
mehr  Torkommenden  verstümmelnden,  sondern  auch  die  bloEs 
schmerzenden  Leibesstrafen,  und  von  den  letzteren  nicht  nur  die 
Prügelstrafe  (Stock-  und  Rutenstreiche),  um  deren  Willen  das 
Verbot  speziell  eingeführt  worden  ist,  sondern  auch  Staupbesen 
(Staupen schlag,  Sntenaushauen ,  Fustigation) ,  Spiefsruteu-  und 
Steigriemenlaufen   sowie  der  Block    (Klotz  —   „blocken",  Block- 


Erster  Abschnitt:  Allgemeine  Bestimmuiigen,  Art  S6.        455 

haus)  —  aach  diese  sind  schmerzeade  nnd  nm  der  Sclimerzen 
willen  auferlegt«  Leibes-  und  Körperstrafen.  Hingegen  gehören 
nicht  dazu:  Pranger  nnd  Brand marknng,  beides  sind  infamierende 
Strafen,  nnd  wenn  die  letztere  anch  Schmerzen  verarsacht,  so 
wird  sie  doch  nicht  um  der  Schmerzen  willen  auferlegt,  sondern 
wie  der  Frangt^r  znm  Zwecke,  nm  symbolisch  die  Infamie  aus- 
znaprechen.  Aach  die  Eettenstrafe  ist  keine  Leibesstrafe,  und 
zwar  nicht  nur  nicht,  wenn  sie  die  Entweichang  eines  Sträflings 
verhindern  soll ,  sondern  auch  xonst  nicht ;  sie  dient  auch  als 
Znchtmittel  nur  dazn,  die  Bewegungsfreiheit  im  Banme  noch  mehr 
nnd  selbst  die  der  GliedmaTsen  zu  besclirttnken.  —  Und  dos 
Verbot  der  körperlichen  Strafen  gilt  nicht  nur  fUr  die  körper- 
liche Strafe  als  Strafart,  sondern  anch  als  Disziplinarmittel  znr 
VerschSrfnng  der  Freiheitsstrafe  —  und  nicht  nnr  ftlr  Strafrecht 
und  Strafvollzug,  sondern  auch  fUr  die  arm  enpoli  sei  liehen  KOrper' 
strafen  (vgl.  EHber,   Die  Schweiz.  Armenpolizei,   S.  18  a.  106). 

Artikel  66. 

Die  Bnndesg'esetzgrebBnK  bestimmt  die  Schranken,  Innerhalb 
welcher  ein  Schweiz erbDrgrer  seiner  polltlsohen  Bechte  rerlnstlgr 
erkl&rt  werden  kann. 


I.    Der  Artikel  sb  sich. 

Der  Artikel  betriffl:  die  politischen  Rechte  nach  einer 
bestimmten  Seite ;  was  nnter  politischen  Rechten  zu  verstehen  ist, 
siehe  zn  Art,  43,  Abs.  3. 

Die  Bestimmung;  ist  neu  in  die  Band  es  Verfassung  von  1871 
hineingekommen,  zugleich  mit  den  Art.  47  betr.  die  politischen 
Rechte  der  schweizerischen  Aufenthalter  nnd  7  4,  Abs.  2 ,  betr. 
die  Stimmberechtigung.  Diese  drei  Bestimmungen  gehören  auch 
insofern  zusammen,  als  sie  der  Bnnde^esetzgebnng  Auftrag  bezw. 
ErmKchtignng  betr.  die  politischen  Rechte  erteilen.  Sie  unter- 
scheiden sich  aber  formell  und  materiell  von  einander.  1.  Formell: 
Art.  47  und  t>6  geben  der  Bnndesgeaetzgebung  in  dieser  Be- 
ziehung Auftrag  (Art  47:  „Ein  Bundesgesetz  wird  ...  die 
näheren  Vorschriften  anfstellen,'  —  Art.  (j6 ;  „Die  Bundesgesetz- 
gebung bestimmt  .  .  ."),  Art.  74,  Abs.  2  dagegen  gibt  ihr  nur 
ErmKchtigung  („E}s  bleibt  jedoch  der  Bundesgesetzgebung  vor- 
behalten .  .  .").  2.  Materiell.  Auch  in  dieser  Beziehung 
stehen  sich  einerseits  Art  47   nnd  66  und  andererseits  Art.  74, 


456 

Abs.  2,  insofern  gegeoUber,  als  die  beiden  ersteren  auf  kaatonale 
wie  eidgenösBische  Angel egeabeiten  sicli  erstrecken,  Art.  74, 
Abs.  2  dagegen  aaf  eidgenffseiscbe  Angelegenheiten  sich  be- 
schränkt —  er  bezieht  sich  zwar,  obschon  er  unter  dem  Tit«I 
vom  „National  rat"  steht,  nicht  nnr  auf  National  rate  wählen,  Bondem 
Auch  auf  die  eidgenüssischen  Geschworenen  wählen  and  auch  «nf 
die  eidgenössischen  Abstimmungen,  also  auf  eidgenössisch«  An- 
gelegenheiten überhaupt,  aber  nnr  auf  eidgenSRsische,  nicht  auch 
auf  kantonale  Angelegenheiten.  Im  Übrigen  haben  diese  drei 
Artikel  folgende  besondere  Eigentümlichkeiten.  Art.  47  be- 
trifft nnr  die  politischen  Hechte  der  achweizeriscben  Anfent- 
halter.  Art.  6  6  dagegen  betrifft  die  politischen  Rechte  der 
SchweizerbUi^r  im  allgemeinen,  nicht  blofs  der  Aufenthalter, 
aber  nnr  die  VerlustgrUnde  der  politischen  Rechte,  und  weiter 
sind  anch  nicht  diese  VerlustgrUnde  selbst  festzusetzen ,  sondern 
nnr  die  Schranken  daf^r  zn  bestimmen,  d.  h.  zn  bestimmen, 
welche  VerlustgrUnde  von  den  Kantonen  aufgestellt  werden 
dflrfen  oder  nicht,  ohne  dafs  die  Kantone  alle  vom  Bund  als  zu- 
lässig bestimmten  VerlustgrUnde  aufzustellen  brauchten.  Diese 
Aufstellnng  kann  kantonaierseits  nicht  blofs  durch  die  Strafgesetz- 
bücher, sondern  auch  durch  die  StimmrechtsgesetEe  erfolgen,  und 
die  Schranken,  welche  ein  Bundesgesetz  zu  bestimmen  *hat,  gelten 
also  nicht  nur  fUr  die  kantonale  Strafgesetzgebnng ,  wie  Stoofs 
(Die  GrundzUge  des  schweizerischen  Strafrechts  I,  56')  meint, 
sondern  für  jede  kantonale  Gesetzgebung  mit  bezüglichen  Be- 
stimmungen. —  Art.  74,  Abs.  2,  hat  nnr  die  Sttmmberechti- 
gung  in  eidgenössischen  Angelegenheiten  im  Auge,  ennHchtigt 
aber  die  Bundesgesetzgebung  zn  Vorschriften  darUber  Uberhanpt, 
nicht  nur  zur  Bestimmung  von  Schranken  fUr  die  kantonale  Ge- 
setzgebung wie  Art.  66  betr.  die  VerlustgrUnde.  Weil  aber  in 
eidgenössischen  Angelegenheiten  bereits  alle  positiven  Bedingungen 
des  Stimmrechtes  von  Bundesverfaseuogs  wegen  (betr.  Geschlecht, 
Nationalität    und    Wohnsitz    durch    Art.  43;    betr.    Religion    und 

')  Stoofs  hat  sich  an  der  gleichen  Stelle  noch  in  zwei  weiteren 
Punkten  versehen,  Art.  66  der  BuudeeverfasBung  ennEchtigt  die  Bnndes- 
gesetzgebuDg  nicht  uur,  sondern  beauftragt  si^,  der  kantonaiHn  Ge- 
setzgebung bezügliche  Schranken  zu  ziehen  (vgl.  oben),  und  die  Bundes- 
gesetzgebung hat  auch  diesem  Auftrage,  sogar  zu  wiederholtem  Male, 
Folge  gegeben,  iat  aber  durch  die  dagegen  angerufene  Volksabatimmung 
jencilen  zurückgewiesen  worden  (vgl.  nachher  bezw,  zu  Art.  47). 
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Kirche  durch  Art.  49  Abs.  4,  and  betr.  dae  Alter  durch  Art  74 
selbst.  Abs.  1)  bereits  festgentellt  sind,  verbleibt  der  Bandes- 
gesetzgebnng  nar  noch  die  Bestinininng  der  negativen  Bedin- 
Ipingen,  d.  h.  der  AasBchlafsgrllnde  vom  Stimmrechte,  also  wie 
nach  Art.  66 ;  während  aber  die  Bnadeeftesetzgebnng  nach  Art.  66 
aar  die  Schranken  der  Verlustgründe  bestimmen  kann ,  kann  sie 
nach  Art.  74,  Abs.  2,  die  VerlastgrUnde  selbst  fixieren  (vgl. 
mein  Bimdesstaatsrecht,  8.  219/220). 

II.    Die  BiiDdMsesetzgebaiig. 

Ein  Bnndesgesetz  in  AnsfUhrutig  von  Art.  66  besteht  nicht, 
bezw.  zwei  AnnfUhrnngsgeeetze  sind  hintereinander  darch  das 
Volk  verworfen  worden  (vgl.  zu  Art.  47).  Insolange  gilt  kraft 
UbergangsbestimmtiDgen  zar  Band  es  Verfassung  Art.  2  das  kanto- 
nale Recht,  also  fllr  Verlustgründe  und  selbst  in  eidgenSssiacfaea 
Angelegenheiten,  so  dafs  sogar  fllr  letztere  das  Stimmrecht  nach 
den  Kantonen  verschieden  beschränkt  ist.  Dafs  die  kantonale 
Gesetzgebung  inzwischen  immerbin  nicht  unbeschränkt  berechtigt 
sei,  VerlustgrDnde  aufzustellen  (vgl.  v.  Balis  II,  S.  555),  ist  ein- 
fach unrichtig;  mau  wttfste  auch  nicht,  warum  und  inwiefern  sie 
beschränkt  nein  sollte.  Höchstens  kann  Art.  4  betr.  die  Bechts- 
gleichheit  beschrankend  in  der  Weise  in  Betracht  kommen,  dals 
nicht  tatsächliche  Unterschiede,  die  ^r  das  Stimmrecht  unerheb- 
lich erscheinen ,  zu  AusschlutsgrUnden  vom  Stimmrecht  erhoben 
werden  kannten. 

ArtllEel  «7. 

Die  BundesgesetzgebuDK  trifft  die  erforderlichen  Bestimmungen 
Iber  die  Aasliererauir  der  Augeklagten  von  einem  Kanton  an  den 
andern;  die  Ausllererang  kann  jedoch  für  politische  Tergehen  und 
für  PressTergehen  nicht  verbindlich  gemacht  irerden, 

Literatur:  Colombi,  De  rezlrsdition  en  matiöre  pönale  et 
de  police  dans  les  relations  entre  les  cantons  suisaes  (Zeitschr.  für 
Schweiz.  Recht,  n.  F,  VI,  453);  Teichmann,  Artikel  „ Au slief enmg" 
im    Handwörterbuch    der   Schweiz.   Volkswirtschaft,   Sozialpolitik   und 

Verwaltung. 

I.  Der  Artlbel  an  sich.  £r  betrifft  die  Rechtshilfe  in 
Strafsachen,  als  Gegenstück  zu  der  in  Art.  61  festgesetzten 
Rechtshilfe  in  Zivilsachen.  Während  aber  Art.  61  die  Rechts- 
hilfe  in   Zivilsachen   direkt  und    ausdrflcklich   statuiert,    enthält 
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Art.  67  dem  Wortlaute  nach  nur  einen  Aoftrag  an  die  Bnndes- 
gesetzgebnog,  diesfalls  die  erford  er  lieben  Beatimmnn^a  zn  treffen. 
Der  Unterschied  rtlhrt  daher,  dafa  die  Rechtshilfe  in  Strafsachen 
nicht  ftlr  alle  Strafsachen  znr  Pflicht  gemacht  werden  soll,  im 
Gegensätze  zu  den  Zivilsachen,  nud  dafs  die  Rechtshilfe  in  Straf- 
sachen auch  anderer  Art  ist,  die  näherer  Bestimmung  durch  die 
Gesetzgebung  bedarf.  Betr.  den  Auftrag  aber  ist  eine  formelle 
Abweichung  in  der  Fassung  vom  früheren  Art.  55  zn  konstatieren. 
Statt  wie  frllher:  „Die  Bnndesgesetzgebuug  wird  Bestimmungen 
treffen,"  heifst  es  jetzt:  „Die  Bnndesgesetzgebuug  trifft  die  er- 
forderlichen Bestimmungen"  —  mit  Rucksicht  darauf,  dafe  dieses 
Buudesgesetz  längst  erlassen  ist,  wovon  unten. 

Dem  Sinne  nach  aber  setzt  der  Auftrag  die  Pflicht  der 
Rechtshilfe  voraus,  in  Strafsachen  wie  in  Zivilsachen.  Diese 
Pflicht  in  Strafsachen  ist  1.  wie  diejenige  in  Zivilsachen  alther- 
gebracht, ist  aber  2.  von  der  letzteren  wesentlich  verschieden. 

Ad  1.  Althergebracht  ist  auch  die  Pflicht  der  Rechtshilfe  in 
Strafsachen  insofern:  schon  nach  den  alten  Blinden  gab  es  eine 
Rechtshilfe  in  Strafsachen^  sie  bestand  aber  blofs  darin,  dab 
wegen  schwerer  Verbrechen  in  einem  Kanton  verurteilte  Personen 
auf  dessen  Verlangen  in  den  übrigen  Kantonen  verrufen  werden 
sollten.  Und  noch  die  Hediationsakte  v.  1S03  statuierte  keine 
weitere  Pflicht,  indem  es  in  der  Bundesverfassung  Tit.  I,  Art.  8 
heibt:  „Aucun  canton  ne  peut  donner  asile  ä  un  criminel 
l^galeoient  condamnä,  non  plus  qu'ä  nn  prSvenu  l^galement 
poursuivi."  Erst  im  Laufe  der  Mediationsperiode  kam  die  Rechts- 
hilfe in  Strafsachen  als  Pflicht  zur  Auslieferung  zum  Aus- 
druck, nSmlich  im  Konkordat  v.  8.  VI.  1809,  bestätigt  den 
8,.VII.  1818,  betr.  die  Ausschreibung,  Verfolgung,  Festsetzung 
und  Auslieferung  von  Verbrechern  und  Beschuldigten  usw.  (Snell 
I,  S.  248).  Diese  Art  der  Rechtshilfe,  ale  Pflicht  zur  AusIieferuDg, 
ist  auch  prinzipiell  in  der  Bundesverfassung  statuiert,  die  nähere 
Festsetzung  aber  einem  Bundesgesetz  Überlassen  worden,  fttr 
welches  das  Konkordat  die  Grundlage  bildete. 

Ad  2.  Die  Rechtshilfe  in  Strafsachen  ist  aber  von  der  in 
Zivilaachen  wesentlich  verschieden,  und  zwar  in  zweifacher 
Beziehung,  nach  Voraussetzung  und  Wirkung,  a)  Die  Rechtshilfe 
in  Zivilsachen  setzt  nur  voraus,  dafs  das  formale  Recht  der 
Vollzieh uug  von  Ziviluiteileu  nach  den  verschiedenen  Staaten 
bezw.  Einzelstaaten  verschieden  sei    —  setzt  nicht  anch  ein  ver- 
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schiedenes  materiellsB  B«clit,  Priratrecht,  voraus.  Mit  der 
Vereinheitlichting  des  PriTstrechtes  wird  das  Uittel  der  Becbts- 
hilfe  noch  uiebt  tib«rflUBsig,  sondern  erat  mit  der  Zentralisation 
der  beztlglichen  Beclitapflege  (vgl.  za  Art  61).  Speziell  ist  darch 
das  eidgenössische  Obligation  enrecht  der  Art.  61  der  Bandes- 
Verfassung  auch  mit  Bezng  auf  obligationenrechtliche  Urteile  nicht 
hinfUlig  geworden.  —  Anders  im  Strafrecht.  Das  Strafrecht  ist 
Öffentliches  Kecht,  das  von  Amtes  wegen  zur  Anwendung  kommt, 
und  mit  seiner  Zentralisation  wird  es  nicht  nnr  als  solches  in 
allen  Einzelstaaten,  sondern  werden  auch  Urteile  eines  Einzel- 
staates in  jedem  anderen  Einzelstaate  vollziebbar,  auch  wenn  der 
Strafprozefd  noch  nicht  vereinheitlicht  sein  sollte,  und  unbedingt. 
Das  gilt  denn  auch  im  schweizerischen  Bundesstaat:  in  den  nach 
den  eidgenSssischen  Gesetzen  zu  erledigenden  Strafsachen  haben 
die  Behörden  eines  Kantons  denjenigen  anderer  Kantone  nn- 
bedingte  Uitwirknng  zu  leisten  (Bundesgesetz  über  die  Organi- 
sation der  Bundesrechtspflege ,  Art.  11>0).  Das  gleiche  ^It  auch 
fUr  anderes  tifFentliches  £echt ,  spesiell  auch  in  Folizeisachen, 
nnd  so  anch  wieder  im  schweizerischen  Bundesstaate:  Polizei- 
urteile ,  die  in  Anwendung  von  in  Bunde sgesetzen  enthaltenen 
Straf  best  im  mnngen  durch  kantonale  Gerichte  erlassen  worden 
sind,  sind  in  der  gansen  Schweiz  vollziehbar  (t.  Balis  III,  Nr.  1154). 
FUr  die  Schweiz  gilt  das  noch  von  einem  besonderen  Standpunkte 
ans :  es  ist  dem  Bundesrate  die  Überwachung  der  Beobachtung  des 
Bnndesrechtes  nach  Art.  102,  Ziff.  2  der  Bundesverfassung,  da- 
mit allerdiogs  nur  betr.  öffentliches  Bundesrecht  (vgl.  zu  diesem 
Artikel),  aber  betr.  alles  öffentliche  Bundesrecht,  zur  Pflicht  ge- 
macht, nnd  dazu  gehört  auch  die  Überwachung  der  Vollziehung 
bezüglicher  kantonaler  Urteile. 

b)  Auch  der  Wirkung  nach  ist  die  Rechtsfailfe  in  Straf- 
sachen von  der  in  Zivilsachen  wesentlich  verschieden,  und 
in  dieser  Beziehung  laut  Art  67  selbst.  Während  die  Rechts- 
hilfe in  Zivilsachen  auf  Vollzug  des  nuFserkautonalen  Urteils 
im  Kanton  selbst  geht,  ist  sie  in  Strafsachen  nnr  auf  Aus- 
lieferung au  den  anderen  Kanton  gerichtet.  Der  Grund 
für  diesen  Unterschied  ist  der:  das  Strafrecht  eines  Staates 
kann,  anders  als  das  Zivilrecht,  fUr  einen  fremden  Staat 
nie  mafsgehend,  verbindlich  sein  (vgl.  mein  Bnndesataa tsrecht 
S.  164),  und  das  seinerseits  deshalb:  das  Strafrecht  betrifft  die 
öffentliche,   im  Interesse  des   Staates   selbst   getroffene  Ordnung, 
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die  daher  &nch  nach  den  bsHonderen  Interessen  des  Staates  ein- 
gerichtet ist;  während  Aas  Zivilrecht  nnr  die  Ordnnng  zvigchen 
Privaten  betrifft,  die  Überall  mehr  oder  weniger  gleich  sein  kiuin. 
Kan  kann  daher  einem  anderen  Staate,  namentlich  einem  Einzel- 
fltaat  im  Bundesstaat  wohl  zumuten,  das  Ziviturteil  eines  andereo 
Einsebtaates  zu  vollziehen,  nicht  aber  ein  Strafarteil,  weil  darin 
die  Verwirklichung  der  öffentlichen  Ordnung  eines  anderen  Staates 
im  eigenen  Staate  läge.  Was  man  im  Strafrecht  einem  anderen 
Staate  zumuten  kann ,  ist  nnr  das ,  dab  er  den  Verfolgten  oder 
Verbrecher  dem  ersteren  Staat  überantworte,  damit  dieser  selbst 
seine  Straf rechtsordnung  an  der  Person  zur  Verwirklichung  bringen 
kann. 

Immerhin  kann  nach  dem  Nachsätze  des  Art.  67  die  Aos- 
liefemng  fUr  politische  Vergehen  und  für  Prefsvergehen 
nicht  verbindlich  gemacht  Verden.  Dem  Wortlaute  nach  ist  das 
auch  onr  Auftrag  an  die  finndesgeset^^bung,  eine  Direktive  fl)r 
das  Bundesgeaetz  Über  Analiefening  zwischen  Kantonen.  Dem 
Sinne  nach  aber  wird,  wie  die  AusHefeningspflicht  als  solche,  so 
auch  die  Ausnahme  davon  von  Bundesverfassungs  wegen  statuiert. 
Die  Ausnahmen  sind  also  politische  Vergehen  und  Prefsvergehen. 
Über  den  Begriff  von  politischen  Vergehen  vgl.  oben  zu  Art.  65 
und  es  bleibt  hier  uur  zu  konstatieren,  dafs  in  Art.  67  wie  in 
Art  65  unter  politischen  Vergehen  auch  die  politischen  Delikte 
im  weiteren  Sinne  zu  verstehen  sind.  Prefsvergehen  sind  mittels 
der  Drnckerpresse  verübte  Vergehen ,  auch  wenn  sie  nicht  sa- 
gleich  politische  Vergehen  sind  oder  nicht  in  blofsen  Ehr- 
beleidigungen von  Privatpersonen  bestehen,  sondern  gemeine  Ver- 
gehen sind  bezw.  in  der  Anstiftung  zu  solchen  bestehen,  m.  a,  W. : 
auch  gemeine  Vergehen  und  eigentliche  Vergehen  (nicht  blofse 
Injnrien),  wenn  durch  die  Dmckerpresee  begangen,  verpflichten 
nicht  zur  Auslieferung. 

n.    Die  BandeBgeaetzgebnng  in  Ausflihmng  von  Art.  67. 

1.  Bundesgesetz  Über  die  Auslieferung  von 
Verbrechern  und  Angeschuldigten,  v.  24.  VII.  1852: 
E.G.  3/16t.  Der  nKhere  Inhalt  gehört  nicht  hierher.  Hingegm 
ist  über  das  Verhältnis  des  Gesetzes  zum  Verfassungsartikel 
folgendes  zu  bemerken:  der  Verfassungsartikel  in  der  heutigen 
wie  in  der  frtlheren  Fassung  sieht  nur  die  AuBliefernog  der  An- 
geklagten   vor,    wahrend    das    Bundesgesetz    die    Kantone    zu 
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g^ienseitiger  AnBÜefernng  deijcnigen  Personen  Terpflichtet,  welche 
wegen  eines  der  näher  bezeichneten  Verbrechen  „verurteilt 
worden  sind",  also  auch  der  Verurteilten,  oder  wegen  eines 
solchen  Verbrechens  „gerichtlich  verfolgt  werden",  woranter  die 
falofsen  Angeschuldigten  zu  verstehen  sind ;  ^ao  auch  mit  Be- 
zng  auf  diese  and  Verurteilte,  wie  betr.  Angeklagte  soll  Ausliefe- 
rung stattfinden.  Piese  Ausdehnnng  entspricht  nicht  nnr  dem  alten 
Konkordat,  das  insofern  vorbildlich  ist,  als  es  die  Auslieferungs- 
pflicht  zuerst  statuierte  —  sondern  entspricht  auch  dem  Sinne 
der  Auslieferungspflicht  überhaupt  und  damit  dem  Art.  67  selbst, 
so  dafs  dieser  in  der  Weise  extensiv  zu  interpretieren  ist.  Es 
hätte  aber  doch  die  Formulierung  hei  Übertragung  der  Bestim- 
mung in  die  neue  Bundesverfassung  entsprechend  geändert 
werden  dürfen,  um  so  mehr  als  sie  nicht  ganz  unverändert  blieb, 
sondern  wenigstens  mit  Rücksicht  auf  die  Tatsache,  dafs  das 
Bundesgesets  bereits  erlassen  war,  abgeändert  worden  ist  (vgl. 
oben).  —  Hingegen  geht  das  Bnudesgesetz  Über  den  Verfasaungs- 
artikel  nicht  hinaus  mit  der  Bestimmung,  dafs  es  anfser  fUr 
politische  und  Preis  vergehen  die  Auslieferung  auch  ^r  Bürger 
und  Niedergelassene  des  requirierten  Kantons  nicht  ver- 
bindlich macht.  Denn  der  Art.  67  statuiert  die  Ansliefemngs- 
pflicht  nnr  prinzipiell,  Qberlälst  es  dagegen  dem  Bundesgesetze, 
dieselbe  sosusagen  quantitativ,  wie  den  Verbrechen  (aufser  betr. 
politische  and  Fretsvergeheu) ,  so  den  Personen  nach  näher  zu 
bestimmen  und  bezw.  einzuschränken,  in  der  Meinung,  dafs,  wie 
fllr  geringe  Vergeben  die  Auslieferung  nicht  stattzufinden  braucht, 
so  auch  Personen  mit  Rücksicht  auf  ihre  nähere  Beziehung  zum 
requirierten  Staate  von  ihm  nicht  preisgegeben  zu  werden  brauchen ; 
68  können  also  auch  Bürger  und  Niedergelassene  des  requirierten 
Kantons  aasgenommen  werden,  nnd  übrigens  werden  sie  durch 
die  Bundeegesetzgebnng  von  der  Ansliefemng  nur  anagenommen 
unter  der  Bedingung,  dafs  sie  im  requirierton  Kanton  seihst  ab- 
geurteilt oder  bestraft  werden. 

Durch  das  Bund esge setz  ist  das  genannte  Konkordat  auf- 
gehoben worden,  mit  Ausnahme  der  Art,  19  und  20  betr.  die 
Einvernahme  von  Angehörigen  eines  anderen  Kantons  als  Zeugen 
in  Strafsachen. 

2.  Bundesgesetz  betr.  Abänderung  des  Ausliefemngs- 
gesetzes  v.  24.  VII.  1867:    B.G-.  9/86,    nämlich  Abänderung  der 
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Art.  15    nnd    16,    betr.    die    VerteiluDg   der   Kosten    der    Äns- 
liefemng  zwischen  requirierendem  und  reqniriortem  KanUiD. 

3.  Bundesgesetz  betr.  Ergänzung  des  Aasliefemngs- 
geaetzes  t.  2.  II.  1872:  B.G.  10/672,  wonach  strafrechtliche 
Requisitionen  (Vornahme  von  UnterBUcbangshaudliiDgeii,  Vor- 
ladung von  Zeugen  usw.  in  Strafsachen)  zwiscban  den  Kantonen 
gegenseitig  unen^eltlicb  su  erledigen  sind. 

ArtllLel  68- 

Die  Amomittlnng  tou  Bflrgerrecliteu  fttr  Heimatlose  ud  die 
Hasaregeln  edt  Terhindenmg  der  Entstehung  neuer  Heimatlosen 
sind  Oegeustaud  der  Bunde sgesetzgebung. 

I.  Der  Artikel  an  sidi. 

Das  ist  der  sog.  Heimatslosenartikel.  Derselbe  ist 
alt;  er  war  schon  in  der  BundesTerfasBung  von  1848  als  Art  56, 
nnd  zwar  ganz  gleichlautend,  enthalten. 

Inhalt.  Der  Artikel  enthKlt  einen  Auftrag  an  die  Bnndes- 
gesetzgebung,  und  zwar  nach  zwei  Bicbtungen:  1.  Ausmittelnng 
TOD  BUigerrechten  für  Heimatslose,  und  2.  Verhindemng  der  Ent- 
stehung neuer  „Heimatstosen"  (HeimatalosenfSlle). —  Ad  1).  Kine 
Masse  von  Heimatslosen  hatte  sieb  seit  Jahrzehnten  und  Jahr- 
hunderten aus  den  verschiedensten  Ursachen  angesammett,  als: 
mangelhafte  Fremdenpolizei  (Unsicherheit  der  Herkunft  der  Per- 
sonen infolge  mangelader  oder  nachlttssiger  Schriftenkontrolle), 
gesetzlicher  Verlust  des  Bürgerrechtes  bei  Beligions Wechsel  oder 
bei  Eingehung  einer  gemischten  Ehe,  gerichtliche  Heimatslosen- 
erklärungen,  Eintritt  Fremder  in  Schwei zerr egim enter,  die  in  aus- 
landischem Dienste  standen  usw.  Schon  das  Konkordat  vom 
3.  VIII.  1819  betr.  Erteilung  von  Heimatrechten  an  die  Heimat- 
tosen (Snell,  I,  237  ff.)  hatte  dem  Übel  zn  steuern  gesucht.  Aber, 
einmal  waren  nicht  alle  Kantone  im  Konkordat  (so  Schwyz  nnd 
GraubUnden),  nnd  sodann,  was  die  Hauptsache  war,  verpäicbtete 
das  Konkordat  die  Kantone  nur  —  abgesehen  von  den  seltenen 
Fällen,  in  denen  die  Heimatslosen  ein  von  ihnen  selbst  oder  von 
ihren  Eltern  besessenes  Heimatsrecbt  dartun  konnten  —  denjenigen 
Heimatslosen,  die  mit  ihnen  wegen  längeren  Anfenthaltes  oder 
Duldung  in  näherer  Beziehung  standen,  weiter  vorifinfige  Duldung 
zu  gewähren.  —  Durch  die  Bund  es  verfassnng  von  1848 
ist  dann  die  Abhilfe  zur  Aufgabe  des  Bundes  gemacht  nnd  diese 
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im  SioQe  der  BtiDdesrerfassiing  durch  die  Bandesgegetzgebung 
radikal  geiSst  vorden  in  der  Weise :  nis  nähere  Beziehungen  des 
Heimatslosen  mit  einem  Kantone  wurden  «alser  iHngerem  Aufent- 
halt und  Duldung  im  Kanton  noch  itndere  bezeichnet  (Kopulation, 
mangelhafte  Handhabung  der  Fremdenpolizei,  Anwerbung  von 
Ausländem  unter  kapitulierte  Truppen  usw.)  und  alle  diese  Be- 
ziehangen  zu  Rechtsgrtlnden  fllr  die  Aufnahme  gestempelt,  in  der 
Meinung,  dafs  die  Aufnahme  nicht  nur  in  Duldung,  sondern  in 
Einbürgerung  im  Kanton  und  in  eioor  Gemeinde  desselben  zu 
bestehen  habe.  Dieser  erste  Teil  der  Aufgabe  ist  erfttllt :  die  da- 
mals aufgelaufene  Hasse  von  Heimatslosen  ist  Ungst  eingebürgert.  — 
Ad  2).  Betr.  Mafsregeln  zur  Verhinderung  der  Entstehung  neuer 
Heimatslosen.  Als  Uafsregeln  sind  von  der  Bnudesgesetzgehung 
die  Fordertmgeu  aufgestellt  worden:  Auflösung  der  Konkubinate, 
Heimweisung  der  Vaganten,  genaue  Sehriftenkontrolle,  besonders 
über  Personen  mit  ambulantem  Gewerbebetrieb  (Hausierer,  Künst- 
ler), Verpflichtung  von  Fremden  bei  Mangel  an  Heimatsschriften 
znr  Kautionslei stung,  Beschränkung  der  Ausstellung  von  Fassen 
und  anderen  Schriften  auf  ScbweizerbHrger.  Diese  Hafsregeln 
bestehen  fort.  Immerhin  behalten  aach  die  GrundsKtze  betr.  Ein- 
bttrgerung  ihre  Geltung  fUr  den  ausnahmsweisen  Fall  einer  neuen 
Heimatsl  osigkeit. 

II.  Die  BundeBgMetzgeboDg. 

Bundeagesetz,  die  Heimatlosigkeit  betreffend,  vom 
3.  XIT.  1850:  B.G.  2/138;  2.  Bundesgesetz  betr.  Abänderung  des 
HeimaÜosengesetzes,  v.  24.  VII.  1867:  9,85. 

Artikel  «». 

Dem  Bnnde  steht  die  fiesetzgebong  llber  die  g^en  gemein- 
genhrllehe  Epidemien  nnd  Tlehsenchen  zu  treffenden  gesundheitg- 
pollzelllehen  Terfttgongen  zn. 


L  Der  Artikel  an  sieh. 

Es  ist  du  kurzweg  sogenannte  Sencbenarti  kel.  Er  enthält 
nicht  gerade  wie  der  vorige  Artikel  einen  Auftrag  an  die  Btindes- 
gesetzgebung,  statuiert  aber  das  Recht  des  Bundes  zur  bezüglichen 
Gesetzgebung.  Dieses  Recht  bezw.  diese  Ermächtigung  war  schon 
in  der  Bundesverfassung  von  1848,  Art.  59,  enthalten. 
JHier  bestand  aber  dem  Wortlaute  des  Art.  59  nach  die  Ermächtigung 
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nur  Bu  VerwaltaagsmafsDahmea ,  in  doppelter  Änsdrnckaweise. 
Einmal  war  nur  von  „VerfUgangen",  bq  denen  der  Band 
beftigt  sei,  die  Kode,  and  VerfUgnng  ist  Anordnaog  im  einzelnen 
Falle.  Das  wOrde  an  sich  noch  nicht  beweisen,  dafs  der  Band 
auf  Verwaltangsakte  beschrankt  gewesen  sei;  denn  überall,  wo 
vom  Rechte  zu  Verfügungen  die  Bede  ist,  wird  darunter  auch  das 
Recht  zur  Aufstellung  allgemeiner  Regeln  in  diesem  Sinn  bezw.  zur 
Gesetzgebung  verstanden  (vgl.  oben  zu  Art.  3).  Sodann  aber  hiefs 
es:  „bei  gemeingefährlichen  Seachen  gesundheits polizeiliche  Ver- 
fügungen zu  treffen";  das  heifst  ganz  deutlich,  nur  und  erat  im 
einzelnen  Falle  sei  er  dazu  befugt.  Trotzdem  hat  der  Bund 
schon  unter  der  Bnndesverfassung  von  1848  ein  Viehseuchengesetz 
erlassen,  das  beute  noch  in  Geltung  steht,  und  zwar  im  Interease 
einbeitlicfaer  Ordnung  der  seucbenpolizeilichen  Mabnabmen  und 
veranla&t  durch  wiederholte  schwere  Fälle  der  Einschleppong 
von  Viehseuchen  in  die  Schweiz  (vgl.  B3.  1870,  m,  1007).  — 
Durch  die  Bundesverfassung  von  1874  ist  dann  die  ver- 
fasaungsmXfsige  Qmadlage  fllr  die  bezügliche  BundesgeaetzgebuDg 
vervollkommnet  worden,  in  doppelter  Weise.  .  Einmal  wird  dem 
Bunde  ausdrücklich  das  Recht  der  (resetzgebung  verliehen,  be- 
merkenswerterweise zwar  nicht  geradezu  gegen  gemeingefllbr- 
liche  Seuchen,  sondern  über  gesundheitspotizei liehe  Ver- 
fBgungeu  gegen  solche  —  aber  offenbar  nicht,  am  sein  6e- 
setzgebnogsrecht  in  Sachen  besonders  zu  beschränken ,  sondern 
um  durch  diese  besondere  Fassung  das  Recht,  das  eich  der  Bund 
bereits  genommen  hatte,  blofse  VerfUgnngeo  gesetzgeberisch  xa 
ver  all  gemeinem,  ausdrücklich  zu  rechtfertigen.  Sodann  wird  dem 
Bunde  dieses  Recht  der  Gesetzgebung  wie  gegen  Viehseuchen,  mit 
Besng  auf  welche  er  davon  bereits  Gebranch  gemacht  hatte,  so 
besondf^rs  und  voraus  auch  gegen  Epidemien  verliehen.  —  Immer- 
hin steht  dem  Bunde  nach  wie  vor  das  Recht  der  Verfllgung 
bezw.  Gesetzgebung  nor  betr.  gemeingefährliche  Seuchen  zu. 
Während  aber  sozusagen  alle  Viehseuchen  für  gemeingefährlich 
gelten,  sind  von  den  Kenschensenchen  nur  die  wenigsten  zum 
Gegenstande  der  Bunde sgesetzgebang  gemacht  worden. 

Zu  Art.  69  gehörte  auch  Art.  2h^'»  belr.  das  SchKcht- 
verbot,  weil  das  Schächten  nur  eine  bestimmte  Schlachtmethode 
ist  und  der  Bund  schon  im  Viehsenchengesetz  die  Kontrolle  tlber 
die  Metzgereien  and  das  Schlachten  vorgesehen  hat  {-r^.  oben  >a 
Art.  26  W»). 
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H.   Die  BimdesgesetzgebDng. 

£s  ist  hier  an  sich  zwar  nur  die  Seacbengeeetzgebang  d«a 
Bunde B  anznAlhren.  An  die  ViehBdachengesetzgebiing  schlierst 
eich  aber  die  landwirtschftftiicbe  Greaetzgebung  des  Bundes  insofern 
fin,  als  sie,  die  sonst  in  der  Bundesverfassang  keine  G-randlage 
findet  (vgl.  zn  Art.  2)  nnd  daher  unberücksichtigt  bleiben  mUfste, 
soll  sie  doch  eingefügt  werden,  dem  Gegenstande  bezw.  Zweck  nach 
zu  placieren  ist  und  demnach  am  ehesten  noch  zur  Viehseuchengesetz- 
gebung  pafst;  auch  die  Viehseuchengesetzgebnng  betrifit  baupt* 
sächlich  die  LandwiitBchaft,  den  Schutz  derselben,  nur  nach  einer 
bestimmten  bezw.  anderen  Seite  der  landwirtacbaftlichen  Ökonomie. 

A.  Die  Seachengesetz^ebnn^. 

1.  Bundesgeeetz  betr.  Marsnahmen  gegen  gemein- 
gefährliche Epidemien,  v.  2.  VII.  1886;  B.Q.  IX  277.  —  Ein  erstes 
Bundeagesetz  ist  hauptsächlich  wegen  des  darin  vorgesehenen  Impf- 
zwanges in  der  dagegen  angerufenen  Volksabstimmung  v.  80.  VII.  1882 
verworfen  worden  (vgl.  B.B.  1882,  I,  297  und  IV,  257). 

Vollziehungsverordnungen  betr.:  Bundesbeiträge  zur  Be- 
kämpfung gemeingefährlicher  Epidemien  X  853,  Leichen transport 
XII839,  Mafsnahmen  in  den  Mili  täianstalten  zum  Schutze  gegen  die 
Cholera  XIII  3,  Desinfektion  XVII  622,  MaTsnahmen  zum  Schutze  der 
Verkehrsanstalten  gegen  Cholera  unu  Pest  763,  XVIII  761;  Pest- 
laboratorien XVm  104,  435. 

Bondesbeschlufs  betr.  Organiaation  eines  schweizerischen 
Gesundheitsamtes,  v.  28.  VI.  1893:  XIIl  689. 

2.  Bnndesgesetz  über  polizeiliche  Mafsregeln  gegen 
Viehseuchen,  v.  8.  n.  1872:  B.Q.  10/1029;  Zusatzbestimmungen  11/211 
und  Änderung  IX  274. 

Vollziebungsverordnung  zu  den  Bnndesgesetzen  X  805, 
Zusatz  betr.  ächweineseiiche  Xin  192  und  Abänderung  739,  XIX  415.  — 
Instruktion  für  die  Orenztierärzte  XII  59,  Abänderungen  655,  Xtll  522. 

B.  Die  LftndwirtgchgftBgesetEgebnng. 

1.  Bundesgesetz  betr.  die  FCrderung  der  Landwirt- 
schaft durch  den  Bund,  v.  22.  XII.  1893;  B.&.  XIV  209;  VoU- 
ziehungH Verordnung  287,  Marsnahmeu  gegen  die  Blutlaus  VIEI  38. 

2.  BundeBbeBchlufs  betr.  die  landwirtschaftlichen  Versuchs-  und 
üntersuchungsanstalten,  t.  26.  III.  1397:  XVI  209;  Bundestala- 
beschlafs  betr.  Organisation  und  Beamtungen  XVIIl  251,  Regulativ 
betr.  Kassa-  und  Rechnungswesen  698,  XX  31.  —  Bandesbeschlufs  betr. 
die  Übernahme  der  Versuchsanstalt  fSr  Obst-,  Wein-  und  Gartenbau  in 
Wadenswil  (Zürich)  durch  den  Bund,  v.  27.  VL  1902:  XIX  107j 
Bundesratsbeschlufs  betr.  Organisation  nnd  Beamtungen  120,  Regulativ 
betr.  Kassa-  und  Rechnungswesen  192. 
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3.  ßandesbeschlufs  betr.  die  Emcbtung  eines  schweizerischea 
Hengsteo-  und  Fohlendepots  in  AvencheH,  v.  1.  VII.  1896:  XTI 
776;  BundearaUbeecblurg  betr.  Organisation  und  Betrieb  XVIII  616  and 
betr.  eidgenössische  Pferdezuchtkommission  628. 

4.  Uundesratsbeschlufs  betr.  die  Kompetenzen  der  Direktoren  der 
Anstalten  für  InventuranachaSiiugeu  (betr.  2  nod  3  zusammen)  XIX  417. 


Artikel  6Vi>'<. 

Der  Bond  ist  befngt,  gesetzliche  Bestlmmnn^en  zn  erlassen: 

a)  Bber  den  Verkehr  mit  VabniDgrs-  und  Sennssmltteln ) 

b)  Aber  den  Verkehr  mit  andern  debranchg-  und  Verbraachtb 
gegenständen,  soweit  solche  das  Leben  nnd  die  fiesnndtett 
gefährden  kennen. 

Die  Ansrabrnn^  der  bezüglichen  Bestimmungen  geschieht  dnrek 
die  Kantone,  unter  Aufsicht  nnd  mit  der  finanziellen  Untersttltzuig 
des  Bundes. 

Dagegen  Hegt  die  Kontrolle  der  Einfahr  an  der  Landesgreaz« 
dem  Bunde  ob.  

1.  DieVorgeschichte  des  Artikels  (vgl.v.SaHs,  I,  S.34ff. 
u.  Stoofs,  OmndzUge  II,  369  ff.). 

a.  Postulat  der  eidgentlsei sehen  Bäte  v.  30.  VI.  1882  auf 
Prüfung  der  Frage,  ob  es  nicht  angezeigt  und  vom  verfassange- 
m&Taigen  Standpunkt  aus  znlftssig  sei,  von  Bnndes  wegen  die  nitligen 
Marsnalmen  zQ  treffen,  um  die  Konsumenten  vor  gefälschten 
oder  geKiindheitsscfaKdIichen  Getränken  zu  schützen. 
Änf  Bericht  des  Bundesrates,  wonach  weder  die  Notwendigkeit 
noch  die  Kompetenz  zu  einer  eidgenössischen  Reguliening  der 
Sache  Turhanden  sei,  wurde  das  Postnlat  Fallen  gelassen. 

b.  Später  folgten  sich  drei  Anregungen:  I)  Postnlat  des 
Nationalrates  (zufolge  Motion  Curti),  T.  29.  VI.  1887 ,  auf  ErlaTs 
eines  Bundesgesetzes  zur  Ergänzung  der  kantonalen  Bestimmungen 
betr.  Herstellnng  nnd  Verkauf  gesunder  und  nnverfälschter 
NahrungS'  and  Genalsmittel  und  gevisserGebranchs- 
g'egenstäade,  namentlich  hinsichtlich  richtiger  Deklaration. — 
2)  Postulat  heider  Räte  v.  26.  VI.  1889  auf  ErlaCs  einee  Bandes- 
gesetzes  Ufaer  den  Weinhandel  („des  Tolketümtichsten  Objektes 
der  staatlichen  Kontrolle",  nach  dem  Ausdruck  des  Vereins  Schweiz. 
analj'tLScher  Chemiker).  —  S)  Petition  des  Verbandes  schweize- 
rischer Hetzgermeister  vom  August  1891  auf  firlafe  eines  eid- 
genössischen Nahrungsmittelpolizeigesetzes. 
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Die  Antwort  »nf  ntle  drei  Auregangea  zneammen  bildete  die 
Botschaft  des  Bundesrates  t.  8.  III.  1895,  mit  dem  Antrag  anf  Ver- 
fasHungüreviBion ,  weil  die  Notwendigkeit  eidgenössischer  Beg^- 
liernng  saingeben  sei,  diese  aber  nicht  ohne  Verfassungsrevision, 
darch  welche  dem  Bunde  die  ästige  EnnSchligung  erteilt  werde, 
vorgenommen  werden  könne  (vgl.  B.B.  1895, 1,  767).  Die  Revision 
wurde  von  der  BnDdesversammlnng  heschlossen  und  in  der  Volks* 
abstimmang  v.  11.  VII.  1897  angenommen;  daher  der  heutige 
Art.  69  Ms. 

2.  Der  BundeBverfassungsartikel.  Die  Stellang  des- 
selben in  der  Band  esverfassQng,  alsZasatz  za  Art.  69  betr.  die 
Seuchenpnlizei,  erscheint  richtig:  durch  das  Viefasenchengeaetz  ist 
bereits  die  Kontrolle  Über  die  Schlachthäuser  und  das  Schlachten 
von  Vieh  eingeführt  worden,  und  die  sog.  Leben smittelkon trolle 
bildet  nur  eine  Erweiterung  der  Kontrolle  der  Fleischwaren  auf 
Lebensmittel  bezw.  Waren  überhaupt.  —  Bei  der  Fassung  des 
Artikels  dagegen  ist  ein  bOser  Sprachfehler  nntergelanfen.  Bei  der 
sog.  Lebensraittelpolizei,  richtiger  Warenpolizei,  wird  bekanntlich 
zwischen  Verbrauchs-  und  Gebranchsgegen standen  unterschieden, 
je  nachdem  sie  durch  den  Gebrauch  verbraucht  werden  oder 
nicht  —  ein  Untemchied  gleich  dem  des  rSmischen  Rechtes 
zwischen  res  consnmtibiles  und  non  consnmtibiles ;  Verbrauchs- 
gegenstSnde  sind  Nahrungs-  und  Genufsmittel ,  wahrend  zu  den 
Gebranchsgegenatttuden  Kleider,  Spielwaren ,  Auxstattnngsgegen- 
stände  gehören.  Im  Art.  69'''»  heifet  es  nun:  ^Der  Bund  ist 
befugt,  gesetzliche  Bestimmungen  zu  erlassen :  a)  Über  den  Ver- 
kehr mit  Nahrungs-  undGenufsmitteln;  b)  über  den  Ver- 
kehr mit  anderen  Gebrauchs-  and  VerbrauchsgegenstHnden 
nsw."  —  als  ob  die  Nahrungs-  und  Genufsmittel  Gehmuchsgegen- 
stftnde  wären.  Es  sollte  vielmehr  heifsen :  „b)  Itber  den  Verkehr 
mit  anderen  Verbrancbsgegenständen  und  mit  Gebrancfasgegen- 
Btlnden,  soweit  usw.".  Der  Bundesrat  hat  in  der  Botschaft  zu 
dem  gleich  zu  erwKhnenden  Entwurf  eines  Bnndesgesetzes  den 
Fehler  entdeckt,  aber  zn  spät. 

3.  Entwarf  eines  Bundesgesetzes,  vgl.  B.B.  1899,  I, 
610  ff.  Derselbe  enthalt  nur  formale  Bestimmungen  betr.  die 
Organisation  (Bezeichnung  der  Organe  des  Bundes  und  der  Kantone 
für  die  Lebensmittelpolizei  and  Bestimmung  ihrer  Kompetenzen), 
nebst  Strafbestimmungen  —  dagegen  keinerlei  materielle  Be- 
stimmungen    ( II  her    Lebensmittelsurrogste     nud    VerlHlschungeii, 
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FleiBchkontzolle,  Gewichtaverkatif,  Vor-  und  Aufkauf  luw.  usw.) ; 
in  dieser  Beziehnng  tet  er  ein  reines  Blankettgesetz,  d.h. er 
überlHfst  alles  dem  VerordnnngBreclite  des  Bundearatefi.  —  Die 
Beratung  des  Entwurfes  in  der  BnndesTerBammlung  var  zunftchst 
mit  der  anderer  Gesetz esentwUrfe  Bisttert  worden,  durch  Beschlufs 
V.  6.  X.  1899  (B.B.  1899,  IV,  1034),  der  einen  der  sog.  „Erspamis- 
beschlusse'  bildete  —  der  BescblUsse  zur  Herstellung  des  Gleich- 
gewichts in  den  Bundesfinanzen  und  zur  Beschaffung  der  Mittel 
zur  Durchführung  der  Ye rsi che ma gsgesetze ,  d,  h.  der  Kranken- 
und  Unfallversicherung  (vgl.  zu  Art.  34l'"j.  —  Seither,  nachdem 
die  Kranken-  und  UnfallTersicherung  in  der  Volksabstimmung 
V.  20.  V.  1900  gefallen  var,  ist  die  Beratung  in  den  Räten  wieder 
aufgenommen  worden,   aber  derzeit  noch  nicht  zu  Ende  gefUhrt. 

Artikel  70. 

Dem  Bunde  steht  das  Becht  zs,  Fremde,  veicke  die  Innere 
oder  Unfgere  Sicherheit  der  EldgenosBenschaft  gefUirden,  ans  dem 
schTrelzerlBchen  Oeblete  we^in weisen. 


Literatur:  Bader,  Der  Begriff  des  politiachen  Delikts  nach 
Schweiz.  Oeaetzgebnng  und  Praxis,  1894;  Chantre,  Du  sdjour  et  de 
l'eipulsion  des  ^trsugerB,  1891;  Cbicherio,  Dell'  Anarchismo  (Be- 
pertorio  di  Giurisprudenza  patria  XDI,  385);  Greulich,  Anarchismus 
(Handwörterbuch  der  schweie.  Volkswirtschaft  usw.);  Langhard,  Das 
Recht  der  politiachen  Fremden  aus  Weisung,  1S91 ;  i  d  e  m ,  Die  anarchistische 
Bewegung  in  der  Schweiz,  1903;  Pfenninger,  Referat  über  den  Be- 
griff des  politischen  Verbrechens,  1880 ;  v.  S  s  1  i  s ,  Äsylreeht  (im  zitierten 
Handwörterbuch);  Soldan,  L'eitradition  des  criminels  politiques,  1882; 
Teichmaun,  Fremdenpolizei  (im  zitierten  Handwörterbuch). 

Vorbemerkung.  Der  Artikel  ist  alt;  er  war  schon  in  der 
Bundesverfassung  von  1848  enthalten  und  ist  dutn  gleichlautend 
in  die  Bundesverfassung  von  1874  übergegangen.  —  Es  handelt 
sich  um  das  politische  Answeisnngsrecbt  des  Bundes  als  die  eine 
und  zwar  die  aktive  8eite  der  politischen  Fremdeupolizei, 
deren  andere,  die  passive  Seite,  das  Asylrecht,  d.  h.  das  Recht 
der  Asylgewfthrnng  bildet.  Dieses  Fremden  pol  izeireoht  des  Bundes 
bat  einerseits  seine  Vorgescbichte  und  hat  andererseits  in 
neuester  Zeit  in  der  Bundesanwaltschaft  ein  besonderes 
Organ  zur  Ausübung  erhalten ,  ist  also  auch  nach  diesen  beiden 
Seiten  zu  berücksichtigen;  in  der  Hitte  aber  steht  die  politische 
Ii^emdenpolizei  selbst  als  Au%abe  des  Bundes. 
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I.  Die  Torgeschiehte. 

Die  Fremdenpolizei  Überhaupt,  die  politische  oder  hohe  Polizei 
wie  die  gewöhnliche  oder  niedere  Fremdenpolizei,  war  vor  1846 
(abgesehen  von  der  Helvetik)  von  B«chts  wegen  ganz  Sache  de  r 
Kantone,  so  speziell  noch  aater  dem  Bau  des  vertrage  von  1815 
und  unter  diesem  als  der  lockersten  der  schweizerischen  Staaten- 
verein ignngen  erat  recht.  Der  Bund  konnte  aber  ans  politischer 
Nötigung  gelegentlich  nicht  umhin,  sich  mit  der  politischen 
Fremden  pol  izei  zn  befassen ;  so  fafste  anch  anter  dem  Bundes- 
vertrag  von  1815  die  Tagsatzung  wiederholt  beztlglicbe  Beschlüsse, 
nKmlich  folgende.  1.  Tagsatz ungshescblufs  betr.  Mafsregeln 
in  Hinsicht  aaf  den  Mirsbraach  der  Druckerpresse 
und  auf  die  Fremdeupolizei,  v.  14.  VII.  1S23,  bestätigt 
den  6.  VII.  1924,  veranlagt  durch  die  Heilige  Allianz  und  deren 
gegen  Ende  1822  zum  Zwecke  der  Unterdrückung  der  Revolutionen 
abgehaltenen  RoagrefB  zu  Verona.  Der  Beschlufs  erging  zwar,  um 
das  Becht  der  Kantone  in  Soeben  zu  respektieren,  in  Form  einer 
blolsen,  aber  nachdrücklichen  Einladung  an  dieselben  (Snetl  I,  202). 
Dieser  Beschlnls  wurde  aber,  nachdem  er  noch  am  11.  VII.  1828 
auf  ein  Jahr  bestfitigt  worden  war,  infolge  der  wactisenden  inneren 
Opposition  dagegen,  offiziell  aber  mit  Rücksicht  auf  die  „ein- 
getretene Beruhigung"  in  der  Schweiz,  durch  Beschlufs  vom 
8.  VII.  1829  aufgehoben  (1.  c.  204).  —  2)  Konklusum  betr.  die 
unverzügliche  Fortweisung  der  unruhigen  Flüchtlinge 
und  Fremden  aus  der  Schweiz,  v,  11.  VTH.  1836,  und  daran 
angcbliersendes  „Konkordat,  wodurch  das  Verfahren  gegen 
unruhige  Flüchtlinge  in  Zukunft  geregelt  werden  soll", 
T.  26.  Vm.  1836  (I.  c.  205  u.  207).  Die  Veranlassung  dieses  Kon- 
kluBums  war  folgende:  nach  den  Revointiunen  des  Jahres  1S30  war 
die  Schweiz  die  Zufluchtsstätte  zahlreicher  Flüchtlinge  geworden ; 
im  Jahre  1834  hatten  solche  das  Asjl  2U  einem  Einfall  in  Savojen 
(„Saveyerzug")  mißbraucht,  worauf  Frankreich  der  Schweiz  mit 
einer  Sperre  drohte,  welcher  zu  entgehen  dann  das  Konklusum 
erlassen  wurde.  Vgl.  Schmidt,  Die  deutschen  Flüchtlinge  in 
der  Schweiz  1833—1836,  1899.  Konklusum  und  Konkordat 
wurden  am  5.IX.  1838  wieder  abgeschafft  (Snell  I,  S.  717). 

Gestutzt  auf  diese  Erfahrungen  mit  der  kantonalen  Polizei 
in  Sachen  politischer  Flüchtlinge  wurde  dann  1848  dem  Bund 
anch  von  Rechts  wegen  ein  politisches  Ausweisungsrecht  in  der 
Bundesverfassung  eingerttumt. 
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II.    Die  politische  Polizei  als  Aufgabe  des  Bandes. 

A.  Im  allf^emelnen.  „FolitiBchePolizei"  bedeutet  eioer- 
seits  eine  staatliche  Aafgabe,  andererseits  ein  spezielles  Organ  tOr 
diese  Aufgabe.  Von  dem  speziellen  Organ  ist  anter  11]  die  Rede^ 
hier  von  der  Aufgabe.  Die  politische  Polizei  als  Aufgabe  im 
ganzen  bildet  den  Gegensatz  zur  gewöhnlichen  Fremden  pol  izei 
oder  Fremdenpolizei  schlechthin.  Beide  haben  das  miteinander 
gemein,  dafs  sie  sicherheitspolizeilicher  Natnr  sind,  d.h. 
die  Sicherung  und  zwar  nicht  sowohl  der  Fremden  als  vor  den 
Fremden,  d.  h.  vor  den  mit  deren  Aufenthalt  allfSlIig  verbundenen 
Nachteilen  für  den  Ort  oder  das  Land  bezwecken.  Beide  unter- 
scheiden sich  aber  nach  dem  uBheren  Zweck  und  nach  dem  Rechts- 
grunde.  Nach  dem  näheren  Zwecke:  die  Fremdenpolizei  bezweckt 
den  Schatz  der  VolksgeuossenBchaft  vor  den  Nachteilen 
nnd  Gefahren  des  Fremdenelementes  (Belästigung  durch  Bettel  und 
Vagantität;  Bedrohung  durch  Verbrechen  gegen  Person  und  Eigen- 
tum). Die  politische  Polizei  dagegen  bezweckt  den  Schatz  des 
Staates  als  solchen,  seiner  £lxistenz  und  Ent Wickelung,  vor  Ge- 
fahren durch  Umtriebe  der  Fremden;  andererseits  auch  den  Schutz 
von  Fremden  vor  einem  anderen,  sie  verfolgenden  Staat.  —  Dem 
Rechtsgrnnde  nach  beruht  die  Fremdenpolizei  auf  dem  Nieder- 
laesnngsrecht,  in  der  Schweiz  speziell  auf  der  Bundesver- 
fassung, Art  45,  und  auf  den  Niodfirlassungs vertragen.  Die 
politische  Polizei  dagegen :  nach  selten  des  Ausweis angsrechtes 
auf  dem  Notrechte  des  Staates  (jus  emiuens)  und  nach  selten 
des  Asylrech  tes  auf  dem  Ausliefe  rungerechte  bezw.  den  Aus- 
lief eru  ngsve  rtrSgen . 

Die  politische  Polizei  fUr  sich,  ohne  die  (gewahnliche) 
Fremdenpolizei,  betrachtet,  wie  sie  hier  im  weiteren  allein  zu 
behandeln  ist,  zevftlllt  in  das  politische  Ausweisungsrecht 
and  in  das  Asylrecht;  danach  teilt  sich  die  weitere  Darstellung. 

B.  Das  AnsweiBongsrecht 

Es  bildet  speziell  den  Gegenstand  des  Art.  70,  durch  den 
es  festgesetzt  und  amschrieben  wird.  Die  einzelnen  Punkte  der 
Bestimmung  sind  folgende. 

1.   „Dem  Bunde  steht  das  Recht  zu  usw." 

In  dieser  Kompetenzbestimmung  bezw.  in  der  ErmKchtignng 
des  Bandes  zur  Ausweisung  liegt  das  Schwergevicht  des 
Artikels.     An   sich   hat  jeder   Staat  das   Recht   politischer  Aus- 
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Weisung  kraft  Notrechtea  (vgl.  A),  also  anch  der  Bniid  im  BnndeB- 
Staat.  Unter  dem  Bandesvertrag  aber  etand  es  nur  den  Kantonen 
za ;  ein  Geaamtfttaat  bestand  ja  nicht,  nnd  die  Tagsatznug  griff 
nur  notgedrungen  in  dasselbe  ein  (vgl.  I),  Um  es  nicht  zweifel- 
haft zn  lassen,  dafs  im  BundesHtaat  auch  der  Bund  dieses  Recht 
haben  soll,  wurde  Art.  59,  heute  70,  aufgenommen. 

Die  Kompetenz  des  Bundes  ist  aber  keine  ausschlief s- 
liche,  d.  b.  die  Kantone  sind  nach  wie  vor  zur  politischen  wie 
zar  polizeilichen  Ausweisung  berechtigt,  in  ereterer  Beziehung  ist 
nun  aber  neben  den  Kantonen  auch  der  Bund  answeisungs- 
berecbtigt.  —  Die  Kompetenz  des  Bundes  ist  aber  voo  der  der 
Kantone  verschieden,  entsprechend  der  verschiedenen  Stellung 
der  beiden  Teile  tlberfaanpt.  Der  hergebrachte  Satz:  „Das  Aus- 
weisungsrecht  steht  in  erster  Linie  dem  Bunde  zu,  die  Gewährung 
des  Asyls  dagegen  in  erster  Linie  den  Kantonen"  (Blumer-Morel  I, 
250)  ist  unrichtig  und  entbehrt  der  Begründung.  Es  ist  auch 
nicht  verständlich ,  wamm ,  wenn  ein  Kanton  einen  Fremden 
geduldet  hat,  bei  Hifsbraucb  der  Duldung  durch  den  Fremden 
nicht  zuerE>t  der  Kanton  selbst,  sondern  der  Bnud  zur  Ausweisung 
berechtigt  sein  soll.  Es  ist  vielmehr  betr.  das  Ans  Weisungsrecht 
zu  unterscheiden,  ob  die  Ausweisung  im  Interesse  speziell  des 
Kantons  oder  der  Schweiz  im  weitem  liege.  Im  ersteren  Fall  ist 
der  Kanton  zur  Ausweisung  berechtigt  und  er  allein,  soweit  nicht 
die  Eidgenossenschaft  dabei  mittelbar  beteiligt  ist ;  immerhin  hat 
der  Bund  darüber  zu  wachen,  dafs  bei  der  Ausweisung  durch  den 
KantOD  nicht  Staats  vertrage  willkürlich  verletzt  werdeu.  Im  Fall 
eidgenössischen  Interesses  dagegen  ist  es  der  Bund,  der  nicht  nur 
in  erster  Linie,  sondern  allein  berechtigt  erscheiut,  und  dieser 
Fall  wird  allerdings ,  wo  nicht  der  ausschliefst  ich  e ,  doch  der 
Hanptfatl  sein.  80  mufs  denn  der  oben  angeführte  beigebrachte 
Satz,  nm  richtig  zu  sein,  dahin  verstanden  werden:  der  Fremde 
geniefst  znerst  Asyl  vom  Kanton,  insofern  ats  dieser  kraft  der 
gewShnlichen  Fremdenpolizei  den  Fremden  bis  auf  weiteres 
gewähren  läfst;  dann,  wenn  es  zur  politischen  Ausweisung  kommt, 
geht  diese  vorzugsweise  vom  Bnnd  ans,  weil  der  Bund  zumeist 
an  der  AnsweiBnng  interessiert  ist. 

Die  Kompetenz  des  Bundes  steht  organisch  speziell  beim 
Bundesrat,  gemäfs  Bundesverfassung  Art,  102,  Ziff.  9  und  10. 
Es  handelt  sich  bei  der  politischen  Ausweisung  wie  bei  der  polizei- 
lichen um   eine  Ausweisung  im  Administrativ  weg  —  im  Gegen- 
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Mtze  zur  richterlichen  Verbannung  als  Strafe  wegen  Verbrechen 
nnd  Vergeben,  auch  wenn  es  politische  Verbrechen  und  Venoben 
Bind.  Die  eidgenössische  Administrative  aber  steht  beim  Bundes- 
rate. Die  genannten  fieatinimungen  UberbiDden  dem  Bnndesrat 
speziell  auch  die  Sorge  fUr  die  Bufaere  und  innere  Sicherheit, 
also  gerade  für  Interessen,  deren  Verletzung  die  Änsweisung  nach 
Art.  70  begründet.  Ein  Rekursrecht  an  die  Bundesvereammlung 
gibt  es  nicht,  so  wenig  wie  für  band esrätli che  Verfügungen  in 
der  Bundesverwaltung  überhaupt  (vgl.  den  Fall  Jotti  u.  Kons.: 
B.B.  1899,  ra,  1002). 

2.  „Fremde". 

Unter  „Fremden"  sind  hier,  vom  Standpunkte  des  Bundes- 
rechtes, Personen  verstanden,  die  der  Schweiz  im  ganzen  fremd 
sind,  also  Ausländer;  auch  vom  Standpunkte  des  Bundesstaates 
siud  die  Angehörigen  eines  andern  Kantons  keine  Fremden,  sondern 
SchweizerbUrger.  Es  kann  also  der  Band  im  Administrativ- 
wege, bezw,  es  kann  der  Bundesrat  nur  Ausländer  ausweisen; 
vahrend  im  Strafgerichts  verfahren  nach  eidgenossischem  Strafrecht 
auch  Schweizerbtlrger  ausgewiesen  \ierden  kSnnen,  weil  Art.  44, 
Abs.  1 ,  der  Bundesverfassung  betr.  das  Verbot  der  Verbannung 
auf  ihn,  den  Bund,  keine  Anwendung  findet  (vgl.  oben  zu  Art  44). 

Der  Bandesrat  hat  aber  im  Falle  Mermillod  einen  Schweizer^ 
bUrger  ausgewiesen.  —  Mermillod,  Bürger  von  Carouge,  Kanton 
Oenf,  war  im  Januar  1873  vom  Papste  zum  apoBtolischen  Vikar 
von  Genf  ernannt  worden ,  womit  das  Gebiet  des  Kantons  Gtait 
eigenmächtig,  gegen  den  Willen  der  Staatsbehörden,  vom  Bis- 
tum Lausanne  losgerissen  and  zu  einem  eigenen  bischsf liehen 
Sprengel  erhoben  werden  sollte.  Mermillod  wurde,  als  er  sich 
weigerte,  auf  die  Stelle  zu  verzichten,  durch  Bescblufs  des  Bandes- 
rates  v.  17. 11.  1873,  gestützt  nicht  sowohl  auf  Art.  57  (neu  70), 
als  vielmehr  auf  Art.  90  (neu  102),  Ziff.  8  und  10  der  Bundes- 
verfassung, ausgewiesen,  und  der  Bekars  gegen  diesen  BescbluFs 
wurde  von  der  Bundesversammlung  abgewiesen  (B.B.  1878  I, 
368  and  III,  301).  —  Der  Ausweisungsbeschlurs  gegen  Mermillod 
enthält  eine  entschiedene  fiecbtsverletzaug,  insofern  als  er 
über  Art.  57  (70)  hinausging  —  dieser  Artikel  gestattet  nur, 
AuslHuder  auszuweisen,  nicht  Schweizerbllrger ;  aber  wie  dieser 
Artikel  selbst  auf  Grund  des  Notrechtes  au%eetellt  worden  ist, 
so  braucht  sich  dieses  an  ihn  nicht  zu  binden,  sondern  kann 
unter  Umstanden    über  ihn    hinausgehen:    m.  a.  W. :    auch  wenn 
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der  Beschlnfa  nicht  rechtmXfBig  war,  so  könnt«  er  doch  politisch 
2n  rechtfertigen  sein  {vgl.  auch  meine  Politik,  S.  51).  —  Bei  der 
dftninf  erfolgenden  Revision  der  Hnndesverfassiing  v.  1873/74  he- 
antragte  der  Bandesrat,  znr  Deckung  eines  kSnftigen  Falles  nach 
Art  desjenigen  von  Herrn illod  einen  Zueati  zu  Art.  6  7  hezw. 
70  („Wer  ohne  Zustimmung  des  Bundes  auf  dem  Gebiete  der 
Eidgenossenschaft,  im  Aaftrage  eines  fremden  Staates  oder  einer 
fremden  BehOrde ,  amtliche  Handlangen  verrichtet ,  kann  vom 
Bundesrat  verwiesen  werden"  :  Art.  C4  des  Bundesgesetsesentwnrfes 
V.  16.  YI.  1878),  der  aber  von  der  Bundesversammlung  als  Qber- 
flUssig  gestrichen  wurde,  was  nur  bei  Annahme  eines  über  den 
heutigen  Art.  70  hinausgehenden  Notrechtes  des  Bundes  mtlg- 
lieh  war. 

Anch  die  Kantone  besitzen  das  politische  Answeisangsrecht 
gegen  die  AuslUnder  —  unter  Vorbehalt  der  Eontrolle  des  Bundes 
und  des  Rechtes  des  Bnndes,  von  sich  aus  AnslaDdem  Asyl  zu 
gewahren.  Oh  aber  die  Kantone  das  politische  Ans  weisungerecht 
auch  gegen  Schweizerbürger  besitzen?  Demselben  steht  jeden- 
falls weder  Art.  44,  Abs.  1,  der  sich  nur  auf  die  Verbannung 
als  Strafmittel  bezieht,  noch  Art.  45,  der  das  polizeiliche 
AusweisuDgsrecht  betrifft ,  entgegen ,  und  das  politische  Aus- 
weieungsrecht  der  Kantone  gründet  sich  auch,  wie  das  des  Bnudes, 
auf  das  jedem  Staate,  soweit  er  sonveräu  ist,  zostebende  N^otrecht. 

3.  , Welche  die  innere  oder  Änfsere  Sicherheit 
gefährden." 

Das  ist  die  Bedingung  für  das  Ausweisun  gar  echt  des 
Bundes.  —  Im  einzelnen  enthält  die  Bedingung  folgende  Momente : 
1.  „Sicherheit".  Darunter  ist  die  Sicherheit  des  Staates 
selbst  und  bezw,  der  Staatsgewalt  in  ihrem  Bestand  «nd  in  ihrer 
Entfaltung  zu  verstehen,  nicht  die  Sicherheit  der  Volksgenossen- 
schaft an  Leib,  Leben  und  Eigentum  (vgl.  oben  A).  2.  „Innere 
und  änfsere  Sicherheit"  ist  die  Sicherheit  des  Staates  nach 
innen,  in  seiner  Organisation  und  Funktion,  und  in  seinen  Be- 
ziehungen nach  aufsen,  zu  anderen  Staaten.  3.  Und  „6e- 
ffthrdung":  es  braucht  also  keine  Verletzung  dieser  Sicherbetten, 
sondern  es  gentigt  die  hlofse  Bedrohung  —  der  Fall ,  dafs  sie 
in  Gefahr  stehen,  Abbruch  zu  erleiden.  —  Im  ganzen  also  liegt 
in  dieser  Bedingung  das  Ans  Weisungsrecht  des  Bundes  aus- 
gesprochen. Einerseits  genttgt  das  strafgerichtliche  Aus- 
weisungsrecht  nicht:   es  soll   der   Bund   nicht   darauf  beschränkt 
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Beia,  AUHzuweisen,  wenn  die  RechtsgruadUgeD  der  Sicherheit  des 
Staates  nAch  innen  oder  in  seinen  tturfleren,  völkerrechtlichen 
Beziehungen  verletzt  sind ;  sondern  der  finnd  soll  dss  B«cht 
haben,  auch  in  administrativem  Wege  auBzuiveisen.  Andererseits 
aber  hat  der  Bund  nur  das  pol  itisc  he  Ausiveienngarecht,  nicht 
auch  das  der  gewöhnlicheti  Fremdenpolizei ;  diese  ist  ganz  Sache 
der  Kantone  und  der  Bund  hat  hier  nur  das  Becht  einznschreiten, 
wenn  von  den  Kantonen  die  gewöhnliche  Fremdenpolizei  in  einer 
dem  Rechte  ei  nee  Vertragsataates  euwiderlaufenden  Weise  ans- 
geübt  werden  sollte.  —  Zur  Ausweisung  selbst  aber,  bub  Gründen 
der  gewöhnlichen  EVemdenpolizei ,  ist  der  Bund  keinenfalls  be- 
rechtigt. 

Das  politische  Ausweisungs recht  des  Bundes  ist  aber  beim 
Eintritte  der  Bedingung  gegeben:  die  Bedingung  mufs  vor- 
handen sein,  damit  der  Bond  ausweisen  kann  (darin  drückt  sieh 
sein  politisches  Answebungsrecht  aus),  aber  nur  sie  mufs  vor- 
handen sein.  In  letzterer  Beziehung  speziell  kommt  ee  nicht 
darauf  an ,  ob  der  Fremde  Ausweispapiere  besitze ;  diese 
sind  nur  Bedingung  der  gewffh&licbea  Fremde npolizei  in  der 
Meinung,  dab,  wenn  der  Fremde  die  vom  bezüglichen  Nieder- 
lasBungs vertrage  vorgeschriebenen  Ausweispapiere  nebst  all^lligen 
sonstigen  fiequisiten  besitzt,  er  zum  Aufenthalte  zugelassen  werden 
muEs  —  sie  beschranken  aber  in  keiner  Weise  das  politische 
AuBweisnngsrecbt ;  dieses  geht  über  das  NiederlaasnngB recht  des 
Fremden,  so  gut  wie  das  Staatsinterease  überhaupt  über  dem 
individuellen  Interesse  steht. 

4.  „Aus  dem  schweizerischen  Gebiete  wegzn- 
weisen." 

Damit  ist  das  Recht  der  Ausweisung  statuiert  und  die  Straf- 
sanktion dieses  Ausweisnngsrechtes  ist  im  Bundesstrafrecht, 
Art  63,  Abs.  2  a,  enthalten,  lautend :  „Die  gleiche  Strafe  (d.  h. 
die  Strafe  der  Übertretung  einer  durch  eine  gerichtliche  Behörde 
des  Bundes  ausgesprochenen  Landesverweisung,  bestehend  in 
Geldstrafe,  mit  welcher  in  schweren  Fällen  GefKngnis  bis  anf 
zwei  Jahre  verbunden  werden  bann)  trifft  Landes&emde,  welche 
in  Anwendung  des  Art,  d7  (70)  der  Bundesverfassung  polizeilich 
weggewiesen  worden  sind  und  ohne  Erlaubnis  der  zuatHndigen 
Bundesbehörde  zurückkehren"  (B.G.  3/424). 

Die  Ausweisung  ist  die  stärkste  Hafsnohme  der  Fremden- 
polizei ,    der    politischen    wie    der  gewöhnlichen    Fremdenpolizei. 
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Im  Bechte  der  Ausweisung  ist  daher  auch  das  £eclit  der  Duldung 
unter  beliebigen  Bedingungen  als  das  mindere  Secht  enthaltea. 
In  fortiori  minus:  wer  berechtigt  ist,  ganz  zu  verbieten,  ist  auch 
berechtigt,  unter  beliebigen  Bedingungen  zu  geatattea.  So  anch 
in  der  Fremden  pol  iz  ei.  Bei  der  gewöhnlichen  Fremdenpolizei 
kommt  diesfalls  das  Recht  in  Betracht,  in  Fällen,  wo  die  ordent- 
lichen (rerfaBBongBrnlllsigeu  oder  vertraglichen)  Bedingungen  nicht 
erfüllt  werden  kennen,  statt  auszuweisen,  den  Aufenthalt  gegen 
SicherRtellung  (Kaution)  zu  gestatten.  Und  bei  der  politischen 
Polizei  handelt  es  sich  hauptsächlich  am  das  Recht  der  sog. 
Internierung.  Wo  das  Recht  gegeben  ist,  auszuweisen,  kann 
statt  dessen  der  Aufenthalt  gestattet,  aber  auf  einen  bestimmten 
Teil  de»  Landes  beschränkt  werden.  Wird  er  nur  im  Innern  des 
Landes  gestattet,  nicht  an  den  Grenzen,  so  beifst  eben  das: 
Intemierung.  Sie  tritt  insbesondere  ein  bei  politischen  Fltlcht- 
lingen  atu  einem  Nacbbarstaate ,  zur  Sicbernng  des  letzteren 
TOr  allfSIiigen  Umtrieben  der  Flüchtlinge.  Dieses  Recht  der 
Internieruug  besitzt  der  Bund  unbedingt^  ohne  Rücksicht  auf  die 
Kantone,  und  es  ist  der  Satz,  der  Bund  kSune  keinem  Kanton 
Fremde  gegen  seinen  Willen  aufzwingen  (Blumer-SIorel  II,  254) 
durchaus  zurückzuweisen,  sonst  könnte  der  eine  wie  der  andere 
Kanton  die  Fremden  ablehnen,  so  dafs  der  Bund  von  seinem 
Intern ieruugsrechte  gar  keinen  Gebrauch  machen  kdonte.  Das 
Intemiemngsrecht  ist  aber  das  Gegenstück  des  Ausweisnngsrechles, 
d.  h,  eine  Anwendung  des  As^lrecbtes,  und  dieses  besitzt  der 
Bund  wieder  nicht  nur  „ausnahmsweise"  (vgl.  das  vorige  Zitat), 
sondern  prinzipiell  und  unbedingt. 

C.    Das  AsylKcht. 

Asyl  und  Asylrecht  im  allgemeinen.  An  sich  bedeutet  Asyl 
einen  Zufluchtsort  Air  Verfolgte  (eigentlich  einen  unberanbten, 
unverletzten,  unverletzlichen  Ort;  vom  griechischen  sylao, 
berauben),  und  Asjlrecht :  das  Recht  dieses  Ortes,  Verfolgten  Zu* 
flacht  zu  genähren.  Im  frUhernn  Sinne  wareh  Asyle  speziell 
religiSse  Zufluchtsstätten,  nämlich  die  der  Gottheit  geweihten, 
geheiligten  Stätten,  die  daher  auch  als  unter  gSttlichem  Schutze 
stehend  galten:  zur  heidnischen  Zeit  die  Tempel,  unter  der 
Herrschaft  des  Christentums  die  Kirchen  und  Klöster  —  und  das 
Aaylrecht  dieser  Stätten  war  also  ein  religiöses,  kirchliches  Recht, 
das  freilich  vom  Staat  anerkannt  war.  —  Im  modernen  Sinne 
dagegen  ist  Asyl  ein   ganzes  Staatsgebiet   und  Asylrecht  ein 
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staatlichea  Recht.  Asjl  ist  nSmlich  das  Gegenstack  zur 
politischen  AuBweisiing:  wie  der  Staat  ausweiseD  kann,  so  kann 
er  anch  Anfenthalt  gewahren ,  das  eine  ttnd  das  andere  ans 
politischen  wie  ans  polizeilichen  Gründen.  WKhreud  aber 
schweizerisch  erseits  das  politische  Ans  Weisungsrecht  des  Bnndes 
verfassungBinärsig  festgesetzt  ist  and  daher  einfach  nach  diesem 
VerfassnngBgrundsatz  erklKrt  werden  kaaa,  mub  das  Asjirecbt 
nach  allgemeinen  G-rundsStzen  bestimmt  werden. 
Das  As)'lrecht  im  modernen  Sinne  speziell. 

1.  Begriff.  Asj'lrecht  ist  das  Recht  des  Staates,  Personen 
vor  politischer  Verfolgung  dnrch  einen  anderen  Staat  bei  sich 
Schutz  zu  gewähren. 

2.  Das  Recht  des  Asyls,  sein  Grund  nnd  seine  Be- 
schrftnknng. 

a.  Im  allgemeinen  beruht  das  Asylrecht  auf  der  SourerSnetSt, 
speziell  auf  der  Gebietshoheit  des  Staates  Über  Personen,  die  sich 
auf  sein  Gebiet  begeben  oder  darin  befinden,  reicht  aber  aar 
Bo  weit,  als  diese  Hoheit  mit  Bezug  auf  politisch  verfolgte  Personen, 
die  den  Gegenstand  des  Asylrechtes  bilden,  nicht  durch  die 
Auslieferungspflicht  beschrHnkt  ist:  soweit  der  Staat  mit 
Bezug  anf  politisch  Verfolgte  nicht  ausliefernngs- 
pflichtig  ist,  ist  er  asylberechtigt.  Uit  Bezug  anf 
politisch  Verfolgte  wird  nun  gewöhnlich  die  Freiheit  von  der 
Auslieferungspflicht  vorbehalten,  und  so  beruht  das  Asylrecht 
im  Grunde  auf  diesem  Vorbehalte  des  objektiven  Aasliefemngs- 
rechtes. 

b.  Schweizerischerseits  kommen  als  Akte  des  objektiven 
Auslieferongsrechtes,  durch  welche  dieser  Vorbehalt  statuiert  wird, 
in  Betracht:  a.  Die  Auslieferungsverträge.  Auslieferungs- 
verträge mit  diesem  Vorbehalte  gibt  es  zwar  auch  zwischen  anderen 
Staaten.  Die  Schweiz  hat  sich  aber  von  jeher  möglichst  grofse 
Freiheit  von  der  Auslieferungspflicht  mit  Bezug  auf  politisch  Ver- 
folgte TorbehaltoB.  So  hat  sie  sich  wie  Italien  und  England  gegen 
die  Aufnahme  der  i.  J.  1856  infoige  der  Attentate  gegen 
Napoleon  ITI.  im  belgischen  Gesetz  aufgestellten  nnd  daher  sog. 
belgischen  Attentatsklansel  in  ihre  Auslief  er  tuigs- 
verträge  geweigert  (vgl,  auch  v.  Liszt,  Völkerrecht,  2,  Aufl.,  8.  244). 
Diese  Klausel  besteht  darin,  dafs  die  Attentate  gegen  das  Staats- 
oberhaupt, d.  h.  diese  spezielle  Art  von  absolut  politischen 
Delikten    (vgl.    oben    zu.  Art.   65),    vom  Vorbehalt   der   Nicht- 
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«uslteferuBg  wegeu  politischer  Vergehen  ausgenommen,  also  anter 
die  aneliefeniDgspflichtigeQ  Vergehen  gestellt  werden.  —  Wetter 
hat  die  Schweiz  i.  J.  1890  auch  die  Anfiiahnie  derjenigen  poli- 
Uschen  Verbrechen  und  Vergehen,  Velche  den  Tatbestand  eines 
gemeinen  Vergehens  enthalten,  also  der  relativ  politischen 
Delikte,  unter  die  ausliefern ngspflichtigen  Delikte  abgelehnt.  — 
Insofern  iKfst  sich  vom  schweizerischen  Asylrecht  speziell  sagen, 
es  sei  besonders  weit  nnd  frei.  Immerbin  befreit  auch  schwei- 
zerisch erseits  ein  gemeines  Delikt,  das  nicht  nachweisbar  mit 
politischen  Motiven  und  Zwecken  zusammenhängt,  keineswegs  von 
der  Ansliefernng;  vgl.  B.E.,  u.  a.:  XII,  135;  XIV,  838  nnd 
XVn,  88.  —  ß.  Bundesgesetz  betr.  die  Auslieferung 
gegenüber  dem  Auslande,  v.  22.  I.  1892:  E.G.  Sil,  870. 
Im  allgemeinen  hat  es  den  Zweck,  1.  fttr  den  Verkehr  mit 
Staaten  ohne  AnsliefernngsvertrSge  und  2.  fllr  in  den  Vertragen 
nicht  vorgesehene  FKlle  feste  Grundsätze  aafznstellen ,  statt  der 
bisherigen  blofsen  Administrativpraxis.  Betr.  politische  Vergehen 
speziell  bestimmt  Art.  10:  „Wegen  politischer  Verbrochen  und 
Vergehen  wird  die  Aaslieferung  nicht  bewilligt  Die  Auslieferang 
wird  indessen  bewilligt,  obgleich  der  TSter  einen  politischen 
Beweggrund  oder  Zweck  vorschützt,  wenn  die  Handlung,  um 
deren  willen  die  Auslieferung  verlangt  wird,  vorwiegend  den 
Charakter  eines  gemeinen  Verbrechens  oder  Vei^hens  hat." 
Der  Entscheid  steht  beim  Bandesgerichte.  —  Der  Artikel 
kommt  wie  das  ganze  Gesetz  speziell  ftlr  Nichtvertragsstaaten 
zur  Anwendung,  aber  auch  fUr  Vertragsstaaten  als  Uafsgabe 
für  die  Auslegung  schweizerischerseits  in  Zweifelsfällen.  — 
y.  Bundesgesetz  über  die  Auslieferung  von  Ver- 
brechern nnd  Angeschuldigten,  v.  24.  VH.  1852:  B.6. 
3/161.  Das  Gesetz  bezieht  sich  lediglich  auf  die  Auslieferung 
zwischen  Kantonen,  in  AasfUhrang  von  Art.  67  (vgl.  hierzu). 
Für  dieses  interkantonale  Verhältnis  setzt  Art.  3,  in  Befolgung 
des  genannten  Artikels  der  Bundesverfassung  (alt  55)  fest:  „Für 
politische  und  Frefsvergehen  mufs  keine  Ansüeferuag  statt- 
finden. " 

c.  Auch  soweit  wegen  politischer  Verbrechen  and  Vergehen, 
mangels  eines  Aaslieferangs  Vertrages  oder  kraft  eines  bezüglichen 
Vorbehaltes  im  Vertrage,  nicht  ausgeliefert  werden  mufs,  also  Asyl 
gewährt  werden  kann,  ist  es  eine  völkerrechtliche  Verbindlich- 
keit, dasselbe  nicht  zur  Gef&hrdung  der  Sicherheit  anderer  Staaten, 
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speziell  desjenigen  Staates,  vor  dessen  Verfolgung  der  Verbrecher 
Asyl  gefunden  hat,  mifsbranchen  za  lassen  (vgl.  v.  Liszt,  VSlker- 
recht,  2.  Anfl.,  S.  190  and  bezw.  55). 

3.     3nbjekt  des  Asylrecbtea, 

Einerseits  ist  Snbjekt  des  Asylrechtes  nur  der  Staat,  nicht 
der  Fremde  bezw.  Nichtkantonsbttrger ,  d.  h.  der  Staat  hat  ein 
Recht,  Asyl  zu  gewähren,  aber  keine  Pflicht;  es  gibt  im  all- 
gemeinen keine  Asylpflicht  ftlr  den  Staat.  Der  Fremde  da- 
gegen  hat  im  allgemeinen  kein  Recht  darauf,  im  Lande  gelitten 
zu  werden,  auch  wenn  er  ein  politisch  Verfolgter  ist.  Damm  ist 
der  politisch  Verfolgte  aber  dem  Staate  gegenüber,  in  dessen  Ge- 
biet er  Asyl  sncbt,  nicht  rechtlos.  1.  Wenn  er  auch  nicht  im 
Lande  geduldet  za  werden  braucht,  sondern  ausgewiesen  weiden 
kann,  so  darf  er  doch  nicht  ansgeliefert  werden,  alito 
nicht  ansgeliefert  wegen  des  politischen  Verbrechens  und  an  den 
verfolgenden  Staat.  Dazu  bat  sich  der  um  Asyl  angegangne 
Staat  selbst  durch  Verträge  oder  Gesetzgebung  verpflichtet,  und 
daraas  erwächst  dem  Fremden  wenigstens  dieses  negative  Asyl- 
recht, so  dafa  der  Staat,  wenn  er  ihn  gleichwohl  nicht  nur  nicht 
vor  Verfolgung  schützt,  sondern  an  den  verfolgenden  Staat  aus- 
liefert, einen  Rechtsbruch,  einen  Bruch  des  Asylrecbtßs  be- 
geht, wie  die  Schweiz  im  Falle  des  sog.  Italienerschubes  i.  J. 
189B  (vgl.  mein  Bundesstaatsrecht,  8.  202,  Note).  Zwar  war  die 
Ausliefernng  durch  den  Bund  unter  einem  anderen  Titel  erfolgt, 
aus  dem  Grnnde  der  Verarmung  der  Leute  nämlich,  also  kraft  der 
gewöhnlichen  Fremdenpolizei ;  aber  diese  ist  gar  nicht  Sache  des 
Bundes.  Also  war  die  Auslieferung  so  wie  so  ein  Rechtabmch, 
in  Wahrheit  aber  ein  Bruch  des  Asylrechtes.  2.  Der  Fremde 
muTs  aber  in  der  Schweiz  von  Bandes  wegen  ge- 
duldet werden,  sofern  er  weder  die  innere  noch  die  fiobere 
Sicherheit  der  Schweiz  gefHbrdet,  weil  der  Bund  nur  in  diesem 
Falle  laut  Art.  70  «asweisen  kann.  Das  ist  das  besondere  Asyl- 
recht der  Fremden  in  der  Schweiz. 

Andererseits  sind  Subjekte  des  Asylrechtes,  also  asylberechtigt, 
d.  h.  berechtigt,  Asyl  za  gewähren,  nicht  nur  der  Bund,  sondern 
auch  die  Kautone.  Die  Kantone  sind  dazu  sogar  in  erster 
Linie  berechtigt,  insofern  als  sie  kraft  ihrer  Fremdenpolizei 
mit  dem  politischen  Flüchtling  wie  mit  dem  Fremden  tlber- 
haapt  sich  zuerst  zu  befassen  haben  und  daher  auch  zuerst  Ge- 
legenheit  haben,   ihm   trotz  der  Verfolgung  Asyl   zu  gewähren. 
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Immerhin  besteht  ihr  Aiij^lrecht  nur  anter  Vorbehalt  des  kraft 
Art,  70  bestehenden  Ausweisnngsrechtes  des  Bundes;  nur  wenn 
und  solange  der  Bund  von  diesem  seinen  Bechte  keinen  Gebrauch 
macht,  können  die  Eantone  einem  politisch  Verfolgten  Aufenthalt 
und  Schatz  gewähren.  —  Aber  auch  der  Bund  kann  Asyl  ge- 
wSbren,  dann,  wenn  die  Kantone  es  nicht  tun  und  sogar  gegen 
ihren  Willen;  der  Bund  kann  also  den  Kantonen  Fremde  „auf- 
dringen", nicht  nur  ausnahmsweise,  unter  anfserord entlichen  Um- 
itttnden,  Hondem  prinzipiell  ohne  weiteres,  wie  der  Bund  kraft 
seines  Intern ierungsrechtes  einen  Fremden  einem  Kanton  zu- 
schicken kann,  so  kann  er  gewife  anch  einen  bereits  in  einem 
Kanton  weilenden  Fremden  daselbst  gewHfaren  lassen,  sonst  wUrde 
ja,  wenn  alte  Kantone  die  Aafnahme  hezw.  den  Aufenthalt  des 
Fremden  verweigern  wollten,  nicht  nur  das  In teruiernngs recht  des 
Bundes  als  eine  besondere  Art  seines  Aaylrechtes ,  sondern  Bein 
Asylrecht  tlberhaopt  illnaoriscb  (vgl.  oben  B,  4).  Nntttrlich  tragt 
der  Bnnd  fUr  seine  Asylgewährung  die  Verantwortlichkeit  gegen- 
flber  den  Kantonen,  falls  die  Asyliierten  ihr  Bürgerrecht  verlieren 
und  verarmen. 

4.  Objekt  des  Asylrechtes  ist  der  politisch  Verfolgte,  und 
nur  der  politisch  Verfolgte. 

Gegenstand  des  Asylrechtes  ist  also  vor  allem  ans  nicht  der 
Fall,  wo  ein  Fremder,  ohne  Überhaupt  verfolgt  zu  sein,  die  Be- 
dingungen des  Niederlassungsrecfates  nicht  zu  erfüllen  vermag, 
apeziell  nicht  im  Besitze  der  nötigen  Ausweispapiere 
ist  Die  gegenteilige  Ansiebt  von  v.  Salis  im  Artikel  „Asylrecht" 
■  im  Handwttrterbucb  der  schweizerischen  Volkswirtschaft  usw.  ist 
falsch;  Asyl  ist  ja  nach  Salis  selbst  der  Ort,  „von  dem  niemand 
hinwe^ezogen  werden  darf*  (eine  tlbrigens  ebenso  geschmacklose 
als  verkehrte  Erklärung),  nnd  im  vorausgesetzten  Falle  will  der 
Fremde  von  niemandem  „binweggezogen"  werden,  m.  a.  W. :  wird 
«r  von  niemandem  verfolgt,  so  dafs  er  geschützt  weiden  mUfste. 
Der  Fall ,  wo  es  einfach  an  Answeispapieren  oder  anderen  Be- 
dingungen des  Niederlassnngsrecbtes  mangelt,  geht  die  politische 
Fremdenpolizei  überhaupt  nichts  an,  sondern  die  gewöhnliche 
Fremdenpolizei,  und  wenn  der  Fremde  trotz,  des  Mangels  im 
Lande  geduldet  wird,  so  ist  das  eine  Indnigenz  der  gewöhnlichen 
Fremdenpolizei,  sog.  Toleranz,  aber  kein  Asyl. 

Gegenstand  des  Asylrechtes  sind  aber  auch  nicht  Deser- 
teure nnd  Refraktäre.    Deserteure  sind  Fahnenflüchtige,  die 
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beTsits  rekrutiert  und  eiogeteilt  sind ;  BefraktXre  dag^en  Be- 
kmliernngspflicbtige ,  die  sich  zur  Reknitiening  nicht  gestellt 
haben.  Diese  beiden  Klassen  von  Fremden  stehen  unter  Strafe 
des  dritten  Staates,  dem  sie  entwichen  sind,  nnd  ktfnnea  insofern 
als  Verfolgte  gelten,  als  sie  der  betreffende  Staat,  wenn  er  sie 
erwischt,  zur  Strafe  zieht.  Sie  gehen  aber  die  politische  Polisei 
auch  nichts  an,  weil  ihr  Vergehen  kein  politisches  ist;  der  Band 
befalst  sich  denn  Überhaupt  nicht  mit  ihnen,  sondern  fiberixbt 
es  den  Kantonen,  sich  kraft  ihrer  gewöhnlichen  Fremdenpolisei 
mit  ihnen  wie  mit  sonstigen  Fremden  abzufinden,  und  wenn  di« 
Kantone  solche  Leute  dulden ,  so  ist  die  Duldung  nicht  AbtI, 
sondern  Niederlassnogsbewilligung  besw.  im  Falle  mangelnder 
Niederlaseungsbedingungen ,  speziell  im  Falle  mangelnder  Ans- 
weisscbriften :  Toleranz.  Immerhin  dürfen  Deserteure  oiid  Be- 
fraktäre  nicht  ansgelief  ert,  d.h.  nachdem  sie  verfolgenden 
Staate  ausgewiesen  werden,  xo  wenig  als  politisch  Verfolgte,  aber 
ans  einem  anderen  Grunde.  Politisch  Verfolgte  dfirfen  nicht 
ausgeliefert  werden,  weil  ihr  Vergehen  von  der  Auslieferung  durch 
Vertrag,  Gesetz  oder  Übnng  ausgenommen  ist,  Deserteure  und 
Befraktäre  hingegen  deshalb  nicht,  weil  ihr  Vergehen  Oberhanpt 
nicht  zu  denjenigen  gehOrt,  die  Gegenstand  des  Ansliefernngs- 
rechtes  bilden ;  es  besteht  also  fUr  ihre  Auslieferang  nicht  nnr 
keine  Pflicht,  sondern  «nch  kein  Hecht,  so  wenig  als  fUr  die 
Auslieferung  politisch  Verfolgter. 

m.  Die  Bandesanwaltsehaft  als  besonderes  Organ  der 
politischen  Polizei  des  Bundes. 

A.  EntotfhQBgSgeBChicht«.  Es  sind  drei  Stadien  zu  unter- 
scheiden: 1.  Die  ständige  Bnndesanwaltschaft  v.  1849 — 1856; 
2.  die  kasuelle  Bundesanwal tschaft  t.  1856 — 1889,  nnd  3.  die 
neue  ständige  Bundesanwaltscbalt  seit  1889. 

1.  In  der  Bnndeb Verfassung  v.  1848,  Art.  107,  war  be- 
stimmt :  gDie  Bunde sgesetzgebung  wird  dos  nähere  bestimmen: 
a)  Über  Aafstellnng  eines  Staatsanwaltes."  Darnach  waren  dann 
erlassen  worden:  Bundesgesetz  über  die  Organisation 
der  Bnndesrechtspflege,  v.  5.  VI.  1849,  mit  seinem  Ab- 
schnitt II  „Bundesanwaltschaft"  (Art.  43—46):  B.G.  1/74,  und 
Bundesgesetz  Über  den  Geschäftskreis  und  die  Be- 
soldung des  Gener&lanwaltes,  v.  20.  XII.  1850:  B.6. 
2/167  (dazn  Botschaft  des  Bundesrates:  B.B.  1849  I,  435).  —  Als 
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erster  sog.  Generalanwalt  «rar  Ami  et  aua  Solotbam  bestellt 
worden;  nacb  neiuem  Rücktritte  wurde  bescbloBsen ,  die  Stelle 
„einstweilen"  unbesetzt  zn  lassen,  and  sie  ist  dann  Überhaupt 
nicht  wieder  besetzt  worden  (vgl.  B.B.  1856,  II,  394,  besonders 
aber  B.B.  1858,  I,  286/287).  —  Die  Stelle  nnter  Amiet  diente  in 
erster  Linie,  entsprechend  dem  Namen,  als  Staatsanwaltschaft  des 
Bundes,  d.  h.  zur  Anklagestellnng  bei  Verbrechen  und  Vergehen, 
die  nach  Bundesstrafrecht  und  vor  den  eidgenttssiscben  Straf- 
gerichten abzuurteilen  waren;  sodann  anch  für  die  Führung  yon 
Fi skalproz essen  des  Bundes,  d.  h.  Prozessen  wegen  Übertretungen 
fiskalischer  Bandesgesetze  (des  Zoll-,  Post-  und  Pulverregals  ge< 
mäts  dem  Bundesgesetz  betr.  das  Verfahren  bei  Obertretangen 
fiskalischer  [and  polizeilicher]  Bundesgesetze  v.  30.  VI.  1849: 
B.G.  1/87)  und  der  Heimatslosenprozesse  (gemSfR  dem  Bundes- 
gesetz, die  Heimatslosigkeit  betr.;  vgl.  oben  zu  Art.  68  der 
Bundesverfassung).  Die  letztere  Tätigkeit  nahm  die  Bnudes- 
anwaltschaft  weitaus  am  meisteo  in  Anspruch,  bis  die  Masse  der 
aufgelaufenen  Heimatslosen^le  erledigt  war,  und  als  dies  beim 
Austritt  A miete  bereits  geschehen  war,  erschienen  die  beiden 
anderen  Tätigkeiten  der  Bnndesanwaltschaft  nicht  mehr  erheblich 
genug,  um  die  Stelle  ständig  besetzt  zu  halten,  daher  der  Be- 
Bchlufs,  sie  vakant  zn  lassen,  —  In  einem  anderen  Sinne  Polizei- 
beamtung  aber  war  die  Bundesanwaltschaft  nie.  Sie 
zählt  nach  dem  Bnndesgesetz  über  die  B&ndesstrafrechtspfiege, 
Art.  11  ff.  (B.G.  2/745)  zur  „gerichtlichen  Polizei",  insofern  als 
sie  nicht  zum  Gerichte  selbst  gehOrt ;  Verwaltangspolizei  aber, 
was  die  eigentliche  Polizei  ist,  war  die  Bundesanwaltschaft  nie 
(vgl.  die  tendenziöse  Darstellung  im  Artikel  „Bnndesanwaltschaft" 
im  Handwörterbuch  fllr  schweizerische  Volkswirtschaft  usw.). 

2.  Die  Stelle  wurde  also  unter  der  Bnnd  es  Verfassung  van 
1848  nicht  wieder  ständig  besetzt.  Die  Bundesverfassung  von 
1874  aber  hat  in  bewutster  Absicht  die  Stelle  fallengelassen  — 
in  der  bewnfsten  Absicht,  die  Stelle  eines  Generalanwaltes,  so  wie 
sie  durch  das  erste  Gesetz  Über  die  Organisation  der  Bnndes- 
recbtspfiege  in  Ausfttbrung  des  Art.  107  der  früheren  Bundes- 
verfassung, also  als  ständige  Bundesanwaltschaft,  geschaffen  und 
dnrch  d^  Bundesgesetz  v.  20.  XU.  1850  näher  organisiert 
worden  war,  zn  beseitigen.  Das  erste  unter  der  neuen  Bundes- 
verfassnng  erlassene  Organ isationegesetz  betr.  die  Bundesrecbts- 
pflege ,    Art.  87 ,    bestimmte   infolgedessen :     „Der    Bundesrat    be- 
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zeichnet  in  jedem  einzelnen  Fall  den  Bundesanwalt"  (B.G. 
I,  147).  Daa  BandeBgericht  hat  anch  noch  i.  J.  1880  die  Fra^, 
ob  die  Wiederb  erste  tlnng  eines  Generalauwaltes  Bedürfnis  sei, 
verneint  (vgl.  die  Botschaft  des  Bandesrates  zum  Entwürfe  eines 
Bundesgeaetzea  über  die  BandesanwaltHchaft:  B.B.  1889  III,  629). 
3.  Die  WiedereintHlhrung  der  stKndigeu  Bundesanwaltschaft. 
Der  Wiedereinführung  ging  voraux  ein  Bericht  des  Bundesrates 
an  die  finndPsTersammlang  betr.  das  Gesuch  um  einen  Nachtra^- 
kredit  zum  Zwecke  einer  besseren  Organisation  der  politischen 
Polizei,  V.  12.  m.  1888:  B.B.  1888,1,  586  —  gegen  deren  Ein- 
fUbrnog  der  schweizerische  GrUtliverein,  der  demokratische  Ver- 
ein von  Zürich  und  Umgebnng  und  andere  Vereine  und  Gesell- 
schaften protestierten,  aber  erfolglos  (vgl.  B.B.  1888,  IV,  1043  nnd 
1889,  I,  1).  Dann  erging  das  Bnndesgesetz  über  die 
Bnndesanwaltschaft  V.  28.  VI.  1889:  B.G.  SI,  243,  ein- 
begleitet  durch  die  vorzitierte  Botschaft  (2)  und  gefolgt  von  einem 
seine  Verwerfung  bezweckenden  Referendums  begehren ,  das  aber 
nicht  die  nach  Art.  89  der  Bundes  Verfassung  fUr  solche  Begehren 
nötige  Anzahl  von  Unterschriften  erhielt  und  daher  ohne  Folge 
blieb  (vgl.  B.B.  1689  IV,  1099).  Das  neue  Bundesgesetz  über  die 
Organisation  der  Bandesrechtspflege,  v.  22.  Xli.  1893,  nimmt  denu 
in  Art.  1 1  anf  das  besondere  Gesetz  über  die  Bundesanwaltacbaft  Be- 
zug. —  Im  Zusammenhang  mit  der  politischen  Bewegung,  welche  die 
Wiedereinführung  der  ständigen  Bnndesanwaltschaft,  aber  in  einem 
ganz  anderen  Sinn,  bewirkt  bat,  steht  nnch  das  Bundesgesetz 
betr.  die  Ergänzung  des  Bundesstrafrechtes,  v.  12.  IV. 
1894  (B.G ,  XIV.,  S.  322;  vgl.  anch  die  Botschaft  dazu  v.  18.  Xn. 
1893:  B.B.  1893,  V,  761),  das  sog.  Dynamitgesetz,  durch  welches 
der  Gebrauch  von  Sprengstoffen  zu  verbrecherischen  Zwecken,  ein 
Mittel  des  Anarchismus  der  Tat,  verpönt  worden  ist  —  und  stehen 
femer  damit  im  Zusammenhange  die  neuesten  Projekte  zweier 
weiteren  Ergänzungen  des  Bundesstrafrechtes,  betr.  Aufreizung 
gegen  die  militärische  Dienstpflicht  (Maulkrattengeseti) 
und  betr.  die  Silvestrelli-Novelle,  von  denen  das  erstere 
bereits  vom  Volke  veiworfen  worden  ist  (vgl.  oben  zu  Art,  55, 
Schlufs). 

B.  .  Kritik  der  Errichtung  der    ständigen  Bnndesanwaltschaft 
und  ihrer  Geschäftsführung. 

1.    Betr.   die    Errichtung:    die    heutige   standige  Bnndes- 
anwaltschaft ist  unrechtmäfsig  und  nnzweckmäfsig.    Unrechtmfifsig: 
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.Bie  ist  verfassungsvidrig,  weil  die  BundeBverfaBsung  von  1874  die 
Einrichtnng  einer  ständigen  Bandesanwaltschaft  in  bewufster  Ab- 
sicht hatte  fallenlassen.  —  Sie  ist  aber  auch  unzweckmäfsig'. 

IndieserBeziehnngistznnHcbstzti  konstatieren,  dafs  die  heutige 
ständige  Bnndesauwaltschaft,  im  Gegensätze  zur  ersten  ständigen 
Buadesanwaltschaft,  politische  Polizei  ist;  das  ist  der  Zweck 
ihrer  Einführung  und  auch  ihre  Hauptaufgabe,  a)  Der  Zweck 
geht  aus  ihrer  Veranlassang  hervor  und  diese  ist  unbestritten  und  un- 
bestreitbar der  sog.  Wohlgemuth bandet  vom  Jahre  1 889,  dem  Jahre 
der  Wiederemfnhning  der  Bnndesanwal tschaft.  Der  Wohlgemnth- 
handel  bestand  in  einem  Streite  zwischen  dem  Deutschen  Reiche 
und  der  Schweiz ,  der  darüber  entstanden  war ,  dafs  der  Polizei- 
inspektor Wohlgemnth  aus  Mulhausen  i.  £.  wegen  Polizeispitzeleien, 
die  er  gegen  fluchtige  Sozialdemokraten  aus  Deutschland  in  der 
Schweiz  getrieben  hatte,  hier  verhaftet  und  ausgewiesen  worden 
war.  Die  WiedereinfHbruiig  der  ständigen  Bundesanwaltschaft 
war  eine  Koneeesion  an  Dentechland,  wie  es  die  sog.  SilTestrelli- 
Novelle  an  Italien  werden  soll,  und  war  also  der  Verfolgung  ron 
Sozialdemokraten  zulieb,  nicht  wegen  Anarchisten  oder  gar  solchen 
der  Tat,  erfolgt,  —  b)  D&Ts  aber  die  politische  Polizei  die 
Hauptaufgabe  der  wieder  eingeführten  stSndigen  Bundes- 
anwaltschaft  sei,  wird  ofliziell  in  Abrede  gestellt  (vgl.  die  oben 
zitierte  Botschaft  des  Bundesrates  zum  Bundesgesetz  Über  die 
Bundesanwaltachaft,  und  den  schon  frllher  zitierten  Artikel  „Bundes- 
anwaltachaft"  im  Handwörterbuch  fllr  schweizerische  Volkswirt- 
schaft usw.),  womit  die  politische  Polizei  also  selbst  von  offizieller 
Seite  verlengnet  wird.  Andererseits  sucht  man  die  heutige  ständige 
Bandesanwal tachaft  als  politische  Polizei  mit  dem  Hinweis  auf  die 
erste  Bnndesanwal  tschaft  zu  rechtfertigen,  als  ob  diese  auch  Polizei 
gewesen  wäre ;  dieser  zweite  Standpunkt  widerspricht  aber  dem 
ersten.  Er  ist  auch  offenbar  unrichtig :  die  erste  sUlndige  Bundes- 
anwaltschaft  war  niemals  eigentliche  Polizei,  Verwaltungspolizei 
(vgl.  oben),  noch  viel  weniger  politische  Polizei.  Dafs  aber 
die  letztere  die  Hauptaufgabe  der  Bundesanwaltscbaft  ist,  läfet 
sich  leicht  zeigen  durch  den  Hinweis  darauf,  dafs  es  anfser  der 
politischen  Polizei  andere  Aufgaben  als  früher  fUr  die  Bnades- 
anwaitschaft  Oberhaupt  nicht  gibt,  und  dafs,  soweit  es  deren  gibt, 
diese  Aufgaben  fUr  die  Wiedereinführung  einer  ständigen  Bundes- 
anwaltscbaft nicht  erheblich  genug  sind  oder  die  Bundesanwalt- 
schaft fttr  sie  nicht  geeiguet  ist.     Denn :  die  Anklagestellung  bei 
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Verbrechen  nnd  Vergeten  vor  den  BimdesbehOrden  und  die  Fiskal« 
prozesae  sind  hergebrachte  Aufgaben  der  BandessnwaltBchaft,  and 
wenn  sich  die  Verbrechen  und  Vergehen  in  politischer  Richtung 
vermehrt  haben,  so  ist  daran  die  Einrichtung  der  politischen 
Polizei  zu  ihrem  Teil  selbst  schuld,  wovon  unten.  Betr.  die  neuen 
Aufgaben  aber:  Benrteilnng  der  Übertretungen  des  Verkehrs- 
rechtes  (Markenschutz ,  Muster  und  Modelle ,  Urheberrecht ,  Ki^ 
findungSBchntz)  und  Vorbereitung  der  Rechtszentral isation,  so  sind 
dieselben  im  ganzen  nicht  erheblich  genug,  und  sind  für  die 
ersteren  die  speziellen  Ämter  die  gegebenen  und  sachkundigen 
Organe,  und  brancht  es  fllr  die  Rechtgzentralisation  rechtewissen- 
schaftliche Bildung,  nicht  blofs  praktische  Routine.  Es  bleibt 
also  nur  die  politische  Polizei  als  Aufgabe,  um  deren  willen 
die  sUindige  Bnudesanwaltschaft  wieder  eingefllhrt  worden  ist,  und 
dafs  dies  der  Fall  ist,  dafür  spricht  auch  das  Bundesgesetz  Aber 
die  Bnndesanwaltschsft  selbst,  Art,  3.  Nachdem  darin  kurt  an 
die  alten  Aufgaben  erinnert  worden  ist,  an  die  Funktionen  kraft 
des  Gesetzes  über  die  Bnndesstraf rechtspfleg«  und  der  tlbrigen 
Bundesgesetzgebung,  heifst  es:  „er  überwacht  die  Fremden- 
polizei",  nach  Art.  70  derBundesverfassnng.  Das  also 
ist  die  Hauptsache,  die  politische  Polizei. 

Ist  damit  konstatiert,  dafs  die  politische  Polizei  Zweck  und 
Hauptanfgabe  der  heutigen  Bundesanwaltschaft  ist,  so  erscheint 
damit  deren  Errichtung  auch  unzweckmHfsig,  d.  h.  schädlich  und 
sogar  verderblich  ftlr  das  Land,  weil  die  politische  Polizei 
als  besonderes  Organ  in  jeder  Form  verwerflich  ist, 
abgesehen  davon,  dafs  sie  ganz  nndemokratisch  ist.  —  Die 
politische  Polizei  als  besondere  Organisation 
ist  vom  Übel.  Sie  ist  eine  Abart  der  Geheimpolieei,  speziell 
gerichtet  auf  die  Entdeckung  politischer  VerschwOrui^n,  dann 
auch  zur  Denunziation  politisch  verfemter  BeBtrebungen ,  ein 
Zweck,  der  dazu  fUhrt,  die  bürgerlichen  Kreise  auszuspionieren.  — 
Die  politische  Polizei  hat  aber  noch  eine  weitere 
Erscheinung  im  Gefolge  und  diese  ist  ihr  gröfster 
Fluch:  das  Lockspitzeltum.  8ie  führt  notwendig  daxn, 
sich  der  Lockspitzel  zu  bedienen,  oder  sie  zieht  mindestens  die 
Lockspitzel  an.  Denn;  ist  einmal  eine  politische  Polizei  da,  so 
mufs  sie,  um  ihre  Existenz  zu  rechtfertigen,  Personen  der  ver- 
femten Richtung  als  Teilnehmer  derselben  Überführen,  und  wenn 
diese  nicht  von  selbst  aus  sich  herausgehen,  sie  zu  solchen  Hand- 
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lungen  proTOzieren ,  dafs  sie  dabei  gefafst  werden  können  — 
«der,  auch  wenn  die  politische  Polizei  selbst  sich  der  Lockspitzel 
nicht  bedient,  so  werden  von  anderer  interessierter  Seite  schon 
solche  gestellt,  am  ihr  eine  BeachKftigang  zu  gehen,  auf  die  sie 
wartet  and  die  ihr  willkommen  sein  mufs,  um  damit  ihre  Existenz 
ZQ  rechtfertigen.  Das  ist  eben  das  Ungeheuer  der  politischen 
Polizei,  dafa  sie  sich  mit  dem  fllttert  und  grofs  zieht,  was  sie 
bekämpfen  und  vernichten  sollte. 

2.  Betr.  die  Geschäftsführung  der  Bundesanwaltschaft 
Es  handelt  sich  speziell  am  den  Verkehr  mit  deu  kantonalen  Be- 
hörden. Id  dieser  Beziehung  ist  zu  konstatieren,  dafs  die  Bondes- 
behOrden  jedenfalls  kein  direktes  sog.  Leitungsrecht  gegenüber 
der  kantonalen  Pelizeimannschaft  besitzen.  Sie  besitzen  nur  ein 
Becht  der  Leitong  der  kantonalen  Regierungsbehörden,  und 
nur  der  Bundesrat  nnd  bezv.  seine  Mitglieder  als  Departements- 
vorateher  besitzen  dieses  Kecht  —  der  Bundesanwalt  nicht,  auch 
nicht  gegenüber  den  kantonalen  Justiz-  und  Polizeidirektion en, 
so  wenig  als  umgekehrt:  so  wenig  als  ein  kantonaler  Staatsanwalt 
mit  dem  Bundesrat  oder  seinen  Mitgliedern  direkt  amtlich  zu 
verkehren  berechtigt  ist ,  was  von  Bandesrat  Ruchonnet  einmal 
einem  Früheren  kantonalen  Staatsanwalt  bedeutet  wurde.  Denn: 
die  EnndesaDwaltscliaft  ist  eine  SubaltBrnbeamtnng  des  Bundes- 
rates; eine  Subalte mbeamtung  kann  aber  den  Staat  bezw.  den 
Bund  im  Bundesstaate  nach  aafsen,  gegenüber  den  Kantonen  so 
wenig  wie  gegenüber  anderen  Staaten  niemals  vertreten,  und 
ebensowenig  haben  diejenigen  Behörden,  welche  Reprttsentanten 
des  Staates  nach  anfsen  sind,  unddasist  der  Regiernngsrat  im  Kanton 
so  gut  wie  der  Bundesrat  im  Bunde,  den  Verkehr  mit  Subaltern- 
beamtungen  des  anderen  Staates  sich  gefallen  zu  lassen.  Es  ist  daher 
ein  Mifsbrauch  ihrer  Stellung,  wenn  die  Bundesanwaltschafl,  wie 
es  im  mehrzitierten  Artikel  Über  dieselbe  im  Handwörterbuch  für 
Volkswirtschaft  usw.  heifst,  mit  den  „Kaatonsregi eräugen"  eine 
bestimmte  Geschäftsordnung  direkt  vtireiubarte  und  danach  mit 
ihnen  wohl  auch  sonst  verkehrt')  —  und  andererseits  ist  es    ein 

■)  Das  kann  nur  in  der  Schweiz  geschehen.  Ja,  jüngst  hat  der 
Bundesanwalt  „namens  des  Bundesrates"  einen  internationalen  Kongrefs 
in  der  Schweiz  begrüfst.  Man  schicke  doch  das  nächste  Mal  einen 
Bundesweibel  Kur  Vertretung  des  Bundesrates.  Und  das  müssen  sogar 
KongTefsmitglieder  fremder  Staaten  sich  in  der  Schweiz  gefallen  lassen. 
Wo  weilt  Buchonnets  feiner  diplomatischer  Gast? 
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Verzicht  anf  die  Ehre  ihrer  Stellung,  wenn  die  Kanton Bregierangea 
eich  daranf  einlassen,  statt  den  Bandesanwslt  an  seine  voi^esebct« 
Behörde  zn  verveisen,  von  der  allein  sie  Weianngen  zn  empfangen 
haben.  —  Das  Kreiaschreiben  des  Bundesrates  an  die  Kantona- 
regierungen,  v.  16.  X.  1889  (B.B.  1889,  IV,  269)  widerspricht  dem 
Wesen  dee  BundesBtaateB  —  es  n-iderspricht  dem  Wesen  des 
Bundesstaates,  dafs  die  kantonalen  Regierangsbehörden,  auch  so- 
weit sie  Vollziehungsorgane  des  Bundes  sind,  von  einer  blorsen 
Snbalternbeamtnng  desselben ,  als  wKren  sie  die  Untergebenen 
dieser  selbst,  dirigiert  werden. 

Vgl.  auch  Dubs,  Das  OfTeDtliche  Recht  der  Schweiz.  Eid- 
genossenschaft, H,  S.  260,  pro  memoria  speziell  die  Stelle:  „Usn 
beschwert  sich  vielfach  in  den  Kantonen,  dafs  gewisse  eid- 
genössische Departement«  faezw.  deren  Kanzleien  über  die  elemen- 
tarsten Begriffe  des  Bnndesstaatsrechtes  im  unklaren  zu  sein  scheinen, 
die  Kantonal  regle  run  gen  als  eine  Art  von  einheitsstaatUchen 
Proviniialregierungen  und  deren  Abteilnagen  bezw.  Unterbeamte 
vollends  als  ihre  Untei^ebenen  behandeln  nnd  kommandieren."  — 
Neuestena  bemerkt  auch  die  Kommission  des  National- 
rates in  ihrem  Berichte  tlber  die  GeschäftsfHhrung  des  Bundes- 
rates im  Jahre  1908:  „Ee  (das  Volk)  atöfst  sich  an  der  Tatsache, 
dafs  die  Bnndesangestellten  vielfach  eigenmitchtig  und  in  wenig 
volkstümlicher  Weise  die  Verwaltung  handhaben.  Das  Gemisch 
von  Üherbebnng  und  Wichtigtuerei  usw."  (B.B.  1904,  HI,  6&3.) 


IV.   Zweiter  Abschnitt   Bundesbehörden. 


Literatur:  Dr.  Hans  Eacher,  Schweizerisches  Bnndesbeamten- 
recht,  1803. 

Einleitung:  Begriff,  Überblick,  Gesetzgebung, 
I.  Begriff:  Bundesb^örden  sind  diejenigen  Organe  des 
Bundes,  die  zur  Besorgung  der  Geschäfte  desselben  durch  be- 
sonderen Auftrag  berufen  (gewählt,  ernannt)  werden  —  im 
Gegensatze  zti  den  beiden  anderen  Organen  des  Bundes :  (stimm- 
berechtigtes) Volk  und  Kantone,  die  kraft  Gesetzes  bezw.  Ver- 
fassung dazu  berufen  sind. 
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II.  Überblick.  1.  Gegenstand  des  11.  Abschnittes.  Der 
II.  Abschnitt  von  den  Bnndesbehtirden  betriff)  nicht  nnr  die 
Bunde sbehürd es  nad  nicht  alle  BnndeshehKrden  (vgl.  oben  8.  65), 
In  ersterer  BezJebang  behandelt  er  anch  die  anderen  Organe  des 
Bandes:  Volk  nnd  Kantone.  Betreffend  das  Volk  speziell  aber, 
so  befalst  er  sieh  mit  ihm  nnr,  soweit  es  Organ  des  Bnndes 
ist  —  er  befafst  sich  mit  dem  stimmberechtigten  Volke  nicht  im  all- 
gemeinen, nicht  auch  nach  seiner  kantonalen  Organ  st  e  Unng ;  das 
letztere  ist  beim  I.  Abschnitte  der  Fall.  Und  der  H.  Abschnitt 
spricht  vom  Volk  als  Organ  des  Bundes  nur,  soweit  es  Organ  der 
BundesgesetEgebnngtBt;  das  Volk  als  Organ  der  Bnndesverfassnng 
wie  anch  die  Kantone  als  Organe  der  Bnadesverfasanng  sind  Gegen- 
stand des  III.  Abschnittes  der  Revision  der  Bundesverfassung.  —  Der 
II.  Abschnitt  betrifft  andererseits  nicht  alle  BnndesbehOrden ;  er 
betrifft  nur  Bundesversammlung,  Bundesrat,  Bnndeskanzlei  nnd 
Bnndesgericbt  —  nicht  die  Snbalternbeamtnngen  des 
Bundes,  bezw. ;  was  an  Bundeabehörden  in  der  Bundesverfassung 
selbst  vorgesehen  nnd  organisiert  ist,  ist  nicht  Snbalternbeamtung. 
—  2.  Die  Herkunft  der  Artikel  dieses  Abschnittes.  Die 
meisten  Artikel  dieses  Abschnittes  sind  alt,  oder  soweit  sie  durch 
die  Bundesverfassung  von  1874  abgeKudert  worden  sind,  ist  die  Ab- 
Knderung  nicht  erheblich,  ja  sie  ist  gar  nur  formal,  redaktionell. 
Materielle  Neuerungen  von  Erheblichkeit  bieten  nur  folgende 
Artikel:  Art.  74,  Abs.  2,  betr.  das  Gesetzgebnngsrecht  des 
Bandes  Ober  die  Stirn mberechtigung  in  eidgenössischen  Angelegen- 
heiten —  Art.  89,  Abs.  2,  betr.  das  fakultative  Bundes- 
gesetzes-  und  Bund esbeschlussesreferenduin  —  die  Art.  106 — 108 
im  Vergleiche  mit  alt  Art.  94—99,  indem  dadurch  das  Buudes- 
gericht  als  stKndiges  Gericht  vorgesehen  wurde.  Diese  Ständig- 
keit druckt  sich  aus:  a)  negativ  darin,  dafs  diejenigen  Be- 
stimmungen der  Bau  des  Verfassung,  welche  eine  nur  zeitweise 
Funktionierung  des  Bundesgerichtes  voraussetzen,  wie  sie  bis 
1874  stattfand,  fallengelassen  wurden;  so  die  Bestimmungen, 
durch  welche  die  Bundesverfassung  selbst  die  Organisation  des 
Bnndesgericbtea  näher  festsetzte:  Art.  95  und  98,  und  die  Be- 
stimmung betr.  blofse  Taggeider  als  Besoldung:  Art.  99.  — 
b)  Positiv  darin,  dafe  im  neuen  Art.  108  ein  8.  Absatz  auf- 
genommen wurde  des  Inhalts,  dafs  die  Mitgliedschaft  des  Bundes- 
gerichtes  inkompatibel  sei  mit  jeder  anderen  amtlichen  Stallung  im 
Bunde  und  in  den  Kantonen  —  Art.  1  IS,  wonach  die  Staatsrechts- 
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pflege  zu  einer  ordentlichen  Aufgabe  des  Bund esge rieb tes  erhoben 
wurde  und  nicbt  mehr  bedingt  ist  durch  Überweisung  seitens 
der  Bundes  Versammlung  im  einzelnen  Falle,  wie  unter  der  Bundes- 
verfassung von  1848  (alt  Art.  105).  Danach  bat  sich  denn  auch 
der  Artikel  von  der  Kompetenz  der  Band  es  Versammlung  (alt  74, 
neu  85)  geändert,  und  diese  Änderung  ist  die  wesentlichst« 
Änderung  des  Artikels.  —  3.  Einteilung  des  Abschuittes: 
I.  Bundesversammlung  (Art.  71—94),  n.  Bundesrat  (95—104), 
in.  Bundeskanzlei  (105),  IV.  Bundeegericht  (106—114),  V.  Ver- 
schiedeue  Bestimmungen  (115 — 117). 

I.  BnndesTersammlniig. 

Einleitung. 

1.  Einteilung  des  Titels:  Den  Eingang  bildet  Art.  71,  der 
sog.  Zvreikammerartikel,  wodurch  das  Zweikammersystem 
eingeführt  wird.  Dann  folgen:  A.  Nationalrat  (Art  72 — 79), 
B.  Standerat  (80—83),  C.  Befagnisse  der  Bundesversammlung 
(84—94). 

2.  Qualifikation  der  einzelnen  Artikel.  Neben  verfassungs- 
rechtlichen bezw.  gesetzlichen  Bestimmungen  gibt  es  auch  blofse 
RegleroentsbestimmuDgen.  Der  Unterschied  dieser  Be- 
stimmungen zu  den  gesetzlichen  bezw.  verfassnugsrecbtlichen  betr. 
die  Bundesversammlung  ist  der:  die  gesetzlichen  Bestimmnngen 
setzen  Bechte  und  Pflichten  der  Bundesversammlung,  der  einen 
oder  der  anderen  Abteilung,  oder  ihrer  Mitglieder  fest.  Die 
reglementsmäfsigen  Artikel  dagegen  bestimmen  nur  die  Art  und 
Weise  der  Betätigung  der  Versammlung,  d.  h.  die  Geschafts- 
ordnuug.  Solcher  Art  sind  die  Art.  78  und  82,  S6  (Abs.  1),  88 
und  94,  deren  Inhalt  daher  in  die  Geschäftsordnung  der  beiden 
Bäte  gehört  und  auch  zu  keinem  weiteren  Kommentar  (aufser 
Abs.  2  von  Art.  78  und  Art.  82)  AnUfs  gibt. 

3.  Gesetzgebung:  BundesbeBchlurg  betr.  die  Taggelder  und 
HeiseeDtschädigungen  der  Mitglieder  des  Nationalrates,  der 
Kommissionen  der  Bundesversammlung,  der  Mitglieder  des  Bnndes- 
gerichtes  und  des  Schweiz  arischen  Schulrates,  v.  22.  XII.  1869:  B.G.  10/2; 
BundeHbcBchlufa  betr.  Erhöhung  der  Taggelder  des  National- 
rates  ond  der  Kommiasionen  beider  Räte  auf  20  Fr.,  v.  22.  XII.  1874: 
I  496;  Bundesgesetz  betr.  die  Reiseentschftdigungen,  v.  16.  VIII. 
1878:  III  656;  Bundcsratsbeschlurs  betr.  den  Distanzenzeiger  XVIII 
547,  549. 
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Artikel  11.. 

unter  Torbehalt  der  Reckte  äett  Volkes  nnd  der  Kantone 
(Art.  8V  and  ISl)  wird  die  oberste  Gewalt  des  Bundes  durch  die 
BundeSTersaminluDK  ansfreBbt,  welche  ans  zwe!  Abtellnn^n  besteht: 

A.  aus  dem  Nationalrat, 

B.  aus  dem  Stftnderat. 

Dieser  Artikel  bildet  also  den  Eingang  dea  ganzen  Titels 
und  setzt  zweierlei  fest:  1.  Die  Bandes  Versammlung  ist  das 
oberste  Organ  anfser  Volk  and  Kantonen,  Uit  Volk  nnd 
Kantonen  als  Organen  verhftit  es  sich  so :  Rechte  des  Volkes  und 
der  Kantone  gab  es  schon  unter  der  Bundes  Verfassung  von  1848, 
obschon  diese  Rechte  in  dem  entsprechenden  Art.  60  nicht  vor- 
behalten waren.  Solche  Rechte  waren  schon  damals  die  finndes- 
verfassungsinitiative  nnd  das  Bundes verfassnngsreferendum  (Art. 
113  nnd  114),  zu  denen  dann  mit  1874  noch  das  Bundes- 
gesetzesreferendum  gekommen  ist;  sie  bestehen  also  nicht  nur  im 
Bundesgesetzes-  und  BundeBverfaseungsreferendum  (Art  89  und 
121  bezw.  nach  der  Revision  von  1891:  Art.  123),  sondern  auch 
in  der  Bnndesverfasaungsinitiative  (Art.  1 20 ,  bezw.  nach  der 
Revision  von  1891:  Art.  120—122),  die  also  auch  vorzubehalten 
gewesen  wllre,  um  so  mehr  als  sie  schon  unter  der  Bundesverfassung 
von  1648  (Art.  113)  bestand.  Nicht  aber  gehört  dazu  die  Initia- 
tive der  Kantone  nach  Art  93  (alt  81),  weil  dieses  Recht  von 
den  Kantonen  nicht  Über  der  Bundesversammlung  ausgeübt  wird, 
sondern  nur  neben  ihr,  in  Konkurrenz  mit  ihr  (vgl.  mein  Bnndes- 
etaatsrecht  S.  238).  —  2.  Die  Bundesversammlung  besteht  aus 
zwei  Kammern :  Nationalrat  und  Ständerat,  von  denen  der  erstere 
als  Vertretung  des  Volkes  des  Gesamtstaates ,  der  SlBnderat  da- 
gegen als  Vertretung  der  Einzelstaaten  als  solcher,  der  Kantone, 
^It.  Es  besteht  also  im  Bunde  das  Zweikammersystem,  aber 
nicht  als  ständisches,  sondern  als  bnndesstaatliches  Zweikammer- 
system (vgl.  meine  Politik  S.  241  und  282).  —  Die  Einfuhrung 
dieses  Zweikammersystems  warde  als  Mittelweg  eingeschlagen 
zwischen  Anträgen  auf  blofse  Vertretung  der  Kantone  nach 
Art  der  frlUteren  Tagsatznng  und  auf  ausschliefslich  einheitliche 
Vertretung  der  schweizerischen  Nation,  und  zwar  als  Mittelweg 
nach  dem  Vorbilde  des  nordamerikanischen  Zweikammer- 
systems (sehr  gut  dargestellt  bei  J-  Meyer,  II  132  fr.). 


A.   Nationalrat. 

Der  Titel  umfiJst  drei  GegenstÄndo :  I.  Wahl  (Art.  72—76), 
II.  Inkompatibilität  (77)  and  (aufaer  der  Seglementsbeatimmiing 
des  Art.  78)  IH.  Diäten  (79). 

BnodeitgeBetzgebung  zu  Art  72 — 76: 

Bnndeageseti  betr.  die  eidgenÖBBiseben  Wahlen  and 
Abstimmungen,  V.  19.  IL  1872:  B.G.  10/915  —  in  ansdrückl icher  An»- 
föhrung  von  Art.  72—76  (bezw.  alt  61—65)  betr.  die  Wahlen  in  den 
Nationalrat,  sowie  von  Art.  112  (alt  104)  betr.  die  Wahlen  der  eid- 
geuÖBsiachen  Geschworenen  und  von  Art.  120  und  123  (alt  113  und  lU) 
betr.  Abstiminungen  über  die  Revision  der  Bundesrerfassung. 

Dazu:  Bundesgesets  betr.  Ergänmng  des  ersten,  r.  31.  VIL  1873: 
11/275;  Bnndesgesetz  betr.  Abänderung  von  Art.  4  des  ersten,  v.  20. 
XII.  1888:  XI  60;  Bundesgesetz  betr.  Erleichterung  der  Ausübung  des 
Stimmrechtes  und  Vereinfachung  des  Wahlverfahrens,  v.  80.  III.  1900: 
XVIU  119. 

Artikel  TS. 

Der  Ifatlonftlrat  wird  ans  Abgeordneten  des  schirelEerIscb«B 
Tolkes  g«badet.  Ami  je  20,000  Seelen  der  GesamtbeTfilkernng  wlr4 
ein  Mitglied  geirfthlt. 

Eine  Brachzahl  Bber  10,000  Seelen  wird  fllr  20,000  Seelen  tuf 
rechnet. 

Jeder  Kanton  nnd  bei  geteilten  Kantonen  Jeder  der  beiden 
Landestelle  hat  wenigstens  ein  Mitglied  zn  wKhlen. 


Die  erheblichen  Punkte  sind  folgende: 

1.  Abordnung.  Der  Nationalrat  wird  vom  schweizerischen 
Volke  gewählt  und  ist  daher  die  Abordnung  des  Volkes,  im 
Gegensatz  zum  Ständerat  als  dar  Abordnung  der  StKnde,  d.  h. 
der  Kantone. 

2.  BerechnnngderAbordnnng.  Auf  20  000  Seelen  der 
Gesamtbe Völkern ng  wird  ein  Mitglied  gewählt.  Also  der  Gesamt- 
bevOlkerung,  d.  h.  mit  Einrechnung  der  AuslHnder  —  nicht  blufs  der 
schweizer! sehen  Bevfilkerung.  Diese  Berechnung  der  Abordnung 
nach  der  Gesamtberölkerung  ist  rechtmälsig  und  zweckmälsig,  d.  h. 
dem  Rechte  wie  der  Natnr  des  Institutes  entsprechend.  Einmal  recht- 
mäfsig.  Zwar  ist  das  schon  bestritten  worden  mit  dem  Hinweise 
darauf,  dafsder  Nationalrat  „aus  Abgeordneten  des  schweizerischen 
Volkes"  gebildet  wird;  der  Nationalrat  uei  also  Vertreter  nur 
des  schweizerischen  Volkes  und  daher  sei  die  Vertretenahl 
auch  nur  nach  Mafsgabe  der  Zahl  der  Schweizerbllrger  zu  be- 
rechnen.    Der  zweite  Satz   von  Art  72   widerspreche   also   dem 
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ersten,  bezw.  unter  „GesamtbcTölkernng"  im  zweiten  Satze  sei  mit 
Ruckeicht  auf  den  ersten  Satz  nur  die  schwoizerigcfae  Gesamt- 
bevOlkemng,  die  BevOlkemng  schweiseriscber  Nationalität  zn  ver- 
stehen.  —  Dagegen  ist  zu  bemerken:  allerdings  sind  die  Mitglieder 
des  Nationalratea  vom  schweizerischen  Volke  abgeordnet,  weil  nur 
dieses  stimmberechtigt  ist,  aber  damit  ist  nicht  gesagt,  dafs  sie  nur 
das  Schweizervolk  zn  vertreten  haben.  Abordnnng  nnd  Vertretung 
ist  zweierlei.  Der  Abgeordnete  ist  Mandatar,  tind  es  gilt  nicht 
ohne  weiteres,  dals  der  Mandatar  nnr  die  Person  des  Mandanten 
vertrete ;  er  kann  auch  bestimmt  sein,  diejenigen  mitza vertreten, 
die  der  Mandant  seinerseits  vertritt,  und  ob  der  Mandant  bei  der 
Wahl  des  Mandatares  nur  sich  vertrete  oder  zugleich  andere  und 
welche  andere,  ob  in  specie  auch  Frau  und  Kinder  und  auch 
AusUnder  —  ist  wieder  die  gleiche  Frage  wie  die  nach  der  vom 
Mandatar  vertretenen  Bevölkerung,  und  in  unserem  Fall  ist  nun 
einmal  bestimmt,  dafs  es  die  GesamtbevOlkerung  schlechthin  ist, 
nicht  blofs  die  schweizerische  Bevölkerung.  Übrigens  ist  der 
Nationalrat  auch  nicht  vom  ganzen  schweizerischen  Volke  ab- 
geordnet ,  sondern  nur  von  den  Stimmberechtigten ,  nnd  durfte 
daher  auch  nicht,  wenn  die  Abordnung  streng  nach  den  Ab- 
ordnenden zu  bemessen  wäre,  nach  Halsgabe  der  schweizerischeo 
Bevölkerung  im  ganzen  gewählt  werden,  sondern  nur  nach  der 
Zahl  der  Stimmberechtigten,  und  davon  war  auch  vom  oppo- 
sitiouellen  Standpunkte  ans  noch  nie  die  Rede.  —  Zweck- 
mSfsig,  d,  h.  der  Natnr  der  Abordnung  entsprechend,  anderer- 
seits ist  deren  Berechnung  nach  der  Gesamtbevölkerung  insofern ; 
die  Abgeordneten  liaben  die  Interessen  des  ganzen  Volkes,  der 
in  der  Schweiz  angesessenen  Ausländer  wie  der  Schweizerbtliger, 
wahrzunehmen,  nnd  es  soll  daher  auch  ihre  Zahl  nach  der  ganzen 
Bevölkerung  bemessen  sein.  Jedenfalls  sind  die  Gesetze,  welche 
die  Abgeordneten  erlassen ,  verbindlich  nicht  nnr  fUr  den 
SchweizerhUrger,  sondern  auch  fUr  den  Ausländer ;  auch  diese 
sind  also  Objekte  der  Gesetzgebung  und  sollen  daher  auch  im 
Subjekt,  in  denjenigen,  welche  die  Gesetze  erlassen,  wenigstens 
passiv  vertreten  sein  dadurch,  dafs  auch  auf  sie  bei  Bestimmung 
der  Zahl  der  Abordnung  Rücksicht  genommen  wird. 

En  ist  schon  wiederholt  und  auf  verschiedenen  Wegen  der 
Versuch  gemacht  worden,  die  Ausländer  von  der  vertreteneu  Be- 
vOlkemug  anszuschliefsen ,  aber  bisher  umsonst.  1.  Durch  An- 
trag im  Nation  alrate,  bezw,  in  der  betreibenden  national  rätlichen 
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KommiasioD  bei  Vorberatung  des  BandesgesetzeB  betrefifend  die 
Wahlen  in  den  Nationalrat  im  Jahre  1881  (vgl.  B.B.  1881,  II, 
478/479).  —  2.  Motion  HochBtraTaer ,  Fonjallaz  nnd  Konsorten 
im  Nationalrate  1898,  nnd  3.  Volksinitiatir e,  die  von  den 
MotiouSren  nnter  2  nach  Abweisung  der  Hotion  eingeleitet  wurde 
{vgl  betr.  2.  und  3.:  B.B.  1902,  V,  561),  Die  Initiative  kam 
zustande  (B.B.  1902,  II,  475)  und  gelangte  znr  VolkBabatimman^ 
(B.B.  1903,  III,  709),  wurde  aber  vom  Volke  verworfen,  des 
25.  X.  1903  (B.B.  1908,  V,  76). 

8.  Sicherung  der  kantonalen  BeprKsentaaz, 
Abs.  3.  Es  soll  jedem  Kantou  bezw,  Halbkanton,  auch  wenn  er 
keine  20000  Seelen  zählt,  ein  Hitglied  des  Nationalratee  za- 
kommen.  Insofern  iat  auch  der  Nationalrat  keine  reine  Ver- 
tretung des  Oesamtstaatea,  sondern  es  findet  auch  der  Kanton  als 
solcher  seine  Berücksichtigung  bei  dieser  Vertretung,  und  nicht 
nur  in  dieser  Beziehung,  sondern  auch  darin,  dals  die  Wahlkreise 
des  Nationalrates  nicht  tlber  Kantonegrenzen  binauagehen  dtlrfen 
(vgl.  den  folgenden  Artikel).  —  Die  Bestimmung  sicherte  anfangs 
nach  der  Volkszählung  von  1850  (vgl.  B.B.  1850  III,  nach 
S.  725),  den  fünf  Kantonen  bezw.  Haihkantonen :  Uri,  Ob-  nnd 
Nidwaiden,  Zug  und  Innerrhoden ,  deren  Bevölkerung  die  Wahl- 
zahl  von  20  000  nicht  erreichte,  eine  eigene  Repräsentanz,  und 
heute  noch,  nach  der  Volkszählung  von  1900,  den  Übrigen  vier 
aulser  Zag  (Uri  19  700  Seelen,  Obwalden  15  260,  Nidwaiden 
13  070  und  Innerrhoden  13  499  —  Zug  25  093). 

4.  In  Vollziehung  des  Art.  72  und  gestützt  auf  die  eid- 
genÜBsiscbe  Volkszählung  vom  1.  XII.  1900  ist  erlasBen  worden: 
Btindesgesetz,  betreffend  die  Nationalratswahl- 
kreise (früher  Bundeagesetz  betr.  die  Wahlen  in  den  Nation al- 
rat  genannt),  vom  4.  VI.  1902:  B.G.  XIX,  198.  Danach  zählt 
der  Nationalrat  heute  167  in  49  Wahlkreisen  zu  wählende  Mit- 
glieder. 

ArtlK«!  13. 
Die  TTaUen  fllr  den  Natlonalrat  sind  direkte.    Sie  tndes  iB 

ei^esSsBlBclieii  Wahlkreisen  atatt,  welche  Jedoch  nicht  ans  Teilen 
Terschiedener  Kantone  gebildet  werden  kOnnen, 

Der  Artikel  besteht  aus  zwei  ^tzen  und  betriffl  zwei  ver- 
schiedene Punkte. 
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1.  Direkte  Wahlen,  im  Gei^nsatze  zum  Wahlmänner- 
ayfitem  —  das  ist  e«,  was  der  erete  Satz  feststellt. 

2.  Wablkreiee,  Satz  2. 

Ea  sind  WaUkreise,  in  der  Mehrzahl,  nach  denen  der  National- 
rat gewählt  wird,  also  Teil  Wahlkreise  —  im  Gegen  satxe  211m 
Gesamtstaatswahlkreis,  wonach  die  ganze  Schweiz  einen  einzigen 
Wahlkreis  bilden  wllrde,  in  welchem  alle  Mitglieder  des  National- 
rates gewählt  würden,  so  dafs  sich  das  Stimmrecht  des  einzelnen 
Btlrgers  anf  die  ganze  Repräsentanz  erstreckte.  Die  Einrichtung 
eines  solchen  Ges am tstaats Wahlkreises  erscheint  nicht  nngeheuer- 
lich,  wenn  man  bedenkt,  dafs  das  bekannte  Hare'sche  System, 
Proportional  wähl  System  des  Engländers  Hare,  zur  Grundlage  hat, 
sogar  die  gegen  700  Hitglieder  des  englischen  Unterhauses  in 
einem  Wahlkreis  zn  wählen.  Betr.  den  schweizerischen  National- 
rat hatte  ancb  die  EeTisionskomroission  vom  Jahre  1848  den 
GetamtBtaats Wahlkreis  beantragt,  liefs  den  Antrag  aber  wieder 
fallen. 

Die  Wahlkreise  fHr  den  Nationalrat  dtlrfen  aber  nicht  aus 
Teilen  verschiedener  Kantone  gebildet  werden.  Das  ist 
wieder  eine  Rücksicht  anf  die  kantonale  Zusammensetzung  des 
Bundesstaates,  aber  nach  einer  anderen  Seite  als  im  vorigen 
Artikel:  dort  Sicherang  der  Existenz  einer  kantonalen  Re- 
präsentanz fUr  jeden  Kanton  und  sogar  Halbkanton;  hier,  bei 
Art.  73,  Sicherung  der  Zusammengehörigkeit  dieser  Re- 
präsentanz —  ähnlich  der  Sicherung  der  Zusammengehörigkeit 
der  militärischen  Mannschaft  eines  Kantons  gemäfs  Art.  21,  Abs.  1.  — 
In  Abänderung  speziell  der  Wahlkreisbestimmung  3es  Art.  73  ist 
die  EinfUhmng  der  Froportionalwahl  des  Nationalrates  schon 
wiederholt  angeregt  worden,  aber  ohne  Erfolg,  nämlich:  1.  bei 
der  Bandesrevision  1871/72,  im  Nationalrate,  von  diesem  aber 
abgelehnt  (Protokoll  des  Nationalrates  S.  390  ff.).  2.  Postulat  der 
Bandes  Versammlung  1881 ,  das  aber  auf  Antrag  des  Bundesrates 
anläEslich  der  Beratung  eines  neuen  Bundesgesetzes  betr.  eid- 
genössische Wahlen  und  Abstimmangen  fallen  gelassen  wurde 
(B.B.  1888,  IV,  193).  8.  Antrag  im  Nationalrat  1885,  ebenso  und 
bei  gleicher  Gelegenheit.  4.  Doppelinitiative  1899,  Volksinitiative 
ftlr  EUnftthrung  der  Proportioualwahl  des  Natioualrates  und  betr. 
Art.  96  der  Bundesverfassung:  Einführung  der  Volkswahl  des 
Bundesrates;  vom  Volke  verworfen,  den  4.  XI.  1900  (B.B.  1899, 
IV,  741;  1900,  lU,  669,  u.  IV,  775). 
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AitlKel  14. 

Stlmmber«okt^t  bei  WaUen  und  AlntimiiiDiiffeii  tat  ]ed»r 
Schweizer,  der  du  SO.  Alterajobr  mrflokf  ele^t  hat  und  Im  ftbrigen 
nach  der  QeBetE^ebnn;  des  Kantons,  In  welchem  er  seinen  WohM- 
sitz  hat,  nicht  lom  AktlTbHrferrechte  anagescUoBsen  ist. 

£b  bleibt  jedoch  der  Geseti^eboiig  des  Bundes  Torbehalten, 
Aber  diese  StlmmberechtlKung  etnheltllche  Torschrlften  anfonstellen. 

Der  Artikel  betrifft  das  aktive  Wahlrecht  and  zwar  nach 
zwei  Seiten. 

1.  Die  Stimmrechtsbedingnng  des  Abs.  1,  Der  Absatz 
betrifft  nicht  nur  wie  der  entsprechende  frühere  Art,  68  die  Wahlen 
in  dea  Nationalrat,  sondern  die  eidgenössischen  Wahlen 
and  Abstimmungea  schlechthin  („bei  Wahlen  und  Ab- 
fitimmungen"),  also  auch  die  Wahlen  der  eidgenässischen  Ge- 
schworenen und  die  Abstimmungeu  aber  Boudesgosetze  nnd 
-beachlUsse  und  über  Buudesverfassnngsrevisionen.  Er  betrifft  aber 
nicht  die  kantonalen  Wahlen  and  Abstiram äugen,  sonst  mtlfsto  er 
unter  die  allgemeioeu  Bestimmangen  (Brater  Abschnitt  der  Bundes- 
-Verfassung)  versetzt  sein,  was  bei  der  Bundesrevision  1871/72  be- 
antragt, aber  abgelehnt  worden  war  (Verhandlangsprot.  3,  395).  — 
Er  betrifft  nur  das  Stimmrechtsalter;  die  ttbrigen  positiven 
Stimm rechtsbedingungen  richten  sich  nach  anderen  Bestimmungen 
der  Bundesverfassung  (Geschlecht,  Nationalität  und  Wohnsitz:  nach 
Art.  43 ;  vgl.  diesen  Artikel),  und  die  negativen  Bedingungen,  die 
AnsschlufsgrUnde,  richten  sich  nach  den  kantonalen  Becfaten  laut 
Art.  74  selbst. 

2.  Ermächtigung  der  BaadesgesetzgebuQg  za  ein- 
heitlichen Vorschriften  Über  die  Stimmberechtignng  in  eidgentissi- 
scheu  Angelegenheiten,  Abs.  2.  Der  Absatz  ist  neu,  and  die 
Bundesgesetzgebang ,  zu  welcher  er  ermächtigt ,  ist  noch  nicht 
-erlassen  bezw.  zustande  gekommen;  vgl.  zu  Art.  47  a.  66. 

ArtUtel  75. 

Wahlf&hlK  als  Mitglied  des  Satlonalrates  Ist  Jeder  stimm- 
berechtigte Schwelierbtrger  weltlichen  Standes. 

Betrifit  das  pasa  ive  Wahlrecht,  im  Gegensatze  zu  Art.  74, 
und  stellt  dafür  zwei  Bedingungen  auf. 

1,  Wahlfähig  ist  jeder  stimmberechtigte  Seh  weise  rbUrger 
■ohne  Unterschied  zwischen  geborenen  und  natnrali- 
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sierteD  SchweizerbUrgern  bezw.  zmachen  nennafnralisierten 
SchweizerbtlrgerD,  sog.  Neubttrgern,  und  anderen.  Abs.  2  des  eut- 
sprecheaden  frtlbereii  Art.  64  ist  nfimlich  fallengelassen  worden, 
so  daCs  naturalisierte  Schweizerbflrger  im  passiven  Wahlrocbte 
betr.  die  National  rate  wähl  wie  im  aktiven  Wahlrecht  and  im 
Stimmrecht  überhaupt  den  anderen  SchweizerbUrgern  von  Anfang 
-an  gleichgestellt  sind. 

2.  Wahlfähig  zum  National  rat  ist  aber  nnr  der  Stimm- 
berechtigte weltlichen  Standes,  Dadurch  aitid  nicht  blofs 
die  Pfarrer,  d.  b.  die  angestellten  Geistlichen,  sondern  die  Geist- 
lichen tlherhaupt,  die  Mitglieder  des  geistlichen  ordo  (evange- 
lisch: des  Ministeriums)  ansgeschlossen.  —  Diese  Wshlharkeits- 
bedingimg  ist  ansgesprocheuermafsen  gegen  den  katholischen  Klerus 
^richtet;  sie  war  aufgestellt  worden  im  Andenken  an  den  Sonder- 
bundskrieg, den  Bürgerkrieg  mit  den  nltramoutanen  Kantonen, 
und  erschien  1874  durch  den  voraoagegaiigenen  Kulturkampf,  der 
'.die  Aufnahme  besonderer  KutturkampfbeBtimmangen  nötig  machte 
(vgl.  Einleitung,  8.  48),  neuerdings  gerechtfertigt  (vgl.  auch  m. 
Politik,  S.  241). 

ArUkel  TS. 

Der  Natloiialrat  irlrd  auf  die  Dauer  ron  drei  Jahren  gewählt« 
Jtnd  es  findet  Jewellen  Oesamtemenerung  statt. 

1.  Amtsdauer  von  drei  Jahren,  wie  auch  fUr  die  Ver- 
waltungsbehörden des  Bundes  und  früher  auch  (alt  Art.  96)  Air 
das  Bundesgericbt,  wKhrend  dessen  Amtsdauer  seit  der  Bundes- 
"verfasBung  von  1874  (zwar  nicht  kraft  dieser  selbst,  sondern 
kraft  des  ersten  wie  des  zweiten  seitherigen  Bundesgesetzes  über 
die  Organisation  der  Bundes rechtspflege)  sechs  Jahre  beträgt. 
Auch  in  den  Kantonen  sind  für  gesetzgebende  wie  administrative 
Behörden  drei  Jahre  die  gewöhnliche  Amtsdauer. 

2.  Gesam  terneuerung,  wouach  die  Behörde  nach  Ab- 
lanf  der  Amtsdauer  in  alten  ihren  Mitgliedern  neu  zu  wählen  ist, 
bezw.  wonach  die  Amtsdauer  fUr  alle  Mitglieder  zugleich  abläuft  — 
im  Gegensatze  zur  Teilemeuerung  (Hälften-,  Drittels-,  Viertels- 
erneuerung),  wonach  die  Behörde  je  nur  zu  einem  Teil  (zur 
Hälfte,  zu  einem  Drittel  oder  Viertel)  in  Wiederwahl  fUlt. 
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Artikel  77. 
Die   MltfliAder  des   StKnderatea ,    des  Biind«srat«8    and  tob 
letiterem  gevUlte  Beamte  kVnnen  nicht  cnKlelob  Mlt^cder  des 
SatlonolniteB  sein. 

Enthält  die  In  kompatib  il  itatsbestimmau^. 

Inkompatibel  ist  die  Milgliedscbaft  im  N^ationalrat  nar  mit 
anderen  Band  es  stellen,  nicht  mit  kantonalen  Stellen,  speziell 
nicht,  wie  ursprünglich  beantragt  war,  mit  der  kantonalen  Elxe- 
kutive  (diese  sollte  nur  im  Stfiuderat  als  der  Vertretung  der 
Kantone  vertreten  sein  dürfen);  aber  seit  1874  mit  allen  anderen 
Bundesstellen,  auch  mit  dem  Bundesgericbt,  weil  nach  Art.  108, 
Abs.  2,  mit  dem  Bundesgericht  inkompatibel  ist  nicht  nur  wie 
früher  (alt  Art.  97)  der  Bundesrat,  sondern  auch  die  Bandes- 
Versammlung  —  Art.  77  ist  also  durch  Art,  108  zu  ergänzen. 

Artlltel  18. 

Der  TfatlODOlrat  w&hlt  aus  seiner  Mitte  fttr  jede  ordentliche 
oder  aarseror  deutliche  SltEiing  einen  Prtsidenten  und  Tlee- 
prUsldenten, 

Dasjenige  Mltgrlled,  welches  während  einer  ordenUIcheit  Sltsang 
die  Stelle  eines  Pi^tdenten  bekleidete,  Ist  fllr  die  n&chstfolgrende 
ordentliche  Sitzung  weder  als  Pr&sident  noch  als  Tfceprlalient 
w&blbar.  Das  flelche  Mitglied  kann  nicht  wUrend  zwei  uialttel- 
bar  aufeinander  folgenden  ordentlichen  Sitzungen  Tleepr&sldent  sein. 

Der  Prkeldent  hat  hei  gleich  geteilten  Stimmen  zn  entscheiden; 
bei  Wahlen  ttbt  er  das  Stimmrecht  ans  wie  Jedes  Mitglied. 

Der  Artikel  ist  blofs  regtem entarischer  Natur,  wie  bereits 
oben  im  Eingange  zu  „I.  Bunde Bversammlang"  bemerkt.  Immer- 
hin sind  näher  xn  erklären  der  Ausdruck  „ordentliche  Sitseng' 
im  1,  Absatz  und  der  2.  Absatz  im  ganzen. 

1.  HOrdeutliche  Sitzung."  Der  Ausdruck  findet  sich 
auch  ia  dem  entsprechenden  Art.  82  betr.  den  StSnderat  und 
im  Art.  86.  Unter  „SitBUDg"  ist  nicht  nur  ein  einzelner 
Silzungstag,  sondern  eine  ganze  Sitzungsperiode,  eine  sog.  Session 
zn  versteheoi  das  geht  ans  Art.  86  deutlich  hervor:  „Die  beiden 
Bäte  versammeln  sich  jährlich  einmal  zur  ordentlichen  Sitzung 
an  einem  durch  das  Reglement  festzusetzenden  Tage",  d,  h.  sie  ver- 
sammeln sich  wohl  an  einem  Tage,  aber  nicht,  um  nur  an  diesem 
Tage  Sitzung  zu  halten,  sondern  um  mit  diesem  Tage  die  Sitznngen,. 
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zusammen  die  Seasion,  zn  beginnea.  —  Und  „ordentliche  Sitzang" 
aind  die  von  Gesetzes  wegen  ein  für  allemal  vorgesehenen  Ses- 
sionen, die  daher  eben,  im  Gegensätze  za  den  noch  BedUrfois 
von  Fall  zu  Fall  einberufenen,  aafserordentlichen  Sessionen,  die 
ordentlichen  bilden.  £s  sind  das  die  beiden  Sessionen  im  Juni 
und  Dezember  (die  Juni-  nnd  die  Dezemberse6sion) ,  die  zu- 
sammen noch  Art.  86  nur  als  eine  „Sitzung"  d.  h.  Session  gelten 
(vgl.  zu  Art.  86).  —  Weil  nach  Art.  78  die  Präsidenten  filr  eine 
ordentliche  Sitzung  (also  fUr  beide  Abteilungen,  in  die  eine  solche 
zerfXllt)  gew&hlt  werden,  abgesehen  von  den  dazwischen  fallenden 
aafserordentlichen  Sitzungen,  fUr  die  ohne  anders  die  för  die 
ordentliche  Sitzung  gewählten  Präsidenten  gelten  —  ist  mit  Art.  78 
als  Amtszeit  der  Präsidenten  ein  Amtsjahr,  von  Jnni  zu  Jtini, 
bezeichnet. 

2.  Absatz  2.  Durch  den  Absatz  ist  ausgeschlossen,  1.  dafs 
das  gleiche  Hitglied,  nachdem  es  ein  Jahr  lang  Präsident  gewesen 
ist,  noch  ein  weiteres  Jahr  auf  der  Präsidialbank,  als  Präsident 
oder  Vizepräsident,  sitzeubleiben  kann,  und  2.  dafs,  um  diesen 
AusBchlnfs  zu  umgehen,  der  Vizepräsident  des  einen  Jahres  sich 
im  folgenden  Jahre  wieder  zum  Vizepräsidenten  wählen  lasse  — 
im  ganzen  also  ist  ausgeschlossen,  dafs  das  gleiche  Uitglied  über 
zwei  Jahre  hintereinander  auf  der  Präsidialbank  verweile. 

Anitcel  Tft. 

Dl«  Mitglieder  des  ITatfonalrates  werden  Hns  der  Bandeskwise 
entschKdlgt.  

Der  Artikel  betrifft  die  Entschädigungen  der  Abgeordneten 
in  den  Nationalrat,  Diäten  nnd  Reiseentschädigungen.  Es  ist 
also  damit  tind  von  Anfang  das  Diätensystem  eingefllhrt 
worden.  Und  zwar  sind  die  Entschädignngen  Sache  des  Bundes 
nnd  daher  auch  durch  diesen  näher  festzusetzen. 

Betr.  die  Gesetzgebung  vgl.  oben  die  Einleitung  zu  Abschn.  I, 
„Bundesvera  am  m  1  ung  " . 

B.   St&nderat. 

Der  Titel  betrifft,  wie  der  vom  Nationalrat  —  abgesehen 
von  Art.  82,  der  wieder,  anfser  Abs.  2,  reglementariscber  Natur 
ist  —  die  Wahl  (Art.  80),  die  InkompatibiliUt  (81)  und  die  Ent- 
schädigung (83). 

Schollanbergar,  Schweii.  BnDdxnrTuauDg.  32 
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Artikel  80. 

Der  St&nderat  beBtebt  ans  44  Abgeordneten  der  EimtoBe.  Jeder 
Kanton  wUiIt  Ewel  Ab^ordnete,  In  den  ^teilten  KantoneB  jeder 
Landestell  einen  Abgeordneten. 

1.  Der  Siftoderat  ist  die  Abordnung  der  Kantone,  im 
Gegensätze  zum  Nationalrat  als  der  Abordnung  des  schweiserischen 
Volkes. 

2.  Von  den  XXII  Kantonen  hat  jeder  Kanton  gleichviel 
Mitglieder  und  mit  gleicher  Stimmenzahl  abzuordnen, 
ohne  Bucksicht  auf  die  Zahl  seiner  Bevölkerung,  also  wie  bei 
der  Tagsatzung  unter  dem  Bimdesvertrag  von  1815,  und  im 
Gegensatz  einerseits  zur  Tagsatzung  der  Mediation  und  anderer- 
seits znm  Nationalrat  als  der  ersten  Kammer  der  Bundesversamm- 
lung. —  Zur  Zeit  der  Mediation  mit  ihrAu  XIX  Kantonen  hatte 
zwar  jeder  Kanton  nur  einen  Abgeordneten  anf  der  Tagsatznng, 
aber  von  den  Abgeordneten  der  Kantone  mit  einer  Bevölkerung 
von  über  100  000  Seelen,  deren  es  sechs  gab  (Bern,  Zflrich, 
Waadt,  St.  Gallen,  Aargau,  Graubtinden),  hatte  jeder  zwei  Stimmen, 
80  dafs  die  19  Abgeordneten  zusammen  25  Stimmen  begaben.  — 
Der  Nationalrat  aber  bestimmt  sich  ganz  nach  der  GrOfse  der 
Bevölkerung  eines  Wablkreises,  und  weil  die  Wahlkreise  gemSCs 
Art.  73  mit  dem  Kanton  zusammenfallen  oder  aus  Teilen  eines 
und  des  gleichen  Kantons  bestehen,  besteht  insofern  der  National- 
rat  auch  ans  kantonalen  Vertretungen,  die  aber  im  Unterschied 
zum  Stttnderat  ganz  nach  der  GrOfse  der  Volkszahl  der  Kantone 
gebildet  sind. 

3.  Es  hat  aber  jeder  der  XXII  Kantone,  statt  wie  frtiher  in 
die  Tagsatzung  ein  Mitglied  zwei  Mitglieder  abzusenden. 
Der  Grund  davon  liegt  in  dem  Zwecke,  bei  den  drei  Kantonen: 
Unterwaiden,  Basel,  und  Appenzell,  die  je  in  zwei  Hälften  ge- 
teilt sind ,  jeder  Hälfte  eine  selbständige  Vertretnng  und  eine 
selbständige  Stimme  zukommen  zu  lassen.  Auf  den  früheren 
Tagsatzungen,  speziell  auf  der  Tagsatzung  nnter  dem  Bundes- 
vertrage  von  1815,  konnte  jede  der  beiden  Hälften  sich  auch  durch 
einen  besonderen  Abgeordneten  vertreten  lassen ,  aber  beide 
Hälften  hatten  doch  zusammen  nur  eine  Stimme,  so  dafs  wenn 
beide  Abgeordnete  geteilter  Meinung  waren,  die  Stimme  des 
Kantons  wegfiel.  Nun  sollte  nach  der  Bundesverfassung  von  1848 
jede  Hälfte    nicht    nur   wie    früher    ihren    eigenen  Abgeordneten, 
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sondern  dieser  sollte  anch  seine  eigene  Stimme  haben.  —  Aas 
dem  Grunde  aber  ergab  sich  die  Einrichtung,  daCs,  wahrend  die 
Ganzkantone  zwei  Abgeordnete  und  zwei  Stimmen  im  Ständerate 
besitzen,  die  Halbkantone  nur  einen  Abgeordneten  nnd  eine 
Stimme ,  m.  a.  W. :  es  ergab  sich  die  Anerkennung  gewisser 
Kantone  als  selbständiger  Teile  des  Gesamtetaates.  aber  nnr  als 
Halbkantone,  —  kurz  gesagt:  seit  1848  und  erst  seit  da 
gibt  es  Halbkantone  imVerhältnia  zumBunde.  Diese 
Stellung  der  Halbkaatone  zeigt  eich  auch  sonst  im  Verhältnisse 
znm  Bunde:  überall  nSralich  da  zeigt  sie  eich,  wo  die  Kantone 
als  Organe  des  Bundes  zusammenwirken  müssen;  so,  aulaer  bei 
der  BesteDnng  des  Stfinderates  (Art.  80),  bei  Einberufung  der 
Bund  es  versammlang  (86)  und  beim  Gesetzes-  nnd  Verfasenngs- 
referendnm  (89  und  123)  —  nicht  dagegen  bei  der  Initiative 
nach  Art.  93 :  sie  ist  zwar  auch  ein  Organrecht  der  Kantone 
als  eolcber,  aber  nicht  durch  das  Zusammenwirken  mehrerer 
Kantone  bedingt,  wie  es  bei  den  übrigen  Oi^anrecbten  der 
Fall  ist 

4.  Die  Art  und  Weise  der  Bestellung  der  Ständerats- 
mi^lieder  ist  vollstfindig  Sache  der  Kantone.  Im  ganzen  bestimmen 
sie  frei  den  Wablkörper  (ob  Volk  oder  gesetzgebende  Behörde), 
die  Wablart,  die  Amtsdauer,  die  Wählbarkeit  —  unter  Vorbehalt 
des  Art.  81  betr.  die  Inkompatibitit&t  und  dee  Art.  83  betr.  die 
SntscbSdignng.  Nach  einzelnen  Seiten  ist  zu  bemerken :  a)  Betr. 
den  WahlkSrper  kOnnte  als  solcher  nicht  der  Begiernngsrat 
vorgesehen  werden;  es  widerspräche  dem  Sinn  und  Geist  der 
Einrichtung,  and  damit,  wenn  auch  nicht  dem  Wortlaute,  eo  doch 
dem  Sinne  der  BundesTerfassuag ,  die  Wahl  von  Mitgliedern  der 
Legislative  dem  Organ  der  Exekutive  zu  überlassen,  b)  Betr. 
die  Wählbarkeit  aber,  die  den  Kantonen  zu  bestimmen  über- 
lausen  ist,  so  gehört  dazu  die  Frage,  ob  Geistliche  vom 
Ständerat  ausgeschlossen  sein  sollen,  ebensogut  wie  die  Frage 
nach  dem  Alter  nnd  anderen  Bedingungen  der  Wählbarkeit, 
nnd  damit  ist  sie  ebensogut  den  Kantonen  überwiesen  wie  die 
Frage  nach  den  übrigen  Bedingungen  der  Wählbarkeit,  wenn- 
schon die  Geistlichen  vom  !C^ationalrate  nach  Art.  75  bestimmt 
ausgeschlossen  sind.  Der  Ausscblnfe  oder  Nichtausschlufs  der 
Geistlichen  von  einer  Behörde  betrifft  gar  nicht  die  Inkompati* 
hilitat,  sondern  die  Wählbarkeit.  Die  Wählbarkeit  betrifft  eine 
Eigenschaft  des  zu  Wählenden,  die  Inkompatibilität  dagegen  eine 
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bestimmte  Stellnng  in  Familie,  GesellEcliaft  oder  Staat.  Die 
Pfarrer,  als  angestellte  Geistliche,  ftlr  nicht  wfthlbar  zu  erklftren, 
wfire  eine  Inkompatibilitatsbeatimmun^  (nur  die  Stellung  als 
Pfarrer,  ala  aktiver  Geistlicher,  eracbiene  mit  dem  Mandat  in  die 
betr.  BehCrde  unvereinbar) ;  wenn  aber  die  Geistlichen  ab  solche 
auBgeschtossen  werden,  so  wegen  ihrer  geistlichen  Eigenschaft, 
wie  wenn  Personen  um  ihres  besonderen  Bildnngsstaudee  willen, 
speziell  wegen  unzureichender  Bildung  (Analphabeten)  von  einer 
Bebfirde  ansgeschlossen  oder  nur  Personen  mit  bestimmter  Bildung 
(Fachbildung)  zugelassen  wUrden.  Immerhin  könnte  von  den 
Kantonen  selbst  der  Ansschlofs  der  Pfarrer  vom  St&nderat  auf- 
gestellt werden,  weil  die  Kantone  auch  in  den  Inkompatibilitfits- 
bestimmungen  iuBofem  frei  Bind,  als  sie  noch  weitere  Inkompati- 
bilitäten aufser  der  bondesreehtlichen  des  Art.  81  statuieren 
ktfnnen;  vgl.  den  folgenden  Artikel. 

ArtlKfll  Hl. 

Die  HltKÜeder  des  Satlonalrates  und  des  Bnndesrates  kSuen 
nicht  znglelch  Mitglieder  des  Ständerates  sein. 


Das  ist  die  Inkompatibilitfitsbestimmung  betr.  den  Stftnderat 
seinerseits,  entsprechend  der  In kompatibilit&ts Vorschrift  des  Art.  77 
betr.  den  Nationalrat.  Sie  unterscheidet  sich  aber  von  der 
letzteren  dadurch,  data  die  Mitgliedschaft  im  Ständerate  nur  mit 
der  Mitgliedschaft  in  der  anderen  Kammer  der  Bundesversamm- 
lung und  mit  dem  Bundesrate  Air  inkompatibel  erklärt  ist,  nicht 
auch  mit  einer  vom  Bundesrate  bestellten  Beam tun g. 
Die  WeglasBung  der  letzteren  Inkompatibilität  beim  Ständerate 
beruht  auf  keinem  Verseheu,  weil  sie  i.  J.  1874  erneuert  fest- 
gehalten worden  ist  trotz  entgegengestellten  Antrages  (Blumer- 
Morel  III,  d5).  Die  Weglassang  touIb  also  ihren  Grund  haben, 
und  das  kann  nur  der  sein ,  data  die  Freiheit  der  Kantone  in 
Bestellung  des  Ständerates  möglichst  wenig  beschränkt  werden, 
die  Beschränkung  derselben  durch  den  Bund  nur  das  Nötigste 
enthalten  soll,  um  die  Kantone  bei  der  Auswahl  nicht  in  Ver- 
legenheit zu  bringen.  —  Immerhin  kommt  zu  dieser  Inkompati- 
bilität seit  1874  noch  die  mit  dem  Bundesgerichte  (Art.  108, 
Abs.  2)  wie  beim  Nationalrate  (vgl.  oben  zu  Art  77).  —  Zu 
diesen  bundesrechtlichen  Inkompatibilitäten  kSnnteu  weiter  be- 
liebige kantonalrechtliche  kommen,  so  auch  diejenige  betr. 
die  Pfarrer,  von  der  im  vorigen  Artikel  die  Bede  war. 


Zweiter  AbBcbnitt:  BnudeebehOrden,  Art.  82.  501 

Artikel  9». 

Der  SUnderat  wUilt  flir  Jede  ordentlleke  oder  anTherordent- 
Dche  Sitzung  ans  setner  Mitte  einen  Pr&stdenten  vjti  TtceprtBldenten. 

Ans  den  Abgeordneten  desjent^n  Kantons,  ans  welcbem  fllr 
eine  ordentliche  SttEnng  der  Pr&sldent  KewKblt  worden  Igt,  kann 
fOr  die  nichstfol^nde  ordentliche  SItEnn;  weder  der  Pr&stdent 
noch  der  TtceprKstdent  geirthlt  werden. 

Abgeordnete  des  grietehen  Kantons  kSnnen  nicht  während  iwel 
nnmlttelbar  anf  einander  folgenden  ordentlichen  Sltinngen  die  Stelle 
eines  Ticeprftsldenten  bekleiden. 

Der  Frlsldent  hat  bei  gleich  gretellten  Stimmen  in  entscheiden  t 
bei  Wahlen  kbt  er  das  Stimmrecht  ans  wie  jedes  Mitglied. 

Der  Artikel  entspricht  dem  Art.  78  betr.  den  TfatiODalrat.  Wie 
Art  78  im  ganzen,  so  enthalt  Art.  82  wenigstens  im  ersten  und 
letzten  Absatz  blofs  reglementarische  Bestimmungen;  betr.  den 
Begriff  „ordentliche  Sitzung"  im  ersten  Absätze  vgl.  zu 
Art.  78,  Die  Absätze  2  nnd  3  dagegen  gehen,  so  sehr  sie 
den  beiden  Sfltzen  in  Abs.  2  des  Art.  78  gleichen,  über  blofs 
reglementariscbo  Bestimmangea  hiaans,  ioBofem  als  sie  Rechte 
der  Kantone  mit  Bezug  auf  die  Präsidentschaft  des  Stttudo- 
rates  beschranken.  Durch  die  beiden  Absätze  ist  ausgeschlossen: 
1.  dab  die  Pr&sidialbank  irgendwie  vom  gleichen  Kauton  besetzt 
werde,  nachdem  das  Jahr  zuvor  ein  Abgeordneter  dieses  Kantons 
als  Präsident  darauf  safs,  nnd  2.  dafs,  um  diesen  Ausscblufs  zu 
umgehen,  der  Vizepräsident  des  einen  Jahres  sich  im  folgenden 
Jahre  wieder  zum  Vizepräside  Uten  wählen  lasse  —  im  ganzen 
also  ist  die  Vertretung  eines  Kantons  auf  der  Präsidialbank  Über 
mehr  als  zwei  Jahre  ausgeschlossen.  Der  Ansscbluls  nach  beiden 
Seiten  ist  sachlich  der  gleiche  wie  in  Art.  78,  Aha.  2 ;  er  ist  aber 
nicht  gegen  die  Person  gerichtet  —  nicht  dagegen,  dafs  nicht 
die  gleiche  Person  mehr  als  zwei  Jahre  hintereinander  der 
Präsidentschaft  angebOre,  sondern  gegen  den  Kanton,  dafs  er 
nicht  mehr  als  zwei  Jahre  lang  hintereinander  in  der  PrSsident- 
Bchaft  vertreten  sei.  Daraus  folgt:  1,  einerseits  vermag  ein 
Wechsel  blofs  in  der  Person  der  betr.  Kantonsvertretnug  am 
Ausschlüsse  nichts  zu  ändern,  und  2.  andererseits  vermöchte  der 
Wechsel  des  Kantone  in  der  betr.  Person,  d.  b.  der  Fall,  wenn 
zwar  die  gleiche  Person ,  aber  fUr  einen  anderen  Kanton  in  der 
betr.  Präsidialstellung  aufträte,  den  Ausscblufs  der  Person  za 
verhindern. 


Artikel  8S. 

Dfe  Mitglieder  des  $t&nde»teB  werden  Ton  den  Kkntoaen  est* 
8ch&dl9t.  

Auch  hier  wie  beim  Nationalrate  wird  das  Recht  der  Ent- 
sch&digung  zDganatea  der  Kanunennitglieder  festgesetzt,  aber 
auf  Kosten  der  Kantone.  Die  Kantone  können  also  uicbt  nur 
die  Hitglieder  des  Standerates  eutscfaidigen,  sondern  sie  mllssen 
es.  Aber  nicht  nur  prinzipiell  ist  den  Kantonen  damit  die  Ent- 
Bchädigang  znr  Pflicht  gemacht,  sondern  anch  quantitativ  inso- 
fem  als  die  Entschädignng  in  solchem  Matse  zn  leisten  ist,  dnSa. 
speziell  was  die  Difiten  betrifft,  das  dadarch  festgesetzte  DiXten- 
system  seinen  Zweck  erfüllt,  nnd  das  ist  der:  es  einem  jeden 
ohne  Rücksicht  anf  sein  Vermögen  zu  ermt^Iicheu ,  ein  Mandat 
fttr  die  Bundesversammlung  anzauehmen.  Immerhin  haben  die 
Kantone  nur  die  Mitglieder  des  Ständerates  als  solche  bezw. 
für  die  Sitzungen  des  Rates  zu  entschAdigen;  die  Kommissionen 
des  Ständerates,  die  als  solche  besondere  Aufgaben  im  Interesse 
des  Bandes  zu  ISsen  haben  nnd  sofern  sie  anfser  der  Zeit  der 
Sitzungen  der  Bund  es  Versammlung  tagen,  bezieben  wie  die  Mit- 
glieder des  National rates  und  dessen  Kommissiouen  die  Ent- 
schädigung vom  Bund  nnd  nach  Mafsgabe  der  Bunde sgesetxgebung 
(vgl.  die  bezüglichen  Brlasse  in  der  Einleitung  zn  den  „finndes- 
behCrden"). 

C.  Befagnisse  der  BnndesTersammlimg. 

Dieser  Abschnitt  betrifft  die  beiden  Kammern  der  Bundes- 
versammlung zusammen,  also  die  Bundesversammlung  im  gaazeu. 
Er  behandelt  aber  nicht  bloEs,  wie  der  Titel  lautet,  die  Befug- 
nisse derselbeu  —  darauf  beziehen  sich  die  Art.  84  nnd  85  — 
sondern  auch  ihren  Geschäftsgang  (Art.  86—94).  —  Betr.  die 
Bestimmungen  Über  den  Geschäftsgang,  so  sind  die- 
selben nicht  alle  materiell  verfaasongsrechtl icher  oder  anch  nur 
gesetzgeberischer  Natur,  sondern  zum  Teil  blorse  Begtements- 
bestimmungen  (vgl-  oben  die  Einleitung  zu  „I.  Bundes  Versamm- 
lung"). 


Zweiter  Abschnitt:  BuDdesbehSrden,  Art.  84,  85.  503 

Artikel  »4. 

Der  XftUon^i^t  nnd  der  Ständerat  haben  alle  Gegenstände  tv 
behandeln,  welche  nach  Inhalt  der  gegenwärtigen  Terfassnng  in  die 
Kompetenz  des  Bundes  gehSren  snd  nicht  einer  andern  Bundes* 
behSrde  zogeschleden  sind. 

Der  Artikel  stellt  von  Tomherein  Nationalrat  nnd  Ständerat 
einander  gleich,  indem  er  fUr  beide  zusammen  den  zu  be- 
handelnden Geschäften  nach  die  gleichen  Befugnisse  vindiziert. 
Beide  Kammern  sind  also  in  den  G-BBchsrten  gleichberechtigt^ 
weder  hat  der  Nationalrat  eine  Prltrogative  (wie  etwa  das  eng- 
lische Unterhaus  betr.  das  Steuerbewilligungsrocht) ,  noch  der 
Ständerat  (wie  der  Senat  in  Nordamerika,  teils  fllr  sich,  teils  in 
Verbindang  mit  dem  PrSsidenteu  der  Union  solche  besitzt). 

Der  Artikel  enthält  eine  präsumtive  Bestimmung  zu- 
gnnsteD  der  Kompetenz  der  Bundesversammlung  im  Verhältnis 
zu  anderen  Bundesorganen,  aber  nur  im  Verhältnis  der  Bnndes- 
organe  unter  sich,  soweit  die  Kompetenz  des  Bundes  überhaupt 
feststeht.  £r  enthält  dagegen  keine  PrOsumtivbe Stimmung  zu- 
gunsten des  Bundes  gegenüber  den  Kantonen ;  darauf  bezieht  sich 
Art.  3  der  Bundesverfassung  und  im  umgekehrten  Sinne,  d.  h. 
in  dem  Sinne,  dafs  er  eine  Präsumtion  zugunsten  der  kantonalen 
Kompetenz  statuiert  (vgl.  zu  diesem  Artikel).  —  Diese  präsum- 
tive Bestimmang  zugunsten  der  Kompetenz  der  Bundesversamm- 
lung gilt  aber  nur  fttr  Geschäfte,  die  nach  allgemeinen  Grund- 
sätzen überhaupt  einer  gesetzgebenden  Behörde  zukommen, 
also  namentlich  Ar  Gesetzgebung,  Bndgetbewilligung  nnd  parla- 
mentarische Aufsicht,  nicht  auch  fht  die  Bundesverwaltung;  das 
ordentliche  Organ  der  Bandesverwaltnng  ist  der  Bundesrat,  und 
diesem  kommen  daher  alle  Geschäfte  der  Bundesverwaltung  zu,  so- 
weit nicht  umgekehrt  die  Bundesversammlung  oder  eine  andere 
Bnndesbehärde  dafUr  bestimmt  ist. 

ArtlKel  §5. 

Die  Gegenstände,  welche  in  den  Qeschäftskrels  beider  Bäte 
fallen,  sind  insbesondere  folgende: 

1,  Geselle  tlwr  die  Organisation  und  die  Wahlart  der  Bundes* 
behSrden. 

3.  Gesetze  nnd  Beschlüsse  Ober  diejenigen  Gegenstände,  zn 
deren  Begelung  der  Bund  nach  Safsgabe  der  BnndesTerfassnug  be- 
fugt ist. 
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9.  Besoldung  and  EntBch&dlgun;  der  Mltgrlleder  der  Budct- 
behörden  nad  der  Bandeskanilel;  Errlchtnn;  bleibender  Beamtnaren 
ind  Bestimmon;  Ihrer  behalte. 

4.  Wahl  des  Bandesrates,  des  Band Mf  erlebtes,  des  Eaazlers, 
sowie  des  Generals  der  eldKenOsslschen  Armee. 

Der  Bnndes^esetzgebnn;  bleibt  t  orbeli  alten ,  anch  die  \9T- 
nähme  oder  Best&tlganK  weiterer  Wahlen  der  BandegTerftammlan; 
za  Vbertranren. 

5.  Bündnisse  and  Verträge  mit  dem  AnsJande,  sowie  Ue  Qat- 
helfsnng  Ton  Tertri^en  der  Kantone  nnter  sich  oder  mit  drfm  X*t- 
lande.  Solclie  Tertr&gie  der  Kantone  geloagen  Jedoch  aar  dann  an 
die  BnndeBTersunmlnng,  wenn  Tom  Bundesrat  oder  einem  anden 
Kanton  Einsprache  erhoben  wird. 

4.  Hatoefeln  fflr  die  (oTBere  Sicherheit,  fOr  Behanptnnff  der 
Vnabh&ngrigkelt  and  Neatrallt&t  der  Schweiz,  Krtegserkl Kranken  and 
Frie  densschlflsse, 

I.  Garantie  der  Terfassaagen  and  des  Gebietes  der  Eaatone; 
Interrention  Infolge  der  Garantie;  Maßregeln  fBr  die  innere  Sicher- 
heit, fBr  Uandhabang  Ton  Rahe  and  Ordnung;  Amnestie  und  Be- 
gnadlgrung. 

8,  Mahregeln,  welche  die  Hondhabniig  der  BandesTerfassang, 
die  Garantie  der  KantonalTerfassnngen ,  die  ErfBIlonf  der  bände»- 
m&I^igen  Terpfllchtnngen  znm  Zwecke  haben. 

H.   Verfügungen  Ober  das  Bandesheer. 

10.  Aafstellnng  des  Jährlichen  Toranschlages  and  Abnahme 
der  Staatgrechnnng,  sowie  Beschlösse  Ober  Aufnahme  Ton  Anlehea. 

11.  Die  Oberanfslcht  Ober  die  eldgenSsslsche  Verwaltung  nnd 
Bechtspflege. 

li.  Beschwerden  gegen  Entscheidungen  des  Bundesrates  Ober 
AdminlBtratiTstreltlgkelten  (Art.  118). 

IS.  KÖmpetenEstreitlgkelteo  zwischen  BundesbehSrden. 
14.  BeTlsloD  der  BandesTerfassung. 


Im  ganzen  genommen  enthttlt  der  Artikel  im  Gegensatz  an 
Art.  84  die  enunziative  oder  enumeratiTe  Bezeichnung  der 
der  Bundesversammlung  zukommenden  Geschäfte  —  aber  ohne 
damit  den  Kreis  dieser  GeschKfte  zu  erschöpfen.  Das  letztere 
kann  der  Artikel  nicht,  weil  der  Bundesversammlung  nach  Art.  84 
auch  weitere  Geschäfte  pr&sumtiv  zufallen ,  und  das  will  der 
Artikel  auch  nicht,  weil  er  selbst  ausdrücklich  nur  diejenigen 
Gescbilfte    aufzählt,    die    „insbesondere"    der   Bundesverflammlung 


Zveiter  Abachnitt:  BondeebehSiden,  Art.  85.  605 

Im  einzelnen  iet  zur  AnfzKhlnng  der  OescfaKfte  Mgaadfis  zu 
bemerken. 

Ziff.  I  a.  2  enthalten  die  Kompetenz  zu  Gesetzen  und  gesetz- 
geberischen Beschlüssen,  die  Hanptanfgabe  der  gesetzgebenden 
Behörde.  —  Ziff.  2  speziell  schliefst  den  Grundsatz  in  sich,  dafs 
die  AasfUbrung  der  Buudes Verfassung  dem  Wege  der  Gesetzgebung 
oder  des  Bandesbeschlusses  vorbehalten  ist  und  nicht  direkt  durch 
den  Bundesrat  auf  dem  VerordnungBwege  erfolgen  kann. 

Ziff.  3>  Dieser  Satz  unterscheidet  sich  von  dem  vorigen  nach 
Gegenstand  und  Art  der  Kompetenz.  1.  Dem  Gegenstände  nach 
betrifft  der  Satz  in  seinem  ersten  Teile  die  fiundesbe  bfirdeo, 
inbe^ifien  die  Bundeskanzlei,  wie  Ziff.  1,  aber  nur  die  Be- 
soldung und  Entschädigung,  wShrend  Ziff.  1  die  Organi- 
sation und  Wahlart  betrifft.  In  seinem  zweiten  Teile  dagegen 
betrifft  der  Satz  nicht  die  „Bundesbebörden",  sondern  die  „Be- 
amtungen",  d.h. die  Subaltembeamten  des  Bundes,  diejenigen 
BundesbebOrden ,  die  in  der  Bundesverfassung  selbst  nicht  vor- 
gesehen sind ;  die  Beamtnngen  aber  betrifft  er  in  jeder  Beziehung, 
nicht  nur  im  Gehalte,  sondern  auch  und  von  vornherein  in  ihrer  Er- 
richtung. —  2.  Auch  die  Art  der  Kompetenz  ist  anders  und  zwar 
geringer  als  die  in  Ziff.  1  und  bezw,  2.  Die  Festsetzung  der  ge- 
nannten Gegenstände  ist  allerdings  ebenfalls  der  Bundesversammlung 
vorbehalten,  aber,  weil  sie  nicht  speziell  dem  Wege  der  Gesetzgebung 
und  des  gesetzgeberischen  Beschlusses  wie  die  Gegenstände  unter 
Ziff.  1  und  bezw.  2  vorbehalten  ist,  so  kann  sie  statt  dessen  auf 
dem  Wege  des  Budgetrechtes  und  insofern  durch  blorsen  Ver- 
waltungsbeschlufB  bezw.  einfacb  in  Verbindung  mit  einem 
solchen  erfolgen  (vgl.  unten  zu  Ziff.  10).  Es  gentigt  also  bei  den 
Bundesbehßrden  wenigstens  für  die  Festsetzung  von  Besoldung 
und  Entschädigung  und  bei  den  subalternen  Bundesbeamtungen 
Überhaupt,  selbst  für  deren  Errichtung,  statt  des  Gesetzes  oder 
gesetzgeberischen  Beschlusses  ein  blofser  Verwaltnngsbeschtufs. 

Ziff.  4  betrifft  das  Wahlrecht.  Zu  den  von  der  Bundes- 
verfassung selbst  als  Gegenstand  der  Bundesversammlung  bezeich- 
neten Wahlen  gehörte  nach  der  früheren  Bundesverfassung  (Art.  74, 
Abs.  3)  noch  die  Wahl  der  „eidgenöBsischen  Repräsea- 
tanten",  d,  h,  der  Gesandten,  die  aber  nie  von  der  Bundes- 
versammlung vorgenommen,  sondern  immer  dem  Bundesrat  Über- 
lassen  wurde,   zu   dessen   Kompetenzen   sie   nach   der   früheren 
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BundeHverfasBDng  (Art.  90,  Zi£F.  6,  Abs.  2)  nicht  weniger  als  m 
denjenigen  der  BundeSTersammlung  zu  gebttren  schien. 

Die  Band  es  Versammlung  ist  aber  nicht  auf  die  in  der 
Bundesverfassung  bezeichneten  Wahlen  beschränkt,  sondern  es 
kOnaeu  ihr  durch  die  Bundesgesetzgebung  noch  andere  nbertra^n 
werden.  Immerhin  hat  sie  nur  diejenigen  Wahlen  zn  treffen,  die 
ihr  durch  Bundesverfassung  oder  Bundesgesetz  ausdrücklich  vor- 
behalten sind  —  die  Bundesversammlung  ist  also  nicht  prX- 
B  n  m  t  i  V  e  WahlbehOrde,  vielmehr  ist  das  der  Bundesrat  (vgl.  Art 
102,  Ziff.  6). 

ZilT.  5  n.  6  betreffen  die  sog.  aasw&rtige  Verwaltung, 
Ziff.  5  betrifft  die  internationalen  und  interkantonalen  Vertrage, 
wovon  zu  Art.  7  und  S  die  Rede  war;  Ziff.  6  dagegen  betrifft 
Verwaltungsmafsnahmen  gegen  answ&rts,  aber  im  Ernst- 
fälle. 

In  Sachen  der  ausländischen  Beziehungen  speziell  ver- 
teilt eich  die  Kompetenz  zwischen  Bundesversammlung  und  Bundes- 
rat so:  der  Bundesversammlung  sind  vorbehalten  Aufstellung  des 
Vertragsrechtes,  sozusagen  die  äufsere  Gesetzgebung,  und  Ver- 
waltungsmafsnahmen im  Ernstfall.  Dagegen  steht  die  sonatige 
auswärtige  Verwaltung,  die  Verwaltung  in  Frieden szeiten ,  also 
die  ordentliche  Verwaltung,  beim  Bundesrate.  Zur  letzteren,  also 
zur  Kompetenz  des  Bundesrates,  gehflrt  auch  die  „Anerkennung 
auswärtiger  Staaten  und  Regierungen",  die  in  der  Bundesverfassung 
von  1848  (Art  74,  Ziff.  4)  der  Bundesversammlung  vorbehalten 
war.  —  In  den  der  Bundesversammlung  vorbehaltenen  beiden 
Arten  von  Oeschtlften  der  auswärtigen  Verwaltung  kommt  dem 
Bundesrat  immerhin  Mitwirkung  zu,  nämlich  Vorbereitung  und 
Vollziehung, 

Ziff.  7  n,  8  betreffen,  im  Gegensatze  zu  Ziff.  5  und  6,  die 
inneren  Angelegenheiten  der  Schweiz,  und  zwar:  Ziff.  7  An- 
gel^enheiten  und  Rechte  der  Kantone  und  BUrger,  speziell  die 
Intervention;  Ziff.  8  dagegen  Angelegenheiten  bezw.  Aufgaben 
des  Bundes  als  solchen,  speziell  die  Exekution,  Über  Inter- 
vention und  Exekution  vgl.  zu  Art.  16. 

Betr.  die  Amnestie  speziell.  Nach  Ziff.  7  gehört  zu  den 
Gegenständen,  welche  in  den  Geschäftskreis  der  Bundesversamm- 
lung fallen,  Amnestie  wie  Begnadigung.  In  dieser  Bestimmung  flir 
sich  liegt  also  eine  blofse  Kompetenzbe Stimmung,  dafs,  soweit  es  eine 
Amnestie  wie  eine  Begnadigung  gebe,  dieselbe  von  der  Bundes- 
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Versammlung  erteilt  werde.  WKhTend  aber  die  Begnadigang  in 
den  eidgenÖBHischen  Strafprozersgesetzbitchern,  in  der  MilitSrstraf- 
gerichtBordnnng  (V,  ALschn.,  Art.  214—217;  B.G.XI,  319)  und  in 
der  (zivilen)  BundesstriifrechUpflege  (IX.  Titel,  Art.  169—174:  B.Q. 
2^784)  materiell  geordnet  ist,  steht  von  der  Amnestie  in  derselben  kein 
Wort.  Bestebt  also  materiell  gar  kein  Amnestierecht  und  ist  die  be- 
zttglicbe  Bestimmung  in  Ziff.  7  d«s  Art.  85  der  BandeBver&sanng  leere 
Eompetenzbestimmung  ?  Oder  in  welchen  FXlIeu  kana  die  Bnndes- 
vereammlnng  von  ihrer  Kompetenz  Gebrauch  machen  ?  Die  Frage 
bat  sich  nenestens  im  Gefolge  dea  Genfer  Streikes  vom  Oktober  1902 
wieder  erhoben.  Dem  Truppen anfgebote  zur  Unterdrückung  des 
infolge  des  Streikes  ausgebrochenen  Aufstaudes  war  eine  Anzahl 
Militärpflichtiger  aus  Sympathie  fUr  die  Streikenden  nicht  gefolgt 
und  daher  wegen  Ansreilsens  militärgerichtlich  verurteilt  worden, 
worauf  durch  eine  Massen petition  die  Bundesversammlung  um 
Amnestie  der  Verurteilten  ersucht  wurde.  Bei  Erwägung  des  Ge- 
suches fragte  es  sich  speziell,  ob  eine  Amnedtie  anch  für  mili- 
tärische Vergehen  und  auch  nach  der  Verurteilung  zulässig  sei. 
Auf  den  Bericht  des  Bundesrates  an  die  Bundesversammlung  wurde 
das  Gesuch  abgewiesen  (vgl.  B.B.  1902,  V,  867,  949).  In  seinem 
Berichte  verneinte  der  Bundesrat  beide  Fragen  —  beides  mit  Unrecht, 
und  auch  sonst  und  im  ganzen  ist  die  Beurteilung  des  Gesuches 
unrichtig,  weil  sie  auf  einem  ganz  schiefen  Boden  steht.  Die 
Militärstrafgerichtsordnung  sehe,  wie  oben  festgestellt  ist,  gar 
keine  Amnestie  vor  und  daher  sei  bei  militärstrafgerichtlichen 
Verurteilungen  Amnestie  ausgeschlossen.  In  der  zivilen  Bundes- 
strafrechtspflege ist,  wie  ebenfalls  oben  festgestellt  wurde,  auch 
keine  Amnestie  vorgesehen  —  dann  ^be  es  also  Überhaupt  keine 
Amnestie  im  Bund  und  wäre  die  bezügliche  Eompetenzbe Stimmung 
in  Ziff.  7  des  Art.  85  der  Bundesverfassung  inhaltslos.  Immerhin 
soll  es  auch  in  Militärstrafsachen  nach  der  „Auffassung  des  Ge- 
setzgebers" eine  Amnestie  geben,  aber  nur  vor  ergangenem  Ur- 
teile, nachher  nur  noch  eine  Begnadigung.  Wenn  aber  die  Am- 
nestie nach  ergangenem  Urteile  nicht  bestehen  kann  aus  Mangel 
an  einer  gesetzlichen  Bestimmung,  so  kann  sie  also  nicht  bestehen 
ohne  gesetzliche  Bestimmung;  dann  aber  könnte  sie  auch  nicht 
vor  ergangenem  Urteile  bestehen ,  weil  es  Überhaupt  an  einer 
gesetzlichen,  materiell  gesetzlichen  Bestimmung  betr.  die  Amnestie 
gebricht.  Nein,  die  Sache  ist  vielmehr  die:  die  Begnadigung  ist 
wohl  eine  Sache  des  Rechtes  und  daher  im  Rechte  selbst,  in  der 
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Geeetzgebang  vorgesehen  und  besteht  auch  uur  bo  irett,  als  sie  vom 
Gesetze  voi^sehen  ist.  Die  Amnestie  dagegen  ist  gar  keine  Sache 
des  Rechtes  —  das  ist  der  falsche  Boden,  auf  den  man  sie  gleich 
der  Begnadignag  stellen  will  und  auf  den  sie  nicht  pafst;  sondern 
sie  ist  eine  Sache  lediglich  der  Politik,  ein  Ausflufs  des  sog.  Not- 
rechtes des  Staates,  das  gar  kein  Kecht  ist,  sondern  der  Grand 
hnberer  Zweckmälaigkeit  (vgl.  m.  Politik  S.  47).  Wenn  nnd  soireit 
«s  das  StaatswobI  verlangt,  speziell  die  innere  wie  di«  Sufsere 
Sicherheit,  so  kann  der  Staat  wie  vom  Notrecbt  auch  von  der  Am- 
nestie Gebrauch  machen.  Die  Amnestie  erfolgt  also  im  Interesse 
des  Staates  selbst,  die  Begnadigung  dagegen  im  Interesse  des  Ver- 
urteilten,  mit  BUcksicht  speziell  darauf,  dafs  die  Strafe  fUr  den 
Verurteilten  zu  hart  erscheint,  und  dieser  Grund  der  Amnestie 
zeigt,  dafs  von  ihr  in  jedem  Fall  und  zn  jeder  Zeit,  wo  der  Qmnd 
vorhanden  ist,  Gebrauch  gemacht  werden  kann.  Speziell  auch 
nach  wie  vor  der  Verurteilung;  in  specie  fragte  es  sich  diesfalls 
nur,  ob  durch  die  Verurteilung  die  Sfieatliche  Meinung  in  einer 
Weise  angebracht  worden  sei,  dafs  die  Amnestie,  um  einem 
weiteren  Aufstände  vorzubeagen,  ratsam  erscheine ,  nnd  die  Am- 
nestie konnte  gerade  erst  nach  der  Verurteilung  nötig  erscheinen: 
es  w&re  möglich  gewesen,  dafs  die  Sffentlicbe  Meinung  erst  ruhig 
das  Urteil  abgewartet  hKtte,  in  sicherer  Gewartigung  eines  Frei- 
spruches,  um  dann  nachher,  nachdem  sie  sich  getäuscht  sah,  um 
so  heftiger  loszubrechen.  Aus  dem  gleichen  Grunde  kommt  es 
denn  auch  bei  der  Amnestie  auf  keine  Aktivlegitimation  zn  einem 
bezüglichen  Gesuche  an:  es  ist  ganz  gleich,  ob  andere  oder  der 
Verurteilte  ein  bezügliches  Gesuch  einreichen,  um  so  mehr  als  es 
auf  ein  Gesuch  gar  nicht  ankommt,  wo  das  Staats  Interesse  auf 
dem  Spiele  steht,  und  ist  dies  nicht  der  Fall,  so  fehlt  flherhanpt 
der  Grund  zur  Amnestie.  Ebenso  war  es  unrichtig  vom  Bundes- 
rate bei  der  Frage,  ob  sich  die  Amnestie  empfehle,  Erwägungen 
über  die  HHrte  oder  Milde  des  Urteiles  und  anderes  dergleichen 
anzustellen  —  alles  von  dem  schiefen  Boden  aus,  als  handele  es 
sich  wie  bei  der  Begnadigung  um  den  Verurteilten.  Nein ,  es 
handelt  sich  bei  der  Amnestie  um  den  Staat  und  nur  um  ihn, 
darum,  ob  das  Interesse  des  Staates,  im  speziellen  Falle  das  Interesse 
der  öffentlichen  Ruhe  und  Ordnung,  die  Amnestie  verlangt  oder 
nicht.  Von  diesem  Standpunkte  der  Beurteilung  des  Falles  aus 
erscheint  der  Bericht  des  Bundesrates  sozusagen  von  Ä — Z  ver- 
schoben. —  Die  Amnestie  bedarf  also  keiner  materiellen  Gresetzes- 
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beatiromuDg,  am  anagettbt  werden  zu  kSnnen,  weil  aie  als  An- 
wendang  des  Notrechtea  dem  Staate  ohne  weiteres  zukommt;  ja 
ee  bedurfte  für  sie  nicht  eiumal  einer  formellen  Kompetenz- 
bestimmnng  in  der  VerfasBung,  ineofem  als  sie  als  htfchste  Hacht- 
Hnfsening  präsumtiv  auch  dem  höchsten  Oi^ane  des  Staates  vor- 
behalten ist. 

Ziff.  9.  Unter  .Verfügung"  ist  hier  wie  in  Art.  19,  Abs,  2, 
die  Verfügung  im  Ernstfall,  also  das  Aufgebot  des  Heeres  ver- 
standen. Die  VerfUgu&g  im  Ernstfälle  steht  also  bei  der  Bundes- 
versammlung und  nur  ausnahmsweise  bezw.  vorlSufig  beim  Bundes- 
rate, wahrend  die  sonstige  HilitHrverwaltung  ordentlicherweise  Sache 
des  Bundesrates  ist  (vgl.  Art.  102,  Ziff.  11  u.  12).  Es  verhält  sich 
in  dieser  Beziehung  mit  der  Verteilung  der  Kompetenz  zwischen 
Z^egislative  und  Exekutive  beim  UilitAr  ähnlich  wie  bei  der  aus- 
wärtigen Verwaltung.  —  „Bundesheer"  aber  umfaTst  nicht  nur 
das  Bundesheer  im  engeren  und  eigentlichen  Sinne,  sondern  auch 
die  nach  Art,  19,  Abs.  S,  „nicht  in  das  Bnndesheer  eingeteilt« 
Mannschaft  und  alle  übrigen  Streitmittel  der  Kantone"  ,  Über 
welche  der  Bund  in  Zeiten  der  Gefahr  auch  das  VerfUgnngarecht, 
ja  das  auBSchliefsliche  und  unmittelbare  Verfttgungsrecht  besitzt 
(vgl.  zu  Art.  19),  so  dafs  die  VerfUgung  auch  flher  diese  weiteren 
StreitkrS^  bei  der  Bundesversammlung  steht,  um  so  mehr  als  e» 
AU fserord entliche  Streitkräfte  sind  und  nur  in  auberordentlichea 
Zeiten  zur  Verwendung  kommen,  also  nach  diesen  beiden  Seiten 
nm  so  weniger  Gegenstand  der  ordentlichen  Militärverwaltung,, 
bezw.  der  Kompetenz  des  Bundesrates  bilden. 

Ziff.  10  betrifft  das  Budgetrecht  im  subjektiven  Sinne,  d.  h, 
das  Bndgetbewillignngerecht ,  nebst  Rechnungsabnahme  und  Be- 
willigung zur  Aufnahme  von  Anleihen. 

Betr.  das  Bndgfltrecht  speziell  ist  seit  der  Erwerbung  von 
Eisenbabnen  durch  den  Band  in  Frage  gekommen,  ob  diesen  gegen- 
über die  Bundesversammlung  das  gleiche  Budgetrecht  besitze  wie- 
sonst.  Es  fragt  sich  daher  zuntUshst,  was  das  sonstige  Bndgetrecht 
der  Bnndesversammlang  ist  und  worin  es  besteht. 

1.  Das  Budgetrecht  der  Bnudesversammlnng 
im  allgemeinen.  Es  wird  durch  Ziffer  10  des  Art  85 
der  Bundesverfassung  bestimmt,  und  in  dieser  Beziehung  ist  zn 
konstatieren ,  dab  diese  Bestimmung  nichts  Besonderes  enthalt, 
wodurch  sich  das  Budgetrecht  der  schweizerischen  Bundesversamm- 
lung von  demjenigen  anderer  gesetzgebenden  Behörden  unterschiede.. 
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Es  kommt  also  auf  die  allgemeinen  Grundaatze  betr.  Bndgetrecbt 
an.  a)  Organisch,  dem  erlassenden  Oi^n  nacb,  ist  Badget  ein 
formelles  Oesete,  d.  h.  eine  Anordnung,  die  nur  durch  einen 
Beschlurs  der  gesetzgebenden  Behörde  zustande  kommt.  Die  An- 
ordnting  mag,  wie  es  meistens  bei  Beschlüssen  der  geset^ebenden 
Behörde  der  Fall  ist,  von  der  Kegierung  vorbereitet  und  vor- 
geschlagen sein  —  formelles  Gesetz  wird  sie  erst  durch  den  Be- 
schlufs  der  gesetzgebenden  Behörde.  So  beim  Budget:  es  wird 
von  der  Regierung  entworfen  und  der  gesetzgebenden  Behörde 
vorgelegt;  aber  erst  durch  deren  Bescbluk  wird  es  perfekt  Nicht 
anders  ist  es  mit  der  Au&tellung  des  jährlichen  Voranschlages 
laut  Art.  85,  Ziff.  10  der  Bundesverfassung.  Damit  ist  nicht  die 
Eutwerfung  des  Voranschlages,  die  nach  Art.  102,  Ziff.  14,  dem 
Bundesrat  zukommt,  gemeint,  sondern  die  Erhebung  dea  ent- 
worfenen Voranschlages  zum  BeschlnsBe  der  Bundesversammlong, 
kurz  die  Beschlie  fsn  ng  des  Voranschlages  durch  die  Bnndes- 
versammlnng.  —  h)  Inhaltlich  ist  der  Budgetfaeschlnfs  in  der  Begel 
einVerwaltungsbeschlufs,  d.  h.  ein  Beschlufe  bestehend  in  der 
Anwendung  materieller  Gesetze  oder  allgemeiner  Rechtsnormen, 
so  von  ;  Besoldungsgesetzen,  Verwaltungsgesetzen  (betr.  Wasserbau- 
nnd  Forstpolizei,  Fischerei  und  Jagd  usw.)  und  Recbtspflegegeeetzeit. 
Und  die  Anwendung  besteht  teils  einfach  in  der  Übertragung  ge- 
setzlicher Bestimmungen  in  das  Budget  (so  namentlich  von  fixen 
Besoldungs  an  Sätzen)  oder  in  der  Ahsch&tzong  von  Einnahmen  oder 
Ausgaben,  welche  durch  die  Ausführung  von  Gesetzen  (Steuer- 
bezw.  Zollgesets,  Wasserhau-  und  Forstpolizeigesetz  usw.)  bedingt 
werden.  Dafs  im  erstereu  Falle,  wo  es  sich  um  die  Anwendung 
fixer  gesetzlichen  Geldansätze  handelt,  die  gesetzgebende  Behtfrde 
dieselben  bei  der  Anwendung  bezw,  Übertragung  ins  Budget  nicht 
abändern  kann,  versteht  sich;  eine  ganz  andere  Frage  aber  ist, 
ob  sie  die  Anwendung  bezw.  Übertragung  derselben  ins  Budget 
überhaupt  vornehmen  mafs.  Auch  bei  dieser  Frage  ist  wieder 
zu  unterscheiden:  der  gesetzlichen  Bestimmung  die  Anwendung 
zu  versagen,  in  der  Meinung  sie  damit  aufzuheben,  dazu  erscheint 
die  gesetzgebende  BehOrde  beim  Budgetbeschlufs  nicht  berechtigt; 
wohl  aber  kann  sie  die  Anwendung  sistieren,  wie  die  eines 
jeden  Gesetzes  aus  Gründen  höherer  Zweckmärsigkeit  (Staatsnot- 
recht), und  insofern  erscheint  selbst  bei  gesetzlichen  und  fixen 
gesetzlichen  Gel d ausätzen ,  um  überhaupt  angewendet  werden  zu 
dürfen,  die  Aufstelluug  im  Budget  notwendig  —  insofern  als  erst 
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mit  der  AnfetelluDg  im  Budget  dargetan  ist,  dafs  der  ÄnTrendnng 
nichts  entgegenstehe  seitens  der  gesetzgebenden  Behörde,  bezw.  dafn 
diese  von  ihrem  Sistiernngsrechte  keinen  Gebraach  mache.  Das 
Budget  ist  also  ftir  alle  Einnahmen  nnd  Auegaben, 
um  ttberhanpt  effektniert  werden  zn  können,  die 
notwendige  Bedingung.  —  Ausnahmsweise  kann  die  Auf- 
stellung im  Budget  nicht  nnr  VerwaUnngsbeschlufs,  sondern  gesetz- 
^berischer  Beschlnfs,  materielles  Gesetz  sein.  Dann,  wenn 
die  gesetzgebende  BehOrde  zur  Aufstellnag  beztlgltcher  Normen 
im  Bndgetwege  berechtigt  ist,  wie  das  bei  der  Bundesversammlung 
mit  Bezog  auf  Besoldungen  von  BundeebehCrdeu  und  sogar  mit 
Bezug  auf  Errichtung  von  Beamtungen  nach  ZJIf.  9  von  Art.  85 
der  Bundesverfassung  der  Fall  ist  (vgl,  oben  zu  dieser  Ziff.). 

2.  Das  Budgetrecht  der  Bundesversammlung 
nach  dem  Bundesbabngesetz  (d.  b.  nach  dem  Bnndes- 
gesetz  betreffend  die  Erwerbung  und  den  Betrieb  von  Eisen- 
bahnen  fUr  Rechnung  des  Bundes  new. ,  vom  Ih.  X.  ]  897 ;  vgl. 
oben  zu  Art.  26).  Die  Erörterung  der  Frage  ist  veranUrst  worden 
durch  ein  Postulat  der  Bundesversammlung  an  den  Bundesrat, 
„der  finudesveTsammlung  Bericht  nnd  Antrag  zu  unterbreiten 
über  die  Art  und  Weise,  wie  dieselbe  das  Genehm igungsrecht 
des  Budgets  der  Bundesbahnen  ausfifaen  wird".  Vgl.  den  Bericht 
und  Antrag  des  Bundesrates:  B.B.  1902,  m,  821;  dazu  Bericht 
und  Antrag  der  ständerStlichen  Eommtssioa:  ibid.  IV,  36S,  und 
der  nationalrätlichen  Kommission:  1.  c.  V,  727.  —  a)  Zunächst 
die  Vorfrage  nach  der  Rechtsstellung  der  Bundesbahnen. 
Es  ist  zu  unterscheiden  zwischen  der  Frage  der  Verwaltung  nnd 
■der  Frage  nach  einem  besonderen  Rechtssubjekt.  Nach  der 
«rsteren  Seite  kommen  folgende  Bestimmungen  in  Betracht.  Das 
Rechnungswesen  der  Bundesbahnen  ist  vom  Übrigen  Rechnungs- 
wesen des  Bundes  getrennt  zu  halten  (Art.  8  des  Bundesbahn- 
gesetzes),  und  die  Verwaltung  der  Bundesbahnen  bildet  eine  be- 
sondere Abteilung  der  Bundesverwaltung  (Art.  12);  die  Ober- 
leitung der  Verwaltung  kommt  der  Bundesversammlung  und  dem 
Bundesrate  zu  (Art.  13),  die  Verwaltung  hat  aber  ihre  besonderen 
Organe  (Verwaltungsrat,  Generaldirektion,  Kreiseisen  bahn  rate, 
Kreisdirektionen:  Art  15).  Danach  besitzen  die  Bundesbahnen 
zwar  einen  eigenen  Verwaltungsorganismus,  sind  aber  vom  Bundes- 
rate nicht  völlig  losgelöst,  so  daXs  sie  direkt  unter  der  Bundes- 
Tersammlnng    und    nur   unter    dieser    standen,    wie    etwa  in    den 
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KantonfiD  di«  EantonBlbanken  unmittelbar  aater  dem  Kantoosnt 
Bteben.  Und  zwar  Bteben  die  Bundesbabuen  unter  dem  Bandes- 
rate  nicht  nnr  wie  Privatbahnen  nach  Uafsgabe  des  allgemeineik 
EiBenbahngesetzeB,  sondern  als  Bnndesbabnen ,  als  dem  Bande 
gehörende  Eisenbabnen ,  insoferD,  ala  der  Bundesrat  die  rer- 
waltangBrnfifBige  Oberaafsicht  Über  sie  (betr.  Jahresbndget,  Jahres- 
rechnnng  und  OescbHftsbericbt)  and  die  gesetzgeberischen  Kom- 
petenzen (Initiative  betr.  Biindeababngesetzgebang ,  allgemeines 
Verordnnngsrecht  betr.  die  Bandesbahnen)  besitzt  und  die  Bandes- 
babnen  in  dienen  Beziehungen  wie  die  Zweige  seiner  eigenen 
Verwaltung  vor  der  BnndesveTsammlnng  vertritt.  Es  ist  daher 
unrichtig,  „dafs  die  Bundesbahnen  wohl  einen  Teil  der  Bundes- 
verwaltung, nicht  aber  der  bnndesratlichen  Verwaltung  bilden" 
(Beriebt  der  stAnderKllicben  Kommiasion).  —  Noch  weuiger  bilden 
die  BnudeBbabnen  ein  eigenes  Rechtssubjekt.  Durch  den  Umstand, 
dafs  sie  im  bezeichneten  Sinne  unter  der  Verwaltung  des  Bnndes- 
ratea  stehen,  ist  zwar  nicht  ausgeschlossen,  dals  sie  ein  eigenes 
Rechtssubjekt,  eine  Vermttgensmasse  (Üt  sich  bilden  könnten;  im 
Gegenteil  könnten  sie  ganz  unter  der  Verwaltung  des  Bundes- 
rates stehen  wie  jeder  andere  Zweig  der  Bundes  Verwaltung  und 
doch  ein  eigenes  Rechtssnbjekt  bilden;  ein  Beispiel  dafllr  haben 
wir  wieder  in  den  Kantonen :  an  den  kantonalen  Braudasseknranz- 
anstalten.  Aber  das  Vermögen  der  Bundesbahnen  rUhrt  nicht 
nur  vom  Bunde  her,  sondern  gehört  ihm  auch,  bildet  eine  blofoe 
statio  fisci,  wenn  auch  deren  Verwaltung  eine  besondere  ist;  von 
einer  „Stiftung"  als  einer  eigenen  Vermtigensmasse,  mit  eigenem 
Rechtesubjekte  (commnnio  rerum)  kann  also  wieder  keine  Bede 
sein  (Bericht  der  stand erfitli eben  Kommission).  —  Im  Verhiltnie 
zur  Bundesversammlung  jedenfalls,  auf  das  es  hier  ankommt, 
nehmen  die  Bundesbahnen  die  gleiche  Rechtsstellung  ein  wie 
jede  andere  Abteilung  der  Bundesverwaltung,  und  daher  ist  auch 
das  Bndgetrecht  der  Bundesversammlung  ihnen  gegenüber  an  sich 
das  gleiche.  —  b)  Die  „Genehmigung"  des  Jabresbudgets 
durch  die  Bandesversammlung ,  wie  es  im  Art.  13  des  Bundes- 
bahngesetzes  heirst.  Bedingt  oder  gestattet  aber  die  Verschieden- 
heit dieses  Ausdruckes  vom  Ausdruck  „Aufstellung'  des  jBhr- 
liehen  Voranschlages  in  Ziffer  10  des  Art.  85  der  Bundesver- 
fassung, das  Bundesbahnenbudget  anders  als  das  übrige  Bnndes- 
budget  zu  behandeln  V  Das  ist  die  Frage.  Es  ist  znntlchst  an 
konstatieren,  dals  die  Bestimmung  betr.  „Genebmigui^;''  eine  ge- 
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vOhnliclie  GesetzesbestimmuDg  iat.  Zwar  bildet  das  Bnodeabahn- 
gesetz,  ID  der  sie  entbalten  ist,  eine  Anwendung  speziell  vom 
Art.  23  der  Bundes  Verfassung  (vgl.  zu  diesem  Art.);  in  diesem 
Artikel  stebt  aber  von  einer  solchen  Bestiinmiing  bei  weitem 
nichts,  also  ist  die  Bestimmung  selbst  nicht  verfassungsrechtlich. 
Wenn  sie  daher  einen  anderen  Sinn  haben  sollte  als  „Feststellung", 
60  kflnnte  sie  ihn  nicht  haben,  weil  sie  als  gewöhnliche  Gesetzes- 
bestimmuDg  der  verfassungsrechtlichen  Bestimmung  betr.  „Fest- 
stellung" von  vomherein  nicht  derogieren  kann.  Jene  Bestimmting 
hat  aber  auch  keinen  anderen  Sinn  als  diese.  Das  ist  geschicht- 
lich, nach  Seiten  der  Entstehnng  des  Ausdruckes  „Genehmigung", 
im  Berichte  der  national  Tätlichen  Kommission  nachgewiesen,  der 
sich  auch  durch  Klarheit  tind  Einfachheit  der  Sprache  aus- 
zeichnet. Es  gilt  aber  auch  dogmatisch.  Vulgär  ist  die  „Auf- 
stellung"  des  jfihrlichen  Voranschlages  auch  sonst,  nicht  nur  bei 
den  Bundesbahnen ,  eine  blofse  „Genehmignng" ,  bezw.  Nicht- 
genehmignug,  insofern  nämlich,  als  die  eigentliche  Bndgetarbeit 
Sache  der  Exekutive  ist  und  in  einem  anderen  Sinne  als  die 
Gesetsesarbeit,  die  im  Parlament«  vielfach  ganz  aufs  neue  vor- 
genommen wird.  Die  Mitwirkung  des  Parlaments  beim  Budget 
heifst  auch  sonst  B adgetbe willigung ,  und  Bewilligung  bezeichnet 
wie  Genehmigung  nicht  den  Akt  selbst,  sondern  die  Znstimmung 
zn  dem  Akte,  zu  dem  vorzunehmenden  oder  bereits  voi^nommenen 
Akte.  Bei  den  Bundesbahnen  aber  ist  die  „Aufstellung"  des 
Budgets  tatsächlich  um  so  mehr  blofse  „Genehmigung",  als  das- 
selbe einen  besonderen  Instanzenzug  durchmacht,  bevor  es  nur 
in  die  Hand  des  Bundesrates  gelangt.  Aber  nar  tatsächlich; 
rechtlich  ist  „Genehmigung"  nichts  anderes  und  kann  nichts 
anderes  sein  als  „Aafstellang",  die  als  Bestimmung  der  Bundes- 
verfassung und  einzige  bezügliche  Bestimmung  fUr  alles  Budget- 
recht der  Bundesversammlung  gilt.  —  c)  Aach  die  Wirkung 
des  Bndgetbescblusses  der  Band  es  Versammlung  kann  bei  den 
Bundesbahnen  keine  geringere  sein  als  fUr  die  übrige  Bundes- 
verwaltang.  Das  ist  noch  speziell  zn  bemerken  gegenttber  der 
Botschaft  des  Bundesrates  an  die  Bundesvarsaminlung  hetr.  den 
Voranschlag  der  schweizerischen  Bundesbahnen  für  das  Jahr  1908 
(B3.  1902,  TV,  904).  Der  Bundesrat  erklärt  darin:  er  behalte 
sich  vor,  als  Aufsichtshebörde  tlber  die  Eisenbahnen  im  all- 
gemeinen im  Laufe  des  Budgetjahres  von  den  Bundesbahnen  auch 
solche  Leistungen    zu    verlangen,    die    im  Budget  noch  nicht  be- 
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rllcksirhtigt  seien,  und  dss  dtlrfe  er,  denu:  „Das  von  d«r  Bnndes- 
verBammlnng  genehmigte  Badget  der  BundesbAhnen  sei  fflr  das 
Eieenbabniiepftrtement  ebfinaowenig  verbindlich,  als  es  dos  Budget 
einer  Piivatbafan  sein  kann."  Gegen  diese  AnfTaasung  ist  ent- 
schieden zu  protestieren,  um  so  mehr,  als  sie  eine  grundsMtzliche 
Frage  betrifit.  Der  Budgetbeschlafs  betr.  die  Bandesbahnen  ist 
ein  formelles  Gesetz  vie  jeder  andere  Budgetbeacblufs  —  also 
verbindlich  ftlr  die  ganze  Verwaltung,  nicht  nnr  für  die  Oi^ane 
der  Bundesbahnen ,  sondern  aoch  für  den  Bundesrat  in  seiner 
Stellung  als  AnfBichtnbehQrde  Über  die  Eisenbahnen  im  allgemeiueo, 
wie  als  Oberleitung  der  Bundesbahnen  speziell,  sonst  wtlrde  er 
sich  ja  in  dieser  Beziehung  über  die  BundeHTersammlung  setzen. 
In  der  Stellung  der  Oberleitung  der  Bundesbahnen  ist  der 
Bundesrat  verpflichtet,  bei  sich  als  Aufsichtsbehörde  Über  die 
£isenbahnen  im  allgemeinen  Rats  zu  holen  darüber,  ob  das  Budget 
der  Bundesbafaneu  den  Anforderungen  des  Eisenbahogesetzes  ent- 
spricht, m,  a.  W. ,  er  soll  das  Budget  nicht  zur  Genehmigung 
empfehlen,  bis  jenes  der  Fall  ist,  bezw.  nicht  ohne  zugleich  die 
nötigen  Änderungen  fUr  den  Budgetbeschluts  in  Vorschlag  zu 
bringen.  Etwas  anderes  ist  es,  wenn  im  Laufe  des  Budgetjahres 
Änderungen  bezw.  erhöhte  Anforderungen  unvorhergesehen  er- 
weise nCtig  werden:  da  kann  l>ezw.  mufs  natürlich  diesen  statt- 
gegeben werden,  wie  bei  sonst  nötig  werdenden  BndgetUber- 
schreitungen;  aber  wie  bei  diesen  vorbehaltlich  der  IndemnitU 
durch  die  BundeBvereammluug.   — 

Das  Budget  der  Bundesbahnen  pro  1902  ist  denn  auch  von 
der  Bundesversammlung  und  wie  das  sonstige  Bnndesbudget 
„genehmigt"  worden  (B.B.   1902,  V,  977). 

Ziff.  II  betriSl  die  sog.  parlamentarische  Kontrolle 
und  statuiert  dieselbe,  wie  uie  iu  der  Schweiz  Überhaupt,  auch  in 
den  Kantonen,  gilt :  Über  Rechtspflege  wie  ttber  Verwaltung,  d.  h. 
siebt  nur  über  den  Bundesrat,  sondern  auch  ttber  das  Bundes- 
gericht.  Die  parlamentariscbe  Koutrolle  ist  aber  nach  allgemeinen 
Grundsätzen  zwei  Beschränkungen  unterworfen.  1,  Sie  be- 
zieht sich  direkt  nur  anf  die  GeschHftefuhrnug  von  Bundesrat 
und  Buudesgericht  als  den  obersten  Behörden  der  beiden  anderen 
Gewalten  des  Bundes,  nicht  auch,  wenigstens  nicht  direkt, 
anf  untere  VoUziehungsorgane ,  speziell  nicht  auf  die  Kantons- 
bebörden,  auch  soweit  diese  Vollziehnugsorgane  des  Bundes  sind. 
2.    Sie  besteht   keinenfdis    im  Rechte  .des  Eingriffes  in  spezielle 
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FHiUe  oder  gar  der  Aufhebuug  getroffener  Entecheidnngen,  nach 
Seiten  des  Bnndesrates  eo  wenig  aU  nach  selten  d«a  Bnndes- 
gericbtes  (vorbehaltlich  Ziff.  12). 

Hilfsmittel  nnd  MafBnahmeD  der  pari nm entarischen  Knntrolle. 

1.  Hilfsmittel  sind:  die  jührUchen  Geschäftsberichte, 
die  vom  Bundesrat  (Bundesverfassung  Art.  102,  Ziff.  16)  und  vom 
Bundesgericht  (Bnndesgesetz  Über  die  Organisation  der  Bimdes- 
rechtspflege,  Art.  47;  vgl  unter  „Bundesgericht")  der  Bnndes- 
versammlnng  xu  erstatt«n  sind;  die  besonderen  Berichte 
des  Bundesrates  auf  Verlangen  der  Bundesversammlung  oder  einer 
Abteilung  deruelbea  (I.e.);  Interpellati  on  eu  (d.  h.  Begehreo 
nm  Auskunft  über  einen  die  Angelegenheiten  des  Bundes  be- 
treffenden Gegenstand)  von  Mitgliedern  der  Bund  es  Versammlung 
an  den  Bundesrat  (nach  dem  Bnndesgesetz  Über  den  Geech&fts- 
verkehr  der  eidgenössischen  Räte,  Art  22;  vgl.  die  zu  Art.  86, 
Abs.  1 ,  angeführte  Bnndeagesetzgebung)  und  Beschwerden  von 
dritten,  welche  nicht  nur  über  Entscheidungen  in  sogenannten 
Administrativstreitigkeiten  (Ziff.  12),  sondern  auch  Über  sonatige 
Entscheidungen  nnd  Über  Verfügungen  des  Bsudesrates  erhoben 
werden  kOnnen  (vgl.  das  vorxitierte  Bunde^esetz  §  21),  fUr 
welche  es  aber  io  letzterer  Beziehung  (auEser  für  gAdministrativ 
Streitigkeiten")  kein  eigentliches  Beschwerderecht,  sondern  nur 
die  Anrnfnng  des  pari  am  eutari  scheu  Kontrollrechtes  der  Bundes- 
versammlung gibt  (vgl.  zu  Ziff.  12).  —  3.  Mafsnabmen  der 
parlamentarischen  Kontrolle  sind:  sogenannte  Fostulate,  d.  h. 
Aufträge  oder  Befehle  an  den  Bundesrat  in  Sachen  der  Bundes- 
gesetzgebong  oder  Bundesverwaltung,  und  Anklagestelluug 
gegen  Bundesrat  oder  Bnndesgericht  oder  gegen  Mitglieder  der 
einen  oder  der  anderen  Behörde  (nach  dem  Bnndesgeseta  Über 
die  Verantwortlichkeit  der  eidgenössischen  Behörden  und  Beamten, 
vgl.  zu  Art.  117  der  Bnndesverfessung). 

Ziffer  12. 

1,  Es  bandelt  sich  hier  nm  eine  Art  der  Öffentlich- 
rechtlichen,  Staats-  und  verwaltungsrechtlichen  Streitigkeiten 
(im  Gegensatz  m  Zivil-  nnd  Strafprozessen),  die  Gegenstand  der 
Entscheidung  der  Bundes  beb  Orden  sind.  Diese  Streitigkeiten 
sind:  1.  Kompetenzstreitigkeiten  zwischen  Bnnd  und 
Kantonen    nnd    innerhalb    des  Bundes    zwischen  Bund esbeh Orden, 

2.  staatsrechtliche  Streitigkeiten  zwischen  Kantonen, 
und  3,  Streitigkeiten   über  Verletzung  verfasanngsmftfaiger 
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Rechte  der  Btlrger  (von  Kechten  auf  Ornnd  der  Bnndes- 
verfaBsnng  nud  der  Kantonsverfassiingeii)  und  Aber  Verletznng 
von  Rechten  der  Bürger  anf  Grund  von  Konkordaten  oder  Staats- 
verträgen. 

2.  .In  allen  diesen  Streitigkeiten  ist  die  Kompetenz  der 
Bnndesvers&minlnng  al§  fintscheidungBiaBtaaz  durch  die 
Bundesverfasanng  von  1374  gegenüber  der  Bundes  Verfassung  von 
1848  wesentlich  zurückgegangen,  in  den  beiden  ersteren  Arten 
von  öffentlich-rechtlichen  Streitigkeiten  wie  spesiell  in  der  dritten 
Art.  Betr.  die  beiden  erste ren  Arten  folgendem) aben :  a.  Kom- 
pet  en  ZB  treitigkei  ten.  Solche  zwischen  Bund  und  Kantonen 
sind  an  das  Bnndesgericht  tibergegangen  (Art.  113,  Ziff.  1),  and 
nur  diejenigen  zwischen  BundesbehSrden,  zvrischen  Bnndesrat  und 
Bnndesgericht  sind  der  Bandesversammlnng  verblieben  (Art.  85, 
Ziff.  18).  b.  Die  staatsrechtlichen  Streitigkeiten  zwischen 
Kantonen  sind  gans  an  das  Bnudesgericht  Übergegangen  (Art.  113, 
Ziff.  2). 

3.  Ebenso  verh&It  es  sich  mit  den  Streitigkeiten  Über 
verfassnngamitfsige  Rechte  der  Btlrger  usw.,  deren 
einen  Teil  die  hier  in  Frage  stehenden  sog.  Admi  nietrati  v- 
streitigkeiten  bilden.  —  Nach  der  BundesverfasBong  von 
1H1§  war  die  Bundesvereammlung  Beschwerdeinstanz  in  solchen 
Streitigkeiten  (tlber  verfassangBraftbige  Rechte  der  BUi^er)  Über- 
haupt, nicht  nur  bei  Beschwerden  wegen  Entscheidungen  des 
Bundesrates  über  kantonale  Verfügungen,  sondern  auch  hei 
Beschwerden  über  Verfügungen  des  Bundesrates  selbst, 
n&mlich  so :  kantonale  Verfügungen,  wenn  sie  verfassnngsmilbiga 
Rechte  der  BUiger  verletzten,  konnten  vor  den  Bundesrat  gezogen 
werden  (gemKTs  Art.  90,  Abs.  2)  und  von  da  vor  die  Bundes- 
versammlung (gemftfs  Art.  74,  Ziff.  15).  Es  konnten  aber  anch 
Verfügungen  des  Bundesrates  selbst,  die  innerhalb  der  eid- 
genössischen Administration  vom  Bundesrate  getroffen  waren,  vor 
die  Bundesversammlung  gezogen  werden,  gem&Cs  derselben  Be- 
stimmung: Art.  74,  Ziff.  15.  Zwar  sprach  diese  Bestimmung  von 
qVerftlgungea"  des  Bundesrates  schlechthin ;  es  konnten  aber  anch 
in  diesem  Falle  wie  im  ersteren  (betr.  kantonale  Verfllgnugen)  ge- 
mSSa  der  Praxis  nur  Verfügungen  des  Bundesrates,  welche  die 
Verfassung  (hier  speziell  die  Bundesverfassung)  verletzten,  vor 
die  Bundesversammlung  gezogen  werden.  —  Nach  der  Bundes- 
verfassung von  1874  dagegen  kSnnen  Verfügungen  des  Bundes- 
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raten  selbst,  anch  wenn  sie  die  Verfaesong  (BandesverfaBSnng) 
verletzen,  Überhaupt  nicht  mehr  vor  die  BnndesverBammlnng  g« 
zogen  werden;  und  der  Rekurs  über  kantonale  VerfUgungeo, 
durch  welche  Verfassungen] äfeige  Rechte  der  Bürger  usw.  verletzt 
werden,  geht  nun  in  der  Regel  au  das  Bnndesge rieht,  und  nur 
die  sog.  Administrat i vstreitigkei ten  gehen  noch  an  den 
Bundesrat  zum  Eutscheid  (Art.  102,  ZiET,  2)  und  von  da  bei 
Weiterziehnng  an  die  Bundesversammlung,  geraftTs  ebea  Art,  85, 
Ziff.  12.  Welches  diese  sog.  Administrativstreitigkeiten  sind 
zu   Art.  113  zn  zeigen. 

Ziff.  13,  betr.  Kompetenzstreitigkeiteu  zwischen  Bundes- 
behOrden.  Die  BtelisDg  derselben  in  den  durch  den  Bund  zn 
entscheidenden  öffentlich-rechtlichen  Streitigkeiten  Überhaupt  und 
in  den  Streitigkeiten,  welche  speziell  der  Bundesversammlung 
zum  Entscheide  verblieben  sind,  erhellt  ans  den  Ausftthrangen 
zur  vorigen  Ziffer. 

Ziff.  14.  Die  Bestimmung  korrespondiert  mit  Art.  119 
betr.  die  Revision  der  Bundesverfassung.  Wie  aber  dieser  Artikel 
mit  dem  ganzen  HI.  Ahschuitt  von  der  Revision  der  Bundes- 
verfassung durch  die  Partialrevision  v.  5.  VIL  1S91  abgeändert 
worden  ist,  so  ist  auch  Art.  85,  Ziff.  14,  danach  zu  ändern  bezw. 
zu  beschränken.  Die  Revision  der  Bundesverfassung  ist  nfimlich 
auch  uach  seilen  der  Ansarbeitong  nicht  mehr  unbedingt  und 
ausschlietslich  Sache  der  Bundesversammlung  bezw.  (nach  dem 
Ausdruck  von  Art.  119)  Sache  der  Bundesgesetzgebung,  sondern 
DUi  noch  die  Totalrevision,  seit  durch  die  genannte  Partial- 
revision V.  5.  VII.  1891  neben  der  Totalrevision  auch  die  Partial- 
revision als  Gegenstand  der  Volksinitiative  eingeführt  worden  ist. 
Die  Partialrevision  der  Bundes  Verfassung  kann  nun  auch  statt 
durch  die  Bundesversammlung  durch  das  Volk  unmittelbar  bezw. 
durch  Volksinitiative,  und  zwar  auch  nach  Seiten  der  Ausarbeitung 
stattfinden,  indem  fttr  eine  Partialrevision  auch  ein  ausgearbeiteter 
Entwurf  vom  Volke  ans  zur  Volksabstimmung  gebracht  werden 
kann.     Über  das  Nähere  siehe  den  HI.  Abschnitt. 

ArtiK«!  S«. 

Die  beiden  BSte  versammeln  sich  jährlich  einmal  znr  ordent- 
lichen Sitzung  an  einem  durch  das  B erlern ent  festzusetzenden 
Tage. 

Sie  werden  anherordentllch  einbemren  dorcli  Besehlafg  des 


Bnndearates,  oder  wenn  ein  Vierteil  der  Kitg^eder  des  KktioBsl- 
ratea  oder  fünf  Kantone  es  Terluven. 

I.  Absatz  1. 

Es  ist  hier  wie  in  alt  Art  75  nur  eine  ordentliche 
Sitzung  der  BundeBversamnilung  pro  Jahr  vorgesehen.  Xocb 
tinter  der  früheren  Bundesterfassung  aber  stellte  sich  das  Be- 
dürfnis nach  zwei  ordentlichen  Sitzungen  heraus,  und  um  des- 
wegen die  Bundesverfassung  nicht  ändern  zu  mllssen,  wurden 
dann  aus  dieser  einen  ordentlichen  Sitzung  zwei  „Abteilungen', 
Juni-  und  DezembeMflssion  gemacht  {Bundesbeschlnfs  v.  17.  XU. 
1873:  B.C.  11/434,  als  Abttndernug  des  Bnndesgesetzes  ttber  den 
Geschäftsverkehr  zwischen  Natiooalrat  und  Standerat  v.  22.  XIL 
1850:  B.G.  1/279).  Die  frühere  Redaktion  des  Artikels  der 
Bundesverfassung  pofste  also  nur  noch  gezwungen  zum  tatsäch- 
lichen Bestand,  niid  gleichwohl  wurde  sie  1874  nicht  geändert 
(vgl.  auch  mein  finndesstaatsrecht,  8.  242,  Note  1).  Seither  ist 
das  genannte  Bundesgesetz  durch  das  neue  Bandesgesetz  über 
diesen  GeschtlflSTerkefar  (vgl.  nachstehend)  ersetzt  and  damit  auch 
der    betreffende  Bunde  sb  esc  hl  ufs  v.  J.  1873    aufgehoben    worden. 

BundesgesetzgebuDg:  1.  BundesgesetE  über  den  Geschäfts- 
verkehr  zwischen  Nationalrat,  Ständerat  und  Bundesrat, 
sowie  über  die  Form  des  Erlasses  und  der  Bekanntmachung  von  Ge- 
setzen und  Beschlüssen,  v.  9.  X.  1903:  XIX  886;  Beglement  über  den 
Verkehr  der  Bundeskanztei  mit  den  Kommissionen  und  Mitgliedern 
der  eidgenössischen  Rate,  v.  5.  IX.  1903:  738;  Bund eabesch) ufs  betr. 
die  Veröffentlichung  der  Verhandlungen  der  eidgenössischen 
S&te,  V.  11.  IV.  1891:  Xn  86.  —  2.  Gesch&ftsteglement  des 
schweizerischen  St  anderstes,  v.  27.  m.  1903:  XIX  529;  desgl.  des 
schweizerischen  Nationalrates,  v.  5.  VI.  1903:  634. 

n.  Absatz  2,  betr.  das  Recht  der  Einberufung  der 
Bundesversammlung  aufser  der  gesetzlichen  Session.  Dieses  Recht 
steht  nicht  nur  beim  Bundesrat  und  Nationalrat,  sondern  auch 
bei  den  Kantonen,  die  also  in  dieser  wie  in  anderen  Beziehungen 
(Wahl  des  Ständerates  Art  80,  Initiative  93,  Bnndesgesetzee- 
referendnni  89,  Bundes  Verfassungsreferendum  128)  Organe  der 
Bondeslegistative  sind,  und  zwar  treten  hier  die  Kantone  an 
Stelle  des  Ständerates  —  dieser  selbst  bat  kein  Einbernfungs- 
recht. 
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Artikel  87. 

Vm  grUtlg  Terbuideln  eii  kSanen,  ist  die  Inireseiih«!!  der  ab- 
solnten  Mebrheit  der  Mitglieder  des  betreffenden  Rates  erforderlich. 

Betrifft  das  eo^.  Qtiornm,  d.  h.  die  zur  Beschlubföbigkeit 
einer  Versammlung  gesetzlich  oder  Btatatariacb  verlangte  Zahl  von 
Mitgliedern. 

Artikel  S8. 

Im  NatlonaLrat  and  Stäsderat  entscheidet  die  a)>solate  Mehr- 
heit der  Stimmenden.  _ 

Ein«  rein  reglementarische  Bestimroang. 

Artikel  89. 

FQr  Bnndes^esetze  and  BnndeBbeHchiaBBe  let  die  Znatlmmaag 
beider  Rftte  erTorderllch. 

BnndeH^esetze,  sowie  allgemein  rerblndllche  BondesbegcblBsget 
die  nicht  dringlicher  Ifatnr  sind,  sollen  überdies  dem  Tolke  znr 
Annahme  oder  TerwerfUng  Tor^elegt  werden,  wenn  es  von  80,000 
stimmberechtigten  SchwelEerbBrgern  oder  Ton  K  Kantonen  Ter- 
langt  wird. 

Literstnr:  Hiestand,  Zur  Lehre  von  den  Bechtstjaellen  im 
Schweiz.  Staatsrecht,  1891. 

I.  Der  Artikel  im  ganzen.  Die  beiden  Absütze,  aus 
denen  er  besteht,  betreffen  nicht  nur  zwei  verschiedene  Organe 
der  Bnndesgesetzgebnng,  die  beiden  RHte  der  Bundesversammlung 
einerseits  und  Volk  und  Kantone  andererseits,  sondern  auch  zwei 
ganz  verschiedene  Akte  dfer  Bundeegeaetzgebung :  die  Perfektion 
von  Bundeagesetzen  und  Bun'l  eabeschlUsaen  und  das  fakultative 
Eeferendum,  —  Das  fakultative  Referendum  gehört 
überall,  wo  es  beateht,  im  Gegensatze  zum  obligatorisciten  Refe- 
rendum nicht  zur  Perfektion  eines  Erlasses,  lUr  deu  es  gegeb«'» 
ist.  Das  obligatorische  Referendum  ist  eine  Form  der  Sanktion, 
die  Volkssanktion,  ohne  welche  das  Gesetz  überhaupt  nicht 
zustande  kommt.  Beim  fakultativen  Referendum  dagegen  wird 
der  Erlafs  wie  er  ohne  Eiutritt  des  fakultativen  Referendums 
pei-fekt  wird,  so  auch  vor  Eintritt  des  letzteren  perfekt.  Dafs  er 
ohne  Eintritt  des  fakultativen  Referendums  perfekt  wird,  ist  ganz 
klar:     dieses     involviert     keine     Suspensivbedingung,     in 
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der  Meinung;,  dafs  der  Erlals  eret  perfekt  werde,  veun  feststeht, 
dats  das  Referendum  gegen  ihn  nicht  ergriffen  werde,  also  nach 
Abtauf  der  Referendumsfrist ;  wenn  auch  durch  blofsea  Zeit- 
ablauf subjektives  Recht  entstehen  kann,  so  niemats  —  abgesehen 
vom  „ Gewohnheitsrecht "  —  objektives  Kecht,  dazu  braucht  es 
einen  bestimmten  schöpferischen  Akt,  einen  Oesetzgehungsakt, 
und  wenn  es  also  beim  fakultativen  Referendum  zur  Volkssanktion 
überhaupt  nicht  kommt,  so  ist  letzter,  sanktionierender  Akt  der 
Abschlnfs  in  deu  gesetzgebenden  Rftten.  Wird  mit  diesem  Akt 
aber  der  ErlaTs  im  Falle,  data  es  Überhaupt  nicht  zur  Volks- 
abstimmung kommt,  perfekt,  so  auch  im  anderen  Falle,  ira  Falle, 
dafa  das  Referendum  ergriffen  wird  ;  denn  unter  der  Voranssetznng 
des  ersteren  Falles  wird  ja  die  Perfektion  auf  den  Abschlufs  in 
den  gesetzgebenden  Räten  nicht  hlofs  zurückgeführt,  soodero 
dieser  Abschlufs  gilt  selbst  als  Perfektion;  ist  der  Abschlofe  in 
den  gesetzgebenden  RSten  aber  Perfektion,  so  ist  er  es  in  jedem 
Falle,  trete  nachher  eine  Volksabstimmung  ein  oder  nicht  und 
sei  sie  bejahend  oder  verneinend;  komme  nachher  was  wolle, 
zwei  Ferfektionsakte  gibt  es  nicht  und  braucht  es  nicht.  Wird 
nachher  das  fakultative  Referendum  ergriffen  and  fKlIt  die  Volks- 
abstimmung verneinend  aus,  so  fllllt  der  perfekt  gewordene  £r- 
laCs  dadurch  nlterdtugs  wieder  dahin;  insofern  bildet  das  fakul- 
tative Referendum  eine  Resolutivbedingung  gleich  dem  • 
Veto.  Es  sind  denn  auch  die  unter  dem  fakultativen  Referendum 
stehenden  gesetzgeberischen  Erlasse  nach  dem  Tage  des  Ab- 
schlusses in  deu  gesetzgebenden  Räten  zu  datieren;  sie  vom 
Tage  des  Ablauts  der  Referendumsfrist  im  Falle,  dafs  sie  un- 
benutzt verstreicht,  vom  Tage  eines  hlofseu  Fristabt  auf  es,  zu 
datieren,  widerspricht  dem  RechtsgefUbl  und  ist  noch  von  nie- 
mandem verlangt  worden ,  so  dafs  auch  diese  Folge  das  Prinzip 
betr.  den  Eintritt  der  Perfektion  bestätigt.  Immerhin  ist  ein  in 
den  RAten  beschlossener  Erlafs,  soweit  er  nicht  unter  dem 
fakultativen  Referendum  steht,  nicht  vollziehbar  bis  nach  Ablaufe 
der  Referendumsfrist  oder  bejahendem  Ausgang  des  Referendnms ; 
insofern  ist  dasselbe  allerdings  Suspensivbedingung  —  Saspensiv- 
bedingnug  fUr  die  Volt  zieh  barkeit,  nicht  aber  für  die  Perfektion, 
während  das  obligatorische  Referendum  gewissermafsen  Suspensiv- 
bedingung für  die  Perfektion  selbst  ist  (vgl,  auch  mein  Bundes- 
staatsrecht,  8.  248). 
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n.    Absatz  1. 

Die  Bestimmung  im  ganzen  iat  eine  Folge  des  Zveikammer- 
Bystoma  nnd  hat  ihreraeite  zur  Folge  eiue  weitere  Gleichatellung 
der  beiden  RSte,  als  sie  schon  im  Art.  S4  enthalten  ist.  Beim 
Zweikammersystem  bedarf  es,  im  Qegensatze  zum  Ein- 
kammersystem, einer  Bestimmung  tlber  die  Mitwirkung  der  beiden 
Kammern  bei  einem  zu  fassenden  Beschlüsse.  Der  Beschlnfs  soll 
ja,  wie  heim  Einkammersystem,  eine  einheitliche  Wille nserkUrang 
darstellen ,  bei  der  aber  zwei  Kammern  mitzuwirken  haben.  — 
Diese  Mitwirknng  bezw,  der  Anteil  an  der  Zusammen wirkimg 
kann  an  sich  fUr  die  eine  und  für  die  andere  Kammer  ver- 
achieden  bestimmt  werden,  speziell  kann  für  den  Fall  divergenter 
Beschlüsse  der  beiden  Kammern  der  Ausschlag  in  die  Hand  der 
einen  oder  der  anderen  oder  anch  in  eine  dritte  Hand  gelegt 
werden,  wie  die  verschiedenen  AutrSge  zeigen,  die  bei  der  ersten 
Bundes  Verfassung  diesfalls  gestellt  wurden  (als  dritte  entschei- 
dende Stelle  war  voi^schlagen :  der  Präsident  des  Nationalrates 
oder  eine  Kommission  ron  drei  Uil^liedem,  gewählt  durch  den 
Ständerat  nnd  dnrch  eine  gleich  grofse  Anzahl,  also  44  Mit- 
glieder des  Xationalrates ;  vgl,  Blnmer- Morel  III ,  5/6).  Wenn 
aber  einfach  Zustimmung  beider  KHte  als  fUr  einen  Beschlufs 
erforderlich  erklärt  ist,  so  besteht  Gleichberechtigung 
Bwischen  ihnen,  und  zwar  nicht  nnr  wie  nach  Art.  84  quantitativ, 
dem  Kreibe  der  zu  behandelnden  G-eschäfte  nach,  sondern  auch 
qualitativ,  potentiell,  nach  der  Kraft  der  Mitwirkung  zu  einem 
Geschäfte. 

Die  Bedingung  der  Zustimmung  speziell,  nach  Voraussetzung, 
Gegenstand  nnd  Wirkung.  1.  Die  Zustimmung'  setzt  voraus: 
einerseits,  dafs  ein  Kat  fllr  sich  allein  kein  Recht  der  Beschlurs- 
fasBung  besitzt  —  wenn  die  Zustimmung  des  anderen  Rates  er- 
forderlich ist,  so  ist  ein  Rat  fllr  sich  nicht  beschlufsberechtigt ; 
andererseits  dafs  die  Räte  getrennt  beraten  und  beschlielsen  — 
wenn  sie  in  einer  Versammlung  znsammeneäfsen ,  kOnnte  nicht 
von  Znstimranng  des  einen  zum  anderen.  Überhaupt  nicht  von 
zwei  Kammern  die  Rede  sein.  Von  beiden  Voraussetzungen  gibt 
es  aber  Ausnahmen,  nämlich:  a)  Einzelkompetenz  jedes 
Rates,  und  zwar  entweder  fUr  Vorbereitung  von  gemeinsam  zu 
fassenden  Beschlüssen,  so  fllr:  Einfordemng  von  Bericht  und 
Antrag  des  Bandesrates  (vgl.  Bundesverfassung  Art.  102,  Schlnfs- 
BRtz,  nnd  das  oben  zu  Art.  86,  Abs.  1,  zitierte  Bundeagesetz  Über 
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den  Geschäftsverkehr  zwischen  Nationatrat,  StAnderat  und  Bnndes- 
rat,  Art.  14)  and  Beetimmang  der  Priorität  der  Geschftfts- 
behaudluDg,  oder  fUr  ihn  allein  betreffende  Geschäfte,  wie:  Fest- 
stellmig  der  eigenen  Geschäftsordnung,  die  also  nicht  als  Gesetz, 
sondflm  als  Statut,  als  autonomische  Festsetzung  des  betr.  B«tes 
erscheint;  Selbstkonstitoiening  and  Legitimationsprllfnog  nad  (vgl, 
das  unten  zu  Art.  115  naber  zu  zitierende  Bundesgesetz  aber  die 
politischen  und  polizeilichen  Garantien  zugunsten  der  EidgeDOseen- 
Bchaft,  Art.  1)  Beschlufsfaseung  Über  Verfolgung  eines  Mitgliedes 
eines  Rates  wegen  nicht  aiutlicher  Verbrechen  oder  Vergehen 
(vgl.  zu  Art,  92).  Und  zwar  gilt  das  eine  wie  das  andere  als 
Gegenstand  der  Einzelkompetenz  jedes  Rates  nicht  sowohl  kraft 
bestimmter  Vorschrift,  als  durch  die  Praxis  bezw.  durch  die 
Natnr  der  Sache,  mit  Aasuahme  eben  der  Einforderung  von  Be- 
richt und  Antrag  des  Bundesrates  und  der  Beschlufs Fassung  über 
Verfolguug  eines  Mitgliedes  eines  Rates  wegen  Verbrechen  oder 
Vergehen ,  welche  beiden  Geschäfte  kraft  der  angegebenen  Ge- 
setzes- bezw.  Verfasstmgsbestimmungen  in  die  Kompetenz  jedes 
Rates  ftlr  sich  fallen.  Vgl.  auch  mein  Bundesstaatsrecht,  S.  245.  — 
b)  Gemeinschaftliche  Verhandlung  beider  RJtte  für  ge- 
wisse in  Art.  92  der  Bundesverfassung  als  Geschäfte  der  vei^ 
einigten  Bundesversammlung  bezeichneten  Gegenstände,  nämlich 
Wahlen,  Begnadigungen  und  Kompetenzstreitigkeiten,  zu  denen 
laut  dem  oben  zitierten  Garantiegesetz  (Bnndesgesetz  über  die 
politischen  und  polizeilichen  Garantien  usw.) ,  Art.  1 ,  Abs.  3, 
noch  ein  viertes  Geschäft  kommt:  der  Entscheid  tlber Beschwerden 
gegen  einen  der  beiden  Räte  oder  gegen  den  Bundesrat  wegen 
Verweigerung  .der  Zustimmung  zur  Verfolgung  eines  Mitgliedes 
des  betreffenden  der  beiden  Räte  oder  von  Mitgliedern  des 
Bundesrates,  des  Kanzlers  der  Eidgenossenschaft  und  eidgenbdsi- 
Bcher  „Bepräeentonten  und  Kommissarien"  (vgl,  oben  zu  Art.  85, 
Ziff.  4,  bezw,  zu  Art,  16).  —  2,  Gegenstand  der  Bedingung  der 
Zustimmung  sind  alle  Bundesgesetze  und  -beschlUsse,  mit  Aus- 
nahme eben  derjenigen  Beschlüsse,  die  kraft  Einzelkompetena 
oder  in  gemeinschaftlicher  Verhandlung  gefafst  werden.  —  3.  Betr. 
die  Wirkung  der  Zustimmung,  so  bedarf  es  der  Zustimmung  znr 
Gflltigkeit,  Perfektion  des  Beschlusses,  nicht  blofs  zur  VoU- 
ziehbarkett;  es  bedarf  aber  auch  nichts  weiter  dazu  als  der  Zu- 
stimmung beider  Räte,  speziell  nicht  unter  dem  Regime  des 
fakultativen    Referendums,    unter   dem    die   BundesgesetigebiiDg 
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Btebt,    der  ZnBtimmiiDg  des  Yolkes  oder  wenigsteas  de§  Ablaufes 
der  EeferendninsfriBt  (vgl.  oben  Zift  1). 

m.   Absatz  2,  betr.  das  Bundesgese tzeBreferendnin. 

A.  Die  Beatimmung  ist  nen.  Sie  bildet  eine  Erweiteraug 
der  Voltsrecbte  im  Bunde  seit  der  Bundes  Verfassung  von  1874, 
aber  die  einzige  Erweiterung  der  VolkBrechte  im  Bunde  j  wShreud 
im  Bevisionsprojekt  v,  J.  1672  neben  dem  fakultativen  Bundea- 
gfiBetzeareferendum  noch  die  Bundeagesetzesinitiative  vorgesehen 
war,  deren  Einführung  heute  neuerdings  durch  die  Initiative 
Flachsinann  angestrebt  wird  (vgl.  die  Einleitung). 

B.  Gegenstand  des  kurzweg  sog.  Bundesgesetzesreferendnms 
sind  ^nnde^esetze,  sowie  allgemein  verbindliche  Bnodeg- 
beBcÜOsse,  die  nicht  dringlicher  Natur  sind''.  Eine  legale 
Definition  von  Bundesgesetz  und  allgemein  verbindlichem  Bundea- 
beschlufe  gibt  es  nicht.  Es  ist  zwar  die  Frage,  ob  nicht  eine 
solche  Definition  anfzuatellen  sei ,  anläfslich  des  Erlaaaea  eines 
Bundesgesetzes  in  Ausführung  von  Art.  90  der  BundesverfaBsung 
aufgeworfen  worden;  die  Frage  ist  aber  verneint  und  von  einer 
bundeegeaetzlicheu  Definition  abgesehen  worden  (vgl.  B.B.  1874, 
I,  1012),     Die  Frage  ist  daher  theoretisch  zu  lösen. 

1.  Bundesgesetze  und  Bunde sbeschl Hase  sind  jedenfalls  Er- 
lasse der  Bundesversammlung,  im  Gegensatze  zu  Erlassen  des 
BundeBrates  (BundeBratsbeschlUssen  und  bundesratlichen  Ver- 
ordnungen); es  Bind  also  Bundesgesetze  im  formellen  Sinne. 

2.  Aber  nicht  alle  Erlasse  der  BundeBversammlung  unter- 
stehen der  Volksabstimmung,  sondern  nnr  die  Euodesgesetze  und 
allgemein  verbindlichen  BundeabeachlUBae. 

Bnndesgesetze  einmal  Bind  Gesetze  des  Bundes,  und  Geaetz 
ist  ein  vom  Staat  einseitig  nnd  fUr  den  Staat  als  solchen  oder 
für  alle  oder  eine  bestimmte  Klasse  von  Btlrgern  aufgestellter 
Rechtssatz.  Analyse:  a)  Durch  die  einseitige  Außitellnng 
nnterscbeidet  sich  das  Gesetz  vom  Staatsvertrage ,  der ,  wie  der 
Vertrag  überhaupt,  ein  zweiseitiges  Geschäft  bezw.  das  Resultat 
eines  solchen  ist.  b)  Je  nachdem  das  Gesetz  fllr  den  Staat  als 
solchen  oder  für  die  Bürger  aufgestellt  iat,  unterscheidet  man 
organisatoriache  und  bUi^erliche  Gesetze.  Die  btlrgerlicbeu  Ge- 
setze ihrerseits  unterscheiden  sich  dadurch,  daCs  sie  fUr  alle  oder 
eine  ganze  Rlasae  von  Bürgern  verbindlich  sind ,  von  den 
Privilegien,     die    fUr    einzelne    individuelle    Personen    erlassene 
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Gesetze  sind ,  im  weitersu  aber  hier  nicht  in  Betracht  kommeD. 
Als  allgemein  verbindliche  Gesetze  eind  aber  auch  die  orgxnt- 
satoriscben  Gesetze  zu  betrachten,  insofern  als  sie  fitr  den  Staat 
im  ganzen  gelten.  Das  allgemein  verbindliche  Gesetz  ist  lex 
generalis,  und  zwar  je  nachdem  es  fttr  alle  oder  nur  fttr  eiae 
bestimmte  Klasse  verbindlich  ist,  entweder  jus  commune  oder  jns 
singulare;  das  Privileg  dagegen  ist  die  lex  specialis  (vgl. 
auch  zu  Art.  4).  c)  In  jedem  Falle  ranfs  das  Gesetz,  nm 
eigentliches  Gesetz  zu  sein,  einen  Bechtssatz  enthalten,  also 
eine  Rechtsregel,  Rechtsnorm  —  aber  eiae  Rechtsnorm,  durch 
die  ein  Rechtsgut  geschaffen  wird.  Rechtagnt  seinerseits  ist  «in 
vom  Staat  anerkanntes  Interesse  des  Staates  oder  des  Volkes, 
und  in  letzterer-  Beziehung  entweder  der  Volksgenossenschaft  im 
ganeen  oder  der  einzelnen.  Durch  das  Gesetz  als  Eechtssats 
werden  also  Rechte  nnd  Pflichten  teils  des  Staates,  teils  der 
Yolksgenossenschaft  und  der  einzelnen  festgelegt. 

Allgemein  Terbüidliehe  BondesbescÜüsse  sind  Beschlüsse 

der  Bandeaversammlung,  welche  einerseits,  weil  sie  allgemein 
verbindlich  sind,  d.  h.  verbindlich  fttr  das  Staatsgauze  oder 
für  alle  oder  eine  ganze  Klasse  von  BUrgem,  auch  Rechtsnormen 
enthalten,  welche  aber  andererseits  als  blofse  Beschlüsse  im 
Unterschiede  zu  den  Gesetzen,  Rechtsnormen  enthalten,  die  nicht 
RechtesHtze  sind,  also  Normen,  welche  nicht  sowohl  Rechte  be- 
gründen ,  als  vielmehr  die  Art  und  Weise  der  Ausübung  der- 
selben näher  regeln.  Für  den  Unterschied  zwischen  Gesetz  und 
allgemein  verbindlichem  Beschlnfs  kommt  es  also  nur  darauf  au, 
ob  die  Rechtsnorm  Rechtssatz  ist  oder  nicht,  nicht  darauf,  ob  sie 
„bleibenden  Charakter"  habe  oder  nicht  (wie  Btumer- Morel  IQ, 
S.  21  ff.  meinen):  auch  eine  Rechtsnorm,  die  nur  vorBbei;gohend 
aufgestellt  werden  soll,  kann,  wenn  sie  ein  Rechtsgnt  schafft, 
nicht  anders  als  durch  Gesetz  aargestellt  werden  (abgesehen  vom 
Falle  des  Staatsnotrechtes),  und  umgekehrt  braucht  eine  Rechts- 
norm ,  auch  wenn  sie  bleibend  gelten  soll ,  nicht  durch  Gesetz 
aufgestellt  zn  werden,  sofern  sie  keinen  Rechtssatz  enthält  All- 
gemein verbindliche  Beschlüsse  im  Sinne  von  Art.  89  sind  also 
von  der  Bundesversammlung  aufgestellte  Rechtsnormen,  ohne 
eigentliche  Gesetze  zu  sein.  £s  sind  also  sog.  Dekret  e.  Dekret 
ist  ein  formell  und  materiell  gesetzgeberischer  Beschlnb,  der  nicht 
Gesetz  im  eigentlichen  Sinne  ist,  Dekret  ist  das  SeitenstUck 
von  Verordnung:   Dekret  ist  wie  die  Verordnung  ein  materielles 
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GfHetz,  ohne  eigentliches  Gesetz  zd  sein,  wii-d  aber  von  der  ge- 
setzgebenden Behörde  erlassen,  wahrend  die  Verordnung  ofane 
weiteres  von  der  Kegiernng  ausgeht.  So  Ist  auch  dtts  VerhältniB 
der  allgemein  verbindlichen  BeschlUfise  der  Bundesversammlung 
zu  den  Verordnungen  des  Bundesrates.  Jene  sind  gewisgermabea 
Verordnungen  der  Bundes  Versammlung,  im  Gegensatz« 
zu  den  Verordnungen  des  Bundesrates,  den  eigentlichen  Ver- 
ordnungen im  Bund.  Es  kommt  nur  darauf  an,  wodurch  sich  die 
Kompetenz  der  BnndesversaminluDg  zu  Verordnungen  ihrerseits, 
von  der  Kompetenz  des  Bundesrates  seinerseits  zu  Verordnungen, 
unterscheidet.  Vom  Verordnungsrecht  im  eigentlichen  Sinne  gilt, 
dals  es  ein  Äusflufs  des  VerfUgungsrechtes  ist ,  d.  fa.  soweit  die 
Regierung  zn  Anordnungen  im  einzelnen  Falle  (Verfügungen)  be- 
rechtigt ist,  soweit  auch  zur  Aufstellung  allgemeiner  Regeln  (Ver- 
ordnungen) ,  nach  denen  die  Anordnung  im  einzelnen  Fall  er- 
folgen wUrde.  So  auch  die  gesetzgebende  Behörde:  soweit  si» 
das  Recht  besitzt,  Beschlüsse  im  einzelnen  Falle  eu  erlassen,, 
kann  sie  die  GrundsAtze  selbst,  nach  denen  sie  im  einzelnea 
Falle  verfahren  wUrde,  zu  Rachtsregeln  erheben,  und  zu  Be- 
Bchlttssen  im  einzelnen  Fall  ist  die  gesetzgebende  Behfirde,  ab-- 
gesehen  von  der  eigentlichen  Gesetzgebung,  berechtigt:  vom. 
Standpunkte  der  pari  am  entsri  sehen  Kontrolle,  ferner  in  der 
Finanz-  und  Militärverwaltung,  der  sog.  änfseren  Verwaltung, 
ausnahmsweise  auch,  nach  Mafsgabe  der  positiven  Gesetzgebung, 
in  der  inneren  Verwaltung.  Und  so  auch  die  schweizerische 
Bundesversammlung.  Die  Bandesversammlung  ist  he- 
rechtigt,  allgemein  verbindliche  BundesbeschlUsse 
zu  erlassen,  soweit  ihr  Besch  Infsrecht  Überhaupt 
reicht  und  sich  dafür  eignet  bezw.  soweit  der  betr. 
Beschlnfs  die  Kompetenz  des  Bundesrates  Über- 
steigt. —  Zu  den  allgemein  verbindlichen  Beschlflsseii  gehören 
demnach  Beschlüsse  betr.  die  nähere  Organisation  der  Bundes- 
verwaltung im  weiteren  Sinne  (Tagegelder  der  NationalrKte, 
Oiganieation  und  Geschäftsgang  des  Bundesrates,  Einrichtung  vou 
Snbaltembeamtnngen) ,  wKhrend  Bestand  und  Bestellung  der 
BnndeshehOrden ,  insofern  als  dabei  die  Wahlrechte  und  die 
Rechte  und  Pflichten  der  Behörden  und  bezw.  von  deren  Mit- 
gliedern in  Frage  kommen,  Gegenstand  der  BnudesgesetKgebuug 
oder  der  Bundesverfassung  sind  (vgl.  auch  Art.  85,  Ziff.  1 — 3). 
Femer  Beschlüsse  betr.  Errichtung  und  O^anisation  von  Bundes- 
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anstalten  in  Atmilbang  der  itog.  freien  Tätigkeit  des  Bundes  als 
Staat  (vgl.  oben  zu  Art.  2).  In  Sachen  der  Finanzverwaltung:  Be- 
flcblUsse  betr.  die  Herstellung  des  GleichgewicUtce  in  den  Bundes- 
finanzen —  des  Milit&ra :  Organisation  der  Lazarettrains,  EinsetzDng 
eines  Inspektors  des  Kriegsmaterials,  Stellnng  des  Oberstkriegs- 
kommisears  —  der  inneren  Verwaltung:  Einfubrnng  eines  eid- 
genössischen SchnlsekretXrs  zwecks  einer  Bnqndte  im  Schulwesen, 
Ordnang  des  Subventionsweeens  in  der  Wasserbaa-  und  Forst- 
polizei  usw.  Gerade  im  Falle  des  letzten  Beispieles  zeigt  sich 
das  Verhältnis  des  allgemein  verbindlicheu  Beschlüssen  znm  6e- 
scbluCs  im  einseloen  Falle  (Verwaltungabeschlurs)  deutlich ;  statt 
von  Fall  zn  Fall  das  Ermessen  bei  Anwendung  des  Oesetses 
walten  zu  lassen,  klnnte  die  Bande sTersammlung  die  leitenden 
Omnds&tze  m  einem  allgemein  verbindlichen  Beschinfs  erheben, 
nach  welchem  in  Zukunft  die  einzelne  Subvention  erbBltlich 
wSre;  die  gemeinsamen  OrnndsStze  des  Ermesseas  in  den  einzelnen 
FHllen  wUrden  dadurch  zu  einem  allgemein  verbindlichen  Be- 
schlüsse destilliert.  Natürlich  darf  durch  allgemein  verbindliche 
Beschlüsse  als  blofse  Verordnungen  nicht  in  Gesetze  dos  Bundes 
eingegritTen  werden.  Immerhin  fragt  es  sich,  ob  Bestim- 
nrnngen  eines  Bunde^esetzes ,  die  inhaltlich  nicht  Gesetzes-, 
sondern  hlofse  Verordnnngs-  oder  blofse  Reglern eutsbestimmnng 
sind,  wie  es  vielfach  vorkommt  —  nicht  durch  einen  blofsen  all- 
gemein verbindlichen  Beschinfs  aui^ehoben  werden  dürfen.  Jeden- 
falls besitzt  die  Bundesversammlung,  mangels  des  obligatorischen 
Gesetze sreferend ums  als  der  Gesetzessanktion  durch  das  Volk,  da« 
Becht  der  authentischen  Interpretation  dnrch  allgemein 
verbindlichen  Beschinfs,  m.  a.  W. :  die  Bundesversammlung  hat 
bei  Bnndesgesetzen,  weil  das  Beferendnm  binfs  fakultativ  ist,  ab- 
schliefspnde  Kompetenz  (vgl.  oben  I)  und  daher  auch  das  Recht 
authentischer  Interpretation.  Aus  dem  gleichen  Gründe  aber  hat 
sie  das  Becbt  mit  Bezug  auf  die  Bun.desverfassung  nicht:  die 
Bundesverfassung  geht  nicht  von  der  Bundesversammlung,  sondern 
von  Volk  und  Ständen  ans,  und  antheotisch  ist  nnr  diejenige 
Interpretation  eines  Erlasses,  welche  von  dessen  SchOpfer  selbst 
gegeben  wird.  —  Die  Praxis  der  Bundesversammlung  betr.  den 
Erlafs  allgemein  verbindlicher  BundesbeschlUsse  kann  hier  im 
«inzelnen  nicht  an  diesem  Mafsstabe  geprtlfl  werden',  im  ganzen 
entspricht  sie  ihm :  sie  ist,  wenn  nicht  einem  deutlichen  Bewnfst- 
sein,  so  einem  richtigen  Geftihl  entsprungen. 
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3.  Amigeschloaxen  vom  Rererendnin  sind  nach  der  vorigea 
Ziffer  einerseits  Staatsvertr&ge  nnd  andererseits  Verwaltnngs- 
beechlUsie  der  BundeaverBatDinlung.  Die  StaatSTerträge  sind 
als  zweiseitige  Akte  schon  dem  Begriffe  nach  keine  Gesetze. 
Vom  Standpunkte  des  Beferendnms,  der  Volksgesetsgebung  sodann 
gehSren  sie,  soweit  nicht  etwas  anderes  ausdrücklich  bestimmt 
ist,  nicht  zn  den  Gesetzen,  weil  sie  durch  die  Hufsere  Politik 
bestimmt  werden  nnd  diese  ohne  weiteres  nicht  Sache  der  Volks- 
abstimmnng  ist.  Also  de  lege  ferenda  gehifren  die  Staate  vertrüge 
nicht  unter  das  Referendum  nnd  nach  dem  positiven  Bundesrecht 
jedenfalls  nicht.  Im  Bande  erscheinen  die  StaatsTertrtlge  in  die 
abechl  in  [sende  Kompetenz  der  Bandeaversammlang  insofern  gestellt, 
als  sie  nach  Art.  85,  Ziff.  5  zusammengestellt  werden  einerseits 
mit  den  Bündnissen  und  andererseits  mit  den  Vertragen  der 
Kantone  unter  sich,  welche  beide  Arten  von  Verträgen  unbestreitr 
bar  sich  der  Volksgesetzgebnng  entziehen.  Die  Bündnisse  einmal 
können  keinenfnlls  als  Gegenstand  der  Volksgesetzgebung  in  Be- 
tracht kommen.  Wenn  Staatsvertrttge  den  Geselsen  gleichgestellt 
werden ,  so  jedenfalls  nur  insofern ,  als  sie  wie  diese  Recht 
festsetzen ,  als  sie  Recht  svertrftge  sind ;  die  Bündnisse  da- 
gegen sind  wie  die  politischen  Verträge  Überhaupt  Macht- 
vorträge und  zwar  die  ausgesprochenste  Art  derselben,  die  am 
weitesten  von  den  Rechts  vertragen  absteht.  Betr.  andererseits  die 
Verträge  der  Kantone  unter  sich,  so  ist  deren  GutheitHUng  nach 
Art,  7  ausdrücklich  die  ausBchliefsliche  Sache  der  Bundesbehtfrden 
{vgl.  auch  mein  BundessUatsrecht ,  S.  233/234).  —  Ver- 
waltnngsheschlUsse  andererseits  bestehen  in  der  Anwendung 
von  Rechtsnormen,  kSnnen  also  nie  allgemein  verbindlich  sein, 
bilden  vielmehr  den  Gegensatz  zu  den  allgemein  verbindlichen 
Beschltlssen  als  gesetzgeberisclieu  Beschlüssen.  Zu  den  Ver- 
waltungsbeBchltlseen  gehären  auch  die  DezisivbeschlUsse ,  d.  h. 
JBeschlÜsse,  die  in  Anwendung  von  Rechtsnormen  auf  streitige 
Falle  bestehen ;  sie  gehören  zu  den  Verwaltangsheschltlssen,  ohne 
Unterschied,  ob  sie  för  andere  Fälle  verbindlich  sind  oder  nicht  — 
weil  sie  eben  in  jedem  Falle  nur  in  der  Anwendung,  nicht  in 
Jer  Aufstellung  von  Rechtsnormen  bestehen,  also  keine  gesetz- 
geberischen Beschlüsse  sind.  Den  Hauptteil  aber  der  Verwaltungs- 
VeschlUsse  bilden  wie  sonst  so  auch  im  Bunde  die  übrigen,  die 
nicht -streitigen  VerwaltnugshesclilUsse ,  die  also  alle  auch  nicht 
4inter    das   fakultative    Referendum   fallen.      Dahin    gehören    ins- 
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besondere  die  BadgetbeBchlUsBe ,  die  nichts  anderes  als  die  An- 
wendung von  G«Hetzen  (Übertragung  fixer  gesetzlicher  Geld- 
ansätze  ins  Budget  oder  Veranschlagung  von  durch  Gesetz  Tor- 
gesehenen  Einnahmen  oder  Aasgaben)  enthalten  (v^.  oben  xa. 
Ziff.  10),  und  anch  soweit  durch  BudgetbeBchlufs  die  Besoldaog 
oder  die  Errichtung  von  Beamten  kraft  Ziffer  3  festgesetzt  wird, 
so  dafs  er  insofern  einen  gesetzgeberischen  Bescblafs  darstellt, 
fMlt  er  nach  eben  dieser  Ziff.  3,  im  Unterschiede  zu  Gesetzen  usw. 
nach  Ziff.  2,  in  die  abscbliefsende  Kompetenz  der  Bandesversamin- 
Inng  (vgl.  zu  Ziff.  3  und  10).  Auch  die  FinanzbescbltlBse  ge- 
boren zu  den  VerwaltungsbescbltlBaen.  Es  sind  zwar  Verwaltungs- 
beschlUsse,  welche  die  Finanzen  des  Staates  direkt,  nicht  blob 
wie  andere  indirekt,  in  Einnahmen  oder  Ansgaben,  betreffen,  aber 
darum  sind  sie  nicht  weniger  Verwaltungsbeschltlase  uud  fallen 
also  im  Bande  keinenfalls,  auch  wenn  sie  die  grOfsten  Summen 
beträfen,  unter  das  Referendum;  m.  a.  W.t  ein  Fiuanz- 
refereadum  besitzt  der  Band  nicht. 

4.  Als  weitere  Bedingung  fllr  dem  Beferendam  anterstehende 
Bandeserlasse  kommt  in  Betracht,  dafs  sie  „nicht  dringlicher 
Natur"  seien.  Die  Bedingung  gilt  nur  fllr  allgemein  verbind- 
liche Bundesbeschlllsse ,  im  Gegensätze  zu  den  Baudesgeaetzsn ; 
m,  B.  W. :  allgemein  verbindliche  Bnndesbeschlttsse  unterlie^n 
dem  Referendum  nur,  wenn  sie  nicht  dringlich  sind,  wahrend 
Bundesgesetze  ihm  unbedingt  (dem  fakultativen  Beferendum)  unter- 
liegen, 30  dtSe  sie  ftlr  nicht  dringlich  erklärt  und  damit  dem  Befe- 
rendam entzt^en  werden  kflnnen.  DafHr  sprechen  die  Natur  der 
Sache  und  die  beiden  anderen  Texte  der  Band  es  Verfassung.  Die 
Natur  der  Sache  insofern,  als  „dringlich"  eine  bestimmte,  unter 
Umständen  vorübergehende  Gelegenheit  voraussetzt,  die  durch  den 
Erlafs  getroffen  werden  soll,  und  ftlr  bestimmte  Gelegenheiten  wohl 
Beschlüsse  gefabt,  nicht  aber  Gesetze  erlassen  werden.  Sodann 
die  anderen  Texte,  vor  allem  und  unzweideutig  der  franzttsische 
(„Los  lois  fMärales  sont  Bonmises  k  l'adoption  on  au  rejet  du 
peuple  etc.  II  en  est  de  mSme  des  arrStäe  f4d4raux  qui  sont 
d'une  port^e  g4n6rale  et  qui  n'out  pas  un  caractere  d'nrgence"), 
aber  auch  der  italienische  („Le  leggi  federali,  come  pure  le 
risoluzioni  federali ,  di  carattere  obbligatorio  generale  e  che  uon 
sono  di  natura  urgente  devono  inoltre  essere  sottoposto  al 
popolo"  etc.).  Im  Deutschen  wtlrde  es  also  vielleicht  deutlicher 
beifaen:  „Bundesgesetze   und    solche  Bande sbesch I ttese ,    die  nicht 
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allgemein  verbindlich  nnd  nicht  dringlicher  Natur  sind,  sollen"  etc. 
—  Was  aber  „dringlich"  Bei,  läfst  sich  rechtlich  nicht  bestimmen, 
Bondem  ist  eine  qnaextio  facti,  deren  Beantwortung  bei  der  be- 
Bchliefsenden  BehOrde,  der  BnndesverBammlung,  steht. 

G.  Art  nnd  Bedingung  des  BeferendumB.  Das  Referendum  tritt 
nicht  ohne  weitereB  mit  jedem  bezüglichen  Erlasse  ein,  sondern 
anf  besonderes  Begehren,  dafs  ein  bezüglicher  Krlafs  dem  Volke 
vorgelegt  werde  —  technisch  bezeichnet :  es  ist  kein  obligatorische«, 
sondern  ein  fakoltatlTes  Referendum.  -  Das  Begehren  nach  der 
VolkBabBtimmung  über  einen  solchen  Erlafs  rnnfs  von  30  000 
stimmberechtigten  Schweizerb Urgern  oder  von  8  Kantonen  gestellt 
sein.  Das  Begehren  steht  also  nicht  nur  beim  Volke,  sondern 
snch  bei  den  Kantonen;  m.  a.  W, :  das  Referendum  ist  nicht 
nnr  Volksreferendum,  sondern  auch  Kantonsreferen- 
dam;  die  Abstimmung  seihst  aber  findet  nur  im  Volke,  nicht 
auch,  wie  beim  Bnndesverfassuugsreferendnm  nach  Kantonen  statt. 
Die  Bedingung  von  30000  Stimmberechtigten  oder  8  Kantonen 
ist  eine  solche,  ohne  welche  es  weder  ein  Recht  noch  eine  Pflicht 
gibt,  einen  besUgtlchen  Erlafs  vor  das  Volk  zur  Abstimmung  za 
bringen.  Die  Bedingung  ist  aber  für  die  Kantone  schwerer  ge- 
macht als  fUr  das  Volk,  und  mit  Absicht.  Schwerer  insofern,  als 
S  Kantone  mehr  als  ein  Drittel  aller  Kantone  sind,  während 
30  000  Stimmberechtigte  schon  i.  J.  1874,  zur  Zeit  der  Anf- 
stellnng  der  Bestimmung,  kaum  der  20.  Teil  aller  Stimm- 
berechtigten waren  und  heute  nicht  einmal  der  25.  Teil  derselben 
sind  (zur  Zeit  der  letzten  eidgenössischen  Volksabstimmung  vom 
25.  X.  1908  gab  es  768  105  Stimmberechtigte;  vgl.  B.B.  1903, 
V,  79).  Absichtlich  Ist  die  Bedingung  fUr  die  Kantone  deshalb 
schwerer  gemacht  worden,  weil  man  das  Kanton sreferendum 
namentlich  mit  Rücksicht  auf  eine  Rejb^  damals  zu  erlassender 
„organischer"  (organisatorischer,  die  Rechte  speziell  auch  der 
Kantone  betreffender)  Gesetze  mehr  fHrchtete  als  das  Volks- 
referendnm  (vgl.  Protokolle  über  die  Revision» Verhandlungen 
1873/74,  S.  225). 

ArtiKel  »O. 

Die  BnndeBgegetE^ebiinf  wird  bezOglich  der  Formen  nnd  Fristen 
der  TolksabBtlmmnng  das  Erforderliche  feststellen. 

Vgl.  BundeBgeBetzbetr.VolksahBtimmung  über  Buudes- 
Kesetze  und  BaudeBbeechlüase,  v.  17.  VI.  1874:  I  116. 
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Dazu:  Bundesgesetz  betr.  Erleichterung  der  AuBubnsg  de* 
Stirn  IQ  rechtes  und  Vereiofachung  des  Wahlverfahtens,  ▼. 
SO.  in.  1900:  XVm  119  (oben  zu  Art.  76  zitert).  —  Verordanng  betr. 
Begehren  um  VolkBabstimmung  über  Bundeage setze  und  Btindes- 
beschlüsse  (und  um  Revision  der  Bundesverfassung),  v.  2.  V.  1879:  IV 
81  (betr.  Revision  der  Bundes  Verfassung  aufgehoben  dorch  XU  889  — 
im  übrigen  aufgehoben  durch  XVI  91;  dann  provisoriflch  wiederber- 
geatellt  durch  XVI  603  und  definitiv  durch  XVII  818). 

ArtlKel  «1. 

Die  Mitglieder  beider  K&te  Btlmmen  okne  InetruktloneH. 

, Instruktion"  (Zwangsmandat,  mandat  imp^ratif)  ist  der 
verbindliche  Auftrag  an  einen  parlamentarischen  Mandatar  Bett«ita 
seiner  Mandanten. 

Die  Einrichtung  des  Zwangsmaudates  war  mit  der  TagäalBong 
durch  alle  Zeiten  verbunden  gewesen  (vgl.  betr.  die  alten  Bünde  : 
mein  Bundesgtaatsrecht,  S.  88,  betr.  die  Mediation:  Bundes- 
verfassung Art.  XXVI  und  betr.  den  Bondeavertrag  von  1815 :  8), 
ist  aber  mit  der  Tagsatzuug  beseitigt  worden.  Und  zwar  ist  die 
Einrichtung  fUr  den  Ständerat  wie  fHr  den  Nationalrat  beseitigt 
worden,  obschou  sie  für  die  Hitglieder  des  Standerates  als  Ab- 
geordnete der  Kantone  besonders  verteidigt  worden  war  (vgl. 
J.  Meyer  II,  170).  Immerbin  besteht  sie  faktisch  gelegentlich 
noch,  und  namentlich  für  die  Nationalrats  wählen  als  Volkswahlen 
in  der  Weise,  dafs  die  Mandatare  sich  auf  ein  Wahlprogramm 
(parteipolitisches  Programm  als  Bedingung  der  Wahl)  verpflichten 
mUssen,  um  gewählt  zu  werden,  und  Gefahr  laufen,  weggewahlt 
zn  werden,  wenn  sie  davon  abgehen  —  und  besteht  jedenfalls 
insofern,  als  nach  Parteien  gewShIt  wird  und  der  Gewählte  der 
oder  den  ihn  wählenden  Parteien  verpflichtet  ist. 

Artikel  9». 

Jeder  Bat  verhandelt  abgesondert.  Bei  Wahlen  (Art.  8», 
Ziffer  4),  bei  AnsBbiuit  des  Begnadigungsrechtes  nnd  fflr  Entscheidan; 
von  Kompetenzstreitigkeiten  (Art.  8ö,  ZitTer  13)  vereinigen  sich  Je- 
doch beide  Bftte  unter  der  Leitung  des  Pr&sidenten  des  Natlonal- 
rates  zn  einer  gemeinschaftlichen  Terhandlni^,  so  daßi  die  aftsolste 
Mehrheit  der  stimmenden  Hitglieder  beider  R&te  entscheidet. 

Der  Artikel  betrifft  die  Verhandlung  der  beiden  Rite 
und  stellt  im  ersten  Satze  die  Kegel  und  im  zweiten  die  AaBnahme 
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vnn  der  Regel  auf.  In  der  Regel  verhandelt  jeder  Rat  abgesondert, 
Air  sich.  Das  ergibt  sich  schon  ans  Art.  89,  Abs.  1,  insofern, 
als  AB  zn  einem  Beschlasse  der  Znstimmnng  des  einen  Rates  zum 
anderen  bedarf,  was  voraussetzt,  dafs  jeder  Hat  fUr  sich  ver- 
handelt (vgl.  zn  Art.  89).  Die  Bestiromung  ist  denn  anch  nicht 
wegen  der  Regel,  sondern  wegen  der  Ausnahme  aufgestellt.  Aus- 
nahmsweise nftmlicb,  d.  h.  bei  bestimmt  bezeichneten  Geschäften, 
vereinigen  sich  beide  Rxte  zu  einer  gemeinschaftlichen  Verhand- 
lung ,  bilden  also  eise  einzige  Versammlung  oder  BehSrde ,  das 
ist  die  sog.  Vereinigte  fiundesversammlnng. 

I.    Die  Oeschäfte  der  Vereinigten  Bundesversammlung. 

1.  Als  Geschäfte  der  Vereinigteu  Bundesversammlung  sind 
durch  Art.  92  selbst  bezeichnet:  Wahlen,  Begnadigungen  und 
Kompetenzstreitigkeiten.  Der  Grund,  wamm  von  den  in  Art.  85 
bezeichneten  Aufgaben  der  Bundesversammlung  gerade  diese  Ge- 
schäfte und  nur  sie  durch  die  Vereinigte  Bundesversammlung  be- 
handelt werden,  ist  folgender,  a.  Bei  Wahlen  und  Kompe- 
tenzstreitigkeiten mnfs  notwendig  ein  Beschlnfs,  die  Wahl 
oder  die  Entscheidung,  zustande  kommen ;  das  ist  aber  in  sicherer 
Weise  nur  dann  mSglicb,  wenn  beide  Räte  gemeinschaftlich  ver- 
handeln und  beechliefsen.  Sonst,  bei  geti-ennter  Verhandlung, 
könnte  ein  Beachlufs  durch  NichtUbereinstimmnng  der  beiden 
Räte  bei  diesen  beiden  Geschäften  wie  bei  anderen  verunmOg- 
licht  werden;  bei  anderen  Geschäften  hat  es  nichts  auf  sieb, 
wenn  ein  Beschlnfs  nicht  gefsfst  wird,  wohl  aber  hier,  weil  eine 
Wahl  getroffen,  ein  Entscheid  (darüber,  welch«  Behfirde,  oh 
Bundesrat  oder  Bundesgericht,  in  einer  Sache  kompetent  sei)  ge- 
fafst  werden  mufs.  —  Es  gibt  zwar  auch  ein  Entscheidungsrecht 
der  Bundesversammlung  bei  Administrativstreitigkeiten  (Art.  85, 
Ziff.  12  der  Bundesverfassung),  hier  aber  nur  im  Sekurswege; 
es  ist  also  bereits  ein  Entscheid  vorhanden,  der  des  Bundesrates, 
nnd  es  bleibt  bei  diesem  Entscheid,  wenn  die  Räte  der  Bundes- 
versammlung im  Falle  der  Weiteraiehung  vor  sie  sich  nicht  auf 
ei  neu  Entscheid  einigen  können.  Bei  Kompetenzstreitigkeiten 
zwischen  BundesbefaOrden  dagegen  ist  die  Bundesversammlung  die 
erste  und  einzige  Instanz,  und  es  soll  durch  sie  ein  Entscheid 
erst  gefafst  werden ;  ein  Entscheid  aber  mufa  gefafst  werden.  Es 
ist  übrigens  betr.  die  Kompetenzstreitigkeiten  wohl  zu  bemerken, 
dab,    so  sehr  der  Ausdruck  im  Art.  92  der  gleiche  geblieben  ist 
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wie  in  alt  Art.  80,  das  dadurch  bezeichnete  Recht  gegenüber 
früher  ein  anderes  ist:  in  alt  Art,  SO  sind  Kompetenzstreitig- 
keiten  nicht  nur  zwischen  BundesbehOrden,  sondern  auch  zwischen 
Bnnd  und  Kantonen  verslanden,  gemafs  alt  Art.  74,  Ziff.  17;  in 
neu  Art.  92  dagegen  nnr  noch  die  ersteren,  gemKls  Art.  85, 
Ziff.  13  (vgl.  zu  Art.  85,  Ziff.  12).  —  b.  Bei  Begnadigungen 
ist  der  Grund  ein  anderer.  Ein  Beschlufs  auf  Begnadigung  mnls 
nicht  notwendig  gefafst,  d.  h.  eine  Begnadigung  mnia  nicht  not- 
wendig erteilt  werden;  es  kann  der  zu  Begnadigende  auch  nn- 
begnadigt  bleiben,  wie  es  bei  getrennter  Verhandlung  dann  der 
Fall  sein  wUrde,  wenn  jeder  der  beiden  Räte  oder  wenigstens 
der  eine  der  Begnadigung  abgeneigt  wHre.  Aber  wenn  beide 
Räte  ftlr  Begnadigung  gestimmt  sind,  nur  in  verschied enem  Halse, 
so  wUrde  es  bei  getrennter  Verhandlung,  auch  bei  abweichenden 
Beschlüssen  bloCs  im  Mafse  der  Begnadigung,  zu  gar  keiner  Be- 
gnadigung kommen.  FUr  diesen  Fall  also  hilft  nur  die  Verhand- 
lung in  Vereinigter  Bundesversammlung,  wenn  dem  Verurteilten 
überhaupt  eine  Begnadigung  zuteil  werden  soll.  F U  r  Be- 
gnadigungen ist  also  die  Einrichtung  der  Ver- 
einigten Bundesversammlong  im  Interesse  derVer- 
urteilten  getroffen,  während  bei  Wahlen  und  Kom- 
pet enzstrei tigkei ten  im  Interesse  der  staatlichen 
Ordnung  selbst.  —  Anders  verhält  es  sich  beider  Amnestie; 
daher  ist  diese,  zwar  wie  die  BegDadigung  Aufgabe  der  Bundes- 
versammlung, der  getrennten  Beratung  der  beiden  Bäte  Über- 
lassen. Bei  der  Amnestie  nämlich  handelt  es  sich  nur  darum, 
ob  sie  Überhaupt  gewährt  werden  solle  oder  nicht,  also  nur  nm 
die  Frage  der  Gewährung  überhaupt,  die  in  getrennter  Verhand- 
lung ebenso  entschieden  werden  kann  wie  in  gemeinschaftlicher, 
so  dafs  den  zu  amnestierenden  Personen  durch  die  getrennte 
Verhandlung  kein  Vorteil  verlorengeht. 

2.  Zn  den  durch  Artikel  92  der  Bundesverfassung  be- 
zeichneten drei  Geschäften  der  Vereinigten  Bundesversammlnng 
kommt  laut  Bundesgesetz  Über  die  politischen  und 
polizeilichen  Garantien  zugunsten  der  Eidgenossen- 
schaft, V.  23.  XU.  1851,  Art.  1  (B.G.  S'SS),  noch  ein  viertes 
Geschäft.  Eine  polizeiliche  oder  gerichtliche  Verfolgung  w-^en 
nichtamtlicher  Vergeben  kann  nämlich  gegen  Hitglieder  des 
National-  nnd  des  St^nderates  während  der  Dauer  der  Ver- 
sammlung nur  mit  Zustimmung  des  betreffenden  Rates  und  gegen 
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Ilitglieder  des  Bundesrates ,  sowie  gegen  den  Kanzler  der  Eid- 
genossenschaft (Vorsteher  der  Bundeskanzlei)  und  gegen  eid- 
genCIssische  ReprSsentanten  nnd  Kommissarien  überhaupt  nur  mit 
Zustimmung  des  Bundesrates  stattfinden;  Über  die  Yerweigerung 
der  Zustimmung  kann  im  einen  und  anderen  Falle  bei  der  Ver- 
einigten Bundesversaramlnng  Beschwerde  gefUhrt  werden').  Die 
Vereinigte  Bundesversammlung  ist  insofern  also,  wenn  es  sich  um 
Mitglieder  des  Nationalrates  oder  des  StSnderates  handelt,  Be- 
schwerdeinatanz  über  der  einen  Kammer,  im  anderen  Falle  llber 
dem  Bundesrat.  Das  srstere  aus  selbstverBtft&dlichem  Grunde : 
die  Kammer  soll  nicht  parteiisch  ihre  Mitglieder  vor  Verfolgung 
decken  kOnnen,  was  bei  getrennter  Verhandlung  einfach  dadurch 
mtiglich  wäre,  dafs  die  betreffende  Kammer  bei  ihrem  Beschlüsse 
der  Nichtverfolgung  bliebe  und  dadurch  einen  gegenteiligen  Be- 
echlufs  der  anderen  Kammer  paralysierte  —  und  das  zweite  (dafs 
die  Vereinigte  Bundesversammlung  auch  über  dem  Bundesrate 
Beschwerd  ein  stanz  ist)  deshalb,  damit  nicht  einfach  durch  Zu- 
stimmung des  einen  der  beiden  Bäte  zum  Verweigerungsbeschlusse 
des  Bundesrates  das  Recht  der  Verfolgung  beseitigt  werden 
könne  —  also  in  beiden  FHlleu  im  Interesse  der  Ge- 
sch  Sdigten. 

Ob  aber  einfach  durch  Bundesgesetz  die  in  der  Bundes* 
Verfassung  bezeichneten  GeBchäfte  der  Vereinigten  Bundesversamm- 
lung vermehrt  bezw.  Geschäfte  der  bundesverfassungsmAfaigen  Regel 
getrennter  Beratung  entzogen  werden  können?  Die  Rechtfertigung 
der  Konstitution  all  tat  der  Bestimmung  Ififst  sich  nur  darin  findeu : 
wie  das  Garant iegesetz  im  ganzen,  in  welchem  die  Bestimmung  ent- 
halten ist,  sich,  ohne  durch  die  Bundesverfassung  vorgesehen  zu  sein, 
mit  der  Aufgabe  des  Bundes  rechtfertigt,  die  Erfüllung  seiner  ver- 
faasungsmäTsigen  Zwecke  zu  schlitzen  (vgl.  mein  Bundes  Staatsrecht, 
S.  270/271),  so  rechtfertigen  sich  auch  die  einzelneu  Beatimmungen 
desselben,  soweit  sie  dieser  Aufgabe  dieuen.  Die  betreffende 
Bestimmtrug  sichert  freilich  direkt   nicht  den  Schutz    des  Bundes 


<)  Die  Verfolgung  amtlicher  Vergehen  von  Milgliedern  des 
National-  oder  Ständeratea  oder  der  von  der  BundeaTersammlung  ge- 
wählten Behörden  und  Beamten  richtet  eich  nach  dem  Bundesgesetz 
über  die  Verantwortlichkeit  der  ei dgenSss lachen  Behörden  und  Beamten 
(vgl.  zu  Art,  117),  und  danach  (Art,  17  und  18  des  Geaetzes)  tritt  eine 
Verfolgung  überhaupt  nur  auf  Beechlufa  der  ganzen  Bundesversamm- 
lung, der  aber  in  getrennter  Verhandlung  gefafst  wird,  ein. 
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aelbBt,  sondem  der  durch  ihn  besir.  seine  BehSrdea  geschldigtoik 
BUt;ger,  bildet  aber  das  notwendige  Korrelat  des  Scbntxes  der 
Privatperson  der  Mitglieder  der  BnndesbehltrdeD :  je  mehr  diese 
Air  den  Fall  ungerechten  Angriffes  in  Schntz  genommen  werden 
sollen,  ebendadnrcb,  data  die  Verfolgung  sogar  von  nicht  amt- 
lichen Vergehen  an  die  höhere  Zustimmung  gebuuden  wird  — 
um  so  mehr  ist  daftlr  su  sorgen,  dafs  nicht  auch  gerechte  Angriffe 
gegen  sie  mangels  geeigneten  lustouEenzuges  unterdrttckt  werden.  — 
Wenn  also  Überhaupt  nicht  an  ein  Garantiegese tx 
bei  AnfatelluDg  der  Bnadesver  fassung  gedacht 
wurde,  ein  solches  aber  doch  nnerlufslich  war,  so 
konnte  auch  ein  bezügliches  Geschäft  über  die  in 
der  Bundesverfassung  vorgesehenen  hinaus  der 
Vereinigten  Bund esver Sammlung  angewiesen  werden. 
Die  Bestimmung  mufs  also  wie  das  Gesetz  im  gansen  aus  einer 
Art  Notetand,  der  beiUgliche  Lücken  in  der  Bandes  Verfassung 
auszufüllen  gestattete,  erklart  werden. 

II.    Die  Vereinigte  Bundesversammlung  als  Beh&rde. 

Sie  bildet  eine  besondere,  einhei  tliche  BebOrde  zur  Ver- 
tretung der  eidgeni^ssi scheu  Legislative  in  den  genannten  Ge- 
schäften, wie  denn  auch  nach  dem  Artikel  selbst  die  absolute 
Mehrheit  der  stimmenden  Mitglieder  beider  Räte  ohne  Unterschied 
entscheidet.  Bei  deren  Verhandlungen  prfisidiert  nach  eben  dem 
Artikel  der  Präsident  des  Nationalrates,  und  gilt  nach 
dem  Bnndesgesetz  aber  den  Geschäftsverkehr  der  eidgenfissi- 
schen  Rfttfae  (vgl.  oben  zu  Art.  66),  Art.  15,  das  Geschxfts- 
reglement  des  Nationalrates  (vgl.  oben  zu  Art.  86)  und 
zwar  schlechthin,  auch  fUr  Wahlen  ,  während  früher  ftlr  Wahlen 
der  Vereinigten  Bundesversammlung  ein  besonderes  Wahlreglement 
(B.G.  6/148)  galt. 

Arttfcel  »3. 

Jedem  der  beiden  B&te  und  Jedem  Hltgllede  derselben  stekt 
das  Torschlagsreckt  (die  Initiative)  en. 

Das  gleiche  Recht  kSnnen  die  Kantone  dareh  KorrespomdeMi 
ausüben.  

Es  ist  das  die  gewöhnliche  Initiative,  verschieden 
einerseits  von  der  Petition  und  andererseits  von  der  Volksini tiativs. 
Als  Initiative  unterscheidet  sie  sich  von  der  Petition  dadurch, 
dafs  eine  bezügliche  Anregung  vom  Rate  bezw.  von  den  Räten,    an 
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die  sie  gericbtet  ist,  behaudfllt  uad  erledigt  werden  mufe,  während 
eine  Petition  nur  darauf  Ansprach  hat,  angenommen  nnd  angehört 
zn  werden  (vgl.  oben  zn  Art  57),  —  Als  gewöhnliche  Initiative 
unterscheidet  sich  das  in  Art.  93  statuierte  Recht  von  der  Volks- 
initiative  oder  der  Initiative  schlechthin,  wie  diese  im  Bund 
fÜrVerfBflBnngsre  Visionen  (neben  der  gewöhnlichen  Initiative)  besteht 
(Art  120  n.  121).  Die  Verfassungsinitiative  erscheint  der  Kichtung 
nnd  der  Wirkung  nach  im  Vergleiche  zur  gewöhnlichen  Initiative 
potenziert :  sie  ist,  wie  sie  ein  Antrag  ist  ans  dem  Volke,  so  auch 
ein  über  die  Behörde,  an  die  sie  zunächst  geht,  hinaus  an  das 
Volk  gerichteter  Antrag,  der  daher  auch  auf  solche  GegenstHnde, 
die  der  Volksabstimmung  unterliegen,  beschränkt  ist,  und  hat  die 
Wirkung,  dafs  sie  vom  Volke  selbst  verworfen  werden  mnfs,  wenn 
Ihr  nicht  entsprochen  werden  soll. 

Diese  Initiative  nach  Art.  93  steht  zn:  1.  jedem  der  beiden 
Bäte  der  Bundesversammlung,  wie  auch  nach  Art.  102,  Ziff.  i 
dem  Bundesrat  als  einem  und  dem  ersten  Gesetzgehunggfaktor  des 
Bandes;  2.  jedem  Mitgliede  der  beiden  Käte  als  sog.  „Motion" 
und  3.  den  Kantonen.  Sie  ist  aber  ihrerseits  nach  den  ver- 
schiedenen Berechtigten  von  verschiedener  Kichtung  und  Wirkung: 
die  Initiative  des  einen  Rates  geht  an  den  anderen,  am  von  diesem 
behandelt  zu  werden;  die  Initiative  eines  Ratsmitgliedes  gilt  nur 
als  Autrag  im  betr.  Rat  und  mnfs  von  diesem  angenommen  und 
damit  zu  seiner  eigenen  Initiative  erhoben  sein,  um  an  den  anderen 
Rat  zu  gelangen,  sonst  fällt  sie  dahin,  und  die  Kantonsinitiative 
kann  an  die  Bundesversammlung  im  ganzen  gehen  und  wird  auch 
im  Zweifel  als  dahin  gerichtet  zu  gelten  haben,  konnte  aber  wohl 
auch  nur  au  den  einen  oder  den  anderen  Rat  fUr  sich  gehen :  im 
ersteren  Falle  besitzt  sie  die  Kraft  der  Initiative  des  einen  Rates 
an  den  anderen,  im  zweiten  Falle  nur  die  Kraft  der  Motion  eines 
Ratsmitgliedes,  die  auf  den  betreffenden  Rat  beschränkt  ist.  — 
Betr.  die  Kantonsinitiative  speziell  ist  noch  zu  bemerken: 
1.  sie  steht  jedem  Kanton  für  sich  nnd  daher  auch  einem  Halb- 
kanton  allein  zu  (vgl.  oben  zu  Art.  1);  2.  es  ist  von  ihr  bis  jetzt  nur 
Gebrauch  gemacht  worden  betr.  Militärpflichtersatz  (Begehren  des 
Kantons  Zürich  vom  Jahre  1877,  es  solle  der  Bund  bis  zur  Inkraft- 
tretung  eines  eidgenüssischen  Militär pflichtersatzgesetzes  anf  den 
Bezug  des  Militärpflichtersatzes  verzichten,  und  Gesuch  Neuen- 
bürgs vom  Jahre  1882  um  Erlafs  einer  bezüglichen  Restschnld ; 
beide  al^ewieseu,  vgl.  v.  äalis  III,  Nr.  846  u.  847),  und  betr.  Über- 
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trAguDg  der  Gesetzgebung  Über  d&B  Strafrecht  an  den  Bund 
(iDitiativvorBchlüge  der  Kantone  Schaff hansen  und  Aargaa  vom 
Jahre  1890,  beide  angenommen  im  Sinne  der  Annahme  der  Uotion 
Forrer;  vgl.  1.  c.  V.,  S.  75,  Note,  und  oben  8.  53,  Ziff.  17);  vgl.  im 
gauzen  m.  Gmndrifs  des  Staats-  u.  Verwaltung» rechts  der  Schweiz. 
Kantone  I,  13. 

ArtlKel  »4. 

Die  Sltziinffen  der  beiden  Bäte  sind  in  der  Begel  QITentllcta. 


II.  Bundesrat. 

BnndesgesetKgebung  zu  dieaem  und  dem  folgenden  Abschnitt: 

1.  BundesTat  und  Bundeskanzlei  im  ganzen;  BondesbeschlufB  über 
die  Organisation  und  den  Geschäftsgang  des  Bundesrates, 
V.  21.  VIIL  1878:  HI  480;  Abänderungen  XV  18B,  601;  Kompetenien 
der  Departemente  und  der  Abtei lungechefs  XVI  117. 

BnudesbeBcblurs  betr.  die  Besoldungen  der  Hitglieder  des  Bundes- 
rates und  des  Kanzlers  der  Eidgenossenschaft,  v.  22.  XU.  1899:  XVIII  38. 

2.  Die  Departemente  im  einzelnen ,  ihre  Abteilungen  und  Anf- 
gaben. 

a.  Politisches  Departement:  Bundesgesetz  betr,  die  Organi- 
sation des  politischen  Departements,  v.  26.  III.  1897:  XVI  157.  —  Bandes- 
beschlufs  betr.  die  Gehalte  der  schweizerischen  Gesandtschaften 
im  Auslände  v.  21.  XU.  1872:  11/23;  betr.  die  Vertretung  der  Schweiz 
in  Washington,  v.  28.  I.  1882:  VI  150;  Reglement  betr.  das  schweize- 
rische GesandCschaftspersonal  XVIIl  742,  Abänderung  XIX  551.  — 
Reglement  für  die  schweizerischen  Konsularbeamten  I  528,  Anhang 
V  106,  Abänderung  XVI  438.  —  Bunde sbeschlufs  betr.  Vertretung  der 
schweizerischen  wirtschaftlichen  und  kommerziellen  Interessen  im  Aus- 
lände, V.  18.  XIl.  1884:  VI!  796. 

b.  Departement  des  Innern: 

Bundesgesetz  betr.  die  Organisation  nud  die  Beamtungeu  des 
statistischen  Bureau  und  der  Abteilung  Bauwesen  auf  dem 
schweizerischen  Departement  des  Innern,  v.  20.  VI.  1883:  X  778.  — 
Bundes^es.  hetr.  die  Errichtung  eines  statistischen  Bureau,  v.  21.  1. 
1860:  6/422;  Reglement  7/UO.  —  Bundesgesetz  betr.  die  Vornahme  und 
periodische  Wiederkehr  ein  ernenen  eidgenßssischen  Volkezfiblung, 
3.  II.  1860:  6/452;  Bundesbescblufs  betr.  die  Hauptergebnisse  der  eid- 
genSssischen  Volkszählung,  y.  1.  XII.  1900:  XVIil 890.  -~  Bundesbescblufs 
betr.  Betriebszählitng  i.  J.  1905,  v.  24.  VI.  1904:  XX  90.  —  Bnndea- 
gesetz  betr.  die  amtlichen  statistischen  Aufnahmen  in  der 
Schweiz,  v.  23.  VII.  1870:  10t>57j  belr.  Geburten,  SterbefftUe,  Trauungen. 
Scheidungen  und  Nichtigerklärungen  von  Ehen  I  819;  betr.  Unföllc 
X  480  und  4SI.  —  Bundesratsheschlüsse  betr,  die  Organisation  des 
eidgenüssischen  Bauwesens  11/453  und  IV  57.  —  Bundesgesetz 
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betr.  ReoiKanisation  der  Abteilungen  Porstwesen,  Jagd  und 
Fiscberei  XIII  834  (seit  der  Abfinderung  des  OrganisstiooBgeBetzeB 
beim  DepaTt«ment  des  Isneru,  vgl.  XV  191). 

Bundesgesetz  fiber  die  schweizerische  meteorologische  Oen- 
tralanstalt,  v.  27.  VI.  1901=  XVIII  787;  Reglement  380. 

c.  Justiz-  und  Polizei departement:  Bundesgesetz  betr. 
Organisation  des  schweizerischen  Polizeidepartements,  t.  16.  Xlt  1901 : 
XIX  38. 

d.  Militärdepartement:  Bundesgesetz  betr.  die  Organisation 
des  MilitfirdepartementB,  v.  20.  XII.  1901:  XIX  43.  —  Bondesratsbescbltirs 
betr.  die  OrganiBstion  und  Geschftftsfubrung  der  Kanzlei  des  eid- 
genössischen Hilitärdepartemeuts,  v.  22.  VI.  1868:  7/540.  - —  Verordnung 
über  die  Aufstellung  des  Budget  des  scbweizerischen  Milit&rdeparte- 
ments  und  über  die  Zuteilung  und  Verwendung  der  betreffenden  Kredite, 
V.  17.  XII.  1877:  III  270;  Abänderung  von  §  26:  XVI  95.  -  Bondes- 
ratsbeschlufs  über  die  firrichtnug  getrennter  Kassen  und  begonderer 
Rechnungsführung  fQr  einige  Dienstzweige  der  Uilitärrerwaltung ,  v. 
3.  III.  1898:  XIII  822;  Regulative  betr.:  KartUlerie-Centralremonten- 
depota  483,  Gotthard Verteidigung  439,  Abteilung  für  Befestigungsbauten 
des  eidgenössischen  Oeniebureau  519. 

e.  Finanz-  und  Zolldepartement: 
Bundesratsbeschlufs  betr.  die  eidgenSssischen  Kaasenbeamten, 

V.  4.  VIII.  1871:  10/526. 

Reglement  über  die  Organisation  der  Pinanzverwaltung 
und  die  Einrichtung  und  Führung  des  eidgenössischen  Kassen-  und 
Becbnungswesens,  v.  19.  II.  1877:  III  24;  Ergänzung  87;  Nachtrag  IX 
87;  Ab&ndemng  des  Nachtrages  XIII  263;  Abänderung  des  Reglements- 
Art.  75:  XIX  27.  —  Verordnung  über  die  Führung  der  Inventarien 
bei  den  eidgenössischen  Verwaltungen  V  846;  Nachtrag  XVI  7,  —  In- 
struktionen für  den  eidgenössischen  Liegenscbaflsverwalter  in  Thnn 
VI  493,  in  Herisan  VII  504.  —  Regalative  betr.:  Überdruck kasse  des 
topographischen  Bureau  IX  1 ;  Kassa-  und  Rechnungswesen  der  eid- 
genössischen Munitionsfabrik  in  Tbun,  der  eidgenössischen  Konstruktions- 
werkstätte  in  Thun  und  der  eidgenössischen  Waffenfabrik  in  Bern 
XIII  718;  dito  der  eidgenössischen  Pulver  Verwaltung  XIV  184,  mit  Zn- 
satz XV  297. 

Bundesgesetz  betr.  die  Reorganisation  des  Finanzdeparte- 
ments usw.,  V.  11.  XII.  1382:  VII  59;  Regulativ  für  die  eidgenössische 
Finanzkontrolle  XIX  420. 

Bundesgesetz  betr.  die  Organisation  und  die  Beamtungen  der 
schweizerischen  Oberzolldirektion,  v.  19.  XII.  1890:  XII  48. 

Bundesgesetz  botr.  Errichtung  einer  eidgenössischen  Wert- 
schriftenverwaltung, v.  18.  XU.  1891:  XII  690;  Vollziehungs- 
verordnung XV  5. 

f.  Handels-,  Industrie-  und  Landwirtschaftsdeparte- 
ment:  Bundesgesetz  betr.  die  Organisation  des  schweizerischen  Handels-, 
Industrie-  n.  LandwirUchaftedepartements,  v.  26.  III  1897i  XVI  160.  — 
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Verordnung  betr.  Organisation  des  Forstwesen a,  der  Jagd  und  der 
Fischerei,  v,  12.  III.  1880:  V  22. 

g.  Post-  und  Eisenbahndepartement:  Verordnung  Qber  den 
Geschaftegang  der  eidgenössischen  Postverwaltung,  v.  26.  XL  1876: 
HI  627;  Abänderungen  XII  682,  XVII  84,  XVIII  864.  -  Bundosgeaetz 
betr.  Organisation  der  Eisenbahnabteilung  des  Post-  und  Eisen- 
bahndepartements ,  v.  27.  HL  1697:  XVI  186;  Bund esratsb eschin fs 
dazn  193. 

3.  B  undeakanzl  ei  usw. :  Reglement  der  schweizerischen  Bundes - 
kanelei,  v.  7.  VHL  1850r  2'66;  Abänderungen  »895,  11/474.  ~  Regle- 
ment {&T  das  eidgenössische  Archiv,  v.  14.  IX.  1864:  8/143,  Abftndemng' 
XV11657.  —  Verordnung  betr.  die  Heranagabe  eines  Bundesblatte», 
V.  5.  IIL  1849:  1/275;  Abänderungen  2/344,  8/890,  11/523,  XI  728.  — 
BundosbeechlulB  betr.  den  Druck  der  Staatsverfassungen  der 
Kantone,  v.  25.  VH.  1863:  7/675.  —  BundesratabeHchlors  betr.  die 
schweiEerischeEisenbahnaktensammlung,  V.  11.  IL  1874:  11/472.— 
Bundearatabeachlufa  betr.  die  Herausgabe  eines  Schweizerischen  Fi n ans* 
und  ZollanEeigers,  v.  12.  VL  1882:  VI  207.  —  Bnndesgesetz  betr. 
den  Bezug  der  Kanzleisporteln,  v.  10,  VL  1897:  IV  335. 

4.  Subalternbeamte')  im  allgemeinen  und  vom  Bondesrat 
bestellte  KommisBionen  und  Eiperten: 

Bundesratsbeschliifa  betr.  die  A  m  t  sd  an  er  der  eidgenössischen 
Beamten,  v.  14.  1855:  5'118.  —  Desgl.  betr.  die  Anstellungen  bei  den 
eidgenössischen  Verwaltungen,  v.  2.  IV.  1878:  lU  393.  —  Verordnung 
über  die  Amtakautionen  der  Beamten,  Angestellten  und  Bediensteten 
des  Bundes  XV  401 ;  Ausführungsbestimmnngen  betr.  die  Postverwaltung 
XVI  44,  59;  Verordnung  betr.  Telegraphen-  und  Telephon  personal  VII 
271,  Abänderung  XI  270,  Ansfflhruog  XV  298.  —  Dito  betr.  die  Ei^ 
teilnng  von  Urlaub  an  Beamte  und  Angestellte  der  eidgenSssiechen 
Verwaltung,  y.  21.  U.  1879:  IV  27.  —  Desgl.  betr.  das  Dienstverhältnis 
der  in  Konkurs  geratenen  oder  bevogteten  eidgeneasiBcben  Be- 
amten und  Angestellten,  v.  2.  VI.  1894:  XIV  254.  —  Bundesgesetz  betr. 
die  Besoldungen  der  eidgenössischen  Beamten  und  Angestellten,  v. 
2.  VH.  1897:  XVT  272;  Voliaiebungsverordnungen  betr.:  Postverwaltnng 
371,  380,  XIX  666;  Telegraphen  Verwaltung  XVI  440,  454,  XVIII  58; 
Zollverwaltung  XVI  581,  XIX  524;  Unvereinbarkeit  anderweitiger 
Stelleu  und  Berufe  XVII  64.  —  Bundesrats beachlufs  betr.  die  Ent- 
soh&diguugen  für  anfserordentliche  Dienstleistungen  vod 
Beamten  und  Angestellten  der  Bundesverwaltung,  v.  5.  XIL  1898:  XVI 
867.  —  Bundeabeschlurs  betr.  die  Verwendung  derOrdnungsbufBen, 
V.  22.  XIL  1879:  IV  419;  Verordnung  daau  V  29. 

')  Unter  „Beamten"  im  Sinne  der  Bnndesgesetzgebung  sind  überall 
da,  wo  nicht  eine  andere  Bedeutung  ans  dem  Zusammenhange  hervor- 
geht, speziell  da,  wo  das  Wort  in  Verbindung  mit  „Angestellten"  oder 
„Bediensteten"  vorkommt,  Subalternbeamte  zu  verstehen;  vgl.  oben  su 
Art.  85,  Ziff.  3. 
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BnndeaTatsbeschlurs  betr.  die  Taggelder  a.  Reieeentscbädi- 
gnng  der  KommiBsionBinitglieder,  Experte»,  eidgenössischen  Beamten 
und  Angestellten,  v.  26.  XI.  lS7Si  III 623;  ErgSnsungen  und  Ab&ndemngen 

V  193  und  575,  XI  486,  XV  295. 


ArUk«!  99. 

Die  oberste  ToUzleh ende  ond  leitende  BehSrde  der  Eidgenosaen- 
BchKft  ist  ein  Bnsdegrat,  welcher  ans  hieben  Mitgliedern  besteht. 


Damit  wird  der  Bestand  des  Buodesrates  bezw,  seine  Zn- 
sammensetzang  nnd  anch  and  voraus  seine  Kompetenz  im  all- 
gemeinen feetgesetzt. 

In  letzterer  Beziehung  wird  der  Bundesrat  als  die  „oberste 
vollziehende  tind  leitende  Behörde"  der  Eidgenosxenschaft  be- 
zeichnet. Er  ist  vollziehende  Behörde  insoweit,  als  dem  Bunde 
selbst  die  Vollziehung  von  Bnndesgesetzen  und  Bundesbeschlttssen 
nnd  die  auswärtige  Yerwalttmg  zukommt  ~  leitende  Behörde 
dagegen,  soweit  die  Vollsiehang  gemäfa  der  Bundesverfassung  oder 
Bnndesgesetzgebung  Sache  der  Kantone  ist.  —  In  jedem  Falle 
kommt  es  fllr  die  Frage,  ob  der  Bundesrat  das  eine  oder  das 
andere  ist,  auf  das  innere  Bundesrecht  an,  auch  mit  Bezug  auf 
die  auswärtige  Verwaltung.  80  sehr  das  Recht  der  aus- 
wärtigen Verwaltung  an  sich  bezw,  die  Frage,  inwieweit  ein  Staat 
zu  auswärtigen  Beziehungen  Oberhaupt  berechtigt  sei ,  speziell 
Vertragsrpcht  besitze,  vom  Völkerrecht  abhängt,  so  ist  doch  die 
andere  Frage,  wer  im  Staate  za  dieser  Verwaltung,  soweit  sie 
besteht,  berechtigt  sei,  also  die  Frage  der  Kompetenz,  durchaus 
staatsrechtlich  und  wird  im  Bundesstaate  durch  das  Bundesrecht 
bestimmt  (vgl.  zu  Art.  8).  Wie  sich  im  schweizerischen  Bundes- 
staate diese  Kompetenz  zwischen  Bund  nnd  Kantonen  verteilt,  ist 
zu  den  Art.  8 — 10,  durch  die  sie  festgestellt  wird,  erläutert  worden. 
Immerbin  setzen  diese  Artikel  nur  das  Vertragsrecht,  das  Recht 
oder  die  Fähigkeit,  Staats  vertrage  einzugeben,  und  das  Verkehrs- 
recht fest.  Bei  wem  aber  steht  die  Vollziehung  von  Verträgen  ? 
Das  bestimmt  sich  nach  anderen  Artikeln  der  Bundesverfassung 
and  bezw.  nach  der  Bnndesgesetzgebimg.  Die  Vertrage  zwar, 
welche  von  den  Kantonen  selbst  bezw.  in  deren  Namen  vom  Bund 
abgeschlossen  werden ,  sind  von  ihnen  selbetverständlich  auch  zu 
vollziehen,  nnd  ohne  daCu  der  Bund  weiter  ein  Recht  der  Leitung 
besSfse.  Bei  Staatsverträgen  des  Bandes  dagegen  kommt  es  darauf 
an ,  ob  die  betr.  Tätigkeit  nach  dem  inneren  Rechte  des  Bundes 
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dem  Bunde  selbst  oder  den  Kantonen  zafllllt;  so  sind  ZaUvertrOge 
vom  Bunde,  Nioderlassunga vertrüge  dagegen  hauptsächlich  von  den 
Kantonen  zu  vollziehen.  Soweit  Verträge  des  Bundes  aber  nicht 
vom  Bunde ,  sondern  von  den  Kautonen  vollzogen  werden ,  hat 
der  Bundesrat  die  Leitung;  dort  ist  er  vollziehende,  hier  leitende 
Behörde. 

ArtllLd  9S. 

Die  Hitflleiler  des  Bundesrates  werden  von  der  BMades- 
versamBiIiuig  ans  allen  Schwell erbttrKem,  welche  als  HItglleder  <es 
Satlonalrates  w&hlbar  sind,  anf  die  Daner  tob  8  Jahren  ernannt. 
Eb  darf  jedoch  nicht  mehr  als  ein  Xltgrlled  ans  dem  n&mllcheB 
Kanton  fewfthlt  werden. 

nach  Jeder  GegamterDenema;  des  NatlonalrateB  findet  aacb 
«Ine  Oesamtemenenuigr  des  Bundesrates  statt. 

Die  tn  der  Zwischenzelt  ledig  grewordenen  Stellen  werden  bei 
der  nächstfolgenden  Sitzung  der  Bundesversanunlnng  fOr  den  Best 
der  Amtsdaner  wieder  besetzt. 


Die  Hauptsache  ist  hier  die  Bestimmung  der  Wahlart  des 
Bundesrates;  als  solche  gilt  also  BehOrdenwahl  (Wahl  durch 
die  Bundesversammlung)  im  Gegensatze  zur  Volkswahl.  Die 
letztere  ist  schon  wiederholt,  aber  erfolglos  angeregt  worden.  So 
1848  in  der  Revisionskommission,  in  der  sie  mit  einer  Stimme 
Minderheit  unterlag;  1873  unterlag  sie  aus  dem  falschen  Be- 
denken oder  unter  dem  Vorwande ,  dafs  sonst  die  Vollziehnngs- 
behifrde  ein  zu  grofses  Übergewicht  über  die  gesetzgebende  Behörde 
erhalten  wflrde  (Über  dieses  Bedenken  vgl.  m.  Politik,  S.  197  f.), 
und  1899  als  Gegenstand  der  Doppel  initiative  neben  der  Pro- 
portionalwahl des  Nationalrates  (vgl.  zu  Art.  73). 

Artlbel  07. 

Die  HItglleder  des  Bundesrates  dürfen  keine  andere  Beamtnog, 
sei  es  Im  Dienste  der  Eidgenossenschaft,  sei  es  In  einem  Kantaie 
bekleiden,  noch  Irgend  einen  andern  Beruf  oder  fiewerbe  treiben. 

Enthlllt  die  InkompatibilitStsbestimmnng,  und  zwar 
werden  als  Inkompatibilitäten  solche  wegen  Amtes  und  wegen 
Berufes  festgesetzt  (es  gibt  daneben  noch  solche  wegen  Ver- 
wandtschaft und  die  sog.  kollegiale  Inkompatibilität,  wonach  in 
der  gleichen  Behörde  nicht  mehr  als  so  und  so  viel  Mitglieder 
einer   anderen  Behöi-de  sitzen  dürfen  —  zwei  weitere  Arten   von 
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Inkompatibilität,  die  aber  hier  nicht  in  Betracht  kommen).  In 
ersterer  Beziehung,  betr.  die  Inkompatibilität  wegen  Amtes,  ist 
die  Beatimmnog  des  Art.  97  dnrcb  die  Art.  77  and  81  nnd 
bezw.  108,  Abs.  2,  zu  er^nzen,  wonach  der  Bucdesrat  auch 
inkompatibel  ist  mit  National-  und  Ständerat  und  bezw.  Bnndes- 
ge  riebt. 

ArtiKel  98. 

Den  Torslti  Im  Bnndesrat  niirt  der  BnndesprlLsident,  welcher^ 
sowie  ancli  der  TIcepr&sident,  ron  den  Terelnigten  Rftten  ans  den 
Kitglledem  desselben  fttr  die  Daner  eines  Jahres  gewKhlt  irlrd. 

Der  abtretende  Fr&stdeiit  Ist  fKr  das  nächstfolgrende  Jahr 
weder  als  Pi^sldent,  noch  als  TiceprKsldent  w&Ubar,  Das  gleiche 
■Itgrlled  kann  uloht  w&hreMd  iwel  unmittelbar  anf  einander  fol^n- 
den  Jahren  die  Stelle  eines  Ticeprftsldenten  bekleiden. 

Der  Artikel  betrifft  die  Präsidentschaft  des  Bandesrates. 

Absatz  2  speziell  korrespondiert  mit  Art.  78  betr.  den  Nationat- 
rat  und  Art.  82  betr.  den  8tänderat,  je  Abs.  2.  Der  Absatz  ent- 
hiÜt  wie  diese  zwei  Bestimmungen:  1.  Der  Präsident  ist  fut  das- 
nSchste  Jabr  weder  als  Präsident  noch  als  Vizepräsident  wählbar, 
und  2.  das  gleiche  Mitglied  kann  auch  nicht  zweimal  hintereinander 
Vizepräsident  sein.  Durch  beide  Bestimmungen  zusammen  wird  hier 
wie  dort  vermieden,  dafs  das  gleiche  Kitglied  drei  Jabre  hinter- 
einander in  der  PrKsidialleitung  sitze ,  und  weil  nach  Art.  96, 
2.  Satz,  nicht  mehr  als  ein  Mitglied  des  Bundesrates  ans  dem 
nämlichen  Kanton  gewählt  werden  darf,  so  kann  auch  der 
gleiche  Kanton  in  der  Präsidentschaft  des  Bundes- 
rates sowenig  als  in  der  des  StSnderates  drei  Jahre 
hintereinander  vertreten  sein,  bezw,  es  kommt  in  dieser 
Beziehung  Art  98  dem  Art.  82  gleich. 

Artikel  »9. 

Der  BDBdespr&Bldent  and  die  Übrigen  Mitglieder  des  Bundes- 
rates beliehen  einen  JUrllchen  Qehalt  ans  der  Budeskasse. 

Betr.  diese  Besoldungen  vgl.  den  Bundesbeschlufs  vom 
2  2.  X II.  189  9  (XVIII,  38 ,  oben  vor  Art  95  zitiert).  Danach 
beziehen  an  Besoldung :  der  Bundespräsident  17  000,  die  Mitglieder 
15000  und  der  Kanzler  (Kanzlei  versteh  er)  12  000  Fr. 

Betr.  die  Besoldungen  der  Übrigen  Bundesbeamten 
(auCser  dem  Bundesgericht)  vgl.  oben  die  Einleitung  zu  „Bundes- 
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behörden"  und  betr.  das  Bund  eagericht:  das  Bondeageeetz 
über  die  Organisation  der  Bundesrechtspäege ,  Art.  1977.  (XIU, 
508),  wonach  der  Bündele nchtsprSsident  13000,  die  flbrigen 
Bandesrichter  12000  nnd  die  Gerichtsschreiber  7000—9000  Pr. 
Besoldung  beziehen. 

ArtllLel  lOO. 
um  ?U%  Terhandeln  n  kSnnen,  mHggen  wenigsteng  Tier  Hit* 
Glieder  des  Bandesrates  anwesend  sein. 

Betrifft  dan  Quorum  (vgl.  oben  zu  Art  87). 

Artikel  tOl. 

Die  Mitglieder  des  Bundesrates  haben  bei  den  Terhnndlnngea 
der  beiden  Abteilnng'en  4er  BondesTersamniliing'  beratende  Stlnuie 
nnd  auch  das  Recht,  Aber  einen  In  Beratnng  Uzenden  Ge^nsland 
Anträge  zn  steUen,  

Betrifft  das  Recht  der  Mitglieder  des  Bundesrates  als 
solche  im  Parlament,  im  Gegensatz  zu  den  Sechten  des  Bundes- 
rates in  pleno  gegenüber  dem  Parlamente.  Die  Mitglieder  haben 
Dur  das  Antrags-  oder  Am  end  emeutsrecht,  d.  h.  das 
Recht,  mit  Bezug  auf  einen  bereits  in  Beratong  liegenden  Gegen- 
stand AntrKge,  Amendements  zu  stellen  —  dagegen  nicht  das 
Recht  der  Initiative  oder  des  Urantrages,  d.  li.  das  Recht,  einen 
Gegenstand  im  Parlament  in  Anregung  zu  bringen ,  wie  dieses 
Recht  der  Bundesrat  als  Kollegium  (nach  Art.  102,  Ziff.  4)  und 
die  Hitglieder  des  Parlamentes  (nach  Art.  93)  besitzen. 

Artikel  loa. 

Der  Bundesrat  hat  innert  den  Schranken  der  gegenw&rtl^n 
Terfasenng  rorzfigllch  folgende  Befugnisse  und  Obliegenheiten! 

1.  Er  leitet  die  eldgenSsslschen  Angelegenheiten,  gemU»  dem 
Bandesgesetzen  nnd  BnndesbesclilBBsen. 

i.  Er  bat  für  Beobachtnng  der  Terfassnng,  der  Sesetxe  laA 
Beschlftsse  des  Bandes,  sowie  der  Torsdirlften  eidgendsslscher 
Konkordate  zn  wachen;  er  trifft  zur  Handhabung  derselben  TOn  aiok 
ans  oder  auf  eingegangene  Beschwerde,  soweit  die  Benrtelinng 
Bolober  Rekurse  nicht  nach  Art.  HR  dem  Bnndesgerlchte  Blter- 
tragen  ist,  die  erforderlichen  Yerfttgungen. 

S>   Er  wacht  fflr  die  Garantie  der  Kantonalverfassnogen. 

4.  Er  schlägt  der  Bandesrersanunlnng  Gesetze  nnd  Besohltlsse 
Tor  nnd  begutachtet  die  Anträge,  welche  Ton  den  Räten  des  Bnndes 
oder  Ton  den  Kantonen  au  Ihn  gelangen. 


Zweiter  Abschnitt:  BundeabelißnJen,  Art.  102.  543 

5.  £r  Tollileht  die  BnndeBgeBetze  und  Bande gb eBcUfisse ,  die 
Urteile  des  Biindesgerichts,  sowie  die  Ter^lelohe'  oder  schleds« 
lichter] Ichen  Sprüche  Über  Streitigkeiten  zwlBchen  Kantonen. 

6.  Er  hat  diejenigen  Wahlen  zn  treffen,  welche  nicht  der 
BnndesTerBamoilnng  und  dem  Bande s^erlchte  oder  einer  andern 
BehSr^e  aber  tragen  werden. 

7.  Er  prflft  die  Verträge  der  Kantone  unter  sich  oder  mit  dem 
Auslände  und  genehmigt  dieselben,  sofern  sie  znlässlg  sind  (Art.  85, 
Ziffer  5). 

8.  Er  wahrt  die  Interessen  der  Eidgenossenschaft  nack  aalten, 
wie  namentlich  Ihre  TSIfcerr echtliehen  Besiehungen,  und  besorgt 
die  answ&rtlgen  Angelegenheiten  überhaupt. 

8.  Er  wacht  Rr  die  ftufaere  Sicherheit,  für  die  Behauptung 
der  Unabhängigkeit  und  Neutralität  der  Schweiz. 

10,  Er  sorgt  fflr  die  Innere  Sicherheit  der  EldgenosBenscbaft, 
Ar  Bandbabnng  tou  Buhe  und  Ordnung. 

11,  In  Fällen  Ton  Dringlichkeit  bt  der  Bundesrat  befugt,  BO* 
fem  die  Bäte  nicht  versammelt  sind,  die  erforderliche  TruppenzaU 
aufzubieten  und  Aber  solche  zn  rerfSgen,  unter  Torbehalt  un- 
Terzügllcher  Einberufung  der  BundesTersammlung ,  sofern  die  auf- 
gebotenen Truppen  zweltanaend  Mann  ttberstelgen  oder  das  Aufgebot 
länger  als  drei  Wochen  dauert. 

18.  Er  besorgt  das  eldgenSsslsche  Mllltärwesen  und  alle  Zweige 
der  Verwaltung,  welche  dem  Bunde  anguhSren. 

18.  Er  prflft  die  Gesetze  und  Verordnungen  der  Kautone,  welche 
seiner  Qenehmlgung  bedttrfen ;  er  Überwacht  diejenigen  Zweige  der 
Kantonair  er  waltnng,  welche  seiner  Anfaicht  unterstellt  sind. 

14,  Er  sorgt  ftlr  die  Verwaltung  der  Finanzen  des  Bundes,  für 
die  Entwerfung  des  VoranschlogeR  und  die  Stellung  der  Rechnungen 
Aber  die  Einnahmen  und  Ausgaben  des  Bundes. 

lö.  Er  hat  die  Aufsicht  aber  die  OeschäftsfUhrung  aller  Be- 
amten und  Angestellten  der  eidgentfssi scheu  Verwaltung. 

16.  Er  erstattet  der  BundesFersammlung  Jowellen  bei  ihrer 
ordentlichen  Sitzung  Rechenschaft  Über  seine  Verrichtungen,  sowie 
Bericht  flber  den  Znstand  der  EldgenosBensohaft  Im  Innern  sowohl 
als  nach  auhen,  und  wird  Ihrer  Anftnerksamkeit  diejenigen  Hab- 
rogeln  empfehlen,  welche  er  zur  BefSrderung  gemeinsamer  Wohl- 
fahrt fflr  dienlich  erachtet. 

Er  hat  Mich  besondere  Berichte  zn  erstatten,  wenn  die  Bundet- 
Ter Sammlung  oder  eine  Abteilung  derselben  es  verlangt. 

Der  Artikel  betrifft  die  Kompetenz  des  Bundesrates. 
Im  allgemeinen  werden  durch  den  Artikel  diese  Kompetenson 
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enunziativ  (enumerativ)  bestimmt,  wie  darch  Art.  85  diejenigfln 
der  Bundeaversammiting ;  immeibin  bestimmt  der  Artikel  nur  die 
„TOrzil glichen"  der  Kompetenzen  des  Bundesrates,  also  ohne 
erschöpfend  sein  zu  wollen,  wieder  wie  der  Art  85  betr.  die 
Kompetenzen  der  Bundesversammlung  („insbesondere").  Es  gibt 
aber  auch  präsumtive  Kompetenzen  des  Bundesrates,  als:  1.  die 
Verwaltung,  welche  dem  Bundesrat  als  Verwaltungsbehörde  dea 
Bundes  nacb  allgemeinen  Grundsätzen  zukommt  und  auch  nach 
Art.  95  speziell,  wo  er  von  vornherein  als  die  vollziehende  and 
die  Vollziehung  leitend«  Behörde  bezeichnet  ist  (vgl.  zu  diesem 
Art.);  2.  das  Wahl  recht  im  Bunde  nach  Art.  102,  Ziff.  6.  Beide 
Arten  von  Kompetenzen  kommen  also  dem  Bundesrat  immer  und 
überall  zu,  soweit  nicht  einzelne  Befugnisse  davon  einer  anderen 
BundexbehOrde  ausdrucklich  zugewiesen  sind.  —  Im  Verhaltnisse 
zur  früheren  Bundesverfassung  erscheint  vom  Abschnitte 
betr.  den  Bundesrat  nur  dieser  Artikel ,  der  Kompetenzartikel, 
abgeändert,  wie  anch  im  Abschnitte  von  der  Bundesversammlung 
hauptsächlich  nur  der  Art.  85  eine  Änderung  erlitten  hat.  Während 
aber  die  Kompetenzen  der  Bundesversammlung  speziell  als  Staata- 
gerichtshof  zugunsten  des  Bundesgerichtes  stark  beschnitten  worden 
sind  (vgl.  zu  Art.  85,  Ziff.  12),  erscheint  Art.  102  betr.  den  Bundes- 
rat gegentlber  alt  Art.  90  wenig  verändert.  Die  Veränderung 
betrifil  die  Ziffern  2,  6  und  13:  nach  Ziff.  2  ist  die  Kompetenz 
des  Bundesrates  als  Rekursinstanz  tlber  kantonale  VerfllgungeD 
mit  derjenigen  der  Bundesversammlung  auf  die  sog.  Administrativ- 
streitigkeiten  zurückgegangen ,  die  beiden  anderen  Anderungea 
dagegen  erscheinen  rein  formal  bezw.  redaktionell. 

Im  einzelnen  sind  die  Kompetenzen  des  Bundesrates  folgende: 
Ziff.  i.  „Et  leitet  die  eidgenössischen  Angele^nbeiten, 
gemäfs"  usw.  —  also  soweit  er  sie  nicht  selbst  bezw,  durch  seiue 
Organe  zu  vollziehen  hat  (vgl.  zu  Art.  95).  Was  er  selbst  zu  voll- 
ziehen bezw.  zu  verwalten  hat,  wird  durch  die  weiteren  Ziffern 
bestimmt. 

Ziff.  2.  1.  Gegenstand  dieser  Kompetenz  ist  das  Bnndesrecbt 
und  das  dem  Bundesrechte  gleichgestellte  Konkordatsrecht.  Zum 
Bundesrechte  gehören  gVerfassung,  Gesetze  und  Beschlüsse  des. 
Bundes",  und  unter  „Beschlüssen  des  Bundes"  sind  nicht  nur  Bundes- 
beschlüsse im  engeren  Sinne,  d.  h,  Beschlüsse  der  Bundes  Versamm- 
lung zu  verstehen,  sondern  auch  Beschlüsse,  d.  h.  Verordnungen 
und  Verfllgungen  des  Bundesrates ;  mit  anderen  Worten :  der  Bandes- 
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rat  hat  auch  ftlr  Beobnchtnng  seiDer  eigenen  allgemeinen  und 
Bpeziellen  Erlaase  zn  sorgen.  —  Betr.  das  Eonkordatsrecht 
ist  immerhin  nnr  das  Recht  der  eidgenössischen  Kon- 
kordate, nicht  anch  der  besonderen  Konkordate  (ttber  den  Unter- 
schied vgl.  zu  Art,  7)  dem  Bundesrethte  dietifalls  gleichgestellt, 
d.  h.  bei  besonderen  Konkordaten  hat  der  Bandesrat  zwar  wie  bei 
anderen  Konkordaten  im  An  mftin gefalle  mitzuwirken  gemafe 
Art.  7  als  ExekutivbehOrde  überhaupt,  aber  nicht  für  Beobachtung 
kraft  Art.  102,  ZifT.  2  bezw.  ex  officio  zu  wachen  (vgl.  oben  zu 
Art.  7). 

2.  Uie  Kompetenz  des  Bundesrates  mit  Bezug  anf  diese 
Rechte,  das  Bnudesreeht  und  das  Recht  der  eidgenössischen 
Konkordate,  ist  eine  doppelte :  er  ist,  um  die  Beobachtung  dieser 
Rechte  zu  sichern,  zum  Einschreiten  von  sich  ans  oder,  soweit 
er  Reknrsinstanz  ist,  auf  eingegangene  Beschwerde  berechtigt  und 
verpflichtet ;  er  besitzt  also  diesfalls ,  soweit  er  nicht  Reknrs- 
instanz ist,  eine  OfSziatstellung.  —  a.  Reknrsinstanz  ist  der 
Bundesrat  nnr  betr.  die  sog.  Administrativstreitigkeiteu,  d.  h.  Be- 
schwerden wegen  Verletzung  von  Art.  18,  Abs.  B  der  Bundes- 
verfassung (unentgeltliche  Ausrüstung  der  Wehnnffnner) ,  27, 
Abs.  2  (Schulwesen  der  Kantone),  81  (Handels-  und  Gewerbe- 
freibeit),  51  (Jesuit enverbo t) ,  52,  Abs.  1  und  2  (Zivilstand  und 
Ehe  und  Begrübnisplätze)  und  Beschwerden  betr.  das  Stimmrecht 
der  Bürger  nach  Bundesrecht.  Es  gibt  zwar  anch  noch  andere 
Administrativstreitigkeiteu  (Beschwerden  betr.  Stimmrecht  nach 
kantonalem  Verfassungsrecht  und  kantonale  Wahlen  und  Ab- 
stimmungen als  solche  und  Anstände  aus  Staats  vertragen  betr. 
Handels-  und  Zollverhältnisse,  Pateutgebfthren ,  Freizügigkeit, 
Niederlassung  nnd  Befreiung  vom  Milit&rpfltchtersatz),  aber  diese 
betreffen  nicht  das  Bnndesrecht,  sondern  das  kantonale  oder  inter- 
nationale Recht;  über  das  kantonale  Verfassungsrecht  and  das 
interoationnle  Recht  hat  der  Bundesrat  auch  sonst  und  nicht  nnr 
als  Reknrsinstanz,  sondern  auch  ex  officio  zu  wachen,  also  wie 
über  Bnndesrecht  und  eidgenössisches  Konkordatsrecht,  aber  nach 
anderen  Ziffern  des  Art.  102  (Ziff.  3  nnd  8).  —  Soweit  der 
Bundesrat  als  Rekursintanz  in  Administrativstreitigkeiten  eine 
Verfügung  trifft,  unterliegt  diese  der  Weiterziehung  vor  die 
Bundesversammlung  (Art.  85,  Ziff.  12).—  b.  Off  i  zialst eilung. 
Danach  ist  der  Bundesrat  nicht  nur  als  Rekursinstnnz  auf  Be- 
schwerde   zum  Einschreiten  bei  Verletzung  von  Bundesrecht  und 
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etdgeDÖsstscliein  Koukordatsrecht  berechtigt  und  verpflichtet,  sondern 
auch  BODSt.  Betr.  bezügliche  Präjudikate  vgl.  v.  Salis  I,  8.  198-199, 
341  (=.  IV,  Nr.  1428),  351,  370;  II,  9.  605.  Und  awar  ist  der 
Bundesrat  zum  Eiascbreiten  ex  officio  berechtigt  bezw.  verpflichtet, 
auch  wenn  es  sich  am  Individualrechte,  nicht  blob,  wenn 
ea  sich  um  orgauigatorische  oder  blofa  objektiv  verwaltungsrecht- 
liche Beetimmungea  des  Bundeerechtes  (vom  Konkordatsrecht  ab- 
gesehen) handelt  (vgl.  die  gegenteilige  Annahme  in  einem  der 
neuesten  sog.  KongregatiooBbeBchlüBse :  B.B.  190Ü,  IV,  247),  and 
weiter  auch,  wenn  es  sich  tm  solche  Individualrechte  bandelt,  die 
im  Rekurswege  nicht  ihm,  dem  Bundesrate,  Bondem  dem  Schatze 
Abb  Bundesgerichtes  unterstehen  (vgl.  die  wenigstens  insoweit 
gegenteilige  Annahme  im  zitierten  Pri^udiz:  v.  Salia  II,  S.  60&); 
m.  a.  W.  die  Klausel  in  Ziff.  2:  „soweit  die  Beurteilung  solcher 
Rekurse  nicht  nach  Art.  113  dem  Buudesgerichte  übertragen  ist", 
bezieht  sich  nur  anf  den  Fall  der  eingegangenen  Beschwerde, 
nicht  auch  auf  das  Einschreiten  von  eich  aus,  Dafs  der  Bundes- 
rat da,  wo  er  Beschwerd  ein  stanz  ist,  auch  von  sich  aus  vor^hen 
kann,  unterliegt  gar  keinem  Zweifel:  das  Bundesrecht  ist  nach 
dem  Vordersatz  der  Ziff.  2  unbedingt  zu  schützen,  auch  ohne 
Beschwerde,  und  zum  Schutze  desselben  ist  in  diesem  Falle  Über- 
haupt niemand  anderes  vorhanden  als  der  Bundesrat.  Und  wo  es 
sich  um  Verletzungen  des  Bundesreehtes  handelt,  die  dem  Schutze 
des  Bundesgerichtes  unterstehen,  finden  sie  bei  diesem  eine 
Bemedur  jedenfalls  dann  nicht,  wenn  keii^e  Beschwerde  voili^t, 
und  doch  sind  sie  nach  dem  gleichen  Vordersatz  anbedingt  nicht 
zu  dulden  und  haben  daher  die  nötige  Zurückweisung  nur  vom 
Bundesrate  kraft  seiner  Offizial Stellung  zu  erwarten.  Wie  not- 
wendig das  Recht  der  Offizial Stellung  des  Bundesrates  auch  im 
Falte  der  dem  Schutze  des  Bundesgerichtes,  aber  eben  nur  im 
Beschwerdewege  unterstehenden  Individualrechte  ist,  dürfte  sich 
namentlich  bei  der  nach  Art.  45  garantierten  Niederlassungs- 
freiheit  erweisen:  au  armen  Leuten  kann  das  Niederlassungs- 
recht  schwer  verletzt  werden,  und  ohne  dafs  dag^en  beim 
Bundesgericht  Beschwerde  geführt  wird ;  soll  deswegen  eine  diese 
Garantie  verletzende  Praxis  bestehen  bleiben?  DaSs  also  der 
Bundesrat  auch  zum  Schutze  von  Rechten ,  die  im  Rekurswege 
vom  Bundesgerichte  zu  schätzen  sind ,  aber  mangels  Rekarses 
diesen  Schutz  nicht  finden,  einzuschreiten  berufen  ist,  liegt  durch- 
aus im  Gebote  der  Ziff.  2  des  Art.  102.     Wie  aber  verhält  sich 
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seine  OiSzia) stell ong  zar  Rekurskompeteuz  des  Bandssgericbtes? 
Sie  ist  von  der  letzteren  unabhängig,  d.  b.  der  Bundesrat  ist  bei 
Verfügungen  zwecks  ofßzieller  Wahrung  des  Bnndesrecbtes  an 
die  bundnBgericbtliche  Präjudikatnr  nicht  gebunden,  wie  auch 
das  Bundesgericht  eine  kantonale  Bestimmung  oder  VerfUgnng 
wegen  Widerspruches  mit  dem  Bundesrecbt  aufbeben  kann,  auch 
wenn  sie  vom  Bundestate  nicht  offiziell  beanstandet  worden  ist; 
kann  doch  das  Bunde  sgericht  eine  kantonale  Verfassnnga- 
bestimmung  deswegen,  trotz  Genehmigung  der  Verfassung  durch 
die  Bundes  Versammlung,  kassieren  (vgl.  oben  zu  Art.  6).  Immer- 
hin kann  der  Bundesrat  in  seiner  OfSzialstellung  nicht  in  Ent- 
Scheidungen  des  Bundesgerichtes  als  Beknrsinstanz  eingreifen.  — 
Jedenfalls  aber  können  Gegenstand  des  Einschreitens  des  Bundes- 
rates als  Ofßzialbehßrde  wie  als  Rekursinstanz  nur  Verletzungen 
von  Öffentlichem  Bundesrechte  sein,  nicht  von  privatem, 
speziell  nicht  des  eidgenössische n  Obligationenrechtes  bezw.  Urteile 
in  Anwendung  des  letzteren.  —  Das  Mittel  des  Einschreitens 
besteht  beim  Verfahren  von  Amta  wegen  wie  im  Reknrswege  in 
der  Aufhebung  der  verletzenden  Bestimmung  oder  Verfügung, 
aber  nicht  im  Brlafs  einer  anderen  Bestimmung  oder  Verfügung; 
darum  erscheint  der  Bnudesratsbeschlnfs  betr.  die  Formulare  der 
Hoimatsscheine  (vgl.  oben  S.  154)  nnr  insofern  von  Gültigkeit, 
als  er  bestimmt,  in  welcher  Form  der  üelmatsscbein  für  Un- 
verheiratete von  Bundes  wegen  anerkannt  werden  kOnne.  —  Für 
bezügliche  Verfügungen  des  Bundesrates  ex  officio  gibt  es,  anders 
als  fHr  solche  im  Rekurswege  (vgl.  a),  keine  Wfliterziehung  vor 
die  BoDdesversammluDg. 

ZilT.  3.  Betrifft,  im  Gegensatz  zu  Ziff.  2,  die  Überwachung 
kantonalen  Rechtes,  speziell  der  Kantons  Verfassungen.  An 
sich  sind  Gegenstand  der  Überwachung  auch  nicht  die  Kautons- 
verfassungen  selbst,  sondern  deren  Garantie,  d.  h.  die  Kantons- 
verfasBungen,  soweit  sie  garantiert  sind ;  soweit  das  aber  der  Fall 
ist,  ist  fUr  die  Kaatonsverfassungen  seihst  zu  wachen,  daTs  sie 
nicht  verletzt  werden.  Verfügungen  zwecks  Handbabnng  der 
Überwachung  mUssen  aher  vom  Bundesrat  ex  ofEcio  getroffen 
werden  kennen,  sonst  hätte  er  Überhaupt  kein  bezügliches  Ver- 
fUgungsrecht  uud  wäre  sein  Recht  der  Überwachung  damit 
illusorisch ;  denn  Rekursinstanz  über  Beschwerden  wegen  Verletzung 
kantonaler  Verfassungsbestimmungen  ist  nicht  er  (abgesehen  von 
dem    singuUren    Fall    betr.    Stimmrecht    und    Wahlen    und    Ab- 
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BttmmnngeD) ,  soudern  dns  Bandesgericht.  Ist  er  aber  zum  Ein- 
schreiten ex  officio  zugunsten  kantonaien  Rechtes,  und  zwar 
neben  und  nhDe  Rücksicht  auf  das  BnndeBgeticbt  als  Beknrs- 
instanz  befugt  —  wie  viel  mehr  nicht  zugunsten  des  Bundes— 
rechtes,  so  dafs  durch  Ziff.  3  indirekt  die  angegebene  Offizial- 
stellung  nach  Ziff.  2  durchaus  bestStigt  wird. 

Ziff.  4  betrifft  die  Initiative  des  Bundesrates  als  KoUeg^nm, 
im  Gegensatze  zum  Antiagsrecht  der  einzelnen  Hitglieder  des 
Bundesrates  nach  Art.  101.  ISs  ist  also  das  Recht  des  Urantrages 
int  Gegensatze  zum  blofsen  Amendementsrecht  gemeint. 

Ziff.  &  betriSl:  1.  die  Exekutive,  d.  h.  die  Votiziehnng 
von  Bandesgesetzea  und  Bunde sbeschlUssen  durch  entsprechende 
Verordnungen  oder  Verfügungen,  und  2.  die  Exekution,  d.  h. 
die  Zwangsvollstreckung  von  bezüglichen  Verfllgungen  bezw.  (ia 
Adminietrativstreitigkeiten)  von  Urteilen,  sowie  von  , Urteilen  des 
Bundesgericfates  usw."  (vgl.  Über  die  Exekution  im  Gegensatz 
zur  Intervention  den  Kommentar  zu  Art.  16).  —  Zur  Elsekntive 
gehört  also  auch  das  Verordnungsrecht.  £b  ist  dem 
Bundesrate  nicht  ausdrttcklich  zugesprochen;  weil  es  aber  auch 
nicht  ausdrücklich  einer  anderen  Behörde  vorbehalten  oder  dem 
Bundesrate  beschrftnkt  erteilt  ist,  besitzt  er  es  nach  allgemeinen 
Giundsätzen  als  Exekutiv  bebt)  rde,  nnd  zwar  iu  folgender  Art  nnd 
Anedehuung.  Er  kann  nicht  nur  sog.  Verwaltungsverordnnngen 
erlassen,  d.  h.  Verordnungen  fUr  die  ihm  untArstellten  eid- 
genössischen und  kantonalen  Verwaltungsorgane,  sondern  auch 
Recbtsverordnungen,  verbindlich  fUr  den  Bürger,  nnd  betr.  Rechte- 
verordnungen ist  er  nicht  auf  Volkiebungsverordnnngen  xn 
Bundesgesetzen  oder  BundesbeschlUssen  beschränkt,  sondern  er  ist 
befugt  auch  zum  Erlasse  von  selbstAndigen  Verordnungen ,  d.  h. 
Verordnungen  kraft  und  innerhalb  des  Selbstbestimmnngsrecbtea 
der  Verwaltung  —  nnr  dafe  die  Verordnungen  Überhaupt  nicht 
Gesetzescbarakter  haben  und  ancb  nicht  in  die  BeschlnsaeB' 
kompetenz  der  Bundesversammlung  eingreifen  dtlrfen.  Und  zwar 
unterliegen  die  bnndesrStlichen  Verordnungen  weder  der  Ge- 
nehmigung der  Bundesversammlung,  soweit  sie  nicht  darch 
Bnnde^esetz  für  eine  bezügliche  Ansfllhrungs Verordnung  ans- 
drücklich  vorbehalten  ist,  noch  dem  Beschwerdezng  vor  die  Bundes- 
versamrolung  (abgesehen  von  den  Rekursentscheiden),  sondern  nur 
deren  parlamentarischer  Kontrolle,  genau  wie  die  Verfbgongen 
(vgl.  mein  Bund esstaatsre cht  S.  254). 
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Ziff.  6  enthalt  dan  pr&sumtive  Wahlrecht  des  Bundes- 
rates, von  dem  bereits  zu  Art.  85,  Ziff.  4  die  Rede  war. 

Ziff.  7.  Genehmignngsrecht  mit  Bezug  aaf  kantonale 
Vertrilge,  vorbehaltlich  der  Anfechtung  des  Vertrages,  in 
welchem  Falle  nach  Art.  85,  Ziff.  5  die  Bnudesversammlnng 
über  die  Genehmigung  des  Vertrages  entscheidet.  Davon  war 
zQ  Art.  7  Aie  Red«. 

Ziff.  8  nnd  9  betreffen  die  auswärtige  Verwaltung. 
Es  ist  aber  zu  unterscheiden:  1.  die  ordentliche  auswärtige 
Verwaltung,  d,  h,  die  Verwaltung  in  Fried enszeiten,  die  (aufser 
dem  Abschlüsse  bezw.  der  Ratifikation  von  StaatsvertrSgen)  Sache 
des  Bundesrates  ist;  ao  auch  die  Bestellung  der  Gesandten  nnd 
Konsuln,  nicht  aber  die  Kreierung  dieser  Stelleu.  Diese  ist 
Sache  der  Bundesversammlung,  —  2.  Im  Ernstfalle  dagegen 
kommt  dem  Bundesrate  nur  die  Vorbereitang  der  nötigen  MaTs- 
nahmen  nnd  die  Vollziehung  der  bezüglichen  BundesbeschlUsse 
zu;  die  Hafsnahmen  selbst  sind  Sache  der  Bundesversammlung 
(Art.  85,  Ziff.  6). 

Ziff.  10  betrifit  die  innere  Sicherheit,  Ruhe  und  Ordnung; 
auch  nach  dieser  Seite  sind  im  Ernstfälle  die  Mafsnahmen  Sache 
der  Bundesversammlung. 

Ziff.  II  betr.  das  Anfgebotsrecht  des  Bundesrates. 
Es  besteht  nur  ausnahmsweise  (in  FSlIen  von  Dringlichkeit) 
und  nur  vorlHufig,  aber  nach  anfsen  wie  nach  innen,  d.  h.  in  allen 
Fallen  der  Ziff.  8—10. 

Ziff.  12  betrifft  die  ordentliche  Uilitllrverwaltung, 
im  Gegensätze  zum  Aufgebot  nach  Ziff.  11  and  Art  19. 

Ziff.  13.  1.  Genehmigung  der  kantonalen  Gesetze  und 
VerordDungen,  welche  überhaupt  „seiner",  d.  h.  des  Bundesrates, 
Genehmigung  bedürfen.  Die  Gesetze  nnd  Verordnungen,  die 
überhaupt  der  Genehmigung  bedürfen,  bedürfen  nur  der  Ge- 
nehmigung des  Bundesrates,  im  Gegensätze  zu  den  kantonalen 
Verfassungen,  deren  Genehmigung  Sache  der  Bundesversammlung 
ist.  Die  Genehmigung  kantonaler  Gesetze  und  Verordnangen  ist 
vorgeschrieben  teils  durch  die  Bundesverfassung,  Art.  32,  lit,  e 
(betr.  KonsumogebUhren ,  dahingefallen :  vgl.  zu  diesem  Art.) ; 
46,  Schlnfssatz  (über  die  Niederlassung  und  das  Stimmrecht  der 
Niedergelassenen  in  den  Gemeinden) ;  55 ,  Abs.  2  (Prefs- 
bestimmnngen)    —    teils     durch     die    Bundesgesetzgebung,     als: 
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Bundesgeaetz  über  Zivilstaad  nnd  Ehe  n.  a.  (vgl.  v.  Balis  I, 
S.  t*0).  —  2.  Aufsicht  Über  die  KantoüÄlvetwaltnng,  «ber 
nar,  soveit  sie  als  Vollzugsorgan  den  Bandes  nach  Uafggabe  der 
Tentchiedenen  Bimdesgesetse  erscheint.  Als  soaverKne  Staaten 
anterliegen  die  Kantone  in  ihrer  Terwaltnng  der  Änfsicht  des 
Bandesrates  nar  negativ,  nftmlich  nicht  weiter,  als  dafs  sie  niclit 
das  Bandesrecht  verletzen  dürfen,  also  nach  Ziff.  2. 

Ziff.  14  betrifft  die  Finanzverwaltung,  mit  der  Pflicht 
zur  Budget-  nnd  Rechnungslegung;  betr.  das  Budget  vgl.  auch 
zu  Art.  85,  Ziff.  10. 

Ziff.  16.  - 

Ziff.  16:  Pflicht  der  ordentlichen  nnd  anfserord entliehen 
Berichterstattung,  aeben  der  Pflicht  zur  Budget-  und 
Bechaungslegung  (Ziff.  14). 

Artikel  103. 

Die  Oescb&fte  des  Bnadegrates  werden  nach  Departementen 
anter  die  einzelnen  Mitglieder  verteilt.  Diese  EinteiloBgr  hat  aber 
elnslg  zon  Zweck,  die  FrUfnnjr  und  Besorgmngr  der  Oeschlfte  n 
nrdem;  der  Jeweilige  Entscbeid  gekt  von  dem  Bandesrate  als  B»- 
hSrde  ans.  

Statuiert  das  sog.  Departementalsystem,  nnd  zwar  in 
dem  Sinne ,  dafs  es  keinen  Minister  ohne  Portefeuille  gibt ,  weil 
die  Geschäfte  unter  ,d  i  e  einzelnen  Mitglieder"  zu  verteilen  sind, 
was  auch  der  ohne  weiteres  anzunehmenden  Gleichstellung  der 
Mitglieder  in  der  Geachsftsbelastang  entspricht.  Zweck  der  Ver- 
teilung ist  zwar  nur  die  Vorbereitung  der  GeschHfte,  weil 
die  Erledigung  ausdrücklich  dem  Bundesrat  in  pleno  vorbehalten 
wird;  laut  der  Gesetzgebung  aber  sind  gewisse,  minder  wichtige 
Geschäfte  von  den  Departementen  selbst  zu  erledigen  und  steht 
diesfalls  nur  die  endgültige  Erledigung  im  Rekurswege  dem 
Bundesrate  zu  (vgl.  den  vor  Art.  95  zitierten  BundesbescbluCs 
Ober  die  Organisation  und  den  Greschäftsgang  des  Bundesrates, 
Art  20,  Abs.  2). 

Artikel  104. 

Der  Bundesrat  nnd  seine  Departemente  sind  befugt,  fflr  be- 
sondere Geschäfte  Sachkiudlge  belznziehen. 


Die  beigezogenen  SachversUndigen  gelten  immerhin  nur   als 
solche,    d.  h.    sie  kSnnen  nur  mit  beratender,    nicht  mit  ent- 
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scheidender  Stimme   beigezogen  werdeu;    das  letztere    vUrde  den 
Art.  95  und   103  widersprechen, 

III.   Bnndeskanzlei. 

Artikel  106. 

Eine  Bnndeskanzlei,  ireJcher  ein  Kaniler  Torsteht,  besorgt  die 
Santlelgeschäfte  bei  der  BnndesTersammlnng'  nnd  beim  Bnndesrat. 

Der  Kanzler  wird  Ton  der  BnndesTersammlnng:  anf  die  Daner 
TOn  drei  Jahren  jewellen  gleichzeitig  mit  dem  Bundesrat  geirKhlt. 

Die  Bnndeskanzlei  steht  unter  der  besonderen  Aufsicht  des 
Bundesrates. 

Die  nKhere  Organisation  der  Bnndesfcanilel  bleibt  der  Bnndes- 
gesetigebnnf  Torb  ehalten. 


Zn  Abs.  4  Tg],  die  vor  Art.  95  zitierte  Bundesgesetz- 
^ebung.  Das  Hanptaktnm  ist  auch  betr.  die  Bundeskanzlei  der 
Enndesbeflchlufs  Über  die  Organisation  und  den  Geschäftsgang  dea 
Bundesrates  (Art.  31 — 37);  dazu  kommen  die  Erlasse  betr.  die 
Bnndeskanzlei  speziell  (3). 

IV.    Organisation  und  Befagnisse  des  Bandes- 
gerichtes. 

Der  Abschnitt  umfaTst  die  Art.  106 — 114.  Davon  entfallen 
anf  die  Organisation  die  Art.  106 — 109  nnd  auf  die  Befugnisse 
die  Art.  110—114. 

In  Ausführung,  des  ganzen  Abschnittes  oder  einzelner  Artikel, 
namentlich  von  alt  Art.  107,  sind  folgende  Bundesgesetze,  soweit 
heute  noch  gültig,  erlassen  worden : 

1.  Bnndesgesetz  über  die  Organisation  der  Bandes- 
rechtspflege,  v.  22.  III.  1893:  ß,G.  XIII  455. 

Dazu  Bundesgeaetz  betr.  die  Übertragung  der  Oberaufaicht  über 
das  Schuldbetreibnngs-  und  Konknrswesen  an  das  Bundes- 
gericht, V.  28.  Vi.  1895:  XV  289;  Bnndesgesetz  betr.  Vermehrung 
der  Zahl  der  Mitglieder  des  Bundesgerichta,  v.  24.  VI.  1904:  B.B, 
1904,  IV  708,  —  Reglement  für  das  schweizerische  BundeBgericht 
XIII  683.  —  Reglement  betr.  das  Rechnungswesen  der  eidgenössi- 
Bchen  Untersuchungsrichter  8/721.  —  Bundegbeschlüsae  betr.  An- 
stellung eines  in.  und  IV.  Sekretärs  des  Bundesgerichtes  XV  138, 
338.  —  Bundesbeschlüsse  auf  Überweisung  anderer,  durch  die  kantonale 
Verfassung  oder  Gesetzgebung  dem  Bundesgericht  unterstellten  Civil- 
oder  Straffälle  an  dasselbe,  betr.:  Neuenburg  XIII  330,  Grau- 
bünden  XIX  748. 


552  KommeataT. 

2.  BundeagesetzüberdaBBundeBBtrafrecht  decschwei- 
aerischenEidgenoBsen8ehaft,v.4.II.  1853 :  3^4W.  —  BundeageBetz 
betr.  Ergänzung  deaselben  („DynAmitgesetz"),  v.  12.  IV.  18«:  XIV 
322;  Bundesbeschlura  betr.  RevisioD  von  Art.  67-  XIS  253. 

Ygl.  auch;  Bundesgesetz  betr.  die  Werbung  und  den  Eiotritt  in 
den  fremden  Kriegsdienst  (oben  zu  Art.  II  zitiert),  nnd  BuDdeagesetx 
betr.  die  Ausliefernng  gegeoüber  dem  Auslände  (oben  zu  Art.  70). 

3.  (ProfisoriBches)  Bundesgesetz  über  das  Verfahren  bei 
dem  Bnndesgerichte  in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten, 
T.  22.  XI.  1850:  2'77;  BnndesbescblurB  betr.  die  definitive  Annahme  des 
Uesetzes  5/124. 

4.  BundesgOHetz  über  die  Bundesstrafrechtspf lege,  v. 
27.  VIII.  1851 :  2/74;i 

Dazu:  Bundesgesetz  über  dio  Bundesauwsltschaft  (oben  zn 
Art  70  zitiert);  BuDdeHbeachlufs  betr.  die  Errichtung  eines  schweise- 
riscben  CentralpolizeibureauB,  v.  26.  X.   1903:  XX  28. 

5.  Bnndeageaetzbetr.dasVerfahren  bei  Übertretungen 
fiskalischer  (und  polizeilicher)  Bandesgesetse,  v.  30.  VI.  1849: 
1/87  ;  Bundeägeaetz  betr.  5/34Ö. 

Artikel  106. 

Zur  AnsVbnng  der  Bechtspflegei  soweit  dieselbe  In  den  Bereiek 
des  Budes  rsilt,  wird  etn  Bandesgerlcht  anfgesteUt. 

Fttr  BenrteUnng  ron  StraffKUen  (Art.  112)  werden  Schwui^ 
gerlckte  (Jnrj)  gebildet. 

Damit  beginnen  die  OrganisationsbeBtimmnngen. 

Vorbemerkang  bezüglich  der  Organ isationsbesti mm nngen  Über- 
hanpt,  als  die  Hauptsache  der  Exegese  von  Art  106—109.  Die 
Hanptbedeatung  der  Organisation  gegenüber  derjenigen  von  1848 
liegt  daria,  dafs  ein  ständiges  Bundesgericht  eingerichtet 
worden  ist.  Nicht  blofs  werden  die  Bandearichter  auf  eine  be- 
stimmte Zahl  von  Jahren  gewählt  wie  frtlber,  und  wie  heute  auch 
die  Gesell  wo  reuen,  kantonale  wie  eidgenöasiscbe  gewShIt  werden, 
sondern  das  Gericht  selbst  bat  stebenden  Sitz  (frllber  wurden  nur 
die  ordentlichen  Jabreeaitznngen  in  Bern  abgebalten,  der  Ort  der 
Übrigen  dagegen  vom  Präsidenten  bestimmt)  und  steht  rechtlich 
in  ständiger  Funktion  (früher  trat  das  Bundesgericbt  mit  jeder 
Sitzung  wie  sonst  die  Geschworenen  neu  in  Funktion).  —  Der 
Form  nach  aber  gehen  die  Beatintmangen  der  Bundesverfassung 
nicht  direkt  auf  eine  ständige  Organisation  des  Bttndesgerichtes. 
Das  Bundesgericbt  wird  nicht  ausdrücklich  als  slfindig  erklSrt, 
sondern  diese  Eigenschaft  wird  nur  indirekt  ausgesprochen:  teils 
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dadnrch,  duie  Bestimm  nagen,  die  durch  ihre  Existenz  in  der  Ver- 
ßUBnng  oder  durch  ihren  Inhalt  ein  nicht  stHndiges  Gericht  vor- 
aussetzen, fallen  gelassen  wurden  (Art.  95,  Art.  96  betr.  Tage- 
gelder); teils  dadurch,  dafH  Bestimmungen,  die  ein  stKadiges  Ge- 
richt voraussetzen,  aufgenommen  wurden  (Art  108,  Ab».  2  and 
3  betr.  Inkompatibilitttt). 

Der  Art.  106  selbst  gibt  zn  keiner  Bemerkung  Anlafs, 

Artlltel  107. 

Die  Mltirlleder  des  Bnndesfferlchts  und  die  Ersatxm&nner  werden 
Ton  der  BnndesTersammlun^  gew&Ut.  Bei  der  Wahl  derselben  soll 
darauf  Bedacht  grenommen  werden,  daf^  alle  drei  Natlonalsprachen 
vertreten  seien. 

Das  Oeseti  bestimmt  die  OrganUatlon  des  Bnndesgerlchtes  und 
seiner  Ibtellongen,  die  Zahl  der  Mitglieder  und  Ersatzmänner,  deren 
Amtsdaner  und  Besoldnngr. 


Der  Artikel  betrifft  die  Wahl  des  Bnndesgerichtes,  Er 
selbst  setzt  fest  den  Wahlkörper  (BnudesTersammlung)  und  das 
Prinzip  der  Vertretung  der  drei  Landessprachen  (Abs.  1),  Hber- 
läfst  dagegen  die  oHhere  Organifiati  on  der  Bunde sgesetzgebung 
(Abs.  2).  Betr.  die  letztere  vgl.  oben  vor  Art.  106,  Ziff.  1.  Aus 
derselben  seien  folgende  Festsetzungen  hervorgehoben:  1.  Bestand 
-des  Bnadesgericfates :  19  Mitglieder  und  9  Ersatzmanner,  nebst 
einer  Kanzlei  aus  3  Gerichtsschreibem ,  3  Sekretaren  und 
1  Archivar;  2.  Abteilungen  des  Bundesgerichtes:  zwei  Abteilungen 
von  je  8  Mitgliedern:  eine  für  die  Zivil-  und  eine  fHr  die  Straf- 
rechtspflege, und  eine  Schnldbetreibungs-  nnd  Konknrskammer 
aus  3  Mitgliedern;  daneben  werden  fUr  die  Straf  recht  spflege  aus 
den  verschiedenen  Mitgliedern  gebildet:  eine  An  klage  kämm  er, 
eine  Kriminalkammer  (Assisenhof ) ,  ein  Str«%ericht  und  ein 
Kassationsgeri  chtsbof . 

ArtlK«!  108. 

In  das  Bnndesferlcht  kann  Jeder  SchweizerbHr^er  ernannt 
werden,  der  In  den  Ifatlonalrat  w&hlbar  Ist. 

Die  Mitglieder  der  BnndesTersammliing  und  des  Bundesrates 
nnd  die  tob  diesen  Behörden  gewählten  Beamten  kSnnen  nicht 
grlelchzeltig  MltgUeder  des  Bandesgerlchtes  sein. 

Die  Mitflieder  des  Bnndesgerichtes  dttrfen  keine  andere  Be- 
amtnng,  sei  es  im  Dienste  der  Eidgenossenschaft,  sei  es  In  einen 


Kantone,  bekleiden,  nocb  Irgend  einen  andern  Beraf  oder  Gewerbe 
treiben,  

Betrifft  die  Wählbarkeit   (Abs.  1)    uud   die  Inkompa- 
tibilitäten Abs.  2  und  3). 

Artikel  109. 

Das  Bnndes^rlcht  bestellt  seine  Kanzlei. 


Betr.  die  Bundesgerichtskanclei.  Sie  wird  durch  das 
Bundesge riebt  seibat  bestellt  —  im  Gegensate  znr  Bandeskanzlei 
als  der  Kanzlei  des  Bundesrates  and  der  BundesveTsammlang-,  also 
der  politischen  BandesbehOrden ,  die  wenigstens  in  ihrem  Chef 
(„Kanzler")  durch  die  Bund  es  Versammlung  gewählt  wird;  dieser 
gilt  darum  auch  nicht  oder  nicht  vollstAndig  als  Subaltembeamter 
des  Bundesrates. 

ArtllL«!  110. 
Das  B and esge rieht  beurteilt  clTilrecbtllche  Streitigkeiten; 
1.   zwischen  dem  Bunde  und  den  Kantonen; 

ä.   zwischen    dem   Bunde    einerseits    und    Korporationen    oder 
PriTaten  andererseits,  wenn  der  Streitgegenstand  eine  duret 
die  Budesfesetzgebnng;  zu  bestimmende  Bedeutung  hat  bb4 
wenn  diese  Korporationen  oder  Priraten  Kläger  sind; 
S.   zwischen  den  Kantonen  unter  ilch; 

i.  zwischen  des  Kantonen  einerseits  und  Korporationen  oder 
Frlraten  andererseits,  wenn  der  Streitgregengtand  Ton  eta^ 
dnrch  die  Bundesgesetzgebnng  zu  bestimmenden  Bedeutung 
Ist  und  eine  Partei  es  Ter  langt. 
Das  Bundesgerlcht  urteilt  femer  Aber  Anstände  betreffend 
fleimatloslgkeit,  sowie  Ober  Bflrgerreclitsstreltigkclten  zwischen  Ge- 
meinden Terschiedener  Kantone. 

Damit  beginnen  ibrerseita  die  Ko  m  p e t e  n zbestinimungcn 
betr.  das  Bund esge rieht. 

Wieder  eine  Vorbemerkung  betr.  diese  Kompetenz  im  ganzen. 
Die  Kompetenz  des  Bundesgerichts  ist  im  Detail  Sufserst 
kompliziert  nach  Gegenstand ,  Quelle  und  lustanz  (vgl. 
die  Tabelle  im  Artikel  „Bundesgericht"  im  Handwörterbncb  fUr 
schweizerische  Volkswirtschaft  usw.).  Prinzipiell  läfat  sie  sich, 
soweit  Überhaupt,  nach  jeder  dieser  drei  Seiten  folgen dermaben 
umschreiben:  1.  Nach  dem  Gegenstände.  In  erster  Linie  ist  sie 
gegeben  ftr  Streitigkeiten    zwischen    Bund    und  Kantonen 
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und  zwiscilen  Kantonen,  nm  der  Eigenmacht  dieser  Bestand- 
teile des  Bundesstaates  and  damit  der  Anfltisnag  des  Bundes 
selbst  vorzabeugen,  nnd  zwar  ist  die  Kompetenz  des  Bundes- 
gerichtes  zn  diesem  Zwecke  in  zivil  rechtlichen  wie  Staatsrecht- 
liehen  Streitigkeiten  zwischen  diesen  Teilen  gegebea.  Sodana 
gibt  es  eine  Strafgerichtabarkeit  des  Bundeagerichtea ,  soweit  die 
Strafgerichtsbarkeit  im  Interesse  des  Bundes  liegt,  d.  h.  soweit 
es  Verbrechen  und  Vergehen  gegen  den  Bund  selbst 
nnd  seine  Ordnung  betrifit.  Eine  blofse  Akzidenz  bildet  die 
Kompetenz  des  Bundesge richte»  in  privatrechtlichen  Streitigkeiten 
zwischen  Privaten  oder  Korporationen  einerseits  nnd  Band  oder 
Kantonen  andererseits.  2.  Der  Quelle  nach  fliefsen  die  Kompe- 
tenzen des  Bunde sgerichtes  teils  direkt  aas  der  Bundes- 
verfassung (Art.  110,  111,  112  und  119),  teils  aus  der  durch 
die  Bundesverfassung  dazu  ermächtigten  fiundesgeaetz- 
gebnng  (Art.  114),  und  ans  der  letzteren  wieder  in  zweifachem 
Wege :  teils  ans  dem  allgemeinen  Organisationsgesetze  betr.  die 
Bundesrecbts pflege ,  teils  aus  Spezialgesetzen.  S.  Die  Instanz. 
Das  Bundesgericht  ist  teils  erste  und  einzige  Instanz,  so 
betr.  die  durch  die  Bnndesverfaesnng  selbst  übertragenen  Kompe- 
tenzen (aufser  betr.  Verletzung  verfasauugsmKrsiger  Rechte  der 
Bürger,  Art.  113,  Ziff.  3);  teils  Bcrufungs-  oder  Be- 
schwerde- oder  Kasaationsinatanz. 

Der  Art.  110  für  sich  betrifft  die  zivilrechtliche  Kom- 
petenz des  Bundesgerichtes.  Die  in  Ziff.  2  und  i  bedingte 
Streitsumme  betrügt  3000  Franken  (Organ isationagesetz ,  Art.  48, 
Ziff.  2  und  4). 

Artikel  111. 

Das  Bnndesgerlcht  ist  Terpflichtet,  die  Benrtellnng  anch  anderer 
nUle  zu  flbemehmen,  wenn  dasselbe  tou  beiden  Parteien  angermfen 
wird  und  der  Steltgegenstand  Ton  einer  durch  die  Bundesgesetz* 
gebang  in  bestimmenden  Bedentnng  ist. 

Danach  kann  das  Bundesgericht  auch  prorogierte  In- 
stanz in  Zivilsachen  sein.  Der  bedingte  Streitwert  ist  ebenfalls 
wie  im  vorigen  Artikel  3000  Franken  laut  demselben  Gesetz, 
Art.  52,  Ziff  3).  —  Das  Organisationsgesetz  (Art.  59)  kennt 
noch  «inen  Streitwert  von  2000  Franken,  nKmlich  bei  Ver- 
letzung des  Bnndesrechtes  durch  kantonale  Gerichte,  wo  also 
Art.     110     nnd     111     der    Bundesverfassung     nicht    Anwendung 


£aden,    d.  h.  wo    das   B und esge rieht   nicht    einzige   Zivilgerichts- 
inetanz  ist. 

Artikel  US. 
Das  Biiiid«Bgr«rlcht  urteilt  mit  ZDzlehnn;  von  OeschworneB, 
welche  tber  die  Tatfra^e  absprechen,  in  Straffftllen: 

1.  tber  Hochreirat  ^e^en  die  Eld^nossenschart,  Anfuhr  nmt 
dewalttat  gegen  die  BnndesbehOrden; 

2.  über  Terbrechen  und  Teryehen  gegen  das  TSlkerrecht; 

S,  ttber  politische  Terbrechen  und  Tei^ebes,  die  ürBMhe  oder 
Folge  deijenigen  Unruhen  sind,  durch  welche  eine  bewaffkete 
eidgenSssische  Interrentlon  reranlal^t  wird,  nsd 

4.  In  F&llen,  wo  Ton  einer  Bnsdesbehtrde  die  TOn  Ihr  emaantev 
Beamten  Ihm  enr  strafrechtlichen  Benrtellnng  flberwlesea 
werden. 

BetTiSt  die  8  traf  kompetenz. 

Zn  Ziff.  3  ist  an  den  Anlanf  zu  erinnerD,  der  Beineraeit 
zwecke  Erweiterung  der  Straf  kompetenz  des  Bundes  betr.  poli- 
tische Verbrechen  nnd  Vergehen  genommen  wurde  in 
dem  Sinne,  daTs  solche  Verbrechen,  auch  ohne  in  Verbindung  mit 
einer  ei dgenössi sehen  Intervention  zu  stehen,  vom  Bnndesgericht 
abgeurteilt  werden  sollten,  wenn  sie  bei  politischer  Anfregong  im 
Kanton  begangen  worden  sind ,  so  dafs  vom  kantonalen  Straf- 
richter keine  Unparteilichkeit  zn  erwarten  ist;  vgl.  oben  zn 
Art.  16  der  BundesverfassuDg. 

Betr.  die  Wahl  der  eidgenössischen  Geschworenen 
vgl,  Bundesgesetz  über  die  Organisation  der  Bnndesrechtspflege, 
Art.  HO — 114  (oben  vor  Art.  106  zitiert),  durch  welche  der  Ab- 
schnitt C  im  Bundesgesetz  betr.  die  eidgenössischen  Wahlen  nnd 
Abstimmungen  (vgl.  vor  Art.  72)  aufgehoben  worden  ist. 

Artikel  U3. 

Dos  Bnndeggerlcht  urteilt  femer: 
1.   hber  Eompetenzkonfllkte  zwischen  Bunde sbehSrden  einerseits 
nnd  KantonalbehSrden  andererseits; 

3.  über  Streitigkeiten  staatarechtllcher  Nator  zwischen  Kantonen; 
8.  über  Beschwerden  betreffend  Terletznng  TerfaBsnngsm&TBlger 

Rechte  der  BBi^er,  sowie  ttber  (solche^  von  Privaten  wegen 
Terletnng  von  Konkordaten  nnd  Staatsvertr&gen. 
Torbehalten    sind    die  'durch    die    Bundesgesetzgebnng   n&her 
festzustellendenAdmtnlstratlTstreltlgkelten. 
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In  allen  diesen  FiUlen  sind  Jedoch  die  tod  der  BandesTersamm- 
Inng  erlassenen  Oesetze  und  all^meln  Terbindllchen  Beschlösse,  so- 
wie die  ron  ihr  genehml«rten  StaatsT  ertrage  fSr  das  Bnudesgerlcht 
MafSgebend.  

Betrifft  die  staatsrechtliche  Kompetenz  des  Boniles- 
gericLtea,  das  Bundesgericht  als  Staatagericbtebof. 

I.  Im  ganzen  steht  dieae  Kompetenz  in  genauem  Verhältnisse 
zu  Art.  5.  Was  der  Bund  nach  Art.  5  g-ewKhrleistet,  das  hat 
er  im  Anfechtungufall  auch  zu  schützen,  und  sofern  die  An- 
fechtung nicht  in  gewaltsamen,  sondern  in  rechllichea  An-  oder 
Eingriffen  besteht,  hat,  wenn  sie  bestritten  werd«n,  in  der  Haupt- 
sache das  Bundesgericht  über  deren  Berechtigung  zu  entscheiden. 
Gegenstand  der  Gewährleistung  aber  sind  einerseits  die  Kantone 
in  ihrem  Verbältnisse  zum  Bund  und  zu  den  Slitkantonen  und 
andererseits  die  Rechte  von  Volk  und  Bürgern  gegenüber  dem 
Staate,  gegenüber  dem  Bunde  wie  gegenüber  den  Kantonen,  und 
die  Rechte  der  Behörden  (vgl.  zu  Art.  5).  Die  Rechte  der  Be- 
hörden zwar,  der  kautonalen  Behörden,  als  welche  sie  nach 
.Art,  5  zu  verstehen  sind,  kCnuen  für  sich  nicht  Gegenstand  des 
Schutzes  des  Bund esgerichtes  sein:  rechtlich  kann  in  diese  Rechte 
ja   nnr   eingegriffen   werden   von   anderen  Behörden,    nicht  vom 

Volke,  entweder  von  einer  BnndeebehOrde,  dann  kommt  es  unter 
Umständen  zu  einem  Kompetenzkoaflikte  zwischen  Bund  und 
Kanton,  oder  von  der  Behörde  eines  anderen  Kantons,  ein  Fall, 
der  zu  einer  staatsrechtlichen  Streitigkeit  zwischen  den  beiden 
Kantonen  fuhren  kann,  oder  von  einer  Behörde  des  gleichen 
Kantons,  dann  kommt  es  höchstens  zu  einem  Kompetenzkonflikt 
innerhalb  des  gleichen  Kantons,  der  das  bundeastaatliche  Ver- 
hältnis nicht  berührt;  vom  Volke  kann  in  die  Rechte  der  Be- 
hörden nur  gewaltsam  eingegriffen  werden,  und  dieser  Fall  speziell 
ist  im  Art.  5  gemeint;  dann  aber  steht  die  Abwehr  bei  den  poli- 
tischen Bundesbehörden.  So  beschränkt  sich  die  staatsrechtliche 
Kompetenz  des  Bundesgerii-htes  auf  die  übrigen  im  Art.  5  gewähr- 
leisteten Rechtsgüter  und  damit  auf  Streitigkeiten  der  drei  im 
Art.  113  bezeichneten  Arten. 

II.  Im  einzelnen  urteilt  das  Bundesgericht  also  nach  selten 
der  Kantone  1.  über  Kompetenzkonflikte  mit  dem  Bund  und 
2.  über  Streitigkeiten  staatsrechtlicher  Natur  der  Kantone  unter- 
einander.    Zwischen    Bund    und    Kautonen    gibt  es  keine 
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Anderen  staatsrechtlichen  Streitigkeiten  als  RompetenzkoDflikte : 
in  diesem  VerhältnisBe  handelt  es  Bich  nur  om  die  beiderseitigen 
Kompetensen  und  deren  Ausscheidung  im  Streitfalle,  d.  h.  die 
Ent§clieidung  Ubei  die  Frage,  wer  im  Streitfalle  kompetent  sei, 
der  Bund  oder  der  Kanton.  Es  gibt  wohl  auch  subjektive,  Öffent- 
liche subjektive  Rechte  und  Pflichten  in  diesem  Verhältnisse,  die 
unter  Umständen  streitig  werden  klfnnen  (Bnndesgarantie,  Jnstia- 
gewalt.  Gewaltsrecht,  Anteil  der  Kantone  an  der  Bundeslegialative ; 
vgl.  oben  S.  76  und  mein  Buudesstaatarecbt  S.  159  ff.);  aber 
«8  sind  Rechte  der  Überordnang  oder  Unterordnung,  der  Über- 
ordnung des  Bundes  Über  die  Kantone  oder  der  Unterordauag 
der  Kantone  unter  den  Band,  and  so  ist  es  in  jedem  Falle  der 
Bnnd  selbst  bezw.  in  dessen  Namen  die  politischen  Bund««' 
behörden,  bei  denen  nicht  nur  die  Erfüllung  bezw.  Durchsetzung 
dieser  Rechte  oder  Pflichten,  sondern  auch  und  von  vornherein  die 
Anerkennung  derselben  bezw.  die  Verfällung  in  dieselben,  kura 
das  Urteil  tiber  dieselben,  steht.  —  Anders  im  Verhältnisse  von 
Kantonen  untereinander.  Die  Kantone  stehen  an  eich 
gleich  nicht  nur  in  der  Kompetenz,  sondern  auch  in  subjektiven 
Rechten  oder  Pflichten,  und  so  sind  vom  Bundeagericht  als  der 
Behörde  des  Bundes,  die  im  Streitfalle  beiden  Parteien  Über- 
geordnet ist,  nicht  nur  Kompetenzstreitigkeiten,  sondern  auch 
andere  staatsrechtliche  Streitigkeiten ,  d.  h.  Streitigkeiten  Über 
subjektive  Rechte  und  Pflichten,  als  GebietsansprUche  (Grenz- 
streitigkeiten), Ansprüche  auf  eine  Leistung  (insbesondere  kraft 
Konkordaten),  zn  entscheiden. 

III.  Nach  selten  von  ToU  nnd  Bfll^em  endlich  urteilt 
das  Bnndesgericbt  3.  „Über  Beschwerden  betr.  Verletzung  ver- 
fassungsmäfsiger  Rechte  der  BUrger,  sowie  Über  solche  von  Privaten 
wegen  Verletzung  von  Konkordaten  und  Staats  vertragen".  Dabei 
sind  vorbehalten  die  durch  die  Bnndesgesetzgehnng  näher  fest- 
zustellenden Administrativstreitigkeiten.  Dafs  die  letztere  Be- 
stimmung trotz  ihrer  Stellung  als  besonderer  2.  Absatz  von 
Art.  113  sich  nicht  auf  den  ganzen  1.  Absatz,  sondern  nur  auf 
dessen  Ziffer  3  betr.  Beschwerden  Über  Verletzung  verfaasungs- 
mäfsiger  Rechte  der  Bürger  usw.  bezieht,  eif^bt  sich  aus  dem 
Grunde  dieses  Vorbehaltes,  wonach  der  Schutz  von  Individual- 
rechten speziell  je  nach  der  Art  derselben  zwischen  Buudes- 
gericht  und  politischen  Bundesbeh Orden  verteilt  sein  soll,  und  ans 
der  Liste  der  als  Gegenstand  von  Adminiatrativstreitigkeiten  durch 
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die  Gesetzgebung  vorbehatteaen  BeschwerdeftlUe ,  die  keinenfalls 
weder  den  Bund  noch  die  Eftntone  aU  solche  angehen.  —  Des 
näheren  bleiben  folgende  zwei  Pnnkte  zn  erklären. 

Ä.  „Beschwerden  betr.  Verletzung  verfassangsmÄfsiger 
Rechte  der  Bürger".  Hier  sind  wieder  zwei  Fragen  zxt  be- 
antworten: Was  sind  „verfasBangsmäfsige  Recht«"?  und  was 
ist  anter  „BUrgem*  zn  verstehen?  Unter  verfassanga- 
mäfsigen  Bechten  der  Bürger  sind  einerseits  ebensowohl  die 
den  Bürgern  in  den  kantonalen  VerfasRungen  als  in  der  Bundee- 
verfasaung  garantiertea  Rechte  zu  verstehen.  Andererseits  nicht 
nnr  die  Freiheitsrechte,  sondern  anch  die  sog,  bürgerlichen  Rechte, 
d.  h.  Rechte  der  Bürger  anf  positive  Leistnngen  des  Staates,  und 
die  politischen  Recht«,  also  die  Yolksrechte  oder  die  sog.  anb- 
jektiTon  öffentlichen  Rechte  tiberhanpt-  Dab  anch  diese  beiden 
anderen  Arten  von  Volksrechten,  btlrgerliche  und  politische  Rechte, 
zn  den  „verfassungsmäßigen  Rechten  der  Bflrger"  im  Sinne  von 
Art.  113,  Ziff.  3  gerechnet  werden,  ist  daran  zn  ersehen,  was  an 
TerfassungsmafsigeD  Rechten  als  Gegenstand  der  sog.  Administrativ- 
Btreitigkeiten  dem  Schutze  der  politischen  Bnndesbeherden  vor- 
behalten ist.  Die  Administrativstreitigkeiten  betreffen  auch  ver- 
fassungsmäfsige  Rechte  der  Bürger,  nur  daTs  sie  Gegenstand  der 
politischeo  Bundesbehtirden,  statt  des  BandeBgerichtes,  sind,  und 
zu  denselben  gehören  eben  Beschwerden  betr.  bestimmte  bürger- 
liche Rechte  und  betr.  die  politischen  Rechte ,  ja  in  ersterer  Be- 
ziehung sind  es ,  was  zn  ihnen  gerechnet  wird ,  eigentlich  gar 
keine  subjektiven  Rechte,  sondern  blofae  Reflezrechte  von  Ver- 
waltnngsnormeu ;  davon  untär  B,  —  „Bürger"  sind  einerseits  an 
«ich  nur  die  Nationalen,  d.  h.  die  SchweizerbUi^er,  nicht  anch  die 
Ausländer,  mßgeu  diese  in  der  Schweiz  niedergelassen  sein  oder 
nicht.  Von  den  Froihei tsrechten  aber  kommen  die  sog.  beziehungs- 
losen Rechte,  d.h.  diejenigen,  die  keine  bestimmte  Beziehung  der 
Person  zum  Staate  voraussetzen  und  insofern  ideal  sind,  als: 
Glaubens-  und  Knltusf reihe it.  Recht  zur  Ehe,  Petitionsrecht  und 
Verbot  der  Todesstrafe  und  der  körperlichen  Strafen  —  den  Aus- 
ländern wie  den  SchweizerbUrgern  zu,  und  zwar  ihrerseits  auch 
ohue  Unterschied  den  nicht  niedergelassenen  wie  den  nieder- 
gelassenen AnslSndern.  Weitere  subjektive  Hechte  dagegen  kommen 
den  Ausländern  nur  kraft  und  nach  Mafsgabe  der  Niederlassungs- 
vertrOge  zu  und,  weil  diese  die  Niederlassung  voraussetzen,  nur 
den    niedergelassenen    Ausländem.    —    Andererseits    sind    unter 
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„Bürgern"  Dicht  nar  ph^siBche,  soadera  auch  juristiEche  Fersouen 
an  verstehen,  soweit  diese  wie  die  BtiTger  kIb  vom  Staate  verschiedene 
Personen  erscheinen  nnd  subjektiver  öffentlichen  Rechte  tiberhanpt 
{&hig  Bind,  wie  namentlich  der  Rechtsgleichheit  (vgl.  zn  Art.  4). 
B.  AdministrntiTstreitigkeiteil.  Sie  bilden  einen  besonderen 
Teil  der  Beschwerden  betr.  Verletznng  verfassungsmäTsig^r 
Rechte  der  Bürger  in  dem  Sinne,  dafs  dieser  Teil  von  der  staats- 
rechtlichen Kompetenz  des  Bnndesgerichtes  angenommen  and 
den  politischen  Btindesbehtirden  (dem  Bundesrate  nach  Art.  102, 
Ziff.  2,  und  in  II.  Instanz  der  Bnndesversammlnng  nach  Art.  85, 
Ziff.  12)  Übertragen  ist.  —  Aber  welcher  Teil  ist  es?  Dm 
wird  bestimmt  nicht  durch  die  Bnndesverfassnng  selbst,  sondern 
dnreh  das  Oi^anisationsgesetz  (Bnndesgesetz  ttber  die  Oiganisatioa 
der  Bundesrechtspflege).  In  Frage  kommen ,  anfser  politischen 
Rechten,  die  natnrgemäfs  den  politischen  Bundesbehörden  vor- 
zubehalten sind,  nnd  gewissen  Verträgen,  nnr  Rechte  bezw.  Artikel 
der  Bundesverfassnng ,  nicht  der  kantonalen  Veriatisangen.  In- 
sofern als  unter  Volksrechten  nach  Artikel  5  der  Bundes- 
verfassung die  politischen  Rechte  des  Volkes  zu  verstehen  sind 
(vgl.  zu  Art.  5),  im  Gegensatze  zu  den  Freibeitsrechten,  den  vor- 
zugsweise sog.  verfassungsmAfsigen  Rechten  der  Bürger,  hat  ett 
also  das  Bundesgericht  mit  den  Rechten  des  Volkes  nicht  zn 
tan,  sondern  nur  mit  den  Rechten  der  BUrger.  —  Der  Umfang  der 
Administrativstreitigkeiten  war  aber  nach  dem  ersten  Organisations- 
gesetz  unter  der  Bundesverfassung  von  1874  ganz  anders  bestimmt 
als  nach  dem  zweiten ,  dem  heutigen  Organisationsgesetz,  Nach 
dem  ersten  Gesetz  (Art.  59:  B.G.  I,  15S)  gehffrten  dazu 
Streitigkeiten  betr.  folgende  Artikel  der  Bundesverfassnng:  18, 
Abs.  3  (unentgeltliche  Ausrüstung  der  Wehnnanner),  27,  Abs.  2 
und  3  (kantonales  Schulwesen),  31  (Handels-  nnd  Gewerh ef reihe it) 
43,  45  und  47  (Niederlassung),  49,  50  und  51  (Glaubens-  nnd 
Knltnsfreiheit  und  Jesuitenverbot) ,  und  53  (Zivilstand  und  Be- 
grab niswesen) ;  dazu  dann  Beschwerden  gegen  die  Gültigkeit 
kantonaler  Wahlen  nnd  Abstimmungen  and  Anstände  betr.  Staats- 
vertrBge  über  Handels-  nnd  Zollverhältnisse ,  Patentgebtthren, 
Niederlassung,  Befreiung  vom  Hilit&rpflichtersatz,  und  Freizügig- 
keit. Nach  dem  heute  gültigen  Gesetz  (Art.  189)  dagegen 
sind  es,  anfser  Anstanden  betr.  die  genannten  Staatsvertrage  and 
aufser  Beschwerden  betr.  politische  Stimm  berechtignng,  nebst  Be* 
scbwerden    betr.    kantonale    Wahlen    nnd    Abstimmungen    —   nur 
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Streitigkeiten  betr.  folgend«  von  den  aufgezahlten  Artikeln  der 
BnndeBTerfaflsnng;  IS,  Abs.  3,  27,  Abs.  2  und  8,  31,  51  und  53; 
die  Streitigkeiten  betr.  die  Übrigen  anfgezäblten  Artikel  dagegen 
(43,  45,  47,  49  nnd  50)  sind  seitdem  anch  Sache  dea 
Bundesgerichtes.  Die  Kompetenz  der  politischen 
Btiudesbebörden,  speziell  der  Bundesversammlung, 
in  öffentlich-rechtlichen  Streitigkeiten  ist  also  nicht  nur  im  ganzen 
durch  den  Übergang  von  der  Band  es  Verfassung  von  1848  zu  der 
von  1874  bedeutend  reduziert  worden  (vgl.  oben  zu  Art.  85, 
Ziff.  12),  sondern  anch  seit  der  Bundesverfassung  von  1874  selbst 
noch  weiter  durch  die  Bandesgesetzgebung  reduziert 
worden,  speziell  also  in  Sachen  der  sog.  Administrativstreitig- 
keiten. 

Sind  es  aber  alles  wirklich  „verfassungsmitfsige  Bechte  der 
Btlrgor" ,  d.  h,  subjektive  öffentliche  Rechte,  welche  den  Gegen- 
stand der  Administrativstreitigkeiten  bilden?  Und  soweit  es 
wirklich  der  Fall  ist,  welches  ist  das  Prinzip  der  Ausscheidung 
derselben  von  den  tlbrigeu  bezw.  der  Übertragung  von  ver- 
fassungBm&fsigen  Rechten  der  Bürger  als  Administrativstreitigkeiten 
auf  die  politischen  BnndesbehGrden  ?  —  1 .  Mit  Bezug  auf  die  erste 
Frage  ist  zu  konstatieren,  dafs  gerade  die  Bestimmungen,  welche 
nach  dem  zweiten  Gesetze  der  Bundesversammlung  verblieben  sind, 
anker  dem  einzigen  Art.  31  gar  keine  subjektiven  Rechte 
statuieren,  sondern  blolse  Verwaltungsrechtsnormen 
enthalten,  deren  Wohltaten  allerdings  den  BHrgeru 
zugute  kommen,  auf  die  sie  aber  kein  subjektives 
Recht  besitzen.  So  Art.  18,  Abs.  3,  betr.  die  unentgeltliche 
Ausrüstung  der  WehrmHuner,  schon  der  Form  nach:  die  Be- 
stimmung statuiert  gar  kein  Recht  des  einzelnen  Wehrmannes, 
sondern  eine  Ptlicht  von  Bund,  und  Kantonen,  an  deren  Erfüllung 
der  Wehrmanu  allerdings  interessiert  ist,  aber  ohne  seinerseits 
einen  Anspruch  darauf,  einen  direkten  Anspruch  zu  besitzen. 
Ganz  ebenso  verhalt  es  sich  mit  Art.  27,  Abs.  2,  speziell  betr. 
die  Unentgeltlichkeit  der  öffentlichen  Primarschulen ,  an  der  der 
einzelne  interessiert  ist,  und  Abs.  3  enthalt  einfach  eine 
spezielle  Anwendung  der  in  Art.  49  garantierten  Glaubens-  und 
Gewissensfreiheit  auf  die  Schule.  Die  Art.  51  nnd  53  sind 
vollends  reine  Verwaltungsnormen,  die,  so  sehr  sie  dem  Volk  im 
ganzen  und  damit  jedem  einzelnen  nützlich  sein  mßgen ,  auch 
nicht  den  Schein    individueller  Eechtsgarantien  besitzen ;    ebenso- 
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gut  hätten  die  Artikel  der  Bundesverfnaeuiig  betr.  Fiflcherei  nnd 
Jagd,  Epidemien  osw.  aufgenommen  Verden  können.  Alle 
diese  Be§ t immuiigen  gehören  also  als  einfache  Ver- 
waltungsnormen,  die  als  solche  ganz  selbstverstSad- 
lieh  nicht  vom  Bandesgerichte,  sondern  von  der 
Bundes  Verwaltung  zu  handhaben  sind,  gar  nicht 
hierher  —  aasgenommen  Art.  31  nnd  nach  dem  ersten  Organi- 
sationagesetz  auch  die  Artikel  48,  45  und  47,  49  und  50,  die 
wirklich  verfassungsmäTsige  Kechte  der  BUrger  enthalten,  die  als 
Gegenstand  der  Administrativ  Streitigkeiten  von  den  politischen 
Bnndesbehördeu  zu  schützen  sind,  während  alle  anderen  ver- 
ftLSBungsmälsigen  Kechte  der  Bü^^r  dem  Schutze  des  Bundes- 
gerichtes unterstehen.  —  2.  Nach  welchem  Prinzip  aber  ist,  das  ist 
die  zweite  Frage,  die  Ausscheidung  zwischen  jenen  und  diesen 
Eichten  getroffen?  v.  Orelli  (S.  44)  bricht  darüber  vollständig 
den  Stab :  bei  dieser  Ausscheidung  (nach  dem  ersten  Gesetz) 
fehle  jegliches  Prinzip.  Das  geht  zu  weit.  Es  war  bei  beiden 
Gesetzen  eine  bestimmte  Erwägung  mafsgebend,  und  zwar  beim 
ersten  Gesetz  die  richtige  Erwägung:  „daüj  dem  Bundesrate  alles 
dasjenige  zu  Übertragen  ist,  was  vorwiegend  politischer  und 
administrativer  Natur  ist,  dem  Bundesgerichte  hingegen 
diejenigen  Gebiete ,  auf  welchen  das  Staatsrecht  sich  mit  dem 
Privat-  oder  Strafrechte  berührt,  oder  wo  sonst 
rechtliche  Momente  vorzugsweise  den  Ausschlag  geben" 
(Blnmer,  nach  der  Botschaft  zum  ersten  Gesetz:  B.B.  1874,  I, 
1077).  Nur  mit  dem  Nachsätze:  „oder  wo  sonst  rechtliche 
Momente"  usw.  betritt  die  Erwägung  die  schiefe  Ebene;  falsch 
ist  dieser  Nachsatz  insofern,  als  alle  diese  Streitigkeiten,  auch 
die  Administrativatreitigkeiten,  Streitigkeiten  um  Becht,  speziell 
um  Verfassungsrecht  sind ,  also  nicht  nach  Grllnden  der  Zweck' 
mäfsigkeit,  sondern  nach  „rechtlichen  Momenten"  zu  entscheiden 
siud.  Wenn  also  alle  diejenigen  Streitigkeiten,  welche  nach 
rechtlichen  Momenten  zu  beurteilen  sind,  dem  Bnndeagericht 
überwiesen  werden  sollten,  so  wären  es  schlechthin  alle.  Diese 
Konsequenz  hat  das  zweite  Gesetz  nahezu  vollständig  gezogen 
und  ist  damit  die  schiefe  Ebene  vSllig  hinabgeglitten ;  daher  denn 
den  politischen  Bundesbehörden  alle  eigeutlich  verfassungemäl^igen 
Rechte  der  Bürger  bis  auf  ein  einziges,  die  Handels-  und  Ge- 
werbe frei  heit,  entzogen  und  dem  Bandesgerichte  zu  den  anderen 
übertragen  worden  sind.     Und  das  in  ausdrücklicher  Ausdehnung 
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jener  falBcben  Erwttgnag  zam  ersten  Gesetze,  aus  dem  Gmnde 
nimlicb:  weil  dem  Bnndesgericht  als  Staatsgerichtshof  allerdings 
nar  Streitigkeiten,  bei  welchen  rechtliche  Grtlnde  den  AuBecblag 
geben,  zu  übertragen  seieo,  aber  alle  solchen  —  nicht  blofs  die- 
jenigen Gebiete,  wo  das  Staats-  und  Verfasenngsrecbt  sich  mit 
dem  Privat  oder  Strafrecht  beiUhrt,  sondern  auch  wo  sonst  recht- 
liche Momente  vorzugsweise  den  Ausschlag  geben,  was  schon  für 
das  erste  Gesetz  zum  Grundsatz  gemacht  worden  sei,  aber  ohne 
vnlle  Geltang  zu  erlangen  (Hafner,  nach  der  Botschaft  zum 
zweiten  Gesetz ;  B.B.  1892,  II,  375).  Vgl.  die  nHbere  Kritik  der 
Ausscheidung  in  meinem  Grundrifs  des  Staats-  und  Yerwaltungs- 
rechts  der  scbweizerisclieu  Kantone  III,  S-  210.  Statt  der  be- 
absichtigten Vermehrung  der  Hitglieder  (vgl.  zu  Art.  107)  wHre 
Entlastung  des  Gerichtes  von  eigentlichen  Verwaltungsrechts- 
Rtreitigkeiten  geboten. 

IV.  Betr.  den  ScblnCsabsatz ,  wonach  in  allen  diesen  Fällen 
die  von  der  Bundesversammlung  erlassenen  Gesetze  und  all- 
gemein verbindlichen  Beschlüsse  sowie  die  von  ihr  genehmigten 
StaatsvertrSge  fUr  das  Bundesge riebt  mafsgebend  sind.  —  1.  „In 
allen  diesen  Fällen",  d,  h.  der  staatsrecbtlicben  Kompetenz 
des  Bnndesgerichtea ,  so  dafs  die  Verbindlichkeit  der  Bundes- 
gesetze,  allgemein  verbindlichen  BnndesbeschlUsse  und  Staats- 
vertrBge  fUr  das  Bnndesgericht  an  sich  nur  in  der  Staatsrechts- 
pflege gälte.  Sie  ist  aber  nicht  weniger  .auch  in  den  übrigen 
Zweigen  der  Bnndesgerichtsbarkeit  tut  gUltig  anzusehen,  wo  sich 
die  Frage,  ob  Bundesgesetze  nicht  mit  der  Bundesverfassung  iii 
Widerspruch  ständen  und  daher  insoweit  vom  Buudesgeticht 
aufser  Anwendung  zu  lassen  wären,  nicht  weniger  erheben  könnte ; 
z.  B.  könnte  im  Bundesstrafrechte  der  Titel  von  den  Verbrechen, 
welche  mittelst  der  Drackerpresse  verllbt  werden,  mit  der  von 
der  Bundesverfassung  Art.  55  im  Bund  ebenso  wie  in  den  Kan- 
tonen garantierten  Frefsfreibeit  im  Widerspruche  stehen.  Die 
Bemerkung  im  Artikel  „ Bundesgericht "  im  Handwörterbuch  för 
schweizerische  Volkswirtschaft  usw. ,  S.  664 ,  oben ,  daTs  Abs.  3 
von  Art.  113  der  Bundesverfassung  nur  bei  der  Staatsrechtspflege 
des  Bundesgerichtes  angebracht  sei ,  ist  daher  an  verstund  lieh.  — 
2.  Immerhin  ist  das  Bundesgericht  nur  an  Bundesgesetse, 
allgemein  verbindliche  BundesbeschlUsse  und 
StaatsvertrSge  unbedingt  gebunden;  nicht  allgemein  verbind- 
liche BundesbeschltlBse    und    Verordnungen    des  Bundesrates   sind 
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dagi^gea  vom  Bundesgericlit  auf  ihre  Übereioatimmang  mit  der 
BundesverfasBung  und  den  ihr  betr.  Verbindlichkeit  fUr  da» 
Bnndesge rieht  gleichstehenden  Erlassen  (Bundesgesetze  nsv.)  sn 
prüfen  und  eventuell  aufser  Anwendung  zu  lassen. 

Artikel  114. 

Es  bleibt  der  BnndeageBetEgebnn^  überlaseen,  anTBer  den  In  i^m 
Artikeln  110,  113  nnd  IIS  bezeiclineten  Geg'enst&nden  anch  nock 
ftndere  FUle  In  die  Kompetenz  des  Bunde Bgrerlchtes  zn  legen,  Ins- 
besondere  die  Befa^sae  festzustellen,  welche  ihm  nach  ErlusBBg 
der  Im  Artikel  64  Torg eeehenen  eidfenSssIzchen  Gesetze  behafs  eis- 
heltllcher  Anwendimg  derselben  zu  übertragen  sind. 


Vgl.  zn  Artikel  110. 

V.  Verschiedene  Bestimmungen. 

Artittel  115. 

Allel,  was  sich  auf  den  Sitz  der  Bnnde^ehSrien  bezieht,  Ist 

Oegenstand  der  Bundesgesetcgebu^. 


Vgl.:  1.  Beschlura  der  Bundesversammlung  betr.  die  Leistungen 
des  Bundesortes  und  die  Art  der  BeEeichnnng  desselben,  v.  27.  XI. 
1848.-  1/47:  BnndeabescblurB  betr.  die  Leistungen  der  Stadt  Bern  an 
den  BundessiU,  t.  2.  VII  1875:  I  598;  BundeBratabeachlurs  betr.  Amts- 
wohnung für  eidgenössische  Beamte  11/117. 

2.  BundeBbeschlafB  betr.  den  Amtssitz  des  Buudesgerichtes, 
T.  26.  VlIL  1874;  I  184;  Bundesbeschluls  betr.  die  Leistungen  der 
Stadt  Lausanne  als  Sitz  des  schweizerischen  Bundesgerichtes,  v. 
23.  IV.  1898:  XVI  711. 

S.  Dazu:  Bundesgeeetz  über  die  politischen  .und  polizei- 
lichen Garantien  zugunsten  der  Eidgenossenschaft,  t.  23.  XII.  1851: 
3^;  BeschlulB  des  Bundesrates  betr.  die  im  Kanton  Genf  vnn  eid- 
genüBBischen  Beamten  und  Angestellten  zu  bezahlende  Fremden - 
Steuer  178, 

Artikel  116. 

Die  drei  Hanptsprachen  der  Schweiz,  die  deutsche,  franzSslsche 
und  Italienische,  sind  Hationalsprachen  des  Bundes. 


Erläuterung:  1.  Nationalsprache  im  Siane  von  ,National- 
sprachen  des  Bundes"  istdieimüffentlichen,  d.h.  staatlichen  Verkehr, 
also  für  die  Behörden  und  öffentlichen  Anstalten  (Schulen,  Uilitär) 
verbindliche  Sprache,  und  verbindlich  ist  die  Natiooalsprsche  in- 
sofern, als  nar  In  derselben  in  und  von  den  Behörden  oder  Anetaltea 
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verkehrt  werden  kann.  —  2.  Nationalsprachen  des  Bundes  sind  nicht 
alle  in  der  Schweiz  heimischen  Sprachen,  sondern  nur  „die  drei 
Hanp tspr achen".  Einheimisch  ist  auch  das  Romanische;  als 
Hanptsprachen  aber  gelten  nur  diejenigen,  welche  von  einem 
ganzen  Kanton  gesprochen  werden,  als:  Deutsch,  FranzCaisch  und 
Italienisch,  wahrend  das  Romanische  in  GraubUnden  zwar  ein- 
heimisch ist  wie  Deutsch  und  Italienisch,  aber  wie  diese  beiden 
nur  in  einem  Teile  von  GraubUnden  gesprochen  wird.  Die  drei 
Hanptsprachen  sind  mangels  einer  gegenteiligen  Bestimmung  ein- 
ander gleichberechtigt,  so  daCs  im  Bund  in  jeder  derselben  verkehrt 
werden  kann.  Für  die  gesetzgeberischen  Erlasse  des  Bundes,  voraus 
für  die  Bundesverfassnug,  die  in  allen  drei  Sprachen  erscheinen, 
gilt  immerhin  als  mafsgebender  Text  bei  Differenzen  oder  Wider- 
sprachen das  Deutsche ;  doch  treten  bei  Unklarheit  des  Deutschen 
selbst  die  beiden  anderen  Texte  in  Berllcksichtignng  (z.  B.  Bundes- 
verf.,  Art.  89,  Abs.  2,  betr.  die  Frage,  ob  sich  „nicht  dringlicher 
Natur"  auch  anf  Bundesgesetze  beziehe ;  vgl.  oben  zu  Art  89).  — 
Betr.  das  Bundesgericht  speziell,  so  sind  in  und  vor 
demselben  wie  bei  jeder  anderen  BundesbehSrde  die  drei  National- 
aprachen  nicht  nur  gleichberechtigt ,  sondern  es  sollen  dieselben 
anch  znr  besseren  GewKhr  ihrer  Gleichberechtigung  im  Gerichte 
selbst,  in  den  Mitgliedern,  vertreten  sein  (Art.  107).  Eine  besondere 
rechtliche  Garantie  erschien  für  die  Rechtspflege  darum  angebracht, 
damit  sie  auch  in  dieser  Beziehnag  für  alle  möglichst  gleich 
dastehe.  Tatsttchlich  sind  die  drei  Nationalsp rächen  zugleich  in 
Bnndesversammlnng  und  Bundesrat  uicht  weniger  vertreten ,  in 
der  Bundesversammlung  schon  zufolge  der  Volkswahl,  auf  der 
sie  beruht. 

Artikel  U7. 

Die  Beamten  der  EldgenoBsenschaft  Bind  fUr  Ihre  Sesch&ftB* 
ffihrang  verantwortlich.  Ein  Bnndeagesetz  wird  diese  Teruttirort» 
llcbkelt  näher  bestimmen. 

Vgl.  Bundesgesetz  über  die  Verantwortlichkeit  der  eid- 
gentSssischen  Behörden  und  Beamten,  9.  Xn.  1850:  2/149. 

Zu  den  „Verschiedenen  Bestimmungen "  (Titel  V)  gehflren 
dem  Gegenstande  nach  noch  folgende  Bundeserlasse:  1.  Dekret 
der  Bundesversammlung  betr.  den  von  den  obersten  Bundesbehflrden 
zu  leistenden  Amtseid,  15.  XI.  1848:  1/45;  2.  Bundesgesetz 
betr.  den  Gerichtsstand  ff)  r  Zivilklagen,  welche  von  dem 
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Bunde  oder  gegen  denselben  erhoben  werden,  20.  XL  1850 :  2/73  ; 
3.  Bandeabescblnb  betr.  das  eidgenOssiaehe  W&ppen, 
12.XII.  1889:  XI,  334,  in  Ergftnznng  des  TagsatzmigBbeachlaeses 
V.  4.Vn.  1815  (Snell  I,  172). 


V.  Dritter  Abschnitt    Revision  der  Bundes- 
verfassung.- 

überblick  betr.  Umfang ,  Gegenstand  und  Herkunft  des 
Abflcbnittea, 

Der  Abschnitt  nmfafst  die  A  r  t.  118  — 128,  die  letzten  des 
Textes  der  Bundes  Verfassung. 

Gegenstand  des  Abschnittes  ist  die  Bevision  der  Bundes- 
verfassung. Bei  der  Verfassungsrevision  kann  nnterschieden 
werden:  1,  dem  Inhalt  der  Revision  nach  zwischen  Total-  und 
Partialrevision;  Über  diesen  Unterschied  im  altgemeiuen  nnd 
mit  Bezug  speziell  auf  die  schweizerische  Bundesverfassong  vgl.  die 
Einleitung,  3.  54ff.  2.  Dem  Gang  oder  den  Stadien  der  Revisioo 
noch  kann  unterschieden  werden  zwischen  Anregung  und  Aus- 
arbeitung des  Revisionsentwurf  es  und  Abstimmung tlberdie  An- 
regung oder  Über  den  ausgearbeiteten  Entwurf.  Bei  der  Abstimmung 
ist  wieder  zu  unterscheiden  zwischen  der  Vorabstimmung  — 
d.  b.  der  Abstimmung  über  die  Vorfrage,  ob  Überhaupt  revidiert 
werden  soll  oder  nicht,  die  sich  unter  Umstanden  bei  einer  hieben 
Anregung  erhebt  —  und  der  Hauptabstimmung,  d.h.  der  Ab- 
stimmung über  einen  ausgearbeiteten  Entwurf.  Die  Vorabstimmung 
ist  nur  eine  Abstimmung  des  Volkes,  die  Hauptabstimmung  da- 
gegen eine  Abstimmung  von  Volk  nnd  Ständen  (Kantonen).  —  E» 
betreffen  nun:  Art.  118  die  Revision  überhaupt,  ob  Total-  oder 
Partialrevision,  und  ohne  Unterscheidung  zwischen  Anregung,  Aus- 
arbeitung und  Abstimmung;  Art.  1  19:  speziell  die  Ausarbeitung, 
and  zwar  einer  Totalrevision ;  Art.  120  u.  121:  die  Anregung, 
namentlich  die  Volks  initiative,  und  zwar  Art.  120  betr.  Total-  und 
121  betr.  Partialrevision ;  Art  122  enthalt  einen  Auftrag  an  die 
Bnndesgesetzgebung  in  Sachen  der  Revision,  nach  Seiten  der  An- 
regung,  speziell  betr.  Volksbegehren,   nnd  nach  selten  der  Ab- 
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stimmnDg;  Art.  123  betrifil  die  AbstimmuDg  durch  Volk  und 
St&nde,  also  die  HaDptabstimmung;  er  setzt  die  Bediognng  flir 
Annahme  fest,  und  »war  betr.  Partial-  wie  betr.  Totalrevieion. 

HerknnFt  der  Artikel.  1.  Darcb  die  Totalrevieion  von 
1874  worden  dem  letzten  Artikel  des  Abaehnittes  (alt  114,  nen 
121,  nenestens  128)  die  Abefttse  2  und  S  betr.  die  Zahlung  der 
StandesBtimmen  angefllgt.  —  2.  Partialrevision  v.  29.  VIT. 
1891.  Hanptgegenstand  derselben  war  der  heutige  Art  121;  , 
dieser  Artikel  ist  ganz  neu;  durch  ihn  ist  die  Parti al-Tol ks- 
yerfassungs initiative  eingeführt  worden,  wHhrend  vorher  die  Yolks- 
initiative  nur  als  Total  initiative,  d.  h.  als  Initiative  auf  Totalreviaion, 
bestand  (vgl.  die  Eialeituug  S.  49/50).  Damit  zugleich  ist  auch 
Art.  122  neu  eingefllhrt  und  danach  sind  die  llbrigen  Artikel 
revidiert  worden;  die  Partialrevision  von  1891  bezog  sich  über- 
haupt auf  den  ganzen  dritten  Abschnitt. 

Arttfcel  118. 

Die  BandesTerfasBBii^  kann  Jederielt  ganz  oder  teilweise 
reyldlert  werden.  

Danach  kann  auch  die  Bundesverfassung  jederzeit  revidiert 
werden,  wie  sie  selbst  es  den  kantonalen  Verfassungen  (Art.  6,  c) 
zur  Bedingung  macht. 

Artikel  119. 

Die  TotilreTisloD  Kesckleht  auf  den  We^e  der  BnndeBgesetz- 
^bnng.  

Danach  soll  die  Totalrevieion  auf  dem  gleichen  Wege  wie 
ein  Bundesgesetz  zustande  kommen.  Das  trifft  aber  nnr  anf  die 
Ausarbeitung  einer  Totalrevision  zu.  Die  Anregung  zu  einer 
Bevision  geschieht  nicht  ausschlierslicb  auf  dem  Wege  der  Bundes- 
gesetzgebung ;  sie  kann  auch  durch  das  Volk  geschehen,  während 
fUr  Bnndesgesetze  das  Volk  keine  Initiative  besitzt.  Und  die  Ab- 
stimmung über  die  Annahme  der  Revision  geschieht  Hberhnnpt  auf 
anderem  Wege  als  dem  der  Bundesgesetügebung:  die  Abstimmung 
durch  das  Volk  ist  bei  der  Verfassung  obligatorisch  mid  geschieht 
zugleich  im  Namen  der  Kantone  (Art.  123);  die  Volksabstimmung 
Über  Bundesgesetze  dagegen  ist  fakultativ,  und  es  kommt  nur  die 
Stimme  des  Volkes,  nicht  auch  die  der  Kantone  in  Betracht. 

Mit   dem  Artikel    ist    also  gemeint,   die   Ausarbeitung    einer 
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Totalre Vision  aei  wie  die  Aasarbeitnag  eines  Bundesgesetzes  uater 
allen  Umstanden  Sache  der  Bundesversammlung,  so  cIaTs 
ein  an  Bgear  bei  teter  Totalentvurf  aus  dem  Volke  niemak  ohae 
weiteres  zur  Volksabstimmung,  d.  b.  als  ausgearbeiteter  Entwurf 
zur  Hauptabstimmung  gelangt. 

Artikel  ISO. 

Wenn  eine  Abteilung  der  BondesTersammlnitg  die  Tot&lreTlülon 
bescltllestit  und  die  andere  nicht  zustimmt,  oder  wenn  fnnfotgtaosend 
stimmberechtigte  Schweizerbarger  die  Totalrerlslon  der  Bnnde»- 
verfassQi«  verlangen,  so  mnss  im  einen  nie  Im  andern  Falle  die 
Frage,  ob  eine  solche  stattfinden  soU  oder  nicht,  dem  Bchwelse- 
Tischen  Tolke  zur  Abstimmung  vorgelegt  werden. 

Sofern  In  einem  dieser  Fälle  die  Mehrheit  der  stimmenden 
Schweiz  erb  ttrger  flfter  die  Frage  sich  bejahend  anssprleht,  ho  sind 
beide  B&te  nen  zd  wählen,  um  die  Totalrevlslon  an  die  Hand  za 
nehmen,  

Betrifft  die  Anregung  einer  Total revision. 

Die  Anregung  kann  ausgehen  von  der  Bundesversammlung 
oder  vom  Volke,,  d.  h.  von  50  000  stimmberechtigten  Schweizer- 
bUrgern.  Wenn  sie  von  der  Bandes  Versammlung  aus- 
geht und  beide  Räte  einverstanden  sind,  so  arbeitet 
die  Bundesversammlung  ohne  weiteres  die  Totalrevision  aas,  und 
dann  kommt  erst  der  ausgearbeitete  Entwurf  zur  Abstimmung 
(Hanptabstimmnng).  Wenn  aber  ein  Kat  nicht  einver- 
standen ist  oder  wenn  dieAnregnng  vomVolke  ans- 
gelit,  dann  kommt  es  erst  zur  Vorabstimmung  darüber,  ob  die 
Verfassung  überhaupt  zu  revidieren  sei,  und  wenn  die  Abstimmung 
bejahend  ausfallt,  sind  beide  Räte  neu  zu  wählen  znm  Zwecke 
speziell  der  Ausarbeitung  der  Total  revision. 

Artikel  1X1. 

Die  Partialrevision  kann  sowohl  aaf  dem  Wege  der  Tolks- 
anregong  (Initiative)  als  der  Bnndeagesetxgebnng  voi^nommen 
werden. 

Die  Tolksanregnng  nmfasst  das  von  fOnfzlgtansend  stlmn- 
berechtigten  Schweizerbargem  gestellte  Begehren  anf  Erlass,  Auf- 
hebnng  oder  Abänderung  bestimmter  Artikel  der  Bunde sverfassang. 

Wenn  auf  dem  Wege  der  Tolksanregnng  mehrere  verscfaiedeiie 
Malerlen  zur  Bevlslon  oder  znr  Aufnahme  In  die  BnndesTerAssnng 
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TOr^eHchla^en  werden,  so  hat  Jede  derselben  den  Gegenstand  eines 
besondem  Initlativbe^ehreng  zo  bilden. 

Die  Initiatirbegehren  können  in  der  Form  der  allt^meinen 
Anre^nug:  oder  dea  ansge arbeiteten  Entwarf»  gestellt  werden. 

Wenn  ein  solches  Beg'ehren  in  Form  der  allg'emeinen  Anregung 
gestellt  wird  und  die  eldgenfissischen  Bäte  mit  demselben  ein- 
Terstanden  sind,  so  haben  sie  die  PartlalreTlBlon  im  Sinne  4er 
Initianten  aaszvarbeiten  nnd  dieselbe  dem  Tolke  and  den  Ständen 
cor  Annahme  «der  Terwerfong  Toriolegen,  Stimmen  die  eld* 
irenSssIschen  Bäte  dem  Begehren  nicht  za,  so  ist  die  Frage  der 
PartialreTislon  dem  Tolke  »r  Abstlmmnng  in  nnterbrelten  nnd, 
sofern  die  Mehrheit  der  stimmenden  SchweizerbDrger  sich  bejahend 
anss|irlcht,  die  BeTision  von  der  BandesTersaQunlnng  im  Sinne  des 
Tolksbeschingses  an  die  Hand  za  nehmen. 

Wird  das  Begehren  In  Form  eines  anggearbeitete u  Entwurfes 
gestellt,  nnd  stimmt  die  BandesTersanunlnng  demselben  zu,  so  ist 
der  Entwarf  dem  Tolke  and  den  Ständen  zur  Annahme  oder  Ver- 
werfung Torzalegen.  Im  Falle  der  Ifichtzustlmmung  kann  die  Bundes. 
Tergammlnng  einen  eigenen  Entwarf  ansarbeiten  oder  die  Terwerfnng 
des  Torschlages  beantragen  nnd  ihren  Entwarf  oder  Terwerfongs- 
antrag  gleichzeitig  mit  dem  InitiatlTbegehren  der  Abstlmmnng  des 
Tolkes  nnd  der  Stände  unterbreiten. 

üetrifFt  die  Anregung  der  Partialrevision. 

Die  Anregung  kann  nan  alao,  seit  1891,  zn  einer  Fartial- 
wie  zu  einer  TotalreviaJon  auch  vom  Volke,  d.  h.  von  50  000 
SchweizerbUrgem ,  aasgehen ,  wie  von  der  Bundesversammlung, 
1.  Wenn  sie  von  der  Bandesversaaiailung  aasgeht, 
so  wird  es  wie  bei  eiaem  Bandesgesetze  gebalten:  sofern  beide 
Bfite  einverstanden  sind,  wird  ein  Entwurf  ausgearbeitet  und  dann 
zur  Hauptabstimmung  an  Volk  nnd  StSnde  gebracht;  sofern  sie 
dagegen  nicht  einig  sind,  sei  es  betr.  die  Frage  d«r  Vornahme 
der  Revision  Überhaupt  oder  über  einen  Entwurf,  so  bleibt  die 
Sache  liegen.  —  2.  Die  Anregung  aus  dem  Volke  kann 
einmal  zum  Gegenstande  haben  den  Erlats,  die  Aufhebung  oder 
Abänderung  einzelner  bestimmten  Artikel ;  sie  kann  aber  uicbt  anf 
verschiedenartige  Materien  zumal  geben;  vielmehr  mllssen  solche  den 
Gegenstand  ebenso  vieler  besonderen  Initiativbegehren  bilden.  — 
Was  sodann  die  Folge,  welche  der  Anregung  ans  dem  Volke  za 
geben  ist,  betrifft,  so  kommt  es  darauf  an :  ob  einfache  Anregung 
oder  ausgearbeiteter  Entwurf,  und  im  ersteren  Fall :  ob  die  Bandes- 
Versammlung  mit  der  Anregnng  einverstanden  ist  oder  nicht.     Es 
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aind  also  drei  Fälle  zn  unterscbeideii :  n.  Wenn  es  eine  ein- 
fache Anregung  und  die  Bandes versammlang  dttmit 
einverstanden  ist,  so  erfolgt  darcli  diese  die  Ansarbeitnng 
und  gelangt  dann  deren  Entwarf  an  Volk  and  Stände  zur  Hanpt- 
abatimmuDg,  b.  Wenn  einfache  Anregnng,  aber  die 
Bundesversammlnng  ist  nicht  einverstanden,  so  kommt 
die  Frage  an  das  Volk  znr  Vorabstimmnng ,  und  wenn  diese 
bejahend  ausfällt,  so  hat  die  Bandesversammlung  einen  Entwurf 
auszuarbeiten,  der  dann  an  Volk  und  Stande  znr  Haaptabstimmang 
gelangt,  c.  Wenn  die  Volksanregnng  in  einem  ans- 
gearbeitntenEntwnrfe  besteht,  so  kommt  er  ohne  weiteres 
znr  Haaptabstimmnng ;  die  Enndesversammlnng  kann  aber  Ver- 
werfung beantragen  oder  einen  Gegenvorschlag  stellen ,  in  welth 
letzterem  Falle  Gelegenheit  zur  Eventnalab  Stimmung  wäre, 
aber  laut  dem  in  Aasftlhmng  des  folgenden  Art,  122  erlassenen 
Bnndesgesetze  blofs  alternative  Abstimmung  stattfindet  (vgl.  m. 
BnndesBtaatsrecht,  S.  230). 

ArttKel  12». 

Cber  das  Terfakren  bei  den  Tolksbegekren  und  den  Ab- 
Btlmmnngen   betreffenil   Bevlsion  der  BindesverfasHoog   vrird   ela 

BondesKesetz  das  N&here  bestlnmen. 

Vgl.  Bundesgesetz  über  das  Verfahren  bei  Volks- 
begehren und  Abstimmungen  betr.  Rev-isiou  der 
Bundesverfassung,  27.  I.  1892:  XU  885.  —  Dazu  die  oben 
vor  Art.  72  zitierten  Bundesgesetze. 

Artifcel  1»9. 

Die  revidierte  BandegTerfaBSDnp,  bezlehan^s weise  der  revi- 
dierte Teil  derselben,  treten  in  Kraft,  wenn  sie  von  der  Mehrheit 
der  OD  der  Abstimmung  teUnehmenden  BDrger  und  von  der  Mehr- 
heit der  Kantone  angrenomnien  sind. 

Bei  Aasmtttinng  der  Mebrhell  der  Kantone  wird  die  Stimme 
eines  Halbkantons  als  halbe  Stimme  g;exählt. 

Das  Ei^ebnls  der  Tolksabstimmang  In  jedem  Kantone  gilt  als 
Standesstimme  desselben. 

Der  Artikel  betrifft  die  Abätiramung,  und  zwar  die  Haupt- 
abstimmung,  nicht  blols  die  Vorabstimmung,  welch  letztere  in 
den  Art  120  u.  121  vorgesehen  ist.  Von  der  Rauptabstimmung 
ist  zwar  anch  im  Art.  121  betr.  Partialrevision  die  Rede,  sofern 
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es  sich  nm  einen  ausgearbeiteten  Entwarf  handelt  Dort  aber, 
im  Art.  121,  wurden  nar  die  Fälle  bezeichnet,  wann  es  bei  einer 
Parti alreviBion  zur  Hanptabstimmnng  komme;  in  Art.  123  dagegen 
-werden  die  Bedingungen  festgesetzt,  nnter  denen  ein  revidierter 
Entwarf  als  in  der  Abstimmung  angenommen  zn  gelten  hat,  und 
zwar  filr  die  Total-  wie  fHr  die  Partialrevision.  Diese  Bedingnogen 
sind:  Zustimmung  der  Mehrheit  der  an  der  Abstimmung  teil- 
nehmenden BUi^r  und  Zustimmung  der  Mehrheit  der  Kantone. 
Das  letztere  sind  die  sog.  Standesstimraen. 

Bei  Stand  eastimmen  aber,  wie  wird  da  gerechnet ?  Und 
zwar:  1.  Gilt  die  Stimme  eines  Halbkantons  ftir  sich  als  solche? 
und :  2.  Was  gilt  Überhaupt  als  Standesstimme  ?  Auf  diese  beiden 
Fragen  geben  nacheinander  die  Absätze  2  und  3  des  Art,  123  Ant- 
wort —  zwei  Absätze,  die  durch  die  Bundesverfassung  von  1874 
neu  hinzugekommen  sind ,  von  denen  aber  nur  der  zweite  neues 
Becht  enthält. 

Ad  1  betr.  die  Katbkantone.  Abs.  2  bestimmt  diesfalls: 
„Bei  Aosmittlung  der  Mehrheit  der  Kantone  (die  es  ibrerseita  vie 
von  Seiten  der  Volksabstimmung  zur  Annahme  eines  Revisions- 
entwnrfes  braucht)  wird  die  Stimme  eines  Halbkantone  als  halbe 
Stimme  gezahlt."  Auch  ein  Halbkanton  für  sich,  ohne  Rücksicht 
auf  den  anderen  Halbkanton  bezw.  dessen  Stimmabgabe,  hat  also 
eine  Stimme,  allerdings  nur  eine  halbe  Stimme.  Uhd  zwar  gilt, 
weil  von  „Ansmittlnng"  der  Mehrheit  der  Kantone,  bei  welcher 
die  halbe  Stimme  za  z&hlen  ist,  schlechthin  gesprochen  wird,  diene 
halbe  Stimme  sowohl  fllr  die  abstrakte  Ansmittlnng  der  Mehr- 
heit, d.  b.  für  die  Festsetzung,  was  überhaupt  die  Mehrheit  der 
Kantone  sei  —  wie  fUr  die  konkrete  Ausmittlung  oder  fUr  die 
Frage ,  ob  im  konkreten  Falle  einer  Abstimmung  jene  Hehrheit 
erreicht  sei.  Die  Mehrheit,  die  absolute  Mehrheit  der  Kantone 
besteht  also  bei  Hauptabstimmungeu  Über  eine  Verfassung  nicht 
erst  mit  12  Standesstimmen  (22  :  2 -f- 1),  sondern  schon  mit  11V> 
Stand esstimmen  (22  :  2  +  Vs) ,  und  mit  der  Mehrheit  von  1 1  */> 
Stimmen  bat  anch  im  konkreten  Falle  eine  Verfassungs vorläge 
als  von  den  Ständen  angenommen  zn  gelten.  Das  wurde  im  Falle 
der  Abstimmung  Uher  das  Schachtverbot  (Art.  25>>>"  der  Bundes- 
verfassung) V.  20.  VIII.  1893,  bei  welcher  sich  gerade  ll*/s  Standes- 
stimmen fllr  die  Vorlage  ausgesprochen  hatten ,  konstatiert  (vgl. 
B.B.  1893  IV,  401/402).  Dieser  Modus  der  Stimm  eukal  kulation 
gilt  aber  nicht  erst  seit  1874,  beaw.  seit  er  durch  den  nenen  Abs.  2 
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ausdrUcklicli  festgesetzt  worden  ist.  In  dieser  Weise  wnrde  schon 
gez&hlt  bei  der  Abstimmung  Über  die  Bandesverfasaung  v.  29.  7. 
1874  (von  14Vi  Stfiaden  anf^nommen;  vgl.  B.B.  1674  I,  708),  eine 
Abstiramang,  flir  die  ja  noch  die  Bundesverfassung  von  1848 
mafsgebend  war  (bei  der  Abstimmnng  über  die  Bnndesrevision 
TOD  1872  standen  sich  ganze  9  annehmende,  vobei  beide  Basel, 
und  18  verwerfende  Stande  gegenüber:  B.B.  1872,  II,  368);  femer 
bei  der  Partialrevision  von  1866  (der  zweite,  einzig  angenommene 
BevtBionspnnkt  wnrde  von  12*/i  gegen  9 */s  Stande  angenommen: 
B.B.  1866, 1,  124).  nnd  von  Anfang  des  neuen  Bundesstaates  au: 
BcboQ  bei  der  Abstimmung  Über  die  Bundesverfassung  von  1848, 
eine  Abstimmung,  die  sich  ihrerseits  bereits  aacb  dieser  Bundes- 
verfassung selbst  richtete  (vgl.  die  Einleitung)  —  dabei  wurden 
nftmlich  15*/i  annehmende  gegen  6'/e  verwerfende  St&nde  gezahlt 
(vgl.  S.  14  der  Einleitung).  In  dieser  Weise  konnte  aber  nur 
gezahlt  werden,  wenn  die  Stimme  eines  Halbkantons  zwar  nur  als 
halbe,  aber  als  selbständige  Stimme  galt,  und  so  lange  in  dieser 
Weise  gez&hlt  wurde,  galt  die  Stimme  eines  Halbkantons  aacb 
als  solche,  also  seit  1848.  Und  diese  Oeltnng  ist  prinzipiell 
begründet  in  der  Organstellung,  die  die  Halbkantone  seit  dem 
neuen  Bundesstaat  einnehmen :  als  Organe  des  Bundes  wie  die 
Ganzkautone  stehen  sie  jeder  fllr  sich  (vgl.  zd  Art.  1).  —  unter 
dem  Bund  es  vertrage  von  1815  dagegen  war  es  anders;  da  zählte 
die  Stimme  eines  Halbkantons  fllr  sich  nicht,  sondern  nur  mit  der 
des  anderen  Halbkantons  zusammen  nnd  eben  nur  im  Falle,  als 
die  Stimmen  beider  Halbkantone  auch,  annehmend  oder  verwerfend, 
zusammenstimmten ,  sonst  gar  nicht  bezw.  hoben  sie  sich  gegen- 
seitig «nf.  Demzufolge  galt  denn  als  absolute  Mehrheit  der 
Stande  erst  die  Ganzzahl  12  (22:2  +  1);  das  war  das  daher  sog. 
Zwölfstimmensystem  (vgl.  Snell  I,  Einleitung  S.  XL).  —  Die 
Scheide  fttr  die  durch  Abs.  2  des  Art.  123  ausdrücklich  vor- 
geschriebene Zahlung  der  Stimmen  der  Halbkantone  bildet  also 
nicht  sowohl  die  Bundesverfassung  von  1874  als  vielmehr  die- 
jenige von  1848,  mit  anderen  Worten:  was  im  Abs.  2  bestimmt 
wird,  ist  altes,  seit  der  Bnndesverfassnng  von  1848  gültiges  Recht. 
Ad  2  betr.  die  Volksabstimmung  im  Kanton  als 
Standesstimme,  Abs.  3.  Diese  Bestimmung  ist  neu ,  nicht 
uur  im  Ausdrucke,  sondern  im  Inhalte.  Vor  1874  stand  es  bei 
den  Kantonen,  statt  als  Standesstimme  das  Ergebnis  der  Tolks- 
abstimmnng  im  Kanton  zu  rechnen  bezw.  das  Volk  auch  als  Organ 
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des  Kantons  zu  erklKrea  —  statt  dessen  also  die  Standesstimme 
durch  die  gesetzgebende  Behörde  des  Kantons  (Landrat,  Grofsrat, 
Kantonsrat)  abzugeben;  das  hiefs  dann  „besondere  Standea- 
stimtnen".  Von  der  Regiemog  oder  sonst  einer  anderen  Behörde 
konnte  mit  Rücksicht  darauf,  dafs  es  sich  am  einen  gesetz- 
geberischen, und  zvar  den  höchsten  gesetzgeberischen  Akt,  die 
BnndesB Verfassung,  handelt,  als  Organ  für  die  Stand esstiiume  keine 
Bede  seiu  und  war  auch  nirgends  davon  die  Rede.  Seit  1874 
ist  nun  auch  die  Lizenz  der  Kantone ,  wenigstens  den  Orofsrat 
daftlr  zu  bestellen,  beseitigt,  und  ist  vou  Hnndesverfassungs  wegen 
das  Volk  nicht  nur  als  Vertreter  seiner  selbst,  sondern  auch  des 
Kantons  als  solchen  bei  Abstimmungen  Über  Bundesverfassungs- 
revisioneu  eingesetzt. 


Übergangsbestimmungen. 

Von  deu  sechs  Übergangsbestimmungen  sind  die  Art.  1,  3,  4 
und  6  heute  gegenstandslos,  weil  sich  der  Übergang  von  dem 
alten  zum  neuen  Rechtszustand,  fUr  den  die  Bestimmungen  als 
Übergangsbestimmungen  berechnet  sind,  diesfalls  bereits,  zum  Teil 
schon  langst  vollzogen  hat.  Zn  diesen  Artikeln  Ist  daher  nichts 
Näheres  zu  sagen,  und  Über  die  heute  noch  anwendbaren  Art.  2 
und  5  ist  eigentlich  das  Nötige  bereits  bei  deu  Recbtsgebieten, 
anf  die  sie  sich  bezieben,  bemerkt  worden. 

Artikel  1. 

In  betreff  der  Terwenduo^  der  Zoll-  und  Pogtelnnahmen  bleiben 
die  bisherigen  Terhtlltulsse  urerändert,  Us  der  Übergrang  der  Ms 
jetst  ron  den  Kantonen  getragenen  Mllitärlasten  auf  den  Bnnd  steh 
Tollzieht. 

Aoggerdem  ist  auf  dem  Wege  der  Bondesgesetzgebnng  zu  be- 
wirken, da(!s  denjenigen  Kantonen,  fBr  welche  die  durch  die  Artikel 
20,  SO,  SO,  zweites  Alinea,  and  ii  e,  herbelgefflhrten  Veränderungen 
Im  Gesamtergebnisse  eine  fiskalische  Elnbufse  znr  Folge  haben, 
diese  Elnbnfse  nicht  auf  einmal  In  Ihrem  rollen  Umfai^e,  sondern 
nnr  allmähllg  während  einer  Übei^angsperlode  Ton  einigen  Jahres 
erwackae. 

Diejenigen  Kantone,  welche  sich  bis  znm  Zeitpunkte,  in 
welchem  der  Artikel  30  in  Kraft  tritt,  mit  den  ihnen  dnrch  die  bis- 


herl^e  BnndesTerrassuiiK  nnd  die  Bandeggesetie  oblleffendeii  ■Dl* 
t&Flschen  Letstangen  Im  BUckstwide  befinden,  sind  Tsrpfllchtot,  diese 
Leistungen  auf  e^ene  Kosten  nkchzaholen. 


ArtlKel  9. 

Diejenigen  Bestimmungen  der  eidgenSssisclien  Oesetzg'ebui^, 
der  Konkordate,  der  kantonalen  Terfassnntren  nnd  fiesetze,  welche 
mit  der  nenen  BnndesTerfassnng'  Im  Widerspmcli  steben,  treten  mit 
Innahme  derselben,  beiiehnn^wetse  der  Erlassunf  der  darin  In 
Aussicht  g'enommenen  Bundesgesetse  nnker  EraTt, 

Was  die  Band  es  Verfassung  selbst  betrifft,  so  ist  mit  deren 
Annahme  die  in  der  Bestimmnng  bezeichnete  Wir knng  eingetreten 
und  hat  die  Bestimmung  selbst  damit  ihre  Bedeutung  verloren. 
Betr.  die  in  der  Bandes  Verfassung  in  ÄnsBicbt  genommenen 
Bundesgesetze  dagegen  behält  die  Bestimmung  ihre  Kraft,  solange 
sie  nicht  alle  erlassen  sind,  in  GewSrtigiing  des  Erlasses;  so  mit 
Bezug  auf  äie  Art.  47,  66  und  74,  Abs.  2  (vgl,  den  Kom- 
mentar zu  diesen  Artikeln).  Immerhin  ist  der  Art.  46,  Abs.  2 
betr.  die  Doppelbestenerung,  obscbon  dafUr  auch  anf  die 
Bundesgesetzgebung  abgestellt  wird,  schon  seit  Erläse  der  Bundes- 
verfassung selbst  in  Anwendung  und  war  es  schon  vorher  (vgl. 
zu  diesem  Artikel);  seit  da  gelten  die  widersprechenden  Oesetse 
nicht  mebr.  Das  gleiche  gilt  fUr  Art.  49,  Scblafssatz,  betr.  das 
Verbot  der  Kultusstene  rn  fllr  Andersgläubige,  wenigstens  seit 
der  Bundesverfassung  von  1874,  durch  welche  das  Verbot  zuerst 
aufgestellt  worden,  nnd,  im  Gfegenaatae  zum  Verbote  der  Doppel- 
besteuerung, auch  erst  wirksam  geworden  ist.  Vgl.  zu  den  betr. 
Artikeln. 

ArtlK«!  S. 

Ble  nenen  Bestiraranngen  betrelTend  die  Oi^anlsatlon  nnd  die 
Befoirnlsse  des  Bundes^rlchtes  treten  erst  nach  Erlassnng  der  be- 
ingUchen  Bondesgesetze  In  Kraft. 

ArtULd  4. 

Den  Kantonen  wird  zor  Einrabmn;  der  ünentgreltllchkelt  des 
{iffentllchen  Prlmarnnterrlchts  (Art.  27)  eine  Frist  von  fünf  Jahren 
eingeräumt. 
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Artikel  S. 

PeraoneB,  welche  4en  irisgenscliaftllchen  Bemfearten  angehSren, 
und  welche  bis  inin  Erlasse  4er  Im  ij^tkel  SS  Torgeaehenen  Bnndes' 
^setigebimg  toh  einem  Kanton  «der  T«n  einer,  mehrere  Kantone 
repräsentierenden  Konkord atHbehSrde  den  Answeis  der  Beftthl^ung 
«rlangrt  haben,  sind  befugt,  Ihren  Bemf  tn  der  ganien  Eidgenossen- 
schaft ansznBhes.  

Dieser  Artikel  iut  bis  jetzt  nur  betr.  die  Medizinal- 
persouen,  für  welche  ein  eidgenÖesiBcbes  Gesetz  nnd  danach 
«in  eidgeaäsBiBcher  Ausweis  besteht,  aufser  Anwendung  getreten; 
im  übrigen  behftlt  er  seine  Bedeutnng  weiter  und  bildet  gerade 
die  Hanptsttttze  der  sog.  wissenschartlicben  Freizügigkeit  (vgl.  zu 
Art.  33). 

Artikel  6. 

Wenn  Tor  Ende  des  Jahres  18M  ein  Bunde »gesetz  Im  Sinne 
des  Artikels  SSt>i>  elngeftlhrt  wird,  so  fallen  schon  mit  dessen  In- 
krafttreten die  Ton  den  Kantonen  und  Gemeinden  nach  Artikel  82 
belogenen  Elngangsgebfihren  auf  geistigen  deträuken  dahin. 

Wenn  In  diesem  Falle  die  auf  die  einelnen  Kantone  nnd  de- 
meinden  berechneten  Anteile  an  der  zur  Tertellnng  kommenden 
Somme  nicht  hinreichen  wttrden,  um  die  dahlngefallenen  Gebühren 
auf  geistigen  ßetrSnkeu  nach  dem  durchschnittlichen  Jährlichen 
Netto-Brtrage  In  den  Jahren  1880  bis  und  mit  IS^  zu  ersetzen,  so 
wird  den  betroffenen  Kantonen  und  Gemeinden  bis  Ende  des  Jahres 
1800  der  daherlge  Ausfall  an  derjenigen  Summe  gedeckt,  welche 
den  Bbrlgen  Kantonen  nach  der  Tolkszahl  zukommen  würde,  nnd 
erst  der  Rest  auf  die  letztem  nach  Ihrer  Tolhsiahl  verteilt. 

Ausserdem  Ist  auf  dem  Wege  der  Bundesgesetzgebung  zn  be- 
wirken, daft  denjenigen  Kantonen  oder  Gemeinden,  für  welche  das 
Inkrafttreten  dieses  Beschlusses  eine  fiskalische  ElnbaTse  zir  Tvig«. 
haben  kann,  diese  Elnbufse  nicht  auf  einmal  In  Ihrem  rollen  ümfai^re, 
sondern  nur  allmähllg  bis  inm  Jahre  1805  erwachse.  Die  hiezn  er- 
forderlichen Entschädigungssummen  sind  vorweg  aus  den  im 
Artikel  82>>i",  Alinea  4,  bezeichneten  Beineinnahmen  zn  entnehmen. 


Gehört  zur  sog.  Älkoholrevision  (vgl.  zu  Art.  32 ''")  und  hat 
seine  Bestimmung  erfüllt. 
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Ö49. 

Anfschrift  der  Bundesverf.  73. 

Auslieferung  von  Verbrechern 
(Konkordat)  152,  458,  (Art.  67) 
457  ff.,  (Art,  70)  476,  477. 

Ausnahmegerichte  421  ff. 

Aufsersihlerkrawall  210. 

Ans w an derungs Wesen  298  f,,  30 

Auswärtige    Verwaltung   76,    ] 
539,  549. 


Auszug  (militärisch)  218. 

Banknoten  317  ff. 
Banknotenmonopol  278,  317  ff. 
Beamte  s.  Snbalternbeamte. 
Beamtenverantwortlichkeit  563- 
BeerdigUDg  s.  Begrab  nisplätze. 
Begnadigung  s.  Amnestie  u.  532. 
Bcgräbnisplatze  390  ff. 
Bericbtigungazwang  (Presse)  410. 
Bern  als  Bundeahauptort  564. 
Berner  Ki*chenkonflikt  375, 
Berufsarten ,    wissenschaftliche    s. 

wissenachH,ftlicbe  Berufsarten. 
Berufsgenosaena chatten ,    obligato- 

Beschlufsformel  68, 

Besoldungen  (Bundesrat  etc.)  536, 
538,  541  (Bundesgericht)  542. 

Betreih nngsverfahren  n.  Konkurs- 
recht  siehe  Justizgesetzgebune 
(Art.  64).  _ 

BinnenzGlIe  s.  Zollwesen,  im  üb- 
rigen  286. 

Bistumer  379  ff. 

Börsen  Sensalen.  B3rsenagenten282. 

Brandveraicherungsmonopol  279, 
302. 

Brautein zngsgebühren  408. 

Briefgeheimnis  s.  Postgeh  ei  mnia. 

Brücken  s.  StraTsen  u.  Brücken  SIS. 

Bruderschaften  {kirchlich)  386. 

Budgetrecht  509  ff.,  betr,  Bande»- 
bannen  speziell  511  ff. 

Bundesanwaltechaft  480  ff.,  552. 

Bundesbahnen  251 ,  Budgetrecht 
511  ff 

Bundesbank  320, 

Bundesbehörden  486  ff 

BundesbeschlÜEse ,  allgemein  ver- 
bindliche 524  ff. 

Bundesgebiet  85  f. 

Bundesgericht  551  ff. 

Bundesgerichtskanzlei  554. 

Baudesgesetze,  Begriff  523  f. 

Bundesgeeetzesinitiative  44,  48,  56. 


BuDdeskanzlei  551. 

Bundesrat  536  ff. 

Bondesrevinon  1831/S5:  »,  1S48:  11, 

20  ff, 
BoDdfiSBtrafrecht  552. 
BondeaBtrafrechtepäe^e  552. 
BnndeBverf&SBungsinitiative  568  ff. 
BundesverfaBfinngereviBioii  566  ff. 
BwndeaverniCg-eii  325, 
BundesyerBanimlaDg  488  ff, 
Bund  esz weck  89. 
Bündnisse  der  Kantone  unter  sicli 

144,  des  Bundes  mit  answftrtiiFen 

Staaten  158,  I6S. 
Bürger-  u.  Eorporationagüter  328, 

839  f. 
BOi^rliche  Angelegen  heilen  328. 
BüT^erliche  Rechte  s.  Rechte  der 

Borger  n.  zivilrech lli che  Verhalt- 
Bürgerliche  Rechte   n.  Ehren  351. 
Bflrgenecbt  842  ff. 
Bufsen  des  Bundes  s.  OebOhren  u. 

Bufsen. 

Christ-katholische  Kirche  381  f. 

Dekrete  e.  Bundeabescblüsse,  all- 

Ssmein  verbindliche. 
egierte,  eidg.,  a.  KommisBare. 
Demokratie,  reine  n.  repräsentative, 

138. 
Departementalf7Btem    (Bundesrat) 

550. 
Di&ten  (Nationalrat)  497,  (St&nde- 

rat)  502. 
Dietikoner  Schulreknrs  259. 


Domizil  428  f. 
Doppelbesteoernng,    Verbot  356  ff, 

Doppelinitiative  54,  56. 
Doppelsouverän  etKt  s.Sonver&netät. 
Dfimtener  Rekurs  384. 

Ehe  s.  Zivilstand  n.  405  ff. 

Ehehaften  283. 

Eichstätte  s.  Mafa  n.  Gewicht. 

Eid  (Art  49)  366  f. 

.Eidgen  SasiBch"  74, 

oidgenÖBsische     Konkordate    146, 

545. 
Ei  dgenSssisches  Recht  198. 
Eingang  zur  Bnndeeverf.  66. 
Ei  ngangsgebühren  von  Wein  nsw, 

s.  KoDsumogebühren. 


,  BahwaiK.  BnndwnrfMnng. 


Einzelkompetens  v.  Nationalrat  n. 

ätSnderat  521  f. 
Eisenbahnen  248. 
Eisenbahngesetzgebuog  235,  248. 
Eisenbafansnbvention  251. 
Entwurf,  ausgearbeiteter  s.  Boudes- 

verfassnngsinitiative. 
Epidemien  u.  Viehsenchen  463  ff. 
Erbschaftssteuer  446. 
Erfindnngascbntz    s.    JustiagssetE- 

gebung  (Art.  64). 
Eventualabstimmung  570. 
Exekution,  eidgenössische,  201, 506, 

548. 
Exekutive  548. 
Expropriation  237. 

Fabriken  298  ff.. 
Falachwerben  s.  Werbung. 
Feiertage  (Art.  49)  367. 
Finanzen  des  Bundes  324  ff. 

FinanzTcferendum  52S. 

FinanzzöUe  266. 

Fischerei  243. 

Forstgebiet,  eidgenössisches,  242. 

Forstpolizei  H.  Wasserbau- n.  Forst- 
Freie  Kirchen  877. 

Freie  TAti^keit  des  Staates  92. 

Freihander266, 

Freiheitsrechte  133. 

Freipäaae  (Zollwesen)  269. 

Frei  seh  arenzüge  205,  209,  405. 

Freizügigkeit,  wissenschaftliche,  s. 
wissenschaftliche  Berufsar  ten ; 
persQnlichcs, Niederlassung;  öko- 
nomische, e.  Doppelbesteuerung 
u.  Abzugsrechte  n.  Zugrechte,  n. 
(Art.  63)  447. 

Freizügigkeitavertrage  172. 

Fremdenlegionen,  -regimenter  190, 
191. 

Fremdenpolizei  s.  politische  PoliceL 

Cianzkantone  83. 

Garantie  des  Bundes  126  ff.,  133  ff. 

Garantie  vertrage  des  Bundes  für 
auswärtige  Staaten  158. 

Gebrannte  Wasser  288  ff.,  575. 

Gebühren  und  Bufsen  des  Bundes 
325. 

Oegenrecht  s.  Gleichstellung. 

Gegenrechts-  n.  Gegenseitigkeit»- 
erkiamugen  des  Bundes  165. 

Geheimpolizei  s.  politische  Polizei. 

Gehör,  rechtliches  116  f. 

Geistliche ,  in  Schalen  258,  als 
Zivi  Istandsbeamte  898,  im  Natio- 
nalrat 495  (s.  auch  weltlicher 
Stand),  im  Stgnderat  499. 
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Geigtliche  Geriehtobarkeit  421  ff. 
Geldkontingente  927. 
Oeldekala  b.  OeldkontingeDte. 

Gemelngebiete  85. 

GeDehmlguDE  129. 

Genfer  WahlunnibeD  209  u.  Genfer 
Streik  210. 

GeuufBmittels.Leberismittelpolizei. 

GeriditsBCanddeB  Wohnortes  425  ff. 

Geaam  tenieDerung(Nation  alrat}495, 
(Bundeai-at)  540. 

OeBamtkantone  83. 

Öesamtstaata  Wahlkreis  s.  Wahl- 
kreise (National  rat). 

Gesandte  e.  Repräacutanten,  eidgen. 

Oeechäftebericnte  515, 

Gesch&ftBreglemente  des  National- 
ratea  und  des  Stfinderates  518. 

Geschäfts  verkehr  zwischen  Natio- 
nalrat, Stand  erat  u.  Bundesrat 
518. 

Geschworene,  eidgen.,  s.  Schwur- 
gerichte. 

Gesetzesiniative  s.  Bundesgesetzes- 
initiative. 

Oewäbrleistang  s.  Garantie. 

Gewaltentren QUDg  115  fT. 

Gewaltsrecht  199. 

Gewerbebetrieb,  Besteuerung  280. 

Ge werbe ^eih ei t  s.  Handele-  u.  Ge- 
werbefreiheit. 

Gewerbepolizei  282  tf. 

Gewerbesteuern  281. 

Gewicht  s.  Hafs  n.  Gewicht. 

Glaubens-    und    Gewissen  sfreibeit 

Gleichgewicht ,    finanzielles ,    des 

Bundes  »28. 
Gleichstellnng  436  ff. 
GIficksspiele    s.   Spielbanken    und 

Lotterien. 
Gold-  u.  SilberabAlle,  Bundesgea. 

betr.  105  f.,  284  f.  450. 
Gold-  u.  Sitbecwaren,  Bundesges. 

betr.  105  f.,  284  f.,  450. 
Grabgel&ute  404. 
Grenz  berein  igunf;  od.  Grenzberich- 

tigung,  u.  Grenz verftnderung  84. 
Grenzperträge  175  ff. 
Grofsmacht  s.  Kleinstaat. 


Handelsreisende  105  f.,  281.  285. 
Handels-  u.  Ge Werbefreiheit  273  ff. 
Uandinngsfllhigkeit  s.  Justizgesetx- 

gebuDg  (Art.  64). 
Hauptabstimmung    s.    Bundesver' 

fosBungsrer  ision . 
Hauptspiachen  s.  Nationalsprachen. 


Hausiergeaetz,  eidg.,  285. 
Hazards^iele  s.   Spielbanken    nnd 

Lotterien. 
Heer  s.  Bandesbeer. 
Heilsarmee  .<t74,  378. 
Heimatalose  462  f. 
Heimatsprinzip  im  Annen wesen  s. 

UnterstGtziingsbedilrftigkeit,    in 

der  Rechtsordnung  a.  sivilrecht- 

liche  Verhältnisse. 
H ei mats schein  347,  349. 
Uerrschaf tsrechte  108. 
Hilfskaesen    der    Eisenbahn-    und 

Danipfscbiffgesellschaften  302. 

Initiative   (Volks-)    s.    Bundesge- 

setzeeinitiative,      Bundesverfta- 

sungsinitiative    u.    Verfassongs- 

initiative. 
Initiative  (gewöhnliche)  534  ff.,  542, 

548. 
Inkompatibilität  (Nationalrat)  496, 

(Ständerat)  500,  (Bundesrat)  540, 

(Bundesgericht)  553. 
Instruktion  (der  Abgeordneten)  530. 
Instruktoren  195. 
Interpellationen  515. 
Interpretation,    authentische    (der 

BundesTersammluDg)  526. 
Intervention,  eidgen.  201,  212,  506; 

bewaffnete  203. 
Intervention  Brecht       (Völkerrecht- 

lieh)  15. 
Invalidität»-  u.  Altersversicberung 


Jagd  243. 

Jesuiten  383  ff. 

Jurisljscbe  Personen,  betr.  Becbta- 

gleichbeit  111  ff. 
Jurj,  eidgen.,  s.  Stthwnrgerichte. 
JustisgeHetzgebung  (Art  64)  448  ff.. 

(Art.  64  fcS)  451  ff. 


tat. 

Kantone,  als  Bestandteile  des  Bun- 
desstaates 79. 

Kantonsbürgerrecht  d.  Kantona- 
bQrger  S28  S.  (Art.  43),  342  ff. 
(Art.  44),  435  ff.  (Art.  60). 

KantonBeinwobner  a.  Kantonshtli- 
ger  (Art.  60). 

Kantonsinitiative  s.  Initiative  (ge- 
wöhnliche). 

Eantonsrechte  65. 

Kantonsreferendnm  h.  Bnndesgfr 
aetzesreferendom,  speziell  529,  n. 
Bundes  V  erfassungBreferendniti. 


Kanzler  b.  BnndeBkutzleL 
Kapiitiilierter  Dienst  188. 
Kleinhandel     mit     geistigen      Gie- 

tränken  283,  SJ92  T 
Kleinstaat  159. 
Klöster  388  S, 
Kommissare,  eidgen.,  202  f. 
Kompetenzen    des    Bandes    8S  ff_ 

101  ff. 
Kompetenz- Kompetenz  101. 
Kompetenz  Streitigkeiten    ziriscben 

Bund  o.  Kantonen  515  f.,  556  ff. 
KoDfeesionsfreiheit  872. 
Kongregationen  385,  389. 
Konkordate  145,  545. 
Konkarsrecbt    a.    Betreibnnga ver- 
fahren u.  KonkorereehL 
KonakriptionssjBtem  214. 
Konanmogebühren  286  S. 
Konventionalstrafen  (vor  Art.  31} 

276. 
Körperliche  Strafen  453. 
Korporation  Bgüter    s.    Bürger-   u. 

Korporation  agüter. 
Kranken-  und  Unfallversichening 

802  ff. 
Kremation  s.  Beerdigung. 
Kriegsdienst,  fremder,  191. 
Kriegsfonds,  eidgen.,  325. 
Kriegsrecht  zwischen  den  Kantonen 

14$;  des  Bundes  mit  auswärtigen 

Staaten  157. 
Kalturkampfbeetimmiuigen  48,  864. 
Knltusfreiheit  364,  371  ff. 
Kultussteuera  368  ff.,  574. 
Kündigang  von  Konkordaten  (bezw. 

Rficktrift)  147  f.;   von  Vertrftgen 

des  Bundes  165. 

I^achat-AfiUre  875,  380. 
Laisiemng  s.  Terbürgerlichnng. 
Landeskirche  372. 
Landwehr  n.  Landstarm  218. 
Landwirtschaft,  Buudesgesetzgeb. 

betr.  98,  465  f. 
Lausanne,  Sitz  des  Bnndesgerichtes 

564. 
Lebensmittelpolizei  466  ff. 
Liditensteiger  Scbulrekurs  259. 
Linthwerk  Kiö  f. 
Lockspitzel  s.  politische  Polizei. 
Lohnzahlung  n.  LohnabzGge  801, 
Lotterieanleiben  307. 
Lotterien  305  ff. 

Mandat  imperatif  s.  Instmktion. 
Hariahilfreknis  376. 
MaTs  n.  Gewicht  822. 
Haiimalarbeitstag  801. 
Uedizinalpersonen  297,  574. 


Hennülod-Handel  379,  472. 
Militär  u.  MilitArbeamte  193. 
Milit&ranstalten  232. 
Militftraufgebot  203,  219. 
HilitJirgesetzgebung  222,  223. 
Hilit&riapitulationen  162,  188  ff. 
HilitäroTganisation  s.  Milit&rgesetz- 

gebung. 
Hüit&rpensiouen     und    Entschädi- 


Milit&rptlichtersatz  212,  217,  826. 
Milit&rstrafgerichtsordnnng  223. 
Militärversicherung  216,  223,  305. 
Hilit&rrerwaltung    219,  222.    228, 

549. 
Monopole  277. 

Monopolisierung  s.  Wasseikr&fte. 
Hotion  s.  Initiative  (gewöhnliche). 
Münzwesen  315  ff. 
Muster  u.  Modelle  s.  Justizgeseti- 

gebuDg  (Art  64). 

Mahrungsmittel    s.    Lebensmittel- 
Nation,  schweizerische  72. 
Nationalrat  489,  490  ff. 
Nation  alsprachen  564  f. 
Nationdtruppen  (i.  Gegensatz   zu 

Fremdenlegionen)  191. 
Neutralität  157. 
Niederlassuiig^817  ff. 
Normalzahl  (Wirtschaften)  ^8. 
Nutzungsgüfer  340. 

Obtisationenrecht  s.  Justizgesetz- 
gebung  (Art.  64). 

Obligatorischer  Unterricht  s.  Schul- 
zwang. 

öffentliche  Werke  2S3  ff 

Öffentlichkeit  der  Verhandlungen 
(der  Bundesversammlungl  536. 

Ohmgelder  s.  KonBamogebühren. 

Oktrois  287. 

Orden   (Art.  12)   192  ff.;   (kirchlich) 


PauBcliereien  (vor  Art.  81)  2H4. 

Parlamentarische  Kontrolle  514. 

Partialrevisionen  1866:  85,  seit 
1874:  48  ff.;  Begriff  54  ff.;  s.  auch 
Bundesve  rfaesun  gsrevision. 

Partialverfassungsinitiative  52,  55. 

Patentsteuem   s.    Gewerbesteuern, 

Pensionen  (u.  Gehalte,  Titel,  Ge- 
schenke, Orden:  Art.  12)  192. 

Persönliche  Ansprachen  430  f. 

Petitionsrecht  419  ff. 

PharmakopCa,  schweizerische  297 1 
37- 


PolitUche  Polizei  (Art.  70}  468  ff., 

482,  483  ff. 
PolitiBche   u.    poli  seil  i  che    Oanm- 

tien  582,  564. 
Politische   Rechte    l!t3,   328,   386, 

361,  367,  455,  457. 
Politische  Verbrechen  u.  Vergehen 

(Art.  161  207,  (Art.  65)  455,  (Art. 

70)  476,  477,  (Art.  112)  556. 
Politische   Verträge   der   Kantone 

nnter  sich  144;  des  Bundes  mit 

Misw&rtieen  Staaten  159,  165  f. 
Polytechnikum  252  ff. 
PoatgeheimDis  311. 
Postkonzession  811. 
Post-  u.  Telegraphen  wegen  308  ff. 
Fostalate  515. 
Prämienanleihen  807. 
Präsidentschaft   (Nationalnit)  496, 

{St4nderat}  501,  (Bundesrat)  541. 
Prefsfreiheit  408  ff. 
Prersvergehen  (Art.  67)  457  ff. 
Primarschnle  252,  257,  262. 
Privilegien,  betr.  Rechtsgleichheit 

120  r 


Prorogierte  Instanz  (Bundesgericht) 

555. 
Pulver  8.  Schiefapn  Iver. 


Rechte   der  Bürger  126  n.    132  f. 

(Art.  5),    363    n.   865   (Art.  49), 

559  (Art.  113). 
Rechtliches  GebCr  444. 
Eecbtsgleichbeit  108. 
Rechtshilfe  441. 
Rechtskraft  (Art.  61)  443. 
Rechtsvertr&^  144. 
Bechtsrerweigerung  117. 
Referendam  s.  Bondesgesetzesrefe- 

rendam,  Baadesver^sungsrefe- 


Verfaasnngsrefen 


rendnm 

dum. 
Regalien  277. 

Beiseentacfa&dignngen  488,  539. 
Reislanfen  188. 
Repräsentanten,  eidgen.,  203,  505, 

522. 
Requisitionen  (Bechtshilfe)443, 445, 

462. 
Reserve  (miliULrisch)  218. 
BetoTsion  s.  Gegenrecht 
Revision  a.  VerAssungsrevision. 


BeziproEit&t  s.  Gegenrecht. 
Rogatorien  s.  Requisitionen. 
Rßrelispiel  307. 

Racktntt  von  Eonkordaten  s.  Kün- 
digung. 


Sachkundige  -550. 

SttkularisatiQU  e,  Verbürgerlichung. 

Salzregal  278. 

Schächtverbot  6,  53,  245. 

Schiefannlver  323. 

Schneebruch  ät.  Gotthard  271,  273. 

Schuld  betreibnng  s.    Betreibnngs- 

Schnldner,  anfrechtstehender  ^4  ß, 

Scbuldverhaft  424  u.  434  f. 

Schulen  252. 

Schulpflicht  (Art.  49)  366;  s.  auch 
Schub  wang. 

Schulzwang  [Art.  27)  258. 

SchntEzÖlle  266. 

Schwach-  u.  StarkstromanUgenSlS. 

Schweiz  erbSrger  u.  Schweizerbür- 
gerrecbt  (Art  43)  328  ff. ,  (Art  44) 
344,  (Art.  60)  435  ff. 

-Schweizerisch"  74. 

Seh weizerregim  enter  s.  Fremden- 
regimenter. 

Schwurgerichte  (eidgen.)  S&2,  55S. 

Sekten  877. 

Selbsthilfe  196  ff. 

Selbstkonstjtuierungsrecht  15. 

Session  u.Si  tzung(BuDde8veTeamm- 
tung)  518. 

Seuchen  s.  Epidemien  nnd  Vieh- 
seuchen. 

Silvestrellinovelle  412,  482. 

Sitz  der  Bundesb  eh  Orden  564. 

Solennitatsformel  66. 


Souverlnetät  95  ff. 
Spielbanken  306  ff. 
Spielkartenmonopol  278. 
Staatsgelder,  eidKen.,  828. 
Staatsrechtliche  Streitigkeiten  xw. 

Kantonen  515  f.,  556. 
Stabiohandel  209. 
St&nderat  489,  497  ff. 
Standesttimmen  571  ff. 
Starkatromanlagen  s.  SchwAch-  n. 

Starkstromatuagen. 
Stehende    Trappen     s.     Truppon, 

stehende. 
Stimmpflicbt  (Art  49)  368. 
Stimmrecht  328  ff.,  361,  (National- 

rati  494. 
Stranftlle  (Bundesgeridtt)  556. 


Strafrecht  s.  JustiigeBetigebung 
(Art  64  »1«). 

Stnfsen  n.  BrAckeii  31S. 

StTaTeen,  VerfügunKen  über  die  Be- 
natzunff  (Art  31}  280. 

Sabaltenibeamtung  486,  487,  505, 
538. 

Subrentionen  (i.  allg.)  56,  (Land- 
wirtschaft) 93,  (Bff,  Werke)  236, 
(EUenbabnea)  251,  (VolkescbDle) 


TsKgelder  488,  5S9. 
Teuemenemng   a.  Geaamtemene- 

mng. 
TralwablkTeiBeB.WablkreiM(Nati(i- 

Tele^ßhengeheininie  n.  Poetge- 
heimmi. 

Telegraphen weaeu  b.  Post-  n.  Tele- 
graph eil  weaen . 

Telephon  a.  Poat^  u.  Telegrapheii- 

Telephongeheimnia  a.  Poatgeheim- 

Terri'torialhoheit  413. 
Territorialprinzip  im  Armenweaen 

B.     UnterstütziingabedüHligkeit ; 

in    der  Reehtsorannog  b.  airil- 

recbtliche  VerhUtnisBe. 
Teaainer  Wablannihea  n.  TeBainer 

Revolution  210. 
Todeaatrafe  453. 
TotabeviBionenl872:  39,1874: 45 ff.; 

Begriff  54  ff.;  b.  auch  Bnndeaver- 

faaaa  ugsrevi  a  ion. 
Trennung  von  Kirche  a.  Staat  372. 
Trappen,  stehende,  194. 
Truppen  anfgebotB.  Mititfiraufgebot. 
Truppen  einleiten  (TruppenkSrper) 

des  Bnndes  u.  der  Kantone  SlSff. 


Umwandlung  von  Oeldachnlden  a. 

SchuldverhafC. 
UnfellTeraicherang  b.  Kranken-  u. 

Unfall  versieh  erung. 
DniTersitftt  252  ff. 
Unterrichtsanstalten,  hShere,  252  ff. 
Unterrichtszwang  b.  Schnlzwang. 
UnterBtütinngabedürftigkeit  359  f. 
TJntertanenlanda,  -verhaltniBBe  108, 

12i. 
Uran  trag  b.  InitiatiT  e  (gewöhnliche). 
Urheberrecht  b.  JnatizgeBetzgebnng 

(Art  64). 
UnpningBEengniBBe  fBr  Getrftnke 


Verantwortlichkeit  der  Beamten 
8.  BeamtenTerantwortlichkeit 

Verbannen  342  ff. 

Verbindlicbkeit  der  Bandeageaetze 
Hsw.  563. 

Verbrennung  s.  Beerdigimg. 

Verbürgerlichnng  tod  Kultuaein- 
richtnngen  364. 

Vereinigte  Bundes  Versammlung 
522,  ^  ff. 

Vereinsrecht  412  ff. 

Verf aesn  ngsi  n  itiatire.ksntonal  e  139. 

VerfasBungsmftfsige  Hechte  der 
Bürger  126,  516,  556  ff. 

Verfasanngsm&rsiger  Richter  421  ff. 

Verfassungsrecht  3. 

Verf aaBungarefere  ndum,kanto  nalea, 
139. 

VerfaaBnngBreviaion  s.  Partialrevi- 
sionen u.  Totalrevisioncn. 

Verkehrsrecht  {im  Gegensatz  cum 
VertragsrecM)  143,  183. 

Verkehrs  vertr&ge  der  Kantone 
unter  sich  144;  des  Bundes  mit 
HDBwärtigen    Staaten    160,  166  £ 

Verordnungarecht  (Bundesrat)  548. 

Verpflegung  u.  Beerdigung  armer 
Angehangen    anderer    Kantone 

VersammlungBrecht  s.  Vereinsrecht. 

Versiohemngawesen  298  f.,  802. 

Vertrfige  der  Kantone  mit  dem 
Ausland  181  ff. 

Vertrags  kompetenz  des  Bundes ; 
im  Verhftltois  zu  der  der  Kan- 
tone 160. 

Vertragsrecht  (im  Gegensatz  zum 
Verkehrerecht)  143;  der  Schwell 
(veikerrecbtiich)  156;  der  Kan- 
tone mit  dem  Ansland  178. 

Verweisen  a.  Verbannen. 

Viehseuchen  b.  Epidemien  u.  Vieh- 

VogeUchutz  243. 
VoDuanregung  b.  Volksinitiative. 
Volksbewaffnung  216,  217. 
Volksinitiative    s.    VerfaBSUngsini- 
tiative  u.   Bundes verfassungsini- 

Volkarechte  65,  77,  132 f.;  s.  im 
übrigen  Freiheitsrechte  u.  Politi- 
sche Hechte. 

Volksrefeiendnms.BundesgeBetzefl- 
referendum,  speziell  529,  n.  Bun- 
de ST  erfasBungaref erendn  m , 

VolkBachulBubrention  262. 

VolksBOUVer&nctat  137. 

Vorabstimmung  s.  Bundesverfaa- 
BungBre  Vision. 

Vorrechte,  politische,  106. 


Wählbarkeit  s.  Wahlffthigkeit. 
Wahlfähigkeit  (Natiocalrat)  494  f., 

(Bundearat)  540,   (Bundeagericht) 

558. 
Wahlkreiae  (im  allKemeinen)  122  ff., 

Nationalst  492  T. 
WahlprogTamtn  b.  Inatruktioa. 
Wappen,  eidgen,,  566. 
Warenpolizei    s.    Lebensmittel- 

poliiei. 
WuBeibau-    n.    Forstpolizei    235, 

240  ff. 
Wasserkräfte,  HonopoliaieruDg  239. 
Wehrpflicht  212. 
Weltlicher  Stand  e.  Wahlfähigkeit 

(Nationalrat). 
Werbung  191,  552. 
Wildwasaer  242. 
Wirt«cbaft8gewerbe  28»,  292  f. 
WiaBenBchattliche    Bemfaarten 

294  ff.  575. 
Wohnorts.  QerichtastanddesWohn- 

Wohnsitz  a.  Domizil. 


Zeatralpoliteibnreaa  552. 
Zivilklagen   von   nnd    gegen    den 

Bund,  Gerichtsstand  5ß.>. 
Zivilrecht    b.     JastiigeaeUgebong 

{Art  64J. 
Zivilrechtliche  Streitigkeiten  (Bon- 

desgericht]  554. 
Zivilrechtliche  Verhältnisse  356  ff. 

861. 
Zivilstand  399  ff. 
ZoUansIfisungsverträge  272. 
Zollentachädigangen  271  f. 
ZoUiniative  £t. 
Zollwesen  26S  ff. 


anch  AtifeersiblerkrawalL 
Zwangsgcnossensc  haften  283. 
ZwaiigBknrs  319. 
Zwangsmandat  e.  Instruktion. 
Zwei  frankeninitiative  s.  ! 

tive. 
Zweikam  merB;fstem  488. 
Zwfilfstimmen  System  573. 


Piennche  Hoftnicbdnicker^  SMpliu  Ggi)wl  ft  Ca.  t 


'^0Tetafi  von  $.  ^ftrtng  in  ^terCin. 

(3u  begieß  but<^  alle  Sut^^anblungcn.) 


fieatbeitet  non 
Dr.  aibolf  9tnbt,  ^wftfTor  in  Jtaniglbtrg,  Dr.  Sranj  8ernf|Sft,  Vrofeffoi 
inSoftod,  Dr.  «orl  «irtmentE,  ^toMot  in  TOÜiK^eti,  Dr.  ffitwtn  ßttuebet, 
^tofeffoT  in  mfint^tn,  Dr.  ^tiebiit^  ^eilmonn,  $tofcf(oi  in  Stüni^en, 
Dt.  ¥aul  $inf(§iue,  6«^.  Suftiitot  unb  ^toft^ez  in  Snßn,  Dr.  gtintii^ 
Dtto  Seemann,  &^.  Su^rat  unb  $Tofeffor  in  Vtaxiat^,  Dr.  ^laiig 
fiton^atb,  ^roMoi"  in  ffiarburB,  Dr.  flarl  d.  £ilient|a[,  {tofrat  unb 
^MfefloE  in  S<eibel6«fl,  Dr.  Sranj  o.  Siäjt,  ßleft.  3ufttjtot  unb  ^wfeflot  in 
Berlin,  Dr.  ^itebti^  Stein,  ^rofcffor  in  ^aUe. 

(eTOuSsegcbcn  von 

Dr.  §ittKi  ^irkweifer* 

$toftffat  bei  «e^le  in  SRQnittn. 
gmtUt,  iitiiti^  itMgnicBeifrtt  nnh  vtnuiitt  Jlnffage. 

Sej.-S".    9».  »2,—.    ®ebunben  M.  36,—. 

ViHfilniM  iH  ki(  IUMmn*M\H»H  van  Di.  f  cdIii  «lutBtr,  «niftnin  In  Slfln4ni. 

SU  r*Ml1«(  «(«1  Diin  Qr.  ^tini  Ston(ait>,  !pToftf<ai  In  narbuig. 

ftnttAc  RR|tH*I>tl4M  Mk  ViNBkjRt*  ke*  »nKAni  >rlMtn4t*  oan  Dr.  «elnil«  Ollo 

St^niinn,  Se^,  SaFtljtat  unb  Vroftfloi  In  Rartuig. 
>■»  »rinli««  Nmi  Dsn  Dr.  gioni  ecrn^lltt,  VriftHoT  In  Wofiod. 
Anke»-,  Cc«-  HKk  Sc4f(InAI  obi  1>t-  Stlntli«   Ctto   eetmann,   et»,  auftlltni  nab 

»toftf  or  In  Matbara.  

CtnttrtAl  uk  BmMfnwidcAl  mm  Dr.  Hbolf  «inbt,  ^rofn«  <n  Jtanigltng. 

9at  8ikU»rait|R4t  si>nI>t.  gclcbil«  «Kin,  ¥ro(tffor  In  ftnll«. 

ftMtaXn«  Utk  aiut«vl»n|t|  Dun  Dr.  grUbil«  «•Unann.  Vtaftn»  in  n<ln4«i. 

>■•  Ctrafmll,  kU  BtiHavlnfrcAl  son  Dr.  xarl  eitlmtig».  «rolenot  <n  KUmtm. 

Sa*   CR«l»njetw4t.  k«*  MI(ltlTtiif|criAt»«trfa|mi  non   Di.  Jlari;ii.  Sllltntkal, 

^aptat  unb  ^>t*Ä><  In  {)clb(It«g. 
S«l  «IRrnnlt  »on  Dr.  gianj  ».  SUji,  St»,  auflf"!  mU  Vitoftflor  hi  »«rllii. 
>■*  ftIvAtRMdll  ssn  I>t.  Vau!  ^Infi^lul,  Sti.  Sufllirat  unb  VroltHitr  In  Btrlln. 


SbI  bdu  bm  tü^mllitfl  itlannttn  unb  nelnerbitllttm  Bnft  fi^iin  ni4  mtnlgtn  ^abmt 
tint  ntnt  Vuflagt  ntlmtnblg  stmatlitn  in,  tnsttH,  bat  du  Stbilifnlf  naij  einer  bnnttigcn 
•nciillopftbU  ttftanb  unb  bat  bntn  boid  »l|itn[Ebaftll4ti  iBtrt  abttall  anntnnnt  unb 
flnsuiklat  DiTbRi  iR. 

XUanunbSItttablbraeTpnKHfCaBtilnkfcRgitalttntBnben;  bliSaiFleaung  liRg(T4IAII{ietn 
CitnldflDna  Ismlt  bti  3ltitlli|tten(n  Rnb  bH  bei  SarpcauDg  btr  tlnjclntn  i;l*jl;)Iln  gtrtunben, 
fbimw,  balflt  fMMbleShtulInwbtTtttttfTtnbtnSIltiiillnBribtn.  Xabuiit  Ifl  eeT<tUIf<><4tl> 
ani  nt<ifliklll4(*tl  brt  Hamtn  irttl^t  naibtn. 

SAt  «mellt  ainflagt  IR  naflnit  narbcn  burtt  <ocl  mm  Kbfitnlttt:   bot  squiltlrftisfmbl 

Enra«)  Hnb  bat  SHlltarnnignlittlDKfabtcn  Id.  euitnlbal).  bntn  «ulna^ne  bil  bn  otflnt' 
:(Äen  »(boibing  blcfs  fflotnini  unb  bei  I^ir  vTiKI|4ni  ffll^tigte!!  fili  bielmism  ^Rfonni, 
Btbttiinlflen  unin  bnlctntbinEn  In  nftn  EInir  bitnm  tod,  nnumglingllA  tr(4lni.  Suf  ba 
•nbmtn  fitltt  iR  bit  Dorfttnung  bei  lünlMtn  9)t4l«  auf  btn  icfAdbtntin  Snurn  )udl(Igtt>l4it 
nan*a,  bei  frintr  nunrnt^rlgen  eitüung  all  elntr  rein  vtgpabtutl|4tn  Qtn<nfitatt  tnlfpre^cn 

'«I«  «nciiHotiable  bn  SKAHmltHnliSoft  non  eftfnuorr  tR  tln(  Im  Sinne  bei  aHaemeln. 
vtrBInkllitrtlt  nnfatti,  aber  ailflen14ajtlld  gr'- 
R*4tl»in<nt4aft,  nl4t  ni^,  aber  aB4  i '  " 


(3u  kiie^en  bur4  oUc  Sui^^anUungen.) 


iTeiirbud)  it$  Mrgerltd)en  Hediteei 

Dr.  «milritr»  |Rattlri«|t. 

fiofiflDi  in  btt  nnlDccpUt  ttoRoif. 

:-= —  Slrttte  iKk  iritrtt  cmtitmc  mt  vcrlcffcrtt  X«f(t|c 

Jwct  jBtett. 
8t.  8».    W.  26,— .    ®e6unbeti  ffl.  29,— . 

yter  JtllftKflnt  fpic^m  am  fieflen  für  ben  0*|n  n)ifnir4«fU14a>  a>CCf 

befi  bebeutenben  SBerfeS,  bai  in  Sinjel^eitan  fl4  verlietenbc  AonttoDerfm 
Dmnnbtt  iinb  in  nollf^änbiget  fqfttmatif^ei  3)<iiftellung  im  mefmtli^ai 
baSienigc  gibt,  maS  ieber  pialtif^e  Sutifl  untei  allen  UrnftfinbcK 
im  ®tb&d)tn\S  ^aben  mug-  —  3)ie  neue  3(uf[age  berfitffic^tigt  bü  flefamtt 
Siterotui;  bei  Sttignltc^en  Sefelfbui^ea  unb  bte  fintlUvmtfttfti*  \limtli^tx 
beutftficn  Staaten,  fo  bog  ba«  »u<4  in  feinei;  SoIIftanbigteit  unb 
guDCtiafFtaleil  aKen  anbtten  V0rtMSttL  —  3)ut(4  baS  oulfa^Tlid^e  Slegifter 
)u  ben  ^ragrapgen  btS  $ürgerli<ten  SeFe^buiieS  unb  beä  SinfA^tunglgefelci 
)U  biefem  tann  haä  Se^rbut^  oon  Watt^iag  aui$  alä  Jl«mK»K(ltC  benu|t  nwcben. 
X[S  fdlt^cr  ifi  ed  ber  wi^rKf^of  R4  (nKttragnibfle,  nelt^  esiftiert 

3>ie  Kiitil  ift  barin  einig,  bag  bal  3Gei!  in  reiner  Sefc^hiffen^eit,  in  friwr 
fnoptien,  lEaten  SofT^iiS  ba«  neue  SDec^t  in  mufiet^aftei,  aitmali  mi^uoerpe^cnbci 
^oim  bar^effi 

«ue  biefem  @ninbe  ifi  tS  bei  btn  ©ent^ten  in  $reuften,  Saqttit, 
Gaffen,  SBtltrttembetg,  ffietfUnbutg,  Reffen  empfohlen  unb  allgemeia 
im  •Sebraut^. 

Das  Bundesstaatsrecht  der  Schweiz. 

Geschichte  und  System. 

Von 

Dr.  J.  Schollenberger. 

Professor  fßr  SchweizeriBches  öffentliches  Redit  an  der  Universitit  ZfiridL 

Gr.  8°.    M.  7,—.    Gebunden  M.  9. — 


Politik 


In  systematischer  Darstellung:. 

Von 

Dr.  J.  SchoUenbergrer, 

Professor  fUr  Schweiierischei  SScDtliches  Recht  ui  der  UniTenitU  Zflrich. 

Gr.  8".    M.  6,—.    Gebunden  M.  8,—. 


Verlag  von  O.   Haring  in  Borlin. 

Staatswissenschaftlicfae  Arbeiten 

(Festgaben  fUr  Kniet). 
Herauagegeben  von  0.  T.  Boenlffk, 

Gr.  8».    M.  10  — 

9a«  $taaf«red|t  tfta  ^euffdisn  ßeii^e». 

«on  Dr.  3l»«lf  JkVaM, 

Vroltfler  Cn  9t^tt  ee  B<t  QnlDtittlilt  XlBlglbag. 

ätS-S".    3R.  20.-.    Btfiuntien  9».  23.—. 


Die  Lehre  von  den  Staatenverbindungen.  Or.8«.  h  7  20. 

Die  rechtliche  Natur  der  StaatenvertrSge.  or.  s«.  u.2.-. 

Das  Recht  der  Minoritäten.    Gr.  s".  h.  1.20. 

Das  Recht  des  modernen  Staates,    srstar  Band. 

Gr.  8».    M.  16.-.    Gebunden  M.  18  ~. 

Die  anarchistische  Bewegung  in  der  Schweiz 

von  ihreo  AufSngen  bis  zur  Gegenwart  und  die  iatemiitioDftleii  Fübrar. 
Von  Dr.  Jnr.  J.  Lai^bftriL 

Gr.  8».    M.  10.-. 

Das  Völkerrecht 

aystematUcb  dargestellt  tod  Dr.  Frans  t.  Uszt, 

D.  e.  Fror«»r  der  Bechte  >d  der  DoiTenitkC  Barlia. 

Dritte  AnfUge. 
Gr.  8».    M.  10.—.    Gebunden  M.  12.—. 

Das  parlamentarische  Wahlrecht. 

Von  Oeorg  Ke;er. 
Herausgegeben  von  Qeorg  Jalllnek. 
Gr.  8».    M.  16.—.    Gebunden  M.  18.—. 

Dr.  J,  SehsUenbei^er, 

Proraner  fllr  SchvaiMrisah«  Offentlishes  Bnaht  ui  dar  ÜDlT«raiUt  Zflrloh: 

Das  Bandesstaatsrecht  der  Schweiz. 

Geschichte  und  System. 
Gt.  go.    M.  7.-.    Gebunden  M.  9.—. 

Politik  in  systematischer  DarstelluiKg. ' 

Gr.  8°.  M.  6.-.    Gebunden  M.  8 


ftr  Jlifitritt  IM  im  l»t»i|trtliil)ti  jiifr.   &i.  8». 
fit  itiattfä|t  l|riifil|c  im  jir|ltRti>t>  lifft.    @r.  8«.  i 

Flcrertehe  Honmahdruckerei  Stephan  Oeibal  &  Co.  in  Aluubatg, 


